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Die Strafgesetznovelle vom 19. Juni 1912. 
Von Josef Kohler. 


Das neue Gesetz über die Änderung des Strafgesetzbuches ist nicht sehr 
ergiebig geworden, und insbesondere Bestimmungen, die dringend wiinschenswert 
waren, wie über die Beschränkung des Wahrheitsbeweises gegenüber intimen 
Veröffentlichungen, sind ausgeblieben. Unterdessen wird sich ja, wofür die 
Ansätze gegeben sind, die Jurisprudenz hier kraft des Zivilrechtes unter aus- 
gedehnter Anwendung der §§ 823, 826 B. G. B. helfen und bei solchen indiskreten 
Veröffentlichungen den Täter mit einer gründlichen Geldentschädigung heim- 
suchen, auch die weiteren Veröffentlichungen verbieten. 

Der Hauptnerv der Änderungen der Novelle besteht in humanen Milde- 
rungen, indem in einer Reihe von Fällen die Möglichkeit der Geldstrafe statt 
-der reinen Gefängnisstrafe gegeben wurde. Dieses ist eine einstweilige Abschlags- 
zahlung, bis unser Richter in den Stand gesetzt ist, in kleinen Sachen, bei 
Geringfügigkeit des Wertes oder Geringfügigkeit der Schuld, ganz frei zu sprechen 
oder den Angeklagten mit einem Verweis abziehen zu lassen. So, was den 
Diebstahl geringfügiger Gegenstände betrifft. Allerdings bietet das Gesetz 
auch hier nichts vollkommenes. Dernburg hat einmal den Fall angeführt, 
daß jemand wegen Entwendung einiger Streichhölzer als Dieb bestraft worden 
sei. Daß der Fall je vorgekommen ist, wurde bestritten; immerhin aber kann 
er sich nach unserer Gesetzgebung ereignen, sofern der Richter nicht im einzelnen 
Falle die Freisprechung damit begründet, daß der Angeklagte doch offenbar an 
eine Lizenz geglaubt habe. Wenn man ihn hier strailos läßt, so nimmt man eben 
an, daß der Eigentümer auf diese Kleinigkeit keinen Wert lege, ebensowenig 
wie z. B., wenn jemand mit fremder Tinte einen Brief schreibt. Es wäre aber 
wünschenswert gewesen, eine allgemeine Satzung darüber zu treffen, daß über 
die Entwendung geringfiigiger Gegenstände hinweggegangen werden könne. 
Einstweilen ist die Bestimmung gegeben, daß die Entwendung geringfügiger 
Gegenstände aus Not bloß auf rücknehmbaren Antrag gestraft und nur 
mit einer Geldstrafe belegt wird; und eine derartige Wegnahme soll Entwendung 
und nicht Diebstahl sein, was wegen des Rückfalls und der etwaigen Diebstahls- 
qualifikationen bedeutsam ist. Auch die Privilegierung des Mundraubes wurde 
erweitert und auf andere Gegenstände des hauswirtschaftlichen Verbrauches 
ausgedehnt, und mit vollem Recht. Ich denke noch an einen Fall meiner Praxis, 
als ein armer Teufel in eine Scheune stieg, um ein Bündel Stroh zu nehmen und 
damit seinem kranken Kinde ein Bettchen zu bereiten. Man bestrafte ihn mit 
der mildesten Strafe des Einsteigediebstahls, nämlich mit 3 Monaten Gefängnis. 
welche Strafe für diesen Fall doch eine unerhört harte genannt werden muß. 
Jetzt ist durch Ausdehnung der Mundraubbestimmung abgeholfen worden. 
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Auch andere Fälle sind durch Zulassung einer Geldstrafe gemildert worden. 
Diese Milderung wäre nicht so dringend notwendig gewesen, wenn unser Gesetz 
dem früheren badischen Strafrecht gefolgt wäre, welches bei Personen gebildeten 
Standes, also bei Leuten, welche einen besseren standard of life gewohnt sind, 
die Gefängnisstrafe durch Festungshaft ersetzte; denn Gefängnisstrafe in unseren 
Gefängnissen ist für Personen, welche ein komfortables Leben gewohnt sind, 
etwas ganz anderes, als für diejenigen, die in einer dürftigen Hütte wohnen. 
In dieser Beziehung hat man seiner Zeit die Erfordernisse der Gerechtigkeit vie! 
zu wenig berücksichtigt und Gefängnis gesetzt, in Fällen, wo dies eine schwere 
Härte ist. Dazu kommt, daß heutzutage bei dem verbreiteten Wohlstand die 
Möglichkeit einer reichlicheren Geldstrafe nicht mehr eine Ausnahme bleibt. 
Zutreffend hat daher die Novelle auch bei dem qualifizierten Hausfriedensbruch, 
namentlich bei dem Hausfriedensbruch durch mehrere die Verurteilung zu einer 
Geldstrafe gestattet. Man denke sich den Fall: einige 19 jährige Gymnasiasten 
begeben sich in das Zimmer des Direktors, um ihn zur Rücknahme einer Strafe 
zu bewegen und entfernen sich nicht sofort auf dessen Weisung hin. Sollen 
sie nun ohne weiteres ins Gefängnis? Das richtige wäre überhaupt, einen quali- 
fizierten Hausfriedensbruch nur dann anzunehmen, wenn aus der Mehrheit der 
Personen irgend welche Gefahr oder außerordentliche Belästigung hervorginge! 
Dies hätte man im St. G. B. sagen sollen; man hat es nicht getan. Jetzt kann 
man durch Geldstrafe statt Gefängnis die Härte mildern. 


So auch noch in anderen Fällen, namentlich bei der Freiheitsberaubung. 
Während unser St.G.B. die fahrlässige Freiheitsberaubung gar nicht ahndet, 
obgleich doch, — man denke an leichtfertig ausgestellte psychiatrische Zeugnisse 
— hier der verhängnisvollste Mißbrauch getrieben werden kann, so wird bei 
vorsätzlicher Freiheitsberaubung in unserem bisherigen $ 239 einfach Gefängnis- 
strafe gesetzt. Nun denke man, daB ein Verfolgter eine Tür zuschlägt, so daß 
der verfolgende Polizeibeamte einige Minuten in den 4 Wänden zurückgehalten 
ist, bis er sich endlich einen Ausgang verschaffen kann. Dies wäre als Freiheits- 
beraubung mit Gefängnis zu bestrafen! Solche Quisquilien können nur dazu 
beitragen, die Strafrechtspflege zu diskreditieren. Und so noch in anderen 
Fällen, namentlich was die Entziehung von Kindern betrifft: z. B. eine ge- 
schiedene Frau nimmt aus überschäumender Liebesleidenschaft ihr Kind, 
das ihr bei der Ehescheidung abgesprochen worden ist, der Wärterin weg. Dies 
ist eine Widerrechtlichkeit, aber keine solche, die gerade Gefängnis verdient. 


Für das zwischenzeitliche Recht ist zu bemerken: war 
das Vergehen zur Zeit der Tat ein Offizialvergehen und ist es nachträglich 
zum Antragsvergehen geworden, so entscheidet der Richter nach der mitior 
lex; denn der Antrag ist natürlich nicht Prozeßvoraussetzung, sondern 
materielle Strafbarkeitsvoraussetzung, vgl. meinen Leitfaden des Strafrechts 
S. 66 f. (So auch s. Z. die Novelle von 1876.) 


Das Gesetz verfolgt auch nach anderer Seite hin humane Zwecke. Der 
Schutz der Kinder und der Gebrechlichen gegen die Grausamkeiten der Personen. 
unter deren Obhut und Fürsorge sie stehen, ist bisher völlig ungenügend gewesen. 
Namentlich die Notwendigkeit eines Strafantrages klingt in dem Falle recht 
sonderlich, wenn ein Kind von Eltern oder Stiefeltern mißhandelt und in raffi- 
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nierter Weise gepeinigt, oder wenn ein gebrechlicher Großvater von hartherzigem 
Bauernpöbel zu Tode geplagt wird. Auch hier ist Abhilfe geschaffen worden. 

Dies und einige sonstige Kleinigkeiten. bietet uns die gegenwärtige Novelle; 
sie zeigt den ganzen Mißstand des deutschen Strafgesetzbuches unter der un- 
freien Behandlung, welche es in der Rechtsprechung erfuhr. Die Wortauslegung 
auf Grund des verfehlten Gesetzes, in Verbindung mit dem Legalprinzip, welches 
den Staatsanwalt zur Öffentlichen Klage zwang, und in Verbindung mit der 
Übertreibung des Sühnegedankens hat dazu geführt, daß, während eine Menge 
schlimmer Dinge nicht die nötige Ahndung fand, eine noch größere Menge von 
Quisquilien und Kleinigkeiten aufgerührt, verfolgt, mit Gefängnis bestraft 
wurde, sodaß Lebensmut und Lebensfreudigkeit ohne Grund gestört und ver- 
kümmert wurden. Also ungenügender Schutz auf der einen, unnötige Bedrängnis 
auf der anderen Seite. Man fragte viel zu sehr nach dem, wasnachWort und 
Logik folgt, nicht nach dem, was im einzelnen Falle zutreffend ist. 
Das Strafrecht hat aber nicht das richtige, sondern das gerechte 
anzustreben. 


Das neue englische Gesetz über Tierquälerei. 
Von Josef Kohler. 


Über die Tierquälerei nat England unter dem 18. August 1911 ein 
neues Gesetz gegeben, welches in der Art des englischen Rechtes frühere 
Gesetze konsolidiert und noch einiges Neues hinzufügt. Das neue davon ist 
großenteils der Einwirkung des amerikanischen Rechtes zu verdanken, welches, 
an der Spitze der Entwickelung stehend, die Rücksicht auf die Tiere selbst 
bis zu einem Grade steigert, der kaum mehr den Kulturinteressen ent- 
sprechen dürtte.e Doch hat das englische Recht mit sicherem Takte die 
Übertreibungen vermieden. Das Vivisektionsgesetz 39, 40 Vict. cap. 77 
ist nicht aufgehoben worden, und die Vivisektionsfrage ist bei dem früheren 
Stande geblieben; mit anderen Worten, Vivisektion ist gestattet kraft 
besonderer Lizens, unter Vermeidung unnötiger Grausamkeiten und 
unter Beschränkung auf diejenigen Quälereien, welche durch die Interessen 
der Heilkunde und des wissenschaftlichen Fortschrittes geboten sind. 

Der Schutz gegen Tierquälerei geht schon auf Gesetze von 1822 und 
1835 zurück, wurde aber neu geregelt in den zwei Gesetzen von 1849 und 
1854, 12 und 13 Vict. Cap. 92 und 17 und 18 Vict., cap. 60, über welche ich 
bereits in meinem Aufsatz im Gerichtssaal Band 57, S. 427 f. gehandelt habe. 
Diese Gesetze gewähren aber nur einen Schutz für die Haustiere, domestic 
animals, nicht für die wilden Tiere, welche eingezogen und gefangen gehalten 
werden. Die amerikanischen Gesetze aber, z. B. das Strafgesetzbuch von 
New York, New Jersey,Ohio, Tennessee, Minnesota, 
Süd-Carolina, Mississippi, Colorado, India, bezogen 
den Schutz aut Tiere überhaupt oder bezeichneten die Schutzobjekte mit 
any living creature, oder ähnlich. 

Diese Unvollständigkeit hat das englische Gesetz ergänzt in der Wild 
Animal in Captivity Protection Act 1900, 63/64 Vict. Cap. 33. Dazu kommen 
noch die Injured Animals Acts 1894, 1907. 

1* 
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Alle diese Bestimmungen sind in das neue Gesetz übergegangen, und 
zwar in der Weise: als animal wird in a. 15 bezeichnet ein domestic oder 
captive animal, und captive animal soll irgend ein Tier sein, das nicht Haus- 
tier ist, sei es nun Vierfüßler oder Vogel, Fisch, Reptil, sofern es sich in Ge- 
fangenschaft oder in Einschließung befindet, oder in einer solchen Weise 
verstümmelt wurde, daß es nicht mehr entfliehen kann. 

Bestraft wird jede grausame Behandlung, und zwar die direkte wie 
indirekte; gestraft wird insbesondere nicht nur derjenige, der selbst mit dem 
Tier grausam umgeht, sondern auch der Eigentümer, der es duldet, daß sich 
ein anderer solche Grausamkeiten erlaubt; bestraft werden nicht nur Tätig- 
keiten, sondern auch Unterlassungen, wenn dadurch dem Tiere eine un- 
nötige Qual zugefügt wird: bestraft wird es insbesondere, wenn das Tier in 
einer Weise geführt, getragen, geschleppt wird, daß es unnötige Schmerzen 
erleidet, oder wenn man ihm ohne vernünftigen Grund Gift oder schädliche 
Substanzen beibringt, oder auch wenn man bei einer Tieroperation nicht 
die nötige Sorgfalt anwendet, welche die Pflicht der Humanität verlangt. 
Wie in früheren Gesetzen, wird insbesondere auch verboten, Tiere zu Wett- 
kämpfen zu verwenden, und die Sitte, Hunde als Zugtiere zu gebrauchen. 
ist hier ebenso verboten, wie im Gesetze von 1854. Vorallem wird auch dem- 
jenigen, der ein Tier unter Verschluß hält (impounds or confines) die Pflicht 
auferlegt, es mit dem nötigen Futter und Wasser zu versehen. 


Dazu treten noch folgende Bestimmungen: Wer Tierfallen, Tiergräben 
einrichtet, um Hasen oder Kaninchen zu jagen, soll mindestens einmal jeden 
Tag zwischen Sonnenaufgang und Sonnenniedergang nachsehen oder nach- 
sehen lassen, ob sich dort ein Tier gefangen hat, damit es nicht unnötige 
Qualen leidet. 

Zu den Strafbestimmungen treten zivilrechtliche und polizeiliche 
Normierungen, die teilweise auf das frühere Recht zurückgehen; so der Satz. 
der sich bereits in den Gesetze Wilhelm IV. findet, daß, wenn ein ein- 
geschlossenes Tier 6 Stunden ohne Nahrung bleibt, jeder Fütterer eintreten 
darf, um dem Tiere die Nahrung zu reichen, natürlich gegen Ersatz, also 
eine Art von Notwehr: denn die Notwehr soll nicht nur zum Schutze von 
Menschen, sondern auch zum Schutze von Tieren statthaft sein. 

Ein weiteres ist die Tötungs- und Enteignungsbefugnis. Ist das Tier so 
verletzt, daB es ihm eine Qual ist, weiter zu leben, so kann von Gerichtshalber 
die Tötung vorgeschrieben werden, natürlich so, daß der Eigentümer die 
Kosten ersetzen muß. Das Gericht kann aber auch die Enteignung des Tieres 
verfügen: diese Enteignung ist nicht als Strafe aufzufassen, sondern als 
Schutzmaßregel, um das Tier von weiterer Qual zu befreien; nur wenn dies 
zu befürchten ist, soll von dem Enteignungsrechte Gebrauch gemacht werden. 


Endlich wird, wie in den Injured Animals Acts von 1894, 1907, der 
Polizei die Befugnis gegeben, ein Tier zu töten, wenn es so verletzt ist, daß 
es eine Grausamkeit wäre, es länger leben zu lassen; während allerdings. 
wenn das Tier ohne solche Qual in Pflege gebracht werden kann, es der 
Pflege zu überantworten ist, auch hier natürlich unter der Verpflichtung des 
Eigentümers, die entsprechenden Kosten zu tragen. Allerdings soll sich 
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diese Bestimmung nicht auf Tiere überhaupt, sondern nur auf Haustiere 
heziehen. pg 

Eine interessante Bestimmung des Gesetzes ist die Aufstellung einer 
Exhibitionspflicht. Der Eigentümer ist verpflichtet, den Kutscher oder 
Lenker des Tieres zu bezeichnen und zur Stellezu schaffen, aber auch das 
Tier beizubringen, damit der verletzende Akt festgestellt werden kann. 

Das Gesetz ist am 1. Januar 1912 ins Leben getreten und bezieht sich 
auch auf Irland, nicht aber auf Schottland. Es enthält die richtigen Grund- 
sätze: nicht jede dem Tiere ungenehme Behandlung soll in Betracht kommen, 
sondern nur ein wantonly oder unreasonably doing, also eine unnötige, nicht 
durch überwiegende Interessen der menschlichen Kultur gebotene Qual; so 
insbesondere auch, wenn es sich darum handelt, das Tier zu Nahrungszwecken 
zu töten; ebenso muß die Freiheit der Jagd gewahrt bleiben; und die Be- 
griffsbestimmung von captive animal wird es wohl ausschließen, daß jemand 
hestraft wird, wenn er etwa zur Vertilgung von Ratten Löcher verstopft, 
so daß diese vor Hunger sterben; denn man kann doch wohl das Getier in 
dieser Lage kaum als captive animal bezeichnen. 

Schopenhauer wäre gewiß mit manchem nicht einverstanden, er würde 
sich aber doch über das Gesetz freuen und über den Erfolg, den seine be- 
redte Darstellung gehabt hat. Wenn ich übrigens seinerzeit für die Stier- 
kämpfe ein Wort eingelegt habe, so muß ich dies, was die Behandlung 
der Pferde betrifft, zurücknehmen, nachdem ich die Sache selbst in Madrid 
mit angesehen und mich mit Ekel aus der Arena entfernt habe. 


Das englische Gesetz lautet: 


Protection of animals Act 1911. 
Ch. 27. 


An Act to consolidate, amend, and extend certain enactments 
relating to Animals and to Knackers; and to make further pro- 
vision with respect thereto. 


(18th August 1911). 


Be it enacted by the King’s most Excellent Majesty, by and with the 
advice and consent of the Lords Spiritual and Temporal, and Commons, in 
ae present Parliament assembled, and by the authority of the same, as 
follows : | 

Offences of cruelty. 


1. (1) If any person — 

(a) shall cruelly beat, kick, ill-treat, over-ride, over-drive, over load, 
torture, infuriate, or terrify any animal, or shall cause or procure, 
or, being the owner, permit any animal to be so used, or shall, by 
wantonly or unreasonable doing or omitting to do any act, or 
causing or procuring the commission or omission of any act, cause 
any unneccessary suffering or, being the owner, permit any un- 
necessary suffering to be so caused to any animal; or 

(b) shall convey or carry, or cause or procure, or being the owner, 
permit to be conveyed or carried, any animal in such manner or 
position as to cause that animal any unnecessary suffering; or 

(c) shall cause, procure, or assist at the fighting or baiting of any 
animal; or shall keep, use, manage, or act or assist in the manage- 
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ment, of, any permises or place for the purpose, or partly for the 
purpose, of fighting or baiting any animal, or shall permit any 
permises or place to be so kept, managed, or used, or shall receive, 
or cause or procure any person to receive, money for the admission 
of any person to such permises or place; or 
Shall wilfully, without any reasonable cause or excuse, administer, 
or Cause or procure, or being the owner permit, such administration 
of, any poisonous or injurious drug or substance to any animal, 
or shall wilfully, without any reasonable cause or excuse, cause 
any such Substance to be taken by any animal; or 
(e) shall subject, or Cause or procure, or being the owner permit, to 
be subjected, any animal to any operation which is performed 
without due care and humanity; 
such person shall be guilty of an offence of cruelty within the meaning of 
this Act, and shall be liable upon summary conviction to a fine not exceeding 
twenty-five pounds, or alternatively, or in addition thereto, to be imprisoned, 
with or without hard labour, for any term not exceeding six months. 

(2) For the purposes of this section, an owner shall be deemed to have 
permitted cruelty within the meaning of this Act if he shall have failed to 
exercise reasonable care and Supervision in respect of the protection of the 
animal therefrom: 

Provided that, where an owner is convicted of permitting cruelty 
within the meaning of this Act by reason only of his having failed to exercise 
such care and supervision, he shall not be liable to imprisonment without the 
option of a fine. 

(3) Nothing in this section shall render illegal any act lawfully done 
under the Cruelty to Animals Act, 1876, or shall apply. (39 & 40 Vict. c. 77.) 

(a) to the commission or omission of any act in the course of the de- 

struction, or the preparation for destruction, of any animal as 
food for mankind, unless such destruction or such preparation 
was accompanied by the infliction of unnecessary suffering; or 

(b) to the coursing or hunting of any captive animal, unless such 

animal is liberated in an injured, mutilated, or exhausted con- 
dition; but a captive animal shall not, for the purposes of this 
section, be deemed to be coursed or hunted before it is liberated 
for the purpose of being coursed or hunted, or after it has been 
recaptured, or if it is under control. 
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Power for court to order destruction of animal. 


2. Where the owner of an animal is convicted of an offence of cruelty 
within the meaning of this Act, it shall be lawful for the court, if the court 
is satisfied that it would be cruel to keep the animal alive, to direct that 
the animal be destroyed, and to assign the animal to any suitable person for 
the purpose; and the person to whom such animal is so assigned shall, as 
soon as possible, destroy such animal or cause or procure such animal to be 
destroyed, in his presence without unnecessary suffering. Any reasonable 
expenses incurred in destroying the animal may be ordered by the court to 
be paid by the owner, and thereupon shall be recoverable summarily as a 
civil debt: 

Provided that, unless the owner assent, no order shall be made under 
this section except upon the evidence of a duly registered veterinary surgeon. 


Power for court to deprive person convicted of 
cruelty of ownership of animal. 
3. If the owner of any animal shall be guilty of cruelty within the 
meaning of this Act to the animal, the court, upon his conviction thereof, 
may, ìf they think fit, in addition to any other punishment, deprive such person 
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of the ownership of the animal, and may make such order as to the disposal 
of the animal as they think fit under the circumstances: 

Provided that no order shall be made under this section, unless it is 
shown by evidence as to a previous conviction, or as to the character of the 
owner, or otherwise, that the animal, if left with the owner, is likely to be 
exposed to further cruelty. 


Compensation for damage done by cruelty to an 
animal. 

4. If any person shall, by cruelty within the meaning of this Act to 
any animal, do or cause to be done, any damage or injury to the animal or 
any person or property, he shall upon conviction for the cruelty under this 
Act, be liable upon the application of the person aggrieved to be ordered 
to pay as compensation to the person who shall sustain damage of injury 
as aforesaid, such sum not exceeding ten pounds, as the court before whom 
he is convicted may consider reasonable: 

Provided that this section shall not — 

(a) prevent the taking of any other legal proceedings in respect of any 
such damage or injury, so that a person be not twice proceeded 
against in respect of the same claim; nor 

(b) affect the liability of any person to be proceeded against and 
punished under this Act for an offence of cruelty within the 
meaning of this Act. 


Compliance by knackers with certain regulations. 


5. (4) Every person who shall carry on, or assist in carrying on, the 
trade or business of a knacker shall observe and conform to the regulations 
set out in the First Schedule to this Act, and if any person, carrying on 
or assisting in the carrying on of the said trade or business, contravenes or 
tails to comply with, or causes or procures or permits any contravention or 
non-compliance with, any such regulation, he shall be liable upon summary 
conviction to a fine not exceeding ten pounds. 

(2) Any constable shall have a right to enter any knacker’s yard at 
any four by day, or at any hour when busines is or apparently is in progress 
or is usually carried on therein, for the purpose of examining whether there 
is or has been any contravention of or non-compliance with the provision 
of this Act, and, if any person refuses to permit any constable to enter any 
permises which he is entitled to enter under this section, or obstructs or 
impedes him in the execution of his duty under this section, he shall, upon 
summary conviction, be liable to a fine not exceeding five pounds. 

(3) For the purposes of section one, which relates to oftences of cruelty, 
of this Act, a knacker shall be deemed to be the owner of any animal delivered 
to him. 

(4) For the purposes of this Act, an animal shall be deemed to have 
been delivered to a knacker if it has been delivered either to the knacker 
himself, or to any person on his behalf, or at the knacker’s yard. 


Persons licensed to slaughter horses not to be horse 
dealers at same time. 

6. (4) It shall not be lawful for any person who shall be licensed to 
slaughter horses, during the time while such licence shall be in force, to carry 
on the trade or business of a dealer in horses. 

(2) lf any person shall act in contravention of this section, he shall 
be liable upon summary conviction to a fine not exceeding ten pounds. 


Animals in pounds. . 
7. (4) Any person, who impounds or confines, or causes to be 1m- 
pounded or confined, any animal in any pound shall, while the animal is so 
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impounded or confined, supply it with a sufficient quantity of wholesome 
and suitable food and water, and if he fails to do so, he shall be liable upon 
summary conviction to a fine not exceeding five pounds. 

(2) If any animal is impounded or confined in any pound and is without 
sufficient suitable food or water for six successive hours, or longer, any person 
may enter the pound for the purpose of Supplying the animal therewith. 

(3) The reasonable cost of the food and water supplied to any animal 
impounded or confined in any pound shall be recoverable summarily from 
the owner of the animal as a civil debt. 


Poisoned grain and flesh, &c. 

8. If any person — — 

(a) shall sell, or offer or expose for sale, or give away, or cause or 
procure any person to sell or offer or expose for sale or give away, 
or knowingly be a party to the sale or offering or exposing for 
sale or giving away of any grain or seed which has been rendered 
poisonous except for bona fide use in agriculture; or 

(b) shall knowingly put or places, or cause or procure any person to 
put or place, or knowingly be a party to the putting or placing, 
in or upon any land or building any poison, or any fluid or edible 
matter (not being sown seed or grain) which has been rendered 
poisonous, 

such person shall, upon summary conviction, be liable to a fine not exceeding 
ten pounds; 

Provided that, in any proceedings under paragraph (b) of this section, 
it shall be a defence that the poison was placed by the accused for the purpose 
of destroying rats, mice, or other small vermin, and that he took all reasonable 
Bun to prevent access thereto of dogs, cats, fowls, or other domestic 
animals. 


Use of dogs for purposes of draught. 


9. If any person shall use, or cause or procure, or being the owner 
permit, to be used, any dog for the purpose of drawing or helping to draw 
any cart, carriage, truck, or barrow, on any public highway, he shall be 
liable upon summary conviction in respect of the first offence to a fine not 
exceeding two pounds, and in respect of the second or any subsequent offence 
to a fine not exceeding five pounds. 


Inspection of traps. 


10. Any person who sets, or causes or procures to be set, any spring 
trap for the purpose of catching any hare or rabbit, or which is so placed 
as to be likely to catch any hare or rabbit, shall inspect, or cause some com- 

etent person to inspect, the trap at reasonable intervals of time and at 
east once every day between sunrise and sunset, and if any pace shall 
fail to comply with the provisions of this section, he shall be liable, upon 
summary conviction, to a fine not exceeding five pounds. 


Injured animals. 

44. (1) If a police constable finds any animal so diseased or so 
Severely injured or in such a physical condition that, in his opinion, having 
regard to the means available for removing the animal, there is no possibility 
of removing it without cruelty, he shall, if the owner is absent or refuses 
to consent to the gestruction of the animal, at once summon a duly registered 
veterinary surgeon, if any such veterinary surgeon resides within a reasonable 
distance, and, if it appears by the certificate of such veterinary surgeon that 
the animal is mortally injured, or so severely injured, or so diseased, or in 
such physical condition, that it is cruel to keep it alive, it shall be lawful for 
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the police constable, without the consent of the owner, to slaughter the 
animal, or cause or procure it to be slaughtered, with such instruments or 
appliances, and with such precautions, and in such manner, as to inflict 
as little suffering as practicable, and if the slaughter takes place on any 
public highway, to remove the carcase or cause or procure it to be removed 
therefrom. 

(2) If any veterinary surgeon summoned under this section certifies 
that the injured animal can without cruelty be removed, it shall be the duty 
of the person in charge of the animal to cause it forthwith to be removed 
with as little suffering as possible, and, if that person fail so to do, the police 
constable may, without the consent of that person, cause the animal forth- 
with to be so removed. 

(3) Any expense which may be reasonably incurred by any constable 
in carrying out the provisions of this section (including the expenses of any 
veterinary surgeon summoned by the constable, and whether the animal is 
slaughtered under this section or not) may be recovered from the owner 
summarily as a civil debt, and subject thereto, any such expense shall be 
defrayed out of the fund from which the expenses of the police are payable 
in the area in which the animal is found. 

(4) For the purposes of this section, the expression „animal“ means 
any horse, mule, ass, bull, sheep, goat, or pig. 


Powers of constables. 

12. (1) A police constable may APP nn without warrant any 
person who he has reason to believe is guilty of an offence under this Act 
which is punishable by imprisonment without the option of a fine, whether 
upon his own view thereof or upon the complaint and information of any 
other person who shall decalre his name and place of abode to such constable. 

(2) Where a person having charge of a vehicle or animal is apprehended 
by a police constable for an offence under this Act, it shall be lawful for that 
or any other constable to take charge of such vehicle or animal, and to 
deposit the same in some place of safe custody until the termination of the 
proceedings or until the court shall direct such vehicle or animal to be de- 
livered to the person charged or the owner, and the reasonable costs of such 
detention, including the reasonable costs of veterinary treatment where 
such treatment is required, shall, in the event of a conviction in respect of 
the said animal, be recoverable from the owner summarily as a civil debt, 
or, where the owner himself is convicted, shall be part of the costs, of the case. 


Employersandownerstoproducedrivers oranimals 
| ifso required. l 

13. (4) Where proceedings are instituted under this Act against the 
driver or conductor of any vehicle, it shall be lawful for the court to issue 
a summons directed to the employer of the driver or conductor, as the case 
may be, requiring him, if it is in his power so to do, to produce the driver 
or conductor at the hearing of the case. 

(2) Where proceedings are instituted under this Act, it shall be lawflu 
for the court to issue a summons directed to the owner of the animal re- 
quiring him to produce either at, or at any time before, the hearing of the 
case, as may be stated in the summons, the animal for the inspection of the 
court, if such production is possible without cruelty. l 

(3) Where a summons is issued under either of the foregoing sub- 
sections of this section, and the owner or employer, as the case may be, fails 
so comply therewith without satisfactory excuse, he shall be liable upon 
summary conviction to a fine not exceeding five pounds for the first occasion, 
and not exceeding ten pounds for the second or any subsequent occasion, 
on which he so fails, and may be required to pay the costs of any adjourment 
rendered necessary by his failure. 
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Appeals. 


14. (1) An appeal shall lie from any conviction or order (other than 
an order for the destruction of an animal) by a court of summary jurisdiction 
under this Act to quarter sessions. 

(2) Where there is an appeal by the owner of an animal from any 
conviction or order by a court of summary jurisdiction under this Act, the 
court may direct that the recognisance required to be entered into under 
subsection (3) of section thirty-one, which relates to procedure on appeal 
to general or gan sessions, of the Summary Jurisdiction Act, 1879, shall 
include an undertaking not to sell or part with the animal until the appeal 
is determined or abandoned, and to produce it on the hearing of the appeal 
if such production is possible without cruelty. (42 & 43 Vict. c. 49.) 


Definitions. 


15. In this Act, except the context otherwise requires or it is other- 
wise expressly provided — 

(a) the expression ‚animal‘ means any domestic or captive animal; 

(b) the expression ‘‘domestic animal’ means any horse, ass, mule, 
bull, sheep, pig, goat, dog, cat, or fowl, or any other animal of 
whatsoever kind or species, and whether a quadruped or not which 
is tame or which has been or is being sufficiently tamed to serve 
some purpose for the use of man; 

(c) the expression ,,captive animal“ means any animal (not being a 
domestic animal) of whatsoever kind or species, and whether a qua- 
druped or not, including any bird, fish, or reptile, which is in 
captivity, or confinement, or which is maimed, pinioned, or sub- 
jected to any appliance or contrivance for the purpose of hindering 
or preventing its escape from captivity or confinement; 

(d) the expression ,,horse includes any mare, gelding, pony, foal, 
colt, filly, or stallion; and the expression ,,bull‘‘ includes any cow, 
bullock, heifer, calf, steer, or ox, and the expression „sheep‘ 
including any lamb, ewe, or ram; and the expression „pig“ in- 
cludes any boar, hog, or sow; and the expression goat“ includes 
a kid, and the expression „dog“ includes any bitch, sapling, or 
puppy; and the expression „cat“ includes a kitten, and the ex- 
pression „fowl“ includes any cock, hen, chicken, capon, turkey, 
goose, gander, duck, drake, guineafowl, peacock, peahen, swan, 
or pigeon; 
the expression „knacker‘‘ means a person whose trade or business 
it is to kill any cattle not killed for the purpose of the flesh being 
used as butcher’s meat, and the expression „knacker’s yard‘‘ means 
any building of place used for the purpose, or partly for the pur- 
pose, of such trade or business, and the expression „cattle“ in- 
cludes any horse, ass, mule, bull, sheep, goat, or pig; 

The expression „pound“, used in relation to the impounding or 
confining of animals, includes any receptacle of a like nature. 


First Schedule. E 


4. The name of the knacker, together with the word ‚‚knacker‘, shall 
be painted or affixed in a conspicuous manner over the door or gate of the 
knacker’s yard. ; 

2. The hair shall be cut from the neck of any horse, ass, or mule 
directly the animal has been delivered to the knacker. 

3. All animals shall be slaughtered, with as little suffering as possible, 
within two days from the time they have been delivered to the knacker. Any 
animal which is in pain shall be so slaughtered without delay. 
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4. All animals shall be properly fed and watered after they have been 
delivered to the knacker. | 

5. No animal shall be used or employed for any work it has been 
delivered to the knacker. 

6. The knacker shall enter in a book kept for the purpose such a full 
and correct description of the colour, marcks, and gender of every animal 
delivered to him as may clearly distinguish and identify the same, and the 
name and address of the owner thereof, and the book shall be produced by 
him before any justice of the peace upon the requirement of such justice, 
and the knacker shall allow such book to be inspected and extracts. to be 
made therefrom at all reasonable times by any police constable or by any 
other person authorised by a justice of the peace. 

7. No person who is under the age of sixteen years shall be admitted 
to, or permitted to remain in, the knacker’s yard during the process of 
Slaughtering or of cutting up the carcase of any animal. 

No animal shall be killed in the sight of any other animal awaiting 
Slaughter. 

9. The knacker shall not sell or part with alive, or cause or procure 
or permit any person to sell or part with alive, any animal which has been 
delivered to him. 


Denkwiirdige Akte in der Entwicklung des 
humanen Strafrechts. 


Von Josef Kohler. 


Die unter Leitung von Henderson herausgegebenen 4 Bände über 
Correction and Prevention!) in Verbindung mit einem Band über die Jugend- 
gerichte geben ein deutliches Bild von der ungeheuren Bewegung, welche die 
Vereinigten Staaten seit den 60 Jahren des vorigen Jahrhunderts erfaßt hatte 
und welche zu den reformatories geführt hat, einer der größten Errungenschaften 
auf dem Gebiete des Strafrechts und des Strafprozesses. Wines schildert 
uns hier die Brutalität und Grausamkeit der New Yorker Gefängnisse in den 
60 Jahren; hier erwachte derGedanke, anstelle der harten Züchtigungen Be- 
lohnung und Hoffnung zu setzen; man bestrebte sich, womöglich eine Besserung 
zu erzielen, indem man die guten Seiten des Verurteilten zu gewinnen und die 
natürlichen Triebe des Menschen zum Heile zu führen suchte. Kein System 
der Einzelhaft, kein Schweigesystem, da beides der menschlichen Natur wider- 
spricht; vor allem soll Arbeit den Gefangenen heben, der Gedanke an die 
Besserung durch Wohlverhalten soll ihn zum Guten führen, und man soll wo- 
möglich auch auf die sozialen Triebe des Menschen rechnen und dafür sorgen, 
daß der gegenseitige Umgang der Gefangenen die asociale Natur bändigt. 
Dies führte zu dem Strichsystem, ferner zu dem System, die Gefangenen für ihre 
Arbeit mit Marken zu vergüten, worauf sie sich im Gefängnis selber zu beköstigen 
haben: es soll dadurch der Selbständigkeitstrieb und wirtschaftliche Geist 
gesteigert werden. So kam man zu der Aufstellung der Strafprinzipien in der 
declaration von Cincinnati vom Jahre 1870. Dieses denk- 
würdige Aktenstück, ein Ruhn der Menschheit, lautet: 
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Declaration of Prineiples promulgated at Cincinnati, 
Ohio, 1870. | 
1. As Adopted by the Congress. 


1. Crime is an intentional violation of duties imposed by law, which inflictt 
an injury upon others. Criminals are persons convicted of crime by competens 
courts. Punishment is suffering inflicted on the criminal for the wrongdoing 
done by him, with a special view to secure his reformation. 

Il. The treatment of criminals by society is for the protection of society. 
But since such treatment is directed to the criminal rather than to the crime, 
its great object should be his moral regeneration. Hence the supreme aim of 
prison discipline is the reformation of criminals, not the infliction of vindictive 
suffering.?) 

Ill. The progressive classification of prisoners, based on character and 
worked on some well-adjusted mark systems, should be established in all prisons 
above the common jail. 

IV. Since hope is a more potent agent. than fear, it should be made an 
ever-present force in the minds of prisoners by a welldevised and skilfully 
applied system of rewards for good conduct, industry and attention to learning. 
Rewards, more than punishments, are essential to every good prison system. 

V. The prisoner’s destiny should be placed, measurably, in his own hands: 
he must be put into circumstances where he will be able, through his own exer- 
tions, to continually better his own condition. A regulated self-interest must 
be brought into play, and made constabtly operative. 

VI. The two master forces opposed to the reform of the prison systems 
of our several states are political appointments and a consequent instability 
of administration. Until both are eliminated, the needed reforms are impossible. 

VII. Special training, as well as high qualities of head and heart, is 
required to make a good prison or reformatory officer. Then only will the 
administration of public punishment become scientific, uniform and successful. 
when it is raised to the dignity of a profession, and men are specially trained 
for it, as they are for other pursuits. 

VIII. Peremptory sentences ought to be replaced by those of inde- 
terminate length. Sentences limited only by satisfactory proof of reformation 
should be substituted for those measured by mere lapse of time. 

IX. Of all reformatory agencies, religion is first in importance, because 
most potent in its action upon the human heart and life. 

X. Education is a vital force in the reformation of fallen men and women. 
Its tendency is to quicken the intellect, inspire selfrespect, excite to higher 
aims, and afford a healthful substitute for low and vicious amusements. Edu- 
catin is, therefore, a matter of primary importance in prisons, and should be 
a to the utmost extent consistent with the other purpose of such insti- 
utions. 

XI. In order to the reformation of imprisoned criminals, there must be 
not only a sincere desire and intention to that end, but a serious conviction, 
in the minds of the prison officers, that they are capable of being reformed, 
Since no man can heartily maintain a discipline at war with his inward beliefs; 
no man can earnestly strive to accomplish what in his heart he despairs of 
accomplishing. 

XII. A system of prison discipline, to be truly reformatory must gain 
the will of the convict. He is to be amended; but how is this possible with 
his mind in a state of hostility ? No system can hope to succeed which does 
not secure this harmony of wills, so that the prisoner shall choose for himself 
what his officer chooses for him. But, to this end, the officer must really choose 
the good of the prisoner, and the prisoner must remain in his choice long enough 
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for virtue to become a habit. This consent of wills is an essential condition of 
reformation. Ä 

XIII. The interest of society and the interest of the convicted criminal 
are really identical, and they should be made practically so. At present there 
is a combat between crime and laws. Each sets the other at defiance, and, 
as a rule, there is little kindly feeling, and few friendly acts, on either side. 
It would be otherwise if criminals, on conviction, instead of being cast off were 
rather made the objects of a generous parental care; that is, if they were trained 
to virtue and not merely sentenced to suffering. 

XIV. The prisoner’s self-respect should be cultivated 
to the utmost, and every effort made to give back 
to him his manhood. There is no greater mistake in 
the whole compass of penal discipline than its stu- 
died imposition of degradation as a part of punish- 
ment. Such imposition destroys every betterimpulse 
and aspiration. It crushes the weak, irritates the 
strong, and indisposes all to submission and reform. 
itis trampling where we ought to raise, and is there- 
fore as unchristian in principle as it is unwise in 
Be 
XV. In prison administration, moral forces should be relied upon, with 
as little admixture of physical force as possible, and organized persuasion 
be made to take the place of coercive restraint, the object being to make upright 
and industrious freemen rather than orderly and obediant prisoners; moral 
training alone will make good citizens. To the latter of these ends, the living 
soul must be won; to the former, only the inert and obidient body. 

XVI. Industrial training should have both a higher development and 
a greater breadth that has heretofore been, or is now, commonly given to it in 
our prisons. Work is no less an auxiliary to virtue than it is a means of support. 
Steady, active, honorable labor is the basis of all 
reformatory disc P ine. It not only aids reformation, but is essential 
toit. It was a maxim with Howard, „make men diligent and they will be honest’ 
— a maxim which this congress regards as eminently sound and practical. 

XVII. While industrial labor in prisons is of the highest importance and 
utility to the convict, and by no means injurious to the laborer outside, we 
regard the contract system of prison labor, as now 
commonly practiced in our country, as prejudicial) 
alike to discipline, finance and the reformation ot 
the prisoner, andsometimes injuriousto theinterest 
of the free laborer. : 

XVIII. The most valuable parts of the Irish prison system —the more 
strictly penal state of separate imprisonment, the 
reformatory stage of progressive classification, and 
the probationary stage of natural training W— are believed 
to be = applicable to one country as another — to the United States as to 
Ireland. 
XIX. Prisons, as well as prisoners, should be classified or graded so that 
there shall be peor for the untried, for the incorrigible and for other degrees 
of depraved character, as well as separate establishment for women and for 
criminals of the younger class. 

XX. It is the judgment of the congress, that repeated short sentences for 
minor criminals are worse than useless; that, in fact, they rather stimulate than 
repress transgression. Reformation is a work of time; and a 
benevolentregardtothe good ofthecriminal himself, 
as well as to the protection of society, requires that 
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his sentence be long enough for reformatory pro- 
cesses to take effect. 

| XXI. Preventive institutions, such as truant homes, 
industrial schools, etc. for the reception and treatment of children not yet 
criminal, but in danger of becoming so, constitute the true field of promise in 
which to labor for the repression of crime. 

XII. MoresyStematicand comprehensive methods 
should be adopted to save discharged prisoners, by 
providing them with work and encouraging them to redeem their character 
and regain their lost position in society. The state has not dischar- 
ged its whole duty to the criminal when it has puni- 
shed him, nor even when it has reformed him. Having 
raised himup,ithasthefurther duty toaidinholding 
him up. And to this end it is desirable that state so- 
cieties be formed, which shall co-operate with each 
other in this work.) 

XXIII. The successful prosecution of crime requires the combined action 
of capital and labor, just as other cratts do. There are two well defined classes 
engaged in criminal operations, who may be called the capitalists and the 
Operatives. It is worthy of inquiry, whether a more effective warfare may not 
be carried on against crime by striking at the capitalists as a class, than at 
the operatives one by one. Certainly, this double warfare should be vigorously 
pushed, since from it the best results, as regards repressive justice, may be 
reasonably ae for. 

XXIV. Since personal liberty is the rightful in- 
heritance of every human being, it is the sentiment of this 
congress that the state which has deprived an innocent 
citizen of this right, and subjected him to penal 
restraint, should, on unquestionable proof ofits 
mistake, make reasonable indemnification for such 
wrongful imprisonment’). 

XXV. Criminal lunacy is a question of vital interest to society; and 
facts show that our laws regarding insanity, in its relation to crime, need revision, 
in order to bring them to a more complete conformity to the demands of reason, 
justice and humanity; so that, when insanity is pleaded in bar of conviction, 
the investigation may be conducted with greater knowledge, dignity and fairness; 
criminal responsibility be more satisfactorily determined; the punishment 
of the sane criminal be made more sure, and the restraint of the insane be ren- 
dered at once more certain and more humane. 

XXVI. While this congress would not shield the convicted criminal from the 
just responsibility of his misdeeds, it arraigns society itself as in no slight degree 
accountable for the invasion of its rights and the warfare upon its interests, 
practiced by the criminal classes. Does society take all the steps which it easily 
might to change, or at least to improve, the circumstances in our social state 
that lead to crime; or, when crime has been committed, to cure the proclivity 
to it generated by these circumstances? It cannot be pretended. Let society, 
then, lay the case earnestly to its conscience, and strive to mend in both parti- 
culars. Offenses, we are told by a high authority, must come; but a special woe 
is pronounced against those through whom they come. Let us take heed that 
that woe fall not upon our head. 1 1 

XXVII. The exercise of executive clemency in the pardon of criminals 
is a practical question of grave importance and of great delicacy and difficulty. 
It is believed that the annual average of executive pardons from the prisons 


+) Eine fundamentale Wahrheit! | 
5) Ein Ziel, welches die neuere Gesetzgebung bei uns nur sehr teilweise 
erreicht hat. | | | 
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of the whole country reaches ten per cent of their population. The effect of the 
too free use of the pardoning power is to detract from the certainty of punishment 
for crimes, and to divert the mind of prisoners from the means supplied for 
their improvement. Pardons should issue for one or more of the following 
reasons; viz., to release the innocent, to correct mistakes made in imposing 
the sentence, to relieve such suffering from illhealth as requires release from 
imprisonment, and to facilitate or reward the real reformation of the prisoner. 
The exercise of this power should be by the executive, and should be guarded 


by careful examination as to the character of the prisoner and his conduct in. 


prison. Furthermore, it is the opinion of this congress that governors of states 
should give to their respective legislatures the reasons, in each case, for their 
exercise of the pardoning power. 


XXVIII. The proper duration of imprisonment for a violation of the laws 
of society is one of the most perplexing questions in criminal D sale 
The present extraordinary inequality of sentences for the same or similar crimes 
is a source of constant irritation among prisoners, and the discipline of our 
E in consequence. The evil is one for which some remedy should 
te devised. 


XXIX. Prison statistics, gathered from a wide field and skilfully digested, 
are essential to an exhibition of the true character and working of our prison 
systems. The collection, collation and reduction to tabulated forms of such 
statistics can best be effected through a national prison discipline society, 
with competent working committees in every state, or by the establishment 
2 a prison bureau, similar to the recently instituted national bureau 
of education. 


XXX. Prison architecture is a matter of grave importance. Prisons of 
every class should be substantial structures, affording gratification by their 
design and material to a pure taste, but not costly or highly ornate. We are of 
the opinion that those of moderate size are best, as regards both industrial and 
reformatory ends. 


XXXI. The construction, organization and management of all prisons 
should be by the state, and they should form a graduated series of reformatory 
establishments, being arranged with a view to the industrial employment, 
intellectual education and moral training of the inmates. 


XXXII. As a general rule, the maintenance of penal institutions, above 
the county jail, should be from the earnings of their inmates, and without cost 
to the state; nevertheless, the true standard of merit in their management 
is the rapidity and thoroughness of reformatory effect accomplished thereby. 


XXXIII. A right application of the principles of sanitary 
Science in the construction and arrangements of 
prisons is a point of vital importance. The apparatus 
for heating and ventilation should be the best that is known; sunlight, air and 
water should be afforded according to the abundance with which nature has 
provided them; the rations and clothing should be plain but wholesome, com- 
fortable, and in sufficient but not extravagant quantity; the bedsteads, bed 
and bedding, including sheets and pillow cases, not costly but decent, and 
kept clean, well aired and free from vermin; the hospital accomodations, 
medical stores and surgical instruments should be all that humanity requires 
and science can supply; and all needed means for personal cleanliness should 
he without stint. | 

XXXIV. The principle of the responsibility of parents for the full or 
partial support of their criminal children in reformatory institutions has been 
extensively applied in Europe, and its practical working has been attended 
with the best results. It is worthy of inquiry whether this principle may not 
be advantageously introduced into the management of our American refor- 
matory institutions. 
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XXXV. It is our conviction that one of the most effective agencies in 
the repression of crime would be the enactment of laws by which the education 
of all the children of the state should be made obligatory. Better to force edu- 
cation upon the people than to force them into prison to suffer for crimes, of 
which the neglect of education and consequent ignorance have been the ocasion, 
if not the cause. 

XXXVI. As a prin.iple that crowns all, and is essential to all, it is our 
conviction that no prison system can be perfect, or even successful to the most 
desirable degree, without some central authority to sit at the helm, guiding, 
controlling, unifying and vitalizing the whole. We ardently hope to see all the 
departments of our preventive, reformatory and penal institutions in each 
state moulded into one harmonious and effective system; its parts mutually 
answering to and supporting each other; and the whole animated by the same 
spirit, aiming at the same objects, and subject to the same control; yet without 
loss of the advantages of voluntary aid and effort, wherever they are attainable. 

XXXVII. This congress is of the opinion that, both in the official admini- 
stration of such a system and in the voluntary cooperation of citizens therein, 
the agency of women may be employed with excellent effect. 

* * 


* 

Die Folge war die großartige Gründung des Gefängnis von Elmira, 
bei welchem man das Gliick hatte, einen Menschenfreund und ein leitendes 
Genie wie Brockway zu gewinnen, der daraus eine einzigartige Musteranstalt 
gemacht hat; von ihm sagt Sanborn im I. Bande p. 87: 


A genius and a hero, Brockway stands alone among our prison officials, 
and the memory of what he achieved can never die. 


II. 
DerJugendschutzgesetzegibtesin Amerika eine solche Fülle, daß Hart, 

Juvenile Court Laws in the United States einen ganzen Band füllen konnte, voll 
der humansten Bestrebungen, auch voll weitsichtiger Fürsorge für die Zukunft, 
die uns ein geläutertes Geschlecht bringen soll. ®) 

Man berücksichtige beispielsweise folgende von der reinsten Menschenliebe 
getragenen Bestimmungen: 

Über die Einrichtung von Jugendgewahrsanstalten sagt das Gesetz 
von Ohio 1908 sec. 30 (Hart, Juvenile Court Laws p 84: 

The county, upon the judge’s advice, may establish a detention home 
(not usable for adults charged with crime) for cases under 17; and in counties 
of more than 40,000 a superintendent and matron, qualified as teachers of 
children, may be appointed. 

Es ist verboten, den Kindern ungehörige Genußmittel zu verkaufen, 
so in Indiana (Salomon, The Juvenile Court Indianopolis (1910) p. 14: 

... it shall be unlawful for any person to sell, either directly or indirectly, 
to any child or children under sixteen years of age, any tobacco or preparation 
of tobacco to be chewed or smoked; any person so offending shall, on conviction, 
be fined not less than ten dollars nor more than one hundred dollars, to which 
may be added imprisonment not less than ten days nor more than thirty days 

Es ist streng verboten, Kinder in Gefängnisse bei Erwachsenen unter- 
zubringen, so Illinois Juvenile Court Laws 1907 (p. 26): 

Sec. 11. (Children under 12 years not to be committed to jail) Children 
under 12 in custody and unable to give bail shall be suitably detained outside 
of any jail or police station inclosure. No child sentenced to an institution 


6) Vgl. auch für Italien Ugo Conti sul tema: Azione dello Stato 
nell’ assistenza dei minorenni abbandonati (Turin 1912). 
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containing adult convicts shall be confined in the same building, yard, or in- 
closure with them. 
Wer ein Kind zuMissetaten verleitet, wird gestraft,soColorado 1903 p. 17. 
Whoever shall be responsible for, or shall contribute to, a child’s delin- 
quency shall be guilty of a misdemeanor, punishable by fine of not more than 
$ 1,000, or imprisonment for not more than one year, or by both. 
Insbesondere werden auch die Eltern gestraft, welche ihre Kinder ver- 


nachlässigen und dadurch an ihrem Verderb mitschuldig werden. So Colo- 
rado 1905 (p. 17): 


The parents or other persons responsible for a child’s dependency or 
neglect shall be guilty of a misdemeanor punishable by a fine of not more than 
$ 100, or by imprisonment for not more than ninety days, or by both. „The 
county courts (juvenile courts) shall have jurisdiction hereof; and an appeal 
shall lie to the district court. 

Da ubrigens bei Hart die Gesetze teilweise in abgekiirzter Form wieder- 


gegeben sind, so seien hier die zwei Jugendgesetze zu Kentucky 1908 ch. 67 
und ch. 60 in extenso gebracht.’) 


1908 ch. 67. 
Juvenile Court Law. 


Sec. 4. This act shall apply only to male children seventeen years of 
age or under and to female children eigdteen years of age or under. 

The words “delinquent child’ shall include any male child seventeen 
years of age or under and any female child eighteen years of age or under, who 
violates any law of this State; or who is incorrigible; or who knowingly asso- 
ciates with thieves, vicious or immoral persons; or who, without just cause and 
without the consent of its parents, guardian or person having its custody, 
control or supervision absents itself from its home or place of abode; or who 
is growing up in idleness or crime; or who knowingly visits or enters a house 
of ill-repute; or who knowingly patronizes or visits any policy shop or place 
where any gaming device is or shall be operated; or who patronizes or visits 
any saloon or dram shop where intoxicating liquors are sold; or who patronizes 
any public pool-room or bucket-shop; or who wanders about the streets in 
the night-time without being on lawful business or occupation; or who habitually 
wanders about any railroad yards or tracks, or jumps or attempts to jump on 
any moving train, or enters any car or engine without lawful authority; or who 
uses vile, obscene, vulgar, profane or indecent language or is guilty of immoral, 
indecent or lascivious or disorderly conduct in any public place or upon any 
highway or about any school house; or who is persistently truant from school. 

Any child committing any of the acts hereinabove mentioned shall be 
deemed a delinquent child, and shall be proceeded against and cared for as such 
in the manner hereinafter provided. 

For the purposes of this act the words “Dependent child” or “Neglected 
child” shall mean any male child seventeen years of age or under, or any female 
child eighteen years of age or under, who is found begging, or receiving, or 
gathering alms (whether actually begging or under the pretext of selling or 
offering for sale anything), or being in any street, road or public place for the 
purpose of so begging, gathering or receiving alms; or who is found singing or 
playing any musical instrument for gain upon the streets or in any public place; 
or who is found wandering and not having any home or any settled place of 
abode or proper guardianship or visible means of subsistence; or who 1s found 
destitute, homeless or abandoned or dependent upon the public for support, 


7) Entnommen dem Report of the Juvenile Session of the Jefferson 
County Court Kentucky (1906—1909). 


Archiv. 60, Bd. 2 
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or who has not proper parental care, or whose home, by reason of neglect, 
cruelty or depravity on the part of its parents, or guardian or other person in 
whose care it may be is an unfit place for such child; or who is found living 
in any house of ill-fame, or with any vicious or disreputable person. 

The word “association” shall include any association, institution or 
corporation which embraces in its purposes the care or disposition of children 
coming within the provisions of this ‘act. 

The disposition of any child under this act, or any evidence given in such 
cause, Shall not, in any civil, criminal or other cause or proceeding whatever 
in any court, be lawful or proper evidence against such child for any purpose 
whatsoever, except in Subsequent cases involving the same child under this act. 
The word “child” or “children” may mean one or more children, or the word 
“parent” or ‘‘parents‘‘ may mean one or both parents, when consistent with 
the intent of this act. 


Sec. 2. The county courts of the several counties of this State shall have 
exclusive jurisdiction in all cases coming within the terms and provisions of this 
act. In proceedings under this act the child brought before the court or any 
person interested in such child, shall have the right to demand for it a trial by 
jury, which shall be granted as in other cases unless waived, or the judge of 
his own motion may call a jury to try such case. A special record book or books 
shall be kept by the court for all cases coming within the provisions of this act, 
to be known as “The Juvenile Record,” and the docket or calendar of the court, 
upon which there shall appear the case or cases under the provisions of this act, 
shall be known as “The Juvenile Docket,” and for convenience the court in the 
trial and disposition of such cases may be called “The Juvenile Session of the 
County Court.” In counties containing a city of the first class, a special court- 
room for the hearing of all cases arising under this act shall be provided by the 
Fiscal Court of the county, or the board of County Commissioners, as the case 
may be, and said court-room may be provided either in the court-house of the 
county or in some other building, and said Fiscal Court of the county or board 
of County Commissioners, as the case may be, shall provide suitable quarters 
for the probation officers hereinafter provided for, either in the court-house 
of the county or in some other building. Between the first and thirty-first 
days of October of each year the clerks of the county courts shall submit to the 
Governor a report in writing upon blanks to be furnished by the Secretary 
of State, showing the number and disposition of delinquent, dependent or 
neglected children brought before such court, together with such other useful 
information regarding such cases, and the parentage of such children as may 
be reasonably obtained at the trial thereof; Provided, That the name or identity 
of any such child or parent shall not be disclosed in such report, and that such 
report shall not be published at State expense. 


Sec. 3. The county courts of the several counties in this State shall have 
authority to appoint or designate one or more discreet 
personsof good moralcharacter, toserveas probation 
officers during the pleasure of the court; such probation officer to receive 
no compensation except as herein provided. In counties having a city of the 
first or second class the county court may appoint one probation officer, who 
shall be designated as Chief Probation Officer, and who shall receive a salary 
of not exceeding $2,400.00 per year, to be fixed by the county court judge; one 
or more assistant probation officers, one of whom shall receive a salary of not 
exceeding $1,200.00 per year, and all other assistants so appointed shall receive 
a salary not exceeding $700.00 per year, such salaries to be fixed by the judge 
of the county court. Such probation officers shall be allowed their actual and 
necessary expenses incurred in the performance of their duties; said salaries 
and expenses to be paid as provided herein. 

Sec. 4. Any reputable person being a resident of the county 
having knowledgeot: ‘ildinthecounty who appears 
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to be either neglected, dependent or delinquent, who 
is not an inmate of a State institution or any institution incorporated under 
the laws of the State of Kentucky for the care and. correction of children, or 
any reform school or industrial school for juvenile offenders, may file with 
the clerk of the county court a petition in writing, set- 
ting forth the facts verified by affidavit. It shall be 
sufficient that the affidavit is upon information and belief. The petition shall 
set forth the name and residence of the parent or parents, if known, or if the 
name and residence is unknown to the petitioner: (a) the name and residence of 
the person having the custody, control or supervision of such child; or (b) if 
the child be illegitimate, the name of the mother of such illegitimate child; 
or if it alleges that both parents, or that such mother is dead, then the name 
of the guardian, if any, of such child; (d) if no guardian of such child is known 
to the petitioner, then of some near relative, or that such is unknown to the 
petitioner. Al persons named in said petition shall be notified of such pro- 
ceedings as hereinafter provided. 


Upon filing of the petition a summons shall issue requiring the parent or 
parents, guardian or the person having custody, control or supervision of the 
child, or with whom the child may be, to appear with the child at a place and 
time stated in the summons, which time shall not be less than twenty-four 
hours after service. The parents of the child, if living, and their residence, if 
known to the petitioner, or its legal guardian, if one there be, and his residence, 
if known to the petitioner, or if there be neither parent nor guardian, or if his 
or her residence be not known, then some near relative, if his residence be 
known to the petitioner, shall be notified of the proceedings, and in any case 
the judge may appoint some suitable person to act in behalf of the child. Sum- 
mons and notice may be served by the sheriff, by any officer authorized by law 
to serve a Summons or warrant, or by any duly appointed probation officer; 
either by reading the same to the person or persons to be served, or by delivering 
a copy therof to such person or persons, or by leaving a copy thereof 
at his usual place of abode, if stated in the petition or known, with some person 
of his family of the age of ten years or upwards, and informing such person of the 
contents thereof. The return of such summons and notice, with the endorsement 
of service by the officer in accordance herewith shall be sufficient proof thereof. 
If the person summoned as herein provided shall fail, without reasonable cause, 
to appear, and abide the order of the court or bring the child, he may be pro- 
ceeded against as in case of contempt of court. In case the summons cannot 
be served, or the party fails to obey the same, and in any case when it shall be 
made to appear to the court by affidavit, which may be on information and belief 
that such summons will be ineffectual to secure the presence of the child, a warrant 
may issue on the order of the court either against the parent or guardian or the 
person having the custody, control or supervision of the child, or with whom 
the child may be or against the child itself or both. On return of the summons, 
or other process, or on the appearance of the child with or without summons 
or other process in person before the court, together with return of the service 
of notice, if there be any person notified, or upon the personal appearance or 
written consent to the proceedings of the person or persons, if any be notified, 
or as soon thereafter as may be, the court shall proceed to hear and dispose 
of the case in a Summary manner, and all hearings shall, so far as the same may 
lawfully be done, be had in chambers to the exclusion of the general public. 


Until the first hearing of the case by the court, the chief probation officer, 
Or any assistant probation officer, may release the child upon its own recogni- 
zance; or upon the recognizance of the parent or person having the custody, 
control or supervision of the child, to appear before the court at such times as 
may be therein fixed, or the probation officer may cause the child to be placed 
in the detention school hereinafter mentioned; or in any place of detention 
for children maintained by the city or county; Provided, however, That no 
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child under fourteen years of age shall, under any 
circumstances, be incarcerated in any county jail 
or police station, and any officer or person knowingly 
violating this provision of this act shall be guilty 
of a misdemeanor, and, on conviction, fined in asum 
not to exceed one hundred ($100.00) dollars. 


In all counties in which there is a city of the first class wherein the Board 
of Children’s Guardians has provided a temporary home for delinquent, dependent 
or neglected children, such home shall be used as a detention school, and shall 
be so arranged, furnished and conducted that the inmates therein shall be cared 
for as in a family home and public school; and the superintendent and matron. 
shall reside therein, and at least one shall be competent to teach and instruct 
children in the branches of education similar to those embraced in the curriculum 
of the public school of said city and county up to and including the eighth grade; 
said superintendent and matron shall receive no compensation for conducting 
said school and caring for the children committed thereto under this act, in 
addition to the salary provided for such superintendent and matron by the 
Board of Children’s Guardians. Where in such counties no such home has been 
provided, and in all counties wherein a city of the second class is located, it 
shall be the duty of the fiscal court of the county to establish and maintain a 
detention school, not connected with the jail, which shalt be in charge of a 
superintendent and matron, if the same be deemed necessary to be appointed 
by the county court, who shall receive a joint salary to be paid as provided 
herein, not to exceed twelve hundred dollars ($1200) per annum. Or the county 
court may assign to the charge and care of said detention school one or more 
of the probation officers hereinbefore mentioned with or without additional 
Salary. 

we detention school established as herein provided shall be arranged, 
furnished and conducted as a school, as herein provided, and the superintendent 
and matron thereof shall possess the qualifications herein provided. 


Sec. 5. When any child within the provisions of this act is arrested with 
or without a warrant it shall, instead of being taken before a justice of the 
peace or police magistrate, be taken directly before the county court, or if it 
shall be taken before a justice of the peace or police magistrate upon warrant 
sworn out in such court, or for any other reason, it shall be the duty of such 
justice of the peace or police magistrate to transfer the case to such county 
court, and it shall be the duty of the officer having the chiid in charge to take 
the child before said county court; and in any case the court may proceed to 
hear and dispose of such case in the same manner as if the child had been brought 
before the court upon petition as herein provided. In any case the court shall 
require notice to be given and investigation to be made as in other cases under 
this act, and may adjourn the hearing from time to time for that purpose. 

The court may, in its discretion, in any case of a delinquent child brought 
before it as herein provided, permit such child to be proceeded against in accor- 
dance with the laws that may be in force in this State governing the commission 
of crimes, and in such case the petition, if any, filed under this act shall be 
dismissed and the child shall be transferred to the court having jurisdiction 
of the offence. 

Sec. 6. Any child embraced in this act shall have the right now given 
by law to any person to give bond or other security for its appearance at its trial. 

Sec. 7. In any case of a delinquent child coming under the provisions of 
this act, the court may allow such child to remain in its own home, subject 
to the friendly visitation of a probation officer, such child to report to the 
probation officer as often as may be required, and subject to be returned to the 
court for further proceedings whenever such action may appear necessary; 
and if the parents, parent, guardian or person having the custody, control or 
supervision of such child consent thereto, or if the court shall further find either 
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that the parents, parent, guardian or person having 
its custody, control or Supervision are. unfit or im- 
proper guardians, or are unable or unwilling to care for, protect, 
educate or discipline such child, and shall further find that it 
is for the interest of such child and of the people of 
this State that such child be taken from the custody 
or control of such parents, parent,custodian or guar- 
dian, the court may permit such child to remain in 
. its own home subject to the friendly visitation and 
Supervision of a probation officer, or may cause such 
child to be placed ina suitable family home, or cause 
it to be boarded out in a suitable family home, subject 
to the friendly visitations of a probation officer, and the further order of the 
court in case provision is made by voluntary contribution or otherwise for 
the I. of board of such child until suitable provision be made for the 
child in a home without such payment; or the court may commit 
such child to the detention school provided herein 
or to the House of reform for Boys, if a boy, or to the House of Reform for 
Girls, if a girl; or to any institution that has been or may be provided by the 
State, county or city for the care of delinquent children, or to any association 
that will receive it, embracing in its objects the care of neglected, dependent 
or delinquent children. In no case shall a child brought before the court under 
the provisions of this act be committed beyond the age of twenty-one years. 
Any institution or association receiving such child shall train and. educate it, 
Subject to the rules and laws that may be in force from time to time governing 
such institution or association, and the governing board shall have the power, 
with the approval of the county court, to release such child on such conditions 
as it may prescribe; and the court shall, on the recommendation of the board, 
have the power to order the release of such child from custody whenever, in 
the judgment of the court, his or her reform is complete, provided that any 
child committed to any such institution or association as hereinafter provided, 
upon being released, may be placed on probation to a probation officer for 
such time as in the judgment of the probation officer and the court shall be 
necessary for the welfare of the child. 


Sec. 8. The court may, when the health or condition of any child found 
to be dependent, neglected or delinquent, requires it, order such child to be 
placed in a public hospital or institution for treatment or special care, or in 
a private hospital or institution, which will receive it, for like purposes, without 
charge to the public authorities, and for the purpose of ascertaining whether 
or not any child proceeded against as herein provided is in normal health, the 
court may cause Such child to be examined by any reputable physician, who 
will conduct such examination without charge to the public authorities: 
Provided. That no such examination shall be made without the consent of 
such child's parent, guardian or person having its custody, control or supervision. 


Sec. 9. When any child shall be found to be dependent or neglected 
within the meaning of this act, the court may allow such child to remain in 
its own home, subject to the friendly visitations of a probation officer, such 
child to report to the probation officer as often as may be required, and if the 
parents, parent, guardian or person having the custody, control or supervision 
of such child consent thereto, or if the court shall find that the parents, parent, 
guardian or person having its custody, control or supervision are unfit or im- 
proper guardians, or are unwilling or unable to care for, protect, educate or 
discipline such child, and shall futher find that it is for the interest of such 
child and for the people of this State that such child be taken from the custody 
or control of its parent, parents, guardian or other person having its custody, 
control or supervision, the court may cause such child to be placed in a suitable 
home, subject to the friendly visitation and supervision of a probation officer, 
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or cause it to be boarded out in some suitable family home, in case provision 
is made by voluntary contribution or otherwise for the payment of the board, 
and subject to the friendly visitation and supervision of a probation officer; 
or the court may commit such child to the care of some association, society 
or corporation willing to receive it, embracing in its objects the care of neglected; 
dependent or delinquent children; pen however, that the court does 
not commit any dependent or neglected child, within the meaning of this act, to 
any association, society or corporation receiving delinquent children, unless 
suitable provision is made by such association, society or corporation for sepa- 
rating delinquent from meee a or dependent children. Any dependent or 
neglected child committed as herein provided shall be committed for such 
time during its minority as the court may deem fit, and the court at any time 
thereafter may set aside, change or modify such order. 


Sec. 10. All female children embraced within the provisions of this act 
shall be committed to or released from any institution shall be taken to and 
from such institution by a woman attendant. 


Sec. 11. Whenever it shall appear to the court, in the case of any child 
under this act taken from its home, that the home of such child, of its parents, 
former guardian or custodian is a suitable place for such child, and that such 
child could be permitted to remain or ordered to be returned to said home; 
consistent with the public good, and the good of such child, the court may 
order such child returned to its home under probation, or otherwise; it being 
the intention of this act that no child shall be taken away from or kept out 
of its home, or away from its parents or guardian any longer than is reasonably 
necessary to preserve the welfare of such child and the interests of the State. 

Sec. 12. The court may, from time to time, cite into court any persont 
institution or association to whose care any dependent, neglected or delinquent 
child has been awarded, and require him or it to make a full, true and perfec, 
report as to his or its doings in behalf of such child; and it shall be the duty 
of such person, institution or association, within ten days after such citation, 
to make such report either in writing verified by affidavit, or verbally under 
oath in the court, or otherwise as the court shall direct; and upon the hearing 
of such report, with or without further evidence, the court may, if it sees fit, 
take such child away from such person, institution or association, and place 
it with any other person, or in any other institution or association, or restore 
such child to the custody of its parents or former guardian or custodian. 

Sec. 13. Any child found to be dependent, neglected or delinquent as de- 
fined in this act, and committed by the court to any institution or association 
or individual, shali be held by such institution or association by virtue of the 
order entered of record in such case, and the clerk of the court shall issue and 
cause to be delivered to such institution or association or individual a certified 
copy of such order of the court, which certified copy of such order shall be 
proof of the authority of such institution or association in behalf of such child, 
and no other process need issue to warrant the keeping of such child. 

Sec. 44. The court, in committing any child as herein provided, shall 
place it as far as practicable in the care and custody of some individual holding 
the same religious belief as the parents of such child, or with some institution 
or association which is controlled by persons of like religious faith of the parents 
of such child. 

Sec. 15. In any case in which the court shall find a child neglected, 
dependent or delinquent, if it shall appear in the same or subsequent proceedings 
that the parent or parents of such child are able to contribute to the support of 
such child, the court shall enter an order requiring such 
parent or parents to pay to the clerk of the court 
to be disbursed as ordered by the court or to the person to whom, or the insti- 
tution to which such child may be committed, a reasonable sum from 
time to time for the support, maintenance or educa- 
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tion of such child, and the court may order such parent or parents 
to give reasonable security for the payment of such sum or sums, and upon 
the failure to pay, the court may enforce obedience to such order-in any way 
in which a court of equity may enforce its orders or decrees. The court may, 
on application and on such notice as the court may direct, from time to time, 
make such alterations in the allowance to be paid, as shall appear reasonable 
and proper. 


Sec. 16. If, in adjudging a child to be delinquent, the court shall find 
as an element of such delinquency that such child has committed an act in- 
volving liability in a civil suit, the court may require that such child shall make 
restitution or reparation to the injured person to such an extent, in such a sum 
and upon such conditions as the court shall determine. 


Sec. 17. In counties having a city of the first or second class the ace! 
court may appoint a stenographer who, under the direction of the court, shall 
take down in shorthand such evidence offered in the proceedings as the court 
may deem necessary, and said stenographer shall make a transcript of the 
Substance of the evidence taken down and file such transcript with the papers 
of the proceedings herein. Such stenographer shall perform such other duties 
as may be assigned to him by the judge of the county court. Such stenographer 
shall receive a salary to be fixed by the judge of the county court, not exceeding 
$60.00 per month, to be paid as provided for herein. 


Sec. 18. This act shall be liberally construed, to the end that its pur ose 
may be carried out, to-wit: That the child may be cared for as would be done 
by a court of chancery and that it may be trained and disciplined; that the care, 
Supervision and discipline of the child shall approximate as nearly as may be 
that which should be given by its parents. The proceedings involving the child 
shall not be deemed to be criminal proceedings and the child shall not be consi- 
dered as a criminal, but as a child in need of aid, encouragement and guidance. 


Sec. 19. The county judge of each county may appoint a board of not 
less than six or more than ten reputable inhabitants, who will serve without 
compensation or salary of any kind whatsoever, to be called the Advisor 
Board of the County Court, Juvenile Session. The members of said board shall 
es during the pleasure of the court. The duties of said board shall be 
aS TOILOWS: 


A. To visit as often as once a year all institutions, societies or associations 
receiving children under this act. Such visits shall be made by not less than 
two of the members of said board, who shall go together and make a report, 
and said board shall report to the county court, from time to time, the con- 
dition of the children received by or in charge of any persons, institutions or 
associations, and shall make an annual report to the judge of the county court. 


B. To advise and co-operate with the judge of the county court upon 
all matters affecting the workings of this act, and to recommend to the court 
any and all needful measures for the purpose of carrying out the provisions 
of this act. 

Sec. 20. Whenever a petition shall have been filed, or whenever a case 
involving any child shall have been transferred to the court as provided herein, 
it shall be the duty of the probation officer: 

1. Immediately, or as soon thereafter as possible, to make a thorough 
investigation, not only into the nature of the specific act complained of, but 
into any and all circumstances surrounding the child which may, in any way, 
throw light upon the future care and guidance which should be given it. This 
investigation shall include an inquiry into its exact age, habits, school record, 
general reputation and everything which may pertain to its life and character. 
This investigation shall also include an inquiry into the home conditions, life 
and character of its parent, parents, guardian or person having its custody, 
supervision and control. 
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The result of this inquiry shall be presented in writing to the judge of 
the court previous to the hearing of the child’s case, and shall become part 
of the record of the proceedings. 


2. It shall also be the duty of the probation officers to be present 
in court to represent the interest of the child when the 
cases investigated by such probation officers shall be heard, to furnish such 
information as may be required; to advise with the court as to the proper dis- 


position of the case; take such charge of the child before and after the hearing 
as may be ordered. 


3. The probation officers shall keep themselves informed as to the con- 
dition and conduct of children placed on probation to them, and as far as 
a aid and encouragement should be given 

y friendly advice and admonition, to keep the terms of 
their probation; and by exercise of interest and concern in their welfare, reclaim 
them from evil courses. All probation officers shall make report to the chief 
probation officer or to the court at such times as may be ordered. 

4. No probation officer shall divulge or communicate to any person 
other than to the court, or to the board provided herein, without the consent 
of the county judge, any fact or information obtained pursuant to the dis- 
charge of his duties, nor shall any record ot any proceedings be made public, 
except by leave of the judge of the county court. 

The foregoing shall not relieve the probation officer from divulging 
such facts as a witness on the trial of any case, or the hearing of any pro- 
ceedings, nor the production of such records for use on any trial or proceeding. 

5. In counties in which there is a chief probation officer it shall be the 
duty of such chief probation officer to direct and be responsible for the in- 
vestigation off all cases filed as provided herein: and direct the transfer of 
children to and from institutions; and when children shall be placed on 
probation, to direct the work of all probation officers in whose charge the 
children have been placed, to secure from such officers regular reports, to 
visit all children under the care of the court unless excused by the court at 
least twice a year, to advise and counsel with all other probation officers and 
to preverse for use in the court or probation office, complete records of the 
subsequent conduct of the probationer. 

6. Upon the termination of the probation period the probation officer 
shall report the fact to the court, and also the conduct of the probationer 
during the period of probation, and the court may thereupon discharge the 
probationer from further supervision, or extend the probation period as 
the circumstances require, and when the probationer is so discharged the 
entry of the discharge shall be made in the records of the court, together 
with a statement of the conduct of the probationer during the term of his 
probation. 

Sect. 21. For the purpose of paying salaries and expenses provided 
for herein and necessary to carry out the purposes of this act, the fiscal court 
of each county containing a city of the first or second class and the municipal 
board of said cities are authorized and empowered to levy an annual tax of 
not less than 1-4 of a cent on each $ 100.00 of all taxables in their respective 
cities and counties. The sum derived from said taxation by the municipal 
board of said cities of the first and second class may be turned over by said 
municipal boards to the county treasurer of said respective counties, to be 
disbursed by him under orders of the fiscal court of said respective counties 
for the purpose of paying salaries and expenses as aforesaid. In case the fiscal 
court of said counties containing a city of the first and second class and the 
municipal boards of said cities shall fail to levy a tax as aforesaid, the salaries 
and expenses provided for herein shall be paid equally by the fiscal court of 
said counties and the municipal boards of said cities out of the county and 
city levy for general purposes, and in such event the municipal boards of said 
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respective cities may turn over to the county treasurer their respective pro- 
portion of said salary and expenses, to be disbursed by said county treasurer, 
under orders of the fiscal court. 

Sec. 22. An act, entitled “An act fixing and defining the powers of the 
several county courts within this Commonwealth with reference to the care, 
treatment and control of delinquent, neglected and dependent children, and 
providing for the means whereby such powers may be exercised,“ approved 
March 21, 1906, is hereby repealed. 

Sec. 23. If any section of this act shall beheld to be invalid, such fact 
shall not affect any other section of this act; it being the intention of the 
General Assembly in enacting this act to enact each section separately; and 
if any proviso or exception contained in any section of this act shall be held 
to be invalid, such fact shall not affect the remaining portion of said section; 
it being the intention of the Legislature to enact each section of this act and 
each proviso and exception thereto separately. 


1908. ch. 60. 
Adult Responsibility Law. 


An act fixing and defining the povers of the several County Courts 
within this Commonwealth, with reference to persons responsible for or 
directly promoting or contributing to the conditions that render a child de- 
pendent, neglected or delinquent, and providing how such powers may be 
executed. ; 

Sec. 4. Any parent, guardian or person having the custody, control or 
supervision of any dependent, neglected or delinquent child, as defined by 
the statutes of this State, or any person who shall knowingly or willfully 
encourage, aid, cause, abet or connive at such state of dependency, neglect 
or delinquency, or who shall knowingly or willfully do any act or acts to 
directly produce, promote or contribute to the conditions which render such 
a child a dependent, neglected or delinquent child, or who, having the custody, 
control or supervision of such child, shall willfully neglect to do that which 
will directly tend to prevent such state of dependency, neglect or delinquency, 
or to remove the conditions that render such child either a neglected, de- 
pendent or delinquent child, shall be proceeded against as provided herein. 

Sec. 2. Any reputable person, being a resident of the county, having 
knowledge of a child in the county who appears to be either neglected, de- 
pendent or delinquent, and who is not an inmate of a State institution or 
any institution incorporated under the laws of the State of Kentucky for 
the care and correction of children, or any reform school or industrial school 
for juvenile offenders, and of the person or persons responsible for or con- 
tributing to such state of neglect, dependency or delinquency as in the statutes 
defined, may file with the clerk of the county court a petition in writing 
setting forth the facts verified by affidavit. It shall be sufficient that the 
affidavit is upon information and belief: or the judge of the county court, 
from his personal knowledge or from information given him, may direct 
such petition to be filed by a duly appointed probation officer. 

The petition shall set forth the name and residence of the child and 
of its parent or guardians, or other person having the custody, control or 
supervision of such child, and of the person or persons responsible for or 
contributing to the dependency, neglect or delinquency of such child. 

Upon the filing of the petition, a summons shall issue requiring all 
persons named in the petition to appear at a place and time stated in the 
summons, which time shall not be less than twenty-four hours alter service. 
Such summons may be served by the Sheriff, any constable, police officer 
or probation officer. If the person summoned shall fail to appear, the court 
may issue an attachment for such person’s personal attendance in court at 
the time to be stated therein and upon the execution of the attachment, such 
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person may give bond for his appearance at the time named therein in such 
sum as the court may direct; Provided, It shall be made to appear by affidavit 
that there are good reasons to believe that the person proceeded against 
will leave the jurisdiction of the court before the day set for the trial of the 
proceedings herein, the court may Cause a warrant to issue directed to the 
sheriff or any officer authorized by law to serve a warrant, commanding such 
officer to take the person named therein and bring him forthwith before 
the court or judge thereof, and the court of judge thereof may thereupon 
make such interlocutory orders as are proper in the premises. 


Sec. 3. If, upon the hearing of the matter in court, the court is satis- 
fied that the person proceeded against is responsible for or has contributed 
to the neglect, dependency or delinquency of the child or children named in 
the petition, as defined under the laws of this Commonwealth, the court 
may enter a judgment determining such facts and requiring such’ person 
to do or omit to do any act or acts complained of in the petition. And for 
the purpose of enforcing its judgment the court, in its discretion, may con- . 
tinue the proceeding from time to time and release such person on probation 
during the period of one year. The court may further, in its discretion, as 
part of the judgment, require such person to enter into a bond to the Common- 
wealth of Kentucky. with or without surety, in such sum as the court may 
direct, to comply with the orders of the court. 


Sec. 4. In trials under this act, the person u against shall have 
the right to have a trial by jury, which shall be granted as in other cases 
unless waived. | 

If the finding of the jury be against the person tried, their verdict 
shall so state in which event the court, in its discretion, may enter such 
judgment, as to it seems needful in the premises as provided. 

Sec. 5. If the judgment of the court be that the person proceeded 
against shall execute bond as provided herein, such bond shall be executed 
within such time as the court may fix; if the person proceeded against should 
fail within the time fixed to execute such bond, the court shall commit such 
person to jail, there to remain until he shall give bond or perform the judg- 
ment of the court. The court may enforce obedience to its orders in any way 
in which a court of equity may enforce its orders or decrees. 

Sec. 6. If the court be satisfied, by information or evidence under 
oath, that at any time during the year the person proceeded against has 
violated the terms of the court’s order or the terms of said bond, the court 
may direct the county attorney to institute proceedings on said bond in any 
court having jurisdiction of the sum fixed in said bond; the sum so recovered 
on such bond shall be expended for the care and maintenance of such child, 
under the direction and discretion of the court. 

Sec. 7. This act shall be iberally construed in favor of the State for 
the purpose of the protection of the child from neglect, or omission of parental 
duty toward the child by its parents, and further protect the child from 
the effects of the improper conduct or acts of any person which may cause, 
encourage or contribute to the dependency, neglect or delinquency of such 
child-although such person is in no way related to such child. 

Sec. 8. The county courts of the several counties of the State shall 
have exclusive jurisdiction of all cases coming within the terms and pro- 
visions of this act. 

Sec. 9. Nothing in this act shall to be construed to be in conflict with, 
or to prevent proceedings under any statute of the State against any person 
for the commission of any act for which such person may be proceeded against 
as provided herein. Upon the hearing of any case herein the court, in its 
discretion, may order the proceeding herein to be dismissed and direct the 
county attorney to take any and all needful steps to prosecute such person 
in accordance with the laws of the State concerning the commission of crimes. 
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Sec. 10. An act, entitled “An act to provide for the punishment of 
persons responsible for or directly promoting or contributing to the con- 
ditions that render a child dependent, neglected or delinquent,” approved 
March 17, 1906, is hereby repealed. 


Sec. 11. If any section of this act shall be held to be invalid, such fact 
shall not affect any other section of this act; it being the intention of the. 
General Assembly in enacting this act to enact each section separately; and 
if any proviso or exception contained in any section of this act shall be held 
to be invalid, such fact shall not affect the remaining portion of said section; 
It being the intention of the General Assembly to enact each section of this 
act and each proriso and exception thereto separate. 


Grundsätzliches über die Kostenerstattung an den 
Angeschuldigten. 
Von Gerichtsassessor Dr. Albert Hellwig, Berlin-Friedenau'). 


Eine der in der Praxis am wenigsten angewandten Bestimmungen der STPO 
ist der Abs. 2 des $ 499, nach: welchem die dem nach einer Voruntersuchung 
gemäß § 202 STPO oder in der Hauptverhandlung freigesprochenen Angeschul- 
digten erwachsenen „notwendigen Auslagen‘ der Staatskasse auferlegt werden 
können.“ 

Während meiner Vorbereitungstätigkeit habe ich es, soweit mir erinner- 
lich, nicht ein einziges Mal erlebt, daß von dieser Befugnis Gebrauch gemacht 
wurde; durch Anfragen bei Kollegen habe ich festgestellt, daß in der Tat außer- 
ordentlich selten der Staatskasse die dem Angeschuldigten erwachsenen Aus- 
lagen auferlegt werden. Daß diese Praxis nicht nur in Berlin besteht, zeigen 
die Aufsätze von Teutsch?) und Kuhn?). Auch ich habe früher die Bestimmung 
nicht zur Anwendung gebracht, bis einer unserer bekanntesten Berliner Rechts- 
anwälte gelegentlich eines Gesprächs mich darauf aufmerksam machte, daß die 
seltene Anwendung dieser Bestimmung nicht gerechtfertigt sei. Seitdem habe 
ich wiederholt die Kostenerstattung an den Angeklagten bestimmt, und zwar 
auch dann, wenn es von dem etwaigen Verteidiger nicht beantragt worden 
wart). 

Die Fassung der Bestimmung ergibt, daB es völlig dem richterlichen 
Ermessen überlassen bleiben soll, ob er die Kostenerstattung anordnen will 
oder nicht. Freies Ermessen ist aber nicht gleichbedeutend mit Willkür. Der 
Richter hat daher in jedem einzelnen Fall, in welchem der Angeschuldigte 
außer Verfolgung gesetzt oder freigesprochen wird, zu erwägen, ob es ange- 


1) Dieser Aufsatz meines ehemaligen Schülers ist mir aus der Seele ge- 
schrieben. Mir blutet das Herz, wenn ich denke, wie Jahrzehnte lang die 
Interessen der Verteidigung so ungenügend berücksichtigt und wie wenig dem 
Freigesprochenen sein Recht wurde. Josef Kohler. 

2) Teutsch „Die Kosten der Verteidigung im Strafprozeß“ (‚Juristische 
Wochenschrift“ Bd. 39, S. 59). 

r 3) Kuhn „Die Kosten der Verteidigung im Strafprozeß“ (ebendort 
. 744). 

4) Dies ist zulässig: OLG. Stuttgart, Urteil vom 3. Juni 1907 („Jahr- 

bücher der Württembergischen Rechtspflege“ Bd. 21, S. 43. 
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messen erscheint, dem Angeschuldigten die ihm entstandenen notwendigen 
Auslagen aus der Staatskasse zu ersetzen oder nicht. 


Es ist dabei davon auszugehen, daß in der Regel die Kostenerstattung 
angebracht sein wird. Die Praxis steht allerdings, wie bemerkt, durchweg auf 
dem entgegengesetzten Standpunkt. Daß der Standpunkt der Praxis nicht 
richtig ist, ergibt sich einmal aus der Entstehungsgeschichte des Abs. 2 des 
$ 499, und zweitens aus allgemeinen Erwägungen. 


Über die Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung berichtet uns Kuhn 
in seinem erwähnten Aufsatz folgendes: 


In dem Entwurf unserer jetzt geltenden STPO war keine analoge Be- 
stimmung enthalten. Die Reichstagskommission beschloß aber, dem ent- 
sprechenden Paragraphen einen zweiten Absatz beizufügen: „Die dem Ange- 
klagten erwachsenen notwendigen Auslagen sind der Staatskasse aufzuerlegen.“ 
Der Bundesratsvertreter erklärte dies aber nicht als annehmbar, da die obli- 
gatorische Kostenerstattung an den freigesprochenen oder außer Verfolgung 
gesetzten Angeschuldigten zuweilen das Rechtsgefühl verletzen müsse, so bei- 
spielsweise, wenn der zweifellose schuldige Angeklagte nur wegen Verjährung 
freigesprochen werde!). Deshalb wurde der Bestimmung diejenige Fassung 
gegeben, welche sie zurzeit hat. Der Abgeordnete Lasker erklärte damals 
namens seiner Partei, welches zu jener Zeit die stärkste war, daß sie für den Antrag 
nur deshalb zu haben sei, weil sie es als selbstverständlich annähme, daß die 
deutschen Gerichte entsprechend dem Erfordernis der Billigkeit im Falle der 
Freisprechung regelmäßig von dieser Befugnis Gebrauch machen und nur in 
Ausnahmefällen, in denen ihre Anwendung eine Verletzung des Rechtsgefühls 
mit sich bringen könne, hiervon absehen würden. Dieser Äußerung wurde von 
keiner Seite widersprochen. 


Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die gesetzgebenden 
Faktoren davon ausgegangen sind, daß in der Regel eine Kostenerstattung er- 
folgen werde. | 

Dies entspricht auch zweifellos der Billigkeit. Ebenso sehr, wie es zweifellos 
dem Rechtsbewußtsein widersprechen würde, wenn ein Angeklagter, der nur 
infolge eines zufälligen Umstandes nicht bestraft werden kann, etwa, weil 
die Tat verjährt ist, oder weil der erforderliche Strafantrag nicht innerhalb 
der Frist gestellt worden ist oder weil der zur Verweigerung des Zeugnisses 
berechtigte Belastungszeuge in der Hauptverhandlung sein Zeugnis verweigert 
usw., würde es gleichfalls mit dem Rechtsbewußtsein des Volkes in Widerspruch 
stehen, wenn einem Angeklagten, dessen Unschuld nachgewiesen ist, zuge- 
mutet wird, die für ihn vielleicht beträchtlichen Kosten, die inm der StrafprozeB 
verursacht hat, selbst zu tragen. Es muß als eine Ehrenpflicht des Staates 
gelten, denjenigen Personen, gegen welche erweislich zu Unrecht ein Straf- 
verfahren eingeleitet worden ist, wenigstens den nachweisbaren Vermögens- 
schaden zu ersetzen, welchen sie durch die Untersuchung gegen sie erlitten 
haben. Der Allgewalt des Staates, welche jeden Staatsangehörigen und Fremden, 


1) [Die Verjährung löscht das Strafrecht des Staates und verschleiert 
die Schuld; daher ist auch in diesem Fall der Kostenersatz gerechtfertigt. 
Kohler.] 


—~ 
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der innerhalb seines Territoriums weilt, in eine strafrechtliche Untersuchung 
verwickeln kann, muß andererseits die Pflicht des Staates entsprechen, in den- 
jenigen Fällen, in denen es sich zweifelsfrei herausgestellt hat, daß ein Justiz- 
irrtum im weitesten Sinne vorgelegen hat, zum mindesten den dadurch dem 
Beschuldigten zugefügten Vermögensschaden wieder zu ersetzen. Das ist 
das Minimum, denn auch dann hat der zu Unrecht Beschuldigte immer noch 
oft sehr herbe, psychische Qualen durchmachen müssen, bis er freigesprochen 
wird, Qualen, für die ihm niemand Ersatz leistet! Ihm aber auch noch zuzu- 
muten, für den Irrtum des Staates Vermögensschaden zu erleiden, hieße doch 
nichts anderes, als für diejenigen Unglücklichen, welchen das Mißgeschick 
passiert, irrigerweise in eine strafgerichtliche Untersuchung verwickelt zu 
werden, eine Sondersteuer von oft sehr beträchtlicher Höhe festzusetzen. 

Wann es hiernach als angemessen erscheint, die Kostenerstattung durch 
den Staat anzuordnen, läßt sich nur im allgemeinen sagen, da es zu sehr auf. 
die konkreten Umstände des Einzelfalls ankommt. Daß dem Angeklagten die 
Auslagen erstattet werden müssen, wenn seine Unschuld zweifelsfrei festge- 
stellt worden ist, indem sich beispielsweise ergeben hat, daß eine Personen- 
verwechselung vorgelegen hat, kann keinem Zweifel unterliegen. Ebensowenig 
aber kann es m. E. zweifelhaft sein, daß es nicht angemessen wäre, wenn das 
Gericht einem Angeklagten, von dessen Schuld das Gericht zwar nicht derart 
überzeugt ist, daß es zur Verurteilung kommen kann, gegen den aber doch zahl- 
reiche verdächtige Umstände sprechen, die ihm erwachsenen Auslagen er- 
setzen würde. Allerdings kann dies vielleicht bestritten werden, da jeder An- 
geschuldigte, bis ihm seine Schuld nachgewiesen würde, als unschuldig zu 
gelten habe. Jedenfalls kann es zweifelhaft sein, ob es angemessen ist, dem 
Staate die Kostenerstattungspflicht aufzuerlegen, wenn die Tat verjährt ist 
oder wenn der Angeklagte zwar durch die Maschen des Gesetzes durchge- 
schlüpft ist, aber von dem Richter bestraft worden wäre, falls analcge Rechts- 
anwendung im Strafrecht zulässig wäre, usw., mit andern Worten, wenn der 
Angeschuldigte zwar rechtlich unschuldig, wohl aber moralisch schuldig wäre. 
Zweifellos wird es oft nicht leicht sein für den Richter, festzustellen, ob es in 
einem konkreten Fall angemessen ist oder nicht angemessen, die dem Ange- 
schuldigten entstandenen notwendigen Auslagen auf die Staatskasse zu über- 
nehmen. Sicherlich werden hierbei auch viele Irrtümer mit unterlaufen, sowohl 
der Art, daß von der Befugnis des § 499 Abs. 2 gegenüber Angeklagten Gebrauch 
gemacht wird, trotzdem sieesnicht verdient hätten, alsauch der Art, dassdie An- 
wendung dieser Bestimmung in Fällen versagt wird, wo es der Sachlage entsprochen 
hätte, die Kostenerstattungspflicht auszusprechen. Diese Irrtümer sind nur eine 
Parallele zu den anderen noch viel bedauerlicheren Justizirrtümern, in denen 
Angeklagte unschuldigerweise verurteilt oder, trotzdem sie schuldig sind, frei- 
gesprochen werden. Bleiben wir uns der Gefahr eines Irrtums bewußt und 
gehen wir auch bei dieser Frage von dem Grundsatz aus „In dubio pro reo“, 
so wird das Resultat ein wesentlich befriedigenderes sein, als bei der heute 
üblichen Praxis. 

Legen wir diesen Gesichtspunkt auch bei der Behandlung der einzelnen 
Probleme, welche uns dieser Paragraph bietet, zugrunde, so werden wir ohne 
Mühe auch bei ihnen zu einer befriedigenden Lösung kommen. Es handelt 
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sich einmal um den Begriff „Auslagen“ und zweitens um die Bedeutung des 
Wortes „notwendig“. 

Unter Auslagen versteht die Praxis allgemein nur die Barauslagen, 
welche der Angeklagte gehabt hat, nicht dagegen den sonstigen Ver- 
mögensschaden, welchen er erlitten hat, insbesondere nicht den Verlust, welchen 
er durch Zeitversäumnis gehabt hat!). In der Theorie hat, soviel mir bekannt, 
nur Hergenhahn?) die entgegengesetzten Standpunkte vertreten, daß auch der 
durch Zeitversäumnis entstandene Verlust zu den Auslagen im Sinne der Vor- 
schrift gehöre. Schleyer hat diese Auffassung als bedenklich bezeichnet?). 


Daß die Auffassung Hergenhahns dem Wortsinn nicht gerecht wird, 
da man einen Vermögensverlust, den man durch Zeitversäumnis gehabt hat, 
zweifellos nicht als Auslagen zu bezeichnen pflegt, ist unbestreitbar. Im Hin- 
blick auf die Entstehungsgeschichte des Gesetzes, aus welcher sich ergibt, 
daß die gesetzgebenden Faktoren den freigesprochenen Angeschuldigten gegen- 
über günstig gestimmt waren, könnte man vielleicht eine über den Wortsinn 
hinausgehende Auslegung des Begriffes Auslagen in dem von Hergenhahn ver- 
tretenen Sinne rechtfertigen. Doch möchte ich mir ein endgültiges Urteil über 
diese Frage vorbehalten. Jedenfalls aber muß man, wie Schleyer unter An- 
führung eines praktischen Beispieles es tut, warm dafür eintreten, daß in der 
neuen Strafprozeßordnung der Staat dem Angeklagten, dem die Erstattung 
seiner notwendigen Auslagen gewährt wird, auch eine angemessene Entschädi- 
gung für seine Zeitversäumnis gibt, falls dies den Umständen des Falles nach 
als angebracht erscheint. Es führt dies sonst zu dem unerwünschten Ergebnis, 
daß zwar demjenigen Angeklagten, welcher sich einen Vertreter hat annehmen 
können, die Kosten hierfür ersetzt werden können, nicht aber demjenigen An- 
geklagten, welcher sich keinen Vertreter hat nehmen können, ein Äquivalent 
für den durch seine Abwesenheit erlittenen Schaden gewährt werden kann. 


Was die Auslegung des Begriffs „notwendig“ anbelangt, so macht sich 
die Neigung zu einer stark einschränkenden Auslegung auch hierbei geltend. 


1) Vel. die Urteile des Bayerischen Obersten Landgerichts vom 24. Juli 
1908 (Seufferts Blätter 74, S.67); des Oberlandesgerichts Darmstadt vom 
9. März 1909 (Hessische Rechtsprechung 10, S. 26); des Landgerichts Frank- 
furt a. M. vom 23. Oktober 1908 (Frankfurt Rundschau 42, S. 243). 


2) Hergenhahn bemerkt im „Archiv für Strafrecht und Strafprozeß“, 
Bd. 39, S.86, Anm., unter „notwendigen Auslagen‘ hätten alle diejenigen 
Aufwendungen verstanden werden sollen, welche ein freigesprochener Ange- 
klarter behufs seiner Verteidigung habe machen müssen. Aus der Ent- 
stehungsgeschichte des Gesetzes erbringt er den Nachweis, daß man dem 
Freigesprochenen den direkten Schaden im Gegensatz zum indirekten habe er- 
setzen wollen. Im Reichstage habe der den Zusatz behauptende Regierungs- 
kommissar ausgeführt, die Annahme des Antrages würde bewirken, daß auch 
Entschädigungsansprüche wegen Arbeitsversäumnis zugelassen werden müssten. 
Hergenhahn meinte, man müsse davon ausgehen, daß bei Personen, die 
durch ihre Lebensverhältnisse darauf angewiesen seien, ihre volle Zeit zur 
Gewinnung ihres Lebensunterhalts verwenden, jeder Aufwand von Zeit als 
eine Geldeswert repräsentierende Leistung, mithin als eine in Geld abzu- 
schätzende Aufwendung anzusehen sei. 

3) Schleyer „Zu § 499 Abs.2 STPO, § 487 Abs. des Entwurfs“ 
(„Das Recht“ Bd. 13, S. 443). 
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Dariiber, was notwendig ist, kann der Richter auch nach seinem freien 
Ermessen entscheiden. Er kann in dem Urteil bestimmte Kategorien von Aus- 
lagen bezeichnen, welche als notwendige gelten sollen und hat ebenso die Be- 
fugnis, auch bestimmte Kategorien von Auslagen als solche zu bezeichnen, 
welche dem Angeklagten nicht erstattet werden sollen. Die Gerichte verstehen 
nun, wie Kuhn treffend bemerkt, unter notwendigen Auslagen vielfach nur 
die absolut notwendigen, wahrend es angemessen ware, diejenigen Auslagen 
als notwendig zu bezeichenen, welche der Angeklagte nach verniinftigem Er- 
messen für notwendig halten konnte. Vom rückschauenden Standpunkt 
des Richters aus ist es leicht zu sagen, die und die Ausgabe wäre nicht not- 
wendig gewesen; doch kann dieser Standpunkt das Rechtsgefühl nicht befrie- 
digen. Man muß sich in die Seele eines Menschen hineinversetzen, der zu Un- 
recht einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, der von dem Staatsanwalt 
für verdächtig genug gehalten wird, um angeklagt zu werden, der auch der 
Eröffnungskammer als hinreichend verdächtig erscheint. Ich glaube, in einem 
solchen Falle werden nur wenige ruhig Blut genug behalten, um wirklich nur 
objektiv notwendige Ausgaben für die Abwendung der Verurteilung zu machen. 
In ihrer Angst, daß, ebenso wie bei der Anklage und bei dem Eröffnungsbe- 
schluß ein Justizirrtum im weitesten Sinne passiert ist, auch trotz ihrer Un- 
schuld in der Hauptverhandlung eine Verurteilung erfolgen könne, werden 
sie meistens auch manche Ausgabe machen, welche der Richter, wenn er den 
objektiven Maßstab anlegt, nicht für notwendig hält. Es ist aber nur billig, 
daß dem zu Unrecht Angeklagten die sämtlichen Auslagen ersetzt werden, 
welche er nach Lage der Sache vernünftigerweise für notwendig halten mußte, 
da sie doch durch den irrigen Anklage- und den irrigen Eröffnungsbeschluß 
verursacht worden sind. 

Was insbesondere die Kosten der Verteidigung des Angeklagten betrifft, 
so hat auch hier das Gericht die Befugnis, nach freiem Ermessen zu bestimmen, 
ob sie notwendig waren oder nicht. Das Kammergericht hat deshalb auch durch- 
aus zutreffenderweise den Rechtssatz aufgestellt, daß es zulässig sei, die Er- 
stattungspflicht des Staates auf einzelne Kategorien von Kosten zu beschränken, 
also z. B. in einfach gelagerten Fällen die Kosten der Verteidigung auszu- 
schließen. Ja das Reichsgericht hat sogar ausgesprochen, daß es selbst dann, 
wenn die Verteidigung gemäß $ 140 STPO eine notwendige war, nicht erforder- 
lich war, auch die Kosten der Verteidigung als notwendige Auslagen des Ange- 
klagten anzusehen. Da meiner Überzeugung nach, wenn ein tüchtiger Richter 
auf dem Richterstuhl sitzt, zum mindesten in allen nicht tatsächlich oder recht- 
lich besonders schwierig gelagerten Fällen die Verteidigung des Angeklagten 
objektiv nicht erforderlich gewesen wäre, da ferner die Neigung besteht, den 
Begriff notwendig vom objektiven Gesichtspunkt aus auszulegen, da auch nicht 
wenige Richter eine gewisse Antipathie gegen Verteidiger haben, und da endlich 
es psychologisch verständlich ist, wenn ein Richter, welcher den Angeklagten 
freigesprochen hat, der Überzeugung ist, daß dies auch dann geschehen wäre, 
wenn der Angeklagte einen Verteidiger nicht zur Seite gehabt hätte, da ihm die 
Einwirkung des Eingreifens des Verteidigers in die Beweisaufnahme oder 
seiner rechtlichen Ausführungen auf die Urteilsbildung nicht zum Bewußtsein 
gekommen ist, zweifele ich nicht im geringsten, daß in nicht wenigen Fällen 
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bei der Anwendung des § 499 Abs. 2 ausdrücklich im Urteil bestimmt werden 
wird, daß die Kosten der Verteidigung von der Kostenerstattung ausgenommen 
seien. Dies wird mir nicht nur durch die entsprechenden Ausführungen von 
Kuhn und Teutsch bestätigt, sondern auch durch Mitteilungen des im Eingange 
meines Aufsatzes erwähnten Berliner Justizrats, dem ich die Anregung zu diesen 
Erörterungen verdanke. 

Ich halte diesen Standpunkt für vollkommen verkehrt und für sehr be- 
dauerlich. Meines Erachtens ist es angemessen, die Auslagen der Verteidigung 
stets als notwendig zu betrachten und dies im Urteil zum Ausdruck zu bringen. 
Der Angeklagte, der meistens weniger gewandt ist, auch weil er durch die An- 
klage und den Eröffnungsbeschluß weiß, daß der Schein gegen ihn spricht, in eine 
begreifliche Aufregung gerät, wird es, wenn er sich unschuldig fühlt, auf jeden 
Fall für nicht nur zweckmäßig, sondern sogar für notwendig ‚halten müssen, 
sich einen Verteidiger zu nehmen, um sich nicht der Gefahr auszusetzen, un- 
schuldig verurteilt zu werden. Wenn man die Kosten der Verteidigung dem 
Angeklagten nach seiner Freisprechung — wenn Kostenerstattung überhaupt 
als angemessen erscheint — nicht erstattet, so erscheint das um so unbilliger, 
als die Kosten der Verteidigung in sehr vielen Fällen gerade den wesentlichsten 
Teil der ihm entstandenen Auslagen ausmachen werden. Es ist Kuhn zu glauben, 
wenn er mitteilt, schon mancher Freigesprochene habe ihn ganz entrüstet ge- 
fragt, wie es denn komme, daß er trotzdem die Kosten der Verteidigung vom 
Staate nicht ersetzt bekomme. 

Zweifelhaft kann man nur sein, ob in jedem Fall dem Angeklagten nur 
die gesetzlichen Gebühren seines Verteidigers erstattet werden sollen oder 
ob es unter Umständen auch zulässig und angebracht erscheint, ein etwa ver- 
einbartes höheres Honorar des Verteidigers zu ersetzen. Daß dies letztere zu- 
lässig ist, unterliegt für mich keinem Zweifel, da es eben dem freien richterlichen 
Ermessen unterliegt, was er für notwendig halten will. Ich stehe aber auch 
nicht an zu erklären, daß ich unter Umständen es auch für angemessen halte, 
wenn die Kostenerstattungspflicht nicht nur auf das gesetzliche Honorar be- 
schränkt wird. Es ist doch ein offenes Geheimnis, daß beispielsweise in Berlin 
sich wohl sehr wenige Rechtsanwälte finden, welche eine Verteidigung gegen die 
gesetzliche Gebühr übernehmen, daß bei einigermaßen langwierigen und 
schwierigen Fällen die gesetzliche Gebühr auch kein ausreichendes Äquiva- 
lent für die Mühewaltung des Verteidigers bedeutet und daß Verteidiger von 
Ruf sich stets ein das gesetzliche oft um ein vielfaches übersteigendes Honorar 
auszubedingen pflegen. Wenn der Angeklagte bei zwei oder drei Anwälten 
gewesen ist und keiner sich hat bereit finden lassen, die Verteidigung gegen die 
gesetzliche Gebühr zu übernehmen, und wenn er deshalb nun ein Honorar ver- 
einbart oder wenn die Sache besonders schwierig ist und es deshalb angemessen 
erscheint, daß ein besonderes Honorar ausbedungen wird, so würde es meiner 
Ansicht nach dem ausgleichenden Charakter der Vorschrift nur entsprechen, 
wenn in derartigen Fällen auch ein vereinbartes Honorar als HOM ENGIES Aus- 
lage des Angeklagten betrachtet würde. 

Dafür, daß es angebracht ist, die Kosten des Verteidigers stets als not- 
wendige Auslage anzusehen, hat sich Teutsch mit Recht auf $ 91 ZPO berufen, 
wonach im Zivilprozeß die Auslagen für einen Rechtsanwalt stets erstattungs- 
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pflichtig sind, also selbst dann, wenn es absolut unnötig war, daß ein Anwalt 
genommen wurde, z.B. selbst dann, wenn ein Landgerichtsrat wegen einer ganz 
einfach liegenden Kaufpreisforderung verklagt wird. Um wieviel mehr 
wird man es im Strafprozeß dem Angeklagten zu Gute halten müssen, wenn 
er sich in seiner Not einen Verteidiger nimmt. Der Unterschied, der zwischen 
der Bestimmung des $ 91 ZPO und der Gestaltung des $ 499 Abs. 2 STPO in 
der Praxis besteht, scheint mir auf den Kardinalfehler mit zurückzugehen, daß 
man davon ausgeht, daß die Tatsachenfeststellung weit leichter sei, als die 
Lösung verwickelter zivilrechtlicher Fragen, daß das Strafrecht dem Zivilrecht 
gegenüber minderwertig sei.') 


Mit Recht macht, nebenbei bemerkt, Teutsch auch geltend, daß die 
Ausschließung der Verteidigungskosten von der Zurückerstattung auch für 
den Verteidiger beschämend sei, da ihm indirekt der Vorwurf gemacht werde 
oder doch der Vorwurf darin erblickt werden” könne, daß er seinen Klienten 
nicht darüber aufgeklärt habe, daß es sich um eine so einfach liegende Sache 
handele, daß eine Verteidigung nicht erforderlich sei. 


Um diejenige Rechtsprechung über den $ 499 Abs. 2 STPO herbeizu- 
führen, welche nach unseren Ausführungen wünschenswert erscheint, ist eine 
Gesetzesänderung nicht erforderlich, außer vielleicht, um es zu ermöglichen, 
daß dem Angeklagten auch die Kosten für die Zeitversäumnis erstattet werden 
können. Da die Praxis in ständiger Rechtsprechung es verneint, daß der durch 
die Zeitversäumnis entstandene Schaden zu den Auslagen gerechnet werden 
könne, ist es auf jeden Fall zweckmäßig, dies im Gesetz klar zum Ausdruck 
zu bringen. 

Auch wird es zweckmäßig sein, durch die Fassung zum Ausdruck zu bringen, 
daß die Kostenerstattung die Regel bilden wird, ferner darauf hinzuweisen, 
daß die Kosten der Verteidigung stets zu den notwendigen Auslagen gehören 
und vielleicht auch durch eine Bestimmung dafür zu sorgen, daß der Richter 
bei jeder Freisprechung usw. in Erwägung zieht, ob die Kosten zu erstatten 
sind oder nicht. 


Der $ 487 des Entwurfes der STPO enthält keinerlei sachliche Änderung 
wenn er bestimmt: „Der Staatskasse können, soweit es angemessen erscheint, 
auch die dem Angeschuldigten erwachsenen notwendigen Auslagen auferlegt 
werden.“ 

Schleyer hat angeregt hinter Auslagen zu setzen: „und eine Entschädigung 
für Zeitversäumnis.“ 

Teutsch schlägt den Zusatz vor: „Die Kosten der Verteidigung sind im 
Falle der Freisprechung der Staatskasse aufzuerlegen.‘“ Diesem Vorschlage 
kann man aber nicht beitreten, da es Fälle gibt, in welchen es nicht angemessen 
erscheint, dem Angeklagten, Selbst wenn er freigesprochen ist, irgend welche 
Auslagen zu erstatten, also auch nicht die Kosten der Verteidigung. 


1) Vgl. außer meinem Aufsatze über ,,Strafrichter und Strafrechtspflege‘ 
in der „Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft“ Bd. 33, S. 35/52, 
noch meinen Artikel über ,,Strafrichter und Zivilrichter in der Monatsschrift 
für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform‘“ Bd. IX, S. 119/122, und, 
meine ebendort demnächst erscheinende Arbeit über freie Beweiswürdigung. 


Archiv. 60. Bd. 3 
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Kuhn endlich wiinscht folgende Fassung des Paragraphen: ,,Die dem 
Angeschuldigten erwachsenen notwendigen Auslagen, zu denen die Auslagen 
und gesetzlichen Gebühren eines Verteidigers gehören, sind der. Staatskasse 
aufzuerlegen, sofern dies nicht der Billigkeit widersprechen würde. Werden 
sie nicht der Staatskasse auferlegt, so sind die Gründe hierfür nicht mündlich 
zu verkünden.“ Dem ersten Satz kann man zustimmen. Den zweiten dagegen 
halte ich für überflüssig. Offenbar bezweckt Kuhn, durch seinen Vorschlag 
zu verhindern, daß der Angeklagte zwar freigesprochen wird, von der Befugnis 
zur Kostenerstattung aber kein Gebrauch gemacht wird, weil beispielsweise 
das Gericht ihn nur mangels Beweises freispricht, ihn aber doch für verdächtig 
hält. Um diese eventuell für den Angeklagten unangenehme Folge zu ver- 
meiden, stellen die meisten Verteidiger, wie mir der schon mehrfach erwähnte 
Berliner Justizrat und auch Köpenicker Anwälte mitgeteilt haben, sehr häufig nicht 
den Antrag auf Kostenerstattung, umihrem Mandanten die Blamageeineretwaigen 
Ablehnung zuersparen. Wenn aber der Antrag gestellt, aber abgelehnt wird, so ist 
der Schade für den Angeklagten schon entstanden, auch wenn die Gründe nicht 
mitgeteilt werden. Teutsch übersieht außerdem, daß es in vielen Fällen bei der 
Beurteilung des Beweisergebnisses und Rechtfertigung der Freisprechung in der 
mündlichen Urteilsbegründung kaum zu umgehen sein wird, daß die auch für 
die Kostenentscheidung maßgebenden Gründe mitgeteilt werden. Deshalh 
ist die von Teutsch vorgeschlagene Bestimmung für überflüssig. Außerdem muß 
berücksichtigt werden, daß, wenn die Kostenerstattung bei Freisprechung die 
Regel ist, es durchaus angemessen erscheint, daß das Gericht die Gründe, aus 
denen es im konkreten Fall von dieser Befugnis nicht Gebrauch gemacht hat. 
öffentlich mitteilt. 

Ich würde folgende Fassung vorschlagen: „Die dem Angeschuldigten 
erwachsenen notwendigen Auslagen und die ihm durch Zeitversäumnis ent- 
standenen notwendigen Kosten sind der Staatskasse aufzuerlegen, außer wenn 
dies der Billigkeit widersprechen würde. Gesetzliche Gebühren und Auslagen 
eines Verteidigers sind stets als notwendige Auslagen anzusehen, vereinbarte 
Gebühren nur dann, wenn sie durch die Umstände geboten waren. Wenn der 
Angeschuldigte freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt oder wenn das 
Verfahren eingestellt wird, die Kostenerstattung aber ganz oder zum Teil nicht 
angeordnet wird, ist dies im Urteil besonders zu begründen.“ 


Die Entwicklung des Schwurgerichts in Frankreich 
bis zu seiner Einführung in den deutschen Staaten.*) 
1790—1850. 

Von Erich Warschauer, Gerichtsassessor. 

Das englische Geschworenengericht wurzelt seit Jahrhunderten im Volke. 
Es ist unter vielfachen Kämpfen erstarkt, beruht auf dem Zusammenwirken 


*) Ich nehme gern diese gehaltvolle Arbeit in das Archiv auf, wenn ich 
auch in der Würdigung des Rechtsrefühls und der Rechishildung durch 
die Geschworenen wesentlich giinstiver denke. In der Behandlung dieser 
Fragen zeigt sich auch das gesetzgeberische Genie Napoleons, worüber ich 
in einer Arbeit gehandelt habe „Napoleon als Gesetzgeber“, welche im 
Napoleon-Jahrbuch erscheinen soll. Josef Kohler. 


Die Entwicklung des Schwurgerichts in Frankreich usw. 35 


von Richtern und Laien und wird vom. britischen Volke, das allenthalben treu 
an der Uberlieferung festhalt, beinahe einer N EINMIENTUNS gleich- 
geachtet. - 

Das französische Schwurgericht ist im Volke und der Richterschaft fast 
unbekannt gewesen. Es ist ein Kind des Rationalismus, ein Kind der Auf- 
klärungszeit und der Revolution, vom kühlen Verstande und in sorgsam miß- 
trauischer Abwägung der Rechte Pan die dem gelehrten Richter und dem 
Laien zuzugestehen sind. 

Das Rechtsleben in Frankreich lag im Banne des nach Känonischem Rechte 
umgewandelten einseitigen Inquisitionsverfahrens mit seiner Schriftlichkeit, 
Heimlichkeit und Seinen festen Beweisregeln. Die Folter erpreßte Geständnisse 
von den unglücklichen Opfern. Die Strafen waren hart und unmenschlich. 
Das Richteramt war erblich und käuflich, seine Gewalt unumschränkt. Die 
Strafjustiz insbesondere war ein Werkzeug der Willkürherrschaft des König- 
tums. 

In demselben Maße, in dem sich auf politischem und philosophischem 
Gebiete die neuen Gedanken zu regen begannen, wurde auch die Strafrechts- 
pflege der Kritik unterzogen. Die Rechtsgelehrten Ayrault undLoisau 
hatten auf manche Übelstände hingewiesen. Beccaria hatte im Jahre 1764 
in seinem Buche über Verbrechen und Strafen das heimliche Inquisitionsver- 
fahren angegriffen und die gesetzlichen Beweisregeln erschüttert. Die philo- 
sophische Richtung, der vor allem Männer wie Diderot,d’Alembert 
und Voltaire angehörten, wies auf die Reformbedürftigkeit des Strafver- 
fahrens hin. 

Den größten Einfluß hatte Montesquieu mit seinem schon im 
Jahre 1748 erschienenen Esprit des lois. Die üblen Rechtszustände hatten 
zum großen Teil ihre Ursache darin, daß die Staatsgewalten, insbesondere die 
Justiz und die Staatsverwaltung, nicht in verschiedenen Händen lagen. Um 
so mehr zündete Montesquieus Lehre von der Trennung der Gewalten. 
Ferner hatte er darauf hingewiesen, daß die Organisation der Strafgesetz- 
gebung in innigem Zusammenhang mit den politischen Zuständen stehen müsse. 
Endlich hatte er die Blicke nach England gelenkt und dessen. Verfassung dar- 
gestellt, hierbei aber die denkwürdigen Grundsätze ausgesprochen: 

„Die richterliche Gewalt darf nicht einem beständigen Senate übertragen 
werden, sondern sie muß von Personen verwaltet werden, die aus dem Volke 
zu gewissen Zeiten des Jahres und auf eine von dem ‚Gesetze vorgeschriebenen 
Weise gezogen wurden, um einen Gerichtshof zu bilden, per nur so lange dauert, 
als es die Notwendigkeit erheischt. 

Bei schweren Anklagen muß sogar der Verbredker in es aning 
mit dem Gesetze seine Richter wählen, oder er muß wenigstens eine so große 
Anzahl verwerfen können, daß diejenigen, welche noch übrig sind, als von ihm 
gewählt angesehen werden können. 

Die Richter müssen sogar von dem Stande des Angeklagten oder seines- 
gleichen sein, damit er sich nicht einbilden kann, er sei in die Hände von Leuten 
gefallen, die gesonnen sind, ihm Gewalt anzutun.‘' 

So war der Boden bereitet. Der Ruf nach Freiheit schallte durch das Land, 
und schon als im Jahre 1789 die Generalstände zusammentraten, erhob sich der 

3* 
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allgemeine Wunsch nach einer durchgreifenden Umgestaltung des Strafver- 
fahrens. Offentlichkeit und Miindlichkeit der Verhandlungen, bestimmte und 
mildere Strafen, Aufhebung der Folter und endlich die Einführung der Jury 
waren die wichtigsten Forderungen. Besonders diese war es, durch die das Werk 
der Befreiung gekrönt werden sollte. Die Souveränität desVolkes, die Teilnahme 
des mündigen Bürgers an den Staatsgeschäften, als deren wichtigstes die Straf- 
justiz galt, war die große politische Errungenschaft, die man erstrebte. Das 
Schwurgericht als Palladium der bürgerlichen Freiheit und als Schutz gegen 
die Willkür und die Übergriffe der Regierung und einer übermütigen Richter- 
kaste — so stand es vor aller Augen. 

Der Begeisterungstaumel, in dem das Volk die errungenen Freiheiten be- 
grüßte, wandte sich somit in hohem Maße dem Schwurgericht zu, das schon im 
Hinblick auf die ehrwürdige Tradition in England, dem gelobten Lande bür- 
gerlicher und politischer Freiheit, als eine wahre Erlösung aus aller Justiznot 
ersehnt wurde. Niemals wieder ist früher oder später in irgendeinem Lande 
das Bewußtsein, daß die Jury eine politische Einrichtung sei, in solcher Schärfe _ 
und Klarheit zutage getreten. Robespierre sagte am 7. April 1790 in 
der Assemblée constituante: „Ich betrachte es als einen unbestreitbaren Satz, 
daß die Geschworenen die wesentlichste Grundlage der Freiheit bilden: ohne 
dies Institut kann ich mich nicht für frei erachten, wie schön auch immer un- 
sere Verfassung sein möge.“ Und mit dem gleichen Grundtone fielen noch 
manche beachtenswerten Worte: Die Forderung nach der Schaffung der Ge- 
schworenengerichte sei gleichbedeutend mit dem Verlangen, daß die gesetz- 
gebende Gewalt stets ausschließlich in den Händen des Volkes verbleibe, und 
daß dem Volke allein die nationale Freiheit zugehöre. Ohne das Institut der 
Geschworenen sei die Freiheit nur ein inhaltloses Wort und ein panes 
Hirngespinst. 

Auch die Bedeutung des englischen Schwurgerichts sah man in Frankreich 
vorzugsweise als eine politische an: Thouret äußerte am 6. April 1790 
„Besonders vom politischen Gesichtspunkte aus rühmen die Engländer ihre 
Einrichtung der Urteilsfindung durch Geschworene; sie betrachten diese in 
ihrer Verfassung als eine der Hauptschutzwehren der Freiheit.“ Da, wo die 
politische Natur der Jury nicht klar hervorgehoben wurde, waren es noch 
immer nicht juristische Erwägungen, die zutage traten, sondern rationalistische 
und philosophisch verbrämte Gründe. Indem von Bergasse der National- 
versammlung am 17. August 1789 erstatteten Berichte hieß es, die Einführung 
der Jury in Strafsachen sei durch das Gesetz der Vernunft und die Stimme 
der Humanität geboten. Und ein Redner erklärte am 5. April 1790: alle, die 
das Schwurgericht wollten, hätten alle Gebildeten, Rechtschaffenen und Tugend- 
haften für sich, diejenigen, die das Schwurgericht ablehnten, hätten nur die 
Henker auf ihrer Seite. 

Nur wenige Gegner fand die neue Einrichtung. Wohl hatten manche Redner 
Bedenken, daß der gemeine Verstand zu ungeschickt und ungelehrt sein 
werde, um die Aufgabe des Rechtsprechens zu erfüllen. Abbé Sieyes hatte des- 
halb vorgeschlagen, Rechtsgelehrte zu Geschworenen zu machen. Der Vor- 
schlag wurde natürlich abgelehnt mit der Begründung, Frankreich bedürfe 
keines neuen Namens für eine alte Sache, und aus urteilenden Rechtsgelehrten 
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könne nie und nimmer ein Geschworenengericht erwachsen. Derselbe Abbé 
Sieyes— der iibrigens auch Zivilgeschworene nach englischem Muster verlangte 
— trat dann ferner ein für eine aus Rechtsgelehrten und höher gebildeten 
Laien zusammengesetzte Jury, die alle Tat- und Rechtsfragen entscheiden sollte, 
während der die Verhandlung leitende Richter nur das Urteil auszusprechen 
hätte. Auch das wurde abgelehnt, weil die Trennung von Ge- 
schworenen und Richtern, von Tat- und Rechtsfrage, 
eine der wesentlichsten Garantien der Jury sei. Auch 
gegen den Wegfall der gesetzlichen Beweisregeln und die überspannte Münd- 
lichkeit des Verfahrens wurden Bedenken laut, insbesondere von seiten 
Prugnons. oo | E 

Am 30. April 1790 beschloß die Nationalversammjung die Einführung 
eines Geschworenengerichts in Strafsachen, und durch das Gesetz vom 
16.—29. September 1791 wurde der Beschluß ausgeführt. Frankreich erhielt 
Geschworenengerichte. — Nach englischem Muster wurden eine Anklagejury 
und eine Urteilsjury geschaffen. Fähig zum Geschworenen war jeder Bürger, 
der das politische Wahlrecht besaß, also das 25. Jahr überschritten, ein gewisses 
Einkommen hatte und noch einige andere positive und negative Bedingungen 
erfüllte. Wer sich in dieser Lage befand, mußte sich in eine Liste einzeichnen, 
die von dem greffier des Bezirks geführt wurde. Aus dieser Liste entnahm 
der procureur syndic, der Verwaltungsbeamte des Distrikts, alle drei Monate 
30 Namen, die er in ein besonderes Verzeichnis eintrug. Diese kleinere Liste 
wurde dem Verwaltungsrate des Distrikts zur Bestätigung vorgelegt. Aus den 
30 Auserwählten zieht sodann acht Tage vor der Sitzung der Jurydirektor in 
einem Öffentlichen Termine und in Gegenwart eines königlichen Kommissars 
acht Namen durch das Los. Die acht Gezogenen bilden die Anklagejury, die 
hinsichtlich der im Distrikt vorgefallenen Verbrechen über die Versetzung des 
Beschuldigten in den Anklagezustand zu entscheiden hat. Der Jurydirektor 
ist ein richterlicher Beamter, der einigermaßen Ähnlichkeit mit dem Unter- 
suchungsrichter unserer Zeit hat, dem aber auch vor allem die Abfassung der 
Anklageschrift und die Leitung des Verfahrens vor der Anklagejury obliegt. 
Die Anklagejury entscheidet nach einer nicht öffentlichen Verhandlung, in 
der die Akten verlesen und Zeugen, sowie der Anzeigende oder der Verletzte, 
vernommen werden, nicht aber der Beschuldigte. Der Spruch der Anklage- 
geschworenen kann nur dahin lauten, daß die Anklage begründet oder nicht 
begründet, oder die vorliegende Anklage unbegründet ist. Zur An- 
nahme der Anklage ist einfache Stimmenmehrheit erforderlich. 

Nach Erhebung der Anklage wird der Angeklagte von dem Assisenpräsi- 
denten in Gegenwart des Öffentlichen Anklägers und des königlichen Kommis- 
sars vernommen. Hierüber wird ein Protokoll gebildet. Dann folgt die Haupt- 
verhandlung vor der Urteilsjury, deren Bildung auf folgende Weise geschieht. 
Aus den alle wahlfähigen Personen enthaltenden Distriktslisten seines Depar- 
tements wählt der procureur général syndic, der Verwaltungsbeamte des De- 
partements, nach seinem Ermessen 200 Namen aus, die er in eine neue Liste 
aufnimmt. Diese Liste der 200 wird vom Directoire du Departement bestätigt 
und dem Präsidenten des Kriminalgerichts vorgelegt. Am ersten Tage jedes 
Monats werden vom Präsidenten aus der Liste zwölf Geschworene für die kom- 


38 Die Entwicklung des Schwurgerichts in Frankreich usw. 


‘mende Assisenperiode ausgelost, nachdem sie dem öffentlichen Ankläger vor- 
gelegt worden ist, der das Reeht hat, 20 Personen ohne Angabe von Gründen 
zu streichen. Dem Angeklagten, der übrigens auch unter drei verschiedenen 
Assisenhöfer eines auswählen konnte, auch wenn es nicht das gerade zuständige 
war, stand binnen 24 Stunden ein doppeltes Ablehnungsrecht zu. Einmal durfte 
er bis 20 Geschworene ohne jede Begründung zurückweisen. Ferner konnte er 
noch begründete Bedenken ‚gegen die einzelnen Geschworenen vorbringen, 
die der Prüfung des Gerichts unterlagen. Die durch Ablehnung ausgeschiedenen 
Geschworenen wurden sofort durch wiederholte Losungen ersetzt, so daß immer 
für die Sitzungsperiode 12 Geschworene vorhanden waren. Gleichzeitig mit.den 
12 Hauptgeschworenen wurden drei jurés aont ausgelost, von deren Bedeu- 
tung später die Rede sein wird. 

Der Gang des Verfahrens in der Hauptverhandlung war im großen und 
ganzen der gleiche wie noch heute. Nach der Vereidigung der Geschworenen, nach 
Verlesen der Anklageschrift und einigen einleitenden Worten des Präsidenten, 
entwickelte der öffentliche Ankläger den Gegenstand der Anklage. Dann folgte 
die Beweisaufnahme. Sollten Zeugen gehört werden, die im Vorverfahren noch 
nicht vernommen worden waren, so mußten sie sich zuvor einem protokollari- 
schen Verhör vor einem Mitgliede des Assisenhofes unterziehen. Die Macht- 
befugnis des Präsidenten war unumschränkt. Er konnte nach dem Gesetze 
alle MaBregeln anordnen, die ihm zweckmäßig erschienen, um die Wahrheit zu 
entdecken, wobei das Gesetz auf seine Ehre und sein Gewissen rechnete. Er 
konnte die Sitzung beliebig unterbrechen, neue Beweiserhebungen veranlassen 
Auskünfte einholen. Nach dem Abschlusse der Verhandlungen gab der Präsi- 
dent ein kurzes résumé, das ist eine Zusammenstellung der vorzüglichsten Be- 
weise für und wider den Angeklagten; keine bloße Rechtsbelehrung also, wie 
sie in England vorgeschrieben war. Den Geschworenen wurden die von ihnen 
zu beantwortenden schriftlichen Fragen vorgelegt, die nur die Tat und die Schuld 
des Angeklagten betrafen. Bei der Formulierung der Fragen wurde möglichst 
darauf gesehen, daß die Fragen in ihre Bestandteile aufgelöst und auf das 
Tatsächliche beschränkt wurden. Zunächst wurde gefragt, ob der geschichtliche 
Vorgang, wie er der Anklage zugrunde lag, erwiesen sei, dann, ob der An- 
geklagte die Tat begangen habe; darauf folgten die Fragen, die den Willen 
des Angeklagten zum Gegenstande hatten und die feststellen sollten, ob der 
Angeklagte freiwillig oder unfreiwillig, in der Absicht zu schaden oder aus ge- 
winnsüchtigen Motiven gehandelt habe. Endlich kamen die Fragen, durch die 
das Vorhandensein von Begleitumständen, die zum Tatbestande des Verbrechens 
gehörten, ermittelt werden sollte, also etwa die Frage, ob der Diebstahl bei 
Nacht, mittels Einbruchs begangen war. 

Die Beratung der Geschworenen erfolgte einen en: Dagegen gab 
jeder seine Stimme in Abwesenheit der übrigen Geschworenen und in Gegen- 
wart eines Richters und des königlichen Kommissars sowie des Obmanns der 
Geschworenen ab. Die Stimmenahgabe geschah durch Einlegen einer weißen 
— verneinenden — oder schwarzen — bejahenden — Kugel in eine gleichfar- 
bige Lade. Für jede gestellte Frage gab es je ein Paar weiße und schwarze 
Laden. Dann öffnete der Präsident im richterlichen Beratungszimmer die 
Kästchen und bildete nach dem Ergebnisse den Spruch, den der Obmann der 
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Geschworenen in der Sitzung verlas. Zur Bejahung einer Frage, also zu einer 
tür den Angeklagten ungiinstigen Entscheidung, war eine Mehrheit von zehn 
Stimmen erforderlich; zur Verneinung geniigten also drei Stimmen. 

War das Gericht einstimmig der Ansicht, daB die Geschworenen sich 
zum Nachteile des Angeklagten geirrt hätten, so konnte sie die drei jurés adjoints 
mit den zwölf Hauptgeschworenen zu einer neuen Beratung vereinigen. Dann 
waren zwölf Stimmen erforderlich, um einen für den Angeklagten ungünstigen 
Spruch zu erzielen. 

Über die Straffrage stimmten die Richter öffentlich ab und hatten ihr 
Votum laut zu verkünden. 

Für gewisse Verbrechen, deren Tatbestand für Laien zu schwierig und 
verwickelt erschien, wurde eine Spezialjury geschaffen. Hierhin gehörten etwa 
Fälschung, Münzverbrechen, Bankerott, Erpressung. Die Geschworenen 
wurden in diesen Sachen von dem procurateur syndic aus den mit der Materie 
vertrauten Personen entnommen. 

Bald nach seiner Entstehung. wurde das Schwurgericht, ein echtes Kind 
der Revolution, in den Strudel der politischen Ereignisse hineingerissen. Unter 
den wechselnden öffentlichen Zuständen des Landes wurde es fortwährend 
Gegenstand der Gesetzgebung. In allen Änderungen zeigt sich das wachsende 
Mißtrauen der Gesetzgeber in die Geschworenengerichte, vor allem aber auch 
das Mißtrauen der Berufsrichter, soweit sie auf die Gesetzgebung Einfluß hatten. 

Eine besondere Stellung nimmt das tribunal criminel extraordinaire, 
das sogenannte Revolutionstribunal, ein, das aus einem speziellen Schwur- 
gericht hervorgegangen vom März 1793 bis Juni 1795 bestand. Dieses Gericht 
der Schreckensherrschaft, durch dessen Spruch die unzähligen Hinrichtungen 
jener blutigen Zeit veranlaßt wurden, ist nur rein äußerlich ein Schwur- 
gericht, hat aber im übrigen nichts gemein mit einem Gerichtshofe überhaupt, 
geschweige denn mit einer Jury. Es war zuständig für politische Verbrechen, 
ein Begriff, der außerordentlich weit gefaßt wurde. Es konnte seit 1794 -ohne 
Zeugen, ja ohne irgendwelche Beweise urteilen. Die einzige zulässige Strafe 
war die sofort zu vollstreckende Todesstrafe. Eine Vernehmung des Angeklagten 
im Vorverfahren fand nicht mehr statt. _ 

Wenn auch dieses Revolutionstribunal in der Entwicklungsgeschichte 
des französischen Geschworenengerichts keine erhebliche Rolle spielt, so ist 
es doch dem Schwurgerichtsgedanken im allgemeinen verhängnisvoll gewor- 
den. Es hat dazu beigetragen, den Namen der Jury zu entweihen, unter dem 
alle Schlächtereien der Revolution vorgenommen worden waren. 

Unabhängig von diesem Gerichtshofe ist als wichtige Änderung 
das Gesetz vom 2. Nivose II (22. Dezember 1793) zu erwähnen, durch das alle 
Bürger nach zurückgelegtem 25. Lebensjahre ohne die früheren Beschränkungen 
die Fähigkeit als Wähler und daher auch die als Geschworene erlangten. 
Die Geschworenen bekamen nunmehr eine Entschädigung. Auf je 1000 Ein- 
wohner wurde ein Geschworener gerechnet. Die übrigen Neuerungen dieses 
Gesetzes sind unbedeutend. 

Das Gesetz vom 3. Brumaire IV (25. Oktober 1795) auch code des délits et 
des peines genannt, sucht zunächst eine ncch schärfere Analysis der Tatirage 
durchzuführen. Es verbietet die Aufstellung einer jeden question complexe. Die 
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Folge dieser Anordnung war, daß in dem fortwährenden Bestreben, die Fragen 
für die Geschworenen zu zerkleinern und sie ihnen mundgerecht zu machen, 
ihnen in einer Sache sehr häufig 1000 Fragen vorgelegt wurden. Wenn man 
einem Kritiker der Zeit glauben will, kamen sogar Prozesse mit 20 000 bis 
30 000 Fragen vor. Ferner wurde das für das Geschworenenamt erforderliche 
Alter durch den Code auf 30 Jahre erhöht. 

Bis zum Anbruche des neuen Jahrhunderts verging nun kaum ein Jahr, 
in dem nicht eine neue gesetzliche Bestimmung die Jury betreffend geschaffen 
worden wäre. Die Bahnen der Organisation vom September 1791 wurden 
jedoch im wesentlichen innegehalten. 

Das Schwanken und planlose Experimentieren der französischen Regie- 
rung in bezug auf die Schwurgerichtsgesetzgebung mag immerhin zum Teil 
Schuld daran sein, daß die neue Einrichtung in Frankreich schon in den ersten 
Jahren vielfach nicht die nötige Achtung genoß. Auch die unter dem Namen der 
Geschworenengerichte verübten Greuel der Schreckensherrschaft trugen ge- 
wiß mancherlei dazu bei, die Jury unbeliebt zu machen. Dennoch sind die 
zeitgenössischen Berichte und Urteile über die Wirksamkeit der Jury in Frank- 
reich von geradezu erschreckender Deutlichkeit. Sie legen den Gedanken nahe, 
als ob es doch nicht nur zufällige und in den Zeitverhältnissen begründete 
Umstände wären, die den völligen Zusammenbruch der Jury zu jener Zeit ver- 
schuldeten. 

Ein völliger Zusammenbruch ist es, den die große und ehrwürdige Einrich- 
tung erlebte. Selbst die maßvollsten Beurteiler bekennen, daß die Jury seit | 
ihrer Verpflanzung auf französischen Boden nur wenig erfreuliche Resultate 
geliefert habe. Auch nach der Schreckenszeit habe sie sich niemals mehr eines 
ungeteilten Beifalls erfreut. Klagen über die Unfähigkeit und Ungeschicklich- 
keit, die Unbildung der Geschworenen waren an der Tagesordnung. Ihre Ant- 
worten waren unglaublich. Die folgende widersprach immer der vorhergehenden, 
und der größte Unsinn kam dabei heraus. Die Schriftsteller und Staatsmänner 
der Zeit sind unerschöpflich in der Aufzählung unwahrer, innerlich widerspruchs- 
voller und sinnloser Entscheidungen der Geschworenen. Einer Jury wurde 
die Frage vorgelegt, ob der Angeklagte den Versuch zur Begehung eines Ver- 
brechens n äußeren Handlungen offenbart habe. Die Antwort lautete 
verneinend, weil der Versuch im Innern des Hauses vorgefallen war. Eine 
Frau, die auf Geheiß des Mannes an einem Diebstahl mitgeholfen hat, wird von 
den Geschworenen freigesprochen, weil sie nur die Vorschrift des code civil 
befolgt habe, wonach die Weiber den Männern Gehorsam schuldeten. Unter 
zwölf Geschworenen fanden sich einmal neun, die fragten: was ist „freiwillig“, 
was ist „Vorbedacht‘, was ist „Provokation?“ Oft war, wie es in einem der 
Regierung erstatteten Berichte vom Jahre X (1801—02) hieß, der größte Dritt- 
teil der Geschworenen von so tiefer Unwissenheit, daß sie weder lesen noch 
schreiben konnten. „Voll des Gefühls von ihrer Untauglichkeit und durchaus 
unfähig, eine eigene Meinung zu haben, wurde diese ein Raub des ersten besten, 
der sich ihrer zu bemächtigen wußte.“ 

Man kann den Zustand jener Zeit in strafrechtlicher Hinsicht nur als 
wildeste Anarchie bezeichnen. Hier wurden Justizmorde begangen und dort 
die offenkundigsten Verbrecher freigesprochen. Allerdings überwog bei weitem 
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die unangebrachte Milde, wie denn auch als Hauptzweck der Jury bezeichnet 
wurde, „die Unschuld zu retten auf allen möglichen Wegen, selbst mit Gefahr, 
daß der Schuldige entrinne“. Obgleich den Geschworenen zur Pflicht gemacht 
worden war, bei ihrem Wahrspruche sich niemals um die Strafe zu bekümmern, 
die auf das Verbrechen gesetzt war, hatten sie doch fast immer die Strafe vor 
Augen. Wenn diese nun besonders hart erschien und die Geschworenen wußten, 
daß den Richtern in der Strafzumessung keine freie Hand gelassen war, so be- 
gnadigten sie lieber den offenbar schuldigen Verbrecher, anstatt ihn der ganzen 
Strenge des Gesetzes zu überantworten. Durch diese Anmaßung und Tyrannei, 
wie das Verfahren der Geschworenen genannt wurde, kam es dahin, daß etwa 
das Verbrechen des Kindesmordes, das damals sehr häufig vorkam, fast immer 
ungestraft blieb. Die Geschworenen hatten Mitleid mit den Verbrecherinnen 
und hielten die Strafe für zu hart. Die Gewissenlosigkeit wurde sogar in ein 
System gebracht. Wie Mittermaier erzählt, gab es einen in Frankreich 
sehr verbreiteten Katechismus für Geschworene, in dem alles auf die Allmacht 
der Geschworenen gebaut wird. Der Geschworene dürfe sogar ohne Anstand 
einen frommen Meineid begehen, indem er einen Angeklagten gegen das Gesetz 
freispreche. | 

Es wurde weiter geklagt über den Mangel, daß die Geschworenen während 
der Verhandlung und noch in der Beratung allerhand geheimen Einflüssen 
zugänglich seien und endlich über die fehlende Begeisterung der Geschworenen 
selbst für ihren Beruf. Sie drückten sich vor dem Richten, so oft sie nur konnten 
und mußten durch strenge Strafen dazu angehalten werden. 

Unter diesen Umständen werden wir es begreifen, wenn Anselm von 
Feuerbach darüber spottet, daßsich in Deutschland unversiegliche Ströme des 
Lobes über das französische Schwurgericht ergössen, während in Frankreich 
jedermann, gleichviel welchen Standes und von welcher Partei er sei, es geradezu 
als die partie honteuse des Staates bezeichne. Ein französischer Schriftsteller 
erklärte, die zahlreichen Fehlsprücbe der Geschworenen in Frankreich hätten 
der französischen Kriminaljustiz den Vorwurf aufgeladen, sich in wenigen Jahren 
mit mehr Schuld bedeckt zu haben, als sonst in vielen Jahrhunderten. Nach 
einer Schätzung waren von 24 Urteilen der Zuchtpolizeigerichte immer 8, von 
24 Urteilen der Geschworenengerichte immer 10 falsch. 

So standen die Dinge, als Napoleon I. zunächst als Konsul und dann als 
Kaiser zur Gewalt kam. Er war kein Freund des Schwurgerichts, das ihm als 
eine Errungenschaft der Revolution und als Einrichtung der Republik verdächtig 
sein mußte. Dennoch war er scharfsinnig genug, um zu erkennen, daß die 
Jury trotz aller hervorgetretenen Mängel doch noch einen erheblichen Anhang 
in der Bürgerschaft hatte. Er ging deshalb behutsam zu Werke. Wieder waren 
es im wesentlichen politische Rücksichten, von denen die Änderungen der 
Gerichtsverfassung bestimmt wurden, die in ihrer demokratischen und repu- 
blikanischen Tendenz der neuen monarchischen Staatsform nicht mehr ent- 
sprach. Den Anfang machten neue Vorschriften über die Bildung der Geschwo- 
Tenenlisten. Dann wurde im Jahre 1801 das Schwurgericht in mehreren 
Departements auf zwei Jahre suspendiert, und es wurden Sonder- und Aus- 
nahmegerichte eingeführt. Den äußeren, willkommenen Anlaß hierzu boten 
die schlimmen Zustände, die auf der Gesellschaft lasteten. Straßenräuber 
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beherrschten die LandstraBen; bewaffnete Banden drangen in Haus und Hof 
ein. Die öffentlichen Verkehrsmittel mußten unter militärische Bewachung 
gestellt werden. Den neuen Spezialgerichten, die aus drei Richtern, drei Mili- 
tärpersonen und zwei zum Richteramte Fähigen bestanden, wurden alle Vaga- 
bunden und Rückfälligen zugewiesen. ` Ferner urteilten sie über Einbruchs-, 
Waffen- und Bandendiebstahl auf Feldern oder in ländlichen Wohnungen, 
über Mord, Brandstiftung, Münzfälschung und ähnliche gewalttätige oder ge- 
meingefährliche Delikte. Diese Gerichte wurden zunächst provisorisch, aber 
für den ganzen Umfang der Republik eingesetzt, später nach der Errichtung des 
Kaiserreichs dauernd bestellt, allerdings mit etwas eingeschränkter Zuständig- 
keit. Andererseits wurde die Jury im Jahre XII (1803—1804) für gewisse 
hochpolitische Verbrechen in ganz Frankreich zuerst suspendiert und dann ganz 
aufgehoben. F 

Inzwischen kam dieser für die Jury ungünstigen Stimmung der Regierung 
àuch die Beurteilung zu Hilfe, die das Geschworeneninstitut von seiten vieler 
Gerichte erfuhr. 

Im Jahre IX (1800—1801) übergab das Kassationsgericht der Regierung 
Verbesserungsvorschläge, insbesondere hinsichtlich der Fragestellung. 

Im Jahre X (4801—1802) beklagte sich ein der Regierung erstatteter 
Bericht über die Unbildung der Geschworenen: „Die Gesetze vom September 
1791 und vom Frimaire des IV. Jahres mußten den Zeitumständen und den 
Modeideen nachgeben. Daher beriefen sie alle Wahlbürger zu dem Amte der 
Geschworenen, und so kam es, daß ein jährliches Einkommen von 150 oder 
200 oder eine Pacht von 100—200 Kran einen Bürger fähig machte, Geschwo- 
rener zu werden.“ 

Endlich im Jahre XI, am 20. ae 1803, erstattete der Kassations- 
hof dem Staatsrate ein Gutachten, in dem viele Mängel der französischen Jury 
hervorgehoben wurden. Das Geschworenengericht sei mehr schädlich als 
nützlich, weil es die Öffentliche Moral verletze und die bürgerliche Gesellschaft 
erschrecke. Der Zustand der Strafrechtspflege wird als ungenügend geschildert. 
Der theoretische Wert der Jury wird nicht bestritten, wohl aber ihr praktischer. 
Auch der Justizminister erkannte die bisherigen Mängel an. Er gab aber die 
Schuld großenteils der Ungunst der Zeit und mancher fehlerhaften Einrichtung, 
besonders der Art der Fragestellung. Dennoch war er der Ansicht, daß die Schwur- 
gerichte für die Unabhängigkeit der Urteile, die Bestrafung der Verbrechen 
und den Schutz der Unschuld genügende Gewähr böten. 

Eine schwere Krise für den Jurygedanken in Frankreich war die unter 
dem Vorsitze des Kaisers abgehaltene Staatsratssitzung vom 16. Mai 1804. 
Napoleon plante eine Vereinigung der Zivil- und Kriminaljustiz, die seit der 
Revolution getrennt waren. Durch die Bildung großer und stark besetzter 
Gerichtshöfe sollte der Justiz im Staatswesen eine höhere Kraft und größeres 
Ansehen verliehen werden. Diesen Plan knüpfte der Kaiser an den Beschluß 
des Staatsrats, der sich gegen die periodische Form der Assisengerichte und für 
die Beibehaltung ständiger Strafgerichte erklärte. Napoleon war nicht gesonnen, 
innerhalb dieser neuen Organisation der Justiz dem Geschworenengericht einen 
Platz zu versagen. Er wußte zu gut, daß namentlich unter den einstigen Helden 
der Revolution sich noch zahlreiche Freunde des Geschworenengerichts fanden. 
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so daß es nicht ratsam wäre, an dessen gänzliche -Abschaffung zu denken. Ja, 
er brachte es sogar über sich, in der Sitzung vom 30. Oktober 1804 zu sagen, 
die Jury sei in ihren politischen Beziehungen vernünftig; daher und weil zur 
Beurteilung einer Tatsache nur der sechste Sinn, das Gewissen, erforderlich 
sei, könne man wohl zur Rechtsprechung auch Männer aus dem Volke hinzu- 
ziehen, zumal diese ohne alle Leidenschaft an die Sache herankämen, während 
die Richter oft von vorgefaßten Meinungen ausgingen. Er erhoffte auch. von 
der Durchführung seines Planes einen günstigen moralischen Einfluß auf die 
Geschworenen. Angesichts einer größeren Anzahl von Richtern, so meinte 
er, die sie niemals fremdartigen Einflüssen unterliegen sähen, würde sich der 
Mut der Geschworenen stärken; sie würden nicht mehr auf die hohe Stellung 
des Angeklagten achten und auf die Empfindungen des Publikums, sondern 
unparteiisch den Inhalt der Verhandlungen in sich aufnehmen. 


Dennoch waren die Anhänger der Jury im Staatsrat auf dem Plane, weil 
sie das Schwurgericht durch die Pläne des Kaisers für gefährdet hielten. Die 
Angriffe der Gegner waren heftig. Von mehreren Seiten wurde betont, daß 
die öffentliche Meinung in Frankreich der Jury nicht günstig sei. Der größte 
Teil des Landes stehe ihr feindlich gegenüber. Ihre Hauptfreunde seien in Paris. 
In der Provinz fühle man ihre Schwäche. Die Geschworenen, sagte man, be- 
säßen weniger als die rechtsgelehrten Richter die Fähigkeit, komplizierte Tat- 
bestände zu erfassen. Ihr Urteil, das sie nicht zu begründen vermöchten, be- 
ruhe entweder auf einem instinktmäßigen Gefühle oder auf der geistigen Über- 
macht eines Geschworenen. Die Richter hätten mehr kritischen Sinn und eine 
größere Erfahrung. Außerdem seien sie der Regierung und der Allgemeinheit 
verantwortlich, nicht, wie die Jury, nur ihrem Gewissen. >- 


Ein anderes Staatsratsmitglied hob die Einflüsterungen hervor, denen 
die Geschworenen in ihren Kreisen ausgesetzt seien. Die Wissenschaft und die 
fortwährende Übung in der Strafrechtspflege habe gerade einen mildernden 
Einfluß auf den Charakter. Wo der unwissende Geschworene nicht mehr zweifle, 
werde der Richter noch schwanken. 


Aı.ch der Justizminister sprach sich jetzt recht deutlich gegen die Jury 
aus. Die Geschworenen übten ihr Amt mit vieler Schwäche aus und ermunterten 
die Verbrecher durch unbegründete Freiprechungen. Ihre Urteile entsprängen 
weniger der Unwissenheit als der Furcht. Gerade die Grundbesitzer, die man 
neuerdings bei der Auswahl derGeschworenen bevorzuge, seien die furchtsamsten. 
Sie täten ungestraft was sie wollten, da sie nur ihrem Gewissen Rechenschaft 
schuldig seien. Die Jury habe zurzeit nur-den einen Vorteil, daß. der Unschuldige 
nicht in die Gefahr gerate, durch Zufall verurteilt zu werden. Die seit einiger 
Zeit eingetretene Verminderung der Verbrechen sei nur auf die Wachsamkeit 
der gerichtlichen Polizei zurückzuführen. 


Die Anhänger der Geschworenengerichte hatten demgegenüber einen 
schweren Stand. Es wurde zwar hingewiesen auf die Vorurteile und die Härte, 
die der ständige Richter leicht annehme. Die Klugheit gebiete es, die einmal 
bestehende, so teuer erkaufte Einrichtung nicht wieder aufzugeben. Auch 
von den Freunden der Jury wurden aber die Mängel der bestehenden Organi- 
sation anerkannt und Reformfragen aufgeworfen. Es wurde auch eingeräunit, 
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daß die Geschworenen oft aus Furcht oder Schwäche nicht wagten, den An- 
geklagten fiir schuldig zu erklaren. 


Mitten in diese schwere Krisis des Jurygedankens kam ein merkwurdiger 
Stimmungsumschlag der Prasidenten und Generalprokuratoren der Kriminal- 
gerichte und überhaupt der Strafrichter, die aus allen Teilen des Reiches zur 
Krönungsfeier herbeikamen. Es war, als ob sie plötzlich den Ernst der Lage 
erkannt hätten, nachdem Sie offiziell um ihr Gutachten befragt worden waren. 
Sie fürchteten wohl, durch die Abschaffung des Schwurgerichts in ihrem Wir- 
kungskreise allzu sehr herabgedrückt zu werden. Jedenfalls sprachen jetzt 
alle die, die vorher nicht genug Schlechtes von der Jury zu sagen wußten, von 
ihr im günstigsten Sinne. Die Folge war, daß der Staatsrat sich einstimmig 
gegen jede Umgestaltung der Gerichtsverfassung aussprach, mit der das Be- 
stehen der Jury unvereinbar gewesen wäre. Schließlich wurde die gesamte 
Reorganisation des Justizwesens ohne ein festes Ergebnis vertagt. 


Erst im Jahre 1808 wurde sie wieder in Angriff genommen und führte 
zu der großen Neuordnung durch den code d’instruction criminelle, der am 
27. November 1808 verkündet wurde. 


Als die Entwürfe der neuen Gesetze, des code penal und des code d’in- 
struction criminelle, allen Gerichten zur gutachtlichen Äußerung übersandt 
wurden, erklärten sich von den abgegebenen 73 Stimmen wieder 30 für die 
Aufhebung der Jury, 22 für ihre Beibehaltung, während sich die übrigen un- 
bestimmt ausdrückten. Die Freunde des Geschworenengerichts erklärten: die 
Jury habe wenig Schuldige gerettet und sei keinem Unschuldigen feindselig 
gesinnt gewesen. Wenn einzelne Geschworene mitunter nicht ihre Pflicht täten, 
so seien mehr die Umstände schuld, als ihre Persönlichkeit. Die Geschworenen 
seien die sicherste Stütze der öffentlichen Freiheit. Ihr vorübergehendes Amt 
gestatte ihnen nicht, wie dies bei ständigen Richtern der Fall sei, Bürger und 
Regierung zu beunruhigen. Die Einrichtung könne nur unter Opfern erhalten 
werden; diese Opfer seien aber der Preis, mit dem freie Nationen ihre Freiheit 
bezahlten. 


Die Gegner der Jury erklärten deren Gebrechen für unheilbar. Sie sei 
ein für die Rechtspflege zu verwickeltes und lästiges Institut, das die Verbrechen 
nur sehr ungenügend zu unterdrücken imstande sei. Die Einrichtung, die viel- 
leicht in England dem Volke eigentümlich und angemessen sei, entspreche 
nicht den französischen Sitten. Die Angehörigen der arbeitenden Klasse hätten 
weder Muße noch Bildung genug, um das Amt des Geschworenen zu versehen. 
Die höheren Klassen suchten sich auf alle Weise ihrer Wahl zu entziehen. Sie 
seien auch übertrieben milde, so daß die Verbrechen straflos blieben. Im Staats- 
rate wurde wieder eifrig hin und her gestritten. Der Kaiser griff selbst in die Er- 
örterung ein und gab seine Meinung dahin kund, daß die Anklagejury nur Übel- 
stände zur Folge habe, daß es zwar auch der Urteilsjury unter den jetzigen 
politischen Zuständen an der inneren Begründung durch das Bedürfnis, von 
Rechtsgleichen gerichtet zu werden, fehle, daß aber der ständige Strafrichter 
durch die Gewohnheit, Verbrecher vor sich zu sehen, zu leicht zum Schuld- 
spruche gelange. Aus diesen Gründen sei die Strafjustiz periodisch zu ge- 
stalten und die Urteilsjustiz beizubehalten. 
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Im allgemeinen kam man jetzt zu der Uberzeugung, daB die Neuorgani- 
sation des Gerichtswesens, wie sie Napoleon beabsichtigte, mit der Beibehaltung 
der Jury sich wohl vertrage. Es wurde daher grundsätzlich die Erhaltung 
der Urteilsjury beschlossen. Dagegen sollte die Anklagejury abgeschafft wer-. 
den, womit sämtliche Gerichtshöfe des Landes einverstanden waren. Obwohl 
Graf Treilhard sie halten und ihre Mängel durch eine zweckmäßigere Zusammen- 
setzung beseitigen wollte, war doch die allgemeine Stimmung gegen sie. Man 
sagte, die Aufgabe der Anklagejury sei weit schwieriger als die der Urteils- 
jury. Während diese ihre innere Überzeugung von der Wahrheit einer Tat- 
sache, der Schuld einer Person auszusprechen habe, solle jene die verschiedenen 
Schuld- und Unschuldbeweise ihrer inneren Wahrscheinlichkeit nach gegen 
einander abwägen. Hierzu aber sei reife Erfahrung nötig. Urteile sie nach den 
Akten, so sei sie nicht vertrauenswürdig; erkenne sie nach mündlicher Verhand- 
lung, so könne gleich die endgültige Entscheidung erfolgen. Die zweifache 
Jury sei auch gefährlich für den Angeklagten. Die Anklagejury werde gerne 
die Erhebung der Anklage beschließen, um der Verantwortlichkeit zu entgehen, 
die Urteilsjury werde durch den Anklagebeschluß zuungunsten des Angeschul- 
digten beeinflußt werden. Auch gegen die Unparteilichkeit der Anklagege- 
schworenen wurden schwere Bedenken vorgebracht. 

Auch die Urteilsjury ging nicht unverändert aus der neuen kaiserlichen 
Gesetzgebung hervor. Das Bestreben der Regierung war zweifellos, sie ihrer 
politischen Bedeutung zu entkleiden, ihr Ansehen und ihren Einfluß zugunsten 
der gelehrten Gerichte zu mindern und die Zusammensetzung der Geschworenen 
möglichst in die Hand zu bekommen. Das zeigte sich schon bei der Regelung 
der Zuständigkeit des Schwurgerichts, die erheblich eingeschränkt wurde. 
Den Assisengerichten wurden nur diejenigen Verbrechen zur Aburteilung zu- 
gewiesen, die das Gesetz mit entehrender oder Leibesstrafe bedrohte. Außerdem 
aber wurden die in den Konsulatsjahren geschaffenen Spezialgerichte, von denen 
bereits die Rede war, zu ständigen Behörden erhoben. Ihnen wurden alle 
Verbrechen, welche von Vagabunden, Mittellosen und peinlich und entehrend 
Vorbestraften begangen worden waren, sowie die Verbrechen der bewaffneten 
Rebellion gegen die bewaffnete Macht, des bewaffneten Schleichhandels, der 
Falschmünzerei und des durch bewaffneten Auflauf vorbereiteten Mordes 
zugeteilt. Alles das war also endgültig von der Zuständigkeit der Geschworenen- 
gerichte abgebröckelt worden, während die schwersten politischen Verbrechen 
der durch das Senatuskonsult vom 28. Floréal XII (18. Mai 1804) geschaffenen 
haute cour impériale überwiesen wurden. Der Staatsrat Real suchte diese Ver- 
stimmelung des Schwurgerichts im Parlament zu rechtfertigen mit Worten, 
die wieder schwere Anklagen gegen die Jury enthielten. ‚Die Mitglieder der 
Constituante hätten vorhersehen können, daß die Institution der Jury, so 
vortrefflich, um in gewöhnlichen Straffällen zu erkennen, ungenügend wäre, 
um die Bestrafung einzelner Arten von Verbrechen zu sichern, und einzelne 
Gattungen von Verbrechern im Zaume zu halten. Sie hätten voraussehen müssen, 
daß der Schrecken, den bewaffnete Banden verbreiten, daß ihre Drohungen 
und die Repressalien ihrer Komplizen den Mut der Geschworenen lähmen, 
und daß dadurch eine Ärgernis gebende und verhängnisvolle Straflosigkeit 
befördert würde. Fünfzehn Jahre unglückseliger Erfahrungen erlauben uns 
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jetzt, über alle diese allgemeinen Theorien und die Scheu gewisser Publizisten 
vor Ausnahmen ein Urteil zu fällen. Ein Vorwurf, den man mit Recht der 
Jury machen konnte, war ihre unbestreitbare und fortdauernde Machtlosigkeit 
gegen die Verbrechen -und Verbrecher, welche die Existenz der Gesellschaft 
gefährdeten; es war die Ohnmacht der Einrichtung in diesen besonderen Fällen, 
welche gegen sie im Geiste einzelner Personen ein so ungünstiges Vorurteil 
erweckt und ihren Feinden Waffen in die Hände gegeben hat, welche ihre 
Existenz bedrohten. Ich zweifle nicht daran, daß selbst der verabscheuungs- 
würdige Mißbrauch, den wilde, in. Menschenform verwandelte Tiere während 
einiger Monate von dieser liberalen Einrichtung machen, ihr weniger in dem 
Geiste derer geschadet hat, die die Wirkungen der durch die Anarchie ent- 
fesselten Leidenschaften kennen, als die Ärgernis gebende Straflosigkeit der 
Banditen, eine Straflosigkeit, welche die relative Machtlosigkeit des Instituts, 
selbst zu einer Zeit, in welcher man überall die Ordnung und die Herrschaft 
der Gesetze wiederkehren sah, erzeugte. -Es ist daher ein Dienst, welchen man 
der Jury erweist, man sichert und schützt ihre Fortdauer, wenn man aufhört, 
sie in Verhältnissen anzuwenden, in welchen ihre Ohnmacht erwiesen ist, in 
welchen sie durch die von ihr verliehene m so oft die öffentliche 
Sicherheit gefährdet hat.“ 

Der empfindlichste VorstoB gegen die freiheitlichen ‘Traditionen der 
Jury, den der code d’instruction criminelle brachte, waren die Bestimmungen 
über die Auswahl der Geschworenen. Fähig zu diesem Amte sind zunächst die 
Mitglieder der Wahlkollegien, sodann die 300 höchstbesteuerten Personen des 
Departements, die vom Kaiser ernannten Verwaltungsbeamten, die Doktoren 
und Lizentiaten einer der vier Fakultäten, nämlich der juristischen, medizi- 
nischen, physisch-mathematischen und historisch-philosophischen, die Mit- 
glieder und Korrespondenten des Instituts und anderer von der Regierung 
anerkannten gelehrten Gesellschaften, die Notare, Bankiers, Wechselagenten 
und Kaufleute der beiden höchsten Steuerklassen, die Verwaltungsbeamten 
mit einem Gehalt von mindestens 4000 Franken und endlich alle Personen, 
die vom Minister des Innern zur Teilnahme an der Jury ermächtigt wurden, 
nachdem sie entweder beim Präfekten ein Gesuch eingereicht hatten und 
dieses von ihm mit Befürwortung weitergegeben war oder nachdem. sie 
durch den Präfekten von Amts wegen vorgeschlagen worden waren. Die 
Altersgrenze von 30 Jahren wurde beibehalten. Gewisse Personengruppen 
waren unfähig; andere konnten auf Antrag befreit werden. Aus der 
Zahl der hiernach fähigen Bürger bildet der Präfekt, ein durchaus 
von der Regierung abhängiger politischer Beamter, eine Liste von 60 Per- 
sonen ganz nach eigenem Gutdünken und unter eigener Verantwortlichkeit. 
Diese Liste hatte der Präsident des Assisenhofes binnen 24 Stunden auf 36 
Namen zurückzuführen. Dann wird sie vom Präfekten dem Justizminister, 
dem ersten Präsidenten des Kaiserlichen Gerichtshofes, dem Generalproku- 
rator bei derselben Behörde, dem Assisenpräsidenten und gegebenenfalls auch 
dem Kaiserlichen Kriminalprokurator des Departements mitgeteilt. Zur Schwur- 
gerichtssitzung müssen die 36 Personen der Liste erscheinen. Kommen weniger 
als 30, so werden aus-den fähigen Personen, die in der Stadt wohnhaft sind, 
so viel herbeigeholt, bis 30 beisanımen sind. Dem Angeklagten und der Staats- 
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anwaltschaft standen gleichviel Ablehnungen zu. Sobald zwölf nicht abgelehnte 
Geschworene bezeichnet waren oder nur noch zwölf Namen auf der Liste übrig 
blieben, erlosch das weitere Ablehnungsrecht. | 

Jedes Jahr berichtete der Präfekt dem Justizminister. und dieser dem 
Kaiser über die Art, wie die Geschworenen ihr Amt geführt und ihre Pflicht 
erfüllt haben; wer hierbei einen lobenswerten Eifer bewiesen hat, dem werden 
Belohnungen zugesagt. Keinem Bürger, der das 30. Lebensjahr überschritten 
hatte, wurde ein gerichtliches oder Verwaltungsamt verliehen, wenn er nicht 
nachweisen konnte, daß er jeder Berufung zum Amte des Geschworenen ge- 
folgt sei oder sich hinreichend entschuldigt habe. | 

Das Schwurgericht tagt in der Besetzung von fünf Mitgliedern des Assi- 
senhofes, also Richtern, und zwölf Geschworenen. . Nachdem der Verteidiger 
aufgefordert ist, ‚nichts gegen sein Gewissen und die dem Gesetze schuldige 
Achtung zu sagen und sich mit Anstand und Mäßigung. auszudrücken‘, leisten 
die Geschworenen den Eid: „Sie sollen schwören und geloben vor Gott und den 
Menschen, mit der genauesten Aufmerksamkeit die Anklagemomente, welche 
gegen den Angeklagten werden vorgebracht werden, zu prüfen, weder zugunsten 
des Angeklagten noch der bürgerlichen. Gesellschaft, die ihn anklagt, zu ver- 
fahren, mit niemandem bis zu Ihrer Erklärung zu verkehren, sich weder durch 
Haß. noch Bosheit, Furcht oder Neigung leiten zu lassen, auf Anklage und Ver- 
teidigung zu erkennen, nach Gewissen und innerer Überzeugung, mit Mut 
und Unparteilichkeit, wie es einem redlichen und freien Manne geziemt.‘‘ Nach 
dem Schlusse der Verhandlungen faßte der Präsident deren Inhalt in einer 
Übersicht. zusammen, durfte aber hierbei keinerlei vorgefaßte Meinung zu er- 
kennen geben. | 

Was die Fragenstellung anbetrifft, so war man allmählich zu der Über- 
zeugung gelangt, daß die bisherige Vervielfältigung und Teilung der Fragen 
zu vermeiden sei. Die — logisch zu rechtfertigende — Art, wie die Fragen 
für die Geschworenen immer weiter zerlegt und zerkleinert wurden, hatte zu 
großen Unzuträglichkeiten geführt.. Abgesehen davon, daß häufig die Stellung 
und Beantwortung der Tausende von Fragen kostbarste Zeit verstreichen ließ 
und hohen Geldaufwand erforderte, erschwerte sie auch das Verständnis der 
Geschworenen, anstatt es zu erleichtern. Die Menge der Fragen verwirrte sie, 
so daß sie den Zusammenhang verloren und nicht auf die Beziehungen der ein- 
zelnen Fragen zueinander achteten. Daraus erklären sich zum großen Teile 
die unverständlichen und in sich widerspruchsvollen Wahrsprüche der Geschwo- 
renen. Aus diesen Gründen beseitigte der Code von 1808 vor allem die Trennung 
der — historischen — Tatfrage von der — psychologischen — Absichtsfrage. 
Es wurde von nun an grundsätzlich nur die eine Hauptfrage gestellt, ob der 
Angeklagte schuldig sei, das in der Anklage bezeichnete Verbrechen mit allen 
dort angegebenen Tatbestandsmerkmalen begangen zu haben. Treten innerhalb 
der Hauptverhandlung neue erschwerende Umstände hervor oder behauptet 
der Angeklagte das Vorliegen eines gesetzlichen Strafmilderungsgrundes, so 
werden Unterfragen gestellt; ebenso bei einem noch nicht 16 Jahre alten An- 
geklagten die Frage nach dem Vorhandensein der Unterscheidungskraft. Im 
Beratungszimmer werden die Geschworenen bewacht und .an jedem Verkehr 
mit der Außenwelt verhindert. Der Obmann liest die im Art. 342 ge- 
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gebene Instruktion vor, die auch an der Wand des Beratungszimmers auf- 
gehangt ist: 

„Das Gesetz fordert von den Geschworenen keine Gründe, wodurch sie 
zu ihrer Überzeugung gekommen sind; es schreibt ihnen keine Regeln vor, nach 
welchen sie besonders beurteilen sollen, ob ein Beweis vollständig und hin- 
reichend sei. Dagegen verlangt es von ihnen, daß sie in der Stille und ganz in 
sich zurückgezogen sich selbst befragen, und in dem Innersten ihres Gewissens 
erforschen, welchen Eindruck die wider den Angeklagten vorgebrachten Be- 
weise und die Gründe seiner Verteidigung auf ihre Urteilskraft hervorgebracht 
haben. Das Gesetz sagt zu ihnen nicht: Sie sollen den Tatumstand für wahr 
halten, welcher von dieser oder jener Zeugenanzahl für wahr angegeben ist; 
es sagt ihnen eben so wenig: Sie sollen jeden Beweis als unzureichend verwerfen, 
der nicht auf diesem oder jenem Protokolle, auf diesen oder jenen Urkunden, 
auf so und soviel Zeugnissen und Anzeigen beruht; es richtet nur an sie die 
einzige Frage, welche den Inbegriff aller ihrer Pflichten bildet: Sind sie innig 
überzeugt? Dabei ist jedoch niemals zu übersehen, daß die ganze Beratung 
der Geschworenen auf die Anklageakte sich stützt. Nur auf die darin ent- 
haltenen und damit im Zusammenhange stehenden Tatsachen haben sie aus- 
schließlich ihr Augenmerk zu richten, und sie fehlen gegen ihre erste Pflicht, 
wenn sie in Gedanken an die Verfügungen der Strafgesetze die Folgen in Be- 
tracht ziehen, welche ihre Erklärung in Beziehung auf den Angeklagten haben 
mag. Ihre Aufgabe hat weder die gerichtliche Verfolgung, noch die Bestrafung 
der Verbrechen zum Gegenstande, sie haben nur die Frage zu entscheiden, 
ob der Angeklagte des ihm zur Last gelegten Verbrechens schuldig sei oder 
nicht.“ 

Auch für die Beantwortung der Fragen gab es genaue Vorschriften: Wenn 
der Geschworene glaubt, daß die Tat nicht feststehe oder der Angeklagte deren 
nicht überführt sei, so hat er lediglich zu sagen: Nein, der Angeklagte ist nicht 
schuldig. Ist der Geschworene der Überzeugung, die Tat sei erwiesen und der 
Angeklagte überführt, so sagt er: Ja, der Angeklagte ist schuldig, das Verbrechen 
mit allen in der Frage enthaltenen Umständen begangen zu haben. Meint 
der Geschworene, die Tat stehe fest, der Angeklagte sei überführt, aber nur 
hinsichtlich eines Teiles der Umstände, so erklärt er: Ja, der Angeklagte ist 
schuldig, das Verbrechen begangen zu haben, mit dem und dem Umstande, 
aber es steht nicht fest, daß er sie mit dem und dem weiteren Umstande be- 
gangen hat. Wenn endlich der Geschworene bei erwiesener Tat überzeugt ist, 
daß der Angeklagte der Täter sei, ohne daß aber einer der Umstände vorliegt, 
so lautet seine Antwort: Ja, der Angeklagte ist schuldig, aber ohne einen der 
Umstände. 

Außerdem sind noch die etwa gestellten Unterfragen zu beantworten. 

Für das Ergebnis der Abstimmung ist die einfache Stimmenmehrheit 
maßgebend. Ist aber der Schuldausspruch nur mit einfacher Majorität, also 
mit 7 gegen 5 Stimmen, ergangen, so gilt das nicht als Verurteilung, sondern 
es sind nunmehr auch die fünf richterlichen Mitglieder zur Beratung und Ab- 
stimmung über die Schuldfrage berufen. Ihre Stimmen werden denen der Ge- 
schworenen hinzugerechnet und dann entscheidet wieder die einfache Mehr- 
heit. Schließen sich also nur zwei Richter dem Schuldigspruche der Geschwore- 
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nen an, während drei für Nichtschuldig eintreten, so ist das Ergebnis das Schul- 
dig. Diese Bestimmungen, wonach das Verhältnis 7 zu 5 keine Verurteilung 
zur Folge hat, machten sich die Geschworenen sehr oft zunutze. Wenn ihnen 
die Sache zu schwierig erschien, als daß sie sich ein Urteil zutrauten, so verein- 
barten sie untereinander, den Angeklagten mit 7 gegen 5 Stimmen für schuldig 
zu erklären. Dadurch waren sie eines großen Teiles der Verantwortung ent- 
hoben. 


waren, der Schuldausspruch der Geschworenen beruhe auf einem tatsäch- 
lichen Irrtum, den Spruch umstoßen und den Fall vor eine andere Jury ver- 
weisen. Zu 


Die weitere Entwicklungsgeschichte der Jury in Frankreich bietet wiederum 


ein getreues Spiegelbild der politischen Kämpfe und Zustände desLandes. Nach- 
dem durch die Charte von 1814 die Beibehaltung der Geschworenengerichte 
beschlossen worden war, kam es zu einer Reform der Jurybildung im freiheit- 
lich-demokratischen Sinne erst durch das Gesetz vom 2. Mai 1827. In der 
Zwischenzeit wurde durch einige weniger wesentliche Gesetze die Stellung der 
Richter zuungunsten der Geschworenen gestärkt: ein Gesetz vom 24. Mai 1821 
bestimmte, daß die Richter, wenn die Schuldfrage mit 7 gegen 5 Stimmen be- 
jaht worden war und sie daher mitzustimmen hatten, durch ihre dem Ange- 
klagten günstige Mehrheit schon den Ausschlag gaben, ohne daß ihre Stimmen 
denen der Geschworenen zugerechnet wurden. Durch das Gesetz vom 25. März 
1822 wurden die Preßvergehen den Schwurgerichten genommen und vor die 
Zuchtpolizeigerichte verwiesen. Im Jahre 1824 wurde bestimmt, daß die An- 


nahme mildernder Umstände bei einzelnen Verbrechen nicht Sache der Ge-. 


schworenen, sondern der Assisenrichter ist. 


Es ist bereits davon gesprochen worden, daß die Auswahl der Geschwore- | 


nen nach dem Code vom Jahre 1808 gänzlich in der Hand eines: von der Re- 
gierung abhängigen, politischen Verwaltungsbeamten lag. In der Tat knüpfte 
sich hieran die schärfste Kritik der Rechtsgelehrten und Politiker, die dann zum 
Erlasse des Gesetzes vom 2. Mai 1827 geführt hat. Von allen Seiten wurde wieder 
die politische Bedeutung der Jury betont, und gerade darum die vollkommene 
Unabhängigkeit der Geschworenen von den Regierungsfaktoren gefordert. 
Die Jury ohne Unabhängigkeit von der Regierung sei wie eine Repräsentativ- 
regierung ohne Freiheit der Wahlen das verhängnisvollste Geschenk. Der 
Hauptwert des Geschworeneninstituts bestehe darin, daß es die richterliche 
Gewalt in die höchstmögliche Entfernung von der Regierung setze. „Wo... 
ein Volk, auf die Bildung der Jury nichtachtend, dieselbe der Willkür eines 
absetzbaren . Verwaltungsbeamten überläßt, welcher beim Aufrufe der Ge- 
schworenen weder durch das Los noch durch eine besonders vorgeschriebene 
Ordnung gebunden ist, ind welcher seine Wahl nach der Kenntnis treffen kann, 
die er von der Natur des Prozesses und der Eigentümlichkeit des Angeklagten 
hat, da irrt dasselbe sehr, wenn es glaubt, Geschworene zu haben, da es in der 
Tat nur Regierungskommissäre besitzt.“ Diese zwölf Comissaires, wie die 
Geschworenen des Code de instruction criminelle von vielen Schriftstellern 
genannt werden, seien noch viel furchtbarer als aus ständigen Blutrichtern 
zusammengesetzte Kommissionen. Die Geschworenen würden immer für den 
Archiv. 60. Bd. 4 


In jedem Falle konnten die Richter, wenn sie einstimmig der Ansicht 
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besonderen Fall in der verruchtesten Weise zusammengestellt. Diese Ge- 
schworenen seien dann natürlich auch in ihrer Beratung und Abstimmung 
durchaus beeinflußbar gewesen. Während sie im Beratungszimmer seien, könne 
man ihnen die geheimen Denunziationen rechtschaffener Männer vorlegen, 
welche nur dem großen Publikum hätten unerkannt bleiben wollen; könne man 
noch neue verleumderische Beschuldigungen oder Umstände vorbringen, 
welche ihnen die abzuurteilenden Verbrechen glaubhaft machten; könne man 
ihnen die geheimen Ursachen auseinahdersetzen, welche die Verurteilung des 
Angeklagten notwendig forderten, welche aber Staatsklugheit und Staats- 
interesse offenkundig zu machen nicht erlaubt hätten; könne man ihnen noch 
auseinandersetzen, wie man sich notgedrungen gesehen habe, dem Angeklagten 
ein falsches Verbrechen aufzubürden, um ihn wegen einer Tat zu bestrafen, 
welche die Klugheit nicht erlaubt habe, öffentlich in Anregung zu bringen. 
Deshalb wird die Jury der kaiserlichen Gesetzgebung als leerer Name, wesen- 
loser Schatten, Phantom, simulacre de jury bezeichnet. Anselm Feuerbach 
nennt das französische Geschworenengericht das spottende Zerrbild eines 
solchen, oder, „eigentlicher gesprochen, das Werk eines nicht einmal versteckten, 
sondern plumpen Betruges‘“. 

Es wurde daher — das war das Nächstliegende — der Einfluß der Re- 
gierung auf die Bildung der Juryliste durch das Gesetz vom 2. Mai 1827 ge- 
brochen. Der Präfekt hatte eine als Grundlage dienende, dauernde General- 
liste aufzustellen, in der alle zum Geschworenenamt überhaupt fähigen 
Personen Aufnahme finden mußten. Der Kreis dieser Personen war im 
allgemeinen der gleiche wie bisher, nur daß die bezahlten und von der Regierung 
abhängigen Verwaltungsbeamten ausgeschlossen waren. Die Aufstellung dieser 
Generalliste war besonders dadurch jeder Willkür entzogen, daß sie öffentlich 
bekannt gemacht wurde. Wer trotz der Fähigkeit zum Geschworenen in der 
Liste nicht genannt war, konnte sich beschweren. Die Streichung aus der 
Liste konnte nur erfolgen durch eine begründete Entscheidung des Präfektur- 
rats. Diese dauernde, aber einer jährlichen Revision unterzogene General- 
liste gibt dem Präfekten die Grundlage für die Aufstellung der eigentlichen 
Jahresliste, die den vierten Teil der Gesamtzahl, aber in den Departements 
nicht über 300, in Paris nicht über 1500 Namen enthält. Die Bildung der Jahres- 
liste geschieht durch den Präfekten nach eigenem Gutdünken. Die Geschwore- 
nenliste für die einzelnen Sitzungsperioden wurde dann durch das Los zusammen- 
gestellt. Die Ablehnung erfolgt ungefähr in der bisherigen Weise. 

So waren einer beginnenden Demokratisierung der Jury wieder die Wege 
geebnet. Durch die Revolution von 1830 wurde das Werk vollendet. Unter der 
Herrschaft LouisPhilipps sehen wir dasSchwurgericht imVerein mit allen übrigen 
sogenannten freiheitlichen öffentlichen Einrichtungen eine Stärkung erfahren. 
Durch das Gesetz vom 8. Oktober 1830 wurde die Zuständigkeit der Jury 
für politische und Preßvergehen wiederhergestellt. Das Gesetz vom 4. März 
4831 verminderte die Zahl der richterlichen Beisitzer von 5 auf 3 und verlangte 
zum Schuldigspruche der Geschworenen die absolute Mehrheit, also das Ver- 
hältnis von 8 zu 4, ohne daß aber in irgendeinem Falle die Mitwirkung der 
Richter noch zugelassen wurde. Durch beide Vorschritten sollte die Stellung 
der Geschworenen und ihre Unabhängigkeit den Assisenrichtern gegenüber 
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gehoben werden. Außerdem wurde für die Beseitigung des Mitstimmens der 
Richter noch der bereits oben erwähnte Umstand angeführt, daß das Zahlen- 
verhältnis 7 : 5 meistens auf einer gütlichen Vereinbarung der Geschworenen 
beruhe, die dadurch besonders bei schweren Verbrechen die Verantwortung 
von sich abwälzten. Durch das Gesetz vom 19. April 1831 wurde der Kreis der 
zum Geschworenenamt Geeigneten etwa um das Döppelte der bisherigen Zahl 
erweitert, indem der für die Wahlbefähigung erforderte Zensus an direkten 
Steuern von 300 Mark auf 200 Mark herabgesetzt wurde. Allerdings hatte diese 
anscheinend demokratische Maßregel auch eine unerwünschte Wirkung. Die 
Zahl der auf die Urliste zu setzenden Personen wurde allmählich so groß, daß 
dem Präfekten in der Aufstellung der Jahresliste wieder eine größere Auswahl 
und dadurch Willkür blieb. 

Eine weitere Stärkung der Jury bedeutete es, wenn durch das Gesetz 
vom 28. April 1832 die Annahme mildernder Umstände bei allen Verbrechen 
den Geschworenen überlassen wurde. Während hierzu anfangs die absolute 
Mehrheit der Stimmen erforderlich war, genügte seit dem Gesetz vom 9. Sep- 
tember 1835 die einfache Majorität. Gegen diese Machterweiterung der Jury 
wurden mahnende Stimmen laut, die vor allem verlangten, es solle bei gewissen 
schweren Verbrechen die Annahme mildernder Umstände ausgeschlossen sein. 
Sie wurden aber überstimmt. Es gebe kein Verbrechen, das nicht durch Leiden- 
schaft, gerechte Rache, Stärke der moralischen Aufforderung oder unbegreif- 
liche Verirrung der Vernunft begangen im milderen Lichte erscheinen könne. 
— Nahmen die Geschworenen mildernde Umstände an, so mußte die Strafe 
um einen bis zwei Grade unter dem Mindeststrafmaß ermäßigt werden. 

Endlich gehören hierhin noch die Gesetze vom 9. September 1835 und 
vom 13. bis 14. Mai 1836 sur le mode du vote du jury au Scrutin secret. 

Seit der Revolution von 1830 hatten die Geschworenengerichte wieder 
häufig durch allzu milde Freisprechungen, besonders politisccher Verbrecher, 
unliebsames Aufsehen erregt. Es wurden deshalb Maßregeln erwogen, um die 
hieraus drohenden Gefahren zu beseitigen. Das Gesetz vom 9. September 
1835 bestimmte zunächst, daß alle Entscheidungen der Jury, mochten sie die 
Häuptfrage oder Nebenfragen betreffen, auf Schuldig oder Nichtschuldig 
lauten, mit einfacher Stimmenmehrheit ergingen. Die Regierung stieß auf 
lebhaften Widerspruch, als sie diese Vorschrift durchzusetzen suchte, um die 
unbegründeten Freisprechungen nach Möglichkeit zu verhindern. Ihre An- 
hänger brachten folgendes vor: alle Entscheidungen und alle Gesetze kämen mit 
einfacher Mehrheit zustande. Die Erfahrung habe seit der Julirevolution ge- 
lehrt, daß insbesondere bei politischen Verbrechen die Interessen der Anklage 
gefährdet seien, sobald die absolute Majorität zur Verurteilung erfordert werde. 
Die einfache Stimmenmehrheit setze eine Mehrheit von 2 Stimmen voraus, 
und diese Zahl gewährleiste besser als die Majorität von vier Stimmen, die zur 
absoluten Mehrheit erforderlich sei, die gleichmäßige Berücksichtigung der bei- 
derseitigen Interessen der Anklage und der Verteidigung. 

Von der Gegenseite wurde auf die Gefahren eines falschen Wahrspruches 
der Geschworenen hingewiesen. Während die geringfügigeren Strafsachen 
ebenso wie die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten durch Einlegung von Rechts- 


mitteln einer nochmaligen Prüfung unterworfen würden, während schlechte 
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Gesetze abgeschafft, gemildert und verändert werden könnten, seien die durch 
ein falsches Geschworenenurteil verursachten Schäden unheilbar. Weder. in 
England noch in Frankreich habe man jemals mit einfacher Stimmenmehrheit 
‚endgültige Verurteilungen zugelassen. - 1m Grunde liege die Entscheidung 
an einer einzigen Stimme, da bei Stimmengleichheit Freisprechung erfolge. 
Auch eine Freisprechung bezeuge ja nicht die Unschuld des Angeklagten, son- 
dern nur den Mangel einer vollen Überzeugung von seiner Schuld. 

_ Die Regierung siegte. Als Entschädigung wurde in das Gesetz vom 9. Sep- 
tember. 1835 die Bestimmung aufgenommen, daß bei der Verurteilung des An- 
geklagten durch einfache Stimmenmehrheit die -Assisenrichter schon gleichfalls 
durch einfache Mehrheit den Spruch aufheben und an ein anderes Schwurgericht 
verweisen konnten, während bisher hierzu Einstimmigkeit der Richter erforder- 
lich gewesen war. Nur wenn die Geschworenen ihren Schuldspruch mit abso- 
luterMajoritat erlassen hatten, konnte auch fernerhin der Spruch nur durch ein- 
stimmiges Votum der Richter umgestoßen werden. _ 

Durch das bereits genannte Gesetz vom 13.—14. Mai 1836 wurde statt 
der gemeinsamen Beratung und Abstimmung der Geschworenen die geheime 
Stimmenabgabe eingeführt. Auch hierfür waren im wesentlichen, politische 
Gründe maßgebend. Die Regierung fürchtete, die Geschworenen könnten sich 
bei der Abgabe ihrer Stimmen, insbesondere in politischen Prozessen und zu 
Zeiten politischer Erregung, von Parteirücksichten bestimmen lassen. Es sei 
hart, einem Manne heute das Schwert der Gerechtigkeit in die Hand zu geben, 
mit dem er den Bruder, den Sohn seines Freundes zu treffen habe, und ihn mor- 
gen in seinen gewohnten Kreis zurücktreten zu lassen, in dem sein inzwischen 
bekannt gewordenes Votum ihn allen Anfeindungen aussetze.- Die geheime 
Stimmenabgabe habe auch noch den Vorzug, daß die Abstimmung gleichzeitig 
erfolge. Während bisher der Geschworene, dessen Stimme den Ausschlag gebe, 
oft vor der großen Verantwortung zurückgeschreckt sei, und lieber die Inter- 
essen der bürgerlichen Gesellschaft außer acht gelassen habe, als daß er durch 
seine Stimme eine Verurteilung herbeiführen wollte, erfahre nun keiner mehr 
das Votum des andern. Jeder trage daher die gleiche Verantwortung. Keiner 
gebe den Ausschlag. -Gegen diese Gründe wurden wieder andere ins. Treffen 
geführt. Mit dem mündlichen Abstimmen werde auch, so hieß es, die gemein- 
same Beratung aufhören müssen, die so oft Irrtümer beseitigt, MiBverstandnisse 
aufgeklärt habe. Jeder Geschworene werde sich nun in den Schleier des Geheim- 
nisses hüllen und auch während der Verhandlung sich bemühen, seine -An- 
sicht zu verbergen. Er werde es deshalb auch unterlassen, zur Aufklärung ge- 
eignete Fragen zu stellen. Dadurch werde manche wertvolle Möglichkeit zur 
Erforschung der Wahrheit ungenützt gelassen werden. Aus diesen einander: 
widerstrebenden Ansichten ging das Gesetz vom 13.—14. Mai 1836 hervor. 
Nun blieb in Frankreich im wesentlichen alles beim alten, bis zu der großen 
Umwälzung des Jahres 1848;-die Republik Frankreich suchte auch das Verfahren 
vor der Jury wieder demokratischer zu gestalten. 

Durch das Dekret vom 4. März 1848 wird bestimmt, daß zum Schuld- 
spruche neun Stimmen nötig sind, aber schon am 18.-Oktober 1848 wird die 
Vorschrift aufgehoben. Von jetzt an ist zu einer Entscheidung gegen den An- 
geklagten über die Hauptfrage, die erschwerenden Umstände, die Entschul- 


-Die Entwicklung des Schwurgerichts in Frankreich usw. -53 


digungsgründe und das Unterscheidungsvermögen eine- Mehrheit von minde- 
“stens. acht Stimmen ausreichend, während: für die Annahme mildernder Um- 
stände einfache Majorität genügt. Durch das Dekret vom 7. bis 12. August 
1848 wird die Bildung der-Geschworenenliste erheblich geändert. Fahig zum 
Geschworenenamte ist jetzt jeder 30 Jahre alte Wähler. Wähler ‘aber ist jeder 
21 Jahre alte Franzose, ohne Rücksicht auf Steuer--und Grundeigentumsver- 
hältnisse. Die Generalliste für eine Gemeinde wird also in der Art gebildet, 
-daB aus der allgemeinen Wählerliste alle nech nicht 30 Jahre alten -Personen 
und die aus einem sonstigen besonderen -Grunde Unfähigen und Unwürdigen 
gestrichen werden. Die allgemeine Generalliste ist die Vereinigung aller dieser 
Gemeindelisten. Gegen die Eintragung oder Auslassung in den Listen stehen 
jedem Bürger ordentliche Rechtsmittel zu. Der Präfekt bildet aus den ihm 
zugesandten Gemeindelisten die Generalliste seines Departements, geordnet 
-nach Kantonen und in alphabetischer Reihenfolge, und schickt jedem Friedens- 
richter die Liste seines Kantons zu. Er benachrichtigt zugleich den Friedens- 
richter davon, wieviel Geschworene in dessen Kanton im Verhältnisse zu der 
auf der Generalliste befindlichen Anzahl zu wählen sind. In jedem Kanton 
wählt dann-eine Kommission, der ein Mitglied des Departementsrats, der 
Friedensrichter und zwei Gemeinderatsmitglieder angehören, die erforderliche 
Anzahl der Geschworenen. Die Gesamtheit aller von den Kantonskommissionen 
Gewählten ist die Jahres- oder Dienstliste, die einen Geschworenen auf 200 Ein- 
wohner enthalten, aber eine gewisse Höchstzahl, nicht überschreiten soll. Für 
die Hilfsgeschworenen wird jetzt eine besondere Liste aufgestellt: Zur Bildung 
der Geschworenenbank werden aus der Jahresliste 36 Haupt- und 6 Hilfs- 
geschworene ausgelost. 

In dieser Verfassung befand sich das französische Geschworenengericht, 
diese Entwicklung hatte es DL EREEIAEDE als es seinen Einzug in die deutschen 
Staaten hielt. 

Die Schwifgeichte in Frankreich bedeuteten eine Enttäuschung für 
das Volk. Darüber kann trotz aller künstlichen Begeisterung kein Zweifel 
obwalten. Zahlreiche Gründe haben zusammengewirkt, um dieses negative 
Ergebnis herbeizuführen. Die Zeit der Revolution war der Einführung der 
Jury nicht günstig. Das junge, mit Begeisterung empfangene Institut wurde 
jäh in den Strudel der politischen und parlamentarischen Kämpfe hineinge- 
zerrt, ohne daß es vorerst einen sicheren Untergrund in Theorie und Praxis 
gewonnen hätte. — Die Auswahl der Geschworenen machte die größten Schwie- 
rigkeiten, da der Bürgerstand zu ungebildet und ungeschult war, um auch nur 
die einfachsten Tatbestände zu erfassen, geschweige denn eine gerechte Ent- 
scheidung zu finden. — Das materielle Strafrecht war schlecht. Teils waren die 
Gesetze zu kompliziert und für den Verstand des einfachen Mannes unfaßbar. 
Teils waren sie zu hart und erweckten dadurch in den Geschworenen den Wunsch 
und das Bestreben, sich über sie zu erheben und eine Art Begnadigungsrecht 
für sich in Anspruch zu nehmen. 

Es würde zu weit führen, die einzelnen konkreten Mängel der französischen 
Juryverfassung anzuzeigen, die von vielen Schriftstellern gewissenhaft her- 
gezählt werden. Wenn man aber von den mehr äußerlichen, in den Zeitverhält- 
nissen und örtlichen Umständen beruhenden Organisationsfehlern absieht, so 
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bleiben ncch drei hauptsächliche innere Gründe für das Versagen des fran- 
zösischen Schwurgerichts übrig, die zwar in ihrer besonderen Ausgestaltung 
ebenfalls zeitlich und örtlich bedingt waren, die aber doch den Kern der ganzen 
Schwurgerichtsfrage berühren und darum mehr oder weniger in der Wirksam- 
keit jedes Schwurgerichts zutage treten werden. 

Hier ist zunächst auf de Theorie der Fragenstellung hin- 
zuweisen. a 

Das Schwurgericht beruht auf dem Zusammenwirken der Geschworenen 
und der Richter. Nach dem Grundsatze der Arbeitsteilung sind beiden verschie- 
dene Tätigkeiten zugewiesen, die zusammen die Entscheidung des Gerichtshofes 
über eine ihm vorgelegte Straftat bilden. Die Fragen an die Geschworenen 
nun sind es, in denen das Prinzip der Arbeitsteilung zum Ausdruck kommt. 

Bei der Einführung der Jury in Frankreich suchte man englische Ein- 
richtungen nicht nur kritiklos herüberzunehmen, sondern man mi®verstand 
sie auch noch. Der alte Satz des englischen Rechts: De facto judicant juratores, 
de jure judices hatte dort nicht die Bedeutung, daß die Geschworenen nur über 
die rein historischen Bestandteile der Tatfrage zu urteilen hätten, während die 
eigentliche Schuldfrage, nämlich die Frage, ob die Tat unter das Strafgesetz 
falle und der Angeklagte demnach schuldig sei, sich gegen dieses vergangen zu 
haben, den Richtern vorzubehalten sei. In Frankreich verstand man es aber so. 
Man trennte scharf die Tatfrage von der Rechtsfrage. Die Geschworenen 
haben nur die Frage zu beantworten, ob die bestimmten, ihnen vorgelegten 
Tatsachen wahr sind, während den übrigen Teil der Entscheidung die richter- 
lichen Beisitzer zu treffen haben. Man ging hierbei von der Ansicht aus, daß 
die Bestimmungen des Strafgesetzes sich in rein tatsächliche Bestandteile 
auflösen lassen. Tue man dies in den an die Geschworenen zu richtenden Fragen 
und lasse man die Geschworenen darauf antworten, so bleibe den Berufsrichtern 
nichts weiter übrig, als das Gesetzbuch aufzuschlagen und die darin verzeichnete 
Strafe auf das durch den Spruch der Geschworenen festgestellte Verbrechen 
anzuwenden. In Durchführung dieses Prinzips mußten bei der Formulierung 
der Fragen alle irgendwie zusammengesetzten Begriffe zerlegt und immer wieder 
zerlegt werden, bis allgemein verständliche und reine Tatsachen übrig blieben. 

Man hat zwar hier auch allmählich Vernunft angenommen und insbesondere 
durch den code de l'instruction criminelle vom Jahre 1808 der geradezu maß- 
losen Zersplitterung und Vervielfältigung der Fragen Einhalt geboten. Dennoch 
aber zieht sich durch die ganze Entwicklungsgeschichte des französischen Ge- 
schworenengerichts der verhängnisvolle Irrtum, als.ob die Geschworenen nur 
Richter der Tat seien und über Rechtsfragen nicht zu entscheiden hätten. 
Denn ein ungeheuerlicher Irrtum lag darin, daß man glaubte, die recht ver- 
standene Tatfrage lasse sich von der Rechtsfrage überhaupt trennen. Die 
Tatfrage umfaßt einmal die Frage, ob ein bestimmter historischer Vorgang 
erwiesen sei, sodann, ob der Angeklagte die Handlung, deren er mit bezug auf 
jene Tatsachen beschuldigt wird, begangen habe, und endlich, ob diese Hand- 
lung unter das Strafgesetz falle. Alles das hat der Geschworene zu beantworten, 
wenn er sein „Schuldig“ oder „Nichtschuldig‘“ ausspricht. In dem Schuldspruche 
liegt also die Entscheidung auf die eigentlichen und historischen Begebenheits- 
fragen, sowie über die rechtliche Beurteilung der Tatsachen, und endlich über 
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alle die schwierigen Zurechnungs- und Strafausschließungsfragen ungetrennt 
und untrennbar beieinander. Es sind daher tatsächliche und rechtliche Fragen, 
die von den Geschworenen zu beantworten sind. 

Daß das System der Fragestellung einer der schwersten Mängel des fran- 
zösischen Verfahrens war, haben zahlreiche Schriftsteller, insbesondere Mit- 
termaier, anerkannt. Es wurden den Geschworenen Tausende von schlau 
abgefaßten, dialektisch zugespitzten Fragen vorgelegt, die sie verwirrten, er- 
müdeten und den Zusammenhang verlieren ließen. Der Präsident bemühte 
sich ängstlich, nur reine Tatfragen zu stellen. Ein französischer Schriftsteller 
führt den Nachweis, daß die Trennung der historischen von der Rechtsfrage 
das ganze Verfahren in endlose Verwirrung stürze, die mit dem Untergange 
der Einrichtung selbst endigen müsse. Daß aber in Frankreich gerade in der 
Trennung der Tat- und Rechtsfrage das Wesen des Schwurgerichts überhaupt 
gesehen wurde, ergibt sich aus den Verhandlungen über die Einführung der 
Jury. Es wurde der Vorschlag gemacht, ein aus Juristen und Laien zusammen- 
gesetztes Gericht zu ungeteilter Arbeit zu berufen. Dieser Vorschlag wurde nur 
deshalb abgelehnt, weil mit ihm die Trennung der Tat- und Rechtsfrage un- 
vereinbar sei, in dieser Trennung aber das Wesen und der Vorzug des Schwur- 
gerichts liege. Einen ähnlichen Vorschlag machte der Abbé Sieyes in der Na- 
tionalversammlung. Auch dieser Vorschlag wurde abgelehnt, „weil er zu keiner 
eigentlichen Jury führe, indem die Trennung von Geschworenen und Richtern, 
von fait et droit, ihm abgehe, auf dieser Trennung aber die Garantie beruhe, 
welche die Jury biete“. 

Wir haben hier also das zunächst nur festzustellende bemerkenswerte 
Ergebnis, daß ein Umstand, der als unerläßliches Fundament der Jury be- 
zeichnet wird, einen der Hauptgründe für ihr Versagen in der Praxis bildet. 
Die zweite, nicht minder wichtige Ursache für die Ergebnisse des französischen 
Schwurgerichts ist der ausgesprochen politische Charakter des 
Instituts. Es ist bereits bei der Betrachtung der Entwicklungsgeschichte da- 
rauf hingewiesen worden, daß die französische Jury, ein Kind der Revolution, 
in die politischen Kämpfe der Zeit hineingezogen worden ist. Wir sahen, daß 
die Geschichte der Jury zugleich eine Geschichte der Kämpfe zwischen Radi- 
kalismus, Demokratie und Absolutismus, Monarchismus bedeutet. Die Ar- 
beitsteilung zwischen den Geschworenen und den Richtern, die Bestimmungen 
über die Bildung der Jurylisten. über das Stimmenverhältnis, alles das hängt 
immer und immer aufs engste zusammen mit den politischen Anschauungen der 
Machthaber. 

Aber damit noch nicht genug. Nicht nur, daß eine Rechtsanstalt 
durch die Wirren der Zeit vorübergehend in den Strudel der Politik gezerrt, 
und in ihrer praktischen Ausgestaltung zum Spielball der Parteien gemacht worden 
ist: man war auch theoretisch überzeugt davon, daß diese Rechtsanstalt zu- 
gleich und an erster Stelle eine politische Anstalt sei. Einer der besten 
deutschen Kenner des französischen Schwurgerichts sucht die Überzeugung 
hervorzurufen, „daß das Urteil der Völker über die Vorzüge der Jury durch 
politische Rücksichten bestimmt wird. Überall wird der politische Gesichts- 
punkt vorangestellt, und diesem ein überwiegender Einfluß auf die Beurteilung 
der Institution eingeräumt‘. Derselbe Schriftsteller sucht nachzuweisen, daß 
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die tränzösische Jury „als ein.Damm gegen die gefürchtete Tyrannei der Re- 
gierung gestiftet, und als eine politische Macht im Staate konstituiert wurde‘“. 
Sie verdanke politischen Gründen ihr Dasein, auf ihnen beruhe ihre Fortbildung. 
Napoleon erklärte in der Staatsratssitzung vom 30. Oktober 1804, die Jury, 
‘wenn man sie vom politischen Standpunkte aus betrachte, erschénge sie ver- 
nünftig. 
Die Auffassung, daß die Hauptvorzüge des Schwurgerichts politischer 
und nicht rechtlicher Art seien, war den französischen und deutschen Schrift- 
'stellern der Zeit durchaus geläufig. Aber ebenso deutlich wurde allenthalben 
die Überzeugung ausgesprochen, daß gerade die Theorie von dem politischen 
‘Charakter des französischen Schwurgerichts einer von dessen.schwersteri Män- 
'geln gewesen sei, und in nn Weise zu seinen maungen Ergebnissen 
beigetragen habe. 

Die Geschworenen waren von Anfang an .aus politischen: Gründen den 
'beamteten Richtern voller Mißtrauen entgegengestellt. Sorgfältig wurde darüber 
gewacht, daß ihre Unabhängigkeit gewahrt werde. Deshalb verschmähte man 
jede Art von Belehrung und Anleitung der Geschworenen durch die Richter. 
Deshalb achtete man ängstlich darauf, daß keine Kompetenzüberschreitungen 
begangen wurden, und die Richter auf das engbegrenzte Gebiet beschränkt 
blieben, das ihnen nach Beantwortung der — falsch verstandenen — Tatfrage 
durch die Geschworenen noch überlassen war. Schon in dieser, aus politischen 
Gründen vollkommen durchgeführten Isolierung der .Geschworenen war zum 
großen Teil die Hilflosigkeit begründet, die sich in so erschreckender und ver- 
derblicher Weise kundtat. 

Dazu kam aber vor allem noch folgendes. ‘Die Geschworenen, die von der _ 
politischen Natur der Jury durchdrungen waren, fühlten sich nicht als Richter, 
sondern als Volksvertreter, als Parteimänner. Ihr Ziel war nicht die Gerechtig- 
keit, sondern die Vertretung der sogenannten Volks-, wenn nicht gar Partei- 
interessen. Deshalb saßen sie zu Gerichte nicht nur über die Verbrecher, sondern 
auch über die Strafgesetze. Wenn ihnen eine Strafbestimmung zu hart erschien, 
so sprachen sie trotz des erwiesenen Verbrechens lieber das Nichtschuldig 
aus, als daß sie den Angeklagten der Strafe des Gesetzes überlieferten, und 
dies alles, obwohl ihnen streng verboten war, bei ihrem Wahrspruche an die 
im Gesetze bestimmte Strafe zu denken. Die Klagen über dieses angemaßte 
Begnadigungsrecht der Geschworenen, über ihre ,,Allmacht™ sind zahlreich. 
Ein französischer Schriftsteller sagte, derartige Anschauungen bildeten eine 
Schule des Meineids zum Hohne der Sitten und Religion, und ließen eine be- 
ständige Entweihung des Heiligtums der Gerechtigkeit zu. Es ist nur natürlich, 
daß diese quasigesetzgeberische Tätigkeit der Geschworenen in den meisten 
Fällen dazu führte, entlarvte Verbrecher der verdienten Strafe zu entreißen, 
und daß die Beweggründe sehr häufig bewußt oder unbewußt politischer Art 
waren. Daher kamen denn die zahllosen ungerechten Freisprechungen, die das 
dunkelste Blatt in der Geschichte der französischen Jury bilden, und am aller- 
meisten dazu beigetragen haben, das Institut in der allgemeinen Achtung herab- 
zuwürdigen. 

Auch die Ansicht, daß die Geschworenengerichte aus politischen Rück- 
sichten geschaffen und beizubehalten sind, daß sie weniger eine Rechtsanstalt 
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als eine demokratische Errungenschaft darstellen und als solche das notwendige 
Zubehör einer freiheitlichen‘ Verfassung bilden, ist nicht etwa nur vereinzelt 
und nur im vormärzlichen Frankreich verfochten worden. Sie liegt mehr oder 
weniger allen theoretischen Erörterungen des Jurygedankens ohne zeitliche 
und nationale Beschränkung zugrunde. Es ist nun.auch hier. wieder mit Nach- 
druck darauf hinzuweisen, daß dieser Gedanke das schwerste Versagen der 
Jury zum großen Teil mit verschuldet hat, gerade zu einerZeit und bei einer 
Nation, die jene Theorien folgerecht bis in die äußersten Konsequenzen durch- 
geführt und in die. Praxis umgesetzt haben. 

In ganz besonderem Maße gilt dies von dem dritten Hauptgrunde für 
den Zusammenbruch der französischen Jury. Es ist dies das Vorwiegen der 
gefühlsmäßigen Rechtsprechung. 

Als das Schwurgericht in Frankreich eingeführt wurde, beseitigte man 
vor allem das biherige schriftliche geheime Inquisitionsverfahren mit seinen 
-Beweisregeln. Die Geschworenen hatten auf Grund der mündlichen Verhandlung 
zu urteilen, ohne durch solche Beweisregeln irgendwie gebunden zu sein. Sie 
konnten als erwiesen und als widerlegt ansehen, was sie wollten, und hatten 
nur Recht zu sprechen nach ihrer conviction intime. Um ihre innere Unabhän- 
gigkett von logischen Erwägungen noch mehr sicher zu stellen, verbot man den 
Geschworenen jede Begründung ihres Wahrspruchs. 

Im Verfolg dieser Auffassung, die ihren gesetzlichen Ausdruck in dem 
oben bereits angeführten Art. 342 code de l’instruction criminelle gefunden hat, 
kam man immer mehr zu der extremen. Ausbildung einer Theorie vom 
Rechtsgefühl. Die Geschworenen haben ohne Rücksicht auf die Gesetze 
und auf logische Erwägungen dem in uns lebenden, uns angeborenen, Rechte 
zum Siege zu verhelfen. Sie haben nicht ihrer vernünftigen, sondern der mo- 
ralischen Überzeugung zu folgen. In jedem Menschen lebt ein Instinkt zur 
Auffindung der Wahrheit, ein Takt des gesunden Menschenverstandes, dem die 
Geschworenen nur nachzugehen brauchen, um zur unfehlbar richtigen Ent- 
scheidung zu gelangen. Man bedarf hierzu nur des sechsten Sinnes, des Ge- 
wissens. Der Gesamteindruck werde durch eine Reihe von Gründen bestimmt, 
über die man sich keine Rechenschaft geben könne, und dieser Gesamteindruck 
ist es, der die Überzeugung von der Schuld oder Nichtschuld mit Sicherheit 
hervorrufe. Ein französischer Schriftsteller schildert die Vorgänge in der Seele 
des Geschworenen bei der Urteilsfindung folgendermaßen: „Wenn dieses Ge- 
fühl der Wahrheit und Überzeugung sich eines Geschworenen bemächtigt hat, 
so machen alle ihm entgegengesetzten Wahrscheinlichkeitsgründe keinen Ein- 
druck mehr auf ihn. Man räsonniert ihm vergebens vor, man erschöpft sich 
vergeblich in der Entwicklung der entgegenstehenden Momente der Wahr- 
scheinlichkeit, er fühlt, wie viel Zeit er brauchen würde, um erst nach und nach 
alle die Momente zu entwickeln, welche er auf einmal sieht; er erkennt die Mühe, 
die ihm dies machen würde; er fühlt auch, daß er, um seine Gegner zu widerlegen, 
nicht die einzelnen Teile seiner Überzeugungsgründe Stück für Stück, sondern 
die ganze volle Summe derselben entgegenhalten müsse. Er kann seine Ge- 
wißheit nur als Empfindung aussprechen. Oft drückt daher ein Geschworener, 
wenn er überzeugt ist, durch leidenschaftliche Bewegungen, durch einen aus- 
drucksvollen Ton der Stimme seine Überzeugung aus; er schreit aus allen 
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Kräften: dies ist evident! ohne mehr vorbringen zu können, weil, je größer die 
Gewißheit ist, desto schwieriger ihre Entwicklung sein muß, und man alsdarin 
um so verworrener die einzelnen Elemente erkennt, aus denen sie gebildet ist. 
Um alles zusammenzufassen, was ich von dem moralischen Wissen gesagt 
habe, so sieht man, daß das Licht, welches die Überzeugung der Jury erleuch- 
tet, zusammengesetzt ist aus unentwickelten Wahrscheinlichkeitsgründen, 
weiche wir im Laufe unseres ganzen Lebens gewonnen haben; diese Wissen- 
schaft ist bei allen Menschen ein wahrer Instinkt gleich demjenigen, welchen 
wir gewissen Tieren zuschreiben. Sie ist eine Regel des Handelns, welche, wie- 
wohl sie blind zu sein scheint, nichtsdestoweniger sicher leitet; in jedem Augen- 
blicke des Lebens wird sie von den Bedürfnissen erzeugt, entwickelt und fort- 
während von Irrtümern gereinigt.‘ 

Nach anderen Schriftstellern ist die Tätigkeit des Geschworenen nicht 
die des Urteilens, Schließens, Vergleichens, Kombinierens; sein Wahrspruch 
ist ein „unwillkürlich ausgepreßter Schrei der Natur‘. Ein ungenannter Ver- 
fasser sagt: „Le jury est un instrument de la loi criminelle, matériel et passif, 
sensible et parlant ... dégagé de toute influence de son esprit et de sa civili- 
sation, c'est à dire, reduit 4 son impassibilité naturelle, à son instinct et à sa 
parole ... parce que l’institution du jury, comme l'amour, comme la folie, 
est détruite, aussitôt qu’elle raisonne.“ Den Gipfel bildet eine gleichfalls zeit- 
genössische französische Schilderung: „Der Geschworene sitzt während der 
Verhandlungen in einer Art von wachendem Schlaf, in dem Zustand eines hellen 
Traumes; aus diesem -Traume, der alle seine Sinne umschließt, ermuntert er 
sich endlich, und im Zwischenzustande zwischen Wachen und Träumen stößt 
er die Worte seiner Überzeugung aus, mit welchen er erst zu vollkommenem 
Bewußtsein erwacht.“ Wenn auch schon in Frankreich gegen diese wahn- 
sinnigen Verzerrungen einer lebhaften Phantasie Stimmen laut wurden, die 
anstatt des fragwürdigen „Schreies der Natur‘ einen auf vernünftige Über- 
zeugung gegründeten Wahrspruch verlangten, so hat doch die auf die Spitze 
getriebene Theorie vom Rechtsgefühl das ganze französische Geschworenen- 
gericht beherrscht und bestimmt. Auf dieser Theorie beruht es, um nur einiges 
anzuführen, wenn man den Kreis der Geschworenen ohne Rücksicht auf Bildung 
und Verstand immer nıehr erweiterte, wenn man sie ganz ihrem Instinkte über- 
ließ und jeder Einwirkung der Richter entzog, wenn man endlich später auch 
die Beratung der Geschworenen untereinander beseitigte und die geheime 
Abstimmung schuf, um das Alogische, Triebhafte, Orakelartige des Spruches 
zu unterstreichen. Aber auch abgesehen von dieser gesetzgeberischen Aus- 
gestaltung der Theorie vom Rechtsgefühl hat die Anschauung in der franzö- 
sischen Justiz jener Zeit unermeßlichen Schaden gestiftet. Neben der äußeren 
Machtfülle, die den Geschworenen in der Beantwortung der Schuldfrage zu 
Gebote stand, bewirkte die Lehre von der Souveränität des Rechtsinstinktes 
die heilloseste Verwirrung in ihrem Gemüt. Was eine augenblickliche Regung 
des Mitleids, des Abscheus, der Furcht war, hielt man für die göttliche Offen- 
barung des Rechtsgeftihls. Vage und verschwommene Stimmungen traten 
an die Stelle eines vernünftigen Fürwahrhaltens. Leute, die weder lesen noch 
schreiben konnten, geschweige denn einer Verhandlung zu folgen imstande 
waren, ließen in ihrem Halbschlafe die Anklage und die Verteidigungsrede 
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auf sich einwirken, und wurden die hilflose Beute desjenigen, der durch irgend- 
ein gefühlsmäßiges Moment es besser verstand, an ihre rohen Instinkte zu 
rühren. | l 5 

Die Theorie vom Rechtsgefühle, Rechtstrieb, Rechtsinstinkte ist es nun 
vor allem, die zum Wesen des Schwurgerichts als solchen gehört. Der Schwur- 
gerichtsgedanke läßt sich ohne die Annahme einer solchen, jedem Menschen 
angeborenen Gabe nicht rechtfertigen. In der Tat ist auch die Begründung 
des Jurygedankens immer davon ausgegangen, daß der Mann aus dem Volke, 
der Ungelehrte, einen gewissen Instinkt mitbringe, der ihn befähige, in Straf- 
sachen Schuld und Nichtschuld zu unterscheiden. Dieser Instinkt ist nicht 
bloß die auf praktische Erfahrung gegründete Lebenskenntnis des reifen Mannes. 
Denn da, wie wir oben gesehen haben, die historischen Bestandteile der Schuld- 
frage sich von den rechtlichen nicht lösen lassen, urteilt der Geschworene über 
Rechtsfragen. Er muß also nach der Ansicht der Anhänger des Schwurgerichts 
imstande sein, Recht und Unrecht zu unterscheiden, und das, da eine Wissen- 
schaft nicht angeboren sein kann, einzig und allein mit Hilfe jenes mystischen 
Rechtsgefühls. Auch heute noch, und in unserem Lande ist diese Auffassung ver- 
breitet. 

Es gilt nun wieder festzuhalten, daß das französische Schwurgericht 
zu der Zeit, als die wesentlichste Theorie des Jurygedankens aufs schärfste 
herausgearbeitet worden war, zum größten Teil gerade um dieser Theorie willen 
Schiffbruch gelitten hat. 

In dieser Hinsicht ist die Geschichte der französischen Jury bis zu ihrer 
Verpflanzung auf deutschen Boden für die Erkenntnis und Würdigung des 
Schwurgerichtsproblems überhaupt ungemein lehrreich. Die Trennung der 
Tat- und Rechtsfrage, der politische Charakter des Instituts, die Theorie vom 
Rechtsgefühl — sie waren nach der Ansicht jener Zeit, und gelten zum Teil 
noch heute, als essentialia des Schwurgerichts. Und gerade sie haben, im Frank- 
reich der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in Reinkultur gezüchtet, das In- 
stitut in erster Linie heruntergewirtschaftet. Das gibt zu denken. 


Zur Frage der Vollstreckbarkeit einer nicht im Urteils- 
tenor ausgesprochenen Einzelhaft. 
Von Staatsanwalt Dr. Krug, Darmstadt. 


Über die obengenannte, für die Praxis wichtige und in der Theorie be- 
strittene Frage ist in Band 59 Seite 299 ff. dieser Zeitschrift ein Aufsatz des 
Rechtsanwalts Dr. Alsberg erschienen, der eine Entscheidung des Kammer- 
gerichts, die die Vollstreckbarkeit bejaht, mitteilt und in ablehnendem Sinne 
bespricht. Es dürfte daher interessieren, eine kürzlich ergangene Entscheidung 
des Oberlandesgerichts Darmstadt, die zum gleichen Resultate wie das Kanı- 
mergericht gelangt, kennen zu lernen, und es möge gestattet sein, einige Bemer- 
kungen an dieselbe zu knüpfen. 

l. 


Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde. Durch Urteil der 
Strafkammer D. vom 18. April 1912 wurde der Schuhmacher A. zu einer Ge- 
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samtstrafe von drei Jahren Gefängnis verurteilt; in der Begründung waren an 
Einzelstrafen ausgemessen.: wegen Diebstahls zwei Jahre, wegen Betrugs zum 
Nachteil der Stadt D. ein Jahr und wegen Betrugs zum Nachteil K. zehn Monate 
‚Gefängnis. Am 23. April legte A. Revision ein, „insoweit das Urteil den Betrug 
zum Nachteil der Stadt D. und. K. betrifft“. Am 14. Mai beantragte die Staats- 
anwaltschaft unter Hinweis auf die oben erwähnte Entscheidung des Kammer- 
‘gerichts, vollstreckbare Urteilsformel zu erteilen, soweit das Urteil rechtskräftig 
geworden sei.. Der Gerichtsschreiber ‘hatte. kein. Bedenken, eine Urteilsformel 
auszustellen mit dem einschränkenden Zusatze: „Die Vollstreckbarkeit wird 
bescheinigt bezüglich der Einzelstrafe von zwei Jahren wegen Diebstahls‘. 
Die Staatsanwaltschaft legte jedoch die Akten dem Gerichte nochmals vor 
mit dem Antrage, da es sich. um eine bestrittene Frage handele, einen Gerichts- 
-beschluß darüber zu erlassen, ob die Vollstreckung der Einzelstrafe zulässig sei. 
Der Beschluß der Strafkammer D. vom 18. Mai ging dahin, ‚die. Vollstreckung 
der wegen Diebstahls erkannten Einzelstrafe aus dem durch Revision auch 
nur teilweise angefochtenen Urteile sei unzulässig‘. In der Begründung wird 
namentlich darauf hingewiesen, daß nach der Entscheidung des Reichsgerichts 
Bd. 25, S. 297 ff., die teilweise Anfechtung des Gesamtstrafenurteils auch eine 
Abänderung der nicht angefochtenen Einzelstrafe nach sich ziehen könne, in- 
sofern nämlich sich herausstelle, daß die Festsetzung der Strafhöhe durch 
die der Anfechtung unterliegenden Fälle mit beeinflußt sei. Insofern unter- 
scheide sich der Sachverhalt von dem des kammergerichtlichen Erkenntnisses, 
wie auch dem der dort angeführten Entscheidung des Reichsgerichts, Bd. 39, 
S. 275 ff., in welchen beiden die Anfechtung hinsichtlich der einen Einzelstrafe 
zurückgewiesen, somit diese unabänderlich festgestellt gewesen sei. 

Gegen den Beschluß der Strafkammer erhob die Staatsanwaltschaft 
sofortige Beschwerde; dieselbe hatte Erfolg; das Oberlandesgericht Darm- 
stadt entschied durch Beschluß vom 29. Mai 1912 (St. W. 61/62) folgender- 
maßen: 

„Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft wird für begründet erklärt, 
und der angefochtene Beschluß aufgehoben. Durch neue Entscheidung wird 
die Vollstreckung der wegen Diebstahls i. w. R. erkannten Gefängnisstrafe 
von zweiJahren für zulässig erklärt und die Erteilung einer mit der Bescheini- 
gung der Vollstreckbarkeit dieser Einzelstrafe versehenen Ausfertigung des 
Strafurteils angeordnet.“ | 

Nach Wiedergabe des oben geschilderten Sachverhalts besagen die Gründe: 
„Bei Beurteilung der Beschwerde ist davon auszugehen, daß eine beschränkte 
materiellrechtliche Anfechtung eines Urteils zulässig ist und die Wirkung 
hat, daß nur der angefochtene Teil der Entscheidung der Prüfung des oberen 
Gerichts unterliegt, wenn dieser Teil nach seinem inneren Zusammenhange 
von dem übrigen Urteilsinhalte trennbar ist — vgl. Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Strafsachen, Bd. 42, S. 30. Besteht eine derartige Trennbarkeit, 
so ist der von dem Rechtsmittel nicht berührte Teil des Strafurteils als mate- 
riell rechtskräftig zu erachten und kann dieser, weil nicht angefochtene, also 
auch formell rechtskräftig gewordene Teil vollstreckt werden. In solchen Fällen 
ist in Übereinstimmung mit dem Ausschreiben des Großh.Ministeriums der Justiz 
vom 30. März 1912 zu Nr. J. M. 4488 betr. die Prüfung der Geschäftsführung 
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der Amtsanwälte im Jahre 1914-der Vollzug des nicht angefochtenen Teils 
als statthaft anzusehen. Wie dort hervorgehoben, liegen die einzelnen in Be- 
tracht kommenden Fälle zu verschieden, um allgemeine Grundsätze aufstellen 
zu können. Es ist darum in jedem Einzelfalle zu prüfen, ob eine Trennung, 
wie sie bezeichnet ist, stattfinden kann. Im vorliegenden Falle kommt es dar- 
auf an, ob trotz der Beschränkung der Revision die Einzelstrafe wegen Dieb- 
stahls möglicherweise doch durch das Revisionsgericht aufgehoben wird. Es 
ist dabei mit der Vorinstanz anzuerkennen, daß unter Umständen auch eine 
nicht angefochtene Einzelstrafe der Aufhebung unterliegen kann, wie dies 
das Reichsgericht am 18. August 1894 — vgl. Entscheidungen in Strafsachen 
Bd. 25, S. 297 — ausgesprochen hat. Eine solche Aufhebung kann aber nur in 
Frage kommen, wenn die mit Revision mit Erfolg gerügte Gesetzesverletzung 
sich auf die nicht angefochtene Einzelstrafe miterstreckt, so insbesonders, 
wenn eine rechtsirrtiimlich angenommene Realkonkurrenz die Höhe der Einzel- 
Strafen beeinflußt hat — vgl. a. a. O. S. 310. Diese theoretisch anzuerkennende 
Möglichkeit kann aber nicht dazu führen, in jedem Falle ohne weiteres die Voll- 
Streckung der nicht angefochtenen Einzelstrafe für unzulässig zu erachten. 
Es steht vielmehr nichts im Wege, daß die Vollstreckungsbehörden selbst in’ 
der Hinsicht eine Prüfung eintreten lassen und je nach deren Ergebnis die Einzel- 
strafe für vollstreckbar erklären oder nicht. Im Fragefall ergeben die Urteils- 
gründe, daß die Strafe wegen Diebstahls selbständig bemessen und gebildet 
worden ist. Eine Aufhebung dieser Strafe ist daher in keiner Weise zu erwarten. 
Es besteht hiernach kein Grund, deren Vollstreckung noch aufzuschieben.‘ 


TT. 


Die Begründung kann m. E. nicht befriedigen. Sie arida eine prin- 
zipielle Lösung und: macht die Entscheidung von einer Prüfung des Einzel- 
falles durch die Strafvollstreckungsbehörde — also meist die Staatsanwalt- 
schaft — abhängig. Diese würde dadurch mit einer in Praxi schwer zu tragenden 
Verantwortlichkeit belastet; sie müßte, dem Erkenntnis des Reichsgerichts 
oder der sonstigen Oberinstanz vorgreifend, auf Grund der doch oft mehr oder 
weniger zufälligen, vielleicht auch in diesem Punkte dürftigen und unklaren Aus- 
führungen der erstinstanzlichen Urteilsgründe eine so wichtige Entscheidung *) 
treffen, ob der Verurteilte in Strafhaft zu nehmen oder in Untersuchungshaft 
oder in Freiheit zu belassen sei. 

Die richtige grundsätzliche Hiischeiaune diirfte sich ergeben, wenn man 
die einzelnen Einwande, die gegen die Vollstreckbarkeit erhoben werden können, 
ins Auge faßt. - 


4. Man hat den § 483 StPO. ins Feld geführt, demzufolge die Staatsan- 
waltschaft nur vollstrecken darf „auf Grund einer von dem Gerichtsschreiber zu 
erteilenden, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit versehenen, beglaubig- 
ten Abschrift der Urteilsformel‘. Man hat gesagt, diesem Erfordernis könne im 
hier behandelten Falle nicht entsprechen werden. Der Paragraph enthält eine, 
rein formelle Voraussetzung der Vollstreckung; ist aus materiellrechtlichen 

*) Die durchaus nicht einfachen Geach siuikte, nach ag die Ent- 
scheidung zu treffen ist, stellt das RG. a.a.O., Bd. 25, S. 311, 
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Gründen die Vollstreckbarkeit gegeben, so kann sie hieran unmöglich scheitern. 
Gibt es eben eine teilweise Vollstreckbarkeit eines auf Gesamtstrafe lautenden 
Urteils, so kann seine beglaubigte Abschrift sehr wohl mit der Bescheinigung 
der teilweisen Vollstreckbarkeit versehen und damit der Gesetzesbestimmung 
Genüge getan werden. Es ist nicht einzusehen, was ernstlich gegen eine Fassung 
der Vollstreckbarkeitserklärung, wie sie im vorliegenden Falle ursprünglich vom 
Gerichtsschreiber und später auf Anordnung des Oberlandesgerichts gegeben 
wurde, die Vollstreckbarkeit des Urteils werde bescheinigt bezüglich der und 
der Einzelstrafe, vom Rechtsstandpunkte einzuwenden wäre. 

2. Die mehrfach erwähnte Entscheidung des Reichsgerichts in Bd. 25, 
S. 297, erklärt, daß auch die nicht angefochtene Einzelstrafe der Aufhebung 
unterliegen könne, wenn aus dem Urteil zu entnehmen sei, daß der Ausspruch 
der auf das Rechtsmittel hin aufgehobenen, nach dem Urteil in Realkonkurrenz 
stehenden Strafen auf die Bemessung der nicht angefochtenen Strafe von Ein- 
fluß gewesen sei. Damit wirft sich die Frage auf, auf die das Oberlandesgericht 
wie das Landgericht im wesentlichen seine Entscheidung abstellt: Ist die trotz 
äußerer Rechtskraft abänderliche Strafe vollstreckbar? Die StrafprozeBord- 
nung kennt einen analogen Fall, aus dem m. E. die Antwort zu schöpfen ist. 
$ 397 besagt, daß im Falle der Aufhebung eines Urteils zugunsten eines Ange- 
klagten auch der Teil des Urteils, der sich auf einen Teilnehmer an der Tat 
bezieht und bereits rechtskräftig geworden ist, doch — wenn sich die gerügte 
Gesetzesverletzung auch auf ihn erstreckt — mit aufgehoben werden kann. 
In diesem Falle nun wird die Vollstreckbarkeit der trotz Rechtskraft abän- 
derlichen Entscheidung nicht bezweifelt; es wird lediglich der Vollstreckungs- 
behörde aus praktischen Gründen vorsichtige und prüfende Zurückhaltung 
anempfohlen. Daraus muß analog die Vollstreckbarkeit der rechtskräftigen 
Einzelstrafe im hier behandelten Falle erschlossen werden; ja sie ergibt sich kraft 
eines argumentum a potiori; denn während im Falle des $ 397 StPO. meist die 
ganze Entscheidung der Aufhebung unterliegen wird, werden hier durchweg 
die zu grundeliegenden tatsächlichen Feststellungen aufrecht zu erhalten sein, 
da ja nur das Strafmaß zu berichtigen ist. Es wird sich aber noch weniger als 
im Falle des $ 397 StPO. der Verurteilte über die Einleitung der Vollstreckung 
beklagen können, da es ja in seinem Willen stand, das eingelegte Rechtsmittel 
auf diesen Urteilsteil zu erstrecken. 

3. In letzter Linie wird die Beantwortung unserer Frage davon abhängen, 
welche Stellung man der Einzelstrafe innerhalb des eine Gesamtstrafe erken- 
nenden Urteils einräumt. Ist sie lediglich zu bewerten als ein unselbständiger 
Rechnungsfaktor — nicht viel anders wie die einzelnen für Straferhöhung und 
Strafminderung angeführten Gründe —, der verschwindet, sobald die als End- 
ergebnis gefundene Gesamtstrafe Dasein erlangt hat, so kann natürlich von einer 
Vollstreckbarkeit nicht die Rede sein. Diese Auffassung entspricht jedoch 
nicht der geltenden Rechtsprechung. Die Entscheidung des Reichsgerichts 
Bd. 26, S. 169, sagt unter Berufung auf die Plenarentscheidung in Bd. 25, 
S. 297, „die Verhängung der Einzelstrafe stelle einen selbständigen richterlichen 
Ausspruch dezisiver Natur dar, welcher der Rechtskraft fähig sei, während 
der Festsetzung der Gesamtstrafe nur die Bedeutung einer zweiten richter- 
lichen Entscheidung über die Modalität der Vollstreckung der Einzelstrafe 
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zukomme“. Aus dieser Zweiteiligkeit, die hiermit jedem Gesamtstrafenurteil 
zuerkannt wird, scheint sich mir für unseren Fall die wesentliche Folgerung zu 
ergeben. Daß das Rechtsmittel diesen zweiten Teil des Gesamtstrafenurteils, 
die Entscheidung über die Modalität der Vollstreckung der Einzelstrafen, vor- 
erst außer Kraft setzt, ist klar; damit aber tritt der andere, bisher latente Teil, 
in dem die Einzelstrafen als der Rechtskraft fähige Richtersprüche dezisiver 
Natur nunmehr unverkürzt nebeneinander stehen, erst recht in die Erscheinung. 
Von ihm wird nur soviel der Wirksamkeit beraubt, als die Einlegung des Rechts- 
mittels reicht. Soweit dies nicht der Fall ist, tritt der vollen Rechtskraft des 
Einzelspruchs ein Hemmnis nicht entgegen, und es ist nicht einzusehen, warum 
diese Rechtskraft nicht auch die Vollstreckbarkeit als ihre regelmäßige Kon- 
sequenz und Begleiterscheinung nach sich ziehen sollte. 

4. Nur diese Entscheidung führt zu einem befriedigenden Ergebnis, 
was die durch $482 StPO. gebotene Anrechnung der Untersuchungshaft an- 
langt. Nach der herrschenden Meinung — s. Löwe § 481 Note 6cund die dort 
angeführten Urteile — ist die Untersuchungshaft auch dann unverkürzt an- 
zurechnen, wenn sich der ausdrückliche oder stillschweigende Rechtsmittel- 
verzicht des Verurteilten auch nur auf eines der in der Gesamtstrafe enthaltenen 
Delikte bezieht; nach der oben vertretenen Ansicht von der Selbständigkeit 
der Einzelstrafen ist eine andere Auslegung ausgeschlossen. Will man es aber 
dem in Untersuchungshaft sitzenden Verurteilten nicht völlig in die Hand geben, 
einen vielleicht erheblichen Teil der gegen ihn erkannten Gesamtstrafe als 
Untersuchungshäftling zu verbüßen, indem er gegen einen beliebigen Teil der 
Gesamtstrafe ein noch so unbegründetes Rechtsmittel einlegt, so muß man 
die Vollstreckung des nicht angefochtenen Teiles unbedingt gestatten. Die 
Anerkennung der teilweisen Rechtskraft des Gesamtstrafenurteils darf unmög- 
lich dazu führen, daß es für die Strafvollstreckungsbehörde als nicht voll- 
streckbar, zugunsten des Verurteilten dagegen als vollstreckbar gilt; es wird 
vielmehr grundsätzlich davon auszugehen sein, ein eine Gesamtstrafe aus- 
sprechendes Urteil wird genau in dem gleichen Maße vollstreckbar, als es durch 
Verzicht auf Rechtsmittel, durch ihre Nichteinlegung oder Zurückweisung 
oder auf andere Weise Rechtskraft erlangt. 
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Aus der Praxis. 


—— 


A. Entscheidungen der Strafsenate des Reichsgerichts. 
Mitgeteilt von Oberreichsanwalt Dr. Zweigert, Leipzig. 


Weingeselz v. 7. April 1909. § rr Abs. 3. Meldcpflichtige Herstellung eines 


Haustrunks liegt auch dann vor, wenn aus einem zum Haustrunk bestimmien als 
solchen gekennzeichneten und verwendelen Gelränk durch Zusatz neuer Bestandteile 
eine neue gleichfalls als Haustrunk bestimmte M on hergestellt wird. 

| l. StrS. U. v. 19. Februar 1912 g. W. 1 D 1148/11. 

Aus den Gründen: Anlangend die Verurteilung des Angeklagten 
aus §§ 14 Abs. 3, 29 Nr. 2 des Weingesetzes, so ist den Ausführungen des an- 
gefochtenen Urteils darin beizutreten, daß eine anmeldeptlichtige Herstellung 
von Haustrunk auch: dann vorliegt, wenn aus einem. Getränk, das zum 
Haustrunk bestimmt und als solches gekennzeichnet und verwendet war, durch 
Zusatz neuer Bestandteile — als welche hier für Faß 21 Traubenmost, Rück- 
stände der Weinbereitung (Trester) und Wein, für Faß 22 Traubenmost in 
Frage kommen — eine neue, gleichfalls zum Haustrunk bestimmte Mischung 
hergestellt wird. Anderenfalls könnte die Anmeldepflicht einfach dadurch um- 
gangen werden, daß Reste früheren Haustrunks, selbst in geringfügiger 
Menge, jeweils wieder bei der Neubereitung von solchen verwendet würden. 


Gerade die Menge des Haustrunks und die zur Bereitung verwendeten einzelnen. 


Stoffe müssen der zuständigen Behörde bekannt gegeben werden; müßte dies 
nicht bei jeder Vermehrung der Menge und bei jeder Verwendung neuer Stoffe 
geschehen, so könnte die Behörde von den ihr eingeräumten Befugnissen keinen 
wirksamen Gebrauch machen. i 

Wenn im Urteil nicht berücksichtigt ist, daß dem als Haustrunk aner- 
kannten Gemisch auch Apfelwein zugegossen worden war (§§ 14 Abs. 1 und 2 
4 des Weingesetzes), so ist der Angeklagte dadurch nicht weiter beschwert. 


SIGB. § 184 Nr. 1. Das Merkmal der Unztichtigheit der zum Zwecke der 
Verbreitung bergestellten oder vorrätig gehaltenen Gegenstände ist nach dem ihnen 
gegebenen Verbreitungszweck zu besiimmen. Würden Abbildungen, sobald es zu 
der ins Auge gefaßlen Art ihrer Verbreitung kommt, als unzüchtig zu beanstanden 
sein, so sind sie es auch in dem Zusland, der sie für diese Art ihrer Darbietung 
bereit halten soll, nämlich als zur Verbreilung bestimmter Vorrat. iy 

II. StrS. U. v. 27. Februar 1912. g. B. 2 D 1187/11. 

Aus den Gründen: Im Sinne des § 184 StGB. hält derjenige 
Gegenstände zum Zwecke der Verbreitung vorrätig, der sie zu diesem Zwecke 
in Besitz hat. Das Merkmal des Vorrätighaltens weist auf den Verwendungs- 
zweck hin, bedeutet im übrigen aber nichts anderes als besitzen. Entsch. 42 209. 

Indem der Angeklagte den Besitz zu dem Zwecke ausübte, die Post- 
karten zu verbreiten, hielt er sie im Sinne des $ 184 vorrätig. 

Die Unzüchtigkeit der vorrätig gehaltenen Abbildungen von Kunst- 
werken wird im Urteile mit der Darlegung begründet: es handele sich um 
massenhaft hergestellte Postkartenbilder, die jedem ohne Unterschied des 
Alters, des Geschlechts und der Bildung feilgehalten wurden: die Darstellungen 
nähmen im Hinblick auf diese Art ihrer Darbietung den Charakter des un- 
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züchtigen an; das Durchschnittspublikum sehe in den Abbildungen nur die 
Zurschaustellung weiblicher Reize. Bei dieser Beurteilung stellt sich das Land- 
gericht auf den Standpunkt, als habe der Angeklagte den Zweck des Vorrätig- 
haltens, eine Massenverbreitung der Postkarten, bereits erreicht. Daß die 
Unzüchtigkeit der Bilder rechtlich bedenkenfrei festgestellt wäre, wenn jene 
Verbreitung vorläge, zieht die Revision nicht in Zweifel, sie führt aber aus, 
daß ein an sich nicht unzüchtiges Bild niemals dadurch einen unzüchtigen 
Charakter erhalten könne, daß es vorrätig gehalten werde, ganz gleich, zu 
welchem Zwecke dies geschehe. Dem ist nicht beizutreten. Herstellen und 
Vorrätighalten sind in § 184 StGB. als Vorbereitungshandlungen für eine ver- 
botene Verbreitung unter Strafe gestellt. Der Zweck dieser Vorschrift ist, 
einer Verbreitung vorzubeugen. Das Merkmal der Unzüchtigkeit der her- 
gestellten oder vorrätig gehaltenen Gegenstände ist daher nach dem ihnen 
gegebenen Verbreitungszwecke zu bestimmen. Würden Abbildungen, sobald 
es zu der ins Auge gefaßten Art ihrer Verbreitung kommt, als unzüchtig zu 
beanstanden sein, so sind sie es auch in dem Zustande, der sie für diese Art ihrer 
Darbietung bereit halten soll, nämlich als zur Verbreitung bestimmter Vorrat. 
Bei einer anderen Auslegung der Vorschrift des § 184 würde diese ihren Zweck, 
eine strafbare Verbreitung zu verhüten, in vielen Fällen nicht erfüllen. 

Ohne Rechtsirrtum hat hiernach das Landgericht die vorrätig gehaltenen 
Postkarten für unzüchtig erklärt. 

Auch im übrigen verletzt das angefochtene Urteil keine Vorschriften des 
materiellen Rechtes. 


Erbschaftssteuergesetz v. 3. Juni 1906. $ 49 Abs. 2. „Absicht‘‘ der Steuer- 
hinterziehung bedeutet in dieser Gesetzesbestimmung nichts Anderes als das ‚Wollen‘ 
der Hinterziehung. 

l. StrS. U. v. 7. März 1912 g. V. 1 D 24/12. 

Aus den Gründen: Nach den Bestimmungen des Elsaß-Lothrin- 
gischen Landesgesetzes v. 29. Juni 1907, gültig für Anfälle, die nach dem 
31. März 1907 eingetreten sind (GBI. 1907 S. 71) in Verbindung mit dem Reichs- 
erbschaftssteuergesetz v. 3. Juni 1906 hat der Beschenkte den Anfall einer 
Schenkung innerhalb dreier Monate nach erlangter Kenntnis dem Erbschafts- 
steueramt anzumelden. ($ 55 u. 36 des Reichsges., Art. 7 des Landesges.) Die 
Unterlassung der Anzeige ist nach $ 49 des Reichsges. Art. 6 des Landesges. 
straibar. 

Wie die Strafkammer nachweist, hat der Angeklagte spätes’ens im März 
1908 von der zu seinen Gunsten erfolgten Schenkung seiner Eltern erfahren. 
Damals ist auch für eine Teilsumme der auf 80 000 .& sich belaufenden Schenkung 
eine Steuererklärung abgegeben worden, für einen Restbetrag von 40 000 & 
aber unterblieben. Daraus, daß der Angeklagte von den Verhandlungen wegen 
Zahlung eines Teilbetrags der Steuer Kenntnis erhielt, hat die Strafkammer 
geschlossen, daß er die Steuer für die übrigen 40000 # hinterziehen wollte. 
Damit sind die Voraussetzungen für dessen Bestrafung nach $ 49 Abs. 1, 55 des 
Reichsges., Art. 6 des Landesges. gegeben. Von einer Anwendung des $ 49 
Abs. 2 kann nicht die Rede sein. Denn die Absicht einer Steuerhinterziehung 
ist ausreichend dargetan, wenn der Täter in dem Bewußtsein handelte, eine 
Hinterziehung der Abgabe herbeizuführen und der von ihm herbeigeführte 
Erfolg von seinem Willen umfaßt wurde. 

Dem Ausdruck „beabsichtigen“ in der hier in Betracht kommenden Ge- 
setzesbestimmung ist keine andere Bedeutung beizulegen, als daß die Hinter- 
ziehung gewollt wurde. Entsch. 28 115, 31 415 zu $ 137 Abs. 2 des Zollges. 
v. 1. Juli 1869. Deshalb erweist sich der sachliche Angriff der Revision, der 
Vorsatz des Angeklagten sei nicht hinreichend festgestellt, als verfehlt. Die 
rechtzeitige Anmeldung der Steuer ist nicht aus Nachlässigkeit oder Unkenntnis 
der gesetzlichen Vorschriften unterblieben. 
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SIGB. §§ 223a, 303, 43, 73. Wird durch einen Messerstich, mittelst dessen 
eine Körperverletzung verübt werden soll oder verübt wird, die Kleidung desjenigen 
beschädigt, gegen den der Stich geführt wird, so liegt beim Vorhandensein des nach 
$ 303 SIGB. erforderlichen Vorsalzes dieses Vergehen, eventuell in Konkurrenz 
mil der Körperverletzung, vor. 

V. StrS. U. v. 8. März 1912. g. L. 5 D 1229/11. 

Aus den Gründen: Einen Verstoß gegen das materielle Recht 
läßt das Urteil nıcht erkennen. Wodurch der $ 52 StGB. verletzt sein soll, 
ist nicht erfindlich. Die Verurteilung aus $ 303 StGB. ist rechtlich nicht zu 
beanstanden. 

Bei dem Vergehen der mittels eines Messers begangenen Körperverletzung 
gehört die Sachbeschädigung — das heißt die Beschädigung der am Körper 
des Verletzten befindlichen Sachen — weder zu den gesetzlichen Merkmalen 
des Vergehens, noch auch bildet sie das dem regelmäßigen Hergange ent- 
sprechende Mittel zur Verübung der Körperverletzung. Wenn der Täter, der 
eine Körperverletzung mittels Messers verüben will, den Körper des Ange- 
eriftenen nicht verletzt, durch die Stiche aber dessen Kleidung beschädigt, 
so ist keineswegs geboten, anzunehmen, daß es sich nur um den straflosen 
Versuch einer Körperverletzung handeln könne, in dem das Vergehen der 
Sachbeschädigung aufgehe. Es ist vielmehr rechtlich möglich, den Tat- 
bestand der vorsätzlichen Sachbeschadigung neben dem der versuchten vor- 
sätzlichen Körperverletzung festzustellen. Dies hat das Landgericht getan. 
indem es angenommen hat, der Angeklagte habe mit den Stichen den Friedrich 
Sp. treffen wollen, er sei sich dabei jedoch auch weiter bewußt gewesen, daß 
die Stiche die Kleidung des Sp. beschädigen mußten und sei hiermit einver- 
standen gewesen, obwohl er, wie ihm bewußt war, hierzu kein Recht hatte. 
Diese tatsächliche Feststellung rechtfertigt die Verurteilung wegen der objektiv 
unbedenklich nachgewiesenen Sachbeschädigung. Der Strafantrag wegen 
Sachbeschädigung ist frist- und formgerecht gestellt. Auch die Anwendung der 
§§ 223, 223a StGB. gibt zu Bedenken keinen Anlaß. 


SIGB. 8 168. Der ganze eingefriedele Raum eines Erbbegräbnisses gilt 
als „Grab“, wenn er auch noch nicht vollständig belegt ist. 

Ill. StrS. U. v. 11. März 1912. g. B. 3 D 158/12. 

Gründe: Dem Rechtsmittel ist ein Erfolg zu versagen. Als strafbar 
ist angesehen das „Zerpflücken und Zerzausen‘‘ einer hochstämmigen Rose, 
die auf einer rings durch ein niedriges Eisengitter eingefriedeten Erbbegrähnis- 
stelle eingepflanzt war. Der ganze so eingefriedete Innenraum ist mit Recht 
als ein Grab im Sinne des § 168 StGB. erachtet worden, wenn er auch Platz für 
drei Einzelgräber nebeneinander hat und erst zwei, und zwar die an den Außen- 
seiten, belegt waren, während in der Mitte an der unbelegten Stätte ein mit 
Epheu geschmückter Grabhügel sich befand. Denn der umgrenzte Raum 
sollte in einer jedermann erkennbaren Weise der Ruhe und dem Andenken 
Verstorbener dienen und hatte diese Zweckbestimmung in seiner Gesamtheit 
dadurch erhalten, daß auf ihm Verstorbene beerdigt waren. Deshalb ist zu- 
nächst der hilfsweise gestellte Beweisantrag auf Einnahme eines richterlichen 
Augenscheins zur Feststellung der Entfernung des Rosenstammes von dem 
— inmitten der Erbbegräbnisstelle befindlichen — Grabhügel bedenkenfrei 
abgelehnt. Denn gehört der ganze durch das Eisengitter umgrenzte Raum 
zum Grabe, so ist es unerheblich, wie weit die hochstämmige Rose von dem 
bezeichneten Grabhügel entfernt war, wenn sie nur, wie feststeht, innerhalb 
des Gitters stand. 

Die hochstämmige Rose bildete einen Teil des Grabes, sie war, wie das 
Urteil sagt, dort „zu dem Zwecke eingepflanzt, um mit ihrer Krone das Kopi- 
ende einer der belegten Grabstätten zu beschatten und zu zieren‘. Sie „verlieh 
den Grabe ein würdevolles und freundliches Aussehen‘. Durch ihr „Zerzausen 
und Zerpflücken" hat, wie der Zusammenhang des Urteils ergibt, das Grab 
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diese Zierde und sein wiirdevolles freundliches Aussehen verloren. Damit 
war die Brauchbarkeit des Grabes fiir die ihm gegebene Zweckbestimmung 
herabgemindert und das Interesse des Berechtigten an seiner Unversehrtheit 
beeinträchtigt. Das Tatbestandserfordernis ,,Beschadigen eines Grabes‘ ist 
demgemäß rechtsbedenkenfrei nachgewiesen. 

Da auch sonst kein strafrechtlicher Irrtum bei Prüfung des Urteils zutage 
tritt, war zu erkennen, wie geschehen. 


SIGB. $ 184 Nr. ı. Zum Begriff des Verbreitens genügt nicht ein bloßes 
Vorzeigen, sondern es muß eine Übergabe, eine Weitergabe, eine Mitteilung von 
Hand zu Hand mit der Absicht erfolgen, einem größeren Personenkreis das un- 
zuchtige Werk zugänglich zu machen. Wenn eine Masseuse Einzelkunden, die zu 
thr in mehr persönliche Beziehungen treten, unzüchlige Abbildungen pp., sei es 
freiwillig, sei es auf Verlangen, vorzeigt, so erfüllt das nicht den Tatbestand des 
Verbreitens. 

11. StrS. U. v. 13. März 1912. g. S. 2 D 33/12. 

Aus den Gründen: 14. Der Tatbestand des § 184 Nr. 4 StGB. ist 
ohne Verletzung des materiellen Rechts festgestellt. 

Die Angeklagte Hedwig S. hat in verschiedenen Zeitungen die Ankündigung 
erlassen: Heddy S., Massage, P’erstraße Nr..... Das Urteil geht davon 
aus, daß der Wortlaut der Ankündigung, wenn auch nur in verschleiercer 
Form oder andeutungsweise, die Bestimmung erkennen lassen müsse, un- 
züchtigen Verkehr herbeizuführen, falls das bezeichnete Strafgesetz anwendbar 
sein solle. Es sieht diese Voraussetzung aber wegen des fettgedruckten Vor- 
namens als vorhanden an. Der im geschäftlichen Leben nicht gebräuchliche 
Kosename Heddy (statt Hedwig) werde von dem Leser so verstanden, daß die 
Masseurin ihren Kunden gegenüber eine zutrauliche Stellung bei der Massage 
einnehmen und damit andeuten wolle, die Massage auch in unzüchtiger Weise 
auszuführen. Dies habe die Angeklagle auch durch den fetten Druck des Wortes 
Heddy zum Ausdruck bringen wollen. 

Diese Ausführungen sind rechtlich nicht zu beanstanden und in tat- 
sächlicher Beziehung nicht anfechtbar. 

2. Im Besitz der Angeklagten sind gefunden worden: ein Heft mit un- 
züchtigen Photographien und französische Bücher, enthaltend Schilderungen, 
wie masochische und sadistische Geschlechtsgelüste befriedigt werden, und 
a hauptsächlich von Szenen, wie nackte Weiber und Männer diesen Gelüsten 
röhnen. 

Die Angeklagte hat die in ihrem Besitz befindlichen unzüchtigen Bücher 
und Darstellungen für ihre Kunden bereit gehalten und ihnen vorgezeigt; sie 
hat sie den Personen gezeigt, die sich auf Grund der Zeitungsanzeige bei ihr 
eingefunden hatten. Diese Feststellung begründet nicht den Tatbestand des 
§ 184 Nr. 4 StGB. 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts fordert zum Begriff des Ver- 
breitens einer unzüchtigen Schrift ein „substantielles Weitergeben oder Über- 
lassen zu Besitz oder Gebrauch“, Rechtspr. 6 703, kein „bloßes Vorzeigen, 
sondern eine Übergabe, ein Weitergeben, eine Mitteilung von Hand zu Hand“, 
Rechtspr. 9 196, vergl. Entsch. 11 282, eine „substantielle Entäußerung, die 
Weitergabe der Schrift als körperlichen Gegenstand‘, “, Entsch. 14 397, ein ,,Uber- 
lassen“, Entsch. 36 330, vgl. 42 209. 

Ein solches Überlassen muß auf der Absicht beruhen, einem größeren 
Personenkreise, der freilich nach Zahl und Individualität beschränkt sein kann, 
das unzüchtige Werk zugänglich zu machen. 

Jeder einzelne Kunde, der die Angeklagte mit ihrer Zustimmung in ihrer 
Wohnung besuchte, trat zu ihr in eine nahe persönliche Beziehung, indem er 
den unzüchtigen Verkehr mit ihr pflegen wollte, mochte er durch die Zeitungs- 
anzeige, oder sonstwie angelockt sein. Diese persönliche Beziehung war der 
Anlaß, aus welchem die Angeklagte ihm, sei es freiwillig, sei es auf Verlangen, 
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die Photographien und Bücher vorzeigte. Die Anknüpfung des Verhältnisses 
von Person zu Person, ohne welche die Vorzeigung unterblieben wäre, hatte 
dieWirkung, daß für die Angeklagte der Besucher nicht als eine zu einer größeren 
Mehrheit gehörige Person in Betracht kam, sondern als eine Einzelperson, mit 
der sie in ein näheres Verhältnis trat. Bei der Vorzeigung ging ihre Absicht 
nicht dahin, den unzüchtigen Inhalt in weitere Kreise gelangen zu lassen, sie 
wollte ihn nur demjenigen zugänglich machen, der, wenngleich vielleicht nur 
vorübergehend, ihr nahe trat. 

Die Angeklagte hat mithin durch das als erwiesen erachtete Vorzeigen 
die unzüchtigen Abbildungen und Schriften nicht verbreitet. Sie würde dies 
selbst dann nicht getan haben, wenn ein Überlassen in dem erörterten Sinne 
als festgestellt angesehen werden könnte. Sie ist daher wegen Vergehens 
gegen § 184 Nr. 1 StGB. ao 


Zigarettensteuergeselz v. 3. Juni 1906/15. Juli 1909 §§ 17, 18, 2. Auch 
zu Schenkungszwecken in Verkehr gebrachte Zigaretten unterliegen der Ver- 
steuerung. Hierbei ist von dem Hersteller dieselbe Schätzung zugrunde zu legcn 
wie bei der entgeltlichen Abgabe der Ware. Hat der Hersteller willkürlich niedriger 
geschälzt, so ist bei der Strafbemessung nach § 18 aO. die ,,vorenthaltene Steuer“ 
nach dem Betrage zu bestimmen, um den die nach § 2 zu berechnende Steuer den 
entrichtelen Betrag ubersteigl. 

Ill. StrS. U. v. 14. März 1912. K. 3 D 68/12. 

Gründe: Der Angeklagte hat 5600 Stück von ihm hergestellte Zi- 
garetten den in Erfurt versammelten Mitgliedern des Reichsverbandes Deutscher 
Keliner-Lokalvereine geschenkt, um diese, wie das Urteil feststellt, mit seinen 
Erzeugnissen bekannt zu machen und zu deren Abnahme und Empfehlung zu 
veranlassen. Er hat diese Zigaretten nach dem niedrigsten Steuersatze, nämlich 
nach der Klasse 1a des $ 2 des Zigarettensteuergesetzes v. 3. Juni 1906 in der 
Fassung des Art. Illa des Ges. v. 15. Juli 1909 mit 2 .% für das Tausend ver- 
steuert, während sie bei Zugrundelegung des von der Strafkammer für ange- 
messen erachteten festgesetzten Kleinverkaufspreises von je 5 Pf. in die Klasse 1d 
fielen, also einem Steuersatze von 6,50 .% für das Tausend unterlagen. Das 
Urteil hält die Defraudation im Sinne des $ 17 Abs. 2d des Ges. für vollbracht, 
weil die Zigaretten aus der Erzeugungsstätte in den Inlandsverkehr gebracht 
worden waren, ohne in der vorgeschriebenen Weise mit den entsprechenden 
Steuerzeichen versehen zu sein. 

Diese Annahme ist nicht rechtsirrig. 

Die im Inlande hergestellten Zigaretten unterliegen einer nach dem Klein- 
verkaufspreise abgestuften Steuer, die vom Hersteller mittels Anbringung 
von Steuerzeichen auf den Packungen zu entrichten ist, bevor die verpackten 
Erzeugnisse aus der Erzeugnisstatte entfernt werden (§§ 2, 3 des Ges.). 

Maßrebend für den Eintritt der Steuerpflicht ist sonach die Tatsache 
der räumlichen Entfernung der Zigaretten von der Erzeugnisstatte, ohne daB 
hierzu eine Veränderung in dem rechtlichen Verhältnis des Herstellers zu den 
Zigaretten erforderlich wäre. Das ursächliche Rechtsgeschäft ist daher, wie 
das angefochtene Urteil zutreffend ausführt, für die Steuerpflicht nach Ent- 
stehung und Umfang ohne Belang. Die Bestimmung des Kleinverkaufspreises 
zum Maßstahe der Steuerabstufung beruht auf der Zugrundelegung des ge- 
wöhnlichen Falles, nämlich des Absatzes der Ware an einen Kleinhändler, 
ohne daß die im Gesetz geregelte Steuerpflicht auf diesen Fall beschränkt 
werden soll. 

Die gesetzliche Vermutung einer vollendeten Defraudation greift aber 
im Falle des $ 17d des Ges. nur Platz, wenn zur Tatsache der Entfernung der 
Zigaretten als weiteres Merkmal noch das Bringen in den Inlandsverkehr hinzu- 
tritt. Die Ware muß also einer anderen im Inlande befindlichen Person über- 
lassen und dadurch zu einem Gegenstande des Verkehrs geworden sein. Will 
man hieraus mit dem Urteil des erkennenden Senats in der Strafsache gegen 
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denselben Angeklagten v. 8. Februar 1910 (3 D 295/10) zur Begriindung des 
$17d des Ges. das Erfordernis einer Besitzübertragung zu geschäftlichen Zwecken 
herleiten, so ist im vorliegenden Falle auch diese Voraussetzung erfüllt, da nach 
der Feststellung des Landgerichts die Zigaretten zur Erweiterung des Ab- 
nahmekreises, also zu Reklamezwecken verteilt worden sind. 

Die Versteuerung bewirkt in erster Reihe der Hersteller auf Grund einer 
von ihm vorgenommenen Schätzung des Kleinverkaufspreises, das heißt: des 
Preises, zu dem die Ware mit Rücksicht auf ihre Beschaffenheit und die maB- 
gebenden zeitlichen und örtlichen Verhältnisse im Kleinhandel abgegeben 
werden kann unter Zuschlag der Steuer und des Wertes der Umhüllung. Erhöht 
der Kleinhändler den Preis, so erfolgt Nachversteuerung ($ 13 der Ausführungs- 
bestimmungen). Will er den Preis herabsetzen, so bleibt die Versteuerung be- 
stehen. Ob der hierbei zugrunde gelegte Preis in Wirklichkeit erzielt wird, ist 
für die Steuerpflicht ohne jeden Belang. Hieraus folgt, daß der Hersteller in 
gleicher Weise die Schätzung vorzunehmen und der Versteuerung zugrunde zu 
legen hat, ob er die Ware entgeltlich oder unentgeltlich abgibt. Eine Ausnahme 
ist nur zugunsten der sogenannten Arbeiterzigaretten nachgelassen ($ 14 der 
Ausführungsbestimmungen). Die 3600 Zigaretten waren deshalb dem Klein- 
verkaufspreise von 50 .& für das Tausend entsprechend nach der Klasse 1d 
zu versteuern und sind, mit unzulänglichen Steuerzeichen versehen, in den 
Inlandsverkehr gebracht worden. 

Die hiernach begründete Rechtsvermutung des $ 17 Abs. 2 des Ges. er- 
setzt den besonderen Nachweis des Verschuldens. Es bedurfte daher nicht 
der im Urteil getroffenen Feststellung des Vorliegens einer Hinterziehungs- 
absicht. Vielmehr blieb nach Abs. 3 das. diese Vermutung so lange bestehen, 
his die Absicht der Hinterziehung widerlegt war. Der Angriff gegen die An- 
nahme der Hinterziehungsabsicht findet hierin seine Erledigung; er ist übrigens 
auch unbeachtlich, weil er sich gegen die Beweisgrundlage einer tatsächlichen 
Feststellung richtet. 

Die Voraussetzung des Rückfalls nach $ 19 Abs. 1 des Ges. ist gegeben 
und daher die Strafe nach dem achtfachen Betrage der vorenthaltenen Steueı 
zu bestimmen. 

Mit Unrecht legt aber das Landgericht der Strafbemessung den gesamten 
Betrag der zu entrichtenden Steuer zugrunde. Die vorenthaltene Steuer im 
Sinne des $ 18 Abs. 1 des Ges. deckt sich mit dem Betrage, um den durch die 
Hinterziehung die Reichskasse tatsächlich verkürzt worden ist. Ist, wie im 
vorliegenden Falle, die Steuer zum Teil entrichtet, so bestimmt sich die Strafe 
nach dem Betrage, um den die richtig berechnete Steuer den entrichteten 
Betrag übersteigt. Der Angeklagte hat die in Verkehr gebrachten Zigaretten 
mit 2.# für das Tausend, also mit 7,20 .# versteuert Hieraus ergab sich ein 
vorenthaltener Steuerbetrag von 23,40 .# — 7,20 .& = 16,20 .#, während 
das Landgericht den entrichteten Teilbetrag unberücksichtigt gelassen hat. 
Die Geldstrafe war daher entsprechend herabzusetzen, im übrigen aber, da 
sonst kein Rechtsirrtum erkennbar ist, die Revision zu verwerfen 


SIGB. § 304. Auch der Eigentümer darf die in seinem Eigentum ver- 
bleibende Sache, sobald sie ihrer Bestimmung, dem öffentlichen Nutzen zu dienen, 
zugeführt ist, nicht beschädigen oder zerslören. 

Il. StrS. U. v. 15. März 1912 g. P. 2 D 1279/11. 

Aus den Gründen: Ohne Rechtsirrtum nimmt die Strafkammer 
an, daß die Steine durch ihre Einpflasterung als ein wesentlicher Bestandteil 
des StraBengelandes in das Eigentum der Gemeinde als der Eigentümerin des 
Geländes gelangt waren. Als Teil eines öffentlichen Weges diente die Strecke 
und ihre Pflasterung jedenfalls zum öffentlichen Nutzen. 

Der Irrtum des Angeklagten, daß die Steine in seinem Eigentume ver- 
hlieben seien, weil der Besteller die Zahlung nicht geleistet hatte. schloß die 
Anwendung des $ 304 StGB. gegen den Angeklagten nicht nach § 59 StGB. 
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die Photographien und Bücher vorzeigte. Die Anknüpfung des Verhältnisses 
von Person zu Person, ohne welche die Vorzeigung unterblieben wäre, hatte 
dieWirkung, daß für die Angeklagte der Besucher nicht als eine zu einer größeren 
Mehrheit gehörige Person in Betracht kam, sondern als eine Einzelperson, mit 
der sie in ein näheres Verhältnis trat. Bei der Vorzeigung ging ihre Absicht 
nicht dahin, den unzüchtigen Inhalt in weitere Kreise gelangen zu lassen, sie 
wollte ihn nur demjenigen zugänglich machen, der, wenngleich vielleicht nur 
vorübergehend, ihr nahe trat. 

Die Angeklagte hat mithin durch das als erwiesen erachtete Vorzeigen 
die unzüchtigen Abbildungen und Schriften nicht verbreitet. Sie würde dies 
selbst dann nicht getan haben, wenn ein Uberlassen in dem erörterten Sinne 
als festgestellt angesehen werden könnte. Sie ist daher wegen Vergehens 
gegen $ 184 Nr. 1 StGB. freizusprechen. 


Zigareltensteuergeselz v. 3. Juni 1906/15. Juli 1909 §§ 17, 18, 2. Auch 
zu Schenkungszwecken in Verkehr gebrachte Zigaretten unterliegen der Ver- 
steuerung. Hierbei ist von dem Hersteller dieselbe Schätzung zugrunde zu legen 
wie bei der entgelilichen Abgabe der Ware. Hat der Hersteller willkürlich niedriger 
geschätzt, so ist bei der Strafbemessung nach $ 18 aO. die ,,vorenthaltene Steuer‘ 
nach dem Betrage zu bestimmen, um den die nach § 2 zu berechnende Steuer den 
entrichteten Betrag übersteigt. 

Ill. StrS. U. v. 14. März 1912. g. K. 3 D 68/12. 

Gründe: Der Angeklagte hat 3600 Stück von ihm hergestellte Zi- 
garetten den in Erfurt versammelten Mitgliedern des Reichsverbandes Deutscher 
Kellner-Lokalvereine geschenkt, um diese, wie das Urteil feststellt, mit seinen 
Erzeugnissen bekannt zu machen und zu deren Abnahme und Empfehlung zu 
veranlassen. Er hat diese Zigaretten nach dem niedrigsten Steuersatze, nämlich 
nach der Klasse 1a des $ 2 des Zigarettensteuergesetzes v. 3. Juni 1906 in der 
Fassung des Art. IIIa des Ges. v. 15. Juli 1909 mit 2 . für das Tausend ver- 
steuert, während sie bei Zugrundelegung des von der Strafkammer für ange- 
messen erachteten festgesetzten Kleinverkaufspreises von je 5 Pf. in die Klasse 1d 
fielen, also einem Steuersatze von 6,50 .# für das Tausend unterlagen. Das 
Urteil hält die Defraudation im Sinne des § 17 Abs. 2 d des Ges. für vollbracht, 
weil die Zigaretten aus der Erzeugungsstatte in den Inlandsverkehr gebracht 
worden waren, ohne in der vorgeschriebenen Weise mit den entsprechenden 
Steuerzeichen versehen zu sein. 

Diese Annahme ist nicht rechtsirrig. 

Die im Inlande hergestellten Zigaretten unterliegen einer nach dem Klein- 
verkaufspreise abgestuften Steuer, die vom Hersteller mittels Anbringung 
von Steuerzeichen auf den Packungen zu entrichten ist, bevor die verpackten 
Erzeugnisse aus der Erzeugnisstätte entfernt werden (§§ 2, 3 des Ges.). 

Maßgebend für den Eintritt der Steuerpflicht ist sonach die Tatsache 
der räumlichen Entfernung der Zigaretten von der Erzeugnisstätte, ohne daß 
hierzu eine Veränderung in dem rechtlichen Verhältnis des Herstellers zu den 
Zigaretten erforderlich wäre. Das ursächliche Rechtsgeschäft ist daher, wie 
das angefochtene Urteil zutreffend ausführt, für die Steuerpflicht nach Ent- 
stehung und Umfang ohne Belang. Die Bestimmung des Klein verkaufspreises 
zum MaBstabe der Steuerabstufung beruht auf der Zugrundelegung des ge- 
wöhnlichen Falles, nämlich des Absatzes der Ware an einen Kleinhändler, 
ohne daß die im Gesetz geregelte Steuerpflicht auf diesen Fall beschränkt 
werden soll. 

Die gesetzliche Vermutung einer vollendeten Defraudation greift aber 
im Falle des $ 17d des Ges. nur Platz, wenn zur Tatsache der Entfernung der 
Zigaretten als weiteres Merkmal noch das Bringen in den Inlandsverkehr hinzu- 
tritt. Die Ware muß also einer anderen im Inlande befindlichen Person über- 
lassen und dadurch zu einem Gegenstande des Verkehrs geworden sein. Will 
man hieraus mit dem Urteil des erkennenden Senats in der Strafsache gegen 
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denselben Angeklagten v. 8. Februar 1910 (3 D 295/10) zur Begriindung des 
§ 17d des Ges. das Erfordernis einer Besitzübertragung zu geschäftlichen Zwecken 
herleiten, so ist im vorliegenden Falle auch diese Voraussetzung erfüllt, da nach 
der Feststellung des Landgerichts die Zigaretten zur Erweiterung des Ab- 
nahmekreises, also zu Reklamezwecken verteilt worden sind. 

Die Versteuerung bewirkt in erster Reihe der Hersteller auf Grund einer 
von ihm vorgenommenen Schätzung des Kleinverkaufspreises, das heißt: des 
Preises, zu dem die Ware mit Rücksicht auf ihre Beschaffenheit und die maB- 
gebenden zeitlichen und örtlichen Verhältnisse im Kleinhandel abgegeben 
werden kann unter Zuschlag der Steuer und des Wertes der Umhüllung. Erhöht 
der Kleinhändler den Preis, so erfolgt Nachversteuerung ($ 13 der Ausführungs- 
bestimmungen). Will er den Preis herabsetzen, so bleibt die Versteuerung be- 
stehen. Ob der hierbei zugrunde gelegte Preis in Wirklichkeit erzielt wird, ist 
für die Steuerpflicht ohne jeden Belang. Hieraus folgt, daß der Hersteller in 
gleicher Weise die Schätzung vorzunehmen und derVersteuerung zugrunde zu 
legen hat, ob er die Ware entgeltlich oder unentgeltlich abgibt. Eine Ausnahme 
ist nur zugunsten der sogenannten Arbeiterzigaretten nachgelassen ($ 14 der 
Ausführungsbestimmungen). Die 3600 Zigaretten waren deshalb dem Klein- 
verkaufspreise von 50 .#& für das Tausend entsprechend nach der Klasse 1d 
zu versteuern und sind, mit unzulänglichen Steuerzeichen versehen, in den 
Inlandsverkehr gebracht worden. 

Die hiernach begründete Rechtsvermutung des $ 17 Abs. 2 des Ges. er- 
setzt den besonderen Nachweis des Verschuldens. Es bedurfte daher nicht 
der im Urteil getroffenen Feststellung des Vorliegens einer Hinterziehungs- 
absicht. Vielmehr blieb nach Abs. 3 das. diese Vermutung so lange bestehen, 
his die Absicht der Hinterziehung widerlegt war. Der Angriff gegen die An- 
nahme der Hinterziehungsabsicht findet hierin seine Erledigung; er ist übrigens 
auch unbeachtlich, weil er sich gegen die Beweisgrundlage einer tatsächlichen 
Feststellung richtet. 

Die Voraussetzung des Rückfalls nach $ 19 Abs. 1 des Ges. ist gegeben 
und daher die Strafe nach dem achtfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer 
zu bestimmen. 

Mit Unrecht legt aber das Landgericht der Strafbemessung den gesamten 
Betrag der zu entrichtenden Steuer zugrunde. Die vorenthaltene Steuer im 
Sinne des $ 18 Abs. 1 des Ges. deckt sich mit dem Betrage, um den durch die 
Hinterziehung die Reichskasse tatsächlich verkürzt worden ist. Ist, wie im 
vorliegenden Falle, die Steuer zum Teil entrichtet, so bestimmt sich die Strafe 
nach dem Betrage, um den die richtig berechnete Steuer den entrichteten 
Betrag übersteigt. Der Angeklagte hat die in Verkehr gebrachten Zigaretten 
mit 2 4 für das Tausend, also mit 7,20 .4 versteuert. Hieraus ergab sich ein 
vorenthaltener Steuerbetrag von 23,40 .& — 7,20 . = 16,20 #, während 
das Landgericht den entrichteten Teilbetrag unberücksichtigt gelassen hat. 
Die Geldstrafe war daher entsprechend herabzusetzen, im übrigen aber, da 
sonst kein Rechtsirrtum erkennbar ist, die Revision zu verwerfen 


StGB. § 304. Auch der Eigentümer darf die in seinem Eigentum ver- 
bleibende Sache, sobald sie ihrer Bestimmung, dem öffentlichen Nutzen zu dienen, 
zugeführt ist, nicht beschädigen oder zerslören. 

Il. Strs. U. v. 15. März 1912 g. P. 2 D 1279/11. 

Aus den Gründen: Ohne Rechtsirrtum nimmt die Strafkammer 
an, daß die Steine durch ihre Einpflasterung als ein wesentlicher Bestandteil 
des Straßengeländes in das Eigentum der Gemeinde als der Eigentümerin des 
Geländes gelangt waren. Als Teil eines Öffentlichen Weges diente die Strecke 
und ihre Pflasterung jedenfalls zum Öffentlichen Nutzen. 

Der Irrtum des Angeklagten, daß die Steine in seinem Eigentume ver- 
blieben seien, weil der Besteller die Zahlung nicht geleistet hatte, schloß die 
Anwendung des § 304 StGB. gegen den Angeklagten nicht nach § 59 Sit" 
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aus, denn der Tatbestand des $ 304 setzt nicht einen dem Täter fremden Gegen- 
_ stand voraus. Der Eigentümer darf auch aie in seinem Eigentum verbliebene 
Sache, sobald sie ihrer Bestimmung, zum öffentlichen Nutzen zu dienen, zu- 
geführt ist, nicht beschädigen oder zerstören. 

Der Angeklagte erfuhr, als er mit dem Aufreißen des Pflasters begonnen 
hatte, nach Inhalt des Urteils, daß er sich dadurch — also durch das Aufreißen — 
strafbar machte; er erlangte mithin das Bewußtsein, daß er den Bürgersteig 
nicht beschädigen oder zerstören dürfe. Der Vorsatz der Beschädigung ist 
ausreichend festgestellt. 

Die Annahme des Angeklagten, daß er ein Recht auf Herausgabe der 
vermeintlich ihm gehörigen Steine und daher ein Recht darauf habe, daß die 
Steine ihrer Bestimmung, zum Öffentlichen Nutzen zu dienen, wiederum ent- 
zogen würden, stand der Annahme jenes Bewußtseins der Rechtswidrigkeit 
seines Handelns nicht entgegen. Die Vorschrift des $ 304 StGB. ist nicht zum 
Nachteil des Angeklagten unrichtig angewendet. 


SIGB. 8156" Die Hauptzollämter sind zur N rn 
eidesstalllicher Versicherungen zusländige Behörden zufolge der gemäß § 63 
Schlußsatz des Branntweinsteuerges. v. 15. Juli 1909 vom Bundesrat erlassenen 
ARE i aa § 15 Abs. 2 in Verbindung mit § 12 der Kontingentierungs- 
ordnung 


V. StrS. U. v. 15. März 1912 g. Th. 5 D 1124/41. 


Aus den Gründen: Eine unrichtige Anwendung des § 156 StGB. 
tritt nirgends hervor. Das Gericht konnte nach dem für erwiesen erachteten 
Sachverhalt ohne Rechtsirrtum annehmen, daß der Angeklagte vor dem Haupt- 
zollamte als einer zur Abnahme einer Versicherung an Eidesstatt zuständigen 
Behörde eine solche Versicherung wissentlich falsch abgegeben habe. 

In der schriftlichen Erklärung des Angeklagten, „Diese Aufstellung ist 
Eidesstattlich und nach bestem Wissen und Gewissen gemacht worden‘, liegt 
die Erklärung, Angeklagter bestätige seine Äußerung, die er der Behörde gegen- 
über abgegeben habe, an Eides Statt als richtig. Damit ist objektiv eine Ver- 
sicherung an Eides Statt im Sinne des Gesetzes abgegeben. Das Landgericht 
hat zutreffend auf die Entscheidung des Reichsgerichts Entsch. 15 126, 130 
hingewiesen. 

Das Hauptzollamt G. konnte auch unbedenklich als eine zur Entgegen- 
nahme dieser eidesstattlichen Versicherung zuständige Behörde angesehen 
werden. Daß der die Zuständigkeit des Hauptzollamts begründende $ 12 der 
Kontingentierungsordnung durch die vom Bundesrat gemäß $ 63 Schlußsatz 
des Branntweinsteuerges. v. 15. Juli 1909 erlassene Ausführungsanweisung im 
§ 15 Abs. 2 aufrecht erhalten worden ist, hat das Landgericht zutrettend an- 
genommen. Im § 12 der Kontingentierungsordnung ist aber vorgeschrieben, 
daß zur Ausführung der Veranlagung bei landwirtschaftlichen Brennereien 
das Hauptamt der Direktivhehörde die erforderlichen Schriftstücke vorzulegen 
habe, und daß dazu eine mit Zahlen helerte Äußerung des Brennereibesitzers 
über Umfang und Beschaffenheit der zur Brennereiwirtschaft gehörigen be- 
ackerten oder sonst landwirtschaftlich genutzten Grundstücke, über die Frucht- 
folgepläne usw. gehöre: dieser Äußerung soll vom Brennereibesitzer die eides- 
stattliche Versicherung ihrer Richtigkeit beigefügt werden. Hiernach hat der 
Angeklagte, indem er seiner Äußerung die vorgedachte Erklärung beifügte und 
sie durch Vermittelung des Zollamtes C. an das örtlich zuständige Hauptzollamt 
G. gelangen ließ, „vor“ dem letzteren die eidesstattliche Versicherung ab- 
vegeben. Die Einreichung der schriftlich erklärten Versicherung durch einen 
Dritten mit Wissen und Willen des Erklirenden genügte zur Erfüllung des 
Tatbestandes (vgl. Entsch. 22 267, ... Es folgt die Ausführung, daß sowohl die 
Feststellung der objektiven Unrichtigkeit der AuBerune und der daraut beztig- 
lichen eidesstattlichen Versicherung als auch die weitere Feststellung. daß 
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Angeklagter die Erklärung wissentlich falsch abgegeben habe, ohne Rechts- 
irrtum getroffen sei. 


SIPO. § 217. Ein Rechisanwalt ist Wahlverteidiger nur dann, wenn die 
Verteidigung ihm von dem Angeklagten übertragen und von ibm auch angenommen 
ae Er wird es nicht schon dadurch, daß Angeklagler thn dem Gericht als solchen 
enennl. 

II. StrS. U. v. 15. März 1912 g. Dz. 2 D 157/12. 

Aus den Gründen: Der Rechtsanwalt L. ist nicht als Verteidiger 
geladen worden, obgleich der Angeklagte durch einen am 14. Sept. 1911 bei 
dem Landgericht eingegangenen Schrittsatz dessen Wahl (,‚Bestellung‘‘) zum 
Verteidiger angezeigt hatte. Gleichwohl liert ein Verstoß gegen $ 217 StPO. 
nicht vor. Zu laden ist der gewählte Verteidiger, wenn die erfolete Wahl dem 
Gericht angezeigt worden ist. Verteidiger war aber der Rechtsanwalt L. 
nur, wenn die Verteidigung ihm von dem Angeklagten übertragen und von ihm 
auch übernommen worden war; er wurde nicht schon dadurch Verteidiger, daß 
der Angeklagte ihn dem Landgericht als so'chen nannte. Rechtsanwalt L. hatte, 
wie durch eine amtliche Nachtrage in seinem Bureau und durch eine Auskunft 
des Rechtsanwalts F. festgestellt worden ist, die Verteidigung des Angeklagten 
nicht übernommen. Das versehentliche Unterlassen se‘ner Ladung zur Haupt- 
verhandiung war daher obiektiv kein Verstoß gegen $ 217 aO. 


SIGB. § 117 Abs. 2. Zum Begriffe: „Gewalt an der Person‘. 

I. StrS. U. v. 18. März 1912 g. M. und Gen. 1 D 136/12. 

Aus den Gründen: Nach den Feststellungen der Strafkammer 
waren sich die beiden Angeklagten der rechtmäßigen Amtsausübung des Hege- 
meisters B. bewußt. Die Beschlagnahme der Axt konnte nur durch deren 
Wegnahme bewirkt werden. Dies wollten sie durch ihr Vorgehen verhindern. 

. Die Verurteilung des Angekl. Georg M. aus $ 117 Abs. 2 StGB. 
ist aber zu beanstanden. 

Wie als erwiesen erachtet wurde, hat dieser Angeklagte die ihm gehörige 
Axt dem Hegemeister B. aus der Hand gerissen. Es ist hierbei zu einer un- 
mittelbaren Berührung des Zeugen nicht gekommen. Die Gewaltanwendung 
hat sich nur mittelbar durch das Anfassen der Axt auf den Körper des B. über- 
tragen. Damit sind aber die Voraussetzungen für die Anwendung des § 117 
Abs. 2 StGB. nicht dargetan. 

Dem während $ 117 Abs. 1 StGB. in Übereinstimmung mit § 113 Gewalt, 
das heißt jede körperliche Kraftäußerung für genügend erklärt, die sich gegen 
die Amtshandlung des Beamten derart richtet, daß dadurch das berechtigte 
Vorgehen des Beamten erschwert oder aufgehoben wird, verlangt § 117 Abs. 2, 
noch über das in den §§ 249, 252, 255 erwähnte Erfordernis der Gewalt gegen 
eine Person hinausgehend, daß die Gewalt an der Person des Beamten selbst 
ausgeübt wird. Damit ist zum Ausdruck gelangt, daß nicht, wie bei der Gewalt- 
anwendung gegen eine Person, deren Vergewaltigung nur als Ziel ins Auge 
gefaßt sein darf, sondern daß die Gewalt den Angegriffenen selbst in der Weise 
getroffen haben muß, daß auf dessen Person eine unmittelbare Einwirkung 
stattfand. 

In Übereinstimmung mit dieser Auffassung ist durch das Urteil des 
IV. Senats v. 25. Juni 1895 (Goltd. Arch. 43 131) verneint, daß ein Angeklagter, 
der das Gewehr eines Forstbeamten erfaßte und ihm zu entreißen suchte, 
damit einen mit Gewalt an der Person verbundenen Angriff ausgelührt hat. 
Ebenso ist angenommen, daß ein gegen einen andern gerichteter Schuß sich 
nicht ohne weiteres als Gewalt an der Person darstellt. Entsch. 16 172. Der 
Entscheidung des III. Senats v. 17. Dez. 1906, 744/006, abgedruckt im Recht 
11 155, liegt der besonders greartete Sachverhalt zuerunde, daß der Angeklagte 
dem Beamten dessen Gewehr von der Schulter riB und als dieser es festhielt 
ihm zu entwinden suchte, dessen Arm hin und her wand und dadurch auf dessen 
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Körper einwirkte. Im Gegensatz zu diesem Fall, in welchem das Gewehr das 
Mittel und Werkzeug in der Hand des Angeklagten war, durch das er die Ein- 
wirkung auf den Körper des Beamten vornahm, hat im vorliegenden Fall der 
Angeklagte M. nur die ihm gehörige Axt ergriffen, um sie wieder in seinen 
Besitz zu bekommen. Er wollte nicht mit ihr auf den Körper des Beamten 
einwirken, mit dem er nicht in Berührung kam. Nur mittelbar konnte hierdurch 
der Beamte veranlaßt worden sein, eine körperliche Bewegung auszuführen, 
die aber nicht aut eine an seiner Person selbst vorgenommene Gewaltanwendung, 
sondern auf eine Einwirkung, die der Angeklagte an einer Sache, der Axt vor- 
nahm, zurückzuführen ist. 

Da hiernach der Angeklagte M. zu Unrecht aus $ 117 Abs. 2 StGB. 
bestraft wurde und die Strafzumessung gegen beide Angeklagte, dadurch daß 
sie als Mittäter angesehen wurden, beeinflußt sein kann, unterlag das Urteil, 
wie geschehen, der Aufhebung. 


RGes. v. 3. Mai 1909 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 3; SIGB.$ 222 
Abs. 2. — 1. Die Bedeutung der Vorschrift des § 3 Abs. 2 des Ges. v. 3. Mai 1909 
erschöpft sich darin, daß der Begleiter des Prüflings die Verantwortung für die 
Erfüllung der besonderen in Gesetz und Ausführungsbestimmungen dem 
Führer eines Kraftfahrzeugs auferlegten Verpflichtungen trägt. Dagegen ist die 
Vorschrift für die Frage einer dem Prüfling oder dem Begleiter nach dem SIGB. 
zur Last fallenden Verschuldung obne Bedeutung. — 2. SIGB. § 222 Abs. 2 kann 
nicht zur Anwendung kommen, wenn der Täter erst in der Ausbildung 
zum Kraftwagenführer begriffen war und den Unfall bei einer Ubungsfabrt herbei- 
führte, die er zu diesem Zwecke unternahm. 

V. StrS. U. v. 19. März 1912 g. St. und Gen. 5 D 1148/11. 

Aus den Gründen: Die Fahrlässigkeit des Angeklagten St., 
welcher, in der Ausbildung zum Kraftwagenführer begriffen, am 2. Mai 1911 
zwischen 6 und 7 Uhr nachmittags einen Kraftwagen durch die Stadt C. geführt 
und dabei den Streckenwärter M. durch Überfahren getötet und zugleich den 
Rentner S. durch Anfahren körperlich verletzt hat, ist vom Vorderrichter darin 
gefunden worden, daß St. beim Einbiegen vom Ostwall in die Rheinstraße 
nicht die Fahrgeschwindigkeit des Kraftwagens soweit ermäßigt hat, daß 
dieser jederzeit sofort zum Stehen gebracht werden konnte. Die Notwendigkeit 
eines derart vorsichtigen Fahrens begründet der Vorderrichter mit den örtlichen 
Verhältnissen und den zur fraglichen Zeit der Fahrt des Kraftwagens entgegen- 
stehenden besonderen Hindernissen. Ein Außerachtlassen der durch die beson- 
dere Lage des Falles geforderten und von dem Angeklagten St. nach dessen 
Persönlichkeit billigerweise zu verlangenden Vorsicht findet er namentlich mit 
Rücksicht darauf, daß jener noch kein ausgebildeter Kraftwagenführer war, 
in der Beibehaltung der an sich nicht übermäßigen Fahrgeschwindigkeit an der 
besonders verkehrsreichen und gefährlichen Stelle. Er nimmt endlich als er- 
wiesen an, daß St. die Gefährdung des Lebens und der Gesundheit der Straßen- 
passanten durch sein unvorsichtiges Fahren habe voraussehen können und 
müssen. Eine Verkennung des Begriffes der Fahrlässigkeit tritt hierbei nirgends 
zu Tage. Aber auch der ursächliche Zusammenhang zwischen der fahrlässigen 
Handlung — dem zu schnellen Fahren — des Angeklagten und dem Tode des M. 
sowie der Körperverletzung des S. ist rechtlich einwandfrei nachgewiesen. Die 
Anwendung der §§ 222 Abs. 1, 230 Abs. 1, 73 StGB. auf den festgestellten 
Tatbestand ist somit gerechtfertigt. Der von der Revision des St. erhobene 
Einwand, er könne für den Unfall um deswillen nicht verantwortlich gemacht 
werden, weil Führer des Kraftwagens der Mitangeklagte B., er aber lediglich 
dessen Werkzeug gewesen sei, geht fehl. Wenn § 3 Abs. 2 des Reichsges. über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909, auf welchen die Revision hinweist, 
bestimmt, daß „im Sinne dieses Gesetzes“ bei Ubungs- und Probefahrten zum 
Zwecke der Ablegung der Führerprüfung der die Aufsicht über den Prüfling 
führende Begleiter als Führer des Kraftfahrzeugs anzusehen ist, so erschöpft 
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sich die Bedeutung dieser Vorschrift darin, daB der Begleiter die Verantwortung 
für die Erfüllung der besonderen Pflichten trägt, welche das Gesetz und die auf 
Grund von § 6 desselben erlassenen Ausführungsbestimmungen dem Führer 
eines Kraftfahrzeugs auflegen. Für die Feststellung des Tatbestands einer 
durch das Strafgesetzbuch mit Strafe bedrohten Handlung aber ist sie ohne 
Bedeutung. Vielmehr sind hierbei lediglich die allgemeinen strafrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden. Nach ihnen war also zu beurteilen, wer im vorlie- 
genden Fall für das zu schnelle Fahren des Kraftwagens als Täter verantwortlich 
zu machen sei. Auf der Grundlage der getroffenen tatsächlichen Feststellungen, 
daß der Angeklagte St. am 2. Mai 1911 bereits seit 4 Wochen in der Ausbildung 
als Kraftwagentührer sich befand und auf der Fahrt durch C. selbständig die 
zur Fortbewegung und Lenkung des Kraftwagens erforderlichen Verrichtungen 
vornahm, ist die Annahme seiner Täterschaft rechtlich nicht zu beanstanden. 
Ihn unter den angegebenen Umständen als bloßes Werkzeug des ihm bei- 
gegebenen Begleiters und Lehrers anzusehen, geht nicht an und wird auch nicht 
durch die weitere Feststellung gerechtfertigt, daß er einer Anweisung des 
letzteren zum langsameren Fahren unzweifelhaft Folge geleistet haben würde. 
Ob er der eigenen Verantwortlichkeit enthoben sein würde, wenn und soweit 
er lediglich Anweisungen des Mitangeklagten B. ausgeführt hätte, kann un- 
erörtert bleiben, da dieser Sachverhalt in Wirklichkeit nicht vorliegt. 

Nicht ausreichend begründet ist aber die Anwendung des $ 222 Abs. 2 
und $ 230 Abs. 2 StGB. Mit der Annahme, daß der Angeklagte St. die Auf- 
merksamkeit aus den Augen gesetzt habe, zu der er vermöge seines Berufes 
als Kraftwagenführer (besonders) verpflichtet gewesen sei, läßt sich die Fest- 
stellung nicht vereinigen, daß er erst in der Ausbildung zum Kraftwagenführer 
begriffen war und den Unfall bei einer Übungsfahrt herbeiführte, die er zu 
diesem Zwecke unternahm (vgl. die Entscheidung des erkennenden Senats 
v. 8. Mai 1906 zu 5 D 31/06, Zeitschr. für das Königreich Bayern 2 319 unter IV). 
Ebensowenig, wie in dem damals entschiedenen, ist auch im vorliegenden Falle 
festgestellt, daß der Angeklagte in dem von einem Anderen betriebenen Ge- 
werbe des Lenkens von Kraftwagen als dessen Lehrling tätig gewesen sei, 
was zur Anwendung des $ 222 Abs. 2 und $ 230 Abs. 2 genügt haben würde 
(vgl. Goltd. Arch. 50 127). Hiernach konnte die Verurteilung des Angeklagten 
St. nicht aufrecht erhalten werden. 


RGes. gegen den unlauteren Weilbewerb v. 7. Juni 1909 §§ 13 Abs. I, 22 
Abs. r; Preuß. Ges. über die Landwirlschaflskammern v. 30. Juni 1894 §§ I. 2. 
Antragstefugnis der Preußischen Landwirlschaflskammern. 
V. StrS. U. v. 22. März 1912. g. H. 5 D 9/12. 
Aus de n Gründen: Die Ordnungsmäßigkeit des gestellten Straf- 
antrags unterliegt keinem begründeten Bedenken. 
Zunächst ist es nicht zweifelhaft, daß den Landwirtschaftskammern die 
auf Grund des preußischen Ges. über die Landwirtschaftskammern v. 30. Juni 
1894 (GS. 126 ff) errichtet sind, die a von Verbänden zur Förderung 
gewerblicher Interessen im Sinne von § 13 Abs. 1 $ 22 Wettbewerbs-Gesetzes 
zukommt. Sie werden zum Zwecke der korporativen Organisation des land- 
wirtschaftlichen Berufsstandes errichtet, haben die Bestimmung, die Gesamt- 
interessen der Land- und Forstwirtschaft ihres Bezirks wahrzunehmen, und 
haben die rechtliche Stellung einer Korporation (§§ 1. 2, 20 des Ges. v. 30. Juni 
1894). Es entscheiden mithin ganz gleichartige Gesichtspunkte, wie die, unter 
denen die Eigenschaft solcher Verbände den Handwerks- und Gewerbekammern 
sowie den Ärztekammern zuerkannt wird. Entsch. 35 267, 43 44 (46 flg.). 
Deshalb hat auch die hier in Rede stehende Landwirtschaftskammer für die 
Provinz Hannover das Antragsrecht im Sinne der angezogenen Gesetzes- 
bestimmungen. Dieses Recht stand ihr mit Bezug auf die den Gegenstand der 
Anklage bildenden strafbaren Handlungen zu, wie die Strafkammer ebenfalls 
zutreffend angenommen hat. Die Landwirtschaftskammer hat, wie im Urteile 
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anerkannt ist, durch die Stellung des Strafantrags gewerbliche Interessen 
ihrer Bezirksangehörigen wahren wollen, indem sie zu verhüten bezweckte, 
daß die Bezirksangehörigen durch unwahre Angaben des Angeklagten getäuscht 
und von ihm geschädigt würden. Diese Begründung genügt. Denn mit Bezug 
auf die Verbände gelten nicht die beschränkenden Vorschriften, die in $ 13 aO. 
für die einzelnen Gewerbetreibenden getroffen sind. Es kommt insbesondere 
nicht darauf an, ob die Landwirtschaftskammern bezw. ihre Mitglieder im 
Verhältnisse zum Angeklagten als Wettbewerber anzusehen sind. Die hier 
vertretene Rechtsauffassung hat der erkennende Senat bereits in dem Urteile 
v. 23. Januar 1912 g. K. 5 D 824/11 Entsch. 45 351 ausgesprochen und näher 
begründet. 

Da es sich nach den getroffenen Feststellungen um ein fortgesetztes Ver- 
gehen handelt, so umtassen die gestellten Strafanträge nicht lediglich die- 
jenigen Einzelhandlungen, die „drei Monate zurückgerechnet vom ersten Straf- 
antrag an (19. Oktober 1910) liegen“ , sondern sämtliche Einzelhandlungen, 
die nach der Annahme des Gerichts in den Fortsetzungszusammenhang fallen. 
Entsch. 15 370, 20 226 (220), 40 319, 329. 


SIGB. § 4r. StPO. § 232. Die im $ 41 SIGB. vorgesehene Unbrauchbar- 
machung ist keine Nebenstrafe, sondern eine richterlich anzuordnende Vorbeugungs- 
maßregel polizeilicher Natur. Ihre Verhängung ist bei Anwendung des § 232 StPO. 
nicht ausgeschlossen. 

Il. StrS. U. v. 26. März 1912 g. U. 2 D 1335/11. 


Aus den Gründen: Das Urteil verhängt gegen den Angeklagten 
wegen Vergehens gegen $ 130 StGB. eine Geldstrafe. Es ordnet zugleich an, 
daß alle Exemplare des beschlagnahnıten „Arbeiterliederbuchs für Massen- 
gesang“, soweit es die Lieder ,,die Arbeitsmänner‘ und ,,Bundeslied für den 
allgemeinen Deutschen Arbeiterverein‘ enthalte, sowie die zu ihrer Herstellung 
bestimmten Platten und Formen unbrauchbar zu machen seien. 

Der Angeklagte war in der Hauptverhandlung ausgeblieben, nachdem er 
antragsgemaB von der Verpflichtung zum Erscheinen entbunden war. 

sein Verteidiger rügt Verletzung des § 377 Nr. 5 StPO. mit der Austuhrung: 
der § 232 StPO. gestatte eine Verhandlung in Abwesenheit des Angeklagten 
nur dann, wenn voraussichtlich keine andere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu 
6 Wochen oder Geldstrafe oder Einziehung, allein oder in Er: mit- 
einander, zu erwarten stehe. Die Strafe der Unbrauchbarmachung ($ 41 StGB.) 
sei hier nicht genannt. Da sie verhängt sei, hätte die Hauptverhandlung nicht 
ohne Anwesenheit des Angeklagten stattfinden dürfen. 

Die Beschwerde ist unbegründet. 


Die in § 41 StGB. vorgesehene Unbrauchbarmachung ist keine Neben- 
strafe, sondern eine richterlich anzuordnende Vorbeugungsmaßregel polizeilicher 
Natur. Sie trifft diejenigen Exemplare einer Schrift, Abbildung oder Dar- 
stellung, deren Verbreitung sicher oder besonders wahrscheinlich ist, nämlich 
die im Besitze des Verfassers, Druckers, Herausgebers, Verlegers oder Buch- 
händlers befindlichen und die Öffentlich ausgelegten oder öffentlich angebotenen 
Stücke. Sie erstreckt sich auf die zur Herstellung bestimmten Platten und 
Formen, weil die Gefahr besteht, daß diese zur Anfertigung neuer Exemplare 
benutzt werden. Sie beschränkt sich, entsprechend dem Zwecke der Vorbeugung 
und zur Vermeidung der Wirkung einer Vermégensstrafe, auf die ausscheidbaren 
strafbaren Stellen. Sie wird nicht von der Frage beeinflußt, ob der Eigentümer 
oder Besitzer der unbrauchbar zu machenden Gegenstände Täter oder Teilnehmer 
der stratbaren Handlung ist. Wenn er dies ist. so trifft ihn der Nachteil nicht, 
weil er sich der Täterschaft oder Teilnahme schuldig gemacht hat, sondern weil 
jeder, der zu den Sachen in rechtlicher oder tatsächlicher Beziehung steht, dem 
Nachteil unterworfen ist. Die nicht notwendige Wirkung auf Täter und Teil- 
nehmer beeinträchtigt nicht den Gesamtcharakter der Anordnung der Un- 
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brauchbarmachung nach § 44 StGB. als einer Verfiigung, die aus polizeilichen 
Gesichtspunkten die Wiederholung der strafbaren Handlung hindern soll. 

In diesem Sinne hat der erkennende Senat bereits in dem Urteil v. 28. Mai 
1886, Entsch. 14 161 (162) entschieden. Daß er von seiner Auffassung in dem 
Urteil v. 20. April 1888, Entsch. 17 311 abgegangen sei, ist diesem mit Sicherheit 
nicht zu entnehmen. 


RGes. gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 $ 4. Nach welchen 
Grundsätzen ist zu prüfen, ob ein Geschäft mil f ug als a bezeichnet 
wird ? 

Il. StrS. U. v. 26. März 1912. g.D. 2D 170142. 

Aus den Gründen: Der Eröffnungsbeschluß' v. 8. April 1914 
versteht unter den für einen größeren Personenkreis bestimmten Mitteilungen 
die im angefochtenen Urteil wiedergegebenen Zuschriften und unter den zur 
Irreführung geeigneten Angaben die Bezeichnung des Geschäfts des Ange- 
klegten als Bankgeschäft und die Hervorhebung der auf der linken Seite der 
Zuschriften aufgeführten besonderen Geschäfte. 

Das Urteil verneint die Schuld des Angeklagten in diesen Richtungen. 

Die Revision des Nebenklägers rügt Verletzung des $ 4 des Ges. gegen 
den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 mit Ausführungen, die sich gegen 
die Entscheidung in bezug auf die Bezeichnung des Geschäfts des Angeklagten 
als Bankgeschäft richten. Sie ist begründet. 

Die Hingabe verzinslicher Darlehen gehört allerdings zu den Bankier- 
zeschätten im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4 HGB Daraus folgt aber nicht, daß 
der Geschäftsbetrieb des Angeklagten als Bankgeschäft bezeichnet werden 
durfte. Dieser Begriff ist gesetzlich nicht umschrieben und bestimmt sich nach 
der Verkehrsauffassung. Es folgt nicht ohne weiteres aus § 1 HGB., daß Bankier 
sei, wer irgendwelche Arten der Bankiergeschäfte im Hauptgewerbe hetreibt. 
Der Schwerpunkt beim Bankgewerbe liegt darin, dem Bedürfnisse des Ver- 
kehrs nach dem Umsatz von Geld und geldähnlichen Werten (Wertpapieren) 
durch Abschluß oder Vermittelung geeigneter Rechtsgeschäfte zu dienen. Ein 
Kleingewerbetreibender (§ 4 HGB.) wird im Verkehr nicht als Bankier ange- 
sehen. Das Geschäft eines gewöhnlichen Geldverleihers ist nach der Verkehrs- 
anschauung kein Bankgeschäft. So hat sich der erkennende Senat bereits 
im Urteil v. 19. Dez. 1911 gegen J. 2 D 900/41 ausgesprochen. EE 

Der Angeklagte hat gewerbsmäßig Darlehnsgeschäfte, inshesondere 
„eine ganze Anzahl von Lombardgeschäften“ (Pfandleihgeschäften ?); abge- 
schlossen und vermittelt. Soweit die bisherigen Feststellungen ergeben, war 
sein Geschäftsbetrieb nach der Auffassung des Verkehrs kein Bankgeschäft, 
und diese Bezeichnung enthielt, zumal in Verbindung mit der „Aufführung 
des ganzen, das Geschäftsunternehmen als ein besonders kapitalkräftiges, 
leistungsfähiges und darum vertrauenswürdiges erscheinen lassenden Geschäfis- 
komplexes,‘ eine unwahre und zur Irreführung geeignete Angabe über ge- 
schäftliche Verhältnisse. 

Das Urteil verneint dies auch nicht. Es führt aus einem Kommentar 
zu § 1 HGB. die Rechtsmeinung an, Bankgeschäft sei auch die gewerhbsmäßige 
Abschließung von Darlehnsgeschatten, läßt indessen dahin gestellt, ob diese 
Meinung zu billigen sei, „denn jedenfalls war der Angeklagte fest überzeugt, 
daß sein Geschäft ein Bankgeschaft sei, und rechnete auch nicht einmal mit 
der Möglichkeit, daß diese Bezeichnung eine unrichtige und unzulässige sei.‘ 
Es folgert die Überzeugung des Angeklagten aus emer bei Auslegung 
des § 14 HGB. möglichen Meinung, nicht aus der maßgebenden Ver- 
kehrsauffassung. Das ist rechtsirrig. Für die Frage. ob der Ange- 
klagte seine unwahre Angabe wissentlich gemacht hat, ist seine Kenntnis davon 
entscheidend, welcher Sinn im geschäftlichen Verkehr seiner Angabe beige- 
messen wird. 
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RGes. geg. den unlauteren Wellbewerb v. 7. Juni Igog §§ 22, 13 in Verb. 
mit SIGB. 861 und Preuß. Ges. über die Handelskammern v. 24. Februar 1870/19. 
August 1897 § 35 Eine Preußische Handelskammer ist strafantragsberechligt. Der 
Strafanirag ihres Vorsitzenden genügt. 

Ill. StrS. U. v. 30. März 1912. g. H. u. Gen. 3 D 205/12. 

- Aus den Gründen: Die Handelskammer in N. ist strafantrag- 
berechtigt. Nach $$ 13, 22 des Unlauteren-Wettbewerbgesetzes hat das Recht 
zur Strafantragstellung jeder Verband zur Förderung gewerblicher Interessen, 
soweit der Verband als solcher in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten klagen kann. 
Nach § 35 Abs. 1 des Preuß. Ges. über die Handelskammern v. 24. Februar 1870/ 
19. August 1897 hat die Handelskammer die Rechte einer juristischen Person, 
kann also nach § 54 ZPO. klagen, und sie hat nach $ 1 des erwähnten Gesetzes 
die Bestimmung, die Gesamtinteressen der Handel- und Gewerbetreibenden 
ihres Bezirks wahrzunehmen. Darunter fällt zweifellos der Schutz des ordnungs- 
mäßigen Geschäftsverkehrs der im Bezirke wohnenden Handel- und Gewerbe- 
treibenden gegen das unlautere Gebaren dritter Personen. Die Antrags- 
herechtigung des Vorsitzenden ergibt sich aus $ 35 Abs. 2 des Gesetzes. Der 
von ihm gestellte Strafantrag ist daher nicht zu beanstanden. Dagegen spricht 
auch nicht $ 35 Abs. 3 des erwähnten Gesetzes, denn derselbe regelt nur die 
Vollziehung solcher Urkunden, welche die Handelskammer vermögensrechtlich 
verpflichten, namentlich also von Vertragsurkunden. Nur derartige Urkunden 
müssen unter dem Namen der Handelskammer von dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter und einem Mitgliede der Handelskammer vollzogen 
werden; daß Strafanträge nicht hierher gehören, liegt auf der Hand. 


Konk-Ord. § 240 Nr. 3; HGB. §§ 105, 161. Vereinigungen, deren Zweck auf 
den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet ist, sind, wenn sie ihre Geschäfte als 
offene Handelsgesellschaft oder in der Form einer Kommanditeesellschaft be- 
lreiben, stets Vollkaufleute und zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet. 

II. Strs. U. v. 2. April 1912. g. W. 2 D 1106/41. 

Gründe: Die Angeklagte war persönlich haftende Gesellschafterin einer 
seit dem Oktober 1909 unter der Firma W. & Co. Mietsschutzinstitut iin Berlin 
bestehen den Kommanditgesellschaft, die im April 1910 ihre Zahlungen eingestellt 
hat. Sie ist beschuldigt, keine Eröffnungsbilanz gezogen und keine vorschrifts- 
mäßigen Handelsbücher geführt zu haben. Das Gericht hat sie jedoch von 
der aus $ 240 Nr. 3 und 4 KO. erhobenen Anklage freigesprochen, da die Ge- 
sellschatt nur einen ganz geringen Geschäftsbetrieb, so im Monat durchschnittlich 
nur etwa 100 Mark Einnahme, gehabt habe, so daß ihr trotz der Eintragung 
im Handelsregister als Kommanditgesellschaft nicht die Eigenschaft eines 
Vollkaufmanns zugesprochen werden könne. 

Die hiergegen gerichtete Revision der Staatsanwaltschaft ist begründet. 

Richtig ist, daß die Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister, 
auf die von der örtlichen Staatsanwaltschaft besonderes Gewicht gelegt wird, 
tür die hier zu entscheidende Frage nicht maßgebend ist. Nach $5 HGB. 
begründet die Eintragung zwar eine unwiderlegbare Vermutung dafür, daß das 
unter der eingetragenen Firma betriebene Handelsgewerbe das Handelsgewerbe 
eines Vollkaufmanns ist. Allein eine solche Vermutung stellt das Gesetz nur 
auf fiir die privatrechtlichen Beziehungen des Firmeninhabers und zum Schutze 
der am rechtsgeschäftlichen Verkehre mit ihm Beteiligten. Für das Gebiet des 
öffentlichen Rechts hat sie, wie schon die Motive zum Handelsgesetzbuche 
(Denkschrift S. 18, 19) hervorheben, keine Bedeutung. Der Strafrichter 
hat selbständig zu prüfen, welcher Art das Gewerbe ist. das der im Handels- 
register eingetragene Unternehmer betreibt und ob dieser Gewerbebetrieb 
geeignet ist, ihn im Sinne des Gesetzes zum Vollkaufmann zu machen. 

Nun gibt das Urteil keine nähere Auskunft darüber, was den Gegenstand 
des gewerblichen Unternehmens der Kommanditgesellschaft W. & Co. ge- 
hildet hat. Da sich die Gesellschaft jedoch als Mietsschutzinstitut bezeichnet, 
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so wird mit der Revision der Staatsanwaltschaft davon auszugehen sein, daß 
das Unternehmen auf den Betrieb von Handelsgeschäften der in $ 1 Abs. 2 

Nr. 3. 4 HGB. gedachten Art abzielte, also ein Handelsgewerbe ae 
stellte. Vereinigungen aber, deren Zweck auf den Betrieb eines Handels- 
gewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, sind, wenn sie 
ihre Geschäfte als offene Handelsgesellschaft oder in der Form einer Kommandit- 
gesellschaft betreiben, stets zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet. 
Denn es gehört schon zu den wesentlichen Begriffsmerkmalen der Handels- 
gesellschaft, daß der Gegenstand ihres Unternehmens ein Gewerbebetrieb 
im großen ist. Durch Vereinigungen zum Betriebe eines Handwerkes oder 
eines Kleingewerbes kann eine offene Handelsgesellschaft ($ 105 flg.) oder eine 
Kommanditgesellschaft (§ 161 flg.) niemals begründet werden. § 4 Abs. 2 HGB. 

Sonach ist es nicht richtig, das Bestehen einer Handelsgesellschatt davon 
abhängig zu machen, in welchem Umfange sie tatsächlich ihre Geschäfte 
betreibt. Das HGB. stellt, wie seine Begriffsbestimmung in $ 105 und $ 161 
verglichen mit $ 4 Abs. 2 zeigt, die Unterscheidung ausschließlich auf den 
Zweck ab, zu dem der gemeinschaftliche Betrieb eines Handelsgewerbes von 
den Beteiligten vereinbart wird. Geht dieser Zweck auf den Betrieb eines 
vollkaufmännischen, d. i. eines über die Grenzen des Kleingewerbes hinaus- 
gehenden Handelsgewerbes, so wird je nachdem eine offene Handelsgesellschaft 
oder eine Kommanditgesellschaft gegeben sein; beschränkt sich die Absicht 
der VertragschlieBenden dagegen auf den Betrieb eines Gewerbes im Kleinen, so 
wird nur eine Kleinhandelsvereinigung entstehen können, auf welche die Vor- 
schriften des Handelsgesetzbuchs über die Firmen, die Handelsbücher und die 
Prokura keine Anwendung finden. ($ 4 Abs. 1, 2). 

Die tatsächliche Gestaltung des Betriebes und der Umfang, in 
dem von der Gesellschaft ihr Handelsgewerbe ausgeübt wird, kann nur insofern 
Bedeutung erlangen, als sich hieraus unter Umständen Schlüsse darauf ziehen 
lassen werden, ob der bei der Errichtung der Gesellschaft vorhanden gewesene 
Betriebszweck noch fortbesteht oder ob er von den Beteiligten etwa hinterher 
aufgegeben worden ist. Eine zunächst als Kleinhandelsgesellschaft gegründete 
Vereinigung kann sich im Laufe der Zeit zum Großbetriebe entwickeln; dann 
wird mit der veränderten Betriebsweise sich naturgemäß auch der Zweck der 
Vereinigung ändern. Und so ist wohl auch der umgekehrte Fall denkbar, 
daß eine zu Zwecken des Großbetriebs ins Leben gerufene Gesellschaft, wenn 
ihre Geschäfte dauernd auf den Umfang des Kleingewerbes zurückgehen, die 
Verfolgung ihrer ursprünglichen Absichten endgültig aufgibt. Indessen ist eine 
solche Schlußfolgerung keineswegs notwendig. Eine offene Handelsgesellschaft 
oder eine Kommanditgesellschaft, die zeitweilig nur Geschäfte von geringem 
Umfange zu erzielen vermag, hört dadurch noch nicht ohne weiteres auf, Handels- 
gesellschaft zu sein. 


Die Strafkammer ist in eine Prüfung des Zweckes der hier in Frage stehen- 
den Gesellschaftsgründung bisher nicht eingetreten. Sie will die Kommandit- 
gesellschaft schon aus dem Grunde nicht als Handelsgesellschaft gelten lassen, 
weil sie während der sechs Monate ihres Bestehens nur sehr geringe Einnahmen 
gehabt hat. Darauf kommt es nach dem Ausgeführten nicht an. Das Urteil 
war daher auf die Revision der Staatsanwaltschaft in Übereinstimmung mit 
dem Antrage des Oberreichsanwalts aufzuheben. 


StPO. §§ 140 Abs. 3, 199. Auch für den gesetzlichen Vertreter des An- 
geschuldigten beginnt die Frist des 8 140 Abs. 3 StPO. für den Antrag auf Be- 
stellung eines Vertetdigers mit dem Zeilpunkt, an welchem dem Angeschul- 
digten die Aufforderung aus § 199 StPO. zugestellt worden ist. 

V. Strs. U. v. 16. April 1912 g. Sch. 5 D 359/12. 

Ausden Gründen: Die behauptete Beschränkung der Verteidigung 
liegt nicht vor. 
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Aus der Bestimmung des § 140 Abs. 2 Nr. 2 StPO., wonach auch der 
gesetzliche Vertreter befugt ist, die Bestellung eines Verteidigers innerhalb 
der Frist von drei Tagen nach der Aufforderung aus § 199 StPO. zu beantragen, 
folgt nicht, daß auch ihm die Aufforderung zuzustell n sei. Nach § 199 das. 
kommt als Zustellungsempfanger nur der Angeklagte selbst in Frage, an den 
Sich die Aufforderung richtet. Auch aus sonstigen Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung ist ein anderes nicht herzuleiten. Der gesetzliche Vertreter 
hat auf dem Gebiete des Strafprozeßrechts nicht die Stellung eines allgemeinen 
Vertreters des Angeklagten. Dieser letztere ist vielmehr, auch wenn er im 
Sinne des bürgerlichen Rechts einen gesetzlichen Vertreter haben muß und 
hat, berechtigt und verpflichtet, selbständig als Prozeßpartei aufzutreten. 
Dem gesetzlichen Vertreter sind im Interesse des Angeklagten nur einzelne 
Befugnisse beigelegt, kraft deren er in gewissen Fällen und in gewissem Um- 
fange neben dem Angeklagten und statt seiner im Strafprozesse sich betätigen 
darf. Dazu gehört nicht das Recht, von den jeweilig in Betracht kommenden 
gerichtlichen Verfügungen oder Entscheidungen durch Zustellung benach- 
richtigt zu werden (vgl. $ 268 StPO., Urt. RG. II. StrS. v. 1. Nov. 1893, Jur. 
Wochschr. 22 582). So ist der gesetzliche Vertreter insbesondere auch hin- 
sichtlich der Rechtsmittel an die tür den Angeklagten laufende Frist gebunden; 
es wird ihm m. a. W. keine von der des Angeklagten unabhängige Frist durch 
Zustellung der anzufechtenden Entscheidung eröffnet ($ 340 StPO. vgl. auch 
Entsch. 29 385). 

Es bewendet deshalb dabei, daß auch für den Vater des Angeklagten, 
als dessen gesetzlichen Vertreter, die in $ 140 Abs. 3 StPO. bezeichnete drei- 
tägige Frist längst abgelaufen war, als er in der Hauptverhandlung beantragte, 
seinem Sohne einen Verteidiger zu bestellen. 

Dem Rechtsmittel war daher der Erfolg zu versagen. 


StPO. 88 259, 263. Auslieferungsverlrag zwischen dem Deutschen Reich 
und Belgien v: 24. Dezember 1874/28. November 1901. Ari. 6. Ist gegen eine 
aus Belgien ausgelieferle Person wegen einer vor der Auslieferung begangenen 
strafbaren Handlung, welche kein Auslieferungsdelikt ist, ein gerichlliches Ver- 
fahren eingeleitet worden und stellt sich die Eigenschaft des Angeklagten als eines 
Ausgelieferten in der Hauptverhandlung beraus, so können die sachlichen An- 
gaben des Ausgelieferlen doch als Beweisgrundlage gegenüber den an der strafbaren 
Handlung beteiligten Mitangehlagten verwertet werden. | 

Ill. StrS. U. v. 20. April 1912g. Th. u. Gen. 3 D 252/12. 

Aus den Gründen: Richtig ist, daß die Feststellungen wegen 
der Auslieferung des Angeklagten A. aus Belgien in einer anderen, mit der 
gegenwärtigen gegen A. und den Beschwerdeführer Th. nicht zusammen- 
hängenden Strafsache erst am 2. Verhandlungstage getroffen worden sind, 
daß ferner zunächst der Staatsanwalt die Einstellung des Verfahrens gegen A., 
demnächst der Verteidiger L. dessen Aussetzung beantragt hat, weiter, daß ein 
Beschluß des Gerichts auf diese Anträge bis zur Verkündung des Urteils nicht 
ergangen ist, und ebensowenig eine Wiederholung des vor jener Feststellung 
liegenden Verhandlungsabschnittes stattgefunden hat, endlich daß dem An- 
geklagten A. auch nach der bezeichneten Feststellung das Wort zu Erklärungen 
erteilt worden ist, er auch tatsächlich noch Erklärungen abgegeben hat. 

Zutreffend hebt die Revision weiter hervor, daß die angefochtene Ent- 
us ausdrücklich sich auch auf die A.’schen Angaben im Beweisergebnis 
stütze. 

Es kann daher nicht zweifelhaft sein, daß die Aufhebung des Urteils als 
notwendige Folge in Betracht kommt, wenn die Heranziehung der A.’schen 
Angaben als Beweisgrundlage zuungunsten des Beschwerdeführers unzu- 
lässig war. 

Den Sachverhalt bezüglich der Auslieferung des A. aus Belgien zur Ab- 
urteilung in der Strafsache D 461 /10 wider G. und Genossen schildert das Urteil, 
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wie sich das Revisionsgericht auf Grund eigener Prüfung überzeugt hat, in 
Übereinstimmung mit der Aktenlage. Danach verbüßt A. noch jetzt die zwei- 
jährige Zuchthausstrafe, die ihm in den bezeichneten Akten durch das Urteil 
der Strafkammer zu H. v. 9. Dezember 1910 wegen Diebstahls auferlegt worden 
ist. und zwar ohne daß er sich seit aer am 13. Juni 1910 erfolgten Auslieferung 
irgendwie auf freiem Fuße befunden hat. Wenn er sich zurzeit im Deutschen 
Reich befindet, so hat dies hiernach immer noch als eine Wirkung der Aus- 
lieferung zu gelten (Entsch. 38 111 (115)). 

Hat also der Angeklagte A. die Eigenschaft eines Ausgelieferten bis zur 
Gegenwart noch nicht verloren, so ist er wegen der ihm zur Last gelegten, vor 
der Auslieferung verübten Zollhinterziehungen ohne Zustimmung der Belgischen 
Regierung auch jetzt noch nicht vor einem Deutschen Gerichte verfolgbar. 
Gegen Art. 1, 2und 6 des Auslieferungsvertrages zwischen dem Deutschen 
Reiche und Belgien vom 24. Dezember 1874 RGBI. 1875 S. 73, 28. November 
1901 RGBI. 1901 S. 203 verstieß daher die Hauptverhandlung v. 7. November 
1914 und den folgenden Tagen insoweit, als sie das Ziel verfolgte, den in einer 
anderen Sache ausgelieferten A. in der vorliegenden Sache zur Untersuchung 
zu ziehen und zu bestrafen. 

Daß hiernach die Erklärungen, die von dem Angeklagten A. in der Haupt- 
verhandlung nach Maßgabe der §§ 242 Abs. 3, 256 StPO. abgegeben worden 
sind, nicht zur Grundlage seiner Verurteilung gemacht werden durften, bedarf 
keiner Erörterung, da auch die Strafkammer keinen abweichenden Standpunkt 
eingenommen hat. Nur darum kann es sich handeln, ob die A.’sche Aussage 
der Rechtswirksamkeit schlechthin entbehrte, so daß sie auch nicht zuun- 
£unsten des Beschwerdeführers verwertet werden durfte. 

Und diese Frage ist zu verneinen. 

Ob das Verfahren gegen A., wie der Staatsanwalt beantragte, einzustellen 
oder wie der Rechtsanwalt L. wünschte, auszusetzen Sei, unterlag dem Er- 
messen des Gerichts, das seine EntschlieBung durch Fortführung der Ver- 
handlung gegen A. zu erkennen gegeben hat. Eines Beschlusses nach dieser 
Richtung bedurfte es nicht. 

Es kann aber auch die Verwendung der von A. im Laufe der Haupt- 
verhandlung gemachten Angaben dem Beschwerdeführer gegenüber den Bestand 
des Urteils nicht erschüttern. Allerdings verstieß die Einleitung des straf- 
rechtlichen Verfahrens gegen A. in dieser Sache und die Hauptverhandlung gegen 
die Bestimmungen des in gesetzlicher Form in Deutschland verkündeten deutsch- 
belgischen Auslieferungsvertrages. Nachdem aber das Verfahren einmal ein- 
geleitet worden war, mußte es auch nach den Vorschriften der StrafprozeB- 
ordnung zu Ende geführt werden, d. h. entsprechend der Bestimmung des 
§ 259 Abs. 2 StPO. durch Urteil auf Grund der bis zum Schluß geführten 
Hauptverhandlung. Daraus ergibt sich, daß die Angaben des A. auf Grund 
einer Hauptverhandlung, die sich innerhalb des ihr gezorenen gesetzlichen 
Rahmens abgespielt hat, zur Kenntnis des Gerichts gelangt sind, so daß sie ohne 
weiteres als Beweisgrundlage gegenüber dem Beschwerdeführer dienen konnten. 


Sprengstoffgeselz v. 9. Juni 1884 §9 Abs. ı. Der Untergebene, der von 
seinem Arbeitgeber Sprengstoff empfängt. um ihn im Interesse eines Dritten auper- 
halb der Betriebsställe zu verwenden, erhält damit den Besilz. Das Verhaltnis 
des Besilzdieners ist ausgeschlossen. 

I. StrS. U. v. 25. April 1912. g. Sch. u. Gen. 1 D 158/12. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte Wilhelm Sch. hat nach dem 
angefochtenen Urteil von dem zuständigen Oberamt R. unter der Bezeichnung: 
„Wilhelm Sch. Schotterwerke in U.“ die Erlaubnis erhalten, „Dehufs Vornahme 
von Felssprengungen Donarit zu erwerben“. Festgestelltermaßen kommt dem 
Donarit die Eigenschaft eines Sprengstofls i. S. des § 1 des Ges. v. 9. Juni 1884 
gegen den verbrecherischen Gebrauch von Sprengstoffen zu. Die Auslegung 
einer solchen polizeilichen Genehmigung und die Bestimmung ihrer Tragweite 
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ist für das Anwendungsgebiet des § 9 Abs. 1 aO. Tatfrage. Die Strafkammer 
räumt den Angeklagten ein, daß sie des guten Glaubens waren, Wilhelm Sch. sei 
nach dem oberamtlichen Erlaubnisschein befugt gewesen, Donarit an seinen 
Schießmeister, den Mitangeklagten Gottlieb Sch., zur Verwendung im Betriebe 
seines Schotterwerkes zu verausgaben, ohne daß es für ihn noch der Erteilung 
einer besonderen polizeilichen Genehmigung bedurft hätte, und das Gericht 
konnte unter Berücksichtigung dieses tatsächlichen Standpunktes der Ange- 
klagten, ohne sich darüber auszusprechen, ob diese Auslegung dem Willen der 
Behörde entsprach, rechtsirrtumsfrei zu der Überzeugung gelangen, daß die 
oberamtliche Ermächtigung jedenfalls die Genehmigung zur Abgabe und zum 
Besitz des Sprengstoffs zwecks Verwendung zu Arbeiten außerhalb des 
Werkes des Wilhelm Sch. nicht in sich schloß. Wenn daher, wie feststeht, 
Wilhelm Sch. dem Gottlieb Sch. drei Donaritpatronen aus dem Sprengstoff- 
magazin des Schotterwerkes ‚in die Hand gab‘, damit dieser Sprengungen auf 
einem 8 km von dem Werk entfernt liegenden, aber noch innerhalb der Grenzen 
des Oberamts R. befindlichen Bauplatz eines Dritten vornehme, so kann der 
Strafkammer beigepflichtet werden, daß hierin der äußere Tatbestand je eines 
Vergehens nach $ 9 Abs. 1 aO. zu finden sei, nämlich auf Seiten des Wilhelm Sch. 
das Unternehmen eines unbefugten Uberlassens von Sprengstoff an einen 
anderen, bei Gottlieb Sch. der unerlaubte Besitz von solchem. Beide Angeklagte 
wollten dem Besitzer des Bauplätzes eine Gefälligkeit erweisen. Schon deshalh 
kann davon keine Rede sein, daß Wilhelm Sch. im Besitz der Donaritpatronen 
geblieben, und Gottlieb Sch. nur die tatsächliche Innehabung für seinen Dienst- 
herrn ausgeübt hätte. Denn er handelte insoweit nicht als Untergebener im 
Erwerbsgeschäft des Mitangeklagten, vielmehr hatte dieser den Willen 
fortdauernder Überwachung des Sprengstoffs infolge seiner Hergabe zur Ver- 
wendung außerhalb des eigenen Werkbetriebs in fremdem Interesse autgegeben. 
und das Abhängigkeitsbewußtsein des Gottlieb Sch. bestand bezüglich dieser 
von ihm im Auftrag eines Dritten zu benützenden Patronen nicht. Der Spreng- 
stoff war also in den Alleingewahrsam des Gottlieb Sch. übergegangen. Daß 
das Verhalten der Angeklagten an sich durch die oberamtliche Ermächtigung. 
wie sie von dem Tatrichter bindend ausgelegt wurde, nicht gedeckt war, ist 
schon hervorgehoben. 7 


SIGB. § 166. Der „englische Gruß“ ist eine „Einrichtung'‘ der katholischen 
Kirche. 

I. StrS. U. v. 25. April 1912. g. Sch. 4 D 229/12. 

Aus den Gründen: Die auf Verletzung des $ 166 StGB. gestützten 
Beschwerden sind zurückzuweisen. Ohne Rechtsirrtum konnte insbesondere 
in der entstellten Wiedergabe des englischen Grußes innerhalb der in öffentlicher 
Versammlung gehaltenen Wahlrede die Beschimpfung einer „Einrichtung“ der 
katholischen Kirche gefunden werden. Wenn unter Einrichtungen nicht nur 
die äußeren Ordnungen und Formen der Verfassung der Kirche zu verstehen 
sind, sondern auch solche Formen der Religionsübung, die durch die Glaubens- 
satzungen oder die auf dem geistlichen Gebiet getroffenen allgemeinen An- 
ordnungen der zuständigen kirchlichen Stellen geschaffen und vorgeschrieben 
sind, so muß als eine solche Einrichtung auch das vorerwähnte Gebet gelten. 
Aus dem Evangelium Lukas entnommen ist der englische Gruß wiederholt 
Gegenstand pästlicher Anordnungen gewesen, zufolge deren er namentlich in die 
kirchlichen Gottesdienstordnungen Aufnahme gefunden hat, 
daneben aber auch in maßgebender und die Gläubigen allgemein verpflichtender 
Weise als tägliches Laiengebet festgesetzt und vorgeschrieben ist. Es handelt 
sich sonach um eine Einrichtung der Kirche, wenn auch nicht um eine solche 
der äußeren Verfassung, so doch um eine in dem vorstehenden Sinne, nämlich 
der Religionsübung. Danach bedarf es keines Eingehens auf die im Urteil 
erörterte und bejahte Frage, ob das Ave Maria etwa als Gebrauch der Kirche 
zu gelten hat, weil es allgemein und zufolge ununterbrochener fortgesetzter 
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tatsächlicher Übung zur Marienverehrung im Gottesdienste dient; 
diese Verwendung des Gebets beruht, wie ausgeführt, nicht ausschließlich auf: 
Übung, sondern ist auf ausdrückliche allgemeine Anordnungen der Kirche 
zurückzuführen. 

Hat der Angeklagte, wie das Urteil ergibt, den Wortlaut des ihm bekannten 
Gebets bewußt derart entstellt wiedergegeben, daß der Gegenstand der Ver- 
ehrung sowohl, wie auch die den Gläubigen heilige Übung selbst in das Niedrige 
und Gemeine herabgezogen und den Zuhörern zu beschimpfendem Spott und 
Hohn preisgegeben wurde, so konnte darin sehr wohl eine Beschimpfung der 
Einrichtung gefunden werden. 


SIGB. § 176 Nr. 3. Ein Kind unter 14 Jahren, das an einem andern Kiude 
unter 14 Jahren unzüchlige Handlungen verübt, bleibt straflos, wenn es hierzu 
von dem andern Kinde verleitet worden ist. 

III. StrS. U. v. 29. April 1912. g. R. 3 D 323/12. 

Gründe: Nach dem Urteile ft der noch nicht 14 jahrige Angeklagte 
Ende November und Anfang Dezember 1911 mit der 12 jährigen ‚offenbar 
sittlich bereits völlig verdorbenen‘ Elsa J. wiederholt unzüchtige Handlungen 
vorgenommen. | 

Es ist entgegen den Darlegungen der Revisionsrechtfertigung daran 
festzuhalten, daß Täter des im § 176 Nr. 3 StGB. bezeichneten Verbrechens, 
sofern die im § 57 StGB. erforderliche Einsicht als vorhanden angenommen 
werden kann, sowohl männliche als weibliche Personen sein können, wobei nicht 
Geschlechtsreife, wohl aber ein Handeln in wollüstiger Absicht erfordert wird. 
Entsch. 7 352, 20 181, Rechtspr. 6 112. 

Der $ 176 Nr. 3 StGB. stellt mehrere Tatbestände als gleichwertig neben 
einander: die Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Personen unter 14 Jahren, 
die Verleitung solcher Personen zur Verübung oder Duldung unzüchtiger 
Handlungen. Nehmen Personen unter 14 Jahren im gegenseitigen Einver- 
ständnisse und in ihrem Willen unbeeinfluBt mit einander Handlungen vor, 
die den inneren und äußeren Tatbestand des $ 176 Nr. 3 StGB. erfüllen, so 
werden beide regelmäßig Täter eines Verbrechens der Vornahme einer un- 
züchtigen Handlung mit einer Person unter 14 Jahren sein können. Wird 
aber die eine solche Person zur Verübung unzüchtiger Handlungen verleitet, 
so bestraft $176 Nr. 3 aO., der auf der Notwendigkeit des geschlechtlichen 
Schutzes für Personen unter 14 Jahren beruht, nur den Verleiter, nicht den 
Verleiteten, und Verleitung nach diesem Gesetze liegt vor, wenn der Täter 
durch irgend welche Beeinflussung des Willens Personen unter 14 Jahren ver- 
anlaßt, Handlungen zu verüben, welche sachlich unzüchtig sind, wobei voraus- 
gesetzt wird, daß der Verleitende das Bewußtsein von der Unzüchtigkeit hat. 
Entsch. 20 30, 22 33. 

Das Urteil gibt Tatsachen an, die die Annahme einer Täterschaft des 
Angeklagten hinsichtlich eines Verbrechens der Vornahme unzüchtiger Hand- 
lungen mit der noch nicht 14 jährigen Elsa J. rechtfertigen könnten, allein der 
Zusammenhang des Urteils läßt die Möglichkeit nicht ausgeschlossen erscheinen, 
daß Elsa J. die Verleiterin war; denn nach dem als erwiesen erachteten Sach- 
verhalte hat die ‚offenbar sittlich bereits völlig verdorbene‘“ Elsa J. bei den 
einzelnen Vorgängen die Anleitung zu jenen Handlungen gegeben, die un- 
züchtig im Sinne des Gesetzes sind und das Urteil sagt noch besonders, ,,Sie 
werde den Angeklagten zu den Taten aufgefordert haben.” 

Es wird zu prüfen sein, ob nicht hierin eine Verleitung nach obigem 
Gesetze erblickt werden kann. Dabei wird weiter zu erwägen und festzustellen 
sein, ob neben dem Vorhandensein der nach §§ 56, 57 StGB. erforderlichen 
Einsicht der Angeklagte aus Wollust handelte und das Bewußtsein der Unzüch- 
tigkeit seiner Handlungen hatte, d. h. das Bewußtsein, daß die Handlungen zur 
Erregung und Befriedigung der Geschlechtslust geeignet waren. 

Es war deshalb zu erkennen, wie geschehen. 
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SIGB. § 235. Die Erwartung der Genehmigung des Berechtigten ebenso die 
Absicht, die Entscheidung des Berechtigten über die getroffene Verfügung einzu- 
holen und sich ihr zu unterwerfen, schließen den Tatbestand des § 235 aus. 


I. StrS. U. v. 2. Mai 1912. g. St. 1 D 255/12. 


Gründe: Nach den Feststellungen der Strafkammer hat der Angeklagte 
den Plan gefaßt, um den im Dorfe über seine unlauteren Beziehungen zu seinem 
43 jährigen Dienstmädchen Bertha H. umgehenden Gerüchten ein Ende zu 
machen, die H. aus seinem Hause zu entfernen und anderweit unterzubringen. 
In Ausführung dieses Plans hat er die H. ohne Vorwissen ihrer Mutter und 
ihres Stiefvaters nach N. in eine Stelle als Kindermädchen gebracht, indem 
er sie durch List bestimmte, mit ihm nach N. zu fahren. Noch am selben Tage 
hat er die Mutter von dem Verbleib des Kindes in Kenntnis gesetzt. Auf deren 
Verlangen hat er das Kind von N. zurückgeholt. Aus der Erwägung, daß der 
Angeklagte die Minderjährige ins Ausland an einen Ort verbracht habe, der 
dem Vertreter für aie Person unbekannt war und wo demzufolge das Kind 
der Willensbestimmung des Vertreters entzogen war, und daß dieses als Ent- 
ziehung sich kennzeichnende Verhalten des Angeklagten vorsätzlich geschehen 
sei, ist der Angeklagte aus $ 235 StGB. verurteilt. Danach scheint die Straf- 
kammer jedes vorsätzliche Verbringen eines Minderjährigen an einen dem 
Erziehungsberechtigten unbekannten Ort als ein Entziehen im Sinne des 
§ 235 StGB. anzusehen. Das ist rechtsirrig. Durch § 235 StGB. soll das Er- 
ziehungsrecht der Eltern usw. geschützt und deshalb jeder bewußte 
Eingriff in dieses Recht bestraft werden. Entsch. 18 273 (276), 24 
133 (137), 37 1 (2). Das vorsätzliche Verbringen eines Minderjährigen 
an einen dem Erziehungsberechtigten unbekannten Ort erfüllt deshalb 
den Tatbestand des $ 235 StGB. nur, wenn es sich als Eingriff in das Erziehungs- 
recht eines andern darstellt und das ist nur der Fall, wenn ein Zustand 
von gewisser Dauer hergestellt wird, der die Ausübung des Erziehungsrechts 
vereitelt, und der Täter mit dem Wissen und Willen handelt, daß der Minder- 
jährige dem Erziehungsberechtigten entzogen werde. Entsch. 18 273 (277), 
24 133 (137/38). Deshalb genügt eine nur vorübergehende Unterbrechung der 
Verbindung zwischen dem Erziehungsberechtigten und dem Minderjährigen 
nicht, wenn der Wille des Täters nur auf eine solche vorübergehenae Trennung 
gerichtet war, und ebensowenig ist der Tatbestand des $ 235 StGB. gegeben, 
wenn der Täter in der Erwartung handelt, daß seine Verfügung vom Berechtigten 
werde genehmigt werden, oder auch nur in der Absicht, die Entscheidung 
der Berechtigten einzuholen und sich ihr zu unterwerfen, da dann eben von 
einer bewußten Verletzung des Erziehungsrechts nicht die Rede sein kann. 
Das hat die Strafkammer offenbar verkannt, da sie den Vorsatz des Ange- 
klagten im dargelegten Sinne nicht festgestellt und unbeachtet gelassen hat, 
daß der Angeklagte sofort nachdem er die H. nach N. gebracht hatte, die Mutter 
davon benachrichtigt und auf ihr Verlangen das Kind zurückgeholt hat. Das 
wäre unerheblich, wenn der Angeklagte den Entschluß dazu erst gefaßt hätte, 
nachdem er das Kind nach N. gebracht hatte mit dem Vorsatz, es dem Er- 
ziehungsberechtigten zu entziehen, also das Vergehen bereits begangen hatte. 
Aber auch das ist nicht festgestellt. Ebensowenig gestattet, wie sonst wohl, 
aer Zweck, den der Angeklagte mit der Verbringung der H. nach N. verfolgte, 
einen Schluß dahin, daß er das Erziehungsrecht der Mutter hätte vereiteln 
wollen. Denn er wollte lediglich das Kind von E. entfernen, im übrigen aber, 
soviel ersichtlich, keinen Einfluß auf das Kind ausüben, der dem Willen des 
Erziehungsberechtigten widersprochen hätte. Daß er gerade N., einen Ort 
im Auslande, zur Unterbringung des Kindes wählte, läßt unter den vorliegenden 
Umständen auch noch nicht notwendig auf die Entziehungsabsicht schließen; 
er kann dazu auch durch die Annahme bestimmt sein, daß er dort am leichtesten 
ein Unterkommen für das Kind finden würde. 


Danach muß bezweifelt werden, ob die Strafkammer bei der Verurteilung 
des Angeklagten von einer zutreffenden Auffassung des § 235 StGB., namentlich 
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der inneren Tatseite, ausgegangen ist. Deshalb war das Urteil aufzuheben 
und weiter nach §§ 393, 394 StPO. zu verfahren. 


Preuß. Ges. über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger v. 2. Juli 1900 
§ 21. Die Eltern haben nicht die Rechispflicht zur Unterbringung des unter 
Fürsorge Gestellien positiv milzuwirken, es sei denn, daß durch eine voraus- 
gegangene rechiswidrige Handlung der Eliern ein rechlswidriger Zustand ge- 
Schaffen war und hieraus eine Rechtspflicht zum Handeln erwuchs. 

V. StrS. U. v. 3. Mai 1912. g. W. u. Gen. 5 D 87/12. 

Aus den Gründen: Zu rechtlichen Bedenken gibt die Begründung 
Anlaß, mit welcher angenommen worden, daß sich Wilhelm und Betty W. 
schon vor dem 13. September 1911 des Vergehens gegen $ 21 des Fürsorge- 
erziehungsgesetzes schuldig gemacht haben. Beide sind für überführt erachtet, 
ihren Sohn der angeordneten Fürsorgeerziehung entzogen, auch ihm vorsätzlich. 
Hilfe geleistet zu haben, sich der Fürsorgeerziehung zu entziehen. Begründet 
wird dies damit, daß sie als Eltern verpflichtet gewesen seien, im Sinne des 
Beschlusses, durch den die Fürsorgeerziehung ihres Sohnes angeordnet war, 
positiv mitzuwirken, indem sie dafür sorgten, daß er der zuständigen Behörde 
wieder ausgeliefert wurde, die Erfüllung dieser Pflicht jedoch unterlassen 
hätten. In der Rechtsprechung des Reichsgerichts ist bereits anerkannt worden, 
daß ein Minderjähriger der Fürsorgeerziehung durch jede vorsätzliche Handlung 
entzogen werden kann, welche dazu geeignet und darauf berechnet ist, die 
Durchführung der angeordneten Fürsorgeerziehung zu vereiteln, also nicht 
nur durch Wegnahme des Minderjährigen aus der Erziehungsanstalt oder 
Familie, in welcher er untergebracht worden ist, sondern, wenn der Minder- 
jährige entlaufen oder durch einen Dritten weggenommen worden ist, auch durch 
Forterhaltung des solchergestalt geschaffenen rechtswidrigen Zustandes (vgl. 
Entsch. 37 163 u. 416; „Recht‘ 12 453; Urt. gg. P. v. 26. Januar 1909 zu 5 D 
898/08). Es ist weiter anerkannt, daß die „Entziehung‘ nicht notwendig ein 
positives Tun voraussetzt, sondern nach allgemeinen strafrechtlichen Grund- 
sätzen auch durch vorsätzliches Unterlassen einer durch eine Rechtspfl'cht 
gebotenen Handlung begangen werden kann (vgl. außer den bereits ange- 
führten Urteilen noch Entsch. 38 125). Worauf der Vorderrichter die An- 
nahme einer Rechtspflicht der Eheleute W.zur Wiedereinlieferung ihres Sohnes 
in die Erziehungsanstalt gründet, ist in dem angefochtenen Urteile nicht näher 
dargelegt. Eine unmittelbare gesetzliche Verpflichtung kommt nicht in Be- 
tracht. Denn die Durchführung der angeordneten Fürsorgeerziehung ist Sache 
der zuständigen Behörden, die Einlieferung des Fürsorgezöglings insbesondere 
nach $ 9 Abs. 3 des Fürsorgeerziehungsgesetzes Sache der Ortspolizeibehörde. 
Die Eltern sind nur verpflichtet, den Eingriff in ihr, aus der elterlichen Gewalt 
sich ergebendes Recht, das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen 
Aufenthalt zu bestimmen (§§1631,1686 BGB.) zu dulden (vgl. Urt. IV v.19. März 
1912 Entsch. 46 25; nicht entgegen Entsch. 37165). Eine Rechtspflicht zum 
Handeln kann aber auch durch eine voraufgegangene Handlung des Täters, die 
einen rechtswidrigen Zustand geschaffen hat, begründet werden. Von diesem 
Gesichtspunkte aus konnte in Betracht kommen, ob etwa die Eltern W. ihren 
aus der Fürsorgeerziehung entlaufenen Sohn mit dem Bewußtsein und dem 
Willen der Mitwirkung zur Fortsetzung der durch den Sohn betitigten Ent- 
ziehung in ihrem Hause Unterkunft gewährt haben. Abgesehen 
davon aber, daß solchenfalls schon durch die positive Handlung der Unterkunfts- 
gewährung der Tatbestand des § 21 des Fürsorgeerziehungsgesetzes erfüllt sein 
würde und es somit der Heranziehung der pflichtwidrigen Unterlassung über- 
haupt nicht bedurfte, ist auch in dem, was bisher tatsächlich festgestellt ist, 
eine Gewährung von Unterkunft mit dem Bewußtsein und Willen der Fort- 
erhaltung des rechtswidrigen Zustandes der „Entziehung‘“ nicht zu finden. 
Johannes W. hat sich zwar etwa eine halbe Woche lang auch tagsüber, dann 
einige Wochen hindurch wenigstens noch allnächtlich im elterlichen Hause 

GF 
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aufgehalten, seine Eltern haben ihm aber mehrfach erklart, daB sie ihn nicht 

behalten könnten, und ihn aufgefordert, sich freiwillig nach der Anstalt B. zu 

begeben, auch mit der Frau A. verabredet, daß diese ihren Sohn dort hinbringen 

sollte, der Vater Wilhelm W. überdies der Behörde davon Anzeige gemacht, 

daß sich sein Sohn bei ihm befinde. Danach hätte sich Johannes W. — wenigstens 

IN DELL IEIWERE — wider den Willen seiner Eltern bei diesen aufge- 
alten 


RGes. betr. die Gesellschaflen mit beschränkter Haftung v. 20. Mai 1898 
§ 82 Nr. r. Der Begriff der Einzahlung i. S. von § 82 Nr. I des Ges. umfaßt alle 
Modalitäten der Einzahlung, erstreckt sich also auch mit auf das Erfordernis, daß 
der eingezahlle Betrag zur freien Verfügung des Geschäftsführers stehe, und zwar 
auch noch im Augenblicke der Anmeldung der Gesellschaft zum Handelsregister. 
Ein a den Begriff der Einzahlung sich beziehender Irrtum ist Rechtsirrlum. 

. Str S. U. v. 3. Mai 1912. g. J. 2 D 1115/11. 

A us den Gründen: Die sachliche Entscheidung ist gerechtfertigt. 

Nach § 8 Abs. 2 des Reichsges. betr. die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung v. 20. Mai 1898 hat der Geschäftsführer der Gesellschaft bei deren 
Anmeldung zum Handelsregister nicht bloß zu versichern, daß die in $ 7 Abs. 2 
bezeichneten Leistungen auf die Stammeinlagen bewirkt sind, sondern auch, 
daß der Gegenstand der Leistungen sich in der freien Verfügung des Geschäfts- 
führers befindet. Nach beiden Richtungen hin muß die Versicherung der 
Wahrheit entsprechen; ist sie auch nur in dem einen oder dem anderen 
Teile wissentlich falsch abgegeben, so verfällt sie der Strafbestimmung des 
$ 82 Nr. 1 des Gesetzes. Der Hinweis der Revision auf den Wortlaut dieser 
Bestimmung, der zunächst nur die falschen Angaben des Geschäftsführers 
„hinsichtlich der Einzahlungen auf die Stammeinlagen‘ mit Strafe bedrohe, 
trifft nicht zu. Der Begriff der Einzahlung umfaßt alle Modalitäten der Ein- 
zahlung, bezieht sich also auch mit auf das Erfordernis, daß der eingezahlte 
Betrag zur freien Verfügung des Geschäftsführers 
stehe. In dem gleichen Sinne ist die entsprechende Vorschrift in § 313 Nr. 1 
HGB., deren Strafdrohung sich gegen Vorstandsmitglieder einer Aktiengesell- 
schaft richtet, die zum Zwecke der Eintragung in das Handelsregister „in An- 
sehung der Einzahlung des Grundkapitals“ wissentlich falsche Angaben machen, 
von der reichsgerichtlichen Rechtsprechung wiederholt ausgelegt worden. 
(Entsch. 24 291 ; 48 182, 188). 

Mit Recht hat es die Strafkammer daher für ungenügend erklärt, daß 
die beiden Gesellschafter J. und F. den größeren Teil ihrer in Geld zu leistenden 
Ein’age s hon vor der Gründung der Gesellschaft zur Vorbereitung des Unter- 
nehmens, wie insbesondere zur Anschaffung von Geschäftsinventar, aufgewendet 
hatten. Das Gesetz fordert eine gewisse Gewähr dafür, daß die seiner Ordnung 
unterstehenden Gesellschaften nicht ohne diejenige reale Grundlage ins Leben 
treten, die für ihren wirtschaftlichen Bestand unerläßlich ist. Deshalb sein 
Verlangen, die auf die Stammeinlagen zu bewirkende Leistung müsse sich 
zur Zeit der Anmeldung in der freien Verfügung des Geschäftsführers befinden. 
Hiernach muß auch im Falle der Ubernahme einer Geldeinlage das nach $ 7 
Abs. 2 des Gesetzes darauf einzuzahlende Vierteil so „eingezahlt‘‘ sein, daß 
der Geschäftsführer bei Errichtung der Gesellschaft rechtlich sowohl wie tat- 
sächlich jederzeit darüber frei zu verfügen vermag. Bare Zahlung verlangt das 
Gesetz freilich nicht, und es schreibt auch nicht, wie dies bezüglich der Aktien- 
gesellschaften geschehen ist, vor, daß der einzuzahlende Geldbetrag zu dem 
maßrebenden Zeitpunkte im Besitze des Geschäftsführers sei. Immerhin muß 
es sich, wenn etwas anders als bares Geld in Verrechnung auf die Geldeinlagen 
zugelassen werden soll. um Leistungen handeln, die wirtschaftlich der Bar- 
zahlung gleichstehen, also um solche, die jeden Augenblick mit zweifelloser 
Sicherheit in bares Geld umgesetzt werden können (Entsch. ZS. 41 120, 122; 
in Strafsachen 36 186, 43 184). Davon war hier keine Rede. Die Gesellschafter 
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hatten zwar auf die von ihnen übernommenen Bareinlagen gewisse Geldzahlungen 
gemacht, sie hatten aber die Gelder vor dem 31. März 1909, dem Tage der 
Anmeldung zum Handelsregister, bereits aufgebraucht, so daß, als die Gesell- 
schaft ins Leben trat, nichts davon mehr vorhanden war. So nach der tat- 
sächlich unanfechtbaren Feststellung des Urteils, der gegenüber die zum Teil 
abweichenden Darlegungen in der Revisionsschritt keine Beachtung finden 
können. 

Ob der Gesellschaft an Stelle des baren Geldes etwa andere Vermögens- 
werte zu Gute gekommen sind — die Revisionsschrift spricht von Maschinen, 
die für die Gesellschaft angeschafft und von Aufträgen, die ihr zugegangen 
seien — ist ohne Bedeutung. Diese Dinge ließen sich keineswegs ohne weiteres 
in Geld zurückverwandeln. Soweit aber nach dem Gesellschaftsvertrage eine 
Einlage in Geld zu leisten ist, besteht das Gesetz auf dem Vorhandensein eines 
entsprechenden Geldbetrages unmittelbar bei Errichtung der Ge- 
sellschatt; das einzuzahlende Viertel muß dem Geschäftsführer noch 
im Augenblicke der Anmeldung zum Handelsregister zur unbeschränkten 
Verfügung stehen Daß solche Gelder früher einmal vorhanden gewesen 
sind und dem Geschäftsführer für die Zwecke der Gesellschaft damals 
zur Verfügung gestanden haben, reicht nicht aus. 

Hat der Angeklagte, wie er geltend macht, geglaubt, der Vorschrift des 
Gesetzes ($ 8 Abs. 2) genügt zu haben, wenn er nur überhaupt ein Vierteil 
der übernommenen Bareinlage für die Zwecke der Gesellschaft verwendete, 
gleichviel wann dies geschehen und ohne Rücksicht darauf, ob ihm die gezahlten 
Gelder noch zur Zeit der Anmeldung zur Verfügung offen gestanden haben, so 
hat er sich über die Bedeutung des Strafgesetzes geirrt. Auf einen solchen 
Irrtum kann er sich nicht berufen. Die im Urteile wider ihn getroffene Fest- 
stellung, daß er bei Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung ins Handels- 
register hinsichtlich der Einzahlungen auf die Stammeinlagen wissentlich 
falsche Angaben gemacht habe ($ 82 Nr. 1 des Ges.), bleibt davon unberührt. 

Dies mußte zu Verwerfung der Revision führen. 


SIGB. $132. RGewerbegerichtsgeselz v. 29. Seplember ıgor $ r. Die 
Gewerbegerichte sind slaatliche Gerichte.. Wer sich unter dem Vorgeben, Beamter 
des Gewerbegerichts zu sein, mit der Herbeiführung eines Vergleichs in einem 
Sun, gerichlsprozeß befaBt, verslößl gegen $ 132 SIGB. 

IV StrS. U. v.3. Mai 1912. g. S. 4 D 210/12. 

Aus den Gründen: ‘Nach den Urteilsfeststellungen hat der 
Angeklagte, der von dem Schneider Sch. beauftragt worden war, wegen eines 
Lohnanspruches gegen den Schneidermeister Sw. mit diesem zu verhandeln und 
einen Vergleich herbeizuführen, sich dem Sw. gegenüber als Referendar vom 
Gewerbeamt bezeichnet, ist wie ein Beamter des Gewerbeamts aufgetreten und 
hat erklärt, sie hätten jetzt aut den) Gewerbeamte sehr viel zu tun, deshalb 
käme er, um eine Einigung zwischen Sw. und Sch. herbeizuführen. 

Diese Feststellungen rechtfertigen die Anwendung des § 132 StGB. 
Darauf, ob der Angeklagte zu der vorgenommenen Handlung, die Einwirkung 
auf den Sw. zur Herbeiführung eines Vergleichs auch als Privatperson befugt 
gewesen wäre, kommt es nicht an, weil im Falle der ersten Alternative des 
$ 132 StGB. das Strafbare der Handlung nicht darin liegt, daß der Täter zu 
ihr nicht befugt war, sondern darin, daß er als Beamter auftrat und in Aus- 
übung des angemaßten Amtes tätig wurde. Diese Voraussetzungen der An- 
wendbarkeit des $ 132 aO. liegen hier vor. Die Strafkammer sieht als erwiesen 
an, daß der Angeklagte mit der Bezeichnung als Referendar vom Gewerbeamt 
sich als angeblicher Beamter des Gewerbegerichts, zu welchem er in gar keiner 
Beziehung stand, ausgegeben und als solcher mit Sw. verhandelt habe. Damit 
hat er sich mit der Ausübung eines öftentlichen Amtes im Sinne des § 132 aO. 
befaßt. Als ein solches ist diejenige Stellung anzusehen, vermöge deren iemand 
dazu berufen ist, im Dienste des Reichs oder im unmittelbaren oder mittel- 
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baren Dienste eines Bundesstaates als Organ der Staatsgewalt fiir die Zwecke 
des Staates tätig zu sein. Vgl. Entsch. 10 199; 36 434, 435. Dies trifft bei den 
Mitgliedern der Gewerbegerichte, deren Organisation auf dem Reichsges. 
v. 29. September 1901 (RGBI. 353) beruht, — wie sie hier allein in Betracht 
kommen, — zu. Sie sind besondere Gerichte, welche anstelle der ordentlichen 
Gerichte in Art. 91 der Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat und 
in den §§ 13, 14 Nr. 4 GVG. zugelassen sind und welche für die ihrer Zustän- 
digkeit unterworfenen Angelegenheitep die Zuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte ausschließen. ($ 6 Gewerbe-Gerichtsges.). Ihre Mitglieder üben sonach 
innerhalb des den Gewerbegerichten zugewiesenen Wirkungskreises die der 
Staatsgewalt zukommende Gerichtshoheit aus. Dem steht nicht entgegen, 
daß die Einsetzung der Gewerbegerichte und die spezielle Regelung ihrer An- 
gelegenheiten im wesentlichen den Gemeinden übertragen ist. Dies ist, wie 
in der Begründung zum Entwurfe des Ges. betr. die Gewerbegerichte v. 29. Juli 
1890 hervorgehoben ist, nur in dem Sinne geschehen, daß die Gemeinden aus 
. besonderen Gründen mit der Wahrnehmung einer Aufgabe betraut worden sind, 
welche an sich unzweifelhaft der Sphäre staatlicher Tätigkeit anheimfällt. 
Vgl. Begr. zu $ 14 des Entwurfs, Drucks. des Reichstags achte Leg.-Per. I. Sess. 
1890 Nr. 5 S. 24 (Anl. Bd. I S. 41). Hierauf ist auch noch besonders bei der 
Beratung dieses Gesetzentwurfes von dem Bevollmächtigten des Bundesrates 
hingewiesen worden, indem er erklärte: Die Gerichte, um die es sich handele, 
seien ebenso. wie alle andern, staatliche Gerichte, und nur rücksichtlich ihrer 
Zusammensetzung wolle man eine Abweichung herbeiführen, ... . sie seien 
Staatsgerichte und sprächen in Preußen im Namen des Königs Recht. Vgl. Sten. 
Ber. des Reichstags w. o. S. 423. In der Literatur ist gleichfalls die Eigenschaft 
der Gewerbegerichte als staatlicher Gerichte anerkannt. 

Infolge dieser 6ffentlich-rechtlichen Stellung der Gewerbegerichte als 
reichsgesetzlich geregelte Staatsgerichte sind ihre Mitglieder Trager eines öffent- 
lichen Amtes im Sinne des § 132 aO. Zu ihren Obliegenheiten gehört wesentlich 
auch, zwischen den Parteien zu vermitteln und eine Einigung herbeizuführen. 

Hiernach hat der Angeklagte, indem er sich als einen Beamten des 
Gewerbegerichts ausgab und als solcher es unternahm, auf den Sw. einzuwirken, 
sich die Eigenschaft und Stellung eines Trägers eines gewerbegerichtlichen 
Amtes angemaBt. Dadurch, daß er sich dabei eine Amtsbezeichnung beilegte, 
durch welche die angemaßte amtliche Eigenschaft nicht richtig bezeichnet 
wurde, welche vielmehr für Beamte auf dem Gebiete der Gewerbeaufsicht 
eingeführt ist (vgl. Min.-Bl. für Handels- und Gewerbeverwaltung 1904 S. 23 
und 1907 5. 182), kommt es nicht an; nach den im Strafkammerurteil getroffenen 
Feststellungen ging der Wille des Angeklagten dahin, sich die Stellung eines zur 
Ausübung der Funktionen eines Mitgliedes des Gewerbe gerichts berufenen 
Beamten beizulegen. 

Auch im übrigen unterliegt die Anwendung des $ 132 StGB. auf die für 
erwiesen erachteten Tatsachen keinen Rechtsbedenken. 


SIPO. §§ 242 Abs. 3, 136 Abs. ru. 2. Es ist zulässig einem Angeklagten 
der sich zum Teil mündlich ausgelassen hat, aber wegen eines Sprachfeblers Einzel- 
heilen nur Schwer wiedergeben kann, Schreibmaterial zur Aufzeichnung von Er- 
klärungen auszuhändigen und dieses Schriftstück dann unter weilerer mündlicher 
Verhandlung mil thm zu verlesen. 

Il. StrS. U. v. 18. Mai 1912 g. M. 3 D 463/12. 

Aus den Gründen: Der Revision ist nicht zuzugeben, daß der 
Abs. 3 des $ 242 StPO. verletzt worden ist. Nach diesem Abs. 3 in Verbindung 
mit § 136 Abs. 4 und 2 StPO. hat zwar der Angeklagte bei seiner Vernehmung 
in der Hauptverhandlung die von ihm beabsichtigten Erklärungen mündlich 
vorzutragen, so daß er nicht etwa Berticksichtigung auch einer von ihm vor- 
gelegten Verteidigungsschrift beanspruchen kann (Rechtspr. 4 563), und im 
vorliegenden Falle ist, wie das Sitzungsprotokoll ergibt, die Vernehmung des 
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Beschwerdeführers in der Hauptverhandlung unter anderem auch in der 
Weise bewirkt worden, daß ihm, nachdem er sich zum Teil über die 
Beschuldigung ausgelassen und mit Rücksicht aut einen ihm anhaftenden 
Sprachfehler eine zusammenhängende und ins Einzelne gehende Schilderung 
seiner Tat und ihrer Motive als ihm schwerfallend bezeichnet hatie, Papier 
und Bleifeder zur Aufzeichnung seiner Auslassungen eingehändigt und die 
von ihm zu Papier gebrachten Aufzeichnungen verlesen wurden. Eine solche 
Art der Entgegennahme von Auslassungens des Beschwerdeführers würde, wenn 
nur sie stattgefunden hätte, dem Abs. 3 § 242 StPO., der mündliche Er- 
klärungen des Angeklagten erfordert, zuwidergelaufen sein. So liegt indessen 
die Sache im vorliegenden Falle nicht, und eine Gesetzesverletzung war deshalb 
für den vorliegenden Fallnicht anzuerkennen. Die Vernehmung des Angeklagten 
in der Hauptverhandlung hat, wie die Bezugnahme auf den $ 136 (bes. Abs. 2) 
StPO. in $ 242 Abs. 3 das. erkennen läßt, nur den Zweck, dem Angeklagten 
Gelegenheit zu seiner Verteidigung zu geben. Es folgt daraus, daß von einer 
Verletzung des Abs. 3 $ 243 dann nicht die Rede sein kann, wenn dem Ange- 
klagten volle Gelegenheit gegeben worden ist, in mündlicher Auslassung die 
gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe zu beseitigen und die zu seinen Gunsten 
sprechenden Tatsachen geltend zu machen. ($ 136 Abs. 2 StPO.), vgl. Urt. I 
v. 18. Juni 1900 Goltd. Arch. 47 378 ff. — Dies letztere ist im vorliegenden Falle 
geschehen, da laut Sitzungsprotokoll der Beschwerdeführer nach Verlesung 
seiner Aufzeichnungen und vor Beginn der Beweisaufnahme sich weiter auch 
mündlich über die Beschuldigung ausgelassen, außerdem aber nach der Ver- 
nehmung eines jeden Zeugen und Sachverständigen gemäß § 256 StPO. Gelegen- 
heit zur Erklärung erhalten hat und endlich auch nach den Ausführungen des 
Staatsanwalts und des Verteidigers gemäß § 257 StPO. zum Worte gekommen ist. 

Mit Unrecht glaubt die Revision, gegenüber der Verlesung der Aufzeich- 
nungen des Beschwerdeführers auch den $ 253 StPO. für sich geltend machen 
zu können. Es ist zunächst schon unzutreffend, daß der $ 253 erschöpfend die- 
jenigen Fälle aufzähle, in denen eine Erklärung des Angeklagten in der Haupt- 
verhandlung verlesen werden dürfe. Denn er bezieht sich nur auf eine bestimmte 
Art von Urkunden, nämlich auf Vernehmungsprotokolle, und schließt nicht 
aus, daß andere vom Angeklagten selbst herrührende und ein Geständnis ent- 
haltende Schriftstücke zwecks Beweises auf Grund des § 248 StPO. zur Verlesung 
gebracht werden (vgl. Entsch. 18 23). Die $$ 253 und 248 ff. StPO. kommen 
aber im vorliegenden Falle überhaupt nicht in Betracht, weil sie nur für den 
Fall einer zum Zwecke einer Beweisaufnahme erfolgenden Verlesung 
gelten, im vorliegenden Falle aber die Verlesung der Aufzeichnungen des 
Beschwerdeführers nicht eine Beweisaufnahme bezweckte, sondern nur die vom 
Beschwerdeführer bei seiner Vernehmung beabsichtigte Frklärung wiedergeben 
sollte. Es kam daher nur § 242 StPO. in Frage, gegen den aber — wie oben 
ausgeführt — nicht verstoßen worden ist. 


SIGB. § 292. Preuß. Jagdordnung v. 15. Juli 1907 § 3. Auch nach der 
Preuß. Jagdordnung v. 15. Juli 1907 folet aus der Tatsache, daß die Jagd auf 
einem Grundstücke zu ruben hat, noch nicht, daß das materielle Jagdrecht einem 
Andern als dem Eigentümer zuslehe (etwa der Jagdgenossenschaft). Diese Tatsache 
rechtfertigt daher, wenn der Eigentümer trotzdem die Jagd ausübt, noch nicht ohne 
weileres die Anwendung des $ 292 SIGB. 

IV. Strs. U. v. 24. Mai 1912. g. P. u. Gen. 4D 299/12. 

Aus den Gründen: Insoweit die Beschwerdeführer wegen zweier 
im Mai 1911 begangener Jagdvergehen verurteilt sind, konnte dem Rechts- 
mittel der Erfolg nicht versagt werden. Diese Verurteilung stützt sich auf die 
Feststellung, daß die Angeklagten auf ihrem Grundstücke zwei Rehe geschossen 
haben, obwohl die Regierung in M., wie ihnen bekannt gewesen sei, im Jahre 1908 
ihrem inzwischen verstorbenen Vater mitgeteilt habe, „daß nach den gesetzlichen 
Bestimmungen die Jagd auf ihrem Grundstück zu ruhen habe‘. Diese Fest- 
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stellung reicht nicht aus, um die Anwendung des § 292 StGB. zu rechtfertigen. 
welcher als wesentliches Tatbestandsmerkmal einen unberechtigten Eingriff 
in das Jagdrecht eines anderen voraussetzt. Ein solcher Eingriff ist in dem 
angefochtenen Urteil nicht dargetan. Es ist weder ersichtlich, weshalb die 
Angeklagten verpflichtet waren, die Jagd ruhen zu lassen, noch ergeben die 
= Urteilsgriinde, ob das Grundstiick der Angeklagten, auf dem nach § 2 der 
Preuß. Jagdordnung v. 15. Juli 1907 (GS. 207) ihnen das Jagdrecht zustand, 
einen Eigenjagdbezirk bildete oder zu dem gemeinschaftlichen Jagdbezirke 
gehörte. Die Urteilsgründe geben daher auch keinen Anhalt dafür, daß die 
Angeklagten durch ihre Handlung das einem Dritten zustehende Okkupations- 
recht verletzt haben. Die Tatsache, daß die Jagd auf dem Grundstücke zu 
ruhen hatte, rechtfertigt nicht die Verurteilung der Angeklagten wegen Jagd- 
vergehens (vgl. Entsch. 8 402). 


StGB. 8 163. Ein überschuldetes Grundstück isl stels ein V ermögensbesland- 
leil des Schuldners, der bei Ableistung des Offenbarungseides anzugeben ist. 

Il StrS. U. v. 11. Juni 1912. g. H. 2 D 348/12. 

Gründe: Die Strafkammer hat den Begriff des nach $ 807 ZPO. eidlich 
zu offenbarenden Vermögens nicht verkannt. Ein dem Schwurpflichtigen 
gehöriges Grundstück bildet einen Teil dieses Vermögens, auch wenn ihm 
Hypotheken oder Grundschulden anhaften und der Geldbetrag, für welchen 
es daraus nach §§ 1113, 1191 BGB. in Anspruch genommen werden kann, 
seinen Wert erreicht oder übersteigt. Wie der nur zueinem Teile des Wertes 
belastete Grundbesitz ohne Rücksicht auf diese Belastung seinem vollen Bestande 
nach anzugeben ist, nicht etwa nur zu demjenigen Bruchteil, zu welchem 
der Verkaufswert den Betrag der Hypotheken und Grundschulden übersteigt 
und auch der persönliche Gläubiger noch seine Befriedigung daraus im Wege 
der Zwangsvollstreckung suchen kann, ebenso ist ein Grundstück darum nicht 
weniger Bestandteil des schuldnerischen Vermögens im Sinne von § 807 aO., 
weil es seinem vollen Werte nach oder darüber hinaus hypothekarisch 
belastet ist. Das Bestehen von Pfandrechten, sei es an einem Grundstück 
oder an einer beweglichen Sache, läßt ohne Rücksicht auf die Höhe der dadurch 
gesicherten Forderung das Eigentum an dem Pfandgegenstande und dessen 
Zugehörigkeit zum Vermögen des Eigentümers unberührt. Ob, wie die Revision 
geltend macht, ein stark überschuldetes Grundstück kein geeignetes Objekt 
für eine erfolgreiche Vollstreckung darstellt, ist nicht en tscheidend ; der Schuldner 
hat nicht zu schwören, daß er die zu seinem Vermögen gehörigen geeigneten 
Zwangsvollstreckungsobjekte, sondern daß er „sein Vermögen“ vollständig 
angegeben habe. 

Der Angeklagte, der nach Inhalt der getroffenen Feststellungen ursprüng- 
lich selbst die Überzeugung gehabt hatte, daß das Grundstück in F. mit in das 
Vermögensverzeichnis aufzunehmen sei, hat sich hiervon vor der Eidesleistung 
lediglich durch eine gegenteilige Äußerung des Architekten B. abbringen lassen, 
obwohl ihm. wie als die Meinung des Landgerichts aus dem Urteil hervorgeht. 
die Unzuverlissigkeit dieser Auskunft bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte zum 
Bewußtsein kommen müssen. Darin konnte eine nach $ 163 StGB. strafbare 
Fahrlässigkeit ohne Rechtsirrtum gefunden werden (Entsch. 27 267 flg.). 


SIPO. §§ 112, 127, 161; SIGB. Uber die Grenzen des Rechts der Poltzet- 
und Sicherheits- Beamten zur vorläufigen Festnahme wegen Gefahrder Verdunkelung 
sowie über lalsächlichen und rechtlichen Irrtum des Beamten hierbei. 

IV. Strs U. v. 14. Juni 1912. g. G. u. Gen. 4 D 272/12. 

Gründe: Nach den in dem angefochtenen Urteil getroffenen Fest- 
stellungen hatte der Angeklagte G. sich am 16. Dezember 1914 zusammen mit 
den beiden Mitangeklagten einer gefährlichen Körperverletzung und eines 
Widerstandes gegen die Staatsgewalt gegenüber dem Schutzmann W. schuldig 
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gemacht. Am Abende desselben Tages, nach Feststellung der Namen der An- 
geklagten und der Zeugen des Vorfalles, hatte der Schutzmann H. sich in die 
Wohnung des G. zwecks seiner Festnahme begeben. In dem hierbei von G. 
seiner Festnahme entgegengesetzten Widerstand hat die Strafkammer ein 
Vergehen im Sinne des § 113 StGB. nicht erblickt, weil die von H. als Grund 
seines Einschreitens angegebene Verdunkelungsgefahr nicht bestanden habe, 
die vorläufige Festnahme des G. somit nicht begründet gewesen sei, H. vielmehr 
über die rechtlichen Voraussetzungen seines Einschreitens geirrt und sich nicht 
in der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes befunden habe. 


Der von der Staatsanwaltschaft gegen die hierauf gestützte Freisprechung 
des G. von der Anklage des Vergehens gegen $ 113 StGB. eingelegten Revision 
war der Erfolg nicht zu versagen. 


Allerdings kann den zur Begründung des Rechtsmittels gemachten Aus- 
führungen, daß die Gefahr einer Verdunkelung den Erlaß eines Haftbefehls 
nach $ 112 StPO. begründe, H. sich daher in rechtmäßiger Ausübung seines 
Amtes befunden habe und ein Irrtum seinerseits darüber, ob eine Verdunkelungs- 
gefahr bestanden habe, nur als tatsächlicher in Betracht kommen könne, 
in dieser Allgemeinheit nicht beigetreten werden. In $ 161 StPO. ist zwar den 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes zur Pflicht gemacht, strafbare 
Handlungen zu erforschen und alle keinen Aufschub gestattenden Anordnungen 
zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Diese Obliegenheit 
schließt aber nicht die Ermächtigung zur Ausübung derjenigen Befugnisse ein, 
die im Interesse der Freiheit der Person in der Strafprozeßordnung an besondere 
Voraussetzungen gebunden sind. Es kann deshalb, wie das Reichsgericht bereits 
ausgesprochen hat und woran festzuhalten ist, ein Recht zur vorläufigen Fest- 
nahme einer Person über die in $ 127 StPO. gezogene Grenze hinaus auch beim 
Vorliegen einer Verdunkelungsgefahr aus jener allgemeinen Aufgabe, nicht 
hergeleitet werden. Vgl. Entsch. 39 189, 190; 38 373, 374; 32 269, 271; 27 153, 
456. Nach $ 127 Abs. 2 StPO., dessen Anwendung hier allein in Frage kommen 
kann, sind die Polizei- und Sicherheitsbeamten zur vorläufigen Festnahme 
befugt, wenn die Voraussetzungen eines Haftbefehls vorliegen und Gefahr im 
Verzuge obwaltet, und in $ 112 StPO. ist die Zulässigkeit der Verhaftung wegen 
Verdunkelungsgefahr davon abhängig gemacht, daß: 


Tatsachen vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß der Angeschuldigte 
Spuren der Tat vernichten oder daß er Zeugen oder Mitschuldige zu 
einer falschen Aussage oder Zeugen dazu verleiten werde, sich der 
Zeugnispflicht zu entziehen. 


Es genügt hiernach nicht eine allgemeine Besorgnis, daß eine 
Verdunkelung eintreten könnte; es müssen vielmehr tatsächliche, aus der Lage 
des Falles hergeleitete Anhaltspunkte dafür vorhanden sein, daß der Ange- 
schuldigte sich in der in § 112 aO. bezeichneten Weise verhalten, daß also eine 
Verdunkelung durch ein derartiges Verhalten eintreten werde. 
Geht der Beamte bei einer Festnahme von einer solchen Anschauung aus und 
irrt er nur tatsächlich in der Annahme, daß der Angeschuldigte sich in der in 
§ 112 aO. bezeichneten Weise verhalten werde, so wird er durch einen solchen 
Irrtum des Strafschutzes des $ 113 StGB. nicht verlustig, sofern er bei pflicht- 
gemäß vorgenommener Prüfung eine genügende tatsächliche Veranlassung zur 
vorläufigen Festnahme nach den Umständen des Falles annehmen konnte. 
Schreitet der Beamte aber zu einer vorläufigen Festnahme nur in Verfolgung 
des allgemeinen Zweckes des $ 161 StPO., ohne daß Anhaltspunkte dafür, daß 
der Angeschuldigte sich in der in $ 112 StPO. bezeichneten Weise verhalten 
werde, von ihm als vorliegend angenommen werden, vielmehr in der Annahme, 
daß jede allgemeine Besorgnis der Verdunkelungsgefahr zur vorläufigen Fest- 
nahme genüge, so irrt er über die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, 
also rechtlich, und ein solcher Irrtum schließt die Rechtmäßigkeit der Amtsaus- 
übung aus. Dasselbe hätte zu gelten bei einem Irrtum über das Bestehen der 
Gefahr im Verzug, fofern vom Beamten angenommen würde, daß solche Gefahr 
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nicht obzuwalten brauche, während die tatsächliche irrige Annahme, daß eine 
solche Gefahr bestehe, die Amtsausübung nicht zur unrechtmäßigen machte. 

Die Urteilsbegründung läßt nicht erkennen, daß von diesen rechtlichen 
Gesichtspunkten aus die Sachlage geprüft worden ist. Die Annahme, daß der 
Schutzmann H. sich im Irrtum über die rechtlichen Voraussetzungen 
seines Einschreitens befunden habe, steht gegenüber den getroffenen Fest- 
stellungen völlig in der Luft; es ist jede Erörterung in der Richtung zu vermissen, 
von welchen Anschauungen er bei seiner Annahme des Bestehens einer Ver- 
dunkelungsgefahr in tatsächlicher und rechtlicher Beziehung ausgegangen ist. 
Auch ist, wie von der örtlichen Staatsanwaltschaft unter Hinweis auf den gegen 
G. am 18. Dezember 1911 erlassenen richterlichen Haftbefehl hervorgehoben 
wird, anscheinend ungeprüft gelassen, ob die vorläufige Festnahme nicht wegen 
Fluchtverdachts gerechtfertigt war, was nach $ 127 Abs. 2 StPO. allerdings nur 
beim Obwalten von Gefahr im Verzuge der Fall gewesen sein würde. . 

Da nicht ausgeschlossen ist, daß weitere tatsächliche Feststellungen von 
den maßgebenden rechtlichen Gesichtspunkten aus getroffen werden können, 
war in Übereinstimmung mit dem Antrage des Oberreichsanwalts unter Auf- 
hebung des Urteils, soweit es angefochten ist, die Sache insoweit zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzu verweisen. 


SIGB. § 137. BGB. § 98. Eine Feldbahn — als Zubehör eines Landguts 
oder Ziegeleigrundstücks. 

IV. StrS. U. v. 14. Juni 1912. g. H. 4 D 367/12. 

Aus den Gründen: Die Anwendung des StGB. $ 137 aut den fest- 
gestellten Tatbestand läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 

Die Anordnung der Beschlagnahme des Grundstücks auf Antrag des 
Hypothekengläubigers W. war gemäß BGB. $ 1134 Abs. 2 und ZPO. $ 938 in 
Verbindung mit Zwangsversteigerungsges. $ 148 zulässigerweise erfolgt (Entsch. 
ZS. 52 138, 140) und umfaßte nach Zwangsversteigerungsges. $ 20 Abs. 2 und 


BGB. § 1120 auch das Zubehör des Grundstücks, soweit es zur Zeit der Hypo- ` 


thekeneintragung dem Grundstückseigentümer gehörte. Mit Unrecht bestreitet 
der Verteidiger, daß die zur Feldbahn gehörigen Geleise, Lowrys und Drehscheiben 
als Zubehör anzusehen seien. Hierüber entscheidet in erster Linie die Verkehrs- 
auffassung. Darnach ist eine Feldbahn von der. Rechtsprechung bereits als 
Zubehör eines Landguts schlechthin aufgefaßt worden (Rechtspr. der Ober- 
landesgerichte 8 417) und es ist rechtlich einwandfrei, sie hier als Zubehör des 
Ziegeleigrundstücks nach BGB. § 98 zu erachten. Eine feste Verbindung, die 
der Beschwerdeführer rechtsirrig verlangt, ist für den Begriff des Zubehörs nicht 
erforderlich, vielmehr genügt nach dem klaren Wortlaute des BGB. § 97 ein der 
Bestimmung entsprechendes räumliches Verhältnis (Entsch. ZS. 47 197). Die 
Beschlagnahme der zur Feldbahn gehörigen Gegenstände setzt allerdings voraus, 
daß diese zur Zeit der Eintragung der W.’schen Hypothek noch nicht von dem 
Grundsttickseigentumer Gustav R. an seinen Sohn Alfred R. veräußert worden 
waren, sonst würde die Hypothek und die zu ihrem Schutz dienende Beschlag- 
nahme sich nicht auf sie haben erstrecken können (Seufferts Arch. 66 26; Kom- 
mentar der Reichsgerichtsräte 1 1044 Not. 5). Eine ausdrückliche Feststellung 
hierüber läßt allerdings das Urteil vermissen, es muß aber aus dem Zusammen- 
halt der Feststellungen entnommen werden, daß der Vertrag v. 20. Dezember 
1907 erst nach Eintragung der Hypothek des die Zwangsverwaltung betrei- 
benden Gläubigers W. abgeschlossen wurde. Auch die Revisionsbegründung 
stellt keine gegenteilige Behauptung auf, und in der Hauptverhandlung ist ein 
darauf gestützter Einwand gleichfalls nicht geltend gemacht worden. Der 
Umstand, daß vor der Beschlagnahme die Ziegeleifabrikation eingestellt worden 
und das in Betracht kommende Zubehör durch den erwähnten Vertrag vom 
Grundstückseigentümer veräußert worden war, hebt die Eigenschaft als Zubehör 
nicht auf, da die Zubehörstücke nach BGB. § 1121 nur dann von der Haftung 
frei werden, wenn sie infolge Betriebseinstellung oder der Veräußerung weiter 
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auch von dem Grundstück entfernt worden sind, (Entsch. 
ZS. 69 85; Jur. Wochschr. 1911 S. 46). BloBe Besitzübergabe an den Erwerber 
genügt hierzu nicht. Das Landgericht stellt aber ausdrücklich fest, daß eine 
Entfernung vom Grundstück vor der Beschlagnahme noch nicht erfolgt war. 
Der Erwerber des Zubehörs Alfred S. insbesondere hatte die Feldbahn viel- 
mehr auf dem Grundstück, das er gepachtet hatte, zur Ausübung des Betriebs 
der Ziegelei belassen. | | 


RGes. betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung v. 20. Mai 1898 § 84. 
Konk.-Ord. § 240 Nr. 3 und 4; SIGB. § 74. Das Vergehen nach § 84 des Ges. 
betr. d. Gesellsch. m. b. H. steht zu dem Konkursvergeben des § 240 Nr. 3 und 4 KO. 
in Realkonkurrenz. | 
Il. StrS. U. v. 18. Juni 1912. g. Sch. u. Gen. 2 D 335/12. 

Aus den Gründen: Die Feststellung der Tatbestandsmerkmale 
eines Vergehens nach $ 84 des RGes. betr. die Gesellsch. m. b. H. v. 29. Mai 1898 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Nach den Ausführungen des Uıteils 
unterliegt es keinem Zweifel, daß die Angeklagten von der mindestens seit dem 
17. September 1910 bestehenden Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft Kenntnis 
gehabt haben. Trotzdem haben sie den bei einer solchen Sachlage nach $ 64 
des Ges. gebotenen Antrag. auf Eröffnung des Konkursverfahrens unterlassen. 
Daß sie durch irgendwelche außerhalb ihres Willens gelegene und von ihnen 
nicht zu vertretende Tatumstände an der Stellung des Antrags verhindert 
worden wären, ist nicht geltend gemacht. Somit lag für das Gericht auch kein 
Anlaß vor, in die Urteilsgründe eine ausdrückliche Feststellung des Inhalts auf- 
zunehmen, daß ein Mangel des Verschuldens gegen die Angeklagten nicht nach- 
gewiesen sei. (§ 84 Abs. 3 des Ges.). 

Die Annahme einer Real konkurrenz zwischen dem Vergehen nach $ 84 
des Ges. und dem gegen die Angeklagten ferner aus $ 240 Nr. 3 und 4 KO. 
festgestellten Konkursvergehen ist ebenfalls nicht zu beanstanden. 

Richtig ist, daß gegenüber einer und derselben Zahlungseinstellung des 
Schuldners das Vergehen des strafbaren Bankerutts nur einmal begangen werden 
kann und daß die in den §§ 239—241 KO. vorgesehenen Bankerutthandlungen 
selbst dann, wenn sie "mehrfach mit einander zusammentreffen, sobald es zur 
Zahlungseinstellung oder zur Eröffnung des Konkurses gekommen ist, nur als 
eine strafbare Handlung erscheinen. Der gleiche Grundsatz hat in der reichs- 
gerichtlichen Rechtsprechung bei einer mehrfachen Zuwiderhandlung gegen $ 11 
des Reichsges. v. 5. Juli 1896 Anwendung gefunden, da die Strafbarkeit der 
Tat (Depotunterschlagung) hier an die gleiche Voraussetzung geknüpft ist, daß 
der Täter nämlich seine Zahlungen eingestellt hat oder daß über sein Vermögen 
das Konkursverfahren eröffnet worden ist. Entsch. 34 238. Hier wie dort werden 
die verschiedenen, an sich getrennten Deliktshandlungen des Schuldners durch 
dieselbe Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung zur rechtlichen Einheit 
zusammengefaßt. 

‚Allein der Tatbestand, den das Reichsges. betr. die Gesellsch. m. b. H. in 
$ 84 unter Strafe stellt, ist davon wesentlich verschieden. Seine Strafbestimmung 
richtet sich gegen Geschäftsführer, die nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit 
der Gesellschaft oder nachdem sich aus einer Bilanz ihre Überschuldung heraus- 
gestellt hat, den Antrag auf Konkurseröffnung unterlassen haben. Es handelt 
sich also nicht um solche Zuwiderhandlungen, die erst durch das Hinzutreten 
einer Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung stratbaren Charakter erlangen, 
sondern um die Nichterfüllung einer Rechtspflicht, die das Bestehen einer 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung zur Voraussetzung hat und durch sie 
überhaupt erst begründet wird. Eine Tateinheit mit den aus $ 240 Nr. 3 und 4 
KO. gegen die Angeklagten festgestellten Bankerutthandlungen, deren Straf- 
barkeit sich schon mit dem Augenblick der Zahlungseinstellung der Gesellschaft 
vollendete, kommt daher nicht in Frage. 
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RGes. v. 1. Juni 1909 über die Sicherung der Bauforderungen $$ 2,6. 1. Für 
die Buchführungspflicht aus § 2 des Ges. ist es ohne Einfluß, ob der Baugewerbe- 
Jreibende den Neubau für andere oder für sich selbst herstellt. 2. In § 6 des Ges. wird 
auch die fahrlässige Verletzung der Buchführungspflicht unter Strafe gestellt. 

V. StrS. U. v. 21. Juni 1912. g. St. 5 D 378/12. 

Aus den Gründen: Nach § 2 des Ges. über die Sicherung der Bau- 
forderungen v. 1. Juni 1909 ist zur Führung eines Baubuchs verpflichtet, wer 
die Herstellung eines Neubaus unternimmt und entweder Baugewerbetreibender 
ist oder sich für den Neubau Baugeld gewähren läßt. Hiernach wäre der An- 
geklagte, der — wie festgestellt und unbestritten — Baugewerbetreibender ist 
und im Jahre 1911 in L. zwei Neubauten unternommen hat, selbst dann zur 
Führung des Baubuchs verpflichtet gewesen, wenn er sich für die Neubauten 
kein Baugeld hätte gewähren lassen. Daß er die Neubauten nicht für andere, 
sondern für sich selbst hergestellt hat, war auf seine Pflicht zur Buchführung 
ohne Einfluß. Denn jeder Baugewerbetreibende, der einen Neubau unternimmt, 
nicht nur wer einen solchen für andere übernimmt, hat nach dem Gesetz die 
Pflicht zur Buchführung. Eine Beschränkung dieser Pflicht im letzteren Sinne 
hat nicht nur im Wortlaut des Gesetzes keinen Anhalt, sondern würde auch dem 
Zweck des Gesetzes, den Forde ungen der Bauhandwerker Schutz zu gewähren, 
geradezu zuwiderlaufen. 


Daß der Angeklagte sich zum Zwecke der Bestreitung der Kosten der 
Neubauten Geldbetrage in der Weise hat gewähren lassen, daß er den Geld- 
gebern für ihre Darlehnsforderungen an den zu bebauenden Grundstücken 
Hypotheken bestellt hat, ist im landgerichtlichen Urteil ausdrücklich festgestellt. 
Damit ist nach $ 1 Abs. 3 des Ges. v. 1. Juni 1909 die Gewährung von „Baugeld“ 
rechtlich einwandfrei dargetan.... 


Mit Recht geht das Landgericht davon aus, daß $ 6 des Ges. nicht nur den 
mit Strafe bedroht, der geflissentlich — vorsätzlich — der Pflicht, ordentlich 
Buch zu führen, zuwiderhandelt (soweit diese Zuwiderhandlung nicht unter 
den § 5 des Ges. fällt), sondern auch den, der aus Nachlässigkeit — fahrlässig — 
die ordnungsmäßige Buchführung verabsäumt. Da die Vorschrift, ordnungs- 
mäßig Buch zu führen, die Pflicht in sich begreift, diese Aufgabe mit sach- 
gemiBer Aufmerksamkeit und Sorgfalt zu erfüllen, so muß angenommen werden, 
daß die den Vollzug sichernde Strafnorm sich nicht nur gegen Böswilligkeit, 
sondern ebenso auch gegen die zumeist zu fürchtende Nachlässigkeit bei der 
Buchführung richtet; die gegenteilige Annahme wäre nach der Natur der Ver- 
hältnisse nur dann statthaft, wenn der Wortlaut des Gesetzes dazu zwingen 
würde. Das ist aber nicht der Fall. Das Gesetz sagt weder ausdrücklich, daß 
nur die vorsätzlich der Pflicht zur ordnungsmäßigen Buchführung Zuwider- 
handelnden bestraft werden sollen. noch ergibt sich das sonst aus seiner Fassung. 
Aus dem Wortlaut. Sinn und Zweck des Gesetzes selbst folgt daher, daß es auch 
~ fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Buchführungspflicht Anwendung 
indet. 

Die Fahrlässigkeitsschuld des Angeklagten ist im landgerichtlichen Urteil 
ausreichend und rechtlich einwandfrei durch die Feststellung dargetan, daß der 
Angeklagte unter Außerachtlassung der im Rechtsleben zu erfordernden Sorgfalt 
leichtfertig und sorglos die von ihm geführten Bücher unordentlich geführt hat, 
so daß sie die nötige Übersicht nicht gewährten. Eine Feststellung „daß der 
Angeklagte das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit hatte,“ war, da er wegen 
fahrlässiger Zuwiderhandlung verurteilt ist, nicht veranlaßt. 


Da auch im übrigen ein den Angeklagten beschwerender Verstoß gegen eine 
Norm des materiellen Rechts bei der Nachprüfung des Urteils nicht hervor- 
getreten ist, die tatsächlichen Feststellungen des Landgerichts vielmehr die 
getroffene Entscheidung rechtfertigen, war der Revision der Ertolg zu versagen. 
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SiPO. §§ 243, 250 Abs. 2. Auslieferungsvertrag mit den Niederlanden v. 
31. März 1896. Anträge auf Gegenüberstellung von Zeugen mit 
einander oder von Zeugen mil Angeklagten können jedenfalls dann ab- 

gelebnt werden, wenn sie sachlich nicht geboten oder wenn sie unausführbar sind. 
Taat ist der Fall, wenn ein um die Gegeniiberstellung ersuchtes ausländisckes 
Gericht zum Ausdruck bringt, daß es weitere Versuche, die Gegenuberstellung herbei- 
zuführen, ablebne und dem inländischen Gericht nach Maßgabe der Bestimmungen 
über den Rechtshilfeverkebr, z. B. mit den Niederlanden, Millel nicht zu Gebot- 
stehen, weitere Gegenübersteliungsversuche zu erzwingen. 

V. StrS. U. v. 21. Juni 1912 g. Th. u. Gen. 5 D 128/12. 

Aus den Gründen: Die Beschwerde über unzulässige Beschränkung 
der Verteidigung durch Ablehnung eines Beweisantrags ist ungerechtfertigt. 
Es handelt sich um den Antrag des Verteidigers, die Gegenüberstellung der 
Zeugin A. mit dem Zeugen B. herbeizuführen, mil dem nach dem Verteidigungs- 
vorbringen der Angeklagte Th. von den Belastungszeugen verwechselt worden 
sein soll. Um die Vernehmung der Zeugen A. und B. ist nach dem Beschlusse 
v. 14. März 1914 das niederländische Gericht unter der Bitte ersucht worden, 
die Zeugen einander gegenüber zu stellen. Das niederländische Gericht hat dies 
auch versucht; der Versuch ist jedoch mißlungen. Denn bei dem ersten zu diesem 
Zwecke anberaumten Termin ist die Zeugin A. ausgeblieben, im zweiten Termin 
war der Zeuge B. nicht zugegen. Das niederländische Gericht hat darauthin die 
Protokolle über die Vernehmung der Zeugen an das Landgericht A. ee 
lassen. Den in der Hauptverhandlung gestellten Antrag, den Beschluß v. 14. März 
durchzuführen, d. h. sich mit dem niederländischen Gerichte zur Herbeiführung 
der Gegenüberstellung der Zeugen nochmals ins Benehmen zu setzen, hat das 
L.andgericht aus doppeltem Grunde abgelehnt, nämlich einmal: 

„weil es nicht in der Lage sei, auf das Gericht in Hulland einzuwirken, 
daß es dem Ersuchen “entspreche, das fraglich erscheinen müsse, 
ob nach dem ausländischen Rechte die Vorladung einer Person, die 
nicht Angeklagte ist, zum Zwecke der Gegenüberstellung zulässig ist“ 
sodann, weil. es die Gegenüberstellung nunmehr angesichts des schon vor- 
liegenaen anderweitigen Beweisergebnisses für unnötig hielt. Die Beschwerde- 
führer erblicken in der Ablehnung des Beweisantrags eine unzulässige Be- 
schränkune der Verteidigung um deswillen, weil es unzutrettend sei, daß nach 
niedeiländischem Recht andere Personen als Angeklagte nicht gezwungen 
werden könnten, zur Gegenüberstellung zu erscheinen. Sie nehmen hierfür 
Bezug darauf, daß das holländische Gericht selbst den Versuch der Gegen- 
überstellung gemacht und deren Unzulässigkeit nirgends ausgesprochen habe. 
Der Beschwerde kann nicht stattgegeben werden. Die Gegenüberstellung von 
Zeugen mit einander kann, ebenso wie die Gegenüberstellung von Zeugen mit 
dem Angeklagten, jedenfalls dann abgelehnt werden, wenn sie sachlich nicht 
geboten, oder wenn sie unausführbar ist. (Vgl. Entsch. v. 10. Dez. 1904 1 D. 
5037/04 Jur. Wochschr. 1905 S. 245 Nr. 3). Aus der Begründung des ablehnenden 
Beschlusses ergibt sich, daß das Landgericht davon ausgegangen ist, das nieder- 
ländische Gericht habe, indem es nach dem Mißglücken des zweimaligen Ver- 
suchs der Gegenüberstellung die Vernehmungsprotokolle übersandte, zum 
Ausdruck bringen wollen und zum Ausdruck gebracht, daß es weitere Versuche 
ablehne und seine Tätigkeit für beendigt erachte. Diese Annahme des Land- 
gerichts ist nicht zu beanstanden. Das Landgericht ist weiter davon ausgegangen, 
es ständen ihm Mittel, das ausländische Gericht zu weiteren Gegentiberstellungs- 
versuchen zu zwingen, nicht zu Gebote. Gegen die Richtigkeit dieser Rechts- 
anschauung ist angesichts der bestehenden Bestimmungen über den Rechtshilfe- 
verkehr im allgemeinen und den Rechtshilfeverkehr in Strafsachen mit den 
Niederlanden im besonderen, keine Erinnerung zu erheben. Beide Erwägungen 
 zusammengenommen rechtfertigen die Ablehnung des Antrags auf Gegenüber- 
stellung wegen Unausführbarkeit. Es braucht deshalb nicht geprüft zu werden, 
ob das Landgericht die Weigerung des niederländischen Gerichts mit Recht 
darauf zurückgeführt hat, daß nach niederländischem Rechte zweifelhaft sei, 
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ob auch andere Personen als Angeklagte zum Zwecke der Gegenuberstellung 
vorgeladen werden können. Denn der Grund der Weigerung war belanglos, 
entscheidend nur, daß sie vorlag und nicht zu heben war. Da hiernach die 
Ablehnung des Antrags schon wegen der Unausführbarkeit der Gegenüber- 
stellung gerechtfertigt ist, kann dahin gestellt bleiben, ob die Annahme, daß die 
Gegenüberstellung angesichts des schon vorliegenden anderweitigen Beweiser- 
gebnisses unnötig sei, die Ablehnung des Antrags rechtfertigte und nicht viel- 
mehr eine unzulässige Vorwegnahme des Beweisergebnisses in sich schloß. 


B. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts. 
Mitgeteilt von Oberverwaltungsgerichtsrat Spangenberg, Berlin. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908 $ı Abs. 2, §14. Die polizeiliche 
Auflösung einer Versammlung ist nicht nur aus den in § 14 des Reichsvereins- 
gesetzes bezeichnelen Gründen zulässig, sondern, soweit es sich um die Verhütung 
unmillelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit der Teilnebmer handelt, auch auf 
Grund der allgemeinen sicherheilspolizeilichen Bestimmungen des Landesrechis 
($ı Abs.2 a.a.0.). In letzterem Falle ist ihre Zulässigkeit nach den landes- 
a für polizeiliche Verfügungen allgemein geltenden Grundsätzen zu be- 
urleilen. 


I. Senat. Urteil vom 3. November 1911. Nr. I. A. 147/10. 


Aus den Gründen: Mit Unrecht gehen die Kläger davon aus, 
daß die polizeiliche Auflösung einer Versammlung nur dann zulässig sei, wenn 
einer der im § 14 des Reichsvereinsgesetzes genannten Auflösungsgründe ge- 
geben ist. Bereits unter dem Preußischen Vereinsgesetz vom 11. März 1850 
war es anerkannten Rechts, daß die Befugnis der Polizei, eine Versammlung 
aufzulösen, sich nicht auf diejenigen Fälle beschränkte, in welchen ihr das 
Vereinsgesetz diese Befugnis zur Verhütung eines Mißbrauchs des Versamm- 
lungsrechts in den $$5 und 8 ausdrücklich einräumte. Die Rechtsprechung 
des Oberverwaltungsgerichts hat vielmehr stets anerkannt, daß die Ausübung 
des in Artikel 29 der Verfassung gewährleisteten und durch das Vereinsgesetz 
vom 11. März 1850 geregelten Versammiungsrechts nicht lediglich den in 
diesem Gesetz erwähnten Beschränkungen unterlag (vgl. Entscheidungen des 
Oberverwaltungsgerichts Bd.9 S. 412, Bd. 18 S. 426 if., Bd. 23 S. 402, 412, 
sowie im Ministerialblatt d. i. V. 1890 S. 2). Nur gegenüber derjenigen Gefahr, 
die der Öffentlichkeit aus dem Zusammentritt einer Mehrheit von Personen 
zu einer Versammlung an und für sich erwachsen könnte, waren die polizei- 
lichen Befugnisse im Gesetz vom 14. März 1850 geregelt (vgl. Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts vom 3. April 1894, Bd. 26 S. 403). Waren da- 
neben durch die Ausübung des Versammlungsrechts anderweite öffentliche 
Interessen gefährdet, so sind die zu deren Schutze bestehenden sonstigen 
Vorschriften auch gegen Versammlungen, d. i. gegen die Gesamtheit der zu 
Versammlungen zusammengetretenen Personen, stets für anwendbar erachtet 
worden (vel. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts vom 25. April 1883, 
Bd.9 S. 412, und vom 9. Juli 1892, Bd. 23 S. 402). 

Aus diesem Gesichtspunkte hat der Gerichtshof die Auflösung einer ın 
einer Schankstube oder an einem öffentlichen Vergniigungsort über die Polizei- 
stunde hinaus stattfindenden Versammlung für zulässig erklärt, weil auch gegen 
die Teilnehmer an einer Versammlung die Vorschrilt des § 365 des Strafgesetz- 
buchs und der die Polizeistunde regelnden Polizeiverordnungen anwer dbar 
seien (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 23 S. 399, besci.ders 
S. 402, Bd. 32 S. 391); ferner hat der Gerichtshof die Auflösung einer Ver- 
sammlung stets dann gebilligt, wenn die Polizei in Erfüllung, der ihr in § 10 
Tr Feil WE des Allgemeinen Landrechts umschriebenen Aufgabe gegen 
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die Teilnehmer an einer Versammlung einschreiten mußte und die Auflösung 
das geeignete und notwendige Mittel war, um die öffentliche Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung aufrechtzuerhalten (vgl. Preußisches Verwaltungsblatt Jahr- 
gang 11 S. 76, Jahrgang 15 S. 301), oder wenn das Versammlungslokal den 
für öffentliche Versammlungsräume geltenden baupolizeilichen Vorschriften 
nicht entsprach (vgl. Preußisches Verwaltungsblatt Jahrgang 28 S. 802); 
endlich hat der Gerichtshof ausgesprochen, daß die Versammlungen den Be- 
stimmungen zum Schutze der Sonntagsruhe und den von den zuständigen 
Behörden hierüber erlassenen Polizeiverordnungen unterworfen seien, also auf- 
gelöst werden dürften, wenn sie den in dieser Hinsicht erlassenen Vorschriften 
zuwider abgehalten würden (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 35 S. 424; Preußisches Verwaltungsblatt Jahrgang 28 S. 802). 

In Übereinstimmung hiermit hat auch das Reichsgericht in dem Urteil 
vom 8. Oktober 1907 (Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 40 
S. 300) ausgesprochen, daß das Vereinsgesetz vom 11. März 1850 die Auf- 
lösungsgründe in den $$ 5 und 8 nicht erschöpfend aufführen wollte und daß 
eine polizeiliche Auflösung einer Versammlung nicht schon deshalb ungesetz- 
lich sei, weil sie nicht auf den Vorschriften dieser Paragraphen beruhe; viel- 
mehr habe die Polizeibehörde, soweit sie auf Grund des $ 10 Titel 17 Teil II 
des Allgemeinen Landrechts oder anderer gesetzlicher Vorschriften befugt sei, 
die Räumung einer bestimmten Örtlichkeit anzuordnen und zu erzwingen, 
diese Befugnis auch solchen Personen gegenüber, welche ihr Versammlungs- 
recht ausübten; daher fänden auch in diesen Fällen die Vorschriften in den 
§§ 6 und 15 des Vereinsgesetzes vom 11. März 1850 Anwendung, daß nach 
erklärter Auflösung alle Anwesenden verpflichtet seien, sich sofort zu ent- 
fernen, widrigenfalls sie sich strafbar machten (vgl. auch Entscheidung des 
Kammergerichts vom 29. Oktober 1906 in „Das Recht“ Jahrgang 1907 S. 783.) 

Auf dem vorstehend dargelegten Standpunkte stand auch der Entwurf 
des Reichsvereinsgesetzes, wie dessen Begründung (S. 37) ergibt. Daselbst 
wird ausgeführt: 

„Im Interesse tunlichster Wahrung der Versammlungsfreiheit ist 
die aus versammlungsrechtlichen Gründen herzuleitende 
Befugnis der überwachenden Beauftragten der Polizeibehorde, "die 
Auflösung einer Versammlung zu verlangen oder erforderlichenfalls 
selbst herbeizuführen, auf ein geringes Maß beschränkt. Insbesondere 
sind in dem Entwurf alle diejenigen in dem geltenden Rechte ent- 
haltenen Gründe ausgeschieden, welche wegen der Allgemeinheit 
ihrer Fassung Anlaß zu verschiedenartiger Auslegung geben können 
oder bei denen zur Auflösung bereits eine innerhalb des Versammlungs- 
raums entstandene Unordnung genügt, die nicht notwendig eine 
Wirkung auf die weitere Öffentlichkeit zu äußern braucht.“ 

Dagegen heißt es am Schlusse der hieran sich anknüpfenden weiteren 
Darlegungen, und dies ist für die zur Erörterung stehende Frage von ent- 
scheidender Bedeutung: 

„Selbstverständlich erleiden die nach allgemeinen Vorschriften der 
Polizei gegenüber dem einzelnen zustehenden Befugnisse durch die 
Einschränkung der versammlungsrechtlichen Auflösung keine Ande- 
rung. Daß der Polizei die ihr zustehenden allgemeinen Befugnisse, 
insbesondere in Hinsicht der Bau-, Feuer-, Gesundheits- und Straßen- 
polizei sowie z.B. auch gegenüber Tumulten, welche die öffentliche Ruhe 
und Sicherheit zu gefährden geeignet sind, auch bei der Abhaltung 
öffentlicher Versammlungen gewahrt bleiben, bedarf als selbstver- 
ständlich keiner ausdrücklichen Hervorhebung. Wird die Polizei aus 
einem solchen auf einem anderen Rechtsgebiete liegenden Grunde in 
die Notwendigkeit versetzt, die Abhaltung oder Fortsetzung 
einer Versammlung zu verhindern, so handelt es sich nicht um eine 
versammlungsrechtliche Maßnalıme, so daß die Polizei nicht etwa an 
die Voraussetzungen der ihr in $9 des Entwurfs beigelegten Auf- 
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lösungsbefugnis gebunden ist, sondern sich ohne weiteres aller ihr 
zur Verhinderung oder Zerstreuung einer verbotswidrigen 
Menschenansammlung zu Gebote stehenden Machtmittel bedienen 
kann.“ 

In diesen Ausführungen ist anerkannt, daß, wenn die Polizeibehörde 
überhaupt nach allgemeinen Vorschriften gegenüber einer Versammlung ein- 
zuschreiten befugt ist, dies auch in der Weise geschehen kann, daß sie das 
weitere Zusammensein der zu einer Versammlung zusammengetretenen Per- 
sonen verbietet und daß sie hierbei auf die im Entwurfe (§ 9) genannten Auf- 
lösungsgründe nicht beschränkt ist. In Übereinstimmung hiermit widersprach 
auch der Staatssekretär dem in der Kommission gestellten Antrage: 

„Versammlungen können aus den zum Schutze gegen Ansteckungs- 
gefahr erlassenen reichsgesetzlichen Bestimmungen nach Maßgabe 
dieses Gesetzes verboten werden, außerdem auf Grund landes- 
rechtlicher Bestimmungen dann, wenn das Verbot zur Abwehr 
einer unmittelbaren ernsten Gefahr für Leben oder Gesundheit der 
Versammelten erforderlich ist.‘ 

weil darin nur die Möglichkeit des Verbots, nicht aber die unter Umständen 
ebenso notwendig werdende Auflösung einer Versammlung vorgesehen sei 
(Kommissionsbericht S. 17, 171). 

Der Standpunkt des Entwurfs hat in der Kommission zu lebhaften Er- 
örterungen Anlaß gegeben (S.12ff. des Kommissionsberichts). Es wurde 
von verschiedener Seite die Befürchtung ausgesprochen, daß die Handhabung 
der landespolizeilichen Befugnisse zu Schikanen und Belästigungen in der Aus- 
übung des Versammlungsrechts führen könnte, und daß eine Fassung gefunden 
werden müßte, durch welche die landesrechtlichen Befugnisse der Polizei be- 
stimmt abgegrenzt würden. Diese Abgrenzung ist durch die Fassung erfolgt, 
welche der § 1 Abs. 2 in der II. Lesung der Kommission erhalten hat. Danach 
kann die Polizei auf Grund der allgemeinen sicherheitspolizeilichen Bestim- 
mungen des Landesrechts gegen eine Versammlung nur einschreiten, soweit 
es sich um die Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit der 
Teilnehmer an einer Versammlung handelt. 

Dagegen ist durch diese Bestimmung die Frage unberührt geblieben, in 
welchen Formen und mit welchen Maßnahmen das an sich zulässige Ein- 
schreiten zu erfolgen hat. Diese Frage beantwortet sich nach den Normen des 
Landespolizeirechts. Soweit daher ein Einschreiten der Polizei gegen die Teil- 
nehmer einer Versammlung auf Grund der bestehenden Gesetze überhaupt 
nn. ist, muß es auch in der Verhinderung der Fortsetzung einer Versamnt- 
lung, d. i. in ihrer Auflösung bestehen können, falls diese das geeignete und 
nötige Mittel ist, damit die Polizei die ihr obliegenden Aufgaben erfüllen kann. 

Im vorliegenden Falle hatte der Gendarm die Versammlung aufgelöst, 
weil er befürchtete, daß der entstandene Tumult in eine allgemeingefährliche 
Schlägerei ausarten und daß dadurch eine unmittelbare Gefahr für Leben 
und Gesundheit der Teilnehmer an der Versammlung entstehen würde. In 
Erfüllung der ihm nach § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts zu- 
stehenden Aufgaben wollte also der Gendarm das fernere Zusammensein der 
Versammelten verhindern und die Räumung des Versammlungslokals an- 
ordnen und erzwingen. Wenn er sich dabei der Worte bediente, daß er die 
Versammlung für aufgelöst erkläre, so ist dies nach Lage der Sache nicht dahin 
zu verstehen, daß er auf Grund des $14 des Reichsvereinsgesetzes habe vor- 
gehen und die Versammlung aus einem der in diesem Paragraphen genannten 
versammlungsrechtlichen Gründe habe auflösen wollen. Vielmehr hat er sich 
nur desjenigen Ausdruckes bedient, welcher auch für andere Fälle, in welchen 
der Fortsetzung einer Versammlung entgegengetreten wird, der übliche ist 
und in kürzester und prägnantester Form die für nötig erachtete Anordnung 
zur Kenntnis und Nachachtung der Versammelten bringt. Es erübrigt sich da- 
nach eine Erörterung der Frage, inwieweit im Falle des $ 14 die Angabe der 
Gründe als notwendiges und wesentliches Erfordernis für die Rechtsgültigkeit 
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einer Auflösung anzusehen ist, ebenso eine weitere tatsächliche Feststellung, 
ob der Gendarm den Grund der Auflösung verkündet hat oder nicht. Denn 
da der Gendarm nicht auf Grund des $ 14 des Reichsvereinsgesetzes, sondern 
auf Grund der allgemeinen sicherheitspolizeilichen Bestimmungen des Landes- 
rechts eingeschritten ist, so finden für die Beurteilung seines Vorgehens auch 
die landesgesetzlich für polizeiliche Verfügungen allgemein geltenden Grund- 
sätze Anwendung, die dahin gehen, daß jede polizeiliche Verfügung zwar nach 
der rechtlichen und tatsächlichen Seite soweit zubegründen ist, daß der 
Betroffene ihre Grundlagen durch das zulässige Rechtsmittel angreifen kann, 
daß jedoch ein Mangel in dieser Beziehung allein nicht die Aufhebung recht- 
fertigt, sondern daß derselbe durch nachträgliche Angabe der Gründe, selbst 
im Verfahren vor den Beschwerdebehörden oder den Verwaltungsgerichten 
geheilt werden kann (vgl. die Nachweisungen bei Friedrichs, Das Landes- 
verwaltungsgesetz S. 75 Anmerkung 12 zu $ 50). 

Durchaus verfehlt ist, wenn die Kläger behaupten, in einem außerhalb 
des Anwendungsbereichs des $ 14 liegenden Falle der Auflösung sei nicht der 
in der Versammlung anwesende Gendarm als Beauftragter der Polizeibehörde, 
sondern nur der die Polizeibehörde selbst repräsentierende Beamte, im vor- 
liegenden Falle also der Amtsvorsteher, zum Einschreiten zuständig gewesen. 
Es kann dahingestellt bleiben, welche Befugnisse dem Beauffragten zustehen, 
wenn derselbe nicht zugleich Polizeibeamter ist; im vorliegenden Falle war der 
Beauftragte ein Gendarm, zu dessen ordentlichen und allgemeinen Aufgaben 
es gehört, die Polizeibehörde in Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung und in der Handhabung der deshalb bestehenden Gesetze und 
Anordnungen zu unterstützen. Ihm liegt daher, wie in §12 der Verordnung 
über die anderweitige Organisation der Gendarmerie vom 20. Dezember 1820 
(G. S. 1821 S.1) ausdrücklich ausgesprochen ist, ‚als ordentliche Dienst- 
leistung, mithin ohne besondere Requisition und Anweisung ob: ... bei 
Volkszusammenkünften ... sowie bei besorglichen oder entstandenen Schläge- 
reien und Zusammenläufen Ruhe, Ordnung und Sicherheit als bewaffnete 
Macht zu erhalten oder wiederherzustellen, Exzessen und Unordnungen vor- 
zubeugen und die Anstifter derselben, sowie andere Frevier und Widerspenstige 
anzuhalten und an die Behörde abzuliefern.“ Es kann daher einem Zweifel 
nicht unterliegen, daß auch im vorliegenden Falle der Gendarm als polizei- 
licher Exekutivbeamter zu einem Einschreiten aus eigenem Recht ebenso 
befugt wie verpflichtet war. Die von ihm getroffene Anordnung gilt, da sie 
vom Amtsvorsteher nicht gemißbilligt worden ist, hinsichtlich der Rechts- 
mittel als polizeiliche Verfügung der Ortspolizeibehörde. (Im folgenden wird 
ausgeführt, daß der Gendarm die Notwendigkeit der Auflösung für gegeben 
erachten konnte.) 


i m 


Reichsvereinsgeselze vom 19. April 1908§ 7. Zur Frage der Zulässigkeit 
öffentlicher Versammlungen unter freiem Himmel zur Zeit der Dunkelheit. 

I. Senat. Urteil vom 10. Mai 1912. Nr. I. A. 188/11. 

Aus den Gründen: Nach §7 des Reichsvereinsgesetzes vom 
19. April 1908 (R. G. Bl. S. 151) ist der Veranstalter einer Öffentlichen Ver- 
sammlung unter freiem Himmel zwar verpflichtet, bei seinem Antrag auf Ge- 
nehmigung den Ort und die Zeit der Versammlung anzugeben, dagegen ent- 
hält der § 7 a.a.O. keine Beschränkung der Versammlung hinsichtlich der 
Zeit ihrer Abhaltung. Somit sind öffentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel während der Zeit der Dunkelheit nicht an sich und grundsätzlich 
verboten. Es kann also zu derartigen Versammlungen die nach $ 7 erforder- 
liche Genehmigung nicht schlechthin, sondern nur dann versagt werden, wenn 
aus Rücksicht auf die gewählte Zeit aus der Abhaltung der Versammlung Ge- 
fahr für die Öffentliche Sicherheit zu befürchten ist. Eine solche Befürchtung 
wird aber in der Regel dann gerechtfertigt sein. wenn das Grundstück, auf 
welchem die Versammlung zur Zeit der Dunkelheit stattfinden soll, sowie 
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dessen Umgebung der öffentlichen örtlichen Beleuchtung entbehrt und der 
Veranstalter der Polizeibehörde nicht nachgewiesen hat, daß und in welcher 
Weise das Grundstück während der Dauer der Versammlung ausreichend be- 
leuchtet sein werde. Öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel be- 
dingen das Zusammenströmen einer größeren Menschenmenge. Es ist dabei 
mehr oder minder ungewiß, wie groß die Anzahl der Besucher sein wird und 
aus welchen Elementen sie sich zusammensetzen werden. Insbesondere ist 
bei politischen Versammlungen mit dem Erscheinen von Anhängern entgegen- 
vesetzter Parteirichtungen und mit einer infolge der Erörterungen eintretenden 
Erregung der Gemüter zu rechnen. Diese Umstände begründen zwar nach der 
ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs unter gewöhnlichen Verhältnissen 
für sich allein noch nicht die Besorgnis, daß es infolge der Abhaltung der Ver- 
sammlung zu einer Störung der öffentlichen Sicherheit kommen werde. Anders 
ist jedoch die Abhaltung einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel 
während der Dunkelheit zu beurteilen. Zweifellos begünstigt die Dunkelheit. 
welche eine wirksame polizeiliche Überwachung ausschließt, die Neigung zu 
Ausschreitungen aller Art. Die Besorgnis, daß es bei im Dunkeln abzuhaltenden 
Versammlungen unter freiem Himmel, insbesondere Versammlungen zur Er- 
örterung politischer Angelegenheiten, bei denen die Gemüter sich erregen und 
zudem sich häufig zu Exzessen geneigte Elemente einzudrängen suchen, zu 
bedrohlichen Ungesetzlichkeiten kommen könnte, ist infolgedessen eine so 
naheliegende und so begründete, daß es der beteiligten Polizeibehörde nicht 
zum Vorwurfe gereichen kann, wenn sie in der Abhaltung einer solchen Ver- 
sammlung eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit erblickt und dem- 
entsprechend die Genehmigung hierzu versagt. Daß aber im vorliegenden 
Falle die Versammlung während der Dunkelheit stattfinden sollte, ergibt sich 
daraus, daß sie am 23. September um 614 Uhr abends, also nach Sonnen- 
untergang, beginnen sollte. Dem berechtigten Bedenken der Polizeibehörde 
würde daher nur dadurch haben begegnet werden können, daß von dem Ver- 
anstalter eine ausreichende Beleuchtung des Platzes und seiner nächsten Um- 
gebung nachgewiesen worden wäre. In dieser Beziehung hat er sich indessen 
in seinem Antrag auf die Angabe beschränkt, er werde für genügende Be- 
leuchtung durch feuersichere Laternen sorgen und hat, wie die Ausführungen 
seiner Beschwerde erkennen lassen, eine Beleuchtung durch Fahrradlaternen 
im Auge gehabt. Mit Recht hat die Polizeibehörde eine solche Beleuchtung 
für unzulänglich erachtet. Abgesehen davon, daß Fahrradlaternen ihr Licht 
nicht gleichmäßig und von oben herab auf die Versammlung ausstrahlen, 
sondern nur wie Scheinwerfer in bestimmt begrenzter Richtung wirken, war 
ihre sichere Anbringung in ausreichender Zahl dergestalt, daß die Laternen 
gegen die Zufälligkeiten, welche eine bewegte Öffentliche Versammlung mit 
sich bringen kann, insbesondere Umwerfen, Auslöschen usw. geschützt waren, 
in keiner Weise gewährleistet. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908. $7 Abs. ı. Der allgemeine Hin- 
weis auf die Gewohnheit bestimmler Bevölkerungskreise zu übermäßigem Trinken 
bei gewissen Anlässen, insbesondere an Lohnzahlungslagen und den darauf folgenden 
Sonntagen, genügl nichl, um für einen ganzen Bezirk. in welchem solche Gewohn- 
heil herrscht, ohne weiteres die Versagung der Genehmigung zur Abhaltung von 
Öffentlichen Vessammlungen unter [reiem Himmel an solchen Tagen zu rechl- 
fertigen. 

l. Senat. Urteil vom 2. Mai 1911. Nr. J. C. 41/41. l 

Aus den Gründen: Der Kreisausschuß sowohl als auch der Be- 
zirksausschuß haben bei ihrer Entscheidung das Hauptgewicht auf die ,.ge- 
richtsbekannte“ Tatsache gelegt, daß die Bergarbeiter des oberschlesischen 
Industriebezirks am Tage der Lohn- und Vorschußzahlung sowie an dem darauf- 
folgenden Sonntag in übermäßirer Weise dem Genusse geistiger Getränke 
ergeben seien und im Zustande der Trunkenheit zur Begehung von Aus- 
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schreitungen neigten. Wenngleich im einzelnen Falle nach den besonderen 
obwaltenden Umständen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit daraus mag 
hergeleitet werden können, daß die Teilnehmer einer öffentlichen Versammlung 
unter freiem Himmel oder eines öffentlichen Aufzugs sich voraussichtlich in 
trunkenem Zustande befinden und infolgedessen zur Störung des Rechtsfriedens 
geneigt sein würden, so ist doch der allgemeine Hinweis auf die Gewohnheit 
übermäßigen Trinkens bei gewissen Anlässen keine genügende Grundlage, um 
tür einen ganzen Bezirk, in welchem solche Gewohnheit herrscht, ohne weiteres 
die Versagung zur Abhaltung jeder öffentlichen Versammlung unter freiem 
Himmel zu rechtfertigen. Wäre dem Vorderrichter darin zu folgen, daß in 
den Industriebezirken Oberschlesiens an und nach den Lohnzahlungstagen 
wegen des starken Alkoholgenusses stets das Zusammenkommen einer größeren 
Anzahl Personen zu Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit führt, so müßte 
dies auch zu anderen Beschränkungen in der Betätigung der persönlichen 
Freiheit führen. Dies ist jedoch unannehmbar; daher kann auch die Ver- 
sammlungsfreiheit, welche im Reichsvereinsgesetz gewährleistet ist, nicht 
durch solche allgemeine Erwägung beseitigt werden. Befürchtet die Polizei- 
hehörde im Einzelfalle, daß eine Versammlung durch Betrunkene gestört 
werden könne, oder daß trunkene Personen die Versammlung benutzen könnten, 
um ihrer Neigung zu Ausschreitungen und Ruhestörungen Folge zu geben, so 
ist sie zwar in Erfüllung ihrer Aufgabe, die öffentliche Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung aufrechtzuerhalten, ebenso berechtigt wie verpflichtet, solchem Ver- 
halten vorzubeugen und ihre Maßnahmen gegen diejenigen zu treffen, von 
denen sie die Störung befürchtet. Dagegen kann sie aus solchen Erwägungen 
nicht die Genehmigung zu einer der im $7 des Reichsvereinsgesetzes be- 
zeichneten Veranstaltungen versagen, weil eine Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit daraus noch nicht herzuleiten ist. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908. § 7 Abs. 2. Zur Frage, ob in der 
Anzeige gemäß § 7 des Gesetzes auch der Stand oder Beruf des Veranstalters der 
Versammlung neben der Angabe des Vor- und Zunamens, des Wobnorts und der 
Wobnung milgeteilt werden muß. 

I. Senat. Urteil vom 28. März 1911. Nr. I. C. 12/11. 

Ausden Gründen: Da der Bezirksausschuß bereits anerkannt hat, 
Jaß das Reichsvereinsgesetz keinen Anhalt dafür bietet, der Veranstalter einer 
offentlichen Versammlung unter freiem Himmel oder eines öffentlichen Auf- 
zugs habe in dem Gesuch um Genehmigung das vermutliche Ende und den 
Zweck der Veranstaltung sowie den Kreis der zur Teilnahme bestimmten Per- 
sonen anzugeben — vgl. hierzu das Urteil vom 15. November 1910*, I. C. 17/1910, 
— handelt es sich nur noch um die Frage, ob das Verlangen der Polizeibehörde 
begründet war, daß der Kläger, der bereits seinen Vor- und Zunamen, seinen 
Wohnort und seine Wohnung nach Straße und Hausnummer angegeben hatte, 
auch noch Angaben über seinen Stand oder Beruf zu machen habe. Diese Frage 
hat der Bezirksausschuß mit Unrecht zuungunsten des Klägers entschieden. 
Selbstverstandlich muß der Polizeibehörde, welche nach § 7 des Reichsvereins- 
gesetzes zu prüfen hat, ob bei den dort bezeichneten Veranstaltungen Gefahr 
fur die Öffentliche Sicherheit zu befürchten sei, die Möglichkeit gewährt werden, 
Ermittelungen anzustellen, um eine Grundlage für die Erteilung oder Ver- 
sagung der Genehmigung zu gewinnen. Zu diesem Behufe muß ihr mitgeteilt 
werden, wer der Veranstalter ist. Da das Gesetz jedoch bestimmte Vorschriften 
über die Art, wie sich der Veranstalter der Polizeibehörde erkennbar zu machen 
habe, nicht aufgestellt hat, so ist es ausreichend, wenn die Person des Ver- 
anstalters in solcher Weise bezeichnet wird, daß er von der Polizei vorgeladen 
oder zum Zwecke von Ermittelungen aufgesucht werden kann. Dazu genügt 

* Das Urteil vom 15. November 1910, Nr. 1. C. 17/10 ist oben im 
Bd. 59 S. 150 abgedruckt. 
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in der Regel die Angabe des Vor- und Zunamens, des Wohnorts und der Wohnung. 
Die Mitteilung, welchen Stand oder Beruf der Veranstalter habe, zu fordern, 
wie es bei den Anzeigen im polizeilichen Meldewesen vorgeschrieben zu sein 
pflegt, geht über das Maß des Nötigen hinaus und kann ausnahmsweise nur 
dann begründet sein, wenn besondere Umstände noch Zweifel bestehen lassen. 
Solche Umstände sind im vorliegenden Falle nicht erkennbar. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908. § 13. Zur Anordnung der Uber- 
wachung einer öffentlichen Versammlung gemäß § 13 a.a.O. ist in Preußen die 
Ortspolizeibehörde zuständig. 

I. Senat. Urteil vom 23. Mai 1911. Nr. 1. B. 4/11. 

Aus den Gründen: Dem beklagten Landrate stand die Befugnis, 
auf Grund des $ 13 des Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 die Veran- 
staltung überwachen zu lassen, nicht zu. Welche Polizeibehörde nach dem die 
Ausübung des Uberwachungsrechts regelnden § 13 a.a. O. für die Anordnung 
der Überwachung zuständig ist, richtet sich mangels einer reichsgesetzlichen 
Vorschrift nach Landesrecht. In Preußen war nach § 4 des Vereinsgesetzes 
vom 11. März 1850 die Orts polizeibehörde befugt, in jede Versammlung, in 
welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert oder beraten werden sollten, 
einen oder zwei Polizeibeamte oder eine oder zwei andere Personen als Ab- 
geordnete zu senden. Bei dieser Zuständigkeitsregelung ist es für Preußen 
verblieben, da nach Art. Ill der zufolge § 21 des Reichsvereinsgesetzes vom 
Minister des Innern am 8. Mai 1908 erlassenen Verordnung zur Ausführung 
des Reichsvereinsgesetzes (Ministerialblatt d. i. V. S. 127) unter der Bezeichnung 
„Polizeibehörde‘‘ im Sinne des Reichsvereinsgesetzes die Orts polizeibehörde 
zu verstehen ist. Im Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872, nach deren §§ 47, 59 die Amtsversteher die örtliche Polizei zu verwalten 
haben, gehört es demnach zu den Aufgaben des Anıtsvorstehers, in dessen 
Bezirk eine Versammlung abgehalten wird, erforderlichenfalls den Auftrag 
zu ihrer Überwachung zu erteilen. Wer als „Beauftragter der Polizeibehörde‘ 
in einer Versammlung erscheint, um sie zu überwachen, und gemäß § 13 Abs. 1 
des Reichsvereinsgesetzes seine Eigenschaft als Beauftragter der Polizei kund- 
gibt, gilt deshalb als von der Ortspolizeibehörde entsendet, sofern er nicht 
etwas anderes ausdrücklich erklärt oder zweifelsfrei zu erkennen gibt. Dies 
folgt auch daraus, daß die Behörden stets die Vermutung für sich haben, inner- 
halb ihrer Zuständigkeit zu handeln. Danach, daß im Regelfall der in einer 
Versammlung erscheinende Beauftragte als Organ der Ortspolizeibehörde zu 
betrachten und die ihm übertragene Überwachung als ortspolizeiliche Maß- 
nahme anzusehen ist, beantwortet sich folglich auch die Frage, welche Rechts- 
mittel gegen die in der Überwachung enthaltene polizeiliche Verfügung gegeben 
sind. Ob die Ortspolizeibehörde den Auftrag aus eigener Entschließung oder 
auf Anweisung der Polizeiaufsichtsbehörde erteilt hat, ist ohne Belang; durch 
die Regelung der Zuständigkeit wird selbstverständlich die Befugnis der Auf- 
sichtsinstanzen, für die Überwachung von Versammlungen allgemeine oder auf 
den einzelnen Fall bezügliche Weisungen zu erteilen, nicht berührt. Ebenso 
wie in allen diesen Beziehungen auf dem Gebiete des polizeilichen Einschreitens 
gegen Versammlungen die allgemeinen Grundsätze für polizeiliche Verfügungen 
gelten, ist ferner an der Regel festzuhalten, daß die höhere Instanz nicht die 
Erfüllung der Aufgaben der Ortspolizeibehörde an sich ziehen und auf diese 
Weise in deren gesetzlich geordnete Zuständigkeit eingreifen darf (vgl. Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 2 S. 415, Bd. 5 S. 74, 340, Bd. 10 
S. 361, Bd. 11 S. 396). Wie in der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 
anerkannt ist, gestattet das Gesetz das unmittelbare Einschreiten der Auf- 
sichtsinstanz in die Zuständigkeit der untergeordneten Behörde in polizeilichen 
Angelegenheiten nur unter der Voraussetzung, daß der im öffentlichen Inter- 
esse zu erreichende Erfolg nicht auf dem als Regel gegebenen Wege der An- 
weisung, sondern mit Sicherheit eben nur durch das eigene Handeln der Auf- 
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sichtsbehörde erwartet werden kann. Dies trifft insbesondere in Fällen be- 
sonderer Dringlichkeit sowie dann zu, wenn in persönlichen oder sachlichen 
Verhältnissen Grund zu der Annahme vorliegt, daß die untergeordnete Instanz 
nieht einschreiten kann oder wird. Hieraus folgt, daß der Landrat als Kreis- 
polizeibehörde an Stelle der Ortspolizeibehörde den Auftrag zur Überwachung 
einer Versammlung nur dann zu erteilen bzw. die Überwachung aus eigenem 
Rechte nur dann anzuordnen befugt ist, wenn, was hier nicht zutrifft, der- 
artige Gründe der Dringlichkeit oder des sonstigen Versagens der Ortspolizei- 
behörde vorliegen. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908. §§ 5, 6, 13. Zur Frage, ob das 
Recht der Polizei, gemäß $ 13 des Reichsvereinsgeselzes Beauftragte in eine öffent- 
fiche Versammlung zu entsenden, auf alle dem Reichsvereinsgeselz unterliegenden 
öffentlichen Versammlungen zu erstrecken oder nur auf bestimmie Arten von 
ihnen zu beschränken ist. 

Öffentliche Versammlungen, welche dem § 13 des Reichsvereinsgesetzes nicht 
unterliegen, sind der polizeilichen Zuständigkeit nicht überhaupt und unter allen 
Umsländen entzogen. 

I. Senat. Urteil vom 24. Januar 1911. Nr. I. A. 119/10. 

Aus den Gründen: Zwischen den Parteien herrscht kein Streit 
darüber, daß die für den 18. Mai 1910 im Kaisersaal zu G. anberaumte öffent- 
liche Jugendversammlung nicht der Erörterung politischer Angelegenheiten 
im Sinne von $ 5 des Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 dienen sollte, 
ferner, daß der Polizeipräsident in K. seine Befugnis, in diese Versammlung 
zwei Polizeibeamte zu entsenden, vorliegend lediglich auf den $ 13 des Reichs- 
vereinsgesetzes gründet. Streitig ist nur, ob sich das Recht der Polizeibehörde, 
gemäß $13 a.a. O. Beauftragte in eine öffentliche Versammlung zu ent- 
senden, auf alle dem Reichsvereinsgesetze unterliegende Öffentliche Ver- 
sammlungen erstreckt oder ob dies Recht auf bestimmte Arten von solchen 
Versammlungen beschränkt ist. Zur Beantwortung dieser Frage ist in erster 
Linie auf die Entstehungsgeschichte des § 13 zurückzugehen. 

In dem Entwurf eines Vereinsgesetzes (Nr. 482 der Drucksachen des 
Reichstags, 12. Legislaturperiode, 1. Session, 1907) lautete der dem $ 13 ent- 
sprechende $ 8 des Entwurfes in Absatz 1 dahin: 

„Die Polizeibehörde ist befugt, in jede Versammlung, für die es 
einer Anzeige, Bekanntmachung oder Genehmigung bedarf, zwei Be- 
auftragte zu senden.“ 

In der Begründung hierzu (S. 35) war ausgeführt, daß für die Staats- 
gewalt die rechtliche Möglichkeit, bestimmte Versammlungen 
polizeilich überwachen zu lassen, nicht zu entbehren sei, einmal, um von der 
öffentlichen Meinung fortgesetzt unterrichtet zu bleiben und sodann, um ihrer 
Aufgabe des Schutzes der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gerecht werden 
zu können. Daher sei in fast sämtlichen Gesetzen der Einzelstaaten, die das 
Versammlungsrecht regeln, die Befugnis zur polizeilichen Überwachung be - 
stimmter Arten von Versammlungen ausdrücklich festgestellt; indessen 
entbehre die Polizei auch in denjenigen Staaten, in welchen es an einer aus- 
drücklichen vereinsgesetzlichen Regelung fehle, keineswegs des Rechts zur 
Beaufsichtigung der öffentlichen Versammlungen, nur werde in diesen Fällen 
ihre Befugnis nicht aus dem Versammlungsrechte, sondern aus anderen Vor- 
schriften ee Die Begründung fährt dann fort (S. 35): 

„Der Entwurf beschränkt sich darauf, das Recht der 
Zulassung der Beauftragten der Polizeibehörde für diejenigen Ver- 
sammlungen in Anspruch zu nehmen, für welche es einer Anzeige, 
Bekanntmachung oder Genehmigung bedarf. Soweit außerhalb des 
Rahmens der Versammlungspolizei aus Anlaß der Ansammlung einer 

ößeren Menschenmenge aus anderen, etwa auf dem Gebiete der 

icherheits-, Verkehrs-, Kriminal-, Bau-, Gesundheits- usw. Polizei 
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liegenden Griinden eine polizeiliche Einwirkung erforderlich wird. 
bleiben die hierfiir aus der Landesgesetzgebung sich ergebenden Be- 
fugnisse der Behörden, weil sie anderen Rechtsgebieten angehören. 
unberührt.‘ 


Nach dem Entwurfe bedurften die folgenden$,Versammlungen der An- 
zeige, Bekanntmachung oder Genehmigung: 

„Die Öffentlichen Versammlungen zur” Erörterung öffentlicher An- 
gelegenheiten und die Versammlungen der Wahlberechtigten zum 
Betriebe der Wahlen zu politischen Körperschaften ($ 3), die öffent- 
lichen Versammlungen unter freiem Himmel (§ 4) und die öffent- 
lichen Versammlungen, in welchen in nicht deutscher Sprache ver-. 
handelt werden sollte (§ 7).“ 

Aus dem Wortlaute des § 8 des Entwurfes und seiner Begründung läßr 
sich mit völliger Deutlichkeit entnehmen, daß die verbündeten Regierungen 
den in $1 an die Spitze des Gesetzes gestellten Grundsatz der Versammlungs- 
freiheit nur insoweit durch das polizeiliche Überwachungsrecht haben ein- 
schränken wollen, als dies für die Staatsgewalt nötig war, um fortgesetzt von 
der öffentlichen Meinung unterrichtet zu sein und um ihrer Aufgabe des Schutzes 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gerecht werden zu können. Hierbei 
schloß sich der Entwurf an den in mehreren Einzelstaaten bestehenden Rechts- 
zustand an, indem auch diese in ihren Vereinsgesetzen nicht schlechthin, sondern 
nur für bestimmte Arten von Versammlungen die polizeiliche Befugnis der 
Überwachung gesetzlich geregelt hatten, wie beispielsweise in Preußen der 
§ 4 des Vereinsgesetzes vom 411. März 1850 diese Befugnis der Polizei nur den- 
jenigen Versammlungen gegenüber beilegte, in welchen öffentliche Angelegen- 
heiten erörtert oder beraten werden sollten. Der Entwurf beschränkte 
sich daher darauf, das polizeiliche Überwachungsrecht gegenüber denjenigen 
Versammlungen in Anspruch zu nehmen, für welche es einer Anzeige, Be- 
kanntmachung oder Genehmigung bedürfe, indem er davon ausging, daß nur 
für diese Versammlungen die Notwendigkeit bestehe, das polizeiliche Uber- 
wachungsrecht vereinsgesetzlich zu regeln. 

Dieser Standpunkt des Entwurfes ist, wie im Gegensatze zu der Ent- 
scheidung des Königlich Sächsischen Oberverwaltungsgerichts vom 1. April 
1909 (Jahrbücher des Königlich Sächsischen Oberverwaltungsgerichts Bd. 13 
S. 330) und des Strafsenats des Königlichen Oberlandesgerichts in Celle vom 
25. Mai 1909 festzustellen ist, in den späteren Verhandlungen der Kommission 
und des Reichstags grundsätzlich beibehalten und nur insoweit geändert worden. 
als bestimmte Versammlungen, nämlich die in § 6 Absatz 2 und 3 des Gesetzes 
genannten Versammlungen, welche nach der geänderten Fassung des Ent- 
wurfes einer Anzeige, Genehmigung oder Bekanntmachung nicht unterliegen. 
gleichwohl dem Uberwachungsrecht unterstellt wurden. 

In der ersten Lesung der Kommission, welcher durch Beschluß des Reichs- 
tags vom 11. Dezember 1907 der Gesetzentwurf zur Vorberatung überwiesen 
wurde (Nr. 819 der Drucksachen des Reichstags, 12. Legislaturperiode, 1. Session. 
1907/1908), waren folgende Anträge gestellt worden (S. 78/79): 

Antrag 37: 
den $8 zu fassen wie folgt: 

„Falls die Polizeibehörde in eine öffentliche Versammlung (§§ 3 
und 4) Beauftragte entsendet, haben sich dieselben unter Kund- 
gebung ihrer Eigenschaft dem Leiter oder, solange dieser nicht be- 
stellt ist. dem Veranstalter der Versammlung zu erkennen zu geben. 

Den Beauftragten muß ein angemessener Platz eingeräumt werden. 

Die Polizeibehörde darf nicht mehr als zwei Beauftragte entsenden.'' 

Antrag 48: 
in Antrag 37 § 8 Absatz 1 zu fassen wie folgt: 

„Beauftragte, welche die Polizeibehörde in eine Öffentliche Ver- 

sammlung .. . . entsendet, haben sich unter Kundgebung . . . .*° 
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Zur Begründung der beiden Anträge wurde ausgeführt (S. 79): 


„Die Anträge erstreben im wesentlichen nur eine andere Fassung, 
keine sachliche Änderung des Entwurfes. Nach letzterem könne es 
scheinen, als ob die Entsendung von Polizeibeamten in jede Ver- 
sammlung die Regel sein solle. Die Fassung des Entwurfes induziere 
geradezu zur Entsendung von Polizeibeamten. Da dies offenbar 
nicht gemeint sei, so sei es besser, die Befugnis der Polizei, Beauf- 
tragte zu entsenden, als selbstverständlich zu behandeln... und nur 
Bestimmungen zu treffen für den Fall, daß die Polizei von ihrer Be- 
fugnis Gebrauch macht.“ 


Diesen Ausführungen wurde, wie der Kommissionsbericht sagt, von 
mehreren Seiten beigepflichtet und auch der Staatssekretär des Innern schloß 
sich ihnen an, indem er äußerte: 


„Dem Entwurfe liege es durchaus fern, die Polizei zur Entsendung 
von Beauftragten zu induzieren; man könnte es also als eine Ver- 
besserung bezeichnen, wenn das Recht der Polizei, die Versammlung 
zu besuchen, als selbstverständlich hingestellt werde. Dies entspreche 
durchaus der Absicht des Entwurfes.“ 


Nachdem in der ersten Lesung in $3 die Worte: „zur Erörterung 
öffentlicher Angelegenheiten“ durch die Worte: ‚zur Erörterung 
politischer Angelegenheiten‘ ersetzt worden und der $ 7 des Entwurfes 
(‚Die Verhandlungen in öffentlichen Versammlungen sind in deutscher Sprache 
zu führen. Ausnahmen sind mit Genehmigung der Landeszentralbehörde zu- 
a ganz abgelehnt worden war, erhielt der $8 in Absatz 1 die Fassung 
(S. 83, 132): 

„Beauftragte, welche die Polizeibehörde in eine öffentliche Ver- 
sammlung (§§3 und 4) entsendet, haben sich unter Kundgebung 
ihrer Eigenschaft dem Leiter, oder solange dieser nicht bestellt ist, 
dem Veranstalter der Versammlung zu erkennen zu geben.“ 

Diese Verhandlungen lassen erkennen, daß die Kommission nicht be- 
absichtigt hat, das Uberwachungsrecht der Polizei nach seinem Gegenstande 
zu erweitern, daB sie es vielmehr nach dem Grundgedanken des Entwurfes 
nicht allgemein, sondern nur bestimmten Versammlungen gegenüber hat an- 
erkennen wollen, und zwar solchen gegenüber, mit denen das Gesetz sich 
speziell beschäftigte. Die Bezugnahme auf die §§3 und 4 in der Klammer 
sollte der Bezeichnung dessen dienen, was der Entwurf mit ausdrücklichen 
Worten („Versammlungen, für die es einer Anzeige, Bekanntmachung oder 
Genehmigung bedarf“) aussprach. Dies bestätigt die Begründung der An- 
träge, welche keine sachliche Anderung, sondern nur eine andere Fassung der 
Bestimmungen des Entwurfes bezweckten, und der Umstand, daß die §§ 3 
und 4 alle öffentlichen Versammlungen, welche einer Anzeige, Bekannt- 
machung oder Genehmigung bedurften, behandelten. Dagegen liegt kein An- 
halt für die Annahme vor, daß beabsichtigt worden wäre, auch den Kreis der 
Versammlungen, auf welche sich das Uberwachungsrecht der Polizei beziehen 
solle, gegenüber dem Entwurf auszudehnen. Diese Annahme ist um so weniger 
berechtigt, als in den Verhandlungen der Kommission im allgemeinen das Be- 
streben zutage getreten ist, die auf eine freiere Gestaltung des Vereinsrechtes 
hinausgehenden Absichten des Entwurfes zu erweitern, nicht aber die Ver- 
sammlungsfreiheit einzuschränken. 

Daß die Kommission bei Annahme des $ 8 nur diejenigen Versammlungen 
im Auge gehabt hat, für welche es einer Anzeige usw. bedurfte, ergibt sich auch 
aus den Verhandlungen, welche in der ersten Lesung zur Aufnahme der §§ 3a 
und 3b geführt haben. 

Der Entwurf unterwarf in § 3 mangels eines entsprechenden Vorbehaltes 
auch „die Versammlungen der Wahlberechtigten zum Betriebe der Wahlen zu 
politischen Körperschaften“ der Anzeigepflicht. Dies änderte die Kommission 
durch Annahme des Antrags 24 Ziffer 2, welcher lautete: 
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hinter § 3 folgenden § 3a einzuschalten: 

„Einer Anzeige bedarf es nicht für Versammlungen der Wahl- 
berechtigten zum Betriebe der Wahlen zu den auf Gesetz oder An- 
ordnung von Behörden beruhenden öffentlichen Körperschaften vom 
Tage der öffentlichen Bekanntmachung des Wahltags bis zur Be- 
endigung der Wahlhandlung. 

Die Vorschriften der §§ 5, 8 und 9 dieses Gesetzes finden auch auf 
diese Versammlungen Anwendung.“ 

Als Grund für diese Ausnahme wurde hervorgehoben (S. 57 des Kom- 
missionsberichts), daß die Polizei in Wahlzeiten ohnehin informiert sei und 
insbesondere die öffentlichen Blätter mit besonderer Aufmerksamkeit ver- 
folge; der Absatz 2 wurde damit begründet, daß selbstverständlich auch Wahl- 
versammlungen einen Leiter haben müßten ($ 5), daß ferner die Polizei, auch 
wenn die Versammlung nicht angemeldet sei, wenigstens die Möglichkeit haben 
müsse, Beauftragte zu entsenden (8 8), und daß für sie auch die Befugnis be- 
stehen müsse, die Versammlung aufzulösen (§ 9 Ziffer 4 und 5). 

Hiernach ging die Kommission davon aus, der §8 unterstelle die Wahl- 
versammlungen dem Uberwachungsrechte nicht schon deshalb, weil sie als 
politische Versammlungen unter den $ 3 fielen; denn dann wäre der Absatz 2 
des $ 3a nicht nötig gewesen, weil der $8 in der Klammer schon auf den $ 3 
verwies. Vielmehr nahm die Kommission an, daß die Wahlversammlungen, 
weil sie von der Anzeige befreit wurden, damit auch ohne weiteres dem Über- 
wachungsrecht aus $ 8 entzogen worden wären; um dies zu verhindern, mußte, 
wie dies der § 3a Absatz 2 tat, die Anwendbarkeit des § 8 ausdrücklich aus- 
gesprochen werden. 

Ferner wurde durch Annahme des Antrags Nr. 36 (S. 53, 61, 64, 131 des 
Kommissionsberichts) hinter $ 3a ein neuer $ 3b eingeschaltet, welcher lautete: 

„Als Erörterung politischer Angelegenheiten gilt es insbesondere 
nicht, wenn in Versammlungen von den im § 152 der Gewerbeordnung 
genannten Personenkreisen ausschließlich die dort bezeichneten 
Zwecke erörtert werden.‘ 

Nach den auf diesen Antrag bezüglichen Verhandlungen und Beratungen 
(S. 61/62 des Kommissionsberichts) sollte mit dem § 3b klargestellt werden, 
- daß diese Versammlungen nicht als politische Versammlungen anzusehen seien, 
wenn die Verhandlungen in ihnen auf die ausschließliche Erörterung der in 
$ 152 der Gewerbeordnung genannten Gegenstände beschränkt wäre, und daß 
sie deshalb von der Anzeigepflicht und dem Uberwachungsrechte befreit seien. 
Es wurde daher auch ein Zusatz wie im $ 3a Absatz 2 in $ 3b nicht aufgenommen, 
jedoch erklärt der Kommissionsbericht (S. 62), es habe Einverständnis darüber 
bestanden, daß damit nur ein vereinsgesetzliches Einschreiten der Polizei 
habe ausgeschlossen bzw. beschränkt werden sollen, daß aber diese Versamm- 
lungen keineswegs im übrigen „ex lege‘ gestellt, also den allgemeinen Befug- 
nissen der Polizei nicht hätten entzogen werden sollen. 

Alles dies läßt den Standpunkt der Kommission deutlich dahin erkennen, 
daß hinsichtlich des reichsgesetzlichen Uberwachungsrechts von dem Prinzipe 
des Entwurfes nicht abgewichen und nur diejenigen Versammlungen, für die 
es einer Anzeige, Bekanntmachung oder Genehmigung bedurfte, diesem Rechte 
unterstellt und hiervon lediglich eine Ausnahme für die Wahlversammlungen 
durch die Bestimmung in Absatz 2 des $ 3a aufgestellt werden sollte. 

In der zweiten Lesung der Kommission erhielt der § 8 Absatz 4 durch 
Annahme des Antrags 88 Ziffer 11 folgende Fassung: 

„Beauftragte, welche die Polizeibehörde in eine Öffentliche Ver- 
sammlung (§§ 3, 3a, 4, 4a, 4b, 7) entsendet, haben sich unter Kund- 
gebung....“ 

Der Antrag ist ohne berichtlich verlautbarte Diskussion angenommen 
worden; der Kommissionsbericht (S. 151) enthält für ihn weder eine Begrün- 
dung noch sonstige Erläuterung. Daher ist schon hieraus zu entnehmen, daß 
es nicht in der Absicht der Kommission gelegen haben kann, ihren bisherigen 
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Standpunkt in wesentlicher Beziehung zu ändern. Das Gegenteil folgt auch 
nicht aus dem Inhalte der in der Klammer angeführten Paragraphen. Die 
Klammer enthält gegenüber den Beschlüssen der ersten Lesung eine sachliche 
Anderung nur in zwei Richtungen; einmal dadurch, daß in ihr der $ 3a — welcher 
die Bestimmungen in $ 3 Absatz 3, $ 3a und $ 3b der ersten an zusammen- 
faßt und mit dem jetzigen $ 6 übereinstimmt — seinem ganzen Inhalte nach 
angezogen und dadurch außer den Wahlversammlungen ($ 3a Absatz 2) auch 
die Koalitionsversammlungen ($ 3a Absatz 3) dem $ 8 unterstellt wurden; 
ferner dadurch, daß der $ 7 in der Klammer neu hinzugefügt wurde. Letzteres 
mußte erfolgen, weil in der zweiten Lesung der $ 7 des Entwurfes — wenn auch 
in geänderter Fassung — wieder in das Gesetz aufgenommen worden war, und 
weil er für Versammlungen, in welchen in anderer als der deutschen Sprache 
verhandelt werden sollte, die Anzeige oder Genehmigung in bestimmten Fällen 
vorschrieb. Aus welchen Erwägungen der § 3a ohne Beschränkung auf seine 
Absätze 1 und 2 in der Klammer zu $ 8 angezogen worden ist, ist aus den Ver- 
handlungen nicht zu entnehmen. Auch der Umstand, daß der Wortlaut, welchen 
$ 3a Absatz 3 durch Annahme des Antrags 84 Ziffer 5 erhielt, von dem Wort- 
laute des $3b der ersten Lesung abwich, gibt hierfür keinen Anhalt. 

Somit kann auch aus den Beschlüssen der zweiten Lesung nicht abgeleitet 
werden, daß die Kommission von ihrem mit dem Entwurf im Grundsatz über- 
einstimmenden Standpunkt abgewichen sei. Die in der Klammer zu $ 8 an- 
geführten Paragraphen umschreiben auch nach dem Ergebnisse der zweiten 
Lesung diejenigen Öffentlichen Versammlungen, welche nach dem Entwurfe 
einer Anzeige, Bekanntmachung oder Genehmigung bedurften; eine Ausnahme 
davon enthalten nur die in $ 3a Absatz 2 und 3 angeführten Versammlungen. 
Es berechtigt nichts zu der Annahme, die Kommission habe alle öffentlichen 
Versammlungen, welche überhaupt unter das Reichsvereinsgesetz fallen, auch 
dem Uberwachungsrecht unterstellen wollen. Insbesondere ist die Auffassung 
abzulehnen, daß die Ausführung der verschiedenen Paragraphen in der Klammer 
den Zweck verfolge, alle diejenigen Bestimmungen des Gesetzes zu umfassen, 
welche sich auf Versammlungen überhaupt beziehen, um so den Gegenstand 
des Überwachungsrechts in erschöpfender Zusammenfassung zu bezeichnen. 
Die Aufführung der Paragraphen ist keine erschöpfende in diesem Sinne und 
berücksichtigt insbesondere diejenigen Versammlungen nicht, welche nach 
dem Willen des Gesetzgebers einer vereinsgesetzlichen Beschränkung nicht 
unterliegen sollten. Demgegenüber kann die Aufführung der einzelnen Para- 
graphen in der Klammer nur dahin verstanden werden, daß damit die vorher- 
gehenden Worte ‚öffentliche Versammlungen“ haben erläutert werden sollen, 
und zwar dahin, daß darunter nur diejenigen Öffentlichen Versammlungen zu 
verstehen seien, mit denen sich das Gesetz in den Klammer-Paragraphen aus- 
drücklich beschäftige. . 

In diesem Sinne kann auch nur die Äußerung des Abgeordneten Trimborn 
verstanden werden, auf welche sich die oben genannten Urteile des Sächsischen 
Oberverwaltungsgerichts und des Oberlandesgerichts Celle für ihre gegenteilige 
Ansicht berufen. Bei der zweiten Beratung des Entwurfes im Reichstage stellte 
der genannte Abgeordnete nebst Genossen den Antrag (Nr. 826), in der Klammer 
zu §8 statt §3a zu sagen: ,,§ 3a Absatz 1 und 2“, um die in § 3a Absatz 3 
genannten Koalitionsversammlungen der Überwachung zu entziehen. Der 
Antragsteller führte dazu aus (S. 4698 der stenographischen Berichte): 

„Der 88 regelt die vereinsgesetzliche polizeiliche Überwachung. 
Dieser Überwachung werden von wegen des Vereinsgesetzes nach 
§ 8 der Kommissionsbeschlüsse unterworfen nicht bloß die anzeige- 
pflichtigen Versammlungen, sondern über diese Grenze hinaus alle 
öffentlichen Versammlungen, mit denen sich 
das Gesetz überhaupt beschäftigt. Insbesondere 
werden der polizeilichen Überwachung auch unterworfen die Ver- 
sammlungen der gewerblichen Koalitionen, die in $ 3a von der Anzeige 
befreit sind..... Durch unseren Antrag wollen wir zum Ausdrucke 
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bringen, daB die Versammlungen der gewerblichen Koalitionen, die 
in $ 3a von der Anzeige befreit sind, auch befreit werden sollen von 
der polizeilichen Überwachung, soweit das Vereins- und Versamm- 
lungsrecht überhaupt von einer solchen redet.“ 

Hieraus kann nicht entnommen werden, es sei die Absicht der Kom- 
mission gewesen, alle öffentlichen Versammlungen, ohne Unterschied, ob sie 
unter das Reichsvereinsgesetz fallen oder nicht, dem Uberwachungsrechte zu 
unterwerfen. Denn in diesem Sinne kann die Außerung des Abgeordneten 
Trimborn überhaupt nicht verstanden werden. Der Abgeordnete wollte sich 
vielmehr mit seinem Antrage auf den Boden des Entwurfes stellen, welcher 
in § 8 nur die anzeigepflichtigen Versammlungen der Überwachung unterwart. 
Zur Begründung seines Antrages wies er darauf hin, daß durch die Kom- 
missionsbeschlüsse der $ 8 erweitert sei. Er behauptete aber nicht, die Er- 
weiterung bestehe darin, daß alle öffentlichen Versammlungen dem Uber- 
wachungsrecht unterstellt seien, sondern nur, daß dies bei allen öffentlichen 
Versammlungen, mit denen sich das Gesetz überhaupt beschäftige, geschehen 
sei. Dies war insofern richtig, als die in der Klammer aufgeführten Paragraphen, 
abgesehen von §11, die Versammlungen erschöpfend aufzählen, welche das 
Gesetz polizeilichen Beschränkungen unterwirft; sie unterliegen — abweichend 
vom Entwurf — alle dem Uberwachungsrecht, obgleich einige von ihnen 
($3 Absatz 2 und 3, jetzt § 6 Absatz 2 und 3) nicht mehr anzeigepflichtig sind. 
In diesem Sinne verstanden befindet sich die Außerung des Abgeordneten 
Trimborn in völliger Übereinstimmung mit dem Inhalt und der Absicht der 
Beschlüsse der Kommission. 

Dem Antrage Trimborn wurde von dem Unterstaatssekretär im Reichs- 
amte des Innern widersprochen; seine Ausführungen (S. 4699 der stenogra- 
phischen Berichte) beruhen auf der Auffassung, daß die Weglassung des $ 6 
Absatz 3 aus der Klammer die Befreiung der fraglichen Versammlungen von 
dem vereinsgesetzlichen Uberwachungsrecht zur Folge habe und diese damit 
schlechter gestellt sein würden. Diese Auffassung wäre nicht verständlich, 
wenn ihr die Annahme zugrunde gelegen hätte, daß der § 8 sich nicht ausschließ- 
lich auf die in den Klammer-Paragraphen speziell behandelten Versammlungen, 
sondern darüber hinaus auf alle öffentlichen Versammlungen beziehen sollte. 
Der Antrag Trimborn wurde abgelehnt, der $8 wurde in zweiter und dritter 
Beratung vom Reichstag angenommen (S. 4700, 4835 daselbst). Die in der 
Klammer angeführten $$ 3a, 4, 4a, 4b, 7 stimmen mit den Gesetzesparagraphen 
überein, der §8 des Entwurfs ist jetzt $13 des Gesetzes. 

Die vorstehende, aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes sich er- 
gebende Auslegung findet ihre Bestätigung in dem Wortlaute des $13. Hätte 
der Gesetzgeber dem $ 13 alle öffentlichen Versammlungen ohne Rücksicht 
auf ihre Art und ihren Zweck unterstellen wollen, dann wäre nicht ersichtlich, 
aus welchem Grunde die Klammer beigefügt worden ist, in diesem Falle hätte 
vielmehr die Fortlassung der Klammer in unzweideutiger Weise erkennen 
lassen, daß nicht bestimmte Arten von öffentlichen Versammlungen, sondern 
öffentliche Versammlungen schlechthin gemeint seien. Auch hätte es im Falle 
einer derartigen Absicht nahe gelegen, in der Klammer lediglich den § 11, 
welcher für alle öffentlichen Versammlungen das Waffentragen verbietet, an- 
zuführen. Ist hiernach der Klammer eine besondere Bedeutung beizumessen, 
so kann sie nur darin bestehen, daß die Worte „öffentliche Versammlung 
durch die in den Paragraphen der Klammer behandelten Arten von Versamm- 
lungen haben näher erläutert und umschrieben werden sollen. Bei jeder anderen 
Auslegung würde die Beifiigung der Klammer nicht nur nicht zweckmäßig, 
sondern geradezu sinnverwirrend und deshalb zweckwidrig gewesen sein. 

Somit umfaßt der $13: zunächst nur diejenigen Veranstaltungen, die 
as Versammlungen im Sinne des Reichsvereinsgesetzes angesehen 
werden können (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 56, S. 299, 
306); ferner von diesen nur dieöffentlichen Versammlungen (über deren 
Begriff vgl. Entscheidungen a. a. O. Bd. 54 S. 292/293). Es scheiden dagegen 
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diejenigen Versammlungen aus, auf welche gemäß der ausdrücklichen Be- 
stimmungen in den §§ 20 und 24 des Reichsvereinsgesetzes dessen Vorschriften 
keine Anwendung finden. Von den so begrenzten öffentlichen Versammlungen 
unterstehen dem §13 alle Versammlungen unter freiem Himmel (§ 7), und 
zwar auch dann, wenn in ihnen die Verhandlungen in deutscher Sprache geführt 
und nicht politische Angelegenheiten erörtert werden sollen, dagegen von den 
Versammlungen in geschlossenen Räumen, zu denen begrifflich auch die in 
§ 8 genannten Versammlungen gehören, nur diejenigen: 


in denen politische Angelegenheiten erörtert werden sollen (§ 5), oder 
die sich als Versammlungen der Wahlberechtigten oder gewerblichen 
Koalitionen nach näherer Maßgabe der Bestimmungen in $6 Ab- 
satz 2 und 3 darstellen, oder in denen in einer anderen als in deutscher 
Sprache verhandelt werden soll ($ 12). 


Da die Versammlung vom 18. Mai 1910 keiner von diesen Versammlungen 
begrifflich angehört, kann die von dem Königlichen Polizeipräsidenten in K. 
veranlaßte Entsendung von zwei Beauftragten auf §13 des Reichsvereins- 
gesetzes nicht gestützt werden. 

Damit erledigt sich indessen die Sache noch nicht; denn aus den vor- 
stehenden Darlegungen darf nicht geschlossen werden, daß öffentliche Ver- 
sammlungen, welche dem $13 des Reichsvereinsgesetzes nicht unterliegen, 
der polizeilichen Zuständigkeit überhaupt und unter allen Umständen ent- 
zogen seien. 

Soweit nach dem in Preußen geltenden Polizeirechte die sachliche Zu- 
ständigkeit der Polizei überhaupt begründet ist, ist die Behörde auch stets 
für berechtigt erachtet worden, sich darüber Gewißheit zu verschaffen und 
selbständig festzustellen, ob im einzelnen Falle die tatsächlichen Voraus- 
setzungen vorhanden sind, welche ihre Zuständigkeit begründen und ihr Ver- 
anlassung zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten geben können. Zum Zwecke 
dieser Feststellung kann sich die Polizeibehörde aller ihr gesetzlich zu Gebote 
stehenden Mittel bedienen. Dies ist auch gegenüber Versammlungen und 
Vereinen unter der Herrschaft des preußischen Vereinsgesetzes vom 11. März 
1850 in mehrfachen Entscheidungen des Gerichtshofs anerkannt worden. 

So ist die Polizei auf Grund ihrer allgemeinen Befugnis, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderliche Auskunft zu verlangen (Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. 7 S. 385, Bd. 15 S. 423, Bd. 26 S. 401, Bd. 37 S. 428, 
Bd. 48 S .430), für berechtigt erachtet worden, Auskunft über die Mitglieder 
eines Vereins von dessen Vorstehern auch dann zu verlangen, wenn der Verein 
nicht bereits aus $ 2 des Vereinsgesetzes vom 11. März 1850 hierzu verpflichtet 
war, sofern diese Auskunft für die Polizei zur sachgemäßen Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendig erschien, beispielsweise, um zu ermitteln, ob unter dem 
Deckmantel oder unter Mißbrauch des für Vereine geltenden Rechts uner- 
laubter Weise öffentliche Lustbarkeiten abgehalten werden sollten (Entschei- 
dungen a.a. O. Bd. 11 S. 389, Bd. 26 S. 404). Desgleichen wurde der Polizei 
das Recht zuerkannt, die Einreichung der Satzungen eines polnischen Vereins 
in deutscher Sprache zu verlangen, wenn die Vermutung bestand, daß der 
Verein eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecke, also unter 
$2 des Vereinsgesetzes vom 11. März 1850 falle (Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. 44 S. 431). rep wf 

Vermöge ihrer gesetzlichen Pflicht, strafbaren Handlungen vorzubeugen, 
sie zu verhüten bzw. die begangenen zu ermitteln und zur Anzeige zu bringen, 
ist die Polizei ferner für berechtigt erachtet worden, ihre Organe an den Ort 
derwahrscheinlichen Straftat zu entsenden, wenngleich dieser gerade 
zu Versammlungszwecken benutzt wird (Entscheidungen a.a.O. Bd. 23 
S. 407/408), und Vereine aller Art, auch die nicht unter § 2 des Vereinsgesetzes 
vom 11. Marz 1850 fallenden, zu beaufsichtigen und zu überwachen, falls dies 
zur Verhütung von Straftaten erforderlich ist (Entscheidungen a.a. O. 
Bd. 26 S. 405). Ä 
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Wenn die Annahme begründet war, daß entgegen dem Verbot in §8 
a. a. O. bei der Versammlung eines politischen Vereins Frauen zugezogen seien, 
ist der Polizei auch abgesehen von den Voraussetzungen des $4 a.a.O. das 
Recht des Zutritts zu dieser Versammlung zugesprochen worden, weil sie in der 
Lage sein müsse, dem Verbote Geltung zu verschaffen (Entscheidungen a. a. O. 
Bd. 43 S. 448, Preußisches Verwaltungsblatt Jahrgang 24 S. 231). 

Wenn der Verdacht begründet war, daß eine angeblich nur zu Turn- 
übungen zusammentretende Vereinsversammlung zur Erörterung oder Be- 
ratung Öffentlicher Angelegenheiten bestimmt sei (§ 4 a. a. O.), ist die Polizei- 
behörde für berechtigt erachtet worden, sich hierüber Gewißheit zu verschaffen, 
zu diesem Zwecke ihre Organe in die Versammlung zu entsenden und die Be- 
obachtung der für derartige Versammlungen bestehenden vereinsgesetzlichen 
Vorschriften zu überwachen (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 49 S. 424). 

Alle diese Entscheidungen beruhen im letzten Grunde auf der zwingenden 
Erwägung, daß, wenn das Gesetz einer Behörde die Erfüllung bestimmter Auf- 
gaben als Amtsverpflichtung zuweist, es ihr zugleich die Ermächtigung gibt, 
sich derjenigen ihr zu Gebote stehenden Mittel zu bedienen, ohne welche die 
der Behörde zugewiesene Aufgabe nicht gelöst werden kann. Führt dies im 
Einzelfalle zu Kollisionen mit anderweiten, durch das Gesetz gewährleisteten 
Rechten, so folgt daraus nicht, daß die Polizei in dem von ihr für nötig be- 
tundenen Vorgehen behindert wäre, solange sie sich ihrerseits auf gesetzlichem 
Boden bewegt. Das Recht der Polizei steht dem Rechte des Einzelnen minde- 
stens gleichwertig gegenüber. 

Von diesen Grundsätzen ist auch bei der Beurteilung der polizeilichen 
Befugnisse unter der Herrschaft des Reichsvereinsgesetzes auszugehen. Dieses 
Gesetz setzt die Polizei in derjenigen Ausgestaltung, welche ihr mit begrifflicher 
Notwendigkeit zukommt, als landesrechtlich gegeben voraus, beschränkt zwar 
das Gebiet der sachlichen Zuständigkeit auf dem Boden des Vereins- und Ver- 
sammlungsrechts und stellt gewisse Normen für die Ausübung der der Polizei 
zugewiesenen Befugnisse auf. Soweit aber das Gesetz diese Befugnisse nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen oder beschränkt hat, sind sie in ihrer begrifflich 
bestimmten Gestaltung unberührt geblieben. Indem das Reichsvereinsgesetz 
die Ausübung des Vereins- und Versammlungsrechts bestimmten polizeilichen 
Beschränkungen, zum Teil unter strafrechtlicher Sicherung, unterwirft, beruft 
es die Polizei dazu, die Innehaltung der gesetzlichen Schranken für die Aus- 
übung jenes Rechtes zu überwachen. Durch $13 des Reichsvereinsgesetzes 
wird ihr dieses Recht für die daselbst bezeichneten Fälle, in gewissem Sinne als 
Korrelat der Anzeige- bzw. Genehmigungspflicht, unter bestimmten die Aus- 
übung betreffenden Beschränkungen ausdrücklich gewährleistet. Unabhängig 
hiervon bleibt einmal die Verpflichtung, dem Strafgesetze zuwiderlaufende 
Handlungen zu verhindern bzw. zur strafrechtlichen Verfolgung zu bringen 
und sodann die Berechtigung selbständiger Feststellung darüber, ob die Voraus- 
setzungen für die Inanspruchnahme irgend welcher, insbesondere auch einer 
vereinsrechtlichen, Zuständigkeit der Polizei gegeben sind. Beiden in den Auf- 
gaben der Polizei mit Notwendigkeit begründeten Obliegenheiten kann diese 
nur dann genügen, wenn sie sich an Ort und Stelle von der Art der Veran- 
staltung, dem Gange der Verhandlungen usw. Überzeugung zu verschaffen in 
der Lage ist. Daran kann sie weder durch das Hausrecht des Veranstalters 
oder Leiters der Versammlung, noch durch diejenigen Beschränkungen ge- 
hindert werden, welche das Gesetz für die Ausübung des Uberwachungsrechts 
selbst im übrigen aufstellt. Jenem Hausrecht unterliegt die Polizei bei Aus- 
übung ihrer amtlichen Obliegenheiten überhaupt nicht; denn sie erscheint in 
der Versammlung nicht wie ein Privatmann, sondern in ihrer Eigenschaft als 
obrigkeitliche Behörde. Und die erwähnten Beschränkungen gelten nur für 
die Ausübung des vereinsgesetzlichen Überwachungsrechts, nicht auch für die 
Feststellung, ob die Versammlung diesem Uberwachungsrecht unterliegt oder 
sonst Anlaß zu einem polizeilichen Einschreiten bietet. Die Annahme des 
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Gegenteils wiirde zu der dem Vereinsgesetz direkt zuwiderlaufenden Kon- 
sequenz führen, daß es dem freien Belieben einer jeden Versammlung über- 
lassen sein würde, auf die Gefahr einer späteren strafrechtlichen Ahndung hin 
sich jeder gesetzlichen Beschränkung des Vereins- und Versammlungsrechts 
einfach zu entziehen. 

Die so bestehende Befugnis der Polizei gilt allgemein allen Veranstaltungen 
gegenüber, bei denen eine Anwendung vereinsrechtlicher Beschränkungen in 
Frage kommen kann. Wie in der Entscheidung vom 4. Mai 1906 (Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts Bd. 49 S. 424) unter der Herrschaft des Preußi- 
schen Vereinsrechts der Polizei die Befugnis zuerkannt worden ist, in angeblich 
bloß zu Turnübungen zusammentretende Versammlungen Beamte zum Zwecke 
der Feststellung zu entsenden, ob die Versammlungen etwa entgegen der An- 
gabe zur Erörterung oder Beratung Öffentlicher Angelegenheiten bestimmt 
seien, so steht ihr die gleiche Befugnis selbständiger Ermittelung darüber, ob 
für sie ein Anlaß zur Wahrnehmung vereinsrechtlicher Zuständigkeit vorliegt, 
auch in sonstigen Fällen und alles dies auch unter der Herrschaft des nunmehr 
geltenden Reichsvereinsgesetzes zu. 

Freilich ist diese Befugnis nicht ohne weiteres dem freien Belieben, ge- 
schweige denn der Willkür, der Polizeibehörde anheimgegeben. Letztere muß 
sich vielmehr, wie bereits hervorgehoben, bei ihrem Vorgehen auf gesetzlichem 
Boden halten, und dies hängt im einzelnen Falle davon ab, ob die tatsächlichen 
Voraussetzungen gegeben sind, welche ein Vorgehen der Polizei zum Zwecke 
derartiger Ermittelungen nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen rechtfertigen. 
Das ist dann anzunehmen, wenn Tatsachen vorliegen, welche den Verdacht 
begründen, daß eine Umgehung des Gesetzes in Frage steht, oder wenn ander- 
weit begründeterweise damit gerechnet werden kann, daß gegenüber einer 
Versammlung die vereinsrechtliche oder eine sonstige Zuständigkeit der Polizei 
beteiligt sein würde. 

Im vorliegenden Falle hat weder der Polizeipräsident noch der beklagte 
Oberpräsident Umstände, welche einen Anhalt dafür zu bieten vermöchten, daß 
der Entsendung von Polizeibeamten in die Versammlung Erwägungen der 
vorstehend dargelegten Art zur Seite ständen, geltend gemacht, vielmehr die 
Befugnis zur Entsendung der Beamten lediglich auf $13 des Vereinsgesetzes 
gestützt. Da dieser Gesetzesparagraph indessen nach den vorher gemachten 
Ausführungen die Entsendung nicht rechtfertigt, so war die Anordnung des 
ne und der sie aufrechterhaltende Bescheid des Beklagten auf- 
zuheben. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908. §§ 5, 6, 13. Die in $6 Abs. 3 
des Reichsvereinsgesetzes genannten Versammlungen der Gewerbelreibenden (so- 
genannten Koalilionsversammlungen) unterliegen, wenn sie Öffentlich sind, dem 
polizeilichen Ueberwachungsrechle gemäß § 13 aaO. auch dann, wenn ihre Erörle- 
rungen nicht auf das Gebiet der politischen Angelegenheiten ($ 5 aaO.) übergreifen. 

I. Senat. Urteil vom 24. Januar 4911. Nr. 1. A. 73/10. 

Ausden Gründen: | 

Der § 6 des Reichsvereinsgesetzes zählt in drei Absätzen diejenigen Fälle 
auf, in denen die Veranstaltung öffentlicher Versammlungen von der Verpflich- 
tung zur vorgängigen Anzeige bei der Polizeibehörde befreit ist. Der erste 
Absatz statuiert diese Befreiung für Versammlungen, die nach näherer Vor- 
schrift des Gesetzes Öffentlich bekannt gemacht sind. der zweite für gewisse 
Versammlungen von Wahlberechtigten, der dritte endlich für die sogenannten 
Koalitionsversammlungen. Indem nun der § 13 des Gesetzes, welcher die 
vereinsrechtliche Befugnis der Polizei zur Überwachung öffentlicher Ver- 
sammlungen regelt, in der zur Erläuterung des Begriffs der öffentlichen Ver- 
sammlungen bestimmten Klammer den § 6 uneingeschränkt in bezug nimmt, 
folgt schon aus dem Wortlaute des Gesetzes, daß auch die in Absatz 3 des § 6 
behandelten Koalitionsversammlungen jenem UÜberwachungsrecht unterstellt 


110 Aus der Praxis des Oberverwaltungsgerichts. 


worden sind. DaB dies auch in der Tat der Absicht des Gesetzgebers entsprach, 
geht aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes unzweideutig hervor. Nachdem 
in der mit der Vorberatung des Gesetzentwurfes befaBten Kommission des 
Reichstags der § 8, welchem der § 13 des Gesetzes entspricht, bis auf redak- 
tionelle Anderungen bereits diejenige Fassung erhalten hatte, welche dann in 
das Gesetz übergegangen ist, beantragte der Abgeordnete Trimborn bei der 
zweiten Beratung im Plenum des Reichstags (Stenographische Berichte 
S. 4698 ff.), in der Klammer des § 8 (13) den $ 3 a, dem der § 6 des Gesetzes 
entspricht, nur mit dem Absatz 1 und 2 zu nennen, also den Absatz 3, der sich 
auf die Koalitionsversammlungen bezog bezw. bezieht, zu streichen, und be- 
gründete diesen Antrag ausdrücklich damit, daß er bezwecke, die Versammlungen 
der gewerblichen Koalitionen wie von der Anzeigepflicht so auch von der poli- 
zeilichen Überwachung zu befreien, soweit das Vereins- und Versammlungsrecht 
überhaupt von einer solchen rede. Diesem Antrage trat der Vertreter der ver- 
bündeten Regierungen mit der näher begründeten Ausführung entgegen, es 
werde geradezu zum Nachteile der Koalitionsversammlungen gereichen, wenn 
man die Bestimmung des $ 8, jetzt 13, für sie streichen wolle. Daraufhin wurde 
der Antrag abgelehnt und demnächst das Gesetz in der vorliegenden Fassung 
angenommen, welche in $ 13 den $ 6 uneingeschränkt aufführt, also seinem 
ganzen Inhalt nach in bezug nimmt. Danach besteht kein Zweifel darüber, daß 
auch die Koalitionsversammlungen dem vereinsgesetzlichen Überwachungsrecht 
überhaupt unterliegen. 

Fraglich kann nur sein, ob sich dies Überwachungsrecht auf alle öffentlichen 
Koalitionsversammlungen ohne weitere Rücksicht auf den Gegenstand ihrer 
Erörterungen erstreckt, oder ob seine Anwendbarkeit davon abhängt, daß die 
Erörterungen auf das Gebiet politischer Angelegenheiten übergreifen. Die 
Meinungen gehen hierüber auseinander. Der Kommentar zum Reichsvereins- 
gesetze von Heine (S. 32/33) vertritt die Ansicht, der § 6 Abs. 3 enthalte eine 
Ausnahme von § 5 und beziehe sich nur auf diejenigen Versammlungen 
der gewerblichen Koalitionen, welche an sich dem $ 5 unterliegen würden, also 
zur Erörterung politischer Angelegenheiten bestimmt seien, die aber, weil sie 
von gewerblichen Verbänden veranstaltet würden, nur dem Überwachungsrechte, 
nicht aber auch der Anzeigepflicht unterworfen werden sollten. 

Hieraus würde folgen, daß nicht alle Versammlungen dieser Koalitionen 
unter den $ 13 fallen, sondern nur diejenigen, welche sich als öffentliche Ver- 
sammlungen zur Erörterung politischer Angelegenheiten im Sinne des § 5 
darstellen, während die übrigen Versammlungen irgendwelchen Beschränkungen 
nicht unterliegen würden. Andere Kommentatoren (Lindenberg in Stengleins 
Kommentar zu den strafrechtlichen Nebengesetzen, S. 32 Anm. 9 zu $ 6, Müller 
und Schmidt, das Vereinsgesetz, S. 99, Hieber-Bazille, das Vereinsgesetz, $ 6 
Anm. 6 S. 100, von Sartor, das Vereinsgesetz, S. 101) stehen auf dem entgegen- 
gesetzten Standpunkte. Sie legen dem § 6 Abs. 3 nur eine deklaratorische 
Bedeutung bei und nehmen an, daß zu den von ihm betroffenen Versammlungen 
nur diejenigen gehören, in welchen von den daselbst genannten Personenkreisen 
ausschließlich Verabredungen und Vereinigungen zum Behufe der 
Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen erörtert werden, während 
bei Erörterungen, die uber den Bereich der konkreten Interessen der Beteiligten 
hinaus eine Änderung der Lage der Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern über- 
haupt anstreben oder für Arbeitgeber oder Arbeitnehmer günstigere Lohn- oder 
Arbeitsbedingungen durch Veränderung der Gesetzgebung, durch Einwirkung 
auf die Sozialpolitik oder durch Zuhilfenahme der Staatsmittel indirekt zu 
erreichen bezwecken, die Versammlungen den Charakter von politischen an- 
nähmen und damit den Beschränkungen des § 5 unterlägen. Die Stellung, 
welche der ErlaB des Ministers des Innern vom 13. Mai 1908, betreffend die 
Ausführung des Reichsvereinsgesetzes, unter Nr. 9 — Ministerialblatt d. i. V. 
1909 S. 14 — einnimmt, ist nicht ganz klar. Während er in Übereinstimmung 
mit den zuletzt genannten Kommentatoren davon ausgeht, daß der $ 6 Abs. 3 
sich nach seiner Entstehungsgeschichte nur auf die in den §§ 153, 154 a der 
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Gewerbeordnung bezeichneten Personenkreise und nur auf 'Verabredungen 
und Vereinigungen zur Verbesserung individueller Lohn- und Arbeitsverhältnisse 
in bestimmten Betrieben bezieht, wird gleichwohl die Entsendung von Polizei- 
beamten nur dann für angängig erachtet, wenn sich die Versammlungen als 
solche zur Erörterung politischer Angelegenheiten im Sinne des $ 5 darstellen. 
Sollte damit gemeint sein, daß in der Tat alle sonstigen Versammlungen der 
vorstehend bezeichneten Art nicht dem $ 13 haben unterstellt werden sollen, 
so würde dieser Ansicht nicht beigetreten werden können. 

Inwieweit in den $ 6 Abs. 3 auch diejenigen Versammlungen der gewerb- 
lichen Koalitionen hineinzubeziehen sind, welche sich als politische Versamnı- 
lungen im Sinne des $ 5 darstellen, und ob für solche der $ 5 oder, wie der 
Kommentar von Heine annimmt, lediglich der $ 13 zur Anwendung zu kommen 
hat, bedarf im vorliegenden Falle keiner Entscheidung. Denn nach der Ent- 
stehung und dem Wortlaute des $ 6 Abs. 3 in Verbindung mit $ 13 kann ein 
Zweifel darüber nicht obwalten, daß in jedem Falle Koalitionsversammlungen 
ohne Unterschied, ob sie sich bei ihren Erörterungen auf die in $152 der Gewerbe- 
ordnung bezeichneten Zwecke beschränken und infolgedessen auch nach der 
früheren Rechtsprechung (vgl. von Sartor, Vereinsgesetz, S. 95/101, Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 38 S. 405, Preußisches Verwaltungs- 
blatt Jahrgang 15 S. 397) als politische Versammlungen nicht anzusehen waren, 
oder zugleich allgemeine politische Fragen zum Gegenstande der Verhandlung 
machen, dem Uberwachungsrecht aus § 13 unterliegen. 

Die Bestimmung des $ 6 Abs. 3 war in dem Entwurfe des Gesetzes nicht 
enthalten, sondern wurde erst in der ersten Lesung der Kommission (Kommis- 
sionsbericht S. 53, 61, 64, 131) als neuer $ 3 b in der Fassung beschlossen: 

„Als Erörterung politischer Angelegenheiten gilt es insbesondere nicht, 

wenn in Versammlungen von den in § 152 der Gewerbeordnung 
genannten Personenkreisen ausschließlich die dort bezeichneten 
Zwecke erörtert werden.‘ 

Wie der Wortlaut, die Begründung (S. 61) und die Erklärung des Staats- 
sekretärs in der Kommission (S. 62) ergeben, sollte diese Bestimmung nicht 
eine Ausnahme von $ 3 (jetzt $ 5) begründen, sondern nur zum Ausdrucke 
bringen, daß diese Versammlungen, so lange sie sich auf die in $ 152 der Gewerbe- 
ordnung genannten Zwecke (Erörterung von Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behufe der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen) be- 
schränken, überhaupt nicht politischer Natur seien. Die Bestimmung besagte 
daher nichts neues und war zunächst eine rein deklaratorische, dazu bestimmt, 
etwaige Zweifel über den Begriff der politischen Angelegenheiten, also in objek- 
tiver Hinsicht über den Zweck der Versammlung und dessen vereinsrechtliche 
Beurteilung abzuschneiden. In der zweiten Lesung der Kommission erhielt 
der § 3 b als § 3a Abs. 3 die jetzige Fassung. Dabei wurde zwar wiederum 
hervorgehoben, die neue Fassung habe nur die Bestimmung, den früheren 
Gedanken unter genauerem Anschluß an $ 152 der Gewerbeordnung und unter 
Hinzufügung der in $ 154 a der Gewerbeordnung bezeichneten Personenkreise 
wiederzugeben (S. 139, 140); gleichwohl wurde in § 13 bei Aufzählung derjenigen 
öffentlichen Versammlungen, also bei der subjektiven Abgrenzung des Kreises 
der Veranstaltungen, bei denen der Polizeibehörde ein Recht zur Überwachung 
eingeräumt werden sollte, der neu beschlossene § 6 ohne Einschränkung in 
der Klammer mit aufgeführt. Die Gründe, aus welchen sich die Kommission 
und in späterer Folge das Plenum des Reichstags hierzu veranlaßt gesehen hat, 
sind nirgends dargelegt. Dagegen ist die Wirkung, welche die Aufführung haben 
mußte, nicht unbeachtet geblieben. Es erhellt dies mit voller Deutlichkeit aus 
dem Gange der Verhandlungen, welche in den verschiedenen Stadien der 
Beratung über den Gesetzentwurf stattgefunden haben. Bereits bei der ersten 
Beratung im Plenum des Reichstags hatte der Abgeordnete Trimborn (Steno- 
vraphische Berichte S. 2101) ausgeführt: 

„Wenn Lohnstreitigkeiten entstehen. die Belegschaft zusammen- 
tritt, der Streik proklamiert wird und über die Stellungnahme gegen 
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die Unternehmer verhandelt wird, dann müssen Versammlungen 
abgehalten werden, und da haben unsere Arbeiter mit Recht bittere 
Klage darüber geführt, daß sich dieser Versammlungen mehr oder 
minder die Polizei bemächtigt. Da wird die Anmeldung verlangt; 
ich habe schon gesagt, daß sehr oft im Interesse der sozialen Verstän- 
digung solche Versammlungen sofort gehalten werden müssen, so daß 
die Frist der Anmeldung gar nicht innegehalten werden kann. Weiter 
tritt die Überwachung ein, und da lernt ein Polizeikommissar die 
Führer der Bewegung kennen; er erfährt, wie die Chancen stehen 
gegenüber dem Unternehmer. Das Gegenbild sind die Arbeitgeber; 
das sind nur wenige, die können sich in ein Zimmer einschließen und 
sind, wie das mehr oder weniger in der Natur der Sache liegt, der 
polizeilichen Überwachung und der polizeilichen Recherchen voll- 
kommen enthoben. Wie die Sache auf dem Kriegsschauplatz auf- 
seiten der Arbeiter steht, erfährt die Polizei jeden Augenblick; so 
etwas sickert dann weiter bis zu den Arbeitgebern durch, ohne daß der 
betreffende Polizeibeamte gerade seine Pflciht verletzt zu haben 
braucht. Aber wie die Chancen auf dem Kriegsschauplatz auf seiten 
der Arbeitgeber stehen, darüber dringt nichts in die Öffentlichkeit. 
Diese Imparität ist ein Ausfluß der Versammlungspraxis, wie wir 
sie vielfach in Preußen, Sachsen und andern Staaten haben, und 
der heutige Entwurf bietet nicht die Handhabe, um mit dieser Praxis 
aufzuräumen, und das ist ein großer Mangel des Entwurfs. Warum 
sollen wir nicht liberal sein, wenigstens gegenüber den Vereinen, 
die der sozialen und wirtschaftlichen Interessenvertretung dienen, 
wenn solche auch zum Kampfe führt. Hier handelt es sich nicht 
um die Einwirkung auf Gesetzgebung und Verwaltung, sondern 
lediglich um die privaten wirtschaftlichen Interessen gewisser Volks- 
kreise, und diese gehen die Polizei gar nichts an. Ich kann gar keinen 
Grund finden, hier eine polizeiliche Überwachung im Rahmen des 
Vereins- und Versammlungsrechts eintreten zu lassen. Deshalb muß 
hier vor allen Dingen Vorsorge getroffen werden. Zum mindesten 
müssen alle Versammlungen von jeglicher polizeilicher Einwirkung 
freigestellt werden, die sich mit beruflichen und wirtschaftlichen 
Interessen befassen.‘ 

Diese Kritik erfolgte der Tatsache gegenüber, daß der Entwurf nach dem 
Vorgange des preußischen Vereinsrechts öffentliche Versammlungen zur Er- 
örterung öffentlicher Angelegenheiten, unter deren Begriff unter Umständen 
auch Koalitionsversammlungen fallen konnten, der Anzeigepflicht und dem 
vereinsrechtlichen Überwachungsrecht unterstellte. Und die Tendenz dieser 
Kritik ging dahin, jene Versammlungen nach diesen beiden Richtungen hin von 
den vereinsrechtlichen Beschränkungen zu befreien. Nachdem in der Kommission 
der Begriff der öffentlichen Angelegenheiten durch den der politischen Ange- 
legenheiten ersetzt worden war, trat in der ersten Lesung der Kommission 
das Bestreben hervor, die Koalitionsversammlungen auch gegenüber der ver- 
änderten Fassung des Entwurfs vor jeder vereinsrechtlichen Beschränkung 
in den angerebenen Beziehungen zu sichern. Dies Bestreben kam bei der 
Beratung des $ 3 zum Ausdrucke, welche schließlich zu der Annahme des oben 
erwähnten Absatzes 3 b in seiner ursprünglichen rein deklaratorischen Fassung 
führte (Kommissionsbericht S. 61 ff.). Schon bei dieser Beratung wurde zwischen 
der Anzeigepflicht und dem Überwachungsrecht unterschieden. Letzteres wurde 
sowohl aus der Mitte der Kommission als auch vom Staatssekretär den öffent- 
lichen Koalitionsversammlungen gegenüber uneingeschränkt als bestehend 
behandelt. Von der ersteren Seite wurde bemerkt, man sei bereit, die nationale 
Arbeiterbewegung in jeder Weise zu unterstützen: daraus folge aber nicht, daß 
man der Polizei zu Versammlungen im Sinne von $ 152 der Gewerbeordnung 
prinzipiell keinen Zutritt gewähren solle. Und der Staatssekretär des Innern 
erklärte, wenn man fürchte, daß die Vertraulichkeit der Koalitionsversanım- 
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lungen durch die Polizei gefährdet werde, so übersehe man wohl, daß die An- 
meldung überhaupt nur für Öffentliche Versammlungen gefordert werde, wo 
von Vertraulichkeit an sich nicht die Rede sein könne. Aus Antrag 36 — dem 
entsprach der ursprüngliche § 3 b — folge aber, daß auch die öffentlichen 
Versammlungen ausgenommen sein sollten. Er müsse die Stellungnahme der 
verbündeten Regierungen zu diesem Antrage vorbehalten. — In der zweiten 
Lesung der Kommission erhielt dann der Absatz 3 b, wie oben dargelegt, die 
schließlich in das Gesetz übergegangene Fassung, während gleichzeitig § 8 
durch die Aufnahme des jene Fassung enthaltenden $ 3 a-ergänzt wurde. Bei 
alledem war jedenfalls so viel klar, daß die Verhandlungen und legislatorischen 
Festsetzungen die Koalitionsversammlungen gerade in ihrer Betätigung auf 
demjenigen Gebiete zum Gegenstande haben sollten und hatten, welches nach 
der Ansicht der gesetzgebenden Faktoren wie auch bereits vordem nach der 
Rechtsprechung nicht politischer Natur war. Dies war die Grundlage, auf der 
sich in der Folge der bereits erwähnte Meinungsaustausch zwischen dem Abge- 
ordneten Trimborn und dem Vertreter der verbündeten Regierungen bewegte. 
Der genannte Abgeordnete betonte wiederholt, wie schon in der ersten Lesung, 
den vertraulichen Charakter der Koalitionsversammlungen, der diesen in ihrem 
wirtschaftlichen Kampfe mit den Arbeitgebern gewahrt werden müsse, und 
erachtete zu diesem Behufe die AusschlieBung des vereinsrechtlichen Uber- 
wachungsrechts für geboten, indem er ausdrücklich hervorhob, daß diese Ver- 
sammlungen nach dem bisherigen Stande der Gesetzesberatung einzig und 
allein von der Anzeigepflicht "befreit seien. Diese ganze Deduktion erscheint 
nur von dem Standpunkt aus verständlich, daß es sich darum handelte, vereins- 
rechtliche Beschränkungen der Koalitionsversammlungen bei ihrer Betätigung 
auf anderem als seinem Wesen nach politischem Gebiete fernzuhalten oder zu 
beseitigen. Daß die gesetzgebenden Faktoren weit davon entfernt gewesen 
sind, diesen Versammlungen eine Ausnahmestellung einzuräumen, wenn sie 
über den Rahmen wirtschaftlicher Forderungen und Erörterungen hinaus sich 
auf das politische Gebiet begeben, geht deutlich daraus hervor, daß in der 
Kommission der in erster Lesung zu $ 3 gestellte Antrag 23, welcher dahin ging: 
„Versammlungen, in welchen politische Angelegenheiten im 
Rahmen der Berufs- und Standesinteressen bestimmter P&sonenkreise 
erörtert werden sollen, gelten nicht als Versammlungen zur Beratung 
politischer Angelegenheiten‘ 
abgelehnt wurde, nachdem der Staatssekretär des Innern ihn als viel zu all- 
g men und auf jeden Fall unannehmbar bezeichnet hatte (Kommissionsbericht 
. 52, 62). Die ganzen Erörterungen über die Koalitionsversammlungen haben 
eben durchweg unter dem Gesichtspunkte gestanden, daß es sich dabei nur um 
solche Versammlungen handele, welche sich mit der Erörterung wirtschaftlicher 
Angelegenheiten beschäftigen. l 
Von diesem Gesichtspunkt aus ergibt sich als die weitere Folge, daß die 
Fassung, welche die mehr erwähnte Gesetzesbestimmung in der zweiten Lesung 
der Kommission gefunden hat, in Verbindung mit § 8 — jetzt 13 — allerdings 
eine weiterreichende Bedeutung erhalten hat, als die einer bloßen deklaratorischen 
Grenzbestimmung zwischen politischen und nichtpolitischen Angelegenheiten. 
Nach dem Entwurfe des Gesetzes standen die Anzeigepflicht und das Uber- 
wachungsrecht zu einander im Verhältnisse von Voraussetzung und Folge; 
nur soweit es für eine Versammlung der Anzeige, Bekanntmachung oder Ge- 
nehmigung bedurfte, sollte das vereinsgesetzliche Uberwachungsrecht eintreten. 
Dieser Grundsatz ist zwar, wie der Gerichtshof in der Entscheidung vom 24. Jan. 
1914 Nr. I A. 119/10 dargetan hat,* durch die Anderung, welche der 
Gesetzentwurf erfahren hat, nicht verlassen, immerhin aber ist er doch durch- 
brochen worden. Das gilt zunächst von den in § 6 Abs. 2 des Gesetzes behan- 
delten Versammlungen der Wahlberechtigten. Diese sind unzweifelhaft poli- 


* Die Entscheidung vom 24. Januar 1911 Nr. I A. 119/10 ist vorstehend 
auf S. 101 abgedruckt. 
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tischer Natur. Als man zu deren Privilegierung überging, herrschte kein Zweifel 
dariiber, daB diese sich nur auf die Befreiung von der Anzeigepflicht, nicht auch 
auf diejenige vom Uberwachungsrecht erstrecken sollte und erstreckte. Zum 
Ausdrucke gelangte dies in der Weise, daB in § 3 a (6) die Anzeigepflicht beseitigt, 
dagegen die in § 3 a (6) erwähnten Versammlungen in § 8 (13) in der Klammer 
aufgeführt wurden. Damit war für diese Versammlungen der innere Zusammen- 
hang zwischen Anzeigepflicht und Uberwachungsrecht gelöst. Genau in der 
nämlichen Weise verfuhr man mit den Koalitionsversammlungen. Freilich 
ist bei diesen der -Grundsatz der Konnexität zwischen Anzeigepflicht und 
Uberwachungsrecht in etwas anderem Sinne durchbrochen worden. Während 
es sich bei den Wahlberechtigten um Versammlungen handelt, die nach dem 
Prinzipe des Gesetzes an sich der Anzeigepflicht unterliegen würden, stehen 
bei den Koalitionsversammlungen Veranstaltungen in Frage, bei denen jene 
Voraussetzung nach dem sachlichen Gegenstand und Zwecke der Erörterungen 
ausscheiden würde. Bei den Versammlungen der Wahlberechtigten bedeutet 
demzufolge die gesetzliche Regelung, welche sie zwar von der Anzeigepflicht 
befreit, aber dem Uberwachungsrecht unterstellt bleiben läßt, eine Ein- 
schränkung der polizeilichen Beschränkung des Versammlungsrechts, 
bei den Koalitionsversammlungen dagegen die Einführung einer derartigen 
Beschränkung, der sie ohne die uneingeschränkte Aufnahme des § 6 in die 
Klammer des § 13 nicht unterlegen haben würden. Daß dies eine gewisse Aus- 
nahmestellung gegenüber dem sonstigen in dem Reichsvereinsgesetze zur 
Geltung gekommenen Gedanken, die Versammlungen ohne politischen Charakter 
von jeder vereinspouzeilichen Beschränkung zu befreien, bedeutet, ist nicht 
zu verkennen. Der Abgeordnete Trimborn scheint dies auch herausgefühlt zu 
haben, indem er bei der zweiten Beratung des Vereinsgesetzes in der Sitzung 
des Reichstags vom 3. April 1908) S. 4594 des stenographischen Berichts) auf 
die Bedeutung des Abs. 3 des jetzigen § 6 eingegangen ist. In diesem Sinne 
ist es aufzufassen, wenn er erklärt, | E 
„auf Seite 62 des Berichts wird eine AuBerung des Staatssekretars 
wiedergegeben, 
die in § 152 der Gewerbeordnung bezeichneten Angelegenheiten 
# seien bei richtiger Auslegung des Gesetzes als solche überhaupt 
nicht politischer Natur usw., 
und sie werden auch nicht politischer Natur nach dem Sinne der 
Kommissionsbeschlüsse dadurch, daß bei den Koalitionsversammlungen 
eine Einwirkung auf die Gesetzgebung und Verwaltung bezweckt 
wird. Wenn das richtig ist, dann hätte eigentlich die ganze Bestimmung 
im letzten Absatz des $ 3a gar nicht an diese Stelle gehört. Wenn die 
betreffenden Versammlungen deshalb befreit werden, weil sie ihrer 
Natur nach nicht politisch sind, dann bedeutet ihre Freistellung auch 
keine Ausnahme, sondern sie bedeutet eine Klarstellung der Regel, 
und dann mußte die betreffende Bestimmung nicht in den $ 3 a hinein- 
gesetzt werden, sondern in den $ 3, wo die Regel fixiert ist. Es ist 
wichtig, das festzustellen, weil möglicherweise für die spätere Aus- 
legung des Gesetzes gerade diese Stellung unter die Ausnahme zu einer 
engen Interpretation führen kann, während das Begreifen unter die 
Regel zu einer weiteren Interpretation Berechtigung gibt.“ 

Aber diesen Bedenken ist so wenig bei dieser Gelegenheit wie demnächst 
gegenüber dem oben erwähnten Antrag auf ausdrückliche Ausschaltung des 
$ 6 Abs. 3 aus der Klammer des § 8 (jetzt 13) Folge gegeben worden. Daß die 
uneingeschränkte Unterstellung der Koalitionsversammlungen unter das polizei- 
liche Uberwachungsrecht in der Tat der Absicht der Mehrheit des Reichstags 
wie den Intentionen der verbündeten Regierungen entsprach, ergibt sich übrigens 
auch aus dem Meinungsaustausche, der in der dritten Beratung des Gesetz- 
entwurfs in der Sitzung des Reichstags vom 8. April 1908 zwischen dem Abge- 
ordneten Severing und dem Staatssekretär des Innern stattgefunden hat. Der 
genannte Abgeordnete hob als einen Mangel der Bestimmung des $ 3 a (6 Abs. 3) 
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unter anderem gerade den Umstand hervor, „daß die nicht anmeldepflichtigen 
Versammlungen doch überwacht werden können und vielleicht auch in den 
häufigsten Fällen von der Polizei überwacht werden‘ (Stenographische Berichte 
S. 4822). Der Staatssekretär des Innern ist den Ausführungen des Abgeordneten 
zwar in anderen Beziehungen entgegengetreten, aber nicht darin, daß die 
Koalitionsversammlungen, soweit sie Öffentlich sind, dem Uberwachungsrecht 
unterliegen (ebenda S. 4824/25). Nur von diesem Standpunkt aus erscheint es. 
verständlich, daß die verbündeten Regierungen, deren Vertreter bei der ersten 
Lesung des Entwurfs in der Kommission der Befreiung der Koalitionsversamm- 
lungen von der Überwachung ausdrücklich widersprochen hatte, die wesentlich 
andere Fassung, in der das Gesetz aus der zweiten Lesung der Kommission hervor- 
gegangen ist, ohne jede Verlautbarung eines Widerspruchs gebilligt haben. 
Wenn bei dieser a und gegenüber dem Umstande, daß eine Privilegierung 
der Koalitionsversammlungen auf dem Gebiete politischer Betätigung erkennbar 
nicht stattfinden sollte, der Abgeordnete Trimborn darauf hinwies, daß durch 
die Allegierung des ganzen $ 6 in dem $ 13 die Versammlungen der gewerblichen 
Verbände schlechter gestellt werden würden, und zur Vermeidung dessen den 
Antrag 826 stellte, während der Regierungsvertreter gerade in der Unterstellung 
unter § 13 für die in Frage kommenden Versammlungen einen Vorteil erblickte 
und daraufhin der Antrag abgelehnt wurde, so geht daraus unzweideutig hervor, 
daß die volle Absicht bestand, gewerkschaftliche Versammlungen auch dann 
dem Uberwachungsrechte zu unterwerfen, wenn ihre Verhandlungen sich im 
Rahmen wirtschaftlicher Forderungen und Erörterungen bewegten. 


Geselz vom 13. Februar 1854 (GS. S. 86), betreffend die Konflikte bei gericht- 
lichen Verfolgungen wegen Amis- und Diensthandlungen. Allgemeines Landrecht 
§ 50 Teil II Titel 12. Kabinellsorder vom 14. Mai 1825 (GS. S. 149) $ 4. 

Konflikiserbebung zu Gunsten eines wegen Körperverletzung eines Schülers 
angeklaglen Lehrers. Schranken der Schulzuchlt. 

I. Senat. Urteil vom 15. Dezember 1914. Nr. I. A. 3/11. 

Aus den Gründen: Ob der Konflikt zulässig ist, hängt davon ab, 
ob der Angeklagte bei der Züchtigung des Knaben als Privatperson oder als 
Lehrer in Ausübung der Schulzucht gehandelt hat. 

Da die Schulzucht das Erziehungsrecht in sich begreift, hat der Lehrer 
die Pflicht, über das sittliche Verhalten der Schulknaben auch außer der Schul- 
zeit und außer dem Schulzimmer zu wachen. Er ist daher berechtigt, Aus- 
schreitungen seiner Schüler auch außerhalb der Zeit und des Orts des Unterrichts 
zu rügen und durch Züchtigung zu strafen (Entscheidung des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 26. Mai 1903, Bd. 43 S. 451 der Sammlung). Der Konflikt würde 
daher im vorliegenden Falle zulässig sein, wenn der Lehrer in der Tat den Knaben 
in Ausübung seines Erziehungsrechts bestraft hätte. Wie der Angeklagte 
behauptet, hat er den Knaben bestraft, weil er ihn, seinen Lehrer und Erzieher, 
in Gegenwart der anderen Schulkinder hartnäckig belogen habe. Es liegt kein 
Anlaß vor, dieser Angabe nicht Glauben zu schenken, da die äußeren Umstände, 
unter denen die Züchtigung erfolgte, die Angabe bestätigen. Daß der Lehrer 
nicht für eine ihn schädigende Handlung des Knaben in seiner eigenen Privat- 
angelegenheit Vergeltung geübt hat, ergibt der Umstand, daß er die drei anderen 
Schulkinder, die ebenfalls ihre Kühe auf seiner Wiese hatten weiden lassen, nicht 
bestrafte, und daß er den Knaben nicht sofort, sondern erst dann züchtigte, 
als dieser bestritt, daß seine Kuh auf der fremden Wiese geweidet habe. Auf 
Grund dieser nicht widerlegten und in sich glaubhaften Angaben kann fest- 
gestellt werden, daß der Angeklagte den Kaben wegen seines lügenhaften 
Verhaltens gestraft, also hierbei Schulzucht geübt und in Ausübung seines 
Amtes als Lehrer gehandelt hat. 

Dagegen kann der Konflikt nicht für begründet erachtet werden. Eine 
Amtsüberschreitung bei der Züchtigung eines Schulkindes begeht der Lehrer 
dann, wenn er — sei es aus Vorsatz, sei es aus Fahrlässigkeit — die Schranken 

8* 
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außer acht läßt, welche der Schulzucht gesetzlich (§ 50 Titel 12 Teil II des 
Allgemeinen Landrechts und § 4 der Kabinettsorder vom 14. Mai 1825 (GS. 
S. 149) oder durch verbindliche Anweisung der Aufsichtsbehörde gezogen sind 
(Entscheidungen des ee ee Bd. 15 S. 443, Bd. 16 S. 442). 
Bindende Schranken, die durch aufsichtsbehördliche Anordnungen gesetzt 
gewesen wären, kommen nicht in Frage. Alle derartige Anweisungen, mit denen 
in früherer Zeit die Regierungen dem Züchtigungsrechte der Lehrer hinsichtlich 
des Maßes oder der Art seiner Ausübung engere Grenzen gezogen hatten, als 
es die bestehenden Gesetze tun, sind durch den Erlaß des Unterrichtsministers 
vom 3. August 1888 (Zentralblatt für die Unterrichtsverwaltung Jahrgang 1888 
S. 422) aufgehoben worden. Insbesondere irrt Kläger, wenn er aus dem Kon- 
fliktsbeschluß glaubt entnehmen zu können, daß durch verbindliche Anordnung 
der Königlichen Regierung zu P. den Lehrern verboten sei, ihre Schüler zu 
ohrfeigen. Wie die genannte Regierung dem Amtsgericht auf dessen Anfrage 
bestätigt hat, besteht eine derartige Anordnung nicht. Der Konfliktsbeschluß 
steht damit nicht im Widerspruch; er hat, wie der Regierungspräsident auf eine 
Anfrage des Gerichtshofs mitgeteilt hat, nur zum Ausdruck bringen wollen, daß 
das Ohrfeigen wegen seiner Gefährlichkeit je nach Lage des einzelnen Falles 
von der Schulaufsichtsbehörde als ein pädagogischer Mißgriff angesehen werde, 
der der disziplinarischen Ahndung unterliege. 

Es fragt sich daher lediglich, ob der Lehrer die ihm gesetzlich gezogene 
Grenze des Züchtigungsrechts überschritten hat. Nach § 50 Titel 12 Teil II des 
Allgemeinen Landrechts und $ 4 der Kabinettsorder vom 14. Mai 1825 darf 
die Schulzucht niemals zu Mißhandlungen, welche der Gesundheit des Kindes 
auch nur auf entfernte Art schädlich werden können, ausgedehnt werden. Im 
vorliegenden Falle hat nach dem Ergebnisse der Beweisaufnahme der Angeklagte 
den Knaben mehrere Male hintereinander mit der flachen Hand derart scharf 
auf beide Backen geschlagen, daß der Knabe, wenn auch nur schwach, aus der 
Nase blutete. Das Schlagen an den Kopf ist nun zwar nicht an sich und nicht 
in allen Fällen als ein unzulässiges Züchtigungsmittel anzusehen, wird von ihm 
aber Gebrauch gemacht, so muß die Anwendung besonderer Vorsicht gefordert 
werden, da erfahrungsgemäß das Schlagen an den Kopf, wenn es nicht vorsichtig 
und in milder Art gehandhabt wird, leicht zu gesundheitsschädlichen Folgen 
führen kann. Auf diesem Standpunkte steht offenbar auch die Regierung, 
Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, zu P., indem sie als Schulaufsichts- 
behörde den Lehrern zu erkennen gegeben hat, daß das Ohrfeigen als ein päda- 
gogischer, der disziplinarischen Ahndung unterliegender Mißgriff angesehen 
werde. Die hiernach ihm obliegende Vorsicht hat der Angeklagte ım vorliegenden 
Falle außer acht gelassen. Indem er den noch nicht ganz neun Jahre alten Knaben 
so wuchtig schlug, daß diesem Blut aus der Nase floß, fügte er demselben eine 
über das Maß der Züchtigung hinausgehende Mißhandlung zu. Damit hat der 
Angeklagte die Grenzen des ihm zustehenden Züchtigungsrechts überschritten 
und sich zugleich einer Verletzung seiner Amtsbefugnisse schuldig gemacht. 
Unter Verwerfung des Konflikts war dementsprechend dem gerichtlichen Ver- 
fahren Fortgang zu geben. 


‚ Gesetz vom 13. Februar 1854 (GS. S. 86) betreffend die Konflikte bei gericht- 
lichen Verfolgungen wegen Amls- und Diensthandlungen. Konfliktserbebung zu- 
gunslen eines wegen Körperverletzung eines Schülers angeklagten Lehrers. Zur 
Frage, ob einem Lehrer das Recht zur Schulzuchl auch gegenüber einem Schulkinde 
zusteht, das eine andere Schule besucht. 

I. Senat. Urteil vom 2. Februar 1912. Nr. I. A. 109/11. 

Aus den Gründen: Die Züchtigung, welche der angeklagte Lehrer 
dem seiner Schule nicht angehörenden Knaben am 25. April 1910 in der Kirche 
in K. hat zuteil werden lassen, kann als eine in Ausübung des Amtes des An- 
geklagten vorgenommene Handlung nur dann angesehen werden, wenn die 
von der Königlichen Regierung vertretene Annahme zutrifft, daß der Ange- 
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klagte gegenüber dem Knaben zur Ausübung der Schulzucht berechtigt gewesen 
sei. Diese der Erhebung des Konflikts zugrunde liegende Annahme ist jedoch 
nicht gerechtfertigt. 

Im Konfliktbeschlusse wird unter Verweisung auf ein Urteil des Ober- 
verwaltungsgerichts vom 26. Oktober 1906 — VIII A. 105. 05. — ausgeführt, 
daß nach feststehender Rechtsprechung dem Lehrer das Züchtigungsrecht nicht 
nur bezüglich der ihm besonders zugewiesenen Schüler, sondern bezüglich aller 
Zöglinge der Anstalt, und zwar inner- und außerhalb des örtlichen Bereichs der 
‘Schule, zustehe. Daraus folgt indessen nicht, daß jedem Volksschullehrer einer 
Stadt hinsichtlich aller der öffentlichen Schulpflicht unterstehenden städtischen 
Kinder ein Züchtigungsrecht zuzubilligen sei; in jenem Urteil ist nur der Schüler 
der dem Lehrer zugewiesenen bestimmten Klasse in Gegensatz gebracht zu 
allen Schülern einer mehrklassigen Schulanstalt und ausgesprochen, daß die 
Schulzucht wie das Erziehungsrecht alle durch die Unterbringung in derselben 
Anstalt zusammengefaßten Zöglinge bezw. Schüler betreffe; es ist also wesentlich 
Wert darauf gelegt worden, daß durch die Zugehörigkeit der Lehrer und der 
Schüler zu demselben Schulsystem eine Beziehung zwischen ihnen begründet ist, 
welche es möglich und notwendig macht, die der Schule neben dem Unterricht 
obliegende Erziehung zu fördern; diesem Zwecke kann nur entsprochen werden, 
wenn von jedem einzelnen Lehrer eines Schulsystems gegenüber jedem einzelnen 
Schüler desselben Systems das Recht der Aufsicht und der Ahndung von 
Zuwiderhandlungen gegen die Schulzucht gehandhabt wird bezw. werden darf. 
Noch einen Schritt weiter ist das Oberverwaltungsgericht in einem Urteile vom 
22. September 1914 I A. 172: 10* gegangen, wo anerkannt ist, daß in dem 
besonderen Falle, wenn in einem Gebäude zwei selbständige Schulsysteme 
gemeinsam untergebracht sind, also die einzelnen Räumlichkeiten von beiden 
Systemen gemeinschaftlich benutzt werden, die Lehrer beider Systeme zur 
Aufrechterhaltung der Schulordnung allen Schülern der letzteren gegenüber 
jedenfalls insoweit berufen sind, als es diese Ordnung auch nur innerhalb eines 
der Systeme erheischt. Dabei ist erwogen worden, daß in der Unterbringung 
zweier Schulsysteme in einem Gebäude die von zuständiger Stelle getroffene 
Anordnung gesehen werden müsse, daß die Schulordnung innerhalb des Gebäudes 
und seines Zubehörs in dieser Weise gewahrt werden solle. Daß aber alle Schulen 
einer Stadt ohne weiteres einen einheitlichen Organismus bilden, dem die 
allgemeine Erziehung der Jugend in der Stadt zustehe, ist nicht anzunehmen; 
davon könnte nur die Rede sein, wenn durch bestimmte, von der zuständigen 
Schulbehörde getroffene Anordnungen alle Volksschulen eines Ortes — ähnlich 
wie ein Schulsystem — zu einer Einheit zusammengelegt worden sind. Für die 
Begründung des Lehrerzüchtigungsrechts ist stets ein zwischen Lehrer und 
Schüler bestehendes Verhältnis gefordert worden, aus welchem nach Analogie 
des väterlichen Erziehungs- a Ziichtigungsrechts die Befugnis des Lehrers 
zur Anwendung von Zuchtmitteln hergeleitet werden könne, und die Zweifel 
haben sich nur darauf bezogen, wie der Kreis der in solchem Verhältnisse 
stehenden Lehrer und Schüler abzugrenzen sei. Während das Obertribunal 
annahm, daß die Schüler zu dem Lehrer an einer fremden Schule in einem 
derartigen Verhältnisse nicht stehen (vgl. Oppenhoff, Rechtsprechung, Bd, 18 
S. 231), hat das Reichsgericht (Entscheidungen‘ in Strafsachen Bd. 42 S. 144) 
ausgesprochen, die Bestimmung des dem Züchtigungsrechte des Lehrers unter- 
worfenen Kreises von Schülern hänge von dem Umfange der ihm übertragenen 
Beaufsichtigungsrechte ab; hierüber entschieden die jeweilig bestehenden ört- 
lichen Schuleinrichtungen und die von der zuständigen Schulbehörde getroffenen 
Anordnungen. 

Daß für die Stadt K. Einrichtungen oder Anordnungen von zuständiger 
Stelle getroffen seien, nach denen alle Volksschulen der Stadt inbezug auf die 
Ausübung der Schulzucht eine Einheit bilden, ist nicht festzustellen, auch in 


* Anm. Das Urteil vom 22. September 1911 I. A. 172. 10 ist nachstehend 
S. 418 abgedruckt. 
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der Begriindung des Konfliktbeschlusses nicht behauptet worden. Da unstreitig 
der Sohn des Privatklagers eine Volksschule besucht, an welcher der Angeklagte 
nicht tatig ist, geniigt hiernach der Umstand, daB der Angeklagte zu den Volks- 
schullehrern und der Sohn des Privatklägers zu den Volksschülern der Stadt K. 
gehört, noch nicht, um für den Angeklagten die Berechtigung zur Ausübung 
der Schulzucht jenem gegenüber zu begründen. 

Die Königliche Regierung hat zum Nachweis eines solchen Rechtes weiter 
geltend gemacht, daß die am Gottesdienste teilnehmenden Schulkinder nach 
einer seit langer Zeit feststehenden Übung der Aufsicht der Lehrer unterständen, 
‘und zwar ohne Rücksicht darauf, welchem einzelnen Schulsystem die in den 
Kirchen anwesenden Kinder angehören. Was über die Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit einer derartigen Beaufsichtigung erwogen wird, mag zutreffen, 
kann aber nicht entscheidend sein für die Frage, ob das Herkommen besteht 
und geeignet ist, das Recht der Schulzucht für jeden dem Gottesdienste bei- 
wohnenden Lehrer gegenüber jedem in der Kirche anwesenden Schulkinde zu 
begründen. Es fehlt zunächst an einer Aufklärung darüber, wie sich das angeb- 
liche Herkommen ausgestaltet hat, ob es sich nur bezieht auf Schulkinder, 
die in geschlossenem Kreise unter Führung von Lehrern die Kirche besuchen, 
oder auch auf solche, die einzeln und in Begleitung ihrer Eltern oder erwachsener 
Personen am Gottesdienste teilnehmen. Wenn ferner das Bestehen jenes her- 
kömmlichen Aufsichtsrechts daraus gefolgert wird, daß die Kirchen vorstände 
allerkatholischen Kirchen in K. für die Lehrer mehrere Plätze in der ersten Reihe 
zur unentgeltlichen Benutzung gestellt hätten, so kann daraus wohl entnommen 
werden, daß die Kirchenvorstände den Lehrern Gelegenheit zur Aufsicht über 
die den Gottesdiensten beiwohnenden Schulkinder im Interesse der Aufrecht- 
erhaltung angemessenen Verhaltens der Kinder in den Kirchen zu geben beab- 
sichtigt haben; aber dies reicht nicht aus, um festzustellen, daß die für die 
Umgrenzung der Schulzucht zuständigen Schulbehörden eine Einrichtung oder 
Anordnung getroffen haben, welche jedem in der Kirche anwesenden Lehrer 
das Recht gäbe, gegen jedes Schulkind daselbst die Schulzucht auszuüben. 
Hiernach fehlt für die Annahme, daß der Angeklagte durch die dem Sohn des 
Privatklägers erteilte Züchtigung in Ausübung eines ihm kraft seines Lehramts 
zustehenden Rechtes gehandelt habe, nach allen im Konfliktbeschlusse geltend 
gemachten Richtungen hin die erforderliche Grundlage. Die Handlung stellt sich 
somit nicht als eine Amtshandlung des Angeklagten dar, was zur Folge hat, daß 
die Erhebung des Konflikts, der nach $ 1 des Gesetzes vom 13. Februar 1854 
nur amtliche oder in Veranlassung der Ausübung des Amtes vorgenommene 
Handlungen betreffen kann, unzulässig ist. 


Geselz vom 13. Februar 1854 (G. S. S. 86) betreffend die Konflikte bei ge- 
richtllichen Verfolgungen wegen Amts- und Diensthandlungen. Konfliktserhebung 
zugunsten eines wegen Körperverlelzung eines Schulknaben angeklagten Lehrers. 
Zur Frage, ob einem Lehrer das Recht zur Schulzucht auch gegenüber einem Schul- 
kinde, das eine andere Schule besucht, zusteht, sofern beide Schulen in demselben 
0 unlergebracht sind und einzelne Räumlichkeiten gemeinschaftlich be- 
nulzen. 3 

I. Senat. Urteil vom 22. September 1911. Nr.1. A. 172/10. 

Aus den Gründen: Die Zulässigkeit des Konflikts unterliegt 
keinen Bedenken. Er ist auch begründet. 

- Ob die Züchtigung, welche der wegen Körperverletzung angeklagte Mittel- 
Schullehrer H. dem Schüler S. hat zuteil werden lassen, aus dem rechtlichen 
Gesichtspunkte der Notwehr gegen einen die Ausübung des Turnunterrichts 
störenden rechtswidrigen Angriff für berechtigt zu erachten sein möchte, kann 
unerörtert bleiben. Einer weiteren Ausführung hierüber bedarf es nicht, weil 
die Züchtigung nach Lage der Sache als eine Anwendung der dem Angeklagten 
auch dem Knaben S. gegenüber zustehenden Schulzucht sich darstellt, bei 
welcher auch das Maß des zu deren Aufrechterhaltung Zulässigen nicht über- 
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schritten worden ist. Der KonfliktsbeschluB geht freilich von der Auffassung 
aus, daß dem Angeklagten in seiner Eigenschaft als Mittelschullehrer gegen- 
über dem zur Volksschule, also zu einem anderen Schulsysteme, gehörigen 
Schüler S. ein solches Recht nicht zugestanden habe; allein dem kann nicht 
beigepflichtet werden. Allerdings enthält die hier in Betracht kommende All- 
gemeine Schulordnung für die Herzogtümer Schleswig und Holstein vom 
24. August 1814 (Chronologische Sammlung der im Jahre 1814 ergangenen 
Verordnungen und Verfügungen für die Herzogtümer Schleswig und Holstein 
S. 142ff.) in ihren, die Schulzucht und das der Aufrechterhaltung derselben 
dienende Züchtigungsrecht betreffenden Vorschriften ($$ 24, 50) keine nähere 
Bestimmung darüber, wie weit diese Zucht und dieses Recht in subjektiver 
Beziehung reichen. Ebensowenig bieten die für die altländischen Provinzen 
gültigen Bestimmungen der §§ 50ff. Titel 12 Teil II des Allgemeinen Landrechts 
und Nr. 4 der Allerhöchsten Kabinettsorder vom 14. Mai 1825, betreffend die 
Schulzucht, einen Anhalt für die Beurteilung jener Frage, da in diesen Vor- 
_ Schriften nur allgemein von dem „dem Lehrer“ zustehenden Rechte der Schul- 
zucht die Rede ist. Daraus folgt jedoch keineswegs, daß die Handhabung der 
Schulzucht dem Lehrer nur den ihm jeweils unmittelbar zugewiesenen Schülern 
gegenüber für die Dauer dieser Zuweisung zusteht, vielmehr ist die Abgrenzung 
der diesfälligen Zuständigkeit des Lehrers auch in subjektiver Beziehung vor 
allem nach dem Wesen und Zweck der Schulzucht überhaupt zu bestimmen. 
Die öffentlichen Schulen sind ihrem Wesen nach nicht bloß Unterrichts-, 
sondern zugleich Erziehungsanstalten; die Lehrer haben darin nicht allein 
den Schülern Kenntnisse beizubringen, sondern auch über deren sittliche Aus- 
bildung zu wachen (vgl. Schneider und von Bremen, Das Volksschulwesen im 
Preußischen Staate, Bd. 3 §§ 355 ff.; von Bremen, Die Preußische Volksschule, 
$57; von Bitter, Handwörterbuch der Preußischen Verwaltung, unter „Schul- 
zucht“ und Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 42 S. 142). 
Jene Ausbildung umfaßt auch die Erziehung der Schüler zu einem Verhalten, 
das mit der durch die Zwecke der Schule begrifflich gebotenen Ordnung im 
Einklange steht: dazu gehört unter anderem auch, daß durch das Verhalten 
der Schüler der Unterricht in der Schulanstalt und in den dazu gehörigen 
. Räumen nicht gestört wird. Das gilt nicht nur für den Unterricht in derjenigen 
Klasse, welcher der betreffende Schüler angehört, sondern überhaupt für den 
Unterricht, der in der Anstalt stattfindet. Die Aufrechterhaltung dieser Ord- 
nung fällt unter den Begriff der Schulzucht, und zur Ahndung von Zuwider- 
handlungen gegen diese ist dem Lehrer das Züchtigungsrecht gegeben. Dieses 
Recht steht zunächst dem Lehrer über die ihm unmittelbar zugewiesenen 
Schüler, und zwar innerhalb wie außerhalb des Unterrichts wie überhaupt der 
Schulräume zu. Die Rechtsprechung ist aber weiter nie darüber im Zweifel 
gewesen, daß das Züchtigungsrecht bei mehrklassigen Schulen sich keines- 
wegs auf die einzelnen Klassenlehrer den zu ihrer Klasse gehörigen Schülern 
gegenüber beschränkt, vielmehr sämtlichen Lehrern einer Schule gegenüber 
sämtlichen Schülern der Anstalt zusteht (vgl. Schneider und von Bremen 
a.a. O. 8355). Hier liegt nun allerdings der Fall vor, daß der Lehrer einen 
Schüler gezüchtigt hat, der zu einer anderen Schule, überdies anderen Systems, 
gehörte, und für einen derartigen Fall ist in der Entscheidung des vormaligen 
Obertribunals vom 15. März 1877 (Oppenhoff, Rechtsprechung des Königlichen 
Obertribunals in Strafsachen, Bd. 18 S. 230) dem Lehrer das Züchtigungs- 
recht ausdrücklich abgesprochen worden. Demgegenüber steht aber die Recht- 
sprechung des Reichsgerichts (Entscheidungen in Strafsachen Bd. 42 S. 142) 
auf dem Standpunkte, daß keineswegs dem Lehrer rechtsbegrifflich ein 
Züchtigungsrecht nur gegenüber den ihm durch sein Amt unmittelbar zu- 
gewiesenen Schülern zukomme, vielmehr die Bestimmung des seinem Züch- 
tigungsrechte unterworfenen Kreises von Schülern von dem Umfange der ihm 
übertragenen Beaufsichtigungsrechte abhänge, und daß nach den jeweilig be- 
stehenden örtlichen Schuleinrichtungen und den von der zuständigen Schul- 
hehörde getroffenen Anordnungen das Züchtigungsrecht sehr wohl sich auch 
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auf Schüler einer anderen Schule erstrecken könne. Bei Anwendung dieses 
Grundsatzes, dem lediglich beizupflichten ist, führt im vorliegenden Falle der 
Sachverhalt unbedenklich dazu, dem Angeklagten die Befugnis zur Hand- 
habung der Schulzucht dem Schüler S. gegenüber zuzuerkennen, obwohl dieser 
ihm weder unmittelbar unterstellt war noch überhaupt zur Schule des An- 
geklagten gehörte. Hier liegt der Fall so, daß in einem Gebäude zwei selb- 
ständige Schulsysteme gemeinsam untergebracht sind, dergestalt, daß einzelne 
Räumlichkeiten von beiden Systemen gemeinschaftlich benutzt werden. Auf 
dem Schulhofe, der auch den Schülern der Volksschule zugänglich war, wurde 
von solchen der Turnunterricht, den der Angeklagte Schülern der Mittelschule 
erteilte, gestört, und zwar zum Teil in einer Weise, die geradezu auf eine Ver- 
höhnung des Lehrers hinauslief. Es handelte sich also um eine erhebliche Ver- 
letzung der Schulordnung. Demgegenüber erschöpfte sich die Anwendung der 
Schulzucht keineswegs in der bloßen Abwehr der Störung, sie hatte vielmehr 
die Bedeutung eines erziehlichen Einschreitens. Wäre in solchen Fällen dem 
Lehrer die Anwendung der Schulzucht gegenüber den Schülern des anderen 
Schulsystems versagt, so würde er nicht nur in den Mitteln zur Abwehr der 
Störung sachwidrig beschränkt, sondern es würde auch, da derartige Verstöße 
gegen die Schulordnung schon aus erziehlichen Gründen regelmäßig eine Be- 
strafung auf der Stelle geboten erscheinen lassen, der erziehliche Zweck der 
Schulen beider Systeme beeinträchtigt werden. Daher ist anzunehmen, daß, 
wenn, wie hier, von zuständiger Stelle zwei Schulsysteme gemeinschaftlich 
untergrbracht werden, darin mangels ausdrücklicher gegenteiliger Bestimmung 
zugleich stillschweigend die Anordnung liegt, daß die Lehrer beider Systeme 
zur Aufrechterhaltung der Schulordnung allen Schülern beider Systeme gegen- 
über jedenfalls insoweit berufen sein sollen, als es diese Ordnung auch nur 
innerhalb eines der Systeme erheischt. 


Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883. § 144 Abs. 2. Hat die Ver- 
kündigung von Polizeiverordnungen gemäß der vom Regierungspräsidenten nach 
8144 Abs. 2 a.a.O. gelroffenen Bestimmung durch das Kreisblatt zu erfolgen, so 
ist die in einer Beilage des Blattes bewirkte Verkündigung nur dann rechtsgiltig, 
wenn der amtliche Teil des Blattes einen Hinweis auf die Beilage enthält. 

IX. Senat. Urteil vom 23. Juni 1914. Nr. IX. B. 28/10. 

Aus den Gründen: Die Polizeiverordnung, betreffend die Ent- 
wässerung der Grundstücke im Anschluß an die Kanalisation der Stadt R., 
vom 10. Februar 1908, ist formell rechtsungültig. 

Auf Grund des §144 Abs. 2 des Landesverwaltungsgesetzes hat der 
Regierungspräsident zu Potsdam durch Bekanntmachung vom 25. Juni 1886 
(Beilage zu Stück 28 des Amtsblatts) über die Art der Verkündigung orts- und 
kreispolizeilicher Vorschriften sowie über die Form, von deren Beobachtung 
die Gültigkeit derselben abhängt, unter Ziffer 4 bestimmt: 

„Die Verkündigung von Polizeiverordnungen hat durch das Kreis- 
blatt bzw. durch das Blatt, welchem das Publikationsrecht von mir 
besonders beigelegt ist, zu erfolgen.‘ 

Laut amtlicher Auskunft des Regierungspräsidenten ist einer anderen 
Zeitung als dem Kreisblatt zu R. die Eigenschaft als Publikationsorgan für 
Polizeiverordnungen der Polizeiverwaltung zu R. nicht beigelegt worden. 

War somit die Veröffentlichung der Polizeiverordnung vom 10. Februar 
1908 durch das Kreisblatt zu bewirken, so konnte dies an sich auch in einer 
Beilage geschehen, sofern diese einen Bestandteil des Blattes bildete und als 
solcher kenntlich war. Hierzu bedurfte es eines entsprechenden Hinweises in 
der Beilage und im Hauptblatte. Wenn aber die Veröffentlichung selbst nach 
der Natur der Sache grundsätzlich im amtlichen Teile des Blattes — wo 
ein solcher vorhanden ist — zu erfolgen hat, so ist auch die Forderung unab- 
weisbar, daß der Hinweis auf die Beilage in diesem Teile steht. Denn nur dann 
kann die Beilage als Bestandteil des amtlichen Teiles erkannt werden. An 
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einem Hinweise im amtlichen Teile des Kreisblattes fehlt es hier. Die vor- 
handenen Hinweise im redaktionellen Teile und an dessen Schlusse können 
nicht genügen. 


_ Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883. $ 144 Abs. 2. Gesetz über die 
Polizetverwaltung vom 11. März 1850 §6 Buchst. f. Allgemeines Landrecht § ro 
Teil II Titel 17. Zur Frage der Verkündigung ortspolizeilicher Vorschriften. Be- 
deutung der Bestimmung, wonach ortspolizeiliche Vorschriften an dem Ge- 
meindebause öffentlich angeschlagen werden müssen. 

Zur Auslegung einer Polizeiverordnung, welche vorschreibt, daß jedes be- 
baule Grundstück an die Wasserleitung angeschlossen werden muß. 

IX. Senat. Urteil vom 24. Mai 1912. Nr. IX. A. 8/11. 
~  Ausden Gründen: Die angefochtene polizeiliche Verfügung stützt 
sich selbst ausschließlich auf die Polizeiverordnung vom 28. März 1910, welche 
In $1 Abs. 1 bestimmt: 

„Jedes bebaute und zur Bebauung gelangende Grundstück muß, 
sobald die Straße, an welcher dasselbe liegt, mit Wasserleitung ver- 
sts ist, auf Verlangen der Polizeiverwaltung an diese angeschlossen 
werden.“ . | 

Daß diese Vorschrift ihrem Inhalte nach hier zutrifft, unterliegt keinem 
Zweifel. Dem steht nicht entgegen, daß das Grundstück der klagenden Firma 
nicht bewohnt ist. Selbst wenn der Begriff des „bebauten“ Grundstücks nicht 
ohne weiteres auf jedes mit „Bauten‘ oder mit „Gebäuden‘ besetzte Grund- 
stück anzuwenden ist, kann seine Anwendbarkeit auf Grundstücke nicht 
zweifelhaft sein, welche, wie das der Klägerin, mit gewerblichen Arbeitsstätten 


von größerem Umfange besetzt sind, also einer Versorgung mindestens mit - 


Trinkwasser bedürfen. Die materielle Rechtsgültigkeit einer solchen Vor- 
Schrift unterliegt keinem Bedenken. Vorschriften dieser Art dienen, wie der 
Gerichtshof in zahlreichen Entscheidungen festgestellt und ausgesprochen hat, 
der Verstärkung des der Polizei nach §10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen 
Landrechts und den entsprechenden Bestimmungen des rheinisch-französischen 
Rechtes sowie nach $ 6f des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (G. S. S. 265) obliegenden Schutzes der menschlichen Gesundheit sowie 
der Erhöhung der Feuersicherheit durch Schaffung einer einheitlichen und 
Planmäßigen Wasserversorgung für das bebaute Gebiet einer Gemeinde (vgl. 
u.a. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd.54 S.441). Ihrer 
Rechtsgültigkeit steht weder der Umstand entgegen, daß einzelne Grund- 
stücke bereits in genügender Weise mit Wasser versorgt sind, noch auch der 
fernere Umstand, daß, wie hier behauptet ist, das Leitungswasser in einzelnen 
Stadtteilen zeitweilig von mangelhafter Beschaffenheit ist. Denn beides hindert 
nicht, daß die den Anschluß fordernde Vorschrift für ihr Anwendungsgebiet 
ım ganzen den gedachten polizeilichen Zwecken in wirksamer Weise dient. 
Ebensowenig aber hindern Umstände der erwähnten Art im einzelnen Falle 
die Anwendung der an sich gültigen Vorschrift. Rechtsgültige Polizeiverord- 
nungen sind vielmehr einfach nach ihrem Inhalt anzuwenden, und zwar auch 
dann, wenn die besondere Lage des Falles den Erlaß einer diesem Inhalt ent- 
sprechenden Anordnung nicht erforderlich macht. Das gesamte Vorbringen 
der Parteien über die im Falle der Klägerin bestehende Bedürfnislage, über 
die Vorzüge und Mängel der bestehenden Wasserversorgung, über die Wir- 
kungen des geforderten Anschlusses und die mit dem Erlasse der streitigen 
polizeilichen Verfügung verfolgten Zwecke würde daher von Rechtserheblich- 
keit nur dann sein, wenn diese Verfügung ihre rechtliche Stütze unmittel- 
bar im Gesetzesrechte (§ 10 Titel 17 Teil Il des Allgemeinen Landrechts usw.) 
suchen müßte, sofern ihr also die Polizeiverordnung vom 28. März 1910 wegen 
Rechtsungültigkeit eine solche Stütze nicht böte. Was die Klägerin über die 
vermeintliche Unbestimmtheit der die Anschließung des Grundstücks an die 
Wasserleitung fordernden Verfügung sagt, ist im wesentlichen irrig. _ Soweit 
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das örtliche Recht (Polizeiverordnung vom 28. März 1910 und Ortsstatut vom 
28. Mai 1909 nebst Ausführungsbestimmungen vom 27. Mai 1909) nicht genauer 
bestimmt, wie der Anschluß beschaffen sein muß, kann unter Anschluß an 
die Wasserleitung nur eine wirksame, d. h. eine solche Verbindung mit ihr ver- 
standen werden, die gemäß dem Wesen und Zwecke der Gesamtanlage die 
Leitung von Wasser zum Gebrauche der Hausbewohner in das Haus oder 
Grundstück bewirkt, also diesen jedenfalls eine Gelegenheit zur Wasserentnahme 
bietet (vgl. Entscheidnugen a. a. O. Bd. 54 S. 442). | 
Die Klägerin bestreitet die formelle Rechtsgültigkeit der Polizeiverord- 
nung vom 28. März 1910, weil diese nicht gemäß den Bestimmungen des 
Regierungspräsidenten zu Düsseldorf vom 14. September 1888 (Amtsblatt 
S. 404) veröffentlicht worden sei. Hierbei kann es sich, wie der Inhalt der 
Akten über die Entstehung der genannten Polizeiverordnung ergibt, nur darum 
handeln, daß sie — wie der Oberbürgermeister unter dem 14. April 1910 be- 
Scheinigt — „vom 31. März ab 8 Tage lang im Rathause öffentlich aus- 
Aue worden ist, während die Anweisung des Regierungspräsidenten zu 
üsseldorf, betreffend die Verkündigung ortspolizeilicher Vorschriften sowie 
die Form, von deren Beobachtung die Gültigkeit derselben abhängt, vom 
14. September 1888 in §1 bestimmt: 

„Jede ortspolizeiliche Vorschrift muß in jeder Gemeinde, fiir welche 

sie Gültigkeit haben soll, 

a) an dem Gemeindehause Öffentlich angeschlagen werden und 
mindestens bis zum Ablauf des 8. Tages nach ihrer Verkündigung 
in der amtlichen Zeitschrift (88 1b und 4) oder nach der öffent- 
lichen Verlesung daselbst ausgehängt bleiben... .‘ 

Diese auf Grund des §144 Abs. 2 des Landesverwaltungsgesetzes vom 
30. Juli 1883 erlassene Bestimmung konnte indes nicht für verletzt erachtet 
werden. Sie betrifft, sofern sie den öffentlichen Anschlag am Gemeindehause 
vorschreibt, nicht den Gebrauch bestimmter Ausdrücke und Formeln im Texte 
der zu erlassenden Polizeiverordnung, sondern regelt das bei der Veröffent- 
lichung des feststehenden Verordnungstextes zu beobachtende Verfahren. Sie 
ist insoweit nach Zweck und Wesen nicht wie in anderen ihrer Teile von dem 
Wortlaut abhängig, erfordert und erträgt vielmehr in mehrfacher Hinsicht eine 
Ergänzung ihres unmittelbaren Wortsinnes im Wege der Auslegung. So ergibt 
sich aus der Natur der Sache, daß nicht jeder „Öötfentliche‘‘ Anschlag am Ge- 
meindehause, sondern nur ein solcher genügt, der dem Publikum auch das 
Lesen der Verordnung ermöglicht. Andererseits schließt das Wort ,,Anschlagen‘‘ 
offenbar nicht jede Art der Befestigung aus, bei der nicht „geschlagen“ wird. 
Niemand wird etwas vermissen, wenn die Akten zwar ersehen lassen, daß die 
Polizeiverordnung vom 28. März 1910. „ausgehängt‘, nicht aber auch, daß sie 
„angeschlagen“ worden ist. Der obwaltende sachliche Zusammenhang läßt 
aber mit genügender Sicherheit erkennen, daß auch der nächste Sinn des Wortes 
„am“ hier nicht wesentliche und maßgebende Bedeutung hat. Der Nachdruck 
liegt auf der Forderung des öffentlichen Anschlags, welcher durch die Be- 
zeichnung des Gebäudes, wo er zu geschehen hat, örtlich näher bestimmt wird, 
nicht auf dem Worte „am“. Es ist allgemein bekannt, daß die Veröffentlichung 
behördlicher Erlasse und Nachrichten in sehr vielen — wohl den meisten — 
größeren Städten längst nicht mehr durch Anschlag an der Außenseite des 
Gemeindehauses, sondern in geeigneten, dem allgemeinen Verkehr gewidmeten, 
den Ubergang zu den eigentlichen Innenräumen vermittelnden Vorräumen, 
meist dem Eingangsflur des Gemeindehauses, erfolgt. Die Gründe dieser Ent- 
wicklung sind teils in ästhetischen Interessen, in der Rücksicht auf Witterungs- 
einflüsse und dergleichen, teils aber auch in dem hervortretenden Bedürfnisse 
gegeben, die Durchführung des Veröffentlichungsverfahrens gegen unbefugte 
Eingriffe sicherzustellen. Daher muß es ohne weiteres als ausgeschlossen an- 
gesehen werden, daß der Regierungspräsident zu Düsseldorf im Jahre 1888 
daran gedacht habe, dieser Entwicklung entgegenzutreten und die zahlreichen 
größeren Städte und industriellen Landgemeinden seines Bezirks zur Rückkehr 
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zu der von ihnen unzweckmäßig befundenen älteren Einrichtung zu nötigen. 
Alles, was sachlich zu deren Gunsten etwa geltend zu machen wäre, größere 
Augenfälligkeit, unbeschränktere Zugänglichkeit des Anschlags an der Außen- 
seite des Gemeindehauses und dergleichen, kann auch schon deshalb nicht als 
erheblich ins Gewicht fallen, weil bekanntlich gerade in größeren Städten usw. 
der öffentliche Anschlag überhaupt nur noch eine geringfügige, gegenüber der 
un durch die Presse durchaus untergeordnete praktische Be- 
deutung hat. Die erforderliche Zugänglichkeit des Anschlags im Gemeinde- - 
hause kann allerdings durch Anordnung der Gemeindebehörde außer Wirksam- 
keit gesetzt werden. Aber nur dadurch, daß dies geschieht, nicht schon da- 
durch, daß es geschehen kann, wird dem Anschlage die Eigenschaft eines 
öffentlichen genommen. In bezug auf die Rücksichten, welche die Gemeinde- 
verwaltung polizeilichen Bekanntmachungen schuldet, besteht kein grund- 
sätzlicher Unterschied, mag der Anschlag innerhalb oder außerhalb des Ge- 
meindehauses geschehen. 

Stehen hiernach der Annahme, daß in der Anweisung vom 14. September 
1888 der Ausdruck „am Gemeindehause‘“ in seinem nächsten Wortsinne ge- 
braucht sei, durchgreifende Gründe sachlicher Art entgegen, so konnte auch 
der in den Entscheidungen des Kammergerichts vom 19. Mai 1910 (Deutsche 
Juristenzeitung 15. Jahrgang S. 969) und vom 9. März 1911 (16. la S. 709 
daselbst) vertretenen Auffassung, daß ein gültiger Anschlag im Innern des 
Gemeindehauses durch den Wortlaut der bezeichneten Anweisung ausgeschlossen 
sei, nicht beigetreten werden. Die gewählte orang gestattet vielmehr 
eine ausdehnende Auslegung dahin, daß unter einem Öffentlichen Anschlag 
„am Gemeindehause‘“ auch ein Öffentlicher Anschlag innerhalb der Um- 
fassungswände verstanden werden kann. Gemeint ist, wie dargelegt, der An- 
schlag an der dazu bestimmten und geeigneten Stelle des Gemeindehauses. 
Ein solcher Anschlag kann aber schließlich in Kürze auch als Anschlag am 
Gemeindehause bezeichnet werden. Die durch die Wahl dieser Bezeichnung 
hervorgerufenen Zweifel sachlicher Art waren nach der Auffassung des Gerichts- 
hofs in der dargelegten Weise zu erledigen. 


Ist die Bestimmung in §10 Nr. ı der Baupolizeiverordnung für die Vor- 
orte von Berlin vom 28. Mai 1907, wonach nur Grundstücke, welche unmittelbar 
an einen Offentlichen Fahrweg grenzen, mil Gebäuden besetzt werden dürfen, 
rechisgultig? 

IX. Senat. Urteil vom 25. April 1911. Nr. IX. A. 17/10. 

Aus den Gründen: §10 Nr.4 der Baupolizeiverordnung für die 
Vororte von Berlin vom 28. Mai 1907 lautet: 

„Unbeschadet eines auf Grund des $ 12 des Gesetzes betreffend die 
Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortschaften vom 2. Juli 1875 erlassenen ortsstatutarischen 
Bauverbots dürfen nur Grundstücke, welche unmittelbar an einen 
öffentlichen Fahrweg (Fahrstraße) grenzen, mit Gebäuden besetzt 
werden. Auf anderen Grundstücken kann die Errichtung von Ge- 
bäuden gestattet werden, wenn die Grundstücke mit einem öffent- 
lichen Fahrweg (Fahrstraße) durch einen der Bestimmung der Ge- 
bäude entsprechenden, für die Dauer gesicherten Zufahrtsweg ver- 
bunden sind, welcher nach seiner Beschaffenheit, besonders in An- 
sehung der Breite, den öffentlichen Interessen genügt.“ 

Die Einwendungen des Klägers gegen die Gültigkeit dieser Bestimmung 
sind nicht begründet, insbesondere greifen die aus § 14 des Ansiedlungsgesetzes 
vom 10. August 1904 (G. S. S. 227) hergeleiteten Bedenken nicht durch. Es 
kann dahingestellt bleiben, ob es nicht zulässig ist, vom baupolizeilichen Stand- 
punkt aus die Zulässigkeit der Bebauung von Grundstücken bezüglich ihrer Zu- 
gänglichkeit und ihrer Lage im Verhältnis zu dem Straßennetz des Ortes an 
-Strengere und weitergehende Voraussetzungen zu knüpfen, als es vom Stand- 


124 Aus der Praxis des Oberverwaltungsgerichts. 


punkt des Ansiedlangsrechts durch das Gesetz für die Erteilung einer An- 
siedlungsgenehmigung geschehen ist (vgl. Urteil vom 5. Mai 1881, Entschei- 
dungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 7 S. 314). Da die G.straBe unstreitig 
in den Bebauungsplan von P. aufgenommen ist, finden bezüglich der Bebauung 
des Grundstücks des Klägers die Bestimmungen des Ansiedlungsgesetzes über- 
haupt keine Anwendung, und es liegt deshalb ein Widerspruch des 810 Nr. 1 
der Baupolizeiverordnung mit §14 des Ansiedlungsgesetzes hier nicht vor. 
Auch im übrigen ist nicht ersichtlich, daß die Vorschrift des $ 10 Nr. 1 a. a. O. 
gegen geltendes Gesetzesrecht verstößt, sofern sie nach allgemeinem Polizei- 
rechte rechtsgültig ist. Daß dies der Fall ist, mußte angenommen werden. Es 
ist nicht anzuerkennen, daß es an einem polizeilichen Zwecke fehlt. Wenn 
die Verbindung des Baugrundstücks mit der öffentlichen Straße im wesent- 
lichen aus feuer- und verkehrspolizeilichen, daneben auch aus ordnungs- und 
sicherheitspolizeilichen Rücksichten mit Recht gefordert. wird, so kann auch 
nicht bezweifelt werden, daß der Schutz dieser polizeilichen Interessen im 
allgemeinen ein minder vollkommener ist, wenn jene Verbindung nicht durch 
unmittelbares Angrenzen, sondern durch einen Zuweg hergestellt wird, dessen 
Benutzung durch den Baugrundstücksbesitzer und die Polizei auf privatrecht- 
lichen Abmachungen mit einem Dritten beruht. Auf der öffentlichen Straße 
gebietet die Polizei kraft des Gesetzes, und ebenso hat sie gegenüber dem Grund- 
stücksbesitzer in Angelegenheiten des ihm gehörigen und von ihm zu vertretenden 
Grundstücks eine ihren Aufgaben entsprechende gesicherte öffentlich-recht- 
liche Stellung, während sie inbezug auf das Privateigentum eines Dritten 
niemals von dessen Willen in vollkommen sicherer Weise unabhängig ist. Schon 
Meinungsverschiedenheiten über Inhalt und Wirkung privatrechtlicher Ab- 
machungen können den Erfolg polizeilicher Maßnahmen in Frage stellen, und 
die Polizei bleibt daher innerhalb ihrer gesetzlichen Aufgabe, wenn sie zur 
Sicherung dieses Erfolges durch allgemeine Vorschrift störende Einflüsse der 
gedachten Art ausschaltet. 


Allgemeines Landrecht § ro Teil II Titel 17. Geselz über die Poltzeiver- 
wallung vom II. März 1850 § 6 Buchst. f. 

Zur Frage, ob für die Gebtelsteile des ehemaligen GroBherzogtums Berg ein 
von der Vorschrift des § ro aaO. abweichender Polizeibegriff gilt. Befugnisse der 
Polizei inbezug auf die Regelung der Errichtung von Aborten und die Bestimmung 
der für ein Gebäude erforderlichen Anzahl derselben. 

IX. Senat. Urteil vom 10. Februar 1911. Nr. IX. B. 7/10. 

Aus den Gründen: In der angefochtenen Entscheidung des 
Bezirksausschusses ist die von der beklagten Polizeiverwaltung zu Düsseldorf 
aus Sanitatspolizeilichen Gründen dem klagenden Hausbesitzer gemachte 
Auflage, in seinem Hause zu den vorhandenen drei Aborten noch mindestens 
zwei weitere Aborte zu errichten und an die städtische Kanalisation anzu- 
schließen, für begründet erachtet worden. Der Bezirksausschuß hat dabei die 
Polizeiverordnung des Regierungspräsidenten vom 25. Mai 1898 über die 
Beschaffenheit und Benutzung von Wohnungen (Amtsblatt der Regierung zu 
Düsseldorf S. 75) sowie den § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts 
für anwendbar erachtet und ausgeführt, im $ 10 seien Umfang und Inhalt der 
allgemeinen polizeilichen Befugnisse umschrieben; als Norm des preußischen 
Staatsrechts gelte er auch in den Landesteilen des ehemals gemeinen und des 
französischen Rechts. Letzteres hat der die Aufhebung der polizeilichen For- 
derung begehrende Kläger in dieser Instanz von neuem bestritten und mit 
Unterscheidung zwischen dem Rechte der linksrheinischen Teile der jetzigen 
Rheinprovinz und dem Rechte des ehemaligen Großherzogtums Berg mit der 
Hauptstadt Düsseldorf darzutun versucht, daß nach den für diese Landesteile 
in Geltung gebliebenen französischrechtlichen Bestimmungen ein polizeiliches 
Einschreiten zur Erhaltung der Gesundheit des einzelnen ausgeschlossen sei 
und nur Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren, die der Allgemeinheit 
drohten, ergriffen werden dürften. Dem kann aber nicht beigetreten werden. 
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Von der Rechtsprechung ist zwar wiederholt anerkannt, daß die Vor- 
schriften des Allgemeinen Landrechts, auch soweit sie das öffentliche‘ Recht 
betreffen, in der Rheinprovinz nicht ohne weiteres anwendbar sind, andererseits 
ist von ihr aber auch schon dargelegt worden — so in der Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts vom 17. Dezember 1890, Bd. 20 S. 399 der Sammlung, 
— daß die im § 10 aaO. umschriebenen Aufgaben der Polizei ihrem Inhalte 
nach mit dem während der Fremdherrschaft auf der linken Rheinseite zur 
Geltung gelangten französischen Polizeirecht übereinstimmen. Zur Anerkennung 
eines hiervon abweichenden Polizeibegriffs in dem von der ebengenannten 
Entscheidung nicht getroffenen Gebiete des im Jahre 1806 aus verschiedenen 
deutschen Ländern gebildeten, im Jahre 1813 wieder aufgelösten Großher- 
zogtums Berg bietet das hierfür vom Kläger angezogene Dekret über die Organi- 
sation und Verwaltung dieses Staates vom 18. Dezember 1808 (mitgeteilt in 
v. Daniels Handbuch Bd. 7 S. 41 fg.) keine hinreichende Stütze. Der Kläger 
hält Art. 28 Nr. 7 für ausschlaggebend, wo es heißt: Les fonctions propres 
aux maires....sont:.... d’assurer la salubrité et la propreté de la cite Er 
Aus dieser an anderen Stellen des Dekrets ähnlich wiederkehrenden Formel 
(s. Art. 28 Nr. 5 und Art. 3 und 8), in der auch der Kläger nur eine kurze Zu- 
sammenfassung älterer Vorschriften erblickt, ist eine grundsätzliche Ver- 
schiedenheit von dem in der Entscheidung Bd. 20 S. 399 fg. für den links- 
rheinischen Teil der Rheinprovinz dargelegten Polizeibegriff nicht zu ent- 
nehmen. Dazu mag noch für Berg auf die bei Scotti, Gesetze und Verordnungen, 
Bd. 2 S. 1106 fg. mitgeteilte Verordnung über die Munizipalverwaltung vom 
13. Oktober 1807 verwiesen werden, deren Titel VI die Aufgaben der Munizipal- 
polizei enthält und besonders im Art. 37 die zu der Sorge um die Gesundheit der 
Stadt gehörenden Obliegenheiten nennt. Die polizeilich zu überwachenden 
Einzelheiten waren auch bereits in dem arrété, qui determine les fonctions des 
commissaires généraux de police vom 27. Oktober 1800 (5 brumaire IX) 
(Daniels IV S. 183), worauf der Kläger noch besonders verwiesen hat, in dem 
von der salubrite de la cit& handelnden Abschnitt III Ziffer 18 daselbst erwähnt, 
darunter la construction, entretien et vidange des fosses d’aisance (Abort- 
gruben). Bestanden hiernach für das ehemalige Großherzogtum Berg keine 

sitiv-rechtlichen Bestimmungen, denen Einschränkungen der gemäß $ 10 

itel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts der Polizei gebührenden Befugnisse 
zu entnehmen waren. — weitergehende Zuständigkeiten der bergischen 
Polizeibehörden (s. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 20 S. 402) 
sind hier nicht von Belang — so blieb nur noch zu prüfen, ob die umstrittene 
Auflage mit dem für die Stadt Düsseldorf erlassenen örtlichen Baurecht sich im 
Einklange befindet. Daß letzteres in Ausführung des $ 6 f des Gesetzes vom 
41. März 1850 und im Rahmen des $ 10 a. a. O. (siehe Entscheidungen a. a. O. 
Bd. 26 S. 327/28) die Errichtung von Aborten (Bedürfnisanstalten) als eine 
der Sorge für Leben und Gesundheit dienende, mit der Baupolizei sachlich eng 
verbundene Angelegenheit näher regeln kann, ist vom Gerichtshofe nie in 
Zweifel gezogen worden. 


Gesetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850. §§ 6, 15. Allgemeines 
Landrecht § ro Teil II Titel 17. 

Durch Polizeiverordnung kann nicht vorgeschrieben werden, daß jeder 
Besitzer eines bebauten Grundstücks, welcher außerhalb des Ortes seinen Wohnsitz 
bat, verpflichtet ist, einen Vizewirt zu bestellen, an welchen polizeiliche Verfügungen 
mil rechtlicher Wirkung für den Hausbesitzer ausgehändigt werden können. 

I. Senat. Urteil vom 26. September 1911. Nr. I. C. 23/11. 

Aus den Gründen: Der § 21 der Polizeiverordnung des Amts- 
vorstehers zu Oberförsterei Cöpenick vom 7. Juli 1904 (Niederbarnimer Kreis- 
hlatt Nr. 82 vom 45. Juli 1904) bestimmt: 

„Jeder Besitzer eines bebauten Grundstücks, welcher außerhalb 
seinen Wohnsitz hat, ist verpflichtet, einen Vizewirt oder eine sonstige 
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im Gemeindebezirk wohnende Person zu halten, an welche polizeiliche 
oder sonstige Verfügungen des Amts- oder Gemeinde- resp. Guts- 
Vorstehers mit rechtlicher Wirkung für ihn ausgehändigt werden 
können. Die betreffende Person muß dem Amtsvorsteher binnen 
14 Tagen nach Übernahme des Besitzes mitgeteilt werden. Innerhalb 
gleicher Frist ist ein etwaiger Wechsel in der Person des Stellvertreters 
anzuzeigen.“ ; g 

Die Frage, ob der § 21 rechtsgültig ist, war in wesentlicher Uberein- 
stimmung mit den Ausführungen des Kammergerichts, welches in dem Urteile 
vom 6. Juli 1905 (Jahrbuch Bd. 30 S. C 47) einer gleichlautenden Polizei- 
verordnung die Rechtsbeständigkeit abgesprochen hat, aus folgenden Er- 
wägungen zu verneinen. 

Die Verordnung vom 7. Juli 1904, gegen deren formelle Gültigkeit Be- 
denken nicht erhoben sind und nicht obwalten, betrifft nach ihrer Überschrift 
„die Aufrechterhaltung der Reinlichkeit, Sicherheit, Bequemlichkeit, Ruhe und 
Ordnung in den bebauten Straßen des Amtsbezirkes Cöpenick Forst‘, will 
also diese Angelegenheiten polizeilich regeln. Es fällt zunächst auf, daß in $ 21 
die Forderung erhoben wird, die Forensen sollten einen Hausvizewirt halten, 
dem nicht bloß polizeiliche, sondern auch „sonstige Verfügungen des 
Amts- oder Gemeinde- resp. Gutsvorstehers mit rechtlicher Wirkung für ihn 
ausgehändigt werden können.“ Fir die polizeilich zu regelnden 
Angelegenheiten, welche in der Überschrift der Verordnung aufgeführt sind, 
muß es genügen, daß ein Zustellungsbevollmächtigter der Forensen für die 
Entgegennahme polizeilicher Verfügungen am Orte anwesend ist. 
Die Bestellung eines solchen Bevollmächtigten für die Empfangnahme son - 
stiger Verfügungen kann im Rahmen des Zweckes der Verordnung nicht 
gefordert werden; insoweit geht also die Verordnung jedenfalls zu weit. 

Aber auch die Forderung, es solle ein Zustellungsbevollmächtigter für die 
Empfangnahme polizeilicher Verfügungen für jedes bebaute Grund- 
stück eines Forensen bestellt werden, läßt sich nicht aufrecht erhalten. Der 
zugrunde liegende Gedanke kann nur der sein, daß alle Anordnungen, welche 
die Polizei im Interesse der Aufrechterhaltung der Reinlichkeit, Sicherheit, 
Bequemlichkeit, Ruhe und Ordnung in den bebauten Straßen des Amtsbezirkes 
trifft, am Orte selbst einem Vertreter des ortsabwesenden Eigentümers rechts- 
wirksam, d. h. mit den für den Eigentümer an die Zustellung sich knüpfenden 
Folgen, ausgehändigt werden können. Es soll also de Zustellung der 
Verfügungen gesichert werden. Das Vorhandensein eines Vizewirts betrifft 
an Sich unmittelbar die Reinlichkeit, Sicherheit usw. der bebauten Straßen 
nicht; auch nach den vom Beklagten gegebenen Beispielen handelt es sich immer 
nur darum, daß der Eigentümer am Orte erfahren soll, was die Polizei von ihm 
verlangt. Mithin wird in der Tat durch $ 21 der Verordnung das Zustellungs- 
wesen für den Amtsbezirk besonders geregelt, es wird eine Möglichkeit zu 
Ersatzzustellungen am Orte erzwungen, um die Anordnungen der Ortspolizei- 
behörde tunlichst schnell und einfach dem Eigentümer zu Händen einer für 
ihn verantwortlichen Person zur Kenntnis zu bringen. Diese Regelung verstößt 
gegen $ 15 des Polizeigesetzes vom 11. März 1850 jedenfalls insoweit, als für 
die Zustellung polizeilicher Straf verfügungen in §10 der Anweisung vom 
8. Juni 1883 zur Ausführung des Gesetzes vom 23. April 1883 (Justizministerial- 
blatt Seite 223) besondere Vorschriften ergangen sind, mit denen es sich nicht 
verträgt, daß ein besonderer Vizewirt zu bestellen ist, wenn der Eigentümer 
eines bewohnten Grundstücks nicht am Orte wohnt. Für polizeiliche Ver- 
fiigungen, welche nicht Strafverfügungen sind, ist gesetzlich eine besondere 
Art der Zustellung nicht vorgeschrieben: bezüglich ihrer Sondervorschriften 
zu erlassen, ist die Polizeibehörde aber deshalb nicht befugt, weil dergleichen 
Anordnungen dem Gegenstande nach nicht unter $ 6 des Polizeigesetzes vom 
11. März 1850 fallen. In Frage konnten nur die Vorschriften unter b oder i 
dieses Paragraphen kommen. Die Vorschrift unter Buchstabe b ist aber nicht 
anwendbar, weil der Verkehr auf den Straßen mit dem Bestellen eines Vizewirts 
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unmittelbar nichts zu tun hat. Gegen die Anwendung der Vorschrift unter 
Buchstabe i spricht, daß zwar nach den Ausführungen der Vorinstanzen ein 
besonderes Interesse der Gemeinde an der Einsetzung von Vizewirten bestehen 
kann, daß aber der Zweck der Anordnung außerhalb des durch § 10 Titel 17 
Teil II des Allgemeinen Landrechts umschriebenen Rahmens der polizeilichen 
Aufgaben liegt. Es wird nur die Erleichterung der Zustellung von 
Anordnungen usw. an den auswärts wohnenden Eigentümer angestrebt, und diese 
läßt sich unter § 10 a. a. O. nicht einreihen. Daher war die Bestimmung des § 21 
der Polizeiverordnung fiir rechtsungültig zu erklären. 


Gesetz über die Polizeiverwallung vom rr. März 1850 §6 Buchstabe b. 
Allgemeines Landrecht §10 Teil 11 Titel 17. Preußisches PreBgesetz vom 12. Mai 
1851 § 10. Reichsgewerbeordnung 88 15a und 43. Zur Frage der Rechtsgültigkeil 
von Polizeiverordnungen, welche das Anschlagwesen regeln. Bedeutung der Aus- 
drücke: Reklamen, Plakate, Anschlagzettel und Anzeigen. 

I. Senat. Urteil vom 16. Februar 1912. Nr. I. A. 127/11. 

Aus den Gründen: Für Königsberg ist am 10. Juni 1907 eine 
Polizeiverordnung erlassen, in deren $ 1 bestimmt wird, daß ‚Anzeigen, Plakate, 
Reklamen und sonstige Anschlagzettel, welche von den öffentlichen Straßen 
und Plätzen, vom Pregel, vom Oberteich und von dem Schloßteich aus sicht- 
bar sind, nur an die von der Polizeibehörde auf öffentlichen Straßen und Plätzen 
zu diesem Zwecke genehmigten Einrichtungen (Säulen, Tafeln usw.) angebracht 
werden“ dürfen. Nach Absatz 3 des §1 ist es Grundstücksbesitzern und 
Nutzungsberechtigten gestattet, Anzeigen, welche lediglich ihr eigenes Inter- 
esse betreffen, auf ihren oder den von ihnen bewohnten beziehungsweise zum 
Gewerbebetriebe benutzten Grundstücken anzubringen. Übertretungen der 
Vorschriften der Polizeiverordnung sind im § 7 mit Geldstrafe bis zu 30 .& 
oder mit entsprechender Haft bedroht. 

= Gegen die Rechtsgültigkeit der Verordnung, deren formelle Gültigkeit 
nicht zu beanstanden ist, hat der Kläger eine Reihe von Bedenken vorgebracht, 
welche sämtlich nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts un- 
begründet sind. Die Bestimmungen für Königsberg schließen sich — mit un- 
wesentlichen Abweichungen in einzelnen Ausdrücken — denjenigen an, welche 
am 26. Januar 1880 zur Regelung des Anschlagwesens für Berlin erlassen 
worden sind (Amtsblatt der Regierung zu Potsdam vom 6. Februar 1880 S. 44). 
Mit der Verordnung vom 26. Januar 1880 und anderen ihr nachgebildeten 
Verordnungen für andere Städte — z. B. Hildesheim, Breslau — hat sich das 
Oberverwaltungsgericht wiederholt zu beschättigen gehabt und dabei stets 
die Rechtsgültigkeit derartiger das Anschlagwesen regelnden Verordnungen 
bejaht. Für die Frage, welches die rechtliche Grundlage solcher Bestimmungen 
sei, hat der Gerichtshof auf §6 Buchst. b des Gesetzes über die Polizeiverwal- 
tung vom 11. März 1850 verwiesen, wo die Ordnung, Sicherheit und Leichtig- 
keit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen, Brücken, Ufern 
und Gewässern unter den Gegenständen des ortspolizeilichen Verordnungs- 
rechts aufgeführt wird. Dies ist geschehen in der Erwägung, daß eine Hemmung 
des öffentlichen Verkehrs eintreten kann, wenn das Publikum durch Anzeigen 
irgendwelcher Art zum Stehenbleiben, Lesen und Anschauen veranlaßt wird. 
Wenn der Kläger ausführt, daß die Polizei nach §10 des Allgemeinen Land- 
rechts Teil II Titel 17 nur berufen sei, Gefahren vom Publikum abzu- 
wenden, und daß durch die Anbringung von Plakaten niemand gefährdet 
werden könne, so übersieht er zweierlei. Da 86 Buchstabe b des Gesetzes 
vom 11. März 1850 nicht nur die Ordnung und Sicherheit, sondern auch die 
Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen und Plätzen usw. 
dem Polizeiverordnungsrecht unterstellt, so hat die Polizeibehörde keines- 
wegs nur Gefahren, sondern auch Nachteile und Beldstigungen jeder Art ab- 
zuwenden, welche die Leichtigkeit und Bequemlichkiet des Verkehrs zu be- 
einträchtigen geeignet sind, also z. B. jeder Stockung oder Erschwerung des 
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Fortbewegens auf den StraBen usw. vorzubeugen, selbst wenn nicht gerade 
Gefahren daraus zu befiirchten sind (vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts Bd. 18 S. 302, besonders S. 306). Ferner bedarf es, wenn das Verbot 
der Anbringung von Plakaten durch Polizeiverordnung rechtsgültig erlassen 
ist, im Einzelfalle nicht des Nachweises, daß gerade das betreffende Plakat 
die Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu stören geeignet ge- 
wesen ist; vielmehr genügt für das Verlangen der Entfernung des Plakats im 
einzelnen Falle die Feststellung, daß es unter die Regel der Verordunng fällt 
(vgl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 39 S. 410, besonders 
S. 415). Zuzugeben ist dem Kläger, daß bei der gegenwärtigen Ausbreitung 
und Ausgestaltung des Reklamewesens die Besorgnis, ein auffallendes Plakat 
werde den öffentlichen Verkehr stören, im allgemeinen geringer geworden ist, 
als sie zu der Zeit war, wo die Geschäftsreklame sich fast nur in den Formen 
von Schildern mit der Angabe der Firma und der von ihr geführten Waren 
bewegte. Die Anschauungen über das im Interesse des öffentlichen Verkehrs 
noch zuzulassende Maß der Reklame sind nach Ort und Zeit dem Wechsel unter 
worfen. Daraus folgt aber nicht, daß gegenwärtig, wo das Publikum in den 
poe Städten durch die Massenhaftigkeit, Aufdringlichkeit und Rücksichts- 
osigkeit der Reklame abgestumpft zu sein pflegt, die Polizeibehörden nicht 
mehr befugt sein sollten, das Anschlagwesen und damit einen Teil des Reklame- 
wesens durch Verordnungen zu regeln; denn für sie genügt es, daß eine Störung 
der Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf den Straßen usw. 
durch Plakate und dergleichen nach vernünftigem Ermessen eintreten 
kann. Das aber läßt sich auch unter den jetzigen Verhältnissen nicht in 
Abrede stellen. Die Ausführung des Klägers, daß dann auch Firmenschilder 
und Schaufenster verboten werden könnten, beweist nichts gegen diesen Stand- 
punkt; denn für Firmenschilder ist die Sondervorschrift des $ 15a der Reichs- 
gewerbeordnung maßgebend, und für Schaufenster, bei denen der Kläger ein 
polizeiliches Einschreiten im Verkehrsinteresse für ausgeschlossen erachtet, 
ist in der Rechtsprechung anerkannt, daß die Ausstellung solcher Gegenstände 
olizeilich verhindert werden darf, welche durch Herbeiführung von Ansamm- 
ungen des Publikums den Straßenverkehr beeinträchtigen (vgl. Preußisches 
Verwaltungsblatt Jahrgang 12 S. 519 und Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts Bd. 40 S. 216). 

Was den weiteren Versuch des Klägers anlangt, die Ungültigkeit der 
Polizeiverordnung von 10. Juni 1907 daraus herzuleiten, daß sie über den 
durch $ 10 des preußischen Preßgesetzes von 12. Mai 1851 gesteckten Rahmen 
hinausgehe, so ist zu bemerken, daß die Verordnung und $ 10 a. a. O. keines- 
wegs dieselbe Frage regeln. Der $ 10 des Preßgesetzes — und der ihn ergänzende 
§ 43 der Reichsgewerbeordnung — bezieht sich auf die Personen, welche 
an Öffentlichen Orten Schriften oder Bildwerke feilbieten, anheften oder an- 
schlagen dürfen, aber nicht auf die Orte, wo das Anheften oder Anschlagen 
stattfinden kann, und steht deshalb einer Polizeiverordnung, die alle Plakate 
an bestimmte Anschlagvorrichtungen verweist, nicht entgegen. Hiernach ist 
die Ausführung, daß die vom Beklagten dem angefochtenen Bescheide zu- 
Au. gelegte Polizeiverordnung der Rechtsgültigkeit ermangele, unzu- 
treifend. 

Der zweite Streitpunkt bezieht sich auf die Frage, ob sich der Kläger 
für die Anbringung der Plakate am Zaune seines Grundstücks auf Absatz 3 
des §1 der Verordnung vom 10. Juni 1907 mit Erfolg berufen kann. Dort 
heißt es: „Auch bleibt es Grundstücksbesitzern und Nutzungsberechtigten 
gestattet, Anzeigen, welche lediglich ihr eigenes Interesse betreffen, auf 
ihren oder den von ihnen bewohnten bzw. zum Gewerbebetrieb benutzten 
Grundstücken anzubringen ....‘“ Darüber, daß der Kläger Besitzer desjenigen 
Grundstücks ist, an dessen die öffentliche Straße berührender Umwehrung 
die Plakate befestigt sind, besteht kein Streit. Während aber der Kläger in 
den Plakaten lediglich „Anzeigen“ über das auf seinem Grundstück her- 
gestellte Fabrikat sieht und darum den Abs. 3 für anwendbar hält, wollen der 
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Polizeiprasident von Königsberg und der beklagte Oberpräsident einen Unter- 
schied zwischen ,,Anzeigen“ einerseits und „Plakaten, Reklamen“ anderseits 
machen, sowie den Abs. 3 nur auf „Anzeigen“ beziehen, die „Plakate und 
Reklamen“ aber der Regel des Abs. 1 unterwerfen. 

Richtig ist, daß die Anschläge, welche der Kläger an seinem Zaune hat 
anbringen lassen, unter den Begriff der Reklamen fallen. Unter Reklamen sind 
diejenigen Öffentlichen Anzeigen zu verstehen, welche durch die Häufigkeit 
ihrer Wiederholung, das Auffallende ihrer Darstellung — z. B. die räumliche 
Ausdehnung, die Benutzung greller Farben, die Verwendung ungewöhnlich 
großer oder eigentümlich gestalteter Buchstaben und bildlicher Darstellungen 
— ferner durch Lichteffekte oder auf sonstige Art die Aufmerksamkeit des 
Publikums auf. geschäftliche Ankündigungen in besonderem Maße und in 
höherem Grade lenken sollen, als es durch einfache Mitteilungen zu geschehen 
pflegt. Alle diese Eigentümlichkeiten finden sich bei den Anschlägen des 
Klägers, der auch selbst betont, daß das Publikum auf die in seiner Fabrik 
hergestellten Zigaretten aufmerksam gemacht werden solle. Dagegen kann 
nicht anerkannt werden, daß der Absatz 3 des $ 1 der Verordnung vom 10. Juni 
1907 auf Reklamen nicht anzuwenden sei. Die Verordnung selbst läßt sich 
nicht darüber aus, welche Bedeutung sie den in Abs. 1 aufgeführten ver- 
schiedenen Arten von öffentlichen Mitteilungen beimißt, sondern wechselt in 
ihren Vorschriften mit der Bezeichnung dieser Mitteilungen, ohne daß er- 
kennbar würde, worin das Unterscheidungsmerkmal liegen soll. Während in 
§ 1 Abs. 1 von „Anzeigen, Plakaten, Reklamen und sonstigen Anschlagzetteln“ 
gesprochen wird, handelt Abs. 2 von „Bekanntmachungen, Erlassen und An- 
zeigen“ der öffentlichen Behörden, und Abs. 3 von den „Anzeigen“ der Grund- 
stücksbesitzer und Nutzungsberechtigten, welche lediglich ihr eigenes Inter- 
esse betreffen, sowie von ,,Anschlagen‘‘, die nach einem Umzuge noch drei 
Monate lang anı Orte belassen werden dürfen. Der $3 bedient sich des all- 
gemeinen Ausdrucks „Anschläge“ und hebt in Abs. 2 und 3 unter ihnen die 
„Bekanntmachungen und Anzeigen“ der Behörden hervor, die dann auch in 
$ 4 bezüglich der Farbe des zu verwendenden Papiers im Gegensatz zu „anderen 
Anzeigen‘ gestellt werden. In $5 werden die an den besonders zugelassenen 
Einrichtungen (Säulen, Tafeln usw.) befestigten Mitteilungen wieder „An- 
schlage“ genannt. Aus der in der Verordnung angewendeten Ausdrucksweise 
läßt sich hiernach nicht entnehmen, daß die an die Öffentlichkeit gerichteten, 
auf Straßen und Plätzen zur Kenntnis des Publikums gebrachten Mitteilungen 
nach der Person oder Stelle, von der sie ausgehen, nach ihrem Inhalt oder 
sonstiger Art in fest abgegrenzte Gruppen hätten geteilt werden sollen. Die 
Ausdrücke ‚Anzeigen‘ und ‚Anschläge‘ werden teils in allgemeinem Sinne, 
teils in besonderer Beziehung gebraucht und betreffen bald alles, was öffentlich 
mitgeteilt und zu diesem Zwecke angeschlagen wird, bald nur die Mitteilungen 
der Behörden, bald nur diejenigen von Privatpersonen. 

Ebensowenig wie der Sprachgebrauch der Polizeiverordnung ergibt der 
allgemeine Sprachgebrauch oder die in Gesetzen, Verordnungen usw. übliche 
Anwendung der im Anschlagwesen gebräuchlichen Ausdrücke eine zuverlässige 
Abgrenzung zwischen „Anzeigen‘‘ und Plakaten, Reklamen, Anschlagzetteln 
usw. Mit dem Ausdrucke „Plakate“ hat im Sinne des preußischen PreBgesetzes 
vom 12. Mai 1851 jede ,,,,auf einer Seite bedruckte, zum Maueranschlage be- 
stimmte Druckschrift“ bezeichnet sein sollen (vgl. Kommissionsbericht der 
I. Kammer, Stenographische Berichte 1851 S. 685). Wie in den Urteilen des 
Oberverwaltungsgerichts vom 8. Juni 1887 — 1.A.13/1887 — und vom 
1. Februar 1888 — 1. A. 73/1887 — aus der Entstehungsgeschichte der für 
Berlin am 26. Januar 1880 erlassenen Polizeiverordnung nachgewiesen worden 
ist, werden „Anschlagzettel und Plakate‘ zuerst in der Allerhöchsten Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1849 (G. S. S. 226), dann in der Polizeiverordnung vom 
12. Juli 1849 erwähnt; später regelte die Verordnung vom 18. Juni 1855 ‚den 
öffentlichen Zettelanschlag‘‘, bis an ihre Stelle die Verordnung vom 26. Januar 
1880 trat. Zettel und Plakate waren in diesen Vorschriften nebeneinander 
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genannt und gleichmäßig behandelt, so daß es scheint, als sei damals unter 
beiden dasselbe verstanden oder vielleicht ein Unterschied nur dahin gemacht 
worden, daß die Ankündigungen kleineren Formats „Zettel“, die von größerem 
räumlichen Umfange ‚Plakate‘ genannt wurden. In den Urteilen vom 1. Februar 
1888 — I. A. 73/1887 — und vom 15. Oktober 1890 — I. B. 20/1890 — hat das 
Oberverwaltungsgericht als wesentlich für den Begriff des Plakats angesehen, 
daß irgendeine Stoffunterlage vorhanden sein muß, welche die Schrift oder 
das Bild trägt, und daraus gefolgert, daß eine unmittelbar auf die Hauswand 
gemalte Ankündigung im Sinne der Verordnung vom 26. Januar 1880 kein 
Plakat sei. Ein rechtlicher Unterschied zwischen Anzeige und Plakat 
läßt sich aus allem dem nicht herleiten. Wesentlich ist für das Plakat, daß es 
angeschlagen, angeheftet, aufgeklebt usw. wird (vgl. Grimm, Deutsches Wörter- 
buch, wonach Plakat dem französischen ,,placard“ entspricht und aus dem 
niederdeutschen „plakken“ = anheften, aufkleben gebildet ist). Die Reklame 
unterscheidet sich von den übrigen Mitteilungen für die Öffentlichkeit nur 
durch die infolge ihres oben erwähnten Zweckes bedingte Art der äußeren 
Er nun und kann ebenso Anzeige und Anschlag wie Plakat und Anschlag- 
zettel sein. 

Unter Berücksichtigung der im SD EAN bisher herrschenden 
. Unklarheit in der Abgrenzung der verschiedenen Arten der Mitteilungen für 
die Öffentlichkeit und der Bezeichnungen dafür ist es nicht zu rechtfertigen, 
daß der allgemeine Ausdruck ‚Anzeigen‘ im Abs. 3 des § 4 der Polizeiverordnung 
vom 40. Juni 1907 so eng ausgelegt wird, wie der Polizeipräsident und der 
Beklagte es getan haben. Sollten die Grundstücksbesitzer und Nutzungs- 
berechtigten durch Abs. 3 nur die Befugnis erlangen, ,,Anzeigen“, aber nicht 
„Plakate, Reklamen und sonstige Anschlagzettel‘‘ an den von ihnen bewohnten 
oder zum Gewerbetriebe benutzten Grundstücken, sofern die Mitteilungen 
lediglich ihr eigenes Interesse betreffen, anzubringen, so hätte die Verordnung 
sich darüber aussprechen müssen, was unter „Anzeigen“ und was unter 
„Plakaten, Reklamen und sonstigen Anschlagzetteln“ für die Regelung des 
Anschlagwesens in Königsberg verstanden werden solle. Beim Fehlen einer 
Bestimmung hierüber kann nur angenommen werden, daß die in Abs. 3 zu- 
gunsten der Grundstücksbesitzer und Nutzungsberechtigten gemachte Aus- 
nahme von der Regel des Abs. 1 sich auf alle für die Öffentlichkeit bestimmten 
Mitteilungen beziehen soll. Die Ausnahme ist erlassen, um das örtlich ge- 
bundene Interesse der Grundstücksbesitzer, Mieter und Pächter zu wahren, 
und es wäre unerfindlich, weshalb die Wahrnehmung dieses Interesses nicht 
auch durch Plakate, Reklamen und Anschlagzettel zugelassen sein sollte. Daß 
diese Art Öffentlicher Mitteilungen mehr als ‚Anzeigen‘ geeignet sind, den 
Verkehr auf den Straßen und Plätzen zu stören, dessen Schutze die Regelung 
des Anschlagwesens zu dienen bestimmt ist, ist nicht einzusehen; es fehlt also 
auch ein innerer Grund für die Unterscheidung, von welcher die angefochtenen 
Verfügungen ausgegangen sind. 


Zur Frage, ob die in der Berliner Polizeiverordnung vom 7. Seplember 1905 
geregelte allgemeine polizeiliche Meldepflicht auch gegenüber einem Arzte binsicht- 
lich solcher Kranken gilt, welche er lediglich zu ihrer ärzllichen Behandlung für 
einen diesem Zwecke entsprechenden Zeitraum in ein von ihm unlerhaltenes 
Krankenhaus aufnimmt. 

I. Senat. Urteil vom 14. November 1911. Nr. I. B. 12/11. 

Aus den Gründen: Die Entscheidung ist von der Beantwortung 
der Frage abhängig, ob die allgemeine polizeiliche Meldepflicht, wie sie von 
dem beklagten Polizeipräsidenten in Anspruch genommen wird, auch gegen- 
über einem Arzte hinsichtlich solcher Kranken gilt, welche er lediglich zu ihrer 
ärztlichen Behandlung für einen diesem Zwecke entsprechenden Zeitraum in 
ein von ihm unterhaltenes Krankenhaus aufnimmt. Diese Frage ist für das 
Anwendungsgebiet der Berliner Polizeiverordnung von 7. September 1905 
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(veröffentlicht im Amtsblatte der Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
1905, 1. Beilage zu Stück 37), um welche es sich hier handelt, zu verneinen. 

Die angeführte Polizeiverordnung enthält in Abschnitt I: Bestimmungen 
über: „Meldungen von Reisenden“. Hieran schließen sich in den folgenden 
Abschnitten außer Strafbestimmungen nur noch Vorschriften über Meldungen 
von Schiffern usw. und über die Sicherung der Vollständigkeit und Richtigkeit 
der Meldungen. In Abschnitt I wird nach Aufstellung des Grundsatzes: „Zu 
melden sind das Beziehen einer Wohnung und das Ausziehen aus einer Wohnung“ 
($ 1) das Nähere über Ort, Form und Zeit der Meldung bestimmt, als melde- 
pflichtig der Hauseigentümer oder Hausverwalter bezeichnet und in § 7 über 
den Umfang der Meldepflicht folgendes gesagt: ,,Die Meldepflicht erstreckt 
sich auf sämtliche im Hause vorkommenden Wohnungsveränderungen, die 
den Hauseigentümer oder dessen Verwalter selbst, deren Familienmitglieder, 
Dienstboten, Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge, Schlafleute oder die Mieter und 
deren Angehörige, Dienstboten, Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge, Aftermieter, 
Schlafleute usw. betreffen.“ In § 8 ist die Frist für die Meldung von dem ,,Ein- 
tritt der Wohnungsveränderung‘“ gerechnet; ‚der Umzugs- oder Zuzugstag 
soll dabei nicht mitgezählt werden. Auch in den folgenden Vorschriften unter 
den Überschriften: a) ‚Meldungen von Umzügen innerhalb des Gemeinde- 
bezirks‘‘ und b) „Meldungen bei Zuzügen von auswärts und bei Abzügen nach 
auswärts“ ist fortgesetzt von Beziehen, Aufgeben, Ausziehen aus einer 
„Wohnung“ die Rede. Dem entspricht auch der Wortlaut der Meldeformulare, 
welche der Polizeiverordnung beigegeben sind. 

Die Polizeiverordnung in dem hier allein in Betracht kommenden Ab- 
schnitt I soll hiernach nur dann Anwendung finden, wenn es sich um das 
Nehmen, Verlegen oder Aufgeben einer Wohnung handelt. Der Begriff 
„Wohnung“ deckt sich dabei nicht mit dem eines ‚„Aufenthaltortes‘“; denn 
nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche redet man bei letzterem nicht von 
..Umziigen“ oder „Zuzügen“. Im Gegensatze zum bloßen „Aufenthaltsort“ 
gehört zur „Wohnung“ in obigem Sinne als Begriffsmerkmal das Erfordernis 
einer gewissen Dauer (Entscheidung des Kammergerichts vom 14. September 
1893, Bd. 14 S.413; Entscheidung des Reichsgerichts in Strafsachen vom 
16. April 1885, Bd. 12 S. 132, 133). Nicht zur Befriedigung seines Wohnungs- 
bedürfnisses (Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 30 S. 379, 383) 
sucht und findet der Kranke Aufnahme in einem Krankenhause, wenn er dort 
durch ärztliche Behandlung in absehbarer Zeit seine Heilung finden will. 

Konnten demnach im vorliegenden Falle die Voraussetzungen für die 
Anwendung der Polizeiverordnung vom 7. September 1905 als vorhanden nicht 
erachtet werden, so vermag auch der von dem Beklagten besonders betonte 
Umstand, daß im vorliegenden Falle die Kranke vor ihrer Aufnahme in das 
Privatkrankenhaus des Klägers ihre Wohnung aufgegeben hatte, daran 
nichts zu ändern. In Frage steht lediglich, ob ein Arzt, der einen Kranken in 
das Krankenhaus als solches aufnimmt, zur Anmeldung verpflichtet ist. Diese 
Frage ist nach den vorher gegebenen Darlegungen zu verneinen. Welche be- 
sonderen Verhältnisse bei dem Kranken selbst in Betracht kommen, ist da- 
gegen ohne Belang. Sie können gegenüber dem Kranken von Bedeutung sein, 
auf die Verpflichtung des Arztes haben sie keinen Einfluß. 


Gesetz über die Polizeiwerwallung vom 11. März 1850 §6 Buchstabe d. 
Allgemeines Landrecht § ro Teil II Titel 17. Kann durch Polizeiverordnung oder 
polizeiliche Verfügung den Theaterunternebmern aufgegeben werden, die nötigen 
Anordnungen zu treffen und durchzuführen, daß die Besucher bestimmter Logen 
oder Plätze während des Spieles ihre Kopfbedeckungen abnehmen? 

Ill. Senat. Urteil vom 13. Mai 1912. Nr. Ill. A. 77/11. 

Aus den Gründen: Die Polizei ist an sich befugt, durch Polizei- 
verordnungen oder polizeiliche Verfügungen in den Gewerbebetrieb der Schau- 
spielunternehmer einzugreifen und zur Erreichung ihrer Zwecke die Inhaber des 
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Gewerbebetriebs oder deren Stellvertreter in Anspruch zu nehmen. Inbezug 
auf den Inhalt ihrer Maßregeln bleibt sie, sofern nicht eine gesetzliche Aus- 
dehnung der Befugnisse vorliegt, auf den Kreis der ihr im allgemeinen zuge- 
wiesenen Aufgaben beschränkt. Ist der Weg der polizeilichen Verfügung gewählt 
worden, so müssen die rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen des 
Einschreitens für alle von der Verfügung betroffenen Fälle gegeben sein (Urteile 
vom 18. März 1886 und 15. Januar 1907, Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts Bd. 13 S. 395 und Bd. 49 S. 370). 

| Die hier streitige polizeiliche Verfügung kann auf gesetzliche oder durch 
Gesetz zugelassene Einzelvorschriften nicht gestützt werden. Eine besondere 
hier anwendbare Ermächtigung ist der Polizei nicht erteilt worden. Es bewendet 
daher bei der Bestimmung des § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts, 
nach welcher die Polizei die nötigen Anstalten zur Erhaltung der Öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publikum oder 
einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen hat. Der 
une hat außerdem auch auf $ 6 Buchstabe d des Gesetzes über die Polizei- 
verwaltung vom 11. März 1850 Bezug genommen, wonach Ordnung und Gesetz- 
lichkeit bei dem Öffentlichen Zusammensein einer größeren Anzahl von Personen 
zu den Gegenständen der ortspolizeilichen Vorschriften gehören. Daß der $ 6 
Buchstabe d zunächst für Polizeiverordnungen gilt, hindert nicht, ihn zur 
Begründung einer polizeilichen Verfügung heranzuziehen. Indessen geht sein 
Inhalt über den des § 10 Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts nicht hinaus. 
In den Worten „Ordnung und Gesetzlichkeit bei dem Öffentlichen Zusammen- 
sein einer größeren Anzahl von Personen“ liegt keine Ausdehnung des im § 10 
Titel 17 Teil II des Allgemeinen Landrechts aufgestellten Begriffs der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung, sondern lediglich die Anwendung dieses Begriffs 
auf das Öffentliche Zusammensein einer größeren Anzahl von Personen. Die 
Worte a und Gesetzlichkeit‘‘ im § 6 Buchstabe d bezeichnen, gleich 
den Worten „Öffentliche Ordnung“ im $ 10 Titel 17 Teil II, die durch Gesetz 
bestimmte öffentliche Ordnung. Nur einer Durchbrechung der gesetzlich 
geregelten öffentlichen Ordnung ist die Polizei vorzubeugen und entgegen- 
zutreten befugt. 

Für die Anwendung des hiernach maßgebenden § 10 Titel 17 Teil II des 
Allgemeinen Landrechts fehlt es aber in dem vorliegenden Falle an den tat- 
sächlichen Voraussetzungen (8 127 Abs. 3 Ziffer 2 des Landesverwaltungs- 
gesetzes vom 30. Juli 1883). Das Versperren der Buhnenaussicht durch den Hut 
eines Mitbesuchers widerstreitet keiner Vorschrift des öffentlichen Rechts. 
Das Aufbehalten der Hüte in denjenigen Logen, um die es sich in dem vor- 
liegenden Streitverfahren handelt, ist überdies bisher erlaubt und üblich gewesen. 
Es liegt darin also kein Verstoß gegen die öffentliche Ordnung. Das Aufbehalten 
berechtigt daher nicht schon an sich zu polizeilichem Einschreiten. Einen dahin 
gehenden Grund hat auch weder die Polizeibehörde noch der Beklagte geltend 
gemacht. Beide stützen die streitige Anordnung nicht sowohl auf das Versperren 
der Bühnenaussicht an sich, als vielmehr auf das dadurch hervorgerufene 
Verhalten der Theaterbesucher, indem einerseits vorausgesehen wird, daß der 
Unwille über die Beeinträchtigung des Kunstgenusses zu erregten und belei- 
digenden Auseinandersetzungen führen, andererseits, daß die unbeteiligten und 
über die Ursache der Störung nicht aufgeklärten Zuschauer beunruhigt und 
veranlaßt werden, das Theater in Aufregung zu verlassen. Keine dieser beiden 
Erwägungen vermag jedoch die angefochtene Verfügung zu rechtfertigen. 
Zuständen und Ereignissen, welche noch nicht vorliegen, sondern erst in der 
Folge erwartet werden, darf die Polizeibehörde nur dann durch den Erlaß 
polizeilicher Verfügungen begegnen, wenn für ihren künftigen Eintritt die 
Wahrscheinlichkeit spricht (Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 29. Februar 
1904, Entscheidungen Bd. 45 S. 340). Daran fehlt es hier. Die bloße Möglichkeit, 
daß das Versperren der Bühnenaussicht durch einen Hut zu erregtem Wort- 
wechsel Veranlassung geben kann, ist nicht zu leugnen. Die Wahrscheinlichkeit 
aber, daß in jedem Falle des Aufbehaltens des Hutes in den hier fraglichen 
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Logen Streitigkeiten entstehen und daß diese ferner zu einer Störung der öffent- 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung ausarten werden, läßt sich nicht aner- 
kennen. Dasselbe gilt von der Annahme, daß Angst und Schrecken eine Gefahr 
für die Theaterbesucher herbeiführen werden. Hier spricht der $ 10 Titel 17 
Teil II des Allgemeinen Landrechts ausdrücklich von einer „bevorstehenden 
Gefahr“, d. h. von einer solchen, die bei Abwägung der in Betracht kommenden 
Umstände nach verständigem Ermessen zu gewärtigen ist. Nun ist die Möglich- 
keit, daß Geräusche, welche durch einen Streit über das Aufbehalten eines Hutes 
entstehen, falsch aufgefaßt werden und eine Beunruhigung der Theaterbesucher 
hervorrufen, nicht von vornherein auszuschließen. Die Voraussicht aber, daß 
in dieser Verbindung das Aufbehalten des Hutes eine Gefährdung der Theater- 
besucher, namentlich ein allgemeines schleuniges Verlassen des Theaters und 
dadurch eine Gefahr für Leben und Gesundheit verursachen werde, ist eine durch- 
aus fernliegende. 

In dem Urteile des eh ans vom 11. Mai 1903, PreuBisches 
Verwaltungsblatt, Jahrgang 25 S. 161, ist geprüft, ob der etwaige Angriff 
im Zirkus vorgeführter Löwen auf ihren Bändiger einen derartigen Schrecken 
in dem selbst völlig gesicherten Publikum hervorrufen werde, daß es die Herr- 
schaft über sich verlieren und sich durch Andrängen zu den Ausgängen gefährden 
werde. Die Frage ist verneint und darauf hingewiesen worden, daß auch die 
bloße Möglichkeit blinden Feuerlärms, des Erlöschens der Beleuchtung und 
ähnlicher störender Ereignisse nicht schon an sich zu polizeilichem Einschreiten 
berechtige. Der in dem jetzt vorliegenden Falle allein in Betracht kommende 
Wortwechsel unter Theaterbesuchern ist aber keinesfalls in besonders hohem 
Maße Beunruhigung oder Schrecken zu erregen geeignet. Dafür spricht auch 
die Erfahrung. Fälle, in denen das Aufbehalten des Hutes eine Störung der 
Theatervorstellung verursacht hätte, sind nicht angeführt worden. 


Reichsstrafgeselzbuch § 360 Ziffer 7,8. Verfassungsurkunden fiir den 
preußischen Staat Artikel 50. Der Gebrauch des einem Preußen von dem Landes- 
herrn eines anderen Staates, auch eines anderen deutschen Bundesstaals, verliebenen 
Hoflieferanten- Prädikals ist innerhalb des preußischen Staatsgebiets nur mil 
Genehmigung des Königs zulässig. 

Ill. Senat. Urteil vom 5. Januar 1941. Nr. III. B. 82/10. 

Aus den Gründen: In dem Urteile des Oberverwaltungsgerichts 
vom 27. April 1891 (abgedruckt im Preußischen Verwaltungsblatt Jahrgang 13 
S. 54) ist ausgeführt, daß das von dem König verliehene Prädikat ,,Hoflieferant“ 
unter die Auszeichnungen falle, für deren Verleihung innerhalb des preußischen 
Staatsgebiets das ausschließliche Recht des Königs in Artikel 50 der Ver- 
fassungs-Urkunde festgestellt worden sei. Aus dem ausschließlichen Rechte 
des Königs ist weiter gefolgert, daß der Gebrauch des einem Preußen von dem 
Landesherrn eines anderen Staates, auch eines Bundesstaates, verliehenen 
Rechts, sich dessen ‚Hoflieferant‘‘ nennen zu dürfen, innerhalb des Staats- 
gebiets von der Genehmigung des Königs abhängig sei und daher, wenn die 
Genehmigung fehle, polizeilich verboten werden könne. 

Diese Rechtslage wird in dem vom Kläger überreichten Gutachten des 
Professors Dr. von B., soviel erkennbar, für diejenigen Auszeichnungen aner- 
kannt, deren unbefugter Gebrauch unter Strafe gestellt ist. Es entspricht 
dies auch den Grundsätzen, von denen die Rechtsprechung bei der Anwendung 
der Strafvorschriften ausgegangen ist. Das Obertribunal hat es für § 105 des 
Preußischen Strafgesetzbuches aus dem Hoheitsrecht des Königs zu derartigen 
Verleihungen gefolgert (siehe Goltdammer, Archiv, Bd. 4 S. 247) und hieran 
ist auch für $ 360 Ziffer 8 des Reichs-Strafgesetzbuches festgehalten (siehe hierzu 
Olshausen und Oppenhoff). In dem Gutachten wird aber in Abrede genommen, 
daß der vom König verliehene „Hoflieferant“ ein Titel im Sinne dieser 
Strafvorschrift sei, und vielmehr vertreten, daß hiermit lediglich der Bestand 
geschäftlicher Beziehungen zum Beliehenen bezeugt werde. Für unzulässig 
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ist zwar die Anmaßung der Benennung als Hoflieferant eines Fürsten erachtet. 
in Ermangelung einer entsprechenden gesetzlichen Vorschrift aber nicht auch 
der Gebrauch deshalb, weil der verleihende Fürst nicht der Landesfürst des 
Beliehenen sei. 


Richtig ist allerdings, daß der vom König verliehene „Hoflieferant‘ als 
Hofprädikat beurteilt wird. So insbesondere in dem Allerhöchsten Erlaß vom 
29. September 1860, durch welchen dem Ministerium des Königlichen Hauses 
die Befugnis beigelegt worden ist, darüber zu befinden, ob einem Gewerbe- 
treibenden zu gestatten sei, den ihm von einem auswärtigen Fürsten beigelegten 
„Hoflieferant‘“ zu führen. Andererseits heißt es in dem die Stellung der Fürsten 
von Hohenzollern regelnden Allerhöchsten Erlaß vom 19. Juli 1851 (Schulze, 
Hausverfassung und Hausgesetze), daß die Fürsten zur Verleihung von Titeln 
und Prädikaten in derselben Art wie die Prinzen des Königlichen Hauses in 
Betreff auf solche Titelverleihungen ermächtigt werden. Hier sind 
also die Prädikate zu den Titeln gerechnet. 


Für die hier zu treffende Entscheidung bedarf es indes keiner Stellung- 
nahme zu der Frage, ob dem vom Könige verliehenen „Hoflieferant‘, 
wie bei Olshausen im Gegensatz zu der Rechtsprechung des Kammergerichts 
vertreten wird, die Bedeutung eines Titels im Sinne des $ 360 Ziffer 8 des 
Reichs-Strafgesetzbuches beizumessen ist. Denn auch wenn sie zu verneinen 
ist, so folgt hieraus doch nur, daß der unbefugte Gebrauch der Benennung als 
„Hoflieferant‘‘ überhaupt und also auch die AnmaBung des Rechts, sich ,,Hof- 
lieferant‘‘ seines oder eines anderen Landesherrn zu nennen, straffrei ist, sofern 
nicht zugleich ein unbefugter Gebrauch des Wappens des Landesherrn oder 
eines Bundesfürsten ($ 360 Ziffer 7) vorliegt oder den Umständen nach die 
Voraussetzung des § 4 des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes gegeben ist. Für die Feststellung, ob der „Hoflieferant‘“ unter die 
Auszeichnungen fällt, deren Verleihung dem Könige gemäß Art. 50 der Ver- 
fassungs-Urkunde ausschließlich zusteht, wäre es unerheblich, daß der ,,Hof- 
lieferant“ in § 360 Ziffer 8 nicht erwähnt ist. Es fehlt an jedem Anhalt dafür, 
daß der Begriff der dem König zur Verleihung vorbehaltenen Auszeichnungen 
auf die in $ 360 Ziffer 8 genannten „Orden, Ehrenzeichen, Titel, Würden und 
Adelsprädikate‘ hat beschränkt werden sollen. Entscheidend hierfür kann auch 
nur sein, ob nach dem Willen des Königs die Berechtigung, sich Hoflieferant des 
Königs zu nennen, eine Auszeichnung sein soll, deren Verleihung der König kraft 
seines Hoheitsrechtes sich ausschließlich vorbehalten hat, oder ob hiermit nur 
der Bestand einer geschäftlichen Beziehung des Königlichen Hofes zum 
Beliehenen bezeugt werden soll. 


Auch wenn es in dem Allerhöchsten Erlaß vom 29. September 1860 nicht 
zum Ausdruck gebracht worden wäre, würde es keinem Zweifel unterliegen, 
daß der „Hoflieferant‘‘, mit dem die Berechtigung zum Gebrauch des König- 
lichen Wappens verbunden ist, zu den Auszeichnungen gehört, deren Verleihung 
der König sich und den hierzu von ihm ermächtigten Fürstlichkeiten ausschlieB- 
lich und also mit der Wirkung vorbehalten hat, daß die eigenen Staatsangehörigen 
zum Gebrauch der ihnen von anderen Landesherren verliehenen gleichartigen 
Auszeichnungen der Genehmigung des Königs bedürfen. 


Die in dem Gutachten angezogenen Urteile des Senats, in denen der 
Gebrauch einer außerhalb Deutschlands erlangten ärztlichen Approbation für 
zulässig erachtet worden ist, wenn es nicht in einer Art geschieht, daß die 
Täuschung erweckt wird, eine in Deutschland erlangte ärztliche Approbation 
zu besitzen, können gegen die hier getroffene Entscheidung wegen Verschiedenheit 
der Rechtslage nicht verwertet werden. Für die Reichsgewerbeordnung kann 
nach der Fassung des $ 147 Ziffer 3 eine weitere Beschränkung des Rechts zum 
Gebrauch der außerhalb Deutschland erworbenen Befugnis, sich Arzt zu be- 
nennen, als wegen der nach der Art des Gebrauches möglichen Erweckung des 
Anscheins, im Besitz einer in Deutschland erworbenen gleichen Berechtigung 
zu sein, nicht in Frage kommen. 
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Irrtümlich ist auch die Annahme des Klägers, daß der Allerhöchste ErlaB 
vom 29. September 1860 wegen unterlassener Veröffentlichung nicht maß- 
gebend sei. Ob eine solche Veröffentlichung zu erfolgen hatte, stand in dem 
Ermessen des Königs. Die Ermächtigung des Hausministeriums zur Versagung 
der von dem Kläger erbetenen Genehmigung ist hiernach außer Zweifel. 


Retchsimpfgesetz vom 8. April 1874 §§ I, 2, 6, ro. Die Ortspolizeibehörden 
sind zur Durchführung ihrer, den Vorschriften des Impfgeselzes entsprechenden 
Anordnungen befugt, die in § 132 des Landesverwallungsgesetzes vom 30. Juli 1883 
bezeichneten Zwangsmiltel und insbesondere auch die zwangsweise Vorführung von 
Kindern vor den Impfarzt zur Anwendung zu bringen. 

Nach § 6 Abs. 1 des Impfgeselzes ist jeder Impfbezirk einem für das öffent- 
liche Impfgeschäft verantwortlichen Impfarzt unterstellt und dieser ist der in $ 2 
Abs. 2 genannte zuständige Impfarzt. 

In § ı des Impfgesetzes sind nur zwei bestimmt bezeichnete Fälle gänzlicher 
Befreiung von der Impfung aufgeführt; andere Gründe für eine gänzliche Befreiung 
kennt das Geselz nicht. 

IX. Senat. Urteil vom 24. Februar 1911. Nr. IX. A. 59/10. 

Aus den Gründen: Daß die Einführung eines Impfzwanges für 
Kinder der Absicht des Gesetzes entspricht, und daß die Ortspolizeibehörden 
zur AL ihrer, den Vorschriften des Reichsimpfgesetzes entsprechenden 
Anordnungen befugt sind, die in $ 132 des Landesverwaltungsgesetzes bezeich- 
neten Zwangsmittel und insbesondere auch die zwangsweise Vorführung: von 
Kindern vor den Impfarzt zur Anwendung zu bringen, ist in ständiger Recht- 
sprechung des Oberverwaltungsgerichts anerkannt worden. Es genügt in dieser 
Hinsicht auf die Entscheidungen des Gerichtshofs Bd. 23 S. 384, Bd. 28 S 396, 
Preußisches Verwaltungsblatt Jahrgang 30 S. 328 und Jahrgang 32 S. 346 zu 
verweisen. 

Was ferner die Regelung des Impfwesens in der Stadt W. anbetrifft, so 
entspricht sie dem Gesetze, das in seinem § 6 Abs. 1, lautend: 

„In jedem Bundesstaate werden Impfbezirke gebildet, deren jeder 
einem Impfarzte unterstellt wird‘, 

nur einen für das öffentliche Impfwesen im Impfbezirke verantwortlichen 
Impfarzt kennt. Das ergibt die Entstehungsgeschichte dieser Vorschrift. Der 
$ 6 Abs. 1 des ursprünglichen Entwurfs hatte folgende Fassung: 

„Es sind öffentliche Impfstellen einzurichten, an welchen für sämt- 
liche Einwohner der ihnen zugewiesenen Bezirke Impfungen unent- 
geltlich bewirkt werden‘ (vgl. Stenographische Berichte des Reichs- 
nae 2. Legislaturperiode, I. Session 1874, 3. Band Seite 22). 

Die Umgestaltung zu der jetzigen Fassung beruht auf einem vom Reichs- 
tag angenommenen Vorschlag der freien Kommission. „Die Absicht ist dabei 

ewesen — so führte der Berichterstatter Dr. Löwe aus — die Verantwortlichkeit 
ür alles das, was bei dem Impfgeschäft vorgenommen wird, bei einer bestimmten 
Person zu belassen; also nur zu dem Zweck, um den abstrakten Begriff von einer 
Behörde, wie sie die Impfstelle ist, zu ersetzen, ist der Impfarzt hier in das 
Gesetz eingeführt‘ (vgl. e Berichte des Reichstages, 2. Legislatur- 
periode, I. Session 1874, Band I Seite 242). Nach der Absicht des Gesetzgebers 
ist also jeder Impfbezirk einem für das öffentliche Impfgeschäft verantwort- 
lichen Impfarzt unterstellt, und dieser ist der im § 2 Abs. 2 genannte Zu- 
ständige Impfarzt, wie der Hinweis daselbst auf § 6 ergibt. Auch dieser 
Abs. 2 zu § 2 ist auf Vorschlag der freien Kommission ,,damit — wie der Bericht- 
erstatter ausführte (S. 244 a. a..O.) — die Kontrolle über das Impfen nun auch 
wirksam ausgeübt werden kann“ gleichzeitig mit dem Abs. 1 zu § 6 dem Entwurf 
vom Reichstag zugefügt worden. Demnach kann die in § 2 Abs. 2 des Reichs- 
impfgesetzes genannte Entscheidung nicht von jedem bei dem öffentlichen 
Impfgeschaft beteiligten Arzt, sondern nur von dem für den Impfbezirk gemäß 
§ 6a. a. O. bestellten verantwortlichen Leiter des Impfgeschäfts getroffen werden. 
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Den weiteren Ausführungen des Klägers ist endlich zwar darin beizutreten, 
daß das Reichsimpfgesetz eine gänzliche Befreiung von der Impfung kennt, 
nicht aber darin, daß das Recht auf gänzliche Befreiung aus jedem beliebigen, 
in der körperlichen Beschaffenheit des impfpflichtigen Kindes liegenden Grunde 
durch die in $ 10 a. a. O. erwähnten Zeugnisse nachgewiesen werden kann. Diese 
Vorschrift lautet, soweit sie hier in Betracht kommt: 

„In den ärztlichen Zeugnissen, durch welche die gänzliche oder vor- 
u Befreiung von der Impfung (§§ 1, 2) nachgewiesen werden 
soll" usw. 

Die darin enthaltene Klammer — (§§ 1, 2) — weist unzweideutig darauf hin. 
daß nur solche ärztliche Zeugnisse, die sich auf die in $ 1 und $ 2 des Gesetzes 
bezeichneten Fälle gänzlicher ($ 1) oder vorläufiger ($ 2) Befreiung beziehen, 
in Betracht kommen. § 4 a. a. O. führt aber nur zwei Fälle gänzlicher Befreiung 
auf, nämlich das Uberstehen der natürlichen Blattern und die erfolgreiche 
Impfung in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Impfpflicht der unter Ziff. 2 
daselbst genannten Zöglinge; andere Gründe für eine gänzliche Befreiung, 
z. B. Krankheit, kennt das Gesetz nicht (vgl. Rapmund, die gesetzlichen Vor- 
schriften über die Schutzpockenimpfung, Leipzig 1900, Seite 6 Anm. 3 zu $ 2 
des Reichsimpfgesetzes). Daraus folgt, daß ärztliche Zeugnisse, die andere als 
die gesetzlichen Gründe für eine dauernde Befreiung geltend machen, 
gesetzlich nicht als gültiger Nachweis für die gänzliche Befreiung in Betracht 
kommen können. Arztliche Zeugnisse dieser Art können nach den gesetzlichen 
Vorschriften immer nur als Nachweise für eine vorläufige Befreiung in 
Frage kommen und schließen daher das Recht der Polizeibehörde, in zweifel- 
haften Fällen gemäß $ 2 Abs. 2 des Reichsimpfgesetzes noch eine Entscheidung 
des zuständigen Impfarztes herbeizuführen, nicht aus. Die in dem Beschluß 
der Strafkammer zu W. vom 7. April 1909 angeführte Stelle bei Stenglein 
(die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reichs, 3. Aufl., Berlin 1903, 
S. 333 Anm. zu $ 2 des Impfgesetzes) handelt nur davon, ob ein gemäß $ 2 
des Impfgesetzes für die vorläufige Befreiung ausgestelltes ärztliches Zeugnis 
über ein Jahr hinaus Wirkung haben könne, ist also für die hier zu ent- 
scheidende Frage ohne Bedeutung. Mit der Absicht des Gesetzes, nur die er- 
wähnten beiden Fälle als Gründe für die gänzliche Befreiung von der Impfung 
gelten zu lassen, stimmen auch die gemäß $ 11 a. a. O. vom Bundesrat für die 
Bescheinigungen aus $ 10 vorgeschriebenen Formulare überein, von denen 
das für ein Zeugnis für gänzliche Befreiung bestimmte Formular IV nach dem 
Vordruck auf der Vorderseite und der Bemerkung auf der Rückseite nur diese 

beiden Befreiungsgründe vorsieht (vgl. Rapmund a. a. O. Seit. 16 und 17). 


C, Entscheidungen Deutscher Oberlandesgerichte. 


Oberlandesgericht Breslau. 


Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Ehrhardt. 
$ 179 G.V.G. Die Substituierung einer Haftstrafe ist für zulässig zu 
erachten. 
Beschluß des Strafsenats in Breslau v. 31. Oktober 1911. — 7 W. 853 11. 
Anlangend die Unterstellung einer Freiheitsstrafe im Falle der Unein- 
ziehbarkeit, so ist die Zulässigkeit der Substituierung in Literatur und Judikatur 
streitig. 
Für Zulässigkeit der Substituierung haben sich ausgesprochen: 
Lowe, Komm. A 5 zu $179 GVG. 
Stenglein Note 2 zu § 180 a. a. O. 
Bennecke-Beling, Kom. S. 433 A. 24. 
Oberlandesgericht Colmar im Beschluß vom 25. 5.91. Goltdammer, 
Archiv 39. 377. 
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Oberlandesgericht Marienwerder im Beschluß vom 18. 5.06. Golt- 
dammer, Archiv 54. 101. 

Oberlandesgericht Jena im Beschluß vom 29. 9. 07. Blutter f. Rechts- 
.pflege in Thüringen und Anhalt 55. 118. 

Oberlandesgericht Breslau im Beschluß vom 11.2.08 7W. 43/08. 

Oberlandesgericht Breslau im Beschluß vom 5.6.08. 7 W. 31/08. 


Gegen die Zulässigkeit der Substituierung sprechen sich aus: 


Stuckmann-Koch, Komm. zur ZPO. S. 593 Bd. II. 

Sydow-Busch, Komm. zur ZPO. A. 3 zu $179. 

Kammergericht im Beschluß vom 17. 12. 1888 in Johov, Tahrbich 
8. 258, 12.2.94 in Seuffert, Arch. 50. 339 und Zeitschrift für 
Zivilprozeß Bd. 20. 495. 

Oberlandesgericht Dresden im Beschluß vom 23. 3.09, Analen des 
Serr Dresden 20. 194, 15. 3. 06 Sächsisches Archiv 1907 

142. . 

Oberlandesgericht Breslau in dem BeschluB vom 24. 2. 05, Goltdammer 
57. 238, vom 5.2.01, ebenda 51. 68. 

Oberlandesgericht Darmstadt in dem Beschluß vom 6. 6. 10, Deutsche 
Jurist. Zeitung 1910 S. 1304. 

Oberlandesgericht Naumburg in dem Beschluß vom 27. 4. 10, Zeitschr. 
der Naumburger Anw.-Kammer 1062. 

Oberlandesgericht Cassel in dem Beschluß vom 4. 1.90, Goltdammer 
37. 454, 14. 3.92, Zeitschrift für Zivilprozeß 19. 321. 

Oberlandesgericht Celle in dem Beschluß vom 10. 10. 96, Seuff., Arch. 
52. 339. | 

Oberlandesgericht Hamburg in dem Beschluß vom 7.9.01, Goltd. 
50. 189, vom 6. 12. 09, Recht, Jahrgang 14 zu 168. 

Oberlandesgericht Karlsruhe in dem Beschluß vom 30. 12. 08, Badische 
Rechtspr. 75. 205, (ebenso OLG. — Rechtspr. 11. 337). 

Oberlandesgericht Stuttgart in dem Beschluß vom 31. 1. 10, Jahrbuch 
der Württembergischen Reschtspflege 22. 328. 

Bayr. Oberstes Landesgericht in dem Beschluß vom 22. 12. 09, Samm- 
lung von Entscheidungen, Strafsachen 9. 435, 20. 5. 01, ebenda 
1. 377, 46. 11. 01, ebenda 2. 139). 

(vgl. auch ebenda 9. 375). 

Nach nochmaliger Prüfung hat der Senat keine Veraniasine gefunden, 
von der in den Beschlüssen vom 11. Februar und vom 5. Juni 1908 nieder- 
gelegten Ansicht abzugehen und hält die Substituierung einer Freiheitsstrafe 
im Falle der Uneinziehbarkeit der Geldstrafe für zulässig. | 

Mit den entgegenstehenden Beschlüssen ist der Senat der Ansicht, 
daß eine Heranziehung der §§ 28, 29 StGB. ausgeschlossen ist. Freilich nicht 
aus dem Grunde (vgl. Goltd. 37. 454), weil die diesen Bestimmungen ent- 
sprechende Umwandlung der nicht beitreibbaren Geldstrafe unter Umständen 
die durch 8179 GVG. festgesetzte Höchststrafe von 3 Tagen überschreiten 
würde. Dieses Bedenken wurde erhoben durch die Bestimmung des $ 29 Abs. 2 
letzter Satz, wonach die an Stelle einer Geldstrafe tretende Freiheitsstrafe 
den Höchstbetrag der neben der Geldstrafe angedrohten Freiheitsstrafe nicht 
übersteigen darf, so daß hiernach keinesfalls auf eine höhere Strafe als 3 Tage 
Haft erkannt werden kann. Indessen beziehen sich die allgemeinen Grund- 
sätze des Strafgesetzbuches, welche in den §§ 41—79 zum Ausdruck gelangt 
sind, nur auf strafbare Handlungen. Zu diesen sind die Ordnungsstrafen 
des § 179 GVG. nicht zu zählen, die den Zweck verfolgen, der Aufrechterhaltung 
der Ordnung und Würde der Verhandlung zu dienen. Dieser Gesichtspunkt 
tritt auch in den Motiven zu $ 3 des EG. zur StPO. zutage, indem dort hervor- 
gehoben wird, daß die Anwendung der StPO. ein Verfahren voraussetzt, welches 
die Entscheidung über die Anwendung einer strafrechtlichen Norm zum 
Zwecke hat und daß somit solche Fälle ausscheiden, in denen eine Strafe als 
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Ordnungsstrafe, um den gesetzlichen Gang eines gerichtlichen Verfahrens zu 
sichern, in Anwendung kommt.“ 

Die Zulässigkeit der Substituierung der Freiheitsstrafe ist in- 
dessen, wie das OLG. Marienwerder in dem oben angeführten Beschluß zu- 
treffend ausführt, aus §179 GVG. selbst zu entnehmen. Zunächst ist diese 
Auslegung mit dem Wortlaut des $ 179 nicht unvereinbar. Sodann erscheint 
die Annahme des Gegenteils wenig folgerichtig; denn es erhellt kein Grund, 
weswegen das Gesetz die Verhängung einer Haftstrafe zwar an erster Stelle, 
nicht aber als Ersatz einer prinzipaliter erkannten Geldstrafe zulassen könnte; 
es würde das Resultat dieser Annahme in vielen Fällen das sein, daß im Falle 
der Uneinziehbarkeit der Geldstrafe die Ungebühr ungesühnt bliebe (vgl. 
Delius: Die sitzungspolizeilichen Befugnisse der Behörden S. 47). 

Nicht berechtigt ist der Einwand, daß dies auch in anderen Fällen auf 
dem Gebiete des Ordnungsstrafrechts zutrifft (z. B. §56 GVG.). Hier hat das 
Gesetz eben in Abweichung von §179 GVG. die Verhängung nur der 
Geldstrafe ausdrücklich angeordnet. Aus demselben Grunde ist der Hinweis 
nicht durchgreifend (Beschl. des Kammergerichts vom 12. Februar 1894 in 
Seuff. 50. 339 und Zeitschrift für Zivilprozeß 20. 495), daß die Reichsjustiz- 
gesetze in den Fällen, wo sie die Umwandlung einer Geldstrafe in eine Frei- 
heitsstrafe zulassen wollen, dies ausdrücklich hervorheben (z. B. §§ 50, 69 
StPO.). Diese Fälle sind insofern anders gelagert, als prinzipaliter festzu- 
setzende Haftstrafe nicht zugelassen ist. 

Es kann auch nicht arierkannt werden, daß die Unterstellung der Haft- 
strafe eine Härte enthalten könne, die der Bedeutung der Ungebühr nicht ent- 
spricht. Gerade das Gegenteil ist der Fall. Würde die Möglichkeit der Sub- 
stituierung der Haftstrafe genommen, so würde dies die Folge haben, daß in 
den Fällen, in denen die Einziehbarkeit der Strafe nicht zweifelsfrei ist, sofort 
auf Haft erkannt werden würde, damit die Strafe nicht ohne Erfolg bliebe. 

Nicht anerkannt kann schließlich werden die Berechtigung des Hinweises 
auf § 888 ZPO. Zunächst ist die in der Entscheidung des Reichsgerichts (Bd. 7 
S. 358) niedergelegte Auffassung keineswegs unbestritten geblieben (vgl. die 
Ansichten für und wider in der Zeitschrift für Zivilprozeß, Bd. 10, S. 121 ff.); 
sodann ist hervorzuheben, daß es sich in § 888 um ein zivilprozessuales Zwangs- 
mittel handelt, während §179 GVG. ein Strafmittel statuiert. Schließlich ist 
der durch § 888 garantierte Erfolg ein anderer; wird hier die Geldstrafe nicht 
bezahlt, so ist noch die Verhängung der Haft zulässig (RG. a. a. O. S. 358), 
so daß, wie es bei § 179 im Falle der Annahme der entgegenstehenden Ansicht 
eintreten würde, der Fall, daß mit der Uneinziehbarkeit der Geldstrafe die 
Möglichkeit der Anwendung weiterer Strafmittel entfällt, nicht vorkommen kann. 

Eine Unterstützung für die vom Senat angenommene Ansicht wird auch 
der Tatsache entnommen daß der Entwurf zur Strafprozeßordnung und die 
Begründung zur Klarstellung der in Literatur und Praxis bestrittenen Frage 
die Zulässigkeit der Substituierung der Freiheitsstrafe ausspricht. 


§ 8 des Reichsvereinsgeselzes. Begriffe: „verlegen“ und ‚veranstalten‘. 
5 Urteil des Strafsenats des Oberlandesgerichts Breslau vom 7. XI. 1911. — 
7. S. 394. 11. — 

Der Revision kann nicht gefolgt werden, soweit sie Verkennung des Be- 
griffes „Verlegen“ im Sinne des §8 VG. riigt. Das Gesetz selbst gibt keine 
Bestimmung dieses Begriffes. Der Begriff ist daher nach dem Wortsinne und 
dem Zwecke des Gesetzes zu bestimmen, sofern nicht besondere Umstände 
eine Abweichung von der so festgestellten Begriffsbestinmung erfordern. Nach 
dem ar bedeutet „Verlegen ganz allgemein, daß etwas von 
einem Platze auf einen anderen Platz gebracht wird, wobei es sich um einen 
Platz im Raume oder in der Zeit handeln kann. Es wird bei der Benutzung des 
Ausdruckes kein Unterschied gemacht, ob der erste Platz bereits eingenommen 
war oder erst bestimmt war. Man spricht einerseits z. B. vom Verlegen des 
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Wohnsitzes, und zwar des Wohnsitzes, den man tatsächlich gehabt hat, als 
auch andrerseits z. B. vom Verlegen eines Termins, und zwar dann, wenn der 
Termin noch nicht herangekommen ist (sonst spricht man von einer Vertagung 
der Verhandlung, für welche der Termin bestimmt ist). Der Wortsinn recht- 
fertigt also nicht die Auffassung der Revision, sondern die des Vorderrichters. 
Aber auch der Zweck des Gesetzes führt zu keinem anderen Ergebnisse. Der 
$8 VG. schränkt den $7 a.a.O. nach einer Richtung hin ein. Der aus- 
gesprochene Zweck des § 7 ist der, die Gefahr zu vermeiden, die darin liegt. 
daß öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel sich unbeschränkt aus- 
dehnen können, daß Veranstalter oder Leiter leichter als bei Versammlungen 
in geschlossenem Raum die Möglichkeit verlieren, auf die Versammlung zum 
Zwecke der Aufrechterhaltung der Ordnung einzuwirken, daß namentlich der- 
artige Versammlungen leicht von unberufener Seite beeinflußt werden können. 
Bei den Kommissionsberatunzen (Kommissionsbericht S. 69) wurde dem von 
der Regierung dahin Ausdruck gegeben, bei den Versammlungen unter freiem 
Himmel sei wegen der unbeschränkten Möglichkeit der Beteiligung die Gefahr 
vorhanden, daß sie zu ,,Ansammlungen“ werden und vermöge der ihnen inne- 
wohnenden Stoßkraft eine erhebliche Gefährdung der allgemeinen Sicherheit 
bewirken. Die erwähnte Gefahr liegt nun offenbar nicht oder doch in erheblich 
geringerem Maße vor, wenn der Versammlung von vornherein ein beschränkter 
Umtang gegeben werden kann. Das ist der Fall, sobald die ursprünglich ge- 
plante Versammlung, die schon dadurch einer Beschränkung der Zahl der Teil- 
nehmer unterliegt, daß sie in einem geschlossenen Raum einberufen wird, 
nachträglich nur in einen andern Raum verlegt wird, der als umfriedeter Hot 
oder Garten in einem gewissen Zubehörverhältnisse zu dem geschlossenen 
Raume steht und der auch seinerseits in der horizontalen Ausdehnung derart 
begrenzt ist, daß er nur eine beschränkte — wenn auch vielleicht größere — 
Menge von Teilnehmern fassen kann. Der Zweck der Vorschrift des $7 VG. 
Verhütung einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit, wird also auch in diesem 
Ausnahmefalle erreicht, und zwar gleichviel, ob die Versammlung bereits in 
dem geschlossenen Raume zusammengetreten war oder nicht. Es ist für diese 
Unterscheidung kein in der Sache selbst liegender Grund erkennbar. 

Die Revision will nun aber aus besonderen Gründen eine andere Aut- 
fassung angewendet wissen. Sie führt einmal aus, die Ausdrucksweise im §8 
VG. deute darauf hin, daß nur eine bereits zusammengetretene Versammlung 
unter Anwendung der Vorschrift des $8 verlegt werden könne; denn es heiße 
„Eine Versammlung, die in einem geschlossenen Raume veranstaltet wird‘: 


nicht ,,... veranstaltet werden soll“, und „veranstalten‘ sei gleichbedeutend 
mit „abhalten“ oder „stattfinden lassen“. Das ist nicht richtig. ,,Veranstalten‘‘ 
bedeutet — und zwar auch im Sinne des Vereinsgesetzes —, alles das tun. 


was nötig ist, damit die Versammlung stattfinden kann; die Veranstaltung 
muß also begrifflich vor dem Beginne der Versammlung liegen, sie ist eine 
Vorbereitung der Versammlung, soweit diese vom Veranstalter zu treffen ist 
(vgl. Stenglein, Nebengesetze Anm. 10 zu § 5). Die in der Revisionsbegriindung 
angeführte Entscheidung des Reichsgerichts (Bd. 21 S. 73) gibt nicht die 
geringste Stütze für die Ansicht des Revidenten, da dort der Begriff .,ver- 
anstalten“ überhaupt nicht erörtert ist. Der Hinweis auf die verschiedene 
Ausdrucksweise im § 5 VG. (‚veranstalten will“) und im § 18? a. a. O. (ver- 
anstaltet) besagt für die Begriffsbestimmung gar nichts; der Begriff ist in 
beiden Vorschriften derselbe, aber mit Rücksicht auf den Zweck der Vor- 
schriften ist im $5 der Ton auf den Entschluß zur Veranstaltung im § 18? aut 
die Durchführung der Veranstaltung gelegt. Andrerseits weist die Revision 
darauf hin, daß bei der Beratung des Gesetzentwurfes im Reichstage und seiner 
Kommission die in der Revisionsbegründung angeführten Erklärungen der 
Regierungsvertreter abgegeben worden sind, und daß danach die Regierungs- 
vertreter dieselbe Auffassung von der Bedeutung des Ausdruckes „verlegen“ 
hatten, welche jetzt die Revision vertritt. Das ist aber nicht ausschlaggebend. 
Eine bei der Beratung von Gesetzentwürfen in den gesetzgebenden Versamm- 
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lungen geäußerten Ansicht hat nur dann eine bindende Bedeutung für die Aus- 
legung des zum Gesetze gewordenen Entwurfes, wenn zweifelhaft feststeht, 
daß sämtliche gesetzgebende Faktoren (also hier die Mehrheit des Bundesrates 
“und die Mehrheit des Reichstages) die Ansicht teilen. Das kann hier nicht 
gesagt werden. Gerade die in der Revision mitgeteilten Ansichten der Regierungs- 
vertreter sind Entgegnungen auf entgegenstehende Ansichten, die aus dem 
Hause selbst geäußert wurden. Es muß aber auch damit gerechnet werden, 
daß die erwähnten Außerungen der Regierungsvertreter nur deren persönliche 
Ansicht wiedergegeben haben, nicht den Standpunkt der Mehrheit des Bundes- 
rates. Dafür spricht der Umstand, daß zwei Bundesstaaten, Bayern und Hessen, 
in ihren Ausführungsvorschriften ausdrücklich einen abweichenden Standpunkt 
eingenommen haben (vgl. Stenglein, Nebengesetze Anm. 5 zu § 8). Es ist 
. nicht anzunehmen, daß diese Bundesstaaten sich im Gegensatz zu der erkenn- 
baren Auffassung der Mehrheit des Bundesrates gesetzt haben. Unter diesen 
Umständen ist auch kein ausschlaggebendes Gewicht darauf zu legen, daß 
die preußische Ministerialverfügung vom 13. Mai 1908 Z. 11 die von den Re- 
gierungsvertretern geäußerte Ansicht sich zu eigen gemacht hat. 

ie Begründung des angefochtenen Urteiles reicht indessen nicht aus, 
insoweit die Annahme einer Umgehung des Gesetzes abgelehnt ist. Es ent- 
spricht nicht der Absicht des Gesetzes, eine Verlegung der Versammlung gemäß 
§ 8 VG. zuzulassen, wenn sie nur zur Umgehung der Vorschriften des § 7 a. a. O. 
erfolgt (vgl. Vossen, Reichsvereinigungsrecht S. 30). Der Vorderrichter erwägt 
ganz zutreffend, daß eine Umgehung vorliegen könne, wenn die Versammlung 
in einem Raume einberufen werde, der polizeilich geschlossen sei und deshalb 
zum Versammlungsraum ungeeignet sei. Die Möglichkeit einer solchen Um- 
gehung im vorliegenden Falle tut er ab mit der Begründung, die Hauptverhand- 
lung habe keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß dem Angeklagten bei Ein- 
berufung der Versammlung die Schließung des Lokals bekannt gewesen sei. 
Das genügt nicht. Es wäre zu prüfen gewesen, ob nicht noch eine Möglich- 
keit bestand, den Sachverhalt nach dieser Richtung hin weiter aufzuklären. 
Einen Anhalt dafür konnte der Beweisantrag der Staatsanwaltschaft bieten 
(dessen Ablehnung allerdings gemäß $ 380 StPO. nicht in der Revisionsinstanz 
gerügt werden konnte). 

Voraussichtlich wird sich feststellen lassen, wann der Angeklagte die 
Zettel mit der Einladung zur Versammlung hat verteilen lassen, und es wird 
dann zu prüfen sein, ob der damals schon von der Schließung der Gewerk- 
schaftsräume Kenntnis hatte. 


Oberlandesgericht Celle. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Sieburg in Celle. 


Zum steuerpflichligen Gewerbebetriebe im Umberzieben gehört nach § 36 
des Lippischen Gesetzes vom 29. Februar 1878, sowie nach §1 des Preußischen 
a vom 3. Juli 1876 auch der Versuch des Ankaufs von Waren zum Wieder- 
verkauf. 

Urteil des St.-S. vom 13. Januar 1911. 3. S. 211/10. 

Gründe: serres Wenn von den Beschwerdeführern zunächst aus- 
zuführen versucht wird, daß gegen sie nur ein Versuch des Gewerbebetriebes 
im Umherziehen festgestellt sei und sie schon deshalb nicht, wie geschehen, 
wegen Zuwiderhandlung gegen die §§ 36 Nr. 2, 43, 50 des Fürstlich Lippischen 
Gesetzes, die Einführung einer Gewerbesteuer betreffend. vom 19. Februar 
1875 hätten verurteilt werden dürfen. sondern freizusprechen gewesen wären, 
so ist es allerdings nach den von dem Vorderrichter getroffenen Feststellungen 
zu dem von ihnen beabsichtigten Ankauf von Rindvieh zwecks Wiederverkaufs 
tatsächlich nicht gekommen: ihre diesbezüglichen Angebote an die betreffenden 
Landwirte sind vielmehr von diesen abgelehnt worden. Auch wird die Rechts- 
auffassung der Beschwerdeführer, daß in einem derartigen Falle nur ein strat- 
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loser Versuch der Gewerbesteuerhinterziehung vorliege, hinsichtlich der mit 
den fraglichen Bestimmungen des Lippischen Gesetzes wörtlich überein- 
stimmenden Bestimmungen des Preußischen Gesetzes, betr. die Besteuerung 
des Gewerbebetriebes im Umherziehen usw., vom 3. Juli 1876 auch von Delius 
in „Die Preußischen Strafgesetze‘, 2. Aufl., S. 530, Note 15 zu $1 und in einem 
Urteil des Kammergerichts vom 3. Februar 1890, Goltdammers Archiv 37 462, 
vertreten. Die Auffassung kann jedoch nicht für zutreffend erachtet werden. 
Gegen ihre Richtigkeit spricht zunächst schon der Wortlaut des $ 36 des Lippi- 
schen (§ 4 des Preuß.) Gesetzes, nach welchem nicht nur derjenige, der Waren 
tatsächlich ankauft, sondern auch schon derjenige, der Waren ankaufen will, 
der Steuer vom Gewerbetriebe im Umherziehen unterliegt. Dazu kommt, daß 
in $ 50 des Lippischen (§ 18 des Preuß.) Gesetzes der Betrieb des betreffenden 
Hausiergewerbes, wenn dieser ohne vorherige Einlösung eines Gewerbescheins 
erfolgt, unter Strafe gestellt ist. Zu cem Betrieb eines Gewerbes, das in dem 
Ankauf von Waren besteht, gehören aber auch die Verhandlungen, die statt- 
finden, um den Ankauf herbeizuführen. 

Für die Richtigkeit der hier vertretenen Auffassung spricht außerdem 
die Erwägung, daß, wenn in den Fällen der Nrn. 4 und 3 des $ 36 (bzw. des $ 1) 
schon das Feilbieten von Waren und das Anfsuchen von Warenbestellungen 
der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unterlie en, also in diesen 
Fällen der Abschluß eines Vertrages nicht erforderlich sein soll, nicht ersicht- 
lich ist, weshalb der Gesetzgeber einen solchen Vertagsabschluß im Falle der 
Nr. 2 hätte verlangen wollen; von der Besteuerung soll eben das Handeln 
im Umherziehen betroffen werden. In dieser Beziehung erscheint es auch 
nicht ohne Bedeutung, daß in dem, seitens des Präsidiums des Norddeutschen 
Bundes dem Reichstage vorgelegten Entwurfe der Reichsgewerbeordnung 
(Verhandlungen des Reichstages, 4. Legislaturperiode, Session 1869, Bd. 3 
Aktenstück Nr. 13) in der Nr. 4 des 8 53 (des § 55 der jetzigen GO.) statt der 
Worte ‚Waren feilbieten‘“ die Worte ‚Waren verkaufen“ enthalten 
waren, und daß die jetzige Fassung auf einem Vorschlage der zur Beratung 
der Vorlage eingesetzten Kommission beruht, der im Reichstage, ohne irgend- 
welchen Widerspruch zu finden, lediglich dahin begründet wurde, „eine Er- 
läuterung des Unterschiedes sei wohl nicht notwendig, es solle nur durch das 
Wort ‚„„feilbieten‘“‘“ das klarer ausgedrückt werden, was eigentlich die Vor- 
lage wolle, und wofür sie einen weniger konzisen Ausdruck gewählt habe‘ 
(a. a. O. Bd. 2 S. 693). An sich ist also damals unter ‚Verkaufen‘ gleichfalls 
nicht nur der Abschluß eines Kaufvertrages, sondern auch diejenige Tätigkeit 
des Hausierens verstanden, die auf die Herbeiführung eines solchen Abschlusses 
gerichtet ist. Daraus ist zu folgern, daß auch der in der GO. selbst, sowie in 
deren Entwurf in der fraglichen Bestimmung — unter Nr. 2 — sich findende 
Ausdruck ‚„ankaufen‘“ in dem oben erörterten weiteren Sinne zu verstehen 
ist. Bei Erlaß der die Bestimmung des Gewerbebetriebes im Umherziehen be- 
treffenden Landesgesetze aber ist, soweit sie nach Erlaß der GO. ergangen sind 
und deren Bestimmungen über den Gewerbetrieb wörtlich wiederholen — was 
auch in letzterer Richtung hinsichtlich des Lippischen und des Preußischen 
Gesetzes in bezug auf die Ausdrücke des Feilhaltens. des Aufsuchens von 
Warenbestellungen und des Ankaufs von Waren zum Wiederverkaufe der 
Fall ist — offenbar das Bestreben maßgebend gewesen, den Begriff des Ge- 
werbebetriebes im Umherziehen tunlichst im Einklang mit den Vorschriften 
der GO. zu regeln, wie solches auch in der Begründung zu dem Entwurfe des 
Preußischen Gesetzes ausdrücklich hervorgehoben ist (Verhandlungen des 
Hauses der Abgeordneten, 12. Legislaturperiode, 3. Session 1876, Bd. 1 Akten- 
stück Nr. 87 S. 668). Übrigens bemerkt auch Delius, abweichend von seiner 
oben mitgeteilten Ansicht, an anderer Stelle. und zwar a. a. O. S. 540, Note 2 
zu 818, daß schon der Beginn des Gewerbebetriebes strafbar sei, auch wenn 
ein Ankauf noch gar nicht stattgefunden habe. 
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Ungeachtet der Vorschrift des § 380 StPO. ist die auf einen Mangel des Ver- 
jahrens gestülzte Revision dann zugelassen, wenn dieser Mangel seinen Grund in 
einer irrlümlicben Auffassung maleriellrechllicher Vorschriften hat. 

Urtei des St.-S. vom 31. Januar 1911. 3 S 204/10. 

Gründe: Die form- und fristgerecht eingelegte Revision des Ange- 
klagten mußte auch Erfolg haben. 

Nachdem das zuständige Erbschaftssteueramt auf Grund der §§ 37, 56 
Abs. 1, 49 Abs. 2 des Erbschaftssteuergesetzes vom 3. Juni 1906 (RGBI. S. 654) 
gegen den Angeklagten wegen Nichterfüllung der gesetzlichen Verpflichtung 
zur Einreichung einer Schenkungssteuererklärung innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist eine als solche auch ausdrücklich bezeichnete Ordnungsstrafe festgesetzt 
und der Angeklagte dagegen auf gerichtliche Entscheidung angetragen hatte, 
wurde dieser von dem Schöftengericht gemäß den angeführten gesetzlichen 
Bestimmungen verurteilt. Auf seine Berufung ist durch das jetzt von ihm 
angefochtene lanägerichtliche Urteil unter Aufhebung des Urteils des Schöffen- 
gerichts und unter Auferlegung der Kosten auf die Staatskasse ,,das Verfahren 
wegen Unzulässigkeit des gerichtlichen Verfahrens eingestellt“, weil das Land- 
gericht der Ansicht ist, daß es sich bei einer Bestrafung aus § 49 Abs. 2 EStG. 
mit Riicksicht darauf, daB die dort vorgeschriebene Strafe als Ordnungs- 
strafe bezeichnet sei, um eine den Erbschaftssteuerbehörden als Verwaltungs- 
behörden zur Durchführung von Verwaltungsmaßregeln zustehende Straf- 
befugnis handele. Die Revision macht unter Bezugnahme auf die Bestimmungen 
des § 49 a.a. O. geltend, daß die Einstellung des Verfahrens zu Unrecht er- 
folgt sei, und begehrt ferner mit der Begründung, daß nach den Umständen 
des vorliegenden Falles ein Verstoß des Angeklagten gegen das EStG. über- 
haupt nicht in Frage kommen könne, dessen sofortige Freisprechung. 

Die Revision erscheint, soweit sie sich gegen die Einstellung des Ver- 
fahrens wendet, zulässig und begründet. Insbesondere steht ihrer Zulässig- 
keit der $ 380 StPO. nicht entgegen. Allerdings liegt, wenn von dem Straf- 
richter zu Unrecht nicht eine materielle Entscheidung abgegeben, sondern auf 
Einstellung des Verfahrens erkannt wird, an sich nur ein Mangel des Ver- 
fahrens vor. Hat jedoch dieser Mangel seinen Grund in einer irrtümlichen 
Auffassung materiellrechtlicher Bestimmungen, so ist die wegen des Mangels 
eingelegte Revision ungeachtet der Bestimmung des § 380 a. a. O. zuzulassen. 
Vgl. auch Lowe’s Kommentar zur StPO., 12. Aufl., Note 2c zu § 380 und Johow, 
Jahrbuch der Entscheidungen des Kammergerichts, 2 2 207. 

Vorliegend beruht aber die angefochtene Entscheidung auch auf einer 
Verletzung des materiellen Rechts, und zwar auf einer Verkennung des Be- 
griffes der ,,Ordnungsstrafe“ im Sinne des § 49 Abs. 2 EStG., die der Vorder- 
richter rechtsirrtümlich nicht als eine kriminelle Strafe ansieht . 


SIGB. § 360 Nr.8. Die unbefugle Annahme ausländischer Titel und 
Würden ist nicht strafbar, sofern nicht elwa zur Führung des betreffenden Titels 
usw. eine besondere inländische Genehmigung erforderlich ist. 

Urteil des St.-S. vom 31. Januar 1911. 3 S. 212/10. 

Gründe: ...... Dagegen kann die außerdem noch erfolgte und von 
der Revision gleichfalls angefochtene Verurteilung des Angeklagten wegen 
Übertretung des $ 360 Nr. 8 StGB. nicht aufrecht erhalten bleiben. Allerdings 
hat der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum testgestellt, daß der Angeklagte den 
Titel eines amerikanischen Leutnants zur See, zu dessen Führung er an sich 
nicht befugt war, „angenommen“ habe. Auch ist mit Recht die von dem An- 
reklagten gebrauchte Bezeichnung als „Titel“ angesehen worden. Die Ver- 
urteilung ist jedoch deshalb zu Unrecht erfolgt, weil es sich nur um die un- 
hefugte Annahme eines ausländischen Titels handelt. 

Die Frage, ob unter die erwähnte Strafbestimmung alleemein auch die 
Annahme ausländischer Titel und Würden fällt, wird in den Kommentaren 
zum StGB. verschieden beantwortet. So kommt Olshausen, 8. Aufl., Note c 
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in Verb. mit Note b zu § 360 Nr. 8, zur Verneinung der Frage, während sie von 
Oppenhoff, 14. Aufl., Note 38 zu § 360, und von Frank, 3./4. Aufl., Note 2 zu 
§ 360 Nr. 8, bejaht wird; die gleiche Ansicht hat auch Oppenhoff schon in seinem 
Kommentar zum Preuß. Strafgesetzbuch für dessen entsprechenden § 105 — 
Note 2 das., 5. Aufl. — vertreten. Höchstrichterliche Entscheidungen über 
die Frage sind aus neuerer Zeit nicht bekannt; früher scheint die Recht- 
sprechung den von Oppenhoff und Frank vertretenen Standpunkt eingenommen 
zu haben; vgl. die in Goltdammers Archiv für Strafrecht 25 574 und 26 458 
abgedruckten Erkenntnisse des Preußischen Obertribunals, in denen übrigens 
die Frage nicht ausdrücklich erörtert und deshalb auch eine Begründung der 
Ansicht des Gerichtshofes nicht gegeben wird. Auch aus der Entstehungs- 
geschichte der Bestimmung ergeben sich besondere Anhaltspunkte dafür, in 
welchem Sinne diese auszulegen sei, nicht. In der Begründung des vom „Juli 
1869“ datierten „Entwurfe eines StGB. für den Norddeutschen Bund‘ war 
zu dem, mit dem jetzigen §360 Nr. 8 im wesentlichen überei stimmenden 
§ 117 in bezug auf die hier in Betracht kommende Vorschrift lediglich bemerkt, 
daß der Paragraph dem $ 105 des Preuß. StGB. entspreche (S. 143 der Motive). 
Was aber die letztere Bestimmung anbetrifft, so wird allerdings von Golt- 
dammer auf S. 174/175 des 2. Bandes seines Kommentars, betr. die Materialien 
zum Preuß. StGB. von 1851, unter Bezugnahme auf einen Staatsministerial- 
beschluß von 1837 und frühere Entwürfe eines StGB. bemerkt, daß auch der 
Erlaß einer Bestimmung beabsichtigt gewesen sei, nach welcher allgemein die 
Annahme ausländischer Titel usw. ohne inländische höhere Genehmigun ver- 
boten sein sollte. Indessen ist ein solches Verbot, wie auch Goltdammer hervor- 
hebt, tatsächlich nicht erlassen, und jener Absicht allein kann Bedeutung 
nicht beigelegt werden. Ebensowenig ist der Meinung von Goltdammer bei- 
zutreten, es folge schon ,,aus der Natur der Sache“, daß die Annahme eines 
ausländischen Titels ohne inländische Genehmigung unbefugt im Sinne des 
Gesetzes sei und deshalb unter die Strafbestimmung des $105 falle. Endlich 
ist auch in der Begründung zu dem im Jahre 1909 auf Anordnung des Reichs- 
justizamts veröffentlichten ,,Vorentwurf zu einem Deutschen StGB.“ in bezug 
auf den, wiederum dem jetzigen $ 360 Nr. 8 StGB. entsprechenden $ 307 Nr. 2 
nur gesagt, daß die Bestimmung „sachlich unverändert aus dem geltenden 
Recht übernommen sei“ und „sich weder als entbehrlich noch als verbesserungs- 
bedürftig erwiesen habe“. 

Wenn unter diesen Umständen das Revisionsgericht der Ansicht von 
Olshausen folgt, so geschieht solches im wesentlichen aus dem von dem letzteren 
selbst angeführten Grunde, daß mit Rücksicht auf die „allgemeine Redaktions- 
methode des StGB.‘, wie durch dieses überhaupt, auch durch dessen § 360 
Nr. 8 nur inländische Einrichtungen als geschützt angesehen werden können. 
Daß nach der allgemeinen Redaktionsmethode des StGB. der Schutz des- 
selben nur auf Einrichtungen der erwähnten Art zu beziehen ist, kann wohl 
einem Zweifel nicht unterliegen; vgl. die Ausführungen bei Olshausen a. a. O. 
Note 8 zu $ 31, Note 2 zu Teil II Abschnitt 5 und Note 1 zu Teil II Abschnitt 6. 
Dann verbietet sich aber auch die abweichende Beurteilung einer einzelnen 
Bestimmung, falls nicht besondere Gründe dafür sprechen, und solche sind 
hinsichtlich des $ 360 Nr. 8 nicht ersichtlich. Auch Oppenhoff und Frank be- 
gründen ihre abweichende Ansicht in bezug auf die hier in Frage stehende 
Vorschrift nicht näher, abgesehen davon, daß Frank bemerkt, der die Über- 
tretungen behandelnde Abschnitt 29 des II. Teils des StGB. weise überhaupt 
keine Systematik auf. Letzteres ist an sich richtig, kann aber nach Ansicht 
des Revisionsgerichts nicht ausschlaggebend sein, zumal wenn berücksichtigt 
wird, daß der § 360 Nr. 8 StGB. aus dem § 117 des Entwurfes hervorgegangen 
ist und dieser Paragraph wie auch der $ 105 des Preuß. StGB., nicht in dem 
Ubertretungsabschnitt, sondern in dem die Verbrechen und Vergehen wider 
die öffentliche Ordnung behandelnden Abschnitt enthalten war. 

Übrigens wäre auch nicht ohne weiteres einzusehen, weshalb, wenn die, 
unbefugte Annahm ausländischer Titel und Würden strafbar sein sollte, das- 
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selbe nicht von dem unbefugten Tragen auslandischer Uniformen und Amts- 
kleidungen gelten müßte, insoweit wird die Strafbarkeit aber auch von 
Oppenhoff verneint. Außerdem nehmen zu $33 StGB. in Übereinstimmung 
mit Olshausen, Note 8, sowohl Oppenhoff, Note 14, als auch Frank, Note I1?, 
an, daß die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte den Verlust aus- 
ländischer Titel und Würden nicht bewirke, obwohl doch auch der § 33 nur 
allgemein von Titeln usw. spricht, ohne zum Ausdruck zu bringen, daß nur 
inländische in Frage kämen. 

Die hier vertretene Auffassung, daß die Annahme ausländischer Titel 
und Würden nicht unter die Bestimmung des § 360 Nr. 8 StGB. falle, muß 
selbst verständlich eine Einschränkung für den Fall erfahren, daß es zur Führung 
der Titel usw. nach dem Reciit des betreffenden Bundesstaates einer inländischen 
Genehmigung bedarf, wie solches z. B. durch $4 der für Preußen erlassenen 
Allerhöchsten Verordnung vum 7. April 1897 (GS. S.99) für Titel vor- 
geschrieben ist, die mit einem außerhalb des Deutschen Reiches erworbenen 
akademischen Grade verbunden sind. Das wird auch von Olshausen ohne 
weiteres, sowie allgemein in Wissenschaft und Rechtsprechung anerkannt. 

Zur Führung des Titels eines amerikanischen Leutnants zur See ist aber 
jedenfalls in Preußen eine Genehmigung nicht erforderlich. Der Angeklagte 
konnte daher und da die Führung dieses Titels ohne weiteres nicht unter die 
Bestimmung des $ 360 Nr. 8 StGB. tällt, wegen Übertretung dieser Bestimmung 
nicht bestraft werden. Gegen eine andere Strafbestimmung hat der Angeklagte 
durch die fragliche Tat gleichfalls nicht verstoßen. Er war daher gemäß $ 394 
Abs. ı StPO. unter insoweitiger Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
unter Übernahme der betreffende : Kosten des gesamten Verfahrens auf die 
Staatskasse freizusprechen. 


— 


Zum Begriffe des „Ausverkaufs‘‘ im Sinne des Wellbewerbsgeselzes. 

Urteil des St-S. vom 10. März 1911. 3. S. 230/10. l 

Gründe: Die an sich zulässige Revision des, wegen Ubertretung des 
§10 Nr.3 des Reichsgesetzes gegen den unlauteren Weitbewerb vom 7. Juni 
1909 verurteilten, Angeklagten ist nicht begründet. 

Zunächst geht die Rüge der Revision fehl, daß der Begriff des .,Aus- 
verkaufs“ seitens des Landgerichts verkannt sei. Unter den Begriff fallen 
nach der in §9 Abs. 1 a.a. O. gegebenen Bestimmung nicht nur der Verkauf 
von Waren wegen Beendigung des Geschäftsbetriebs und die Aufgabe einer 
einzelnen Warengattung, sondern auch die Räumung eines bestimmten Waren- 
vorrats aus dem vorhandenen Bestande; diese Bestimmung ist für sämtliche 
Vorschriften des Gesetzes, die sich mit dem Ausverkaufswesen beschäftigen, 
maßgebend; vgl. die amtliche Begründung zu §9 des Gesetzentwurfes (Ver- 
handlungen des Reichstages, 12. Legislaturperiode, I. Session 1909, Nr. 1109 
S. 18 des Bandes Nr. 252 der Drucksachen), sowie die erste Beratung des Ent- 
wurfes im Reichstage (a. a. O., stenographische Berichte Bd. 234 S. 6525). 
auch Fingers Kommentar zu dem Gesetze, 3. Aufl. 1910, Note 1 und 3 zu § 9. 
Vorliegend hat aber der Angeklagte nach den von dem Schöffengericht ge- 
troffenen und als von dem Landgericht im allgemeinen in bezug genommen 
zu sehenden Feststellungen eine „möglichst gänzliche Räumung noch vor- 
rätiger Frühjahrs-Damen-Konfektion“ mit dem Zusatz angekündigt, daß, 
„um dieses schnellstens zu bewerkstelligen‘, ein großer Teil des Vorrats „zu 
fünf Sortimenten zusammengestellt“ sei. Auf Grund dieser Feststellung ist 
mit Recht die Ankündigung eines Ausverkaufs, nämlich der „Räumung eines 
bestimmten Warenvorrats aus dem vorhandenen Bestande“, angenommen. 

Daß, worauf seitens des Verteidigers des Angeklagten in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Revisionsgericht noch hingewiesen ist, nur eine mög- 
lichst ganzliche Räumung angekündigt ist, erscheint ohne Bedeutung. Ob 
es dem Angeklagten möglich sein würde, die zusammengestellten fünf Sorti- 
mente vollständig zu verkaufen, hing natürlich davon ab, ob sich genügend 
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Käuter einfanden; deshalb blieben aber doch die fünf Sortimente, ein ,,be- 
stimmter Warenvorrat‘, vollständig zum Verkauf gestellt. 

Ebensowenig bietet das Gesetz für die in den schriftlichen Revisions- 
anträgen vertretene Auffassung einen Anhaltspunkt, daB von einem Aus- 
verkauf nur dann gesprochen werden könne, wenn der Verkauf aus dem Rahmen 
des regelmäßigen Geschäftsbetriebes herausfalle. Im Gegenteil liegt gerade 
ein Saisonausverkauf, wie er nach der Ansicht der Vorderrichter von dem An- 
geklagten angekündigt und veranstaltet sein soll, nach §9 Abs. 2 Satz des 
Gesetzes nur dann vor, wenn er „im ordentlichen Geschäftsverkehr üblich‘ 
ist. Die Annahme selbst aber, daß es sich um einen Saisonausverkauf gehandelt 
habe, gibt mit Rücksicht auf die Feststellungen, daß die Ankündigung am 
4. Juni 1910 erlassen und in derselben von „Frühjahrs-Damen-Konfektion‘ 
und von dem „Neuesten und Schönsten‘ der „Frühjahrs-Mode 1910“ ge- 
sprochen wird, zu rechtlichen Bedenken gleichfalls keinen Anlaß. 

Was ferner die Frage betrifft, ob sich der Angeklagte nicht etwa nur auf 
die Ankündigung des fraglichen Ausverkaufs beschränkt hat — die an sich 
nicht strafbar gewe en sein würde —, so haben beide Vorderrichter die Frage 
bejaht, indem sie angenommen haben, daß der Angeklagte den Ausverkauf 
entsprechend der Ankündigung auch veranstaltet habe..... 


Zum Begriffe der „Beschäftigung“ und zur Frage der Tälerschafl im Sinne 
des Kinderschutzgeselzes. 

Urteil des StS. vom 5. Mai 1911. 3 S 69/11. 

Gründe: Die an sich zulässige Revision der Staatsanwaltschaft er- 
scheint auch .begründet. 

Mit Recht wird von derselben geltend gemacht, daß seitens des Vorder- 
richters der Begriff der ,,Beschaftigung“ im Sinne des Reichsgesetzes vom 
30. März 1903, betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, verkannt sei. 
Allerdings setzt dieser Begriff, wie auch in dem angeführten Titel des Gesetzes 
besonders zum Ausdruck gelangt ist, die Benutzung der Kinder zur Arbeit 
voraus. Wenn indessen vorliegend die noch nicht zwölf Jahre alte Tochter 
der Angeklagten L., wie in dem angefochtenen Urteil festgestellt ist, des Morgens 
auf ihrem Wege zur Schule bei zwei Kunden des Bäckermeisters B., des Ehe- 
manns der anderen Angeklagten, die Beutel mit Brötchen vorbringt, so ver- 
richtet sie damit schon aus dem Grunde, weil sie auf ihrem Schulwege nicht 
nur mit ihren Schulbüchern, sondern außerdem mit den die Brötchen für zwei 
Haushaltungen enthaltenden Beuteln belastet ist, auch eine Arbeit. Jede 
Tätigkeit aber, die zu einem gewerblichen Betriebe gehört und ein gewisses 
Maß von Arbeit verlangt, ist, ohne daß es auf deren größeren oder geringeren 
Umfang ankommt — wie der Vorderrichter irrtümlich meint —, als Be- 
schäftigung im Sinne des Gesetzes anzusehen. Auch bedarf es des von dem 
Vorderrichter noch für erforderlich erachteten Verlustes einer meßbaren Zeit 
für das betreffende Kind überhaupt nicht. Ebenso ist es, wie in E.RG. StS. 4 
244 unter Bezugnahme auf die Entstehungsgeschichte des Gesetzes zutreffend 
ausgeführt wird, unerheblich, ob die Tätigkeit entgeltlich oder unentgeltlich 
erfolgt. Nur darf es sich nicht — vgl. die angeführte Reichsgerichtsentscheidung 
und Stenglein, Die strafrechtl. Nebengesetze des Deutschen Reiches, 3. Aufl., 
S. 1340 ff., Noten 2 und 4 zu § 23 und Note 1 zu § 24 des Gesetzes — um rein 
gelegentliche vorübergehende Dienste handeln; ebenso liegt eine 
Beschäftigung im Sinne des Gesetzes nur dann vor, wenn ein Verhältnis von 
einer gewissen Dauer in Frage steht. Ein solches ist aber hier nach den in dem 
angefochtenen Urteil getroffenen Feststellungen gereben, nach welchen an- 
genommen werden muß, daß die kleine L. die Brötchen zu den beiden Kunden, 
abgesehen von den Sonn- und Feiertagen und den Schulferien, regelmäßig 
gebracht hat. Das Kind ist also „beschäftigt“ worden, und zwar im Falle der 
Beschäftigung seitens der Mutter auch dann, wenn es sich nur um eine Ge- 
fälligkeit dieser gegenüber handelte, für einen „Dritten“ im Sinne des § 17 
Abs. 4 des Gesetzes, da die Tätigkeit einen fremden Gewerbebetrieb betraf. 


Archiv. 60. Bd. 10 
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Hiernach und da auf Grund jener, iiber die Taterschaft der beiden An- 
geklagten sich nicht naher aussprechenden Feststellungen die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit keiner von ıhnen ausgeschlossen erscheint, war gemäß 
§§ 393, 394 Abs. 2 StPO. in der Hauptsache zu entscheiden wie geschehen. 
Auch der Umstand, daß nicht die Angeklagte B. selbst, sondern deren Ehe- 
mann die fragliche Bäckerei betreibt, konnte nicht zu einer Zurückweisung 
der Revision bezüglich dieser Angeklagten führen. Allerdings ist für ein Ver- 
yea gegen § 23 des Gesetzes vom 30. Marz 1903, wie es der letzteren zur 

ast gelegt ist, an sich nur der Betriebsinhaber und eine in dem Betriebe be- 
schäftigte Person lediglich dann strafrechtlich verantwortlich, wenn sie gemäß 
§ 151 GO. zur Leitung oder Beaufsichtigung bestellt ist; E.RG.StS. 42 318. 
Es ist aber einmal mit der Möglichkeit zu rechnen, daß diese Voraussetzung 
hinsichtlich der Angeklagten B. vorliegt. Außerdem könnte eventuell eine 
Beihilfe derselben zu dem etwa von ihrem Ehemann begangenen Vergehen 
gegen $ 23 oder auch eine Anstiftung zu der der Angeklagten L. zur Last ge- 
legten Übertretung des $ 25 des Gesetzes vom 30. März 1903 in Frage kommen. 


Oberlandesgericht Dresden. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Dr. v. Feilitsch, Dresden. 

Wann, wie und wie lange ist eine Sache durch den zuständigen Gerichts- 
vollzieher geselzmäßig gepfändel? 8137 SIGB. 

Urteil v. 7. Dezember 1910. IHI 277/10. 

Die Pfändung körperlicher Sachen im Gewahrsam des Schuldners wird 
dadurch bewirkt, daß der Gerichtsvollzieher sie in den Besitz nimmt, § 808 Abs. 4 
ZPO., d. h. sie dergestalt in seine Gewalt bringt, daß er in den Stand gesetzt 
wird, sie selbst oder durch andere zu gebrauchen und darüber zu verfügen 
(RGSt. 32, 389). Ersichtlichmachung der Pfändung ist bei Gewahrsams- 
entsetzung des Schuldners entbehrlich. Nicht so im Falle des $808 Abs. 2 
ZPO. Werden danach Sachen in Gewahrsam des Schuldners belassen, so ist 
die Wirksamkeit der Pfändung, außer durch die Besitzergreifung des 
Gerichtsvollziehers, dadurch bedingt, daß mittels Anlegung von Siegeln 
oder auf sonstige Art die Pfändung ersichtlich gemacht ist. Das Er- 
sichtlichmachen soll für jedermann die Möglichkeit begründen, ohne An- 
wendung besonderer Aufmerksamkeit zu erkennen, 

vgl. RGSt. 32, 316. 36, 165; Gruchot 36, 718. 41, 1188. 44, 1195 u. a. 
daß der Schuldner über die Sache kein Verfügungsrecht mehr 
habe, ähnlich wie wenn sie überhaupt nicht in seinem Gewahrsam, sondern 
entsprechend der Vorschrift des § 808 Abs. 1 in dem des Gerichtsvollziehers 
oder in dem eines Dritten wäre. 

RGSt. 16, 274. 

Es handelt sich bei dem Ersichtlichmachen also nicht etwa um eine leere 
oder nebensächliche Formalität, die sich vielleicht aus materiellrechtlichen 
Erwägungen oder Billigkeitsrücksichten verüberflüssigen könnte, sondern um 
einen Akt, der neben die Besitzergreifung als zweite Bedingung des 
Rechtsbestandes eines Pfändungspfandrechtes tritt. Ob freilich in dem 
Sinne, daß nicht bloß dessen Entstehung von dem Ersichtlichmachen, sondern 
auch dessen Fortdauer von dem Ersichtlichbleiben abhängt, ist eine Streit- 
frage. 

s. RGSt. 16, 253 3. Strafsen., bejahend; 18, 163 4. Strafsen. 
verneinend. 

Ihrer Entscheidung bedarf es gegenwärtig nicht. Selbst wer der Meinung 
ist, es genüge, daß ein Pfandungspfandrecht in der Form des § 808 Abs. 2 
ZPO. wirksam beeründet worden sei, und es liege außerhalb der durch die 
ProzeBordnung getroffenen Vorschriften über das Vollstreckungsverfahren und 
dessen Formen, Bestimmungen über das Erlöschen des einmal entstandenen 
Pfändungspfandrechts zu geben, der Wegfall der Erkennungszeichen sei des- 
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. halb strafrechtlich (§137 StGB.) gegenüber dem Schuldner und dritten, die 
die Anlegung der Pfändungszeichen kennen und wissen, daß es in anderer Weise 
nicht aufgehört habe, belanglos (RGSt. 18, 165. 166), ist genötigt, mit der 
herrschenden Rechtsprechung anzunehmen, daß Entfernung der Pfändungs- 
zeichen durch den Gerichtsvollzieher oder mit Einwilligung des Gerichts- 
vollziehers oder des pfändenden Gläubigers die Fortwirksamkeit des Pfändungs- 
pfandrechts vernichtet, hingegen Beseitigung auf andere Weise, Verschwinden 
oder Unkenntlichwerden der Pfändungszeichen nicht, es sei denn, daß der 
Pfändungsgläubiger auch hier zustimmte oder Dritte ein das Pfandrecht aus- 
schließendes dingliches Recht an der Pfandsache in gutem Glauben erwürben. 
RGZ. 35, 333; Gruchot 44, 1200; J. W. 1895, 42 u.a. Olshausen 
8137 StGB. Anm. 7 a. E. Frank desgl. I, 4. §§ 932, 936. 

1208. 1253 BGB. 

Denn im Gegensatz dazu ist Beseitigung durch den Gerichtsvollzieher 
amtliche Rückgängigmachung der Zwangsvollstreckungsmaßregel, Einwilligung 
des Gläubigers aber bewirkt materiellrechtlichen Verzicht auf das erlangte 
Pfandrecht. Insoweit betont das von den Vorinstanzen für sich verwertete 
Urteil RGSt. 18, 163 ganz mit Recht, es komme bei der Beantwortung der 
Frage, ob das entstandene Pfändungspfandrecht mit dem Gewahrsam und, wo 
ein solcher nicht vorgelegen, mit den ihn ersetzenden Zeichen der Ergreifung 
des Pfandbesitzes verloren gehe, auf das materielle Recht mit seinen Bestim- 
mungen über den Untergang des Pfandrechts an körperlichen Sachen an 
($§ 1252 ff. BGB.). Aber auch die dortigen weiteren Ausführungen beschäftigen 
sich mit einem Vorgange, wo die Pfändungszeichen abgefallen waren und 
bekämpfen die Rechtsanschauung keineswegs, daß die bloße Kenntnis eines 
Angeklagten davon, es habe einmal eine formgültige, wirksame Pfändung 
stattgefunden, dann nicht maßgebend für die Rechtswidrigkeit der Beiseite- 
schaffung der Pfandsachen ist, wenn der Wegfall oder das Unkennbarwerden 
der Pfandzeichen durch den in Ausübung seines Amtes tätigen Gerichtsvoll- 
zieher persönlich im Verlaufe des Zwangsvollstreckungsverfahrens, nicht durch 
Zufall oder Eingreifen dritter verursacht wurde. Der Arrest- oder Vollstreckungs- 
bruch wird bestraft, weil er eine staatliche Herrschaftsgewalt über die Sache 
aufhebt. : An einer wesentlichen Voraussetzung dieser Herrschaftsgewalt fehlt 
es indessen, dafern das zu ihrer Schaffung und Wahrung berufene Organ die- 
jenigen zwingenden Formen einzuhalten verabsäumt, an die das Gesetz die 
objektive Rechtmäßigkeit der betreffenden Verfügung bindet. Hier nun hat 
der Gerichjsvollzieher die am 12. März 1909 am Kraftwagen angebrachten 
Pfändungszeichen kurz darauf selbst beseitigt. Das würde allerdings auf den 
Fortbestand des am 12. März einwandfrei begründeten Pfändungspfandrechts 
ohne Einfluß gewesen sein, wäre für einen alsbaldigen gleichwertigen Ersatz 
der ursprünglichen sichtbaren Pfändungszeichen gesorgt worden. Darüber 
aber, ob das der Fall gewesen, läßt das angefochtene Urteil die erforderliche 
Klarheit vermissen. Es beschränkt sich auf die Bemerkung, daß der Gerichts- 
vollzieher nach Entfernung der früheren Pfändungszeichen am 18. März eine 
Siegelmarke „unter“ dem Sitz des Wagens angebracht habe. Diese Ausdrucks- 
weise ist mehrdeutig. Sie gewährt Zweifeln Raum, ob die Stelle, wo die neue 
Marke befestigt war, sich an der Kehrseite der Sitzfläche oder an der Seiten- 
fläche des Sitzes oder anderswo unterhalb der Sitzanordnung befand, ob etwa 
und wieweit sie durch Deckel, Klappe, Polster u. dgl. verdeckt wurde, ob ganz 
oder nur zum Teil oder nur, wenn jemand auf dem Sitze saß usw., kurzum ob 
und in welchem Maße sie sichtbar war. Klebte der Gerichtsvollzieher das 
Pfändungszeichen an einen Platz, den wohl der Angeklagte vom Zuschauen 
her kannte, der jedoch Dritten ohne besondere Nachforschungen nicht zu 
Gesicht kam, so stand dieses Verfahren im Erfolge dem völlig gleich. als ob 
er von vornherein überhaupt keine oder keine nach §808 Abs. 2 ZPO. ge- 
nügende Kenntlichmachung der Zwangsvollstreckung vorgenommen hätte. 
Alsdann würde der Kraftwagen in jedem unbeteiligten Dritten den Eindruck 
erweckt haben, wie wenn er, niemals gepfandet, nach wie vor in ungestörtem 
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Besitze seines bisherigen Inhabers sei — ein Zustand, der nach Sinn und Zweck 
des $ 808 Abs. 2 als ein zwangsvollstreckungsmäßiger nicht hätte gelten können. 
weil dem Gesetz eine allein dem Schuldner erkennbar gemachte Ptändung der 
in seinem Gewahrsam gebliebenen körperlichen Sachen fremd ist. Der Form- 
mangel würde mithin trotz der Besitzergreiiung am Wagen durch den Gerichts- 
vollzieher die Wirksamkeit der Zwangsvollstreckung für den Gläubiger S. 
vom 18. März 1909 an ausgeschlossen und auch fernerhin die Unwirksamkeit 
der Anschlußpfändungen der anderen Gläubiger vom 25. dess. Mon. bedingt 
haben. Denn eine Anschlußpfändung nach § 826 ZPO. hat den Pfandbesitz 
des älteren Pfändungspfandgläubigers zur Voraussetzung. War die erste 
Pfändung formell ungültig oder bis zur Anschlußpfändung ungültig geworden, 
so erledigte sich damit von selbst die Wirksamkeit der letzteren (RGZ. 35, 333. 
339). Das zwänge zu der weiteren Schlußfolgerung: als der Angeklagte am 
25. Oktober 1909 den Kraftwagen entstrickte, war derselbe von S. M. und 
der Amtsgerichtskasse zu L. nicht mehr gesetzmäßig gepfändet, auch lag eine 
Pfändung oder Beschlagnahme von anderer Seite nicht vor, ebensowenig ließen 
sich die unwirksame Pfändung vom 18. und die Anschlußpfändungen vom 
25. März 1909 aus dem Gesichtspunkte einer in der Pfändung inbegriffenen 
Beschlagnahme aufrechterhalten, da das Pfändungspfandrecht eben nur 
durch Pfändung entsteht und der Bereich seiner Wirksamkeit als solches be- 
grifflich nicht in einzelne Teile zerspaltet werden kann (RGSt. 5, 39). 

Anders jedoch, wenn die vom Gerichtsvollzieher am 18. März 1909 ge- 
troffene Zwangsvollstreckungsmaßregel der Formvorschrift a. a. O. entsprach. 
Diese Möglichkeit läßt sich nach den lückenhaften Feststellungen so wenig 
verneinen wie das Gegenteil schlechthin bejahen. Die notwendige Klarheit 
kann erst die anderweite Verhandlung der Sache, bei der den vorstehend 
Ausführungen Rechnung zu tragen ist, erbringen. Das rechtfertigt zwar nicht 
die beantragte Freisprechung des Angeklagten, wohl aber die Aufhebung des 
angefochtenen Urteils und die Zurückverweisung an die Vorinstanz ($$ 393, 
394 StPO.). 

Eine erneute Erörterung des gesamten Tatbestandes gebietet sich übrigens 
auch um deswillen, weil die Beiseiteschaffung des Kraftwagens einer Abrede 
zwischen dem Angeklagten und W. entsprang und allem Anschein nach eine 
Begünstigung dieses Gläubigers beabsichtigt war (vgl. $241 Konk.O.), dafern 
nicht sogar betrügerischer Bankerutt auf seiten des Angeklagten beanzeigt 
sein sollte (§ 239 Konk.O.). Die Sachprüfung des Landgerichts wird sich des- 
halb nicht minder in diesen Richtungen mit bewegen müssen, wobei unter Um- 
ständen die Vorschriften in §§ 369 Abs. 3 v. m. 372 StPO. anwendbar werden 
können. 


Ergänzende Auslegung des Eröffnungsbeschlusses unter Zuhilfenahme der 
Anklageschrift in einem Falle des $ 172 S!GB. § 263 SIPO. 

Urteil vom 22. Februar 4911. III 31/11. 
. Nach dem Eröffnungsbeschluß sind die Angeklagten beschuldigt, da- 
durch Ehebruch begangen zu haben, daß sie während Bestehens der zwischen 
der Angeklagten und M. geschlossenen, inzwischen rechtskräftig geschiedenen 
Ehe gelegentlich eines Zusammenseins im Walde bei G. im Jahre 1909 mit- 
einander geschlechtlich verkehrten. Das Berufungsgericht datiert den Vorfall 
auf den 23. September 1909 und meint, daß demzufolge eine Verurteilung 
nur erfolgen könne, wenn feststünde, daß bei dieser Gelegenheit ein Ge- 
schlechtsverkehr zwischen ihnen stattgefunden habe. Hierfür vermißt es den 
Beweis und gelangt zur Freisprechung, ohne in eine nähere Prüfung der Frage 
einzutreten, ob etwa bei einer andern Gelegenheit zwischen den Angeklagten 
Ehebruch getrieben worden sei. ‘ 

Die Staatsanwaltschaft hat Revision eingelegt und diese auf eine Ver- 
letzung der $$ 172, 73 StGB. gestützt. Die Revision erscheint begründet. 

Nach § 172 StGB. hat, abgesehen von dem Erfordernis des Strafantrags, 
eine Bestrafung wegen Ehebruchs zu erfolgen, „wenn wegen desselben die Ehe 
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geschieden ist“. Im vorliegenden Fall ist nach dem verfügenden Teile des 
Scheidungsurteils die zwischen den Parteien bestehende Ehe auf die Klage 
wegen Ehebruchs der Beklagten mit dem Straßenbahnschaffner A. und auf 
die hier nicht in Betracht kommende Widerklage nach $ 1568 BGB. geschieden. 
Es ist also die Scheidung auf einen bestimmten Ehebruchsakt nicht be- 
schränkt. Das folgt auch mit Deutlichkeit aus dem beigegebenen Tatbestand 
und den Ehescheidungsgründen. Vom Kläger war im Prozeß behauptet worden, 
daß die Beklagte seit etwa Herbst 1908 ein ehebrecherisches, mindestens aber 
ein unerlaubtes, Anstoß erregendes Verhältnis mit A. unterhalte. Zur Unter- 
stützung dieser Behauptung — zu keinem anderen Zweck — war darauf 
hingewiesen worden, daß die Beklagte am 23. September 1909 Arm in Arm 
mit A. nach dem Walde von G. gegangen sei, und daß beide, sich gegenseitig 
um den Leib fassend, weiter im Walde spazieren gegangen seien. Außerdem 
war auf einen bei der Beklagten vorgefundenen, von A. herrührenden Zettel 
sowie auf mehrere Briefe des A. an den Kläger zum Nachweise des behaupteten 
ehebrecherischen Verhältnisses Bezug genommen worden. An alles dies an- 
knüpfend und in Verbindung damit, daß der in dem Prozeß als Zeuge benannte 
A. von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch gemacht, die Beklagte 
aber im voraus erklärt hat, sie lehne es ab, einen Eid darüber zu leisten, daß sie 
mit A. nicht geschlechtlich verkehrt habe, hat das Ehegericht seine Über- 
zeugung dahin ausgesprochen, daß „der zur Klage behauptete Ehe- 
bruch der Beklagten mit... A.“ erwiesen sei. 

Wäre das Berufungsgericht in richtiger Anwendung des $172 StGB. 
davon ausgegangen, daß das im Eheprozesse erlassene Urteil den unter An- 
klage gestellten Ehebruch weder zeitlich noch örtlich beschränkt, sondern 
ganz allgemein festgestellt hat, so hätte es weiter prüfen müssen, ob der von 
ihm als möglich unterstellte, bei einer andern Gelegenheit, als während des 
Spaziergangs vom 23. September 1909 vollzogenen Ehebruchsakt etwa in einem 
Fortsetzungszusammenhang ($ 73 StGB.) mit dem im Eröffnungsbeschluß 
vorausgesetzten Ehebruchsakt gestanden hi ben würde, falls letzterer nach- 
weisbar gewesen wäre. Die rechtliche Möglichkeit eines fortgesetzten Ver- 
gehens des Ehebruchs ist mit Grund nicht zu bezweifeln (vgl. Olshausen Anm. 5 
zu §172 StGB.) und lag hier um so näher, als es sich um ein längere Zeit hin- 
durch aufrecht erhaltenes Verhältnis zwischen denselben Personen, die nicht 
einmal räumlich weit voneinander getrennt waren, handelt. Es hätte daher 
das Landgericht unter dem Gesichtspunkt eines möglicherweise vorliegenden 
fortgesetzten Ehebruchs der beiden Angeklagten den von ihm nur gestreiften 
Einzelfall der Beischlafsvollziehung genauer erörtern und im Fall seiner Beweis- 
harkeit zum Gegenstand einer Verurteilung machen müssen (vgl. RG. 15, 120). 
War es aber der Meinung, daß ein Fortsetzungszusammenhang zwischen 
mehreren Ehebruchsakten nicht vorliege, sondern sich zwar der im Eröffnungs- 
beschlusse bezeichnete Fall im G.er Walde nicht, wohl aber ein anderer Ehe- 
hruchsakt zwischen den Angeklagten unter Umständen nachweisen lasse, so 
durfte es sich dadurch, daß der im EroffnungsbeschluB angenommene Ehe- 
bruch örtlich und zeitlich näher bestimmt war, nicht abhalten lassen, einen 
andern Ehebruchsfall mit zur Aburteilung heranzuziehen, der in örtlicher und 
zeitlicher Hinsicht von dem im Eröffnungsbeschluß erwähnten abwich. Denn 
es würde solchenfalls eine die Identität der Tat nicht berührende, un- 
wesentliche tatsächliche Abweichung vom Eröffnungsbeschluß (vgl. Löwe 
Anm. 2, 3, a, b zu § 263 StPO.) vorgelegen haben. Es ist auch nicht anzu- 
nehmen, daß sich der Eröffnungsbeschluß durch Hervorhebung des einen in 
Frage stehenden Vorganges in bewußtem Gegensatz zu der allgemein ge- 
haltenen Anklageschrift und namentlich zu dem schlechthin von Ehebruch 
sprechenden Scheidungsurteil hat setzen wollen, vielmehr muß man insoweit 
den Eröffnungsbeschluß unter Zuhilfenahme der Anklageschrift ergänzend 
auslegen (vgl. Löwe Anm. 6 a. a. O.). 
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Sind Polizeiverordnungen, die die öffentlicbe Aufforderung zum Boykott 
schlechtbin mit Strafe bedrohen, rechtsgiiltig ? 

Urteil vom 1. März 1911. III 34/11. 

Im Sommer 1910 hatten die organisierten Arbeiter des Brauereigewerbes 
in D. die Gewerkschaftsleitung beauftragt, mit den Vorständen der D.’er 
Brauereien die Lohn- und sonstigen Arbeitsverhältnisse von neuem zu regeln 
und anderweite Tarife zu vereinbaren. Während die Verhandlungen mit den 
übrigen Brauereien zu einem die Arbeiter befriedigenden Abschlusse führten, 
weigerte sich der Direktor K. als Vertreter der Aktiengesellschaft P. Lager- 
keller, einige der von der Gewerkschaftsleitung gestellten Forderungen zu 
erfüllen. Die Folge davon war, daß etwa 40 Arbeiter des P. Lagerkellers in 
den Streik eintraten. Außerdem wurde am 27. August 1910 im Tivoli in D. 
eine für jedermann zugängliche Versammlung abgehalten, in der der Angeklagte 
der das Amt des Gauleiters für Gau III des Zentralverbandes Deutscher 
Brauereiarbeiter und verwandter Berufsgenossen und Gewerkschaftsbeamter 
bekleidet, eine Rede über das Thema ‚Der Streik der Arbeiter des P. Lager- 
kellers und die Konsumenten“ hielt. Den Schluß dieser Rede bildeten die 
Worte: „Lassen Sie die Biere vom P. l.agerkeller solange ungetrunken, bis 
sich der Herr Direktor R. wieder besonnen hat“. Im unmittelbaren Anschluß 
an diese Versammlung ließ der Angeklagte ein von ihm verfaßtes, mit der 
Überschrift „An die Arbeiterschaft von D. und Umg.“ versehenes Flugblatt, 
das in gedrängter Kürze ein Bild der Streikbewegung geben will und den Schluß- 
satz enthält: ,,Haltet an den in den Versammlungen gefaßten Beschlüssen fest, 
laßt so lange die Produkte des P. Lagerkellers die Direktion und ihre Hinter- 
männer allein konsumieren, bis auch dort dieselben tariflichen Verhältnisse 
eingetreten sind, wie in den übrigen D.’er Brauereien‘ in zahlreichen Exem- 
plaren wahllos unter die D.’er Bevölkerung verteilen. 

Das Landgericht erblickte in den beiden Außerungen des Angeklagten 
eine Zuwiderhandlung gegen die Bekanntmachung der Kgl. Polizeidirektion D. 
vom 29. Mai1894, wonach, insoweit nicht eine Bestrafung nach $ 360 Ziffer 11 
StGB. einzutreten hat, mit Geldstrafe bis zu 150 . oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
bedroht wird, wer den Gewerbebetrieb eines andern dadurch zu stören oder zu 
beeinträchtigen unternimmt, daß er öffentlich durch Rede oder durch Verbreitung 
von Schriften oder durch Anschlag oder sonst in öffentlicher Weise dazu auf- 
fordert, aus einem bestimmten Geschäftsbetriebe keine Waren anzukaufen 
oder dort zu bestellen, beziehentlich „in einem bestimmten Geschäftslokale 
nicht zu verkehren‘. Den vom Angeklagten erhobenen Einwand der Rechts- 
ungultigkeit der erwähnten Polizeiverordnung weist das Landgericht unter 
Bezugnahme auf die Spruchpraxis als unbegründet zurück. Des weiteren ist 
es der Meinung, daß die Handlungsweise des Angeklagten die Tatbestands- 
merkmale des groben Unfugs im Sinne von § 360 Zifter 14 StGB. in sich schließe. 
Es hat deshalb seine vom Schöffengericht ausgesprochene Verurteilung wegen 
groben Unfugs zu 20 .# Geldstrafe und im Unvermögensfalle zu 5 Tagen Haft 
für gerechtfertigt erklärt und die hiergegen eingelegte Berufung verworfen. 

Mit der Revision rügt der Angeklagte die unrichtige Anwendung des 
Strafgesetzes aut den festgestellten Sachverhalt. insbesondere Verkennung 
des Begriffs des groben Unfugs sowie Nichtbeachtung des $ 2 des Einführungs- 
gesetzes zum Strafgesetzbuch. Auch wird die Behauptung. daß die an- 
gezogene Polizeiverordnung rechtsunrültig sei, aufrechterhalten. 

Der Revision war der Erfolg nicht zu versagen. 

Was zunächst die Frage nach der Rechtsgültirkeit der Polizeiverordnung 
vom 29. Mai 1894 anbetrifft, so kann der Revision allerdings darin nicht Recht 
gereben werden, daß ihr Erlaß geren $2 des Einf.-Ges. zum StGB. verstoße. 
Die im zweiten Teil des StGB. im 7. Abschnitt (..Verbrechen und Vergehen 
wider die öffentliche Ordnung“) und im 29. Abschnitt (‚UÜbertretungen‘‘) be- 
handelten Straftaten sind nicht so aufzufassen, als ob sie der Ergänzung durch 
das Landesstrafrecht schlechthin unzugänglich wären (vgl. Olshausen, Vor- 
bemerkung zu diesen Abschnitten, StGR. 25, 288; 33, 273). Andrerseits setzt 
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jedoch die Polizeiverordnung zu ihrer Gültigkeit voraus, daß sie mit den Reichs- 
und Landesgesetzen und sonstigen allgemeinen Rechtsgrundsätzen vereinbar sei 
(Ann. des Sächs. OLG. 4, 31, Goltd. Arch. 41, 167). In dieser Beziehung hat 
die Rechtsprechung des Oberlandesgerichts (vgl. insbesondere die Urteile vom 
7. Dezember 1905, 24. Oktober, 7. und 21. November 1907, 15. April 1908, im 
Auszug abgedruckt in Fischers Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung der 
Verwaltung 30, 344 ff. und 34, 308 ff.) bisher folgenden Standpunkt ein- 
genommen: 


Die öffentliche Verrufserklärung sowie die öffentliche Aufforderung 
zum Boykott sind an sich widerrechtlich. Denn sie enthalten eine un- 
mittelbare Verletzung oder Gefährdung der öffentlichen Rechte des davon 
betroffenen Gewerbetreibenden sowie eine mittelbare Störung der guten Ord- 
nung des Gemeinwesens: erstens um deswillen, weil sie in das durch § 1 Gew.O. 
verbriefte Recht auf ungehinderten Gewerbetrieb und zugleich in das staats- 
bürgerliche Recht auf persönlichen Rechtsfrieden, auf Schutz ihrer Person, 
ihrer geordneten Lebensführung, ihres redlichen Erwerbs und ihres Eigentums 
eingreifen, letzteres deshalb, weil sie mittelbar eine erhebliche Bedrohung oder 
Störung der allgemeinen Rechtsordnung, eine Erschütterung oder Gefährdung 
des Bestandes des staatlichen Friedens darstellen und ein Anzeichen dafür 
sind, daß ein Rechtsmißbrauch vorliegt oder dringend zu befürchten ist. ` Die 
Polizei muß daher zum Zweck der Vorbeugung von Rechtswidrigkeiten, die 
der Allgemeinheit Schaden bringen können. auf Grund von $2 Ziffer1 des 
A Gesetzes vom 28. Januar 1835 für befugt erachtet werden, Öffentlichen Verrufs- 
erklärungen und öffentlichen Aufforderungen zum Boykott mit Strafandrohungen 
entgegenzutreten. 


Das Oberlandesgericht sieht sich nach anderweiter, eingehender Priifung 
der vorliegenden Streittrage veranlaßt, seine frühere Rechtsauffassung auf- 
zugeben. 


Nach § 2 Ziffer 1des AGesetzes von 28. Januar 1835 bleibt den Verwaltungs- 
behörden das Recht, innerhalb ihrer Kompetenz ihre Verfügungen mit 
Nachdruck durchzuführen und zu dem Ende im allgemeinen (durch Verord- 
nungen) oder in einzelnen Fällen sachgemäße Strafen anzudrohen und zu voll- 
strecken Diese Gesetzesvorschrift betrifft nicht die Befehls-, sondern nur die 
Straf- und Vollzugsgewalt der Verwaltungsbehörden Darüber welchen In- 
halt die Verordnungen der Verwaltungsbehörden haben dürfen, sagt der 
Paragraph nichts; er gibt den Verwaltungsbehörden nur das Recht, die inner- 
halb ihrer Zuständigkeit erlassenen Anordnungen mittels Strafandrohungen 
durchzuführen (vgl. Schanze im Sächs. Arch. 1909, 163 u. Mayer, Sächs. Staats- 
recht S. 180). 


Gesetzlich ist im Königreich Sachsen, wenn man von den in $ 10 der Ver- 
ordnung, die Ausführung des Gesetzes vom 11. August 1855 innerhalb des Ge- 
‚schäftskreises der Ministerien des Innern und des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts betr. vom 30. September 1856 (GV. Bl. S. 370) lediglich für 
die unter persönlicher Leitung und Verantwortung des Bürgermeisters stehende 
städtische Sicherheitspolizeiverwaltung erfolgten Umgrenzung des Begriffs der 
Sicherheitspolizei und den Organisationsgesetzen aus dem Jahre 1873 absicht, 
die sachliche Zuständigkeit der Polizei — sei es als Sicherheits-, sei es als 
Wohlfahrtspolizei — nicht geregelt, vielmehr ist man insoweit auf die Fest- 
stellung eines Öffentlichen Gewohnheitsrechts angewiesen. Es braucht 
hier nicht auf die streitige Frage eingegangen zu werden wie weit grundsätzlich 
nach jenem Gewohnheitsrecht die Befugnisse der Polizeigewalt in Sachsen 
reichen, ob letztere ausschließlich auf die Entfaltung einer negativen Tätigkeit 
durch Abwehr von Gefahren, Beseitigung von Störungen der guten Ordnung 
des Gemeinwesens angewiesen ist oder auch positiv fürdernd eingreifen kann, 
ob die polizeilichen Eingriffe nicht außer Verhältnis zu dem zu schützenden 
Interesse stehen dürfen und nur dann gestattet sind, wenn eine Abhilfe auf 
anderm Wege nicht möglich ist (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der 
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Subsidiarität der polizeilichen Maßnahmen, vgl. Schanze a. a. O. S. 177—180), 
da die angefochtene Polizeiverordnung zu ihrer Gültigkeit jedenfalls zur Voraus- 
setzung hat, daß die öffentliche Aufforderung zum Boykott eine an sich 
rechtswidrige Handlung ist, und es sich daher vorliegend nur um die Be- 
antwortung der Frage handelt, ob diese Voraussetzung als zutreffend an- 
zuerkennen ist. Die aufgeworfene Frage ist-zu verneinen. 


Oberlandesgericht Düsseldorf. 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Maeder. 


§ 286 SIGB. Wer ist Veranstalter einer Lotterie? 


Beschluß des Strafsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
16. Oktober 1911. 


Ein Berliner Unternehmer hat mit obrigkeitlicher Erlaubnis eine Pferde- 
lotterie unter dem Namen „22. Berliner Pferdelotterie“ veranstaltet. Nach 
dem genehmigten Spielplan sind Pferde, Wagen und andere Gegenstände als 
Gewinne ausgesetzt; die Auszahlung der Gewinne in Geld ist ausdrücklich 
ausgeschlossen. Diese Bestimmung ist auch auf den Losen abgedruckt. Die 
Ubernehmer der Lotterie — die sogenannten Generaldebiteure — sind die 
Losevertriebsgesellschaft Königlicher Lotterieeinnehmer in Berlin und ein 
Bankhaus in Hannover. Von diesen Ubernehmern hat der Beschuldigte Lose 
zum Weiterverkauf bezogen, die er in seinem Laden feilbietet. Auch in seinem 
Schaufenster hat er solche Lose ausgehängt und darunter eine kleine Papier- 
tafel mit der Aufschrift: „Alle Gewinne in bar mit 70 und 90%, zugesichert‘‘ 
angebracht. Bei seiner Vernehmung hat er erklärt, die Generalagentur (der 
Losevertriebsgesellschaft) kaufe die Gewinne wieder an und zahle dem Ge- 
winner den Wert des Gewinnes in barem Gelde mit 70 bis 90% des Gewinn- 
wertes aus. 

Die Kgl. Staatsanwaltschaft hat auf Grund dieses Sachverhalts gegen 
den Beschuldigten Anklage wegen Vergehens gegen $ 286 StGB. erhoben; die 
Strafkammer hat aber die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, weil er 
selbst überhaupt keine Lotterie veranstaltet habe, auch in seinem Tun keine 
Beihilfe zur Veranstaltung einer solchen gefunden werden könne. 

In der rechtzeitig eingelegten Beschwerde ist ausgeführt worden, daß 
mindestens wegen Beihilfe zum Vergehen gegen $ 286 StGB. das Hauptver- 
fahren hätte eröffnet werden müssen. Veranstalterin der Lotterie sei die Lose- 
vertriebsgesellschaft in Berlin; diese biete dazu die Hand, daß die Gewinner 
anstatt der Gegenstände bares Geld erhielten, worauf die Spieler allein Wert 
legten. In der Ankündigung des Rückkaufs liege die Ausspielung baren Geldes 
oder die Veranstaltung einer Lotterie im Sinne des Gesetzes, wie auch das 
Reichsgericht am 7. Juni 1910 entschieden habe. Ferner wird auf die Ent- 
scheidung des Kölner Landgerichts vom 11. Dezember 1909, die diesen Stand- 
punkt teilt, Bezug genommen. 

Der Senat vermag diesen Austührungen, selbst soweit sie vom Reichs- 
gerichte gebilligt werden sollten, nicht beizutreten. Veranstalter einer Lotterie 
ist immer nur der Unternehmer, nicht derjenige, der den Verkauf der Lose 
übernimmt und in die Wege leitet. Ebensowenig wie der Beschuldigte da- 
durch Veranstalter oder Mitveranstalter der in Rede stehenden Lotterie wird, 
daß er Lose irgendwoher bezieht und sie weiterverkauft, dabei aber die Zu- 
sicherung gibt, daß für die Waren auf Wunsch 70—90% des Wertes ausbezahlt 
würden, ebensowenig wird die Losevertriebsgesellschaft dadurch zur Ver- 
anstalterin oder Mitveranstalterin der Lotterie, daß sie dieselbe Zusicherung 
gibt und den Rückkauf der Gewinne selbst vornimmt. Veranstalter bleibt 
allein das Berliner Unternehmen; bei den Ubernehmern und den Losverkaufern 
fehlt es schlechthin an jeder Tätigkeit, in der das Veranstalten einer Lotterie 
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oder Ausspielung gefunden werden könnte (vgl. hierzu den Aufsatz von Rönn- 
berg in Nr. 17 der Jur. Wochenschrift 1911 S. 794 ff.). Insbesondere kann 
das Versprechen, die Gewinne zurückzukaufen, oder statt der Gewinne deren 
Wert auszuzahlen, den Versprechenden nicht zum Veranstalter oder Mit- 
veranstalter der Lotterie machen. 

Es kann sich aber weiter allerdings fragen, ob die Veranstalter dadurch 
gegen § 286 StGB. verstoßen, daß sie jene Zusicherung machen und sich bereit 
finden lassen, den Gewinnern statt der Ware Geld zu geben; ferner, ob — 
wenn diese Frage gegen die gut begründete Ansicht Rönnbergs a. a. O. S. 795 

u. 796 bejaht wird — die Übernehmer der Lotterie und die Loseverkäufer, die 
den Käufern der Lose dieselbe Zusicherung machen, sich der Beihilfe zu dem 
Vergehen gegen $ 286 schuldig machen. Die erste Frage braucht hier nicht 
entschieden zu werden, da nach dem Ergebnisse der Ermittelungen die ge- 
dachte Zusicherung nur von den Übernehmern und vom Beschuldigten (als 
Loseverkäufer) gemacht worden ist, während keine Anhaltspunkte dafür vor- 
liegen, daß der Unternehmer, also de- alleinige Veranstalter, mit den Zu- 
sicherungen oder deren Erfüllung irgend etwas zu tun hat. Eine Person, die 
des Vergehens gegen $ 286 zu beschuldigen wäre, ist daher zurzeit nicht vor- 
handen, und aus diesem Grunde kann auch niemand der Beihilfe zu diesem 
Vergehen, das gar nicht begangen worden ist, angeklagt werden. Anders läge 
die Sache, wenn ermittelt worden wäre, daß der Veranstalter der Lotterie — 
das Berliner Unternehmen — darum gewußt oder damit gerechnet hätte, daß 
die Verlosung von Waren nur auf dem Papier stände, während in Wirklichkeit 
die Gewinner Geld erhalten sollten; in diesem Falle wäre der oben bezeichneten 
Frage näher zu treten, ob das Berliner Unternehmen eine nicht genehmigte 
Lotterie veranstaltet hätte, und wenn diese Frage bejaht werden sollte, würden 
sowohl die Übernehmer wie auch der Beschuldigte der Beihilfe zum Vergehen 
gegen § 286 StGB. beschuldigt werden können. 

Die Beschwerde war hiernach zu verwerfen. 


In welchem Umfange sind Zwangsmaßregeln gegen den Angeklagten im 
Wiederaufnahmeverfahren zulässig ? 

Beschluß des Strafsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
17. Juni 1912. 

Der Angeklagte K., der wegen Sittlichkeitsverbrechens rechtskräftig mit 
sechs Monaten Gefängnis bestraft ist und seine Strafe noch nicht verbüßt 
hat, behauptet, zur Zeit der Tat geisteskrank gewesen zu Sein und hat auf 
Grund dieser neuen Tatsache die Zulassung eines Wiederaufnahmeverfahrens 
erwirkt. Es sind zwei Ärzte als Gutachter gehört worden; der erste ist der An- 
sicht, der Angeklagte sei zur Zeit der Tat geisteskrank gewesen, während der 
zweite dies für ausgeschlossen halt. Die Strafkammer hat deshalb am 26. Januar 
41912 beschlossen, ein Obergutachten des Obermedizinalkollegiums der Rhein- 
provinz einzuholen. Dessen Referent wünscht eine Untersuchung des An- 
geklagten. Die Strafkanımer hat ihm deshalb anheimgegeben, sich für 4 bis 
6 Wochen zur Untersuchung nach Bonn zu begeben, und als K. sich dessen 
weigerte, wurde das Amtsgericht in Bonn ersucht, ihn dorthin vorzuladen, 
um ihn von dem Referenten untersuchen zu lassen. Dieser Ladung hat der 
Angeklagte keine Folge geleistet. Als die Staatsanwaltschaft nunmehr De- 
antragte, dem Referenten in Barmen, wo K. wohnt, Gelegenheit zu einer Unter- 
suchung zu geben, hat die Strafkammer den angefochtenen Beschluß erlassen, 
wonach von einer Untersuchung überhaupt abzusehen und das Gutachten auf 
Grund der Akten zu erstatten sei 

In der hiergegen von der Staatsanwaltschaft eingelegten Beschwerde 
wird geltend gemacht, die Untersuchung des Angeklagten sei zur Vorbereitung 
des Gutachtens notwendig; seine Weigerung stehe der Vornahme der Unter- 
suchung nicht entgegen. Es sei angebracht. die Vorführung des K. zu einem 
Termin, den ein ersuchter oder beauftragter Richter bestimmen möge, zum 
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Zwecke seiner Untersuchung anzuordnen. Ihr Antrag geht dahin, den Be- 
schluß der Strafkammer vom 26. Januar 1912 (unter Abänderung des an- 
gefochtenen Beschlusses) durch Anordnung der Vorführung des Angeklagten 
zur Ausführung zu bringen. 

Die Beschwerde ist zulässig, aber unbegründet. Solange das rechts- 
kräftige Urteil gegen K. nicht wieder beseitigt ist, sind Zwangsmittel gegen 
ihn zum Zwecke der Strafvollstreckung, nicht aber zu Ermittlungszwecken 
statthatt. Dies gilt auch dann noch, wenn der Verurteilte die Zulassung eines 
Wiederaufnahmeverfahrens zu seinen Gunsten erwirkt hat. Er kann in dieser 
Lage des Verfahrens weder in Untersuchungshaft genommen, noch vorgeführt, 
noch zwangsweise in eine Anstalt gebracht werden. Das letztere erkennt Loewe 
(Anm. 2 zu $81 StPO.) ausdrücklich an. Die von der Staatsanwaltschaft be- 
antragte Maßregel unterscheidet sich nicht im Wesen, sondern nur dem Grade 
nach von der zwangsweisen Unterbringung in einer Anstalt; sie ist ebenso- 
wenig zulässig als diese. Erst wenn im Wiederaufnahmeverfahren die Er- 
neuerung der Hauptverhandlung angeordnet und damit das rechtskräftige 
Urteil beseitigt ist, ist der Verurteilte wieder ein Angeklagter in dem Sinne, 
daß Zwangsmaßregeln, wie Verhaftung, Vorführung usw., gegen ihn zu- 
lässig sind. 

Die Beschwerde war daher als unbegründet zu verwerfen. 


Oberlandesgericht Hamm. 


Mitgeteilt von Landrichter Hahne in Hamm. 


StPO. § 502. Mehrere Antragsteller haften als Gesamischuldner, auch wenn 
on der Strafantrage gemäß $ 196 SiGB. von einem amtlichen Vorgesetzten ge- 
stellt ist. 

Beschl. vom 9. April 1912. 10 W 192/12. 


Aus den Grtinden: Durch die Fassung: ,,desjenigen Strafantrages, 
durch welchen das Verfahren bedingt war‘, soll nur klargestellt werden, daß 
die Bestimmung nur dann Anwendung findet, wenn gerade für diejenige straf- 
bare Handlung, die den Gegenstand des Verfahrens bildet, ein Strafantrag 
gestellt war. So aufgefaßt, gibt die Fassung keine Grundlage für die von der 
Staatsanwaltschaft daraus gezogene Folgerung, in dem Falle, wenn zwei Per- 
sonen wegen derselben strafbaren Handlung Strafantrag gestellt und beide ihn 
zurückgenommen hätten, könne §502 nicht angewendet werden, weil sich 
nicht feststellen lasse, durch welchen der beiden Strafanträge das Verfahren 
bedingt gewesen sei. Diese Auslegung würde auch zu Ergebnissen führen, 
die so unverständlich sein würden, daß sie von dem Gesetzgeber nicht ge- 
wollt sein können. Stellt z. B. wegen Beleidigung einer Ehefrau diese selbst 
und außerdem gemäß § 195 StGB. der Ehemann Stratantrag und wird dieser, 
nachdem ein Offentliches Strafverfahren eingeleitet ist, von beiden zurück- 
genommen, so würden nach der Ansicht der Staatsanwaltschaft die Kosten 
der Staatskasse auferlegt werden müssen. Es würde also nicht nur diese, 
sondern auch der Beschuldigte — auf dessen Auslagen sich (vgl. Loewe, StPO. 
Anm. 3) § 502 ebenfalls bezieht — in dem Falle, wenn zwei Antragsteller vor- 
handen sind, schlechter gestellt sein, als wenn nur von einer Person Straf- 
antrag gestellt ist, und jeder der beiden Antragsteller würde, obgleich er mög- 
licherweise von dem zweiten Strafantrage nichts weiß und obgleich seine Ab- 
sicht darauf gerichtet ist, gerade durch seinen Strafantrag das Strafverfahren 
herbeizuführen, infolge des glücklichen Zufalls, daß noch eine zweite Person 
Strafantrag gestellt hat. von der Kostenpflicht, die ihn sonst nach § 502 ge- 
troffen haben würde, frei werden. Besonders unbefriedigend würde das Er- 
gebnis in einem Falle wie dem vorliegenden sein, wenn der Angeklagte durch 
eine vor Gericht abgegebene Erklärung die Kosten des Verfahrens übernommen 
hat. Da das Gericht nicht etwa befugt ist, auf Grund einer solchen Erklärung 
die Kosten dem Angeklagten aufzuerlegen (vel. Loewe, Anm. 4 und die dort 
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angezogenen Entscheidungen, insbesondere RG. 23, S.197), und da ferner auch 
nicht die Möglichkeit besteht, auf Grund des § 86, Abs. 1, letzter Halbsatz 
GKG. ohne gerichtliche Entscheidung die Kosten von dem Angeklagten ein- 
zuziehen, weil sich diese Bestimmung nur auf birgerliche Rechtsstreitigkeiten 
bezieht (vgl. RG. in Strafsachen 23, S. 197), so würde die Folge eintreten, daß 
die Staatskasse keinen Kostenschuldner haben und daß der Angeklagte von 
seiner ausdrücklich übernommenen bung wenigstens für die Gerichts- 
kosten frei werden würde. Werden die Kosten gemäß $ 502 den Antragstellern 
auferlegt, so wird dieses Ergebnis unmöglich, da dann die Antragsteller die von 
ihnen eingezogenen Gerichtskosten von dem Angeklagten auf Grund der von 
ihm abgegebenen Verpflichtungserklärung zurückfordern können. 

Diese Gründe müssen für den $ 502 zu der allein befriedigenden und 
natürlichen Auslegung führen, daß, wenn zwei Antragsteller vorhanden sind, 
beide im Falle der Zurücknahme der Strafanträge die Kosten zu tragen haben, 
und zwar, da die StrafprozeBordnung eine Kostenverteilung nach Kopfteilen 
nicht kennt, in Anwendung des in den §§ 498, Abs. 2, 503, Abs. 4 zum Aus- 
drucke gekommenen allgemeinen Grundsatzes als Gesamtschuldner. 

Dies gilt auch, wenn ein Beamter wegen Berufsbeleidigung Strafantrag 
gestellt hat, der Vorgesetzte diesem gemäß § 196 StGB. beigetreten ist und 
beide ihn zurückgenommen haben. Der beleidigte Beamte haftet persönlich, 
da er gesetzlich keine andere Stellung hat als jeder andere Antragsteller. Für 
den gemäß §196 StGB. gestellten Strafantrag des amtlichen Vorgesetzten 
gilt ebenfalls $ 502 StPO., aber mit der Besonderheit, daß die Kosten nicht 
diesem persönlich, sondern der von ihm vertretenen öffentlich-rechtlichen 
juristischen Person aufzuerlegen sind (vgl. Loewe, 12. Aufl., Anm. 7 zu § 502 
und die dort angezogenen Entscheidungen). Diese Korporation ist im vor- 
liegenden Falle, in welchem der Landrat als Aufsichtsbehörde über eine ört- 
liche Polizeiverwaltung, also als Organ der allgemeinen Staatsverwaltung ge- 
handelt hat, der preußische Staat, so daß der Staatskasse und dem beleidigten 
Beamten als Gesamtschuldnern die Kosten auferlegt sind. Soweit die Staats- 
kasse hiernach Kosten zu tragen hat, ist der Umstand, daß dies auf Grund 
des § 502 geschieht, insofern von praktischer Bedeutung, als sie aus diesem 
Grunde von dem Angeklagten unter Berufung auf die von ihm abgegebene 
Verpflichtungserklärung Ersatz verlangen kann. 


SIGB. § 367, Z.13. Der Strafrichter hat nachzuprüfen, ob das Gebäude 
wirklich dem Einslurze drobt. 
Urteil vom 15. Oktober 1902 — 10 S 256/12. 

Der Wortlaut des § 367 Z.13 zwingt zu der Annahme, daß man für eine 
Bestrafung des der polizeilichen Aufforderung nicht Folgenden sich nicht 
mit der polizeilichen Feststellung hat begnügen wollen. Es ist der Satz: „welche 
dem Einsturz drohen‘ nicht als ein Teil der polizeilichen Aufforderung an- 
geführt, sondern er ist neben der Unterlassung des Ausbesserns oder Nieder- 
reißens und der polizeilichen Aufforderung dazu selbständig, also als ein weiteres 
Tatbestandsmerkmal, angeführt. Der Richter hat darum, wie die andern, so 
auch dieses Tatbestandsmerkmal, festzustellen, und wenn ihm dies nicht mög- 
lich, von einer Bestrafung abzusehen, einerlei, ob die Polizei auf nicht straf- 
rechtlichem Gebiete ihrer entgegengesetzten Ansicht Geltung zu verschaffen 
vermag. Solche allerdings wenig erwünschte Möglichkeit kann dem zwingenden 
Wortlaute gegenüber nicht ausschlaggebend ins Gewicht fallen. 


SIGB. 853. Gewallsame Störungen in der Berufsarbeil (durch Wegnahme 
von Koblenwagen) können Notwehrhandlungen rechtfertigen. 

Urteil vom 13. Februar 1912 — 10 S 21/12. | 

Der Angeklagte hatte ein Recht darauf, in der Ausführung der ihm ob- 
liegenden Arbeiten nicht unbefugt gestört zu werden, ein Recht, das ein Aus- 
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fluß der Persönlichkeit ist und daher zu den Persönlichkeitsrechten gerechnet 
werden muß (vgl. auch RGZ. Nr. 2, 61 Nr. 88). Wurde der Angeklagte in 
diesem Rechte unbefugterweise gestört, so lag hierin ein Angriff gegen seine 
Person, der Abwehrhandlungen gestattete und diese unter den übrigen Voraus- 
setzungen des $53 StGB. straflos machte. 


Oberlandesgericht Jena. 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Becker. 


Ein noch nicht geborenes Kind ist Gläubiger nach § 288 SIGB., soweit es sich 
um seine Ansprüche nach $ 1716 BGB. handelt. 

Urteil vom 29. Juni 1912. S 62/12. 

Der Angeklagte ist nach § 288 StGB. verurteilt worden. weil er Waren 
beiseite geschafft habe, um die Befriedigung des von ihm erzeugten, damals 
noch nicht geborenen unehelichen Kindes K.M. wegen dessen Unterhalts- 
anspruchs zu vereiteln, und zwar soll ihm die Zwangsvollstreckung wegen des 
Anspruchs auf Unterhalt für die ersten drei Monate nach der Geburt gedroht 
haben, der nach 81716 BGB. in gewissem Umfange schon vor der Geburt 
geltend gemacht werden kann. 

Die Revision rügt, es fehle an einem Gläubiger, dessen Befriedigung habe 
vereitelt werden sollen, das noch nicht geborene Kind habe noch keine Rechte 
und sei kein Gläubiger. Sie beruft sich auf das Urteil des Reichsgerichts vom 
10. Januar 1911 (Entsch. Bd. 44 S. 251 ff.), in dem allerdings diese Auftassung 
vertreten wird. Der Senat kann sie aber nicht teilen. 

Wenn auch vor der Geburt ein rechtsfähiger Mensch noch nicht vor- 
handen ist ($1 BGB.) und der Unterhaltsanspruch des unehelichen Kindes 
(81708 BGB.) erst mit der Vollendung der Geburt entsteht, so ist das noch 
nicht geborene Kind in $1716 BGB. doch für den dort gegebenen Anspruch 
als Rechtsträger anerkannt. Das Reichsgericht meint, $ 1716 räume nur der 
Mutter das Recht ein, die dort vorgesehenen Anordnungen durch einstweilige 
Verfügung zu beantragen, rede aber nicht davon, daß sie Unterhaltungsrechte 
als Stellvertreterin des noch ungeborenen Kindes geltend machen dürfe (S. 254). 
Ob es sich im $ 1716 BGB. schon um einen Unterhaltsanspruch handelt, kann 
dahingestellt bleiben (vgl. Opet und von Blume, Familienrecht § 1716 Anm. $a), 
jedenfalls berechtigt § 1716 wegen des möglicherweise entstehenden Unterhalts- 
anspruchs zu einer besonderen einstweiligen Verfügung, bei der nur der „An- 
spruch“ selbst (der möglicherweise entstehende Anspruch auf Unterhalt), 
nicht dessen Gefährdung glaubhaft zu machen ist, gibt, noch ehe das Kind 
geboren ist, einen Anspruch darauf, daß der Unterhalt für die ersten drei Monate 
hinterlegt wird. Wer diesen Anspruch hat, kann zweifelhaft sein, als Gläubiger 
können aber nur die Mutter oder das noch nicht geborene Kind in Betracht 
kommen. Da aber die zu hinterlegende Summe nach der Geburt zum Unter- 
halt des Kindes dienen soll, die einstweilige Verfügung sich auf einen möglicher- 
weise entstehenden Unterhaltsanspruch des Kindes bezieht, wird anzunehmen 
sein, daß der Anspruch auf Hinterlegung dem noch nicht geborenen Kinde 
eingeräumt sein soll. Die Mutter vertritt es nur dabei (so auch der Kommentar 
der Reichsgerichtsräte zu $ 1716 BGB.). Ein noch nicht geborenes Kind wird 
zwar sonst im BGB. nirgends als Rechtsträrer anerkannt. Wenn auch mehrere 
Bestimmungen (§ 844 Abs. 2, 1923, 2043, 1912) auf noch nicht geborene Kinder 
Rücksicht nehmen, so erkennen sie sie doch nicht als Berechtigte an (RG. 
Bd. 44 S. 253). Dem gemeinen Rechte war dagegen der Gedanke, daß auch 
noch nicht geborene Kinder als Rechtsträger gelten könnten, nicht fremd. 
Es ist deshalb nichts Unerhörtes, wenn auch für das Recht des Burgerhenen 
Gesetzbuches ein solcher Fall angenommen wird. 

Kurz sei auch auf die Entstehungsgeschichte des § 1716 BGB. hingewiesen. 
Im ersten Entwurf war eine solche Bestimmung nicht vorgesehen. In der Kom- 
mission hielt man sie aber für nötig, weil der Unterhalt des Kindes gleich nach 
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der Geburt bereitstehen müsste, sollte es nicht in vielen Fällen dem Elend 
preisgegeben sein, und weil sich das nach den gewöhnlichen Vorschriften über 
Arreste und einstweilige Verfügungen nicht erreichen ließe. Man erkannte, 
daß noch kein Anspruch auf Unterhalt bestand, der gesichert werden könnte, 
sondern daß erst möglicherweise einer entstehen konnte. Deshalb gab man 
das Recht auf die besondere einstweilige Verfügung (vgl. Kommissionspro- 
tokolle Bd. IV S. 689 ff.). 

Das noch nicht geborene Kind K. M. hat also einen Anspruch auf Hinter- 
legung des Unterhalts für die ersten drei Monate gegen den Angeklagten ge- 
habt und ist danach, wie das Landgericht ohne Rechtsirrtum angenommen 
hat, Gläubigerin im Sinne des $ 288 StGB. gewesen. Denn Gläubiger ist nach 
§ 288 StGB. jeder, der einen Anspruch auf Zwangsvollstreckung in das Ver- 
mögen eines andern hat (vgl. RG. Bd. 9 S. 165, Bd. 13 S. 140, Bd. 31 S. 25). 
Und der Anspruch auf Hinterlegung kann auf Grund der einstweiligen Ver- 
fügung vollstreckt werden (über die Art und Weise der Vollstreckung vgl. 
Seuffert ZPO. 11. Aufl., Anm. 1c vor § 803). 

Daß dem Angeklagten auch die Mutter der K. M. wegen ihrer Ansprüche 
nach 88 1715, 1716 BGB. als Gläubigerin gegenüberstand, mußte außer Be- 
tracht bleiben, da sie keinen Strafantrag gestellt hat und das Landgericht des- 
halb ihren Anspruch bei der Verurteilung des Angeklagten nicht berück- 
sichtigt hat. 


Ungültigkeit einer Polizeiverordnung, die für Singen und Musizieren bei 
Leichenbegängnissen auf kirchlichen Begräbnisplätzen eine besondere Genehmigung 
Jorderl (§$ 7, 9, I, 24 des Reichsvereinsgeselzes). 

Urteil vom 6. Juli 1912. S 63/12. 

Die Angeklagten, sämtlich Angehörige der Sekte der Methodisten, haben 
beim Begräbnis des Glasarbeiters K. während des Leichenzuges auf der Straße 
und auch am Grabe gesungen und Musik gemacht, obwohl ihnen der Vor- 
sitzende des Kirchengemeindevorstands die Erlaubnis verweigert hatte. Sie 
sollen damit die Verordnung des Fürstlichen Landratsamts in Gera vom 18. Mai 
4914 übertreten haben, die Singen und Musizieren auf kirchlichen Begräbnis- 
plätzen nur gestattet, wenn es der Vorsitzende des Kirchengemeindevorstandes 
genehmigt. Das Landgericht hält die Verordnung für ungültig, weil sie im 
Widerspruch mit dem Reichsvereinsgesetz stehe. 

Die Revision kämpft vergeblich dagegen an. Sie weist zunächst darauf 
hin, daß die Kirchengemeinde auf Grund ihres Eigentums die Benutzung des 
Friedhofs von gewissen Voraussetzungen abhängig machen könne und daß 
die Verordnung des Landrats solche Voraussetzungen aufstelle. Aber der 
Landrat ist nicht Vertreter der Kirchengemeinde, außerdem ist die Verordnung 
ausdrücklich als allgemeine Polizeiverordnung nach §1 des Gesetzes vom 
7. Januar 1902 (über das polizeiliche Verordnungsrecht) erlassen. Ob die Kirchen- 
gemeinde bestimmte Voraussetzungen für die Benutzung ihres Friedhofs auf- 
stellen kann, braucht daher nicht erörtert zu werden. 

Das Reichsvereinsgesetz hat auch die Leichenbegängnisse geregelt. Es 
schreibt in $$ 7 und 9 Abs. 1 vor, daß öffentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzüge auf öffentlichen Straßen oder Plätzen der Genehmigung 
der Polizeibehörde bedürfen und daß die Genehmigung in gewissen Fällen 
(nach näherer Bestimmung der Landeszentralbehörde) durch Anzeige oder 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt wird. In $9 Abs. 2 bestimmt es dann, daß 
gewöhnliche Leichenbegängnisse keiner Anzeige oder Genehmigung bedürfen. 
Es fordert also die Genehmigung nur für ungewöhnliche Leichenbegängnisse. 

Nun könnte man, wie die Staatsanwaltschaft erwähnt, daran denken, 
daß das Vereinsgesetz unter Leichenbegängnis nur den Leichenzug bis zum 
Friedhofe, nicht aber das Leichenbegängnis auf dem Friedhofe selbst (be- 
sonders nicht die Versammlung am Grabe) verstehe, weil es sich dabei nicht 
mehr um einen Aufzug auf einer Öffentlichen Straße oder einem öffentlichen 
Platz handle. Für Leichenbegängnisse ist aber gerade der Friedhof der öffent- 


158 Aus der Praxis Deutscher Oberlandesgerichte (Naumburg). 


liche Platz, und die Versammlung am Grabe gehört ebenso wie der Leichenzug 
zum Leichenbegängnis und ist, wenn man sie auch nicht als Aufzug (als Teil 
des Leichenzugs) betrachten kann, doch eine öffentliche Versammlung unter 
freiem Himmel (vgl. auch Kammergericht, Deutsche Juristenzeitung 1909 
S. 446, Johow u. Ring, Bd. 37, C. S. 51, Bd. 38, C. S. 43). Aufzug und Ver- 
sammlung unter freiem Himmel treffen beim Leichenbegängnis zusammen. 

Hat aber das Reichsvereinsgesetz die Leichenbegängnisse unter den 
Versammlungen unter freiem Himmel und öffentlichen Aufzügen geordnet, so 
können sie nur durch die in $1 Abs. 2 gestatteten Anordnungen landesrechtlich 
beschränkt werden. Nur solche allgemeine sicherheitspolizeiliche Bestimmungen 
sind zulässig, die unmittelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit der Teil- 
nehmer an einer Versammlung vorbeugen sollen. Der Vorbehalt des $ 24, 
wonach die Vorschritten des Landrechts übe kirchliche und religiöse Vereine 
und Versammlungen, über kirchliche Prozessionen, Wallfahrten und Bitt- 
gänge..... unberührt bleiben, kommt nicht in Betracht. Leichenbegängnisse 
fallen nicht darunter. Das hat das Kammergericht aus der Entstehungsgeschichte 
des $9 Abs. 2 und des $ 24 des Vereinsgesetzes — sie sind, soweit sie hier ein- 
schlagen, dem $ 10 des preußischen Vereinsgesetzes entnommen — nachgewiesen 
vel. Deutsche Juristenzeitung 1908 S. 1285, 1909 S. 496, Johow u. Ring, 

. 37, C. S. 48 ff., besonders S. 53 ff.). Sollten kirchliche Leichenbegäng- 
ge von den Vorschriften der §§ 7, 9 ausgenommen und der landesrechtlichen 
Regelung überlassen sein, so würde das in $24 auch ausdrücklich hervor- 
gehoben worden sein, dies um so mehr, als doch die kirchlichen Leichenbegäng- 
nisse die weitaus überwiegenden sind (vgl. auch hier Kammergericht bei Johow 
u. Ring Bd. 37, C. S. 56). Der Kreis der unter $ 9 fallenden Leichenbegängnisse 
würde sonst ganz verschwindend sein. 

Zu prüfen ist aber noch, ob sich die Verordnung des Landrats auch wirk- 
lich gegen die Versammlungsfreiheit richtet, die §4 des Reichsvereinsgesetzes 
gewährleistet. Denn nach $1 Abs. 2 sind nur solche Verordnungen unzulässig, 
die die Vereins- und Versammlungsfreiheit beschränken sollen oder tatsächlich 
beschränken, nicht aber werden allgemeine polizeiliche Vorschriften, die an 
sich mit dem Vereins- und Versanımlungsrecht in keinem Zusammenhang 
stehen, ausgeschlossen oder verlieren ihre Anwendbarkeit, sobald es sich um 
Personen handelt, die in einer Vereins- oder Versammlungstätigkeit a 
sind (vgl. Kammergericht bei Johow u. Ring, Bd. 38, C. S. 40 ff., Bd. 39, C 
S. 62 ff.). Die Verordnung des Landrats richtet sich nur gegen das Singen, 
Musizieren und Reden bei Leichenbegängnissen, und will gerade für Leichen- 
begängnisse eine besondere Beschränkung schaffen. Damit greift sie aber in 
die Versammlungsfreiheit bei Leichenbegängnissen ein, indem sie für Hand- 
lungen, die zu den Leichenbegängnissen gehören, eine besondere Genehmigung 
fordert (vgl. auch Kammergericht bei Johow u. Ring, Bd. 37, C. S. 50 und 59, 
Deutsche Juristenzeitung 1909 S. 328). Sie ist deshalb ungültig, und die An- 
geklagten können, wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, höchstens 
nach $19 des Vereinsgesetzes gestraft werden, wenn das Leichenbegängnis 
durch ihr Singen und Musizieren ein ungewöhnliches geworden ist und sie als 
Veranstalter oder Leiter in Betracht kommen. Darüber konnte aber das Land- 
gericht nicht urteilen, es hat daher nach §458 StPO. ein Urteil in der Sache 
unterlassen und nur die Strafverfügungen gegen die Angeklagten aufgehoben. 


Oberlandesgericht Naumburg. 


Mitgeteilt von Landrichter Schleyer in Magdeburg. 


887, 19 Ziffer des Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908. Die Ge- 
nehmigung zu einem öffentlichen Aufzuge kann auch obne veränderte Umstände 
mil rechtlicher Wirkung jederzeit zurückgezogen werden. 

Urteil vom 4. November 1911, 3 S. 1066/11. 
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Nach den Feststellungen der Strafkammer hatte der Angeklagte als Vor- 
Stand der gewerkschaftlichen Organisation der Schiffer und Maurer in R. bei 
dem Amtsvorsteher X. daselbst um die Genehmigung zu einem am 27. Januar 
1911 zu veranstaltenden öffentlichen Aufzug mit nachfolgendem Ball nach- 
gesucht. Die Genehmigung war auch durch den Amtsvorsteher erteilt worden, 
wurde jedoch später durch seinen inzwischen ernannten Vertreter Z. wieder 
zurückgezogen. Dessenungeachtet hat der Angeklagte den Aufzug veranstaltet 
und geleitet, nachdem er vorher seinen Bekannten erklärt hatte, daß er dafür 
die Verantwortung und Gefahr übernehmen würde. 

RE Der Angeklagte war nach $19 Ziff. 1 des Gesetzes zu bestrafen, 
sofern bei Lage des Falles angenommen werden mußte, daß der Aufzug ohne 
die in $4 vorgeschriebene Genehmigung der Polizeibehörde stattgefunden hat. 
Da es sich hier um die Zurückziehung einer ursprünglich erteilten Genehmigung 
handelt, kam es in erster Linie auf die Beantwortung der Frage an, ob eine solche 
Zurückziehung auch ohne veränderte Umstände mit rechtlicher Wirkung jeder- 
zeit erfolgen kann. Das Gesetz selbst enthält über die Widerruflichkeit einer 
solchen Genehmigung keinerlei Bestimmungen; es wäre indessen verfehlt, 
wenn man daraus die Unwiderruflichkeit einer einmal verfügten Genehmizung 
herleiten wollte, das folgt nach der Ansicht des erkennenden Senats zur Evidenz 
aus $7 Abs. 2, wonach die Genehmigung dann zu versagen ist, wenn aus der 
Veranstaltung des Aufzuges Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu 
befürchten steht. Denn da sich eine solche Gefahr natürlicherweise auch noch 
nach erfolgter Genehmigung bilden kann, würde das Gesetz in zahlreichen . 
Fällen nur dem Scheine nach vorhanden sein, falls die Genehmigung nicht 
widerrufen werden könnte. Ist aber die Genehmigung einmal widerruflich, 
so muß die Polizeibehörde auch für berechtigt erachtet werden, den Widerruf 
jederzeit vorzunehmen, insbesondere aber dann, wenn sie bei nochmaliger Er- 
wägung der in Betracht kommenden Umstände zu der Überzeugung gelangt, 
daß die Genehmigung wegen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit von vorn- 
herein hätte versagt werden müssen. Es bedarf also — was der Revident zu 
Unrecht zu seiner Verteidigung geltend macht — keineswegs des Eintritts 
neuer Tatsachen, um die Genehmigung widerrufen zu können, vielmehr ist 
es lediglich in das pflichtgemäße Ermessen der Polizeibehörde gestellt, ob sie 
von diesem Rechte Gebrauch machen will oder nicht. 

In diesem Sinne hat sich denn auch das Preußische Oberverwaltungs- 
gericht in dem Urteile vom 9. Dezember 1910 (Jur. Zeitung 1914 S. 656) aus- 
gesprochen. Und daß dies richtig ist, beweist so recht der vorliegende Fall. 
Der Amtsvorsteher hatte es hier offenbar übersehen, daß die sozialdemokratische 
Deinonstration — und eine solche sollte der Aufzug zweifellos sein — gerade 
an Kaisers Geburtstag stattfinden sollte, und ist erst späterhin zu der Uber- 
zeugung gekommen, daß durch den Aufzug leicht Reibereien und Konflikte 
mit dem monarchisch gesinnten Teil der Ortsbevölkerung hervorgerufen werden 
könnten. Kam er aber erst nach erteilter Genehmigung zu dieser Überzeugung, 
so mußte er, wenn er pflichtgemäß handeln wollte, die Genehmigung auch 
unter allen Umständen wieder zurücknehmen. 

Hierbei bleibt zu erwähnen, daß sich der Strafrichter auf die Prüfung zu 
beschränken hat, ob seitens der zuständigen Polizeibehörde eine Genehmigung 
vorliegt oder nicht; lediglich dies erfordert der gesetzliche Tatbestand. Eine 
weitergehende Prüfung, etwa nach der Richtung, ob tatsächlich eine Ge- 
fährdung im Sinne des Gesetzes vorgelegen hat, steht dem Gericht nicht zu. 
Diese Nachprüfung kann vielmehr nur aut die Beschwerde des abschlägig be- 
schiedenen Veranstalters bei der höheren Verwaltungsbehörde oder auf die 
Klage desselben im Verwaltungsstreitverfahren erzielt werden. Das folgt für 
Preußen aus den §§ 127, 128 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (vgl. hierzu Entsch. d. Kammergerichts in Jur. Zeitung 1909 
S. 328). Der Widerruf ist hier schließlich auch von der zuständigen Behörde 
erfolgt. Nach § 59 Ziff. 1 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 verwaltet 
nämlich auf dem Lande der Amtsvorsteher die Sicherheitspolizei und bei seiner 
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Verhinderung sein ein für allemal ernannter Stellvertreter (§ 57 a.a.O.). Im vor- 
liegenden Falle war nun der Amtsvorsteher in der kritischen Zeit festgestellter- 
maßen schwer erkrankt, so daß der ordnungsmäßig vereidigte Stellvertreter 
($ 56 Abs. 4; 75 a.a. O.) an seine Stelle zu treten hatte. Daß dies der An- 
geklagte aber gewußt hat, ergeben die Feststellungen der Vorinstanz, denen 
zufolge der Angeklagte ferner auch über die Echtheit des vor Beginn des Auf- 
zuges zu seiner Kenntnis gelangten Widerrufungsschreibens keinen Augen- 
blick im Zweifel gewesen ist. Daß endlich das Fehlen des gesetzlich nicht vor- 
geschriebenen Stempels des Amtsvorstehers auf diesem Schreiben das Verbot 
nicht unwirksam machen konnte, wie es seitens des Revidenten behauptet 
wird, glaubte der Senat nicht ndch besonders darlegen zu müssen. 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Scherling, Naumburg. 


88 133, 148, 9c GewO. — MR Baumeister dürfen in Preußen den Titel 
Baumeister nicht führen. 


Urteil vom 7. Februar 1912. S. 24214. 


Gründe: Die sächsische Verordnung vom 12. Februar 1903 hat Prü- 
fungsbehörden für das Baufach eingerichtet und denen, die eine solche Prüfung 
bestanden haben, das Recht verliehen, sich Baumeister zu nennen. Der An- 
geklagte hat in Leipzig eine solche Prüfung bestanden. Er betreibt jetzt in 
Preußen das Baugewerbe und nennt sich Baumeister. Er ist deshalb wegen 
Ubertretung der §§ 133, 148 Nr. 9c GewO. bestraft. Seine Revision ist un- 
begründet. 

Durch die Handwerkernovelle vom 26. Juli 1897 war der Meistertitel 
nur dann geschützt, wenn er in Verbindung mit der Bezeichnung eines be- 
stimmten einzelnen Handwerks gebracht war. Dagegen genoB der Titel 
keinen Schutz, wenn er in Verbindung mit Bezeichnungen gebraucht wurde, 
unter denen der allgemeine oder der örtliche Sprachgebrauch die Tätigkeit in 
verschiedenen, verwandten Handwerksarten zusammenzufassen pflegt. Wer 
den Erfordernissen des damals geltenden § 133 GewO. nicht genügte, durfte 
sich zwar nicht Maurer- oder Zimmermeister, wohl aber Baumeister oder Bau- 
gewerksmeister oder ähnlich nennen. Daher bezeichneten sich vielfach Bau- 
unternehmer ohne irgendwelche Vorbildung als Baumeister und erweckten 
dadurch den Anschein, als hätten sie eine besonders gute Ausbildung auf einer 
Bauschule oder gar auf einer Hochschule genossen. Dieser Zustand führte 
häufig zu Klagen aus den Kreisen der Bauhandwerker und der irregeführten 
Kunden. und zu dem Verlangen, den sog. Befähigungsnachweis für solche Titel 
einzuführen. Das Gesetz vom 30. Mai 1908 sollte diesem Übelstande abhelfen, 
wie aus seiner Begründung hervorgeht (vgl. Verhandlungen des Reichstags 
Bd. 241 S. 1973). Eine Regelung der Titelführung durch die einzelnen Bundes- 
Staaten wollte man vermeiden, weil es sonst zweifelhaft wäre, ob der in einem 
Bundesstaat erworbene Titel in dem andern gebraucht werden dürfte. Der 
Titel sollte vielmehr einheitlich für das ganze Reich durch den Bundesrat ge- 
regelt werden. Bis zu dieser Regelung wurde die Führung solcher Titel durch 
Satz 2 des Absatzes 2 des § 133 für das ganze Gebiet des Reichs verboten. 
Von diesem reichsgesetzlichen Verbote wurde die Ausnahme zugelassen, daß 
die Landesregierungen bis zu dieser Regelung durch- den Bundesrat befugt 
sein sollten, Bestimmungen über die Führung dieser Titel zu erlassen, und es 
wurden die bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften aufrechterhalten. 
Diese landesgerechtlichen Vorschriften, die schon bestehenden und die noch 
zu erlassenden, wurden dadurch nicht reichsrechtliche Regeln mit Geltung 
für das ganze Reich, sondern blieben landesgesetzliche Anordnungen und 
gelten darum nur für das Gebiet des betreffenden Bundesstaats. Hätte man 
ihnen reichsrechtliche Geltung gewährt, so hätte man die künftige einheitliche 
Regelung durch den Bundesrat sehr erschwert. Die Verordnung des sächsischen 
Ministeriums des Innern vom 12. Februar 1903 gibt also dem Angeklagten nur 
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das Recht, in Sachsen den Titel Baumeister zu führen, in Preußen führt er ihn 
unbefugt und ist deshalb mit Recht bestraft. 

Seine Rüge, daß das Berufungsgericht den Mangel des Bewußtseins der 
Rechtswidrigkeit nicht beachtet habe, ist unbegründet. $ 148 Nr. 9c der GewO. 
ist lediglich eine zum Schutz der Allgemeinheit gegebene, rein vorbeugende 
Polizeivorschrift, ihre Übertretung stellt kein Rechtsvergehen dar, das ein 
Verschulden voraussetzt. Solche rein polizeilichen Gebote oder Verbote könnten 
nicht durchgeführt werden, wenn die Übertretenden sich darauf berufen könnten, 
sie hätten das Gebot oder Verbot nicht gekännt. $59 StGB. ist bei derartigen 
Polizeimaßregeln nicht anwendbar, das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit zur 
Bestrafung nicht erforderlich und deshalb die Frage, ob der Täter sich zu der 
Übertretung irrtümlich für befugt gehalten hat, unerheblich. 


§§ 129, 148 Nr. gb GewO. — In Sachsen geprüfte Baumeisler dürfen auch 
in Preußen Lehrlinge anleiten. 

Urteil vom 17. April 1912. S.39/12. 

Gründe: Der Angeklagte hat am 12. Juni 1908 vor der Kgl. Sächsischen 
Baumeister-Prüfungsbehörde in Leipzig die Baumeisterprüfung bestanden und 
. betreibt jetzt in Preußen das Baugewerbe, leitet auch Lehrlinge an. Schöffen- 
gericht und Strafkammer haben ihn von der Anklage der Übertretung der 
§§ 129, 148 Nr.9b der Gewerbeordnung freigesprochen. Die Revision der 
Staatsanwaltschaft ist unbegründet. 

Nach $ 129 Absatz 1 der GewO. in der Fassung des Reichsgesetzes vom 
30. Mai 1908 dürten grundsätzlich nur diejenigen Personen Lehrlinge anleiten, 
welche das 24. Lebensjahr vollendet und eine Meisterprüfung ($ 133) bestanden 
haben. Diese Meisterprüfung ist in $133 Abs. 3—9 näher geregelt; eine solche 
Meisterprüfung hat der Angeklagte nicht abgelegt. Absatz 10 des $ 133 ordnet 
weiter an: „Der Meisterpfiifung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen 
können von der Landeszentralbehörde die Prüfungen bei Lehrwerkstätten, 
gewerblichen Unterrichtsanstalten oder bei Prüfungsbehörden. welche vom 
Staate für einzelne Gewerbe oder zum Nachweise der Befähigung zur An- 
stellung in staatlichen Betrieben eingesetzt sind, gleichgestellt werden, sofern 
bei denselben mindestens die gleichen Anforderungen gestellt werden wie bei 
den im Absatz 1 vorgesehenen Prüfungen.“ 

Das sächsische Ministerium des Innern hatte schon vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 30. Mai 1908 eine Baumeisterprüfung eingerichtet und dar- 
über in der Verordnung vom 12. Februar 1903 unter anderem bestimmt, daß 
zur Prüfung nur zuzulassen sei, wer die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen 
besitze, mindestens 3 Jahre als Geselle, Bauführer oder Techniker bei Aus- 
führung von Bauten praktisch tätig gewesen sei usw. Diese Verordnung wurde 
durch die Verordnung vom 22. Januar 1909 ergänzt und enthält jetzt nament- 
lich noch folgende Bestimmungen: „Die Baumeisterprüfung ersetzt zugleich 
im Sinne des ersten und letzten Absatzes von $133 der GewO. die Meister- 
prüfung sowohl für das Maurer- als auch für das Zimmererhandwerk. Diese 
Wirkung erstreckt sich auch auf die schon seither nach der Verordnung vom 
42. Februar 1903 bestandenen Baumeisterprüfungen.‘ 

Diese Gleichstellung der vom Angeklagten abgelegten Baumeisterprufung 
bezieht sich nicht etwa nur auf die nach §133 Abs. 4 mit der Meisterpriifung 
verbundene Befugnis, den Titel ,,Maurer- und Zimmermeister“ zu führen, 
sondern gibt vermöge der Verweisung auf $133 in $129 Absatz 1 zugleich auch 
das Recht, Lehrlinge anzuleiten. Gegen diese Annahme scheint der Absatz 6 
des $129 zu sprechen. Hiernach können „die Landeszentralbehörden den 
Prüfungszeugnissen von Lehrwerkstätten, gewerblichen Unterrichtsanstalten 
oder von Prüfungsbehörden, welche vom Staate für einzelne Gewerbe oder 
zum Nachweise der Befähigung zur Anstellung in staatlichen Betrieben ein- 
gesetzt sind, die Wirkung der Verleihung der Befugnis, Lehrlinge anzuleiten, 
für bestimmte Gewerbszweige beilegen.“ Es sind das also dieselben Prüfungs- 
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zeugnisse, die im Absatz 10 des § 133 erwähnt sind. Sie sollen aber nicht ohne 
weiteres diese Befugnis verleihen, vielmehr ist nach Satz 2 des Absatzes 6 des 
$ 129 diese Wirkung davon abhängig zu machen, daß die Besitzer solcher 
Zeugnisse in dem Gewerbe oder Gewerbszweige, in dem Lehrlinge angeleitet 
werden sollen, eine bestimmte, auf nicht mehr als 3 Jahre festzusetzende Zeit 
hindurch persönlich tätig gewesen sind. Man könnte daraus schließen, daß die 
Befugnis, Lehrlinge auszubilden, den Inhabern von Prüfungszeugnissen immer 
nur dann verliehen werden kann, wenn sie diese Voraussetzung erfüllen und 
daß deshalb die im Absatz 10 des § 133 vorgesehene Gleichstellung mit den 
Meisterprüfungen, da sie von dieser Voraussetzung nicht abhängig gemacht 
ist, nicht die Befugnis, Lehrlinge auszubilden, sondern nur das Recht verleiht, 
den Meistertitel zu führen. Wäre das richtig, so dürfte der Angeklagte keine 
Lehrlinge anleiten, obwohl er nach der sächsischen Verordnung vor dem Be- 
stehen der Baumeisterprüfung schon 3 Jahre im Baugewerbe tätig gewesen 
sein muß. Es fehlte dann immer noch an der weiteren Voraussetzung des Ab- 
satzes 6 des § 129, daß die Landeszentralbehörde den Prüfungszeugnissen die 
Wirkung der Befugnis, Lehrlinge auszubilden, beigelegt hätte. 

Indessen diese Auslegung des §129 Absatz 6 ist nicht richtig. Satz 1 
dieser Bestimmung war schon in derselben Fassung in dem früheren Absatz 4 
des $ 129 enthalten. Damals war die Befugnis, Lehrlinge anzuleiten, noch 
nicht von dem Bestehen der Meisterprüfung, sondern in der Regel nur von der 
Zurücklegung einer Lehrzeit und dem Bestehen einer Gesellenprüfung ab- 
hängig gemacht. Die Prüfungszeugnisse von Lehrwerkstätten usw. sollten 
damals also die Lehrzeit und die Gesellenprüfung ersetzen können. Dieselbe 
Wirkung haben diese Zeugnisse auch jetzt noch gemäß dem §131 Absatz 2 
und $133 Absatz 3 der neuen we Wenn nun im Absatz 10 des 
$ 133 den Landeszentralbehörden die Befugnis beigelegt ist, dieselben Prüfungen 
den Meisterprüfungen gleichzustellen, so geht daraus hervor, daß die im § 129 
Absatz 6 und im $ 133 Absatz 10 mit denselben Worten bezeichneten Prüfungen 
untereinander sehr verschieden sein müssen, da die Reichsgesetzgebung zu- 
läßt, daß sie bald den Gesellenprüfungen, bald den Meisterprüfungen gleich- 
gestellt werden. In der Tat ist es auch allgemein bekannt, daß sowohl die Vor- 
bildung, die bei diesen Prüfungen verlangt wird, als auch die bei ihnen ge- 
stellten Anforderungen als endlich auch die damit verbundenen Berechtigungen 
außerordentlich verschieden sind. Der Gesetzgeber kannte diese Verschieden- 
heiten. Seine Absicht ging dahin, den Landeszentralbehörden zu überlassen, 
derartige Prüfungen mit den reichsrechtlichen Meister- und Gesellenprüfungen 
zu vergleichen und sie je nach den Anforderungen entweder den Gesellen- oder 
den Meisterprüfungen gleichzustellen. Halten die Landeszentralbehörden ihre 
Prüfungen nur für gleichwertig mit der reichsrechtlichen Gesellenprüfung, so 
dürfen sie den Besitzern solcher Prüfungszeugnisse die Befugnis, Lehrlinge an- 
zuleiten, nur verleihen, wenn sie eine gewisse Zeit hindurch in dem Gewerbe 
praktisch tätig gewesen sind ($129 Absatz 6). Erachten die Landeszentral- 
behörden jedoch die Prütungen für gleichwertig mit der reichsrechtlichen 
Meisterprüfung und stellen sie die Prüfungen dieser Meisterprüfung gleich, so 
erwerben die Inhaber solcher Zeugnisse ohne weiteres ebenso wie diejenizen, 
welche die reichsrechtliche Meisterprüfung bestanden haben, das Recht, Lehr- 
linge auszubilden (§ 129 Absatz 1, $133). Der Zweck des Reichsgesetzes vom 
30. Mai 1908, eine sorgtaltige Ausbildung und Erziehung der Lehrlinge zu 
gewährleisten, wird dann dadurch erreicht, daß nach Absatz 10 des § 133 die 
Landeszentralbehörden die Prüfungen nur dann der Meisterprüfung gleich- 
stellen dürfen, wenn bei ihnen mindestens die gleichen Anforderungen ge- 
stellt werden wie bei den reichsrechtlich geregelten Meisterprüfungen. Ob 
N der Fall ist, haben die Landeszentralbehörden, nicht die Gerichte zu 
prüfen. 

Die in der Verordnung vom 22. Januar 1909 ausgesprochene Gleich- 
stellung der Baumeisterprüfung mit der Maurer- und Zimmermeisterprüfung 
vilt nicht nur für Sachsen, sondern für das ganze Reich. Der erkennende 
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Senat hat zwar in der oben mitgeteilten Strafsache S 242/11 angenommen, 
daß die auf Grund einer ebensolchen Prüfung erworbene Berechtigung, den 
Titel Baumeister zu führen, nur für Sachsen gelte. Diese Annahme ist aber 
auf die Besonderheit des Absatzes 2 des § 133 gestützt (siehe oben). Anders 
verhält es sich mit Absatz 10 des $133. Hier ist allgemein den Landeszentral- 
behörden nachgelassen, gewisse Prüfungen den reichsrechtlichen Meister- 
prüfungen gleichzustellen. Diese Meisterprüfungen und namentlich die Prü- 
fungskommissionen näher zu regeln, ist nicht etwa, wie in Absatz 2 die Regelung 
des Titels Baumeister, dem Bundesrat vorbehalten, sondern den Landesbehörden 
übertragen. Eine Prüfung, die vor einer solchen von einer Landesbehörde ein- 
gesetzten Kommission abgelegt ist und den Absätzen 3—9 des § 133 entspricht, 
hat selbstverständlich Gültigkeit für das ganze Reich. Einer solchen Prüfung 
eine andere gleichzustellen bedeutet, ihr dieselbe Wirkung beilegen. Deshalb 
müssen die in Absatz 10 bezeichneten Prüfungen, wenn sie den Meisterprüfungen 
gleichgestellt sind, ebenfalls für das ganze Reich die Befugnis verleihen, Lehr- 
linge auszubilden. : 

Es war schließlich auch nicht unzulässig, den schon vor dem Inkraft- 
treten des Reichsgesetzes vom 30. Mai 1908 bestandenen Priifungen dieselbe 
Wirkung beizulegen. Wortlaut und Sinn des Absatzes 10 des § 133 verbieten 
eine solche riickwirkende Kraft nicht. Der Zweck der Handwerkernovelle wird 
dadurch gewährleistet, daß auch die früher bestandenen Prüfungen nur dann 
der Meisterprüfung gleichgestellt werden dürfen, wenn bei ihnen mindestens 
die gleichen Anforderungen gestellt worden waren, wie sie jetzt bei der reichs- 
rechtlichen Meisterprüfung gestellt werden. Davon, daß auch die trüher be- 
standenen Prüfungen den Meisterprüfungen gleichgestellt werden können, gent 
auch die Begründung des Entwurfs zum Gesetze vom 30. Mai 1908 aus; es heißt 
dort (auf S. 1972 der Drucksachen des Reichstages Bd. 241): „Dies (d. h. die 
Frage der gleichen Anforderungen) wird nicht allein da zu beachten sein, wo 
solchen Prüfungen die in Rede stehende Wirkung in Zukunft erst erteilt 
werden soll, vielmehr bedarf es auch der Nachprüfung seitens der Zentral- 
behörden, inwieweit Prüfungszeugnissen dieser Art die ihnen bisher beigelegte 
Wirkung ternerhin belassen werden kann.“ 

Der Angeklagte ist also mit Recht freigesprochen worden. 


Oberlandesgericht Posen. 
Mitgeteilt von Oberstaatsanwalt Zitzlaff in Posen. 


868 RSIGB. — Die Vollziehung des Strafurteils durch die Mitglieder des 
erkennenden Gerichts ist als eine die Strafverfolgung zum Gegenstand habende, 
daher die Verjährung unterbrechende Handlung anzusehen. 

Straf-Sen., Urteil vom 6. Juli 1912 (S. 93/12). 

Der Strafsenat hatte als Revisionsgericht durch Urteil vom 16. Dezember 
1944 das frühere Urteil der Strafkammer in S. aufgehoben und die Sache an 
die Strafkammer zurückverwiesen. Darauf sind die Akten am 25. März 1912 
zur Stratkammer zurückgelangt, und wurde an diesem Tage vom Vorsitzenden 
der Strafkammer Termin zur Hauptverhandlung anberaumt. Da dies — nach 
der Annahme der Strafkammer — seit dem 16. Dezember 1911 die erste gegen 
den Angeklagten gerichtete richterliche Handlung gewesen sein soll, hat die 
Strafkammer nach §67 RStGB. die Verjährung der Strafverfolgung der vor- 
liegenden Ubertretung als bereits am 16. Marz 1912 vollendet angesehen. Die 
Strafkammer hat angenommen, daß in der Zwischenzeit vom 16. Dezember 
1911 bis zum 25. März 1912 keine gegen den Täter gerichtete Handlung des 
Richters im Sinne des § 68 RStGB. vorgenommen worden sei, so daß auch keine 
Unterbrechung der Verjährung stattgefunden habe. In bezug hierauf läßt 
die Strafkammer zwar auf Grund von Vermerken in den Akten den Schluß 
offen, daß die Absetzung des Urteils und die Vollziehung sämtlicher Unter- 
schriften der Richter erst nach dem 16. Dezember 1911 und auch nach dem 
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25. Dezember 1911 stattgefunden habe; sie hält aber eine dahingehende Fest- 
stellung nicht für erforderlich, da sie die Ansicht vertritt, daß die schriftliche 
Abfassung des Urteils und die Vollziehung der Unterschriften der Mitglieder 
des Revisionsgerichts nicht geeignet erscheine, die von der Verkündung des 
Urteils von neuem laufende Verjährung zu unterbrechen. 

Diese Annahme der Strafkammer war für rechtsirrtümlich zu erachten. 

Nach 868 RStGB. unterbricht jede Handlung des Richters, die gegen den 
Täter gerichtet ist, die Verjährung. Es ist hierbei nicht unterschieden, ob es 
sich um eine Handlung des ‚inneren Geschäftsbetriebs‘“ handelt, und es bietet 
das Gesetz keine Handhabe dafür, daß eine derartige Handlung die Wirkung 
der Unterbrechung nicht haben soll. Erforderlich ist nur, daß die Handlung 
als richterliche die Strafverfolgung gegen den Täter bezweckt, wobei es nicht 
genügt, daß sie sich überhaupt auf den Täter bezieht. Die Vollziehung des 
Strafurteils durch die Mitglieder des erkennenden Gerichts ist 
als eine die Strafverfolgung zum Gegenstand habende richter- 
liche Handlung anzusehen. Die Unterschrift des Urteils durch die er- 
kennenden Richter ist nach § 275 RStPO. eine wesentliche ProzeBvorschrift. 
und es liegt das Urteil erst vollständig vor, wenn es von den Richtern unter- 
schrieben ist. Diese bezeugen durch ihre Unterschrift, daß das Urteil so, wie 
es verfaßt ist, vom Gericht erlassen worden ist. Die strafverfolgende äußer- 
liche Tätigkeit ist also erst mit der Unterschrift des Urteils durch die Richter 
beendet (vgl. Urteil des Reichsgerichts vom 14. Juli 1885 — Rspr. 7, 493 —: 
Frank, 5. Aufl., Note II, 2, c zu §68 RStGB.; Olshausen, 8. Aufl., Note 15, a 
zu § 68). 

§ 223. RSirGB. — Recht zur Züchtigung fremder Kinder? 

Straf-Sen., Urteil vom 30. April 1910 (S 43/10). 

Die Revision, welche Verletzung materieller Rechtsnormen durch An- 
wendung des §679 BGB. riigt, ist begriindet. Das Berufungsgericht hat tat- 
sächlich festgestellt, daß der Angeklagte den 11jahrigen S. gegen den Willen 
seiner Eltern vorsätzlich körperlich mißhandelt hat. Es hält ihn zu dieser 
Mißhandlung jedoch für berechtigt, indem es unter Anwendung des $ 679 BGB. 
weiter feststellt, daß eine im Öffentlichen Interesse liegende Pflicht zur Züch- 
tigung ihres Sohnes für die Eltern des S. vorgelegen habe, daß der Angeklagte 
diese Pflicht als Geschäftsführer ohne Auftrag für die Eltern erfüllt habe, und 
daß ein seiner Geschäftsführung entgegenstehender Wille der Eltern nicht in 
Betracht komme. 

Diese Erwägungen sind rechtsirrtümlich. Es kann dahingestellt bleiben. 
ob die Züchtigung eines Kindes, die weder ein Rechtsgeschäft, noch eine Rechts- 
handlung darstellt, überhaupt unter den Begriff der Geschäftsführung im 
Sinne der §§ 677 filed. BGB. fällt. Rechtsirrig ist jedenfalls die Erwägung des 
Berufungsgerichts, daß die im elterlichen Erziehungsrecht begründete Ver- 
pflichtung der Eltern, ihre Kinder in gewissen Fällen zu züchtigen, eine Pflicht 
ast, deren Erfüllung im öffentlichen Interesse liegt. Vielmehr ist davon 
auszugehen, daß das in den §§ 1631, 1634 BGB. den Eltern gewährte Recht 
und die damit verbundene Verpflichtung, ihre Kinder zu erziehen und kraft 
ihres Erziehungsrechts angemessene Zuchtmittel gegen sie anzuwenden, ihnen 
lediglich im Interesse und zum Nutzen der Kinder gegeben, daß dagegen eine 
Verpflichtung der Eltern zur Züchtigung der Allgemeinheit gegenüber, also im 
öffentlichen Interesse, nicht besteht. 


§ 292 RSirGB. — Begriff der Jagdausübung. 

Straf-Sen., Urteil vom 18. November 1911 (S. 166/11). 

Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß der Angeklagte A. zusammen ` 
mit dem Angeklagten B. auf einem Felde, wo beide nicht jagdberechtigt waren, 
stehengeblieben sind, daß B. einen Hasen, den beide verfolgt hatten, gefangen 
hat, daß B. den Hasen mit nach Hause genommen hat, ihn seiner Frau und 
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seinen Kindern gezeigt und dann am Abend desselben Tages wieder aut das 
Feld getragen und in Freiheit gesetzt hat. Rechtsirrtümlich erblickt das Be- 
rufungsgericht hierin kein unberechtigtes Jagen; es nimmt nämlich an, die An- 
geklagten hätten nicht die Absicht gehabt, den Hasen sich zuzueignen. Allein 
schon in der unberechtigten Besitznahme von Wild — gleichgültig zu welchem 
Zwecke — liegt ein Ein riff in das Jagdrecht, ohne daß erforderlich ist, daß 
hierbei die Absicht obgewaltet hat, das Wild sich anzueignen oder auch nur 
dauernd in Besitz zu behalten. Auf die Art und Weise der Verwendung des 
in Besitz genommenen Wildes kommt es nach § 292 RStrGB. nicht an (Urteile 
des Reichsgerichts vom 26. September 1882 — Rspr. 4. 713 — und vom 20. No- 
vember 1894 — E. 26, 216 —). 


§ 3608 RSirGB. — „Stadtverordneter a. D.“ 

StrafSen., Urteil vom 6. Juli 1912 (S 97/12). 

Der Angeklagte hatte sich „Stadtverordneter a. D.“ genannt, nachdem 
er seines Amtes als Stadtverordneter verlustig gegangen war, da er wegen Un- 
treue zu einer längeren Gefängnisstrafe rechtskräftig verurteilt und ihm gleich- 
zeitig die bürgerlichen Ehrenrechte auf bestimmte Zeit aberkannt worden waren. 
Er hat dadurch gegen § 360% RStrGB. verstoßen. Die Eigenschaft als Stadt- 
verordneter ist eine Würde im Sinne dieser Gesetzesbestimmung, da darunter 
eine von zuständiger Öffentlichrechtlicher Stelle verliehene Ehrenstellung 
innerhalb einer Gemeinschaft tällt (Olshausen, Note c.6 zu § 360%). Der Zusatz 
„a. D.“ deutet nur das Aufhören der in Betracht kommenden Funktion an: 
es wird damit zum Ausdruck gebracht, daß dem sich so Bezeichnenden die 
Würde nicht abgesprochen worden ist (D. Jur.- Zeitg., 1909, Spalten 88, 
720, 1135). 


§ 338 RSirPO. — Kann der Angeklagle gegen ein freisprechendes Urteil 
Revision einlegen? 

Straf-Sen., Urteil vom 6. September 1910 (S 94/10). 

Der Angeklagte hat ein berechtigtes Interesse an der Aufhebung einer 
Entscheidung nur dann, wenn sie ihn beschwert. Er kann gegen eine seine 
Nichtschuld aussprechende Entscheidung ein Rechtsmittel überhaupt nicht 
einlegen. Hierbei kommt es lediglich auf die Entscheidung — den Tenor — 
selbst, nicht auf die Gründe an. Die Anfechtung eines freisprechenden Urteils 
wird also nicht dadurch zulässig, daß es in den Entscheidungsgründen eine 
Feststellung enthält, an deren Abänderung der Angeklagte ein Interesse hat. 


Oberlandesgericht Rostock. 


Mitgeteilt von Erstem Staatsanwalt Dr. Brümmer. 


Beschluß. $$ 493, 487 StPO. 


In der Strafsache gegen den Arbeiter H. B. aus R., zurzeit in D., wegen 
Diebstahls, wird auf die sofortige Beschwerde der Großberzorlichen Staats- 
anwaltschaft unter Aufhebung des Beschlusses der Stratkammer des Groß- 
en Landgerichts zu Rostock vom 28./30. Oktober d. J. dahin ent- 
schieden. 

daß die Strafzeit vom 23. März 1908 1 Uhr 45 Minuten nachmittags 
bis zum Ablauf des 25. August 1909 und vom 16. September 1911 
vormittags 14 Uhr zu berechnen ist. 

Der Festsetzung des angefochtenen Beschlusses kann insoweit nicht bei- 
getreten werden, als dabei davon ausgegangen wird. daß die Fortsetzung der 
Strafvollstreckung bereits am 14. September 1911 8 Uhr 43 Minuten be- 
gonnen hat. 

Die angefochtene Entscheidung geht von der in Theorie und Praxis über- 
wiegend vertretenen Auffassung aus, daß trotz der Bestimmung des § 493 
StrPO. für die Strafvollstreckungsbehörde die Möglichkeit besteht, die Straf- 
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vollstreckung gemäß § 487 daselbst mit der Wirkung zu unterbrechen, daß 
die Zeit des Krankenaufenthalts in einer von der Strafanstalt getrennten Heil- 
anstalt in die Strafzeit nicht einzurechnen ist. Dieser Ansicht folgt auch trotz 
der dagegen geltend gemachten Bedenken — s. Klee in der Zeitschrift für 
Strafrechtswissenschaft Bd. 28 S. 781 ff. —. das Beschwerdegericht. Darnach 
hängt die Entscheidung der zur Beschwerde gezogenen Frage allerdings davon 
ab, wann im vorliegenden Falle die Unterbrechung der Vollstreckung beendigt 
und mit der letzteren fortgetahren ist. Dem Landgericht kann aber nicht 
darin beigetreten werden, daß bereits die Zustellung des Bescheides des Justiz- 
ministeriums, daß die Strafvollstreckung fortzusetzen sei, die Wirkung der 
Fortsetzung der Strafvollstreckung gehabt habe. — Der Verurteilte befand sich 
nach der Unterbrechung der Vollstreckung in der Heilanstalt Gehlsdorf zu- 
nächst als Kranker auf Veranlassung des Armenkollegiums zu Rostock. Es 
kann zweifelhaft sein, ob sich hierin von dem Zeitpunkt ab etwas änderte, in 
dem die Staatsanwaltschaft die Abholung B.’s zum Zwecke der Strafvoll- 
streckung in Aussicht stellte (s. Schreiben vom 2. und 12./13. September in 
424 und 125). Denn diese Schreiben enthielten indirekt das Ersuchen, B. 
bis zur Abholung festzuhalten, und wenn die Direktion der Heilanstalt ihn 
daraufhin bis zum 16. September festhielt, so geschah es offenbar, weil einer- 
seits sein Gesundheitszustand sie zur Entlassung auf Grund des Statuts nicht 
nötigle, andererseits das Ersuchen der Staatsanwaltschaft der Direktion zur 
Zurückhaltung Veranlassung bot. Aber auch wenn bei dieser Sachlage an- 
zunehmen ist, daß die längere Zurückhaltung B.’s in der Heilanstalt nicht 
stattgefunden haben würde, wenn das Ersuchen der Staatsanwaltschaft nicht 
vorgelegen hätte, die weitere Festhaltung also lediglich von der Staatsanwalt- 
schaft veranlaßt wäre, so fehlt es doch an einem gesetzlichen Anhalt dafür, daß 
eine solche von der Staatsanwaltschaft lediglich veranlaßte weitere Inter- 
nierung als Strafvollstreckung zu rechnen sei. Nach richtiger Ansicht ist sogar, 
wenn der Verurteilte auf Grund eines Vorführungs- oder Haftbefehls zum 
Zweck der Strafvollstreckung ergriffen wird, der Beginn der Strafzeit erst von 
der Einlieferung in die Strafanstalt zu rechnen; dies muß um so mehr gelten, 
wenn der Verurteilte, ohne daß ein Haft- oder Vorführungsbefehl vorliegt, auf 
Veranlassung der Staatsanwaltschaft lediglich festgehalten wird. 

Diese Entscheidung ergeht auf Grund des §6 GKG. gebührenfrei. 

Durch vorstehende Entscheidung ist der nachfolgende Beschluß der 
Strafkammer des Großh. Landgerichts Rostock aufgehoben. 


Gemäß $490 StrPO. wird auf Antrag der Großherzoglichen Staats- 
anwaltschaft hierselbst in Betreff der Berechnung der von dem Angeklagten 
zu verbüßenden Gesamtstrafe von vier Jahren Zuchthaus dahin Entscheidung 
getroffen, daß die Strafzeit 
vom 23. März 1908, 1 Uhr 45 Minuten nachmittags bis zum Ablauf 
des 25. August 1909 und vom 14. September 1911, 8 Uhr 43 Minuten 
vormittags an 

zu berechnen ist. 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil der Strafkammer des Groß- 
herzoglichen Landgerichts zu Rostock vom 23. Januar 1908 ist vom Reichs- 
gericht am 23. März 1908, 1 Uhr 45 Minuten nachmittags, verworfen; mit diesem 
Zeitpunkt begann, da der Angeklagte sich damals in Untersuchungshaft be- 
fand, die Stratzeit (siehe § 482 StrPO.). Während der Strafvollstreckung ist 
der Angeklagte in Geisteskrankheit verfallen und in der Irrenanstalt Gehlsheim 
untergebracht worden, und es ist durch Bescheid des Großherzoglichen Justiz- 
ministeriums in Schwerin vom 20. August 1909 die Strafvollstreckung unter- 
brochen. Da dieser Bescheid dem Angeklagten in der Anstalt Gehlsheim erst 
am 25. August 1909 zuvestellt ist, der genaue Zeitpunkt (Stunde und Minute) 
der Zustellung aber nicht feststeht, kann die Unterbrechung der Strafvoll- 
streckung erst als mit dem Ablauf des 25. Augusts eingetreten angesehen werden. 
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Der Angeklagte hat also von seiner Strafe die Zeit vom 23. Marz 1908, I Uhr 
45 Minuten nachmittags, bis zum 25./26. August 1909, 12 Uhr nachts, das ist 
1 Jahr 5 Monate 2 Tage 10 Stunden 15 Minuten, verbüßt. 

Durch Bescheid des Großherzoglichen Justizministeriums vom 11. Sep- 
tember 1911 ist dann, da der Angeklagte inzwischen wieder genesen war, die 
Fortsetzung der Strafvollstreckung angeordnet. Dieser Bescheid ist dem An- 
geklagten, der sich damals noch in der Anstalt Gehlsheim befand, in d’eser 
Anstalt am 14. September 1914, vormittags 8 Uhr 43 Minuten. zugestellt. Der 
Angeklagte ist dann am 16. September aus der Anstalt abgeholt und nach Drei- 
bergen transportiert, woselbst er am 16. September, vormittags 11 Uhr, in das 
Zuchthaus eingeliefert ist. Die Staatsanwaltschaft will die Fortsetzung der 
Strafvollstreckung vom Zeitpunkt der Wiedereinlieferung in Dreibergen an 
berechnen. Dem ist nicht beizutreten. Der Angeklagte wurde von dem Augen- 
blick der Zustellung des Bescheides bis zu seiner Übertührung nach Dreibergen 
in der Anstalt Gehlsheim nicht als Kranker, sondern als Gefangener festgehalten. 
Er hätte nach Zustellung des Bescheides an sich aus der Anstalt entlassen 
werden müssen. Dies ist unterblieben, weil die Staatsanwaltschaft der Direktion 
der Anstalt mitgeteilt hat, sie werde den Angeklagten am 16. September aus 
der Anstalt abholen lassen. Dem Angeklagten ist also vom Zeitpunkt der Zu- 
stellung des Bescheides bis zu seiner Einlieferung in Dreibergen auf Grund 
staatlicher Anordnung seine Freiheit entzogen, es ist ihm daher auch die Zeit 
vom 14. September, 8 Uhr 43 Minuten vormittags (Zeit der Zustellung des 
Bescheides), bis zum 16. September, 11 Uhr vormittags (Zeit der Einlieferung 
in Dreibergen), auf seine Strafzeit anzurechnen. Die Strafvollstreckung wird 
daher, falls nicht erneute Unterbrechungen eintreten, am 11. April 1914, 10 Uhr 
28 Minuten abends, enden. 


‘Miszellen. 


Referendare als ProzeBberichterstatter. 
Von Dr. Albert Hellwig in Friedenau. 


Die Grundidee des Vorschlages von Professor Dr. Reichel, Referendare 
zu Prozeßberichterstattern zu machen (,,Das Recht“ 1911 Sp. 777 ff) halte ich 
für eine durchaus glückliche. Insbesondere bin auch ich der Meinung, daß nicht 
nur das Niveau der Gerichtsberichterstattung sich dadurch heben würde, 
sondern daß auch der Referendar einen großen Nutzen davon haben würde, 
da er gezwungen wäre, den Kern der Verhandlung durch angespannte Aufmerk- 
samkeit in sich aufzunehmen und ihn in konzentrierter und doch alles Wesentliche 
enthaltender Form in flüssiger Schreibweise wiederzugeben. Ein weiterer Vorzug, 
den ich noch besonders betonen möchte, liegt m. E. auch darin, daß dann die 
Möglichkeit gegeben ist, die betreffenden Prozeßberichte auch als wissenschaft- 
liche Erkenntnisquelle unmittelbar zu verwerten, was bei der heutigen Methode 
der Gerichtsberichterstattung bekanntlich nur selten, und dann nur mit größter 
Vorsicht, möglich ist, wenn man nicht den verhängnisvollsten Irrtümern unter- 
liegen will. Der wissenschaftliche Zweck ließe sich vielleicht auch dadurch noch 
sicherer stellen, daß man jedesmal zum Schluß des Berichts das Aktenzeichen 
angäbe; dann könnte man auch mit dem heute meistens üblichen Unfug brechen, 
die Namen der Angeklagten, des Staatsanwalts, des Verteidigers und des Vor- 
sitzenden zu erwähnen. Wenn heute in der Regel der Name des Angeklagten 
genannt, mitunter aber nur durch die Anfangsbuchstaben angedeutet wird, 
so erweckt dies in nicht orientierten Kreisen zweifellos den Verdacht, daß der 
Gerichtsberichterstatter bestechlich sei und gegen ein gutes Entgelt den Namen 
unterdrücke. Ich erinnere mich hierbei daran, daß der bekannte frühere Berliner 
Verteidiger Fritz Friedmann in seinen lesenswerten Lebenserinnerungen (,,Was 
ich erlebte‘) erzählt, wie ihm eines Tages ein Jüdisches Ehepaar, dem es höchst 
fatal war, daß sie mit dem Strafrichter zu tun gehabt hatten, einen namhaften 
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Betrag — wenn ich nicht irre, einige hundert Mark — nur dafiir bewilligt hatten, 
daß ihr Prozeß nicht in die Presse käme, und daß er diesen Betrag auch ruhig 
angenommen habe, trotzdem er keinerlei Aufwendungen für den erwähnten 
Zweck zu machen hatte. Wie jenes jüdische Ehepaar, so denken sicherlich 
auch Tausende anderer. Deshalb wird es der Presse selbst lieb sein, wenn die 
Grundlage für den scheinbar berechtigten Vorwurf der Bestechlichkeit auf diese 
Weise beseitigt wird. Wenn sämtliche offiziellen ProzeBberichte mit einem 
bestimmten Korrespondenzzeichen versehen würden, so könnte man bei einem 
Zeitungsausschnittbüro auf sie abonnieren und auf diese Weise wertvolle Mate- 
rialien für die verschiedensten wissenschaftlichen Arbeiten erhalten. Auch 
heute ist dies zwar schon möglich — für meine Arbeiten über kriminellen Aber- 
glauben und über Kinematographenrecht habe ich auf diese Weise das wert- 
vollste Material gewonnen — doch ist man heute nicht immer in der Lage, 
die Richtigkeit der Zeitungsnotiz nachzuprüfen; man muß sich fast in jedem 
einzelnen Falle, wo dies möglich ist, die Prozeßakten schicken lassen, was mit 
großen Schwierigkeiten verknüpft ist. Haben wir aber verläßliche Prozeß- 
berichte, so ist dies in sehr vielen Fällen nicht mehr erforderlich. Auf diese Weise 
bleibt der Wissenschaft eine Fülle sicher festgestellten Materials erhalten, das 
ihr sonst zweifellos für immer verloren gegangen wäre. 

Auch die grundsätzlichen Bedenken gegen eine Prozeßberichterstattung 
durch Juristen halte ich nicht für durchgreifend. So, wenn man vielleicht meint, 
die Referendare würden dadurch zu einer Sensationshascherei verleitet. Referen- 
dare, welche dieser Versuchung unterliegen, eignen sich eben nicht für diese 
Tätigkeit. Da sich ihre ‚Berichte sehr leicht kontrollieren lassen, würde es ein 
Leichtes sein, derartige Referendare von dieser Tätigkeit auszuschließen. Daß 
aber eine beträchtliche Anzahl von Referendaren durch die Tätigkeit für die 
Presse zur Oberflächlichkeit und Sensationshascherei verleitet werden würde, 
glaube ich nicht. Zahllose Professoren der Rechtswissenschaft und Richter, 
die nebenbei auch Aufsätze für Zeitungen und populäre Zeitschriften schreiben, 
zeigen, daß man Gründlichkeit sehr wohl mit elegantem und gemeinverständ- 
lichem Stil vereinbaren kann. Diejenigen Referendare, denen dies nicht gleich 
auf Anhieb gelingt — und das werden sicherlich die meisten sein — dürften in 
99 von hundert Fällen diesen Anforderungen nicht deshalb nicht gerecht werden 
können, weil sie zu sensationslüstern und zu oberflächlich schreiben, sondern 
im Gegenteil, weil sie die Gründlichkeit zu weit treiben und zu schwerfällig 
schreiben. 

Was Reichel über den etwaigen Einwurf bemerkt, eine derartige Tätigkeit 
sei nicht standesgemäß, sowie was er über eine etwaige Bezahlung der Prozeß- 
berichterstattung ausführt, unterschreibe ich Wort für Wort. „Ein jeder 
Arbeiter ist seines Lohnes wert; auch der arbeitende Jurist“, ist ein zwar selbst- 
verständlicher, aber jedenfalls bei uns noch nicht allgemein anerkannter Grund- 
satz. Deshalb fürchte ich auch, daß den preußischen Referendaren es kaum 
erlaubt werden würde, Honorar für ihre Tätigkeit als Gerichtsberichterstatter 
anzunehmen. Diese Ansicht stützt sich auf Tatsachen. Einer meiner besten 
Freunde sollte vor einigen Jahren die Redaktion einer neu geplanten wissen- 
schattlichen kriminalistischen Zeitschrift übernehmen. Auf sein Gesuch wurde 
ihm von dem betreffenden Oberlandesgerichtspräsidenten auch gestattet, die 
Redaktion anzunehmen, aber unter der ausdrücklichen Bedingung, daß er für 
seine Tätigkeit — kein Honorar annehmen dürfe. Da der Staat weder Referen- 
dare noch auch neun Zehntel der Assessoren für ihre ihn geleistete Arbeit bezahlt, 
da andererseits die Übernahme der Redaktionstätigkeit gestattet worden ist, 
in ihr also nichts Bedenkliches gefunden worden ist, kann jene Bedingung wohl 
nur dann verstanden werden, wenn man davon ausgeht, der betreffende Ober- 
landesgerichtspräsident halte es zwar für standesgemäß zu arbeiten, aber nicht 
den Lohn für die Arbeit zunehmen. Wenn so alle dächten. würden wohl alle die- 
jenigen, welche weder einen reichen Vater noch einen reichen Schwiegervater 
haben, die Richterkarriere aufgeben müssen. Ob dies für die Justiz dienlich 
wäre, muß mehr als bezweifelt werden. Deshalb würde ich es für sehr wünschens- 
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wert halten, wenn durch die ProzeBberichterstattung dem einen oder anderen 
Kollegen die Möglichkeit geboten würde, sich wenigstens einen Teil seines Lebens- 
unterhalts selbst zu verdienen.!) 

Gegen die praktische Gestaltung des Gedankens durch Reichel möchte 
ich aber einige Einwendungen erheben. 

Zunächst ist es mir keinesfalls zweifellos, daß Richter als Prozeßreferenten 
nicht in Frage kämen. Inwiefern kollegiale und Standesrücksichten hindernd im 
Wege stehen sollten, wenn die Berichterstattung sachlich geschieht und wenn, 
wie oben vorgeschlagen, die Nennung von Namen, insbesondere auch des Vor- 
sitzenden, unterbleibt, vermag ich offen gestanden nicht einzusehen. Um Miß- 
verständnisse zu vermeiden, möchte ich ausdrücklich bemerken, daß ich noch 
niemals irgend einer Zeitung unentgeltlich oder gegen Entgelt einen Prozeß- 
bericht geliefert habe. Wohl aber ist mir schon öfters der Gedanke gekommen, 
ob es nicht ganz praktisch sei, wenn der Vorsitzende des Schöffengerichts sich 
mit dem Gerichtsberichterstatter in Verbindung setze und ihm in geeigneten 
Fällen kurze sachliche Berichte liefere. Hierdurch könnte er m.E. vielfach in 
wünschenswerter Weise aufklärend wirken. So könnten die Leser der Zeitung 
durch derartige Prozeßberichte belehrt werden, daß Hausfriedensbruch auch 
dann begangen wird, wenn man nicht dreimal aufgefordert worden ist, daß 
Tierquälereien und Messerstechereien in unserem Bezirke streng geahndet 
werden, und aus welchen Gründen, daß ebenfalls gegen betrügerische Benutzung 
der Eisenbahn ohne gültige Fahrkarte scharf vorgegangen wird, daß es sich 
bei polizeilichen Strafverfügungen, wenn man nur die Höhe der Strafe bemängeln 
will, in der Regel empfiehlt, nicht den Antrag auf richterlich&e Entscheidung 
zu stellen oder doch dies gleich dem Gericht mitzuteilen, damit die Ladung von 
Zeugen unterbleiben kann usw. Eine derartige Aufklärung des großen Publikums?) 
halte ich für nicht minder verdienstlich als die durch Richter der Oberlandes 
gerichte usw. seit jeher geübte Einsendung juristisch interessanter Rechtsfälle 
an die juristischen Fachzeitschriften zur Belehrung der Kollegen. In der Regel 
wird der Richter sich hierzu besser eignen als der Referendar. Daß die Richter 
in der Regel hierzu auch Zeit haben werden, zeigt nicht nur die erwähnte juri- 
stische Berichterstattung von Oberlandesgerichtsräten usw., sondern auch die 
weitere Tatsache, daß zahlreiche Richter nebenamtlich bei dem Patentamt, dem 
ärztlichen Ehrengericht usw., oft in sehr intensiver Weise, tätig sind. Hat auch 
beispielsweise ein Berliner Schöffenrichter in der Regel 30 bis 50 Sachen wöchent- 
lich zu verhandeln, so wird ein Prozeßbericht doch nur bei wenigen von ihnen 
in Frage kommen, nämlich dann, wenn der Fall vom Tatsächlichen aus — eigen- 
artiges Motiv, Psychologie der Aussage usw. — oder vom rechtlichen Stand- 
punkte aus für die Allgemeinheit besonderes Interesse hat. Auch ist es m. E. 
für den Richter, welcher nicht nur die Akten genau kennt, sondern auch selbst 
die Verhandlung geleitet hat, eine Kleinigkeit, in wenigen Minuten einen brauch- 
baren Preßbericht zu liefern. Ich würde auch keineswegs etwas darin finden, 
wenn die Richter sich diese Tätigkeit bezahlen ließen. Daß jede Arbeit ihres 
Lohnes wert ist, trifft für sie ebenso zu wie für andere; daß viele von ihnen 
Nebenverdienst sehr nötig haben, beweisen die nicht seltenen Nebenbeschäf- 
tigungen. Da die Presse im allgemeinen ganz leidlich zahlt und da wenigstens 
die interessantesten Berichte aus den Gerichtsverhandlungen der großen Städte 
auch in den Provinzzeitungen nachgedruckt werden, dürfte die Entlohnung 
für diese Tätigkeit sich ganz angemessen gestalten. 

Da aber zweifellos sehr viel Richter entweder nicht die Fähigkeit zu dieser 
Art von Tätigkeit haben werden oder aber ihnen die Lust dazu fehlen wird, 


!) Neuerdings scheint es besser zu werden, da in der bekannten neuen 
Ministerialverfügung über die Beurlaubung der Assessoren zur Beschäftigung 
auch darauf hingewiesen ist, daß grundsätzlich nichts im Wege stände, daß 
auch eine Vergütung gewährt werde. 

2) In gleicher Weise wirkt auch „Deutsches Recht. Eine volkstümliche 
Wochenschrift zur Verbreitung von Rechts- und Gesetzeskunde‘“. 
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da sie es nicht nötig haben, wird man oft genug, vielleicht in der großen Mehrzahl 
der Fälle auf Referendare als Prozeßberichterstatter zurückgreifen müssen. 
Ich habe keinen Zweifel, daß: auch sie im allgemeinen ihrer Aufgabe werden 
vollkommen gerecht werden können und daß sie viel dabei lernen werden, 
insbesondere auch den Wert selbsterworbenen Geldes zu schätzen lernen werden. 
Für nicht angängig halte ich es aber, die betreffenden Referendare von jeder 
anderen dienstlichen Tätigkeit zu entbinden. Denn soviel lernen sie dabei doch 
nicht, daß es zweckmäßig wäre, ihnen die betreffenden Wochen oder Monate 
auf ihren Vorbereitungsdienst anzurechnen. In Preußen wenigstens würde 
man dies wohl auch kaum gestatten. Wenn von dem starren Schema unseres 
Vorbereitungsdienstes abgewichen werden soll — was ich für sehr nützlich 
hielte — dann wäre es doch weit eher noch angebracht, Referendare, die dafür 
Neigung haben, einige Zeit unter Anrechnung auf ihren Vorbereitungsdienst 
bei einer größeren Polizeiverwaltung, einer Gefängnisdirektion, einer Fürsorge- 
erziehungsanstalt usw. zu beschäftigen. Daß Referendare hauptamtlich 
Gerichtsberichterstatter sind, ist aber auch gar nicht erforderlich, da es m. E. 
nicht richtig ist, wenn Reichel meint, die Referendare würden zersplittert und 
von ihren nächsten Pflichten abgelenkt, wenn sie die Prozeßberichterstattung 
übernähmen, während sie in den Prozeßabteilungen beschäftigt seien. Den- 
jenigen Referendar möchte ich sehen, dessen ganze Arbeitskraft durch den 
Vorbereitungsdienst und die Vorbereitung zum Examen vollkommen ausgefüllt 
wäre. Es gibt ja Kollegen, welche täglich 8 bis 10 Stunden auf ihre Ausbildung 
und Weiterbildung verwenden, aber das sind weiße Raben. Dem Durchschnitts- 
referendar würde es gar nichts schaden, wenn er wöchentlich einige Stunden 
durch die Prozeßberichterstattung dem Kneipenleben, Tennisspiel, Gesell- 
schaften usw. entzogen würde. Wenn nicht einmal der Referendar dazu Zeit hat, 
dann weiß ich wirklich nicht, wer dann überhaupt noch Zeit erübrigen soll. Dem 
Referendar der ProzeBabteilung machen die Referate auch die geringste Mühe — 
wenn man von dem Richter absieht — da er der Verhandlung doch beiwohnen, 
vielleicht sogar auch das Urteil machen muß; auch wird er dadurch angeregt, 
seine Aufmerksamkeit auf die Verhandlung zu konzentrieren. Andere Referen- 
dare als die bei den betreffenden Prozeßabteilungen beschäftigten zu Prozeß- 
berichterstattern zu machen, würde m. E. eine große Kraftvergeudung bedeuten. 
Daß Pflichtenkollisionen vorkommen können, soll nicht bestritten werden; sie 
sind aber auch denkbar, wenn nicht der Prozeßabteilung angehörende Referen- 
dare als Berichterstatter fungieren. Übrigens dürften diese Pflichtenkollisionen 
geeignet sein, zur Schulung der hauptsächlichsten Charaktereigenschaft des 
Richters beizutragen; genau alles Für und Wider gegeneinander abzuwägen, 
dann aber, wenn er sich eine Überzeugung gebildet hat, ohne Rücksicht auf 
oben und unten und ohne ängstliche Seitenblicke an ihr festzuhalten. 

Ich fasse als meine Ansicht zusammen, daß es in jeder Beziehung wün- 
schenswert wäre, wenn es sich ermöglichen ließe, in ganz Deutschland Richter, 
und eventuell Referendare, zu finden, welche willens und imstande wären, 
sachliche, die Allgemeinheit interessierende Prozeßberichte über diejenigen 
Verhandlungen, denen sie dienstlich beigewohnt haben, zu verfassen. Damit 
das Ganze zweckmäßig organisiert werden kann, würde ich es für sehr zweck- 
maBig halten, wenn der Deutsche Richterbund im Einvernehmen mit den 
Justizverwaltungen die Organisation in die Hand nehmen und sich mit der 
Organisation der Zeitungsverleger in Verbindung setzen würde. Es ist dies 
fürwahr ein Werk, welches großer Anstrengungen wert ist, da letzten Endes 
durch die sachlichen Berichte auch das Vertrauen des Volkes zur Rechtspflege 
zum gut Teil wieder befestigt werden kann. 


Der Beweiswert der Nasenarbeit der Kriminalhunde. 
Von Dr. Albert Hellwig in Friedenau. 


Man pflegt jetzt allgemein zu unterscheiden den eigentlichen Polizeihund, 
welcher den Polizeibeamten oder den Gendarmen auf seinen Patrouillengängen 
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begleitet und den Kriminalhund, welcher erst in Tätigkeit tritt, wenn ein be- 
stimmtes Vergehen oder Verbrechen begangen worden ist und es gilt, den Täter 
ausfindig zu machen. Die Tätigkeit des Kriminalhundes ist es auch vor allem, 
welche den Richter und den Staatsanwalt interessierten. 

Während die Literatur über den Polizeihund schon seit Jahren mehrere 
verdienstliche Werke aufzuweisen hat, meistens freilich vor allem über die 
Dressur des Polizeihundes') hat man sich mit der Nasenarbeit des Kriminal- 
hundes erst in letzter Zeit eingehender befaßt. Erfreulicherweise aber ist diese 
Aufgabe gleich so energisch in Angriff genommen, daß sie im wesentlichen 
schon jetzt als gelöst angesehen werden kann. 

Wir können mit Schwinning?) bezüglich des Ergebnisses der Nasenarbeit 
des Kriminalhundes jedenfalls drei Gruppen unterscheiden: 

4) Die Fälle, in denen die Arbeit des Hundes zur Überführung des Täters 
geführt hat, indem der Hund den Verbrecher gestellt und zum Geständnis 
veranlaßt oder durch Verfolgen der Spur die gestohlenen Gegenstände ge- 
funden hat; 

2) die Fälle, in denen der Hund zwar eine positive Nasenarbeit geleistet, 
d. h. eine bestimmte Spur verfolgt und eine bestimmte Person verbellt hat, . 
wo aber eine Überführung des Täters doch nicht möglich war; 

3) die Fälle, in denen der Hund überhaupt nicht in der Lage war, eine 
Spur aufzunehmen und zu verfolgen. 
-; Für die Frage des Beweiswertes der Nasenarbeit des Kriminalhundes 
kommen offensichtlich nur die Fälle der mittleren Gruppe in Betracht, da bei 
der dritten Gruppe eine Bewertung der Beweiskraft nicht möglich ist und bei 
der ersten Gruppe das Geständnis beziehungsweise die gestohlenen Sachen usw. 
nach ihrer Beweiskraft zu bewerten sind. 

Welchen Beweiswert hat nun die Nasenarbeit des Kriminalhundes ? 

Professor Dr. Reiß verkennt zwar nicht, daß der Kriminalhund auf dem 
Lande in einigen Fällen Erfolge gehabt habe, warnt aber vor einer Überschätzung 
seiner Tätigkeit, da in zahlreichen Fällen das Ergebnis der Nasenarbeit nicht 
nur ein negatives sei, sondern auch höchst gefährliche Irrtümer begangen 
werden könnten. Statt die Hunde zu dressieren, was zu einem Sport geworden 
sei, solle man lieber die Polizeibeamten gehörig ausbilden’). 
_ Zell ist der Meinung, man könne den Polizeihund verhältnismäßig leicht 
irreführen, wenn man fremdes Schuhzeug trage. Das könne seiner Verwendung 
aber nicht im mindesten im Wege stehen; kein Gesetz denke auch daran, auf 
Zeugen und Urkunden zu verzichten, obwohl jeder wisse, daß Urkunden mit- 
unter gefälscht würden und Zeugen oft genug bewußt oder unbewußt die Un- 
wahrheit sagten. „Nur soll der Richter sich stets gewärtig halten, daß auch bei 
dem Polizeihund die Möglichkeit einer Täuschung nicht ausgeschlossen ist‘ 4). 

Schwinning spricht als seine Ansicht aus, daß nach dem heutigen Stande 
der Polizeihundwissenschaft auf die Nasenarbeit eines Kriminalhundes hin, 
wenn nicht auf andere Weise die Überführung möglich sei, niemals eine Ver- 


A 1) vgl. insbesondere das ausgezeichnete Buch von Rob. Gersbach 
über „Dressur und Führung des Polizeihundes‘“ (7. Aufl. Berlin 1912) und das 
gleichfalls vorzügliche Buch von Konrad Most „Leitfaden für die Ab- 
richtung des Polizei- und Schutzhundes (2. Aufl. Berlin 1911). Das kürzlich 
erschienene Büchlein von H. Zuschlag ‚Der Polizeihund. Seine Erziehung 
Dressur, Führung und Verwendung im öffentlichen Sicherheitsdienste‘“ (Leipzig 
1912) ist vollkommen unbrauchbar. 

2) Schwinning. Die Nasenarbeit der Hunde und ihre kriminelle Be- 
wertung‘,, („Jahrbuch für Diensthundführer‘, Berlin 1912, S. 120). 

3) R. A. Reiss „Manuel de police scientifique (technique). Bd. 1, 
„Vols et homicides“ (Lausanne und Paris 1911) S. 390f. 

4) Th. Zell. „Der Polizeihund als Gehilfe der Strafrechtsorgane” 
(Berlin 1909) S. 111 ff. Das Buch von Zell ist übrigens nur mit großer Vor- 
sicht zu verwenden und namentlich dem Anfänger nicht zu empfehlen. — 
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urteilung erfolgen werde, denn es sei zu bezweifeln, daß ein Sachverständiger 
unter seinem Eid werde aussagen können, daß der betreffende Hund unter den 
gegebenen Umständen absolut sicher imstande sei, den Täter zu bezeichnen; und 
fände sich doch ein solcher Sachverständiger, so bleibe er dem Richter den 
Beweis für seine Behauptung unter allen Umständen schuldig). 

Während Reiß, Zell und Schwinning, soweit sich wenigstens aus ihren 
Arbeiten ersehen läßt, über keine ausreichende Erfahrung bezüglich der Nasen- 
arbeit des Kriminalhundes verfügen, jedenfalls keine systematischen Versuche 
vorgenommen haben, um den Beweiswert der Nasenarbeit festzustellen, ins- 
besondere auch zu untersuchen, ob und auf welche Weise es möglich ist, den 
Kriminalhund irre zu führen, hat Dr. Friedo Schmidt derartige muhsame 
Versuche in verdienstvoller Weise unternommen und die Ergebnisse in zwei 
sehr interessanten und auch dem Richter und Staatsanwalt nicht genug zu 
empfehlenden Büchern niedergelegt. In seinem Buch über ,,Verbrecherspur 
und Polizeihund‘ namentlich hat der Verfasser diese Frage auf das gründlichste 
bearbeitet. Da ich auf den Inhalt dieses Buches schon an anderer Stelle auf- 
merksam gemacht habe?), kann ich mir hier ein Eingehen auf die einzelnen 
Ergebnisse, das auch zu weit führen würde, ersparen. Dagegen möchte ich 
erwähnen, daß Friedo Schmidt in einem kürzlich erschienenen Werke u. a. 
wertvolle Ergänzungen zu seinem ersten Buche bringt. Er weist u. a. darauf 
hin, daß eine von dem Hunde geleistete Spurarbeit als Kriminalarbeit unter 
Umständen nur geringen Wert besitzen kann, nämlich, wenn sie nicht zur Fest- 
stellung des Täters geführt hat, daß sie aber trotzdem, wenn man sie als Nasen- 
arbeit betrachtet, eine Glanzleistung darstellen kann, indem der Hund unter 
schwierigen Umständen nachweislich sicher und genau den vom Täter eingeschla- 
genen Weg, etwa bis zu einem Bahnhofe oder einer Menschenansammlung, 
verfolgt hat. Umgekehrt kann der Kriminalhund einen Kriminalfall mit größtem 
Erfolge zur Entscheidung gebracht haben und doch die Nasenarbeit selbst nur 
geringen Wert haben. Man muß deshalb zwischen dem Kriminalwert und dem 
Nasenwert jeder Leistung unterscheiden. Mit Recht stellt der Verfasser den 
Satz auf: Je höher der Nasenwert der bisherigen Leistungen eines Hundes, 
desto größer ist seine Beweiskraft in der Kriminalpraxis?). 

© Auch Schmidt hält die Nasenarbeit des Kriminalhundes allein, wenn sie 
nicht zur Ermittlung des Täters führt, für nicht beweiskräftig: „Selbst die 
Arbeit eines Polizeihundes, dessen Leistungen sich in soundso viel schwierigen 
Kriminalfällen nachträglich als absolut sicher erwiesen haben und dessen Führer 
mit den erforderlichen Fähigkeiten in erwünschtem Maße ausgestattet ist, wird 
durch seinen Hinweis allein niemals die gerichtliche Entscheidung herbei- 
zuführen imstande sein... Der bloße Hinweis des Hundes auf eine Person kann 
deswegen nicht als absoluter Beweis dienen, da wir die Äußerungen des Ver- 
standes und der Sinnestatigkeit nur wahrzunehmen, jedoch nicht zu kontrol- 
lieren vermögen, kurz, da „wir nicht im Hunde drin sitzen“. Kein Führer wird, 
wenn das Geständnis des Angeschuldigten und Beweise anderer Art ausbleiben, 
für die Richtigkeit der Arbeit seines Hundes in dem für die Rechtspflege genü- 
genden Masse einzustehen in der Lage sein“ *). 

Hiernach wird man als Ergebnis feststellen dürfen, daß nach den heutigen 
Erfahrungen in denjenigen Fällen, wo der Kriminalhund durch seine Nasen- 
arbeit den Täter nicht zum Geständnis gebracht oder nicht andere zur Über- 
führung geeignete Beweisstücke gefunden hat, der Kriminalwert seiner Leistung 

1) Schwinninga.a. O. S. 127. 

2) Vgl. meinen Aufsatz über „Die Nasenarbeit des Kriminalhundes™ in 
der „Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 1911. 

3 Friedo Schmidt. ,,Polizeihunderfolge deutscher Schäferhunde 
und neue Winke für Polizeihundführer, Liebhaber und Behörden‘ (Augsburg 
1911) S. 196 f. 

A) Friedo Schmidt. ,,Verbrecherspur und Polizeihund” (Augsburg 
1910) S. 74 f. 
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dann gleich Null zu beachten ist, wenn nichts weiteres Belastendes gegen den 
von ihm Gestellten oder sonst, etwa durch Apportieren seiner Schuhe usw., 
Verdächtigten, vorliegt. 

Derartige Fälle werden aber verhältnismäßig selten sein. Sprechen aber noch 
weitere Indizien gegen den Verdächtigen, so kann m. E. auch die Nasenarbeit 
des Kriminalhundes als ein, unter Umständen sogar stark belastendes, Indiz 
hinzukommen. Der Richter steht dann bei der Bewertung der Indizien vor 
keiner anderen Aufgabe als wie bei irgend einem anderen Indizienbeweis, in 
welchem die Nasenarbeit eines Kriminalhundes keine Rolle spielt. Um allerdings 
den Beweiswert der Leistung des Kriminalhundes beurteilen zu können, muß 
der Richter mit der einschlägigen Literatur genau vertraut sein. 

Ich möchte es sogar nicht für ausgeschlossen halten, daß wir später vielleicht 
es noch einmal dahin bringen können, daß die Nasenarbeit eines Kriminal 
hundes unter gewissen Umständen selbst dann, wenn weitere Indizien nicht 
vorliegen, zur Überführung des Täters genügt. Voraussetzung ist allerdings, 
daß durch weitere eingehende Versuche ein möglichst genauer Einblick in die 
Nasenarbeit des Kriminalhundes und ihren Beweiswert gewonnen wird, daß 
ferner über die Tätigkeit eines jeden Kriminalhundes — selbst verständlich 
auch über seine wirklichen und scheinbaren Mißerfolge — in zuverlässiger 
Weise genau Buch geführt wird, daß nur vollkommen fertig dressierte Hunde 
zu der Kriminalarbeit Verwendung finden, daß nach Möglichkeit alles vermieden 
ist, was ungünstig auf die Arbeit des Hundes einwirken kann und daß endlich 
auch der Führer des Hundes mit diesem vollkommen vertraut und selbstver- 
ständlich auch theoretisch .mit der Nasenarbeit des Kriminalhundes von Grund 
aus bekannt ist. Sind diese Vorbedingungen gegeben, verfügt ferner der Richter 
über genügende Kenntnisse auf diesem Gebiet, um den Beweiswert der Nasen- 
arbeit richtig abschätzen zu können, und steht ihm überdies vielleicht noch ein 
erfahrener Sachverständiger über die Nasenarbeit zur Verfügung, so vermag 
ich nicht einzusehen, weshalb in solchen Fällen, wenn die gewissenhafteste 
Untersuchung zu dem Ergebnis führt, daß mit größter Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen ist, daß der Verdächtige der Täter ist, daß die Möglichkeit eines 
Irrtums außerordentlich gering ist, es nicht zulässig sein sellte, den durch die 
Nasenarbeit als vermutlichen Täter Nachgewiesenen auch zu verurteilen. Selbst- 
verständlich muß man bei der Wertung des Beweises außerordentlich vorsichtig 
vorgehen, aber das ist keine Besonderheit des Indizienbeweises durch die Nasen- 
arbeit des Kriminalhundes, da wir heute ja nur zu gut wissen, daß jedes Beweis- 
mittel zu falschen Schlüssen verleiten kann, daß nicht nur durch trügerische 
Indizien, sondern auch bei dem sogenannten direkten Beweis!) durch irrtümlich 
falsche Zeugenaussagen, von falschen Voraussetzungen ausgehende oder ver- 
kehrte Schlüsse ziehende Gutachten von Sachverständigen usw. Justizirrtümer 
leider nicht allzu selten vorkommen und niemals werden völlig vermieden 
werden können, solange Menschen auf dem Richterstuhle sitzen. Wenn man, 
wie oben angegeben, die Beweiskraft der Nasenarbeit des Kriminalhundes 
vorsichtig wertet, ist die Gefahr eines Justizirrtums m. E. weniger naheliegend, 
als beispielsweise, wenn man sich in Notzuchtsprozessen oder in Prozessen 
wegen unzüchtiger Handlungen mit Kindern einzig und allein auf das Zeugnis 
der Betroffenen oder angeblich Betroffenen verlassen muß. Ebenso verkehrt, 
wie es meiner Meinung nach ist, wenn von mancher Seite aus der Erfahrung. 
daß Kinderaussagen sehr häufig fehlerhaft sind, der Schluß gezogen wird, die 
Vernehmung von Kindern bis zu einer gewissen Altersgrenze müsse überhaupt 
völlig verboten werden?), ebenso verkehrt wäre es auch, wenn man aus der 

1) In Wirklichkeit ist auch dieser nur ein Indizienbeweis, wie Sturm 
„Zur Lehre vom psychologischen Beweise im Zivil- und Strafverfahren‘ 
(„Monatsschrift für Kriminalpsychologie“ Bd. VIII, S. 567) richtig bemerkt 

2) Ad. Baginsky. „Die Impressionabilitat der Kinder unter dem 
Einfluß des Milieus‘ (,,Beitrage zur Kinderforschung und Heilerziehung“ Heft 27, 
Langensalza 1907) S.20; Stöhr. „Psychologie der Aussage“ (Berlin 1911) S. 119. 
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Tatsache, daß bei der Nasenarbeit eines Kriminalhundes die Möglichkeit eines 
Irrtums mit absoluter GewiBheit niemals wird ausgeschlossen werden können, 
folgert, daß auch niemals die Nasenarbeit allein zur Überführung des Täters 
genügen wird. Ebenso sicher ist es allerdings andererseits, daß, ebenso wie man, 
wenn man die Forschungen der modernen Aussagepsychologie kennt, Aussagen 
von Kindern von vornherein mit einem gewissen Mißtrauen entgegenkommen 
wird, ebenso auch, wenn die Nasenarbeit des Kriminalhundes zusammen mit 
anderen Umständen oder gar ganz allein als belastendes Indiz in Frage kommt, 
außerordentlich vorsichtig unter Benützung aller Erfahrungen der Polizeihund- 
wissenschaft sich bemühen wird, sich über den Beweiswert dieser Nasenarbeit 
klar zu werden. Zugegeben muß auch werden, daß bei dem heutigen Stande 
der Wissenschaft es als ratsam erscheint, die Nasenarbeit eines Kriminalhundes 
niemals als einziges Beweismittel zu verwerten. 


Schutz des Urhebers geren Vorträge und gewerbs- 
| mässiges Verleihen. 
Von Dr. Albert Hellwig in Friedenau. 


Kein geringerer als Viktor Blüthgen vertrat kürzlich in der ‚Feder‘ die An- 
sicht, das gewerbsmäßige Vortragen eines Werkes sei schon nach geltendem Recht 
ohne Einwilligung des Urhebers nicht zulässig. Leider kann diese Auffassung als 
zutreffend nicht erachtet werden. Richtig ist ohne Zweifel, daß die Fassung des 
§ 26 des Urheberrechtsgesetzes die Folgerung nahe legt, daß der öffentliche 
Vortrag in allen anderen Fällen, also stets dann, wenn das Werk ohne Ein- 
willigung des Berechtigten nicht vervielfältigt werden darf, auch nicht frei- 
gegeben sei. Für diese Auffassung bringt Hans von Hentig in seinem kürzlich 
erschienenen Buch über den strafrechtlichen Schutz des literarischen Eigen- 
tums (Berlin 1912, Verlag Julius Springer) noch ein zweites Argument. Er 
stellt nämlich die Erwägung zur Diskussion, daß der Vortrag analog dem Auf- 
führungsrecht zu Mitteln der Vervielfältigung gerechnet werden könne, wenn 
man an den Vortrag eines dramatischen Werkes denke und ferner erwäge, dal 
Kulissen und andere szenische Beigaben nicht zum Charakter der Aufführung 
eehören. Zutreffend erkennt Hentig aber, daß dies Argument nur de lege 
ferenda Verwendung finden, nicht aber bei der Auslegung des geltenden Rechts 
schon berücksichtigt werden darf. Denn der von Viktor Blüthgen gewählten 
Auslegung steht der klare Wortlaut des $ 11 Abs. 3 des Urheberrechtsgesetzes 
entgegen. Hiernach hat der Urheber nur solange, als sein Werk noch nicht 
erschienen ist, die ausschließliche Befugnis, sein Werk öffentlich vorzutragen. 
Wie Hentig richtig bemerkt, kann hiernach .nach herrschender und niemals 
angezweifelter Meinung‘ ein Drama, soweit es erschienen ist, eine Buchnovelle 
sogleich nach der Veröffentlichung durch gewerbsmäßige Rezitatoren aus- 
gebeutet werden. In diese Lücke des Gesetzes hat sich natürlich eine sehr un- 
angenehme und schädliche Praxis gestürzt“. Hentig bezeichnet diesen Stand- 
punkt des deutschen und des österreichischen Urheberrechtsgesetzes charakte- 
ristischer weise als ‚juristischen Atavismus‘. Wort für Wort kann man auch 
unterschreiben, was der Verfasser zur Begründung seines Standpunktes, dab 
eine Gesetzesänderung anzustreben sei, vorbringt. Er betont, daß durch die 
immer mehr sich entwickelnde .‚Rezitationsindustrie‘“ das persönliche Interesse 
des Autors berührt werde, da dieser sich zwar das Theater für die Aufführung 
seines Stückes aussuchen könne, dem Rezitator aber auf Gnade und Ungnade 
ergeben sei: „Hier ist er rettungslos, ohne widersprechen zu können, der 
Geschmacklosigkeit und dem geringen Verständnis eines oft dreisten, in vielen 
Fällen seiner Aufgabe nicht gewachsenen Erwerbstriebes ausgeliefert. Der 
Gesetzgeber hat in- verhängnisvollem Irrtum nur das Interesse des Autors 
an einer unwillkommenen vorzeitigen Veröffentlichung in Schutz genommen, 
nicht aber auch das ebenso starke Interesse des Autors, nicht durch eine mangel- 


Miszellen. 175 


hafte oder unerwünschte Vermittlungsperson den Inhalt seines Werkes vor der 
Öffentlichkeit entstellen zu lassen.‘ 

Ergänzend kann noch auf den Schutz des Autors gegen kinematographische 
oder grammophonische Wiedergabe seines Werkes hingewiesen und betont 
werden, daß der Urheber außer den von Hentig hervorgehobenen ideellen 
Interessen an einem Einspruchsrecht gegen gewerbsmäßige öffentliche Rezitation 
weiterhin noch sehr beträchtliche vermögensrechtliche Interessen daran hat, 
daß nur mit seiner Einwilligung gewerbsmäßige Rezitatoren sein Werk aus- 
schlachten dürfen. Wenn auch nicht verkannt werden soll, daß gute häufige 
Rezitation eines Werkes unter Umständen geeignet ist, die Aufmerksamkeit 
weiter Kreise auf einen bisher unbekannten Autor zu lenken und ihm zu buch- 
händlerischen Erfolgen zu verhelfen, die ihm sonst nicht beschieden gewesen 
wären, so darf doch, ohne Widerspruch befürchten zu müssen, behauptet werden. 
daß derartige Fälle recht selten vorkommen werden, daß in der großen Mehrzahl 
der Fälle dagegen der Absatz eines Buches durch häufige Vorträge aus dem 
Buche nicht vergrößert, sondern im Gegenteil vermindert werden wird. Man 
würde unser Durchschnittspublikum vollkommen falsch einschätzen, wenn 
man von der Annahme ausgehen würde, daß durch die in dem Vortrage gebotenen 
Proben der Anreiz gegeben würde, sich intensiver mit den literarischen 
Schöpfungen des Autors zu befassen. Von 100 Hörern eines Vortrages begnügen 
sich sicherlich wenigstens 99 mit dem, was sie gehört haben. Wäre es anders. 
so stände es besser um unsere Autoren. Wer anderer Meinung ist, befindet sich 
in einem verhängnisvollen Irrtum. Parallelen zu diesem Trugschluß bilden 
die Behauptungen, die kinematographische Wiedergabe der Reproduktion 
eines Bühnenwerkes sei geeignet, viele Besucher des Kientopps anzuregen, sich 
das Original im Theater anzuschauen, oder der teilweise Abdruck von Werken 
in der Zeitung vermöge den Buchabsatz zu heben. 

Hingewiesen werden mag auch noch darauf, daß es nicht mehr als recht 
und billig ist, daß gewerbsmäßige Rezitatoren, deren Geiste die Schöpfungen, 
durch deren Vortrag sie sich ihren nicht selten glänzenden Lebensunterhalt 
verdienen, nicht entsprungen sind, gezwungen werden, dem Urheber auch 
ihren Tribut zahlen. 

Eine zweite Reformfrage, bei der Hentig warm sich der Interessen der 
Schriftsteller annimmt, ist die Frage des gewerbsmäßigen Verleihens oder 
richtiger Vermietens eines Werkes. Gerade in der Feder ist die Frage seiner- 
zeit ja eingehend nach allen Richtungen hin ventiliert worden. Ich kann mich 
daher kurz fassen. Ich möchte nur bemerken, daß es allerdings nicht unbe- 
stritten ist, ob nicht schon nach gegenwärtigem Recht das Vermieten eines 
Buches zu den dem Urheber reservierten Rechten zu rechnen ist — insbesondere 
Kohler vertritt diese Auffassung — daß ich aber auch hier mit Hentig der Meinung 
bin, daß ,,Verleihen’’ im Sinne des $ 11 des Urheberrechtsgesetzes im Sprach- 
gebrauche des Lebens, das entgeltliche ‚Verleihen‘, das Vermieten, also mit- 
umfaßt. Ich trete Hentig aber auch bei, wenn er ausführt, daß es „angemessen 
und durchführbar“ wäre, auch die entgeltliche Gebrauchsüberlassung eines 
Buches der Verwertungsbefugnis des Urhebers zu unterstellen.!) 

Man komme nicht mit dem Einwand, daß dadurch der Volkshildung 
Abbruch getan würde. Die Volksbibliotheken, welche unentgeltlich Bücher 
verleihen, sollen dies nach wie vor können. Wenn aber die großen Miets- 
büchereien, die direkt — oder doch wie die Mietbüchereien der großen Waren- 
häuser — indirekt große Summen durch das gewerbsmäßige Vermieten der 
Bücher verdienen, bei einer Abgabe an den Schriftsteller nicht mehr ganz in 
dem bisherigen Umfange ihren Geschäftsbetrieb fortführen können — so ist 
das — abgesehen davon, daß der Schriftsteller sich dann immer noch weit besser 


1) [Eben weil dies angemessen und durchiiihrbar ist. habe ich die er- 
wähnte Auslegung angenommen, denn man muß das Gesetz so auslegen, 
daß es einen möglich vernünftigen Sinn ergibt, nicht nach dem was die 
Redaktoren gewollt haben. — Kohler). 
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steht als gegenwärtig — auch kein Schaden für die Volksbildung; denn wird 
dann vielleicht auch weniger gelesen als bisher, so wird doch der verbleibende 
Rest aller Wahrscheinlichkeit nach intensiver gelesen, bringt also mehr Nutzen 
als das heute übliche Hinunterschlingen. 


Hervorgehoben werden mag noch, daß beide im Interesse des Schrift- 
stellers liegenden gesetzgeberischen Reformversuche in ausländischen Rechten 
schon verwirklicht sind. Das italienische und das spanische Gesetz schützen 
den Autor unbedingt gegen gewerbsmäßigen Vortrag seiner Werke, nach däni- 
schem Recht kann der Urheber Vorträge untersagen, wenn er einen entspre- 
chenden Vorbehalt gemacht hat, in Norwegen ist die Benutzung veröffentlichter 
Werke durch Rezitatoren erst drei Jahre nach dem Erscheinen des Werkes 
gestattet und das neue englische Urheberrechtsgesetz läßt nur den Vortrag eines 
vernünftigen (reasobable) Auszuges zu. Das englische Gesetz zählt auch die 
Buchmiete zu den Verbreitungsformen. 


Wenn wir Schriftsteller nur halb so rührig wären bei der Agitation für 
unsere berechtigten Forderungen wie die Buch und Zeitungsverleger für ihre 
Wünsche, so hätte es uns schon längst gelingen müssen, die Durchsetzung der 
beiden erwähnten Forderungen auch bei uns zu erreichen. Ich hoffe, daß der 
Kampf von neuem losgeht und nicht eher aufhört, als bis der Gesetzgeber die 
praktischen Folgerungen gezogen hat. Ohne heißes Mühen wird es allerdings 
nicht abgehen, da der Widerstand der beteiligten Interessentengruppen zu 
überwinden sein wird. In dem entbrennenden Kampfe soll uns Hentigs Buch 
ein werter, treuer Bundesgenosse sein ! 


Besprechungen. 
Von Josef Kohler. 


The Treatment of the Offender, Sixty-seventh annual report of the Prison 
Association of New York 1911, Verlag The Argus Company, Albany (1912). 

Auch dieser Jahrgang bietet eine Reihe außerordentlich schätzenswerter 
Beiträge zur Entwickelung des Gefängniswesens. Ich verweise auf die Mit- 
teilung S. 45, daß von den aus Elmira vorläufig entlassenen 68 °/, sich gut 
gehalten haben. Die Oberaufsicht über die vorläufig Entlassenen wird in 
Amerika immer eifriger gepflegt und immer mehr nach der Seite der fördernden 
Erziehung als nach der Seite der strafenden Vergeltung hin behandelt, — mit 
Recht, die Erziehung soll vielfach die Strafe ergänzen, ja auch ersetzen, aber 
natürlich nie vollständig verdrängen. 


August Finger, Das Strafrecht mit Berücksichtigung des Vor-Entwurfes 
zu einem Österr. Strafgesetzbuch, Verlag Carl Heymann, Berlin, 1912. 

Der erste Band des österreichischen Strafrechtes erscheint hiermit in 
3. Auflage. Auf die darin enthaltenen schätzenswerten Entwickelungen ist 
hier nicht besonders einzugehen, ich hebe nur z. B. die Ausführungen über 
das Unterlassungsverbrechen und über den tauglichen und untauglichen 
Versuch hervor. Die Darstellung könnte allerdings sehr häufig gedrängter 
sein, und daß der Verfasser der unbrauchbaren Normentheorie einen weiten 
Spielraum einräumt, gereicht dem Buche gewiß nicht zum Vorteil. 


Die Auslegung des Strafgesetzes.*) 


Von Professor Dr. Ma x R u m p f, Mannheim. 


Die lebhafte, z. T. leidenschaftliche Erörterung der methodischen 
Grundfragen in den letzten Jahren ist fast ausschließlich dem bürgerlichen 
Rechte zu gute gekommen. Nicht nur die Anhänger der älteren Auffassung, 
sondern ebenso manche Stimmführer eines radikaleren Modernismus haben aus- 
drücklich betont, daß die methodische Freierstellung des Straf richters nicht 
verlangt werden dürfe. Nur gegen das Verbot analoger Anwendung des Straf- 
gesetzes haben einige Schriftsteller gelegentlich Stellung genommen. 

Dieser bislang, soweit ich sehe, ausnahmslos herrschenden Ansicht gegen- 
über soll hier die Meinung vertreten und im dritten Bande dieses Werks näher 
begründet werden, daß auch der Strafrichter, um eine gute Rechtsprechung 
leisten zu können, ganz in demselben Maße methodischer Selbstbesinnung und 
daß er ganz derselben psychologischen und normativen Hilfsmittel bedarf wie der 
bürgerliche Richter. 

Dabei besteht kein Unterschied in der Auslegung des materiellen und des 
formellen Strafrechts. Die StPO. ist aber schon bislang garnicht selten in sehr 
freier Weise ausgelegt worden. Wenn dieser Zusammenhang bisher kaum 
beachtet worden ist, wenn vielmehr durchweg bei der Erörterung der straf- 
rechtlichen Auslegung nur die Auslegung des StGB. ins Auge gefaßt worden 
ist, so ist dies wieder ein deutlicher Beweis für die Macht und die Enge der 
spezialistischen Augeneinstellung, die, ebenso wie sie es verhinderte, für die 
Auffassung des Verbrechens und der Handlung Nutzen zu ziehen aus dem 
Prozesse, in dem ja doch erst das Verbrechen sich vorm Richter aufbaut, ebenso 
hier den Ausleger hinderte, vom Gebiete des materiellen Strafrechts einmal einen 
Blick zu werfen in das angrenzende des Strafprozesses. Dies Spezialistentum 
aber war eng verschwägert mit dem Positivismus, der es nahe legte, überall hohe 
Grenzwälle aufzuwerfen genau da, wo das einzelne positive Gesetz aufhörte. 

Im Strafrecht hält die Auslegung ausdrücklich oder stillschweigend noch 
heute fest an dem Dogma der logischen Geschlossenheit 


*) Aus dem in nächster Zeit erscheinenden zweiten Bande des Werks 
des Verfassers ,,Der Strafrichter‘‘, Schriften des Vereins Recht und Wirtschaft. 
Carl Heymanns Verlag. 


Die Überschrift des Aufsatzes vom Staatsanwalt Dr. Krug-Darmstadt 
in Heft 4 und 2 des 60. Bd. muß lauten „Zur Frage der Vollstreckbarkeit 
einer Einzelstrafe‘“ nicht ‚„Einzelhaft“. 

Archiv. 60, Bd. 12 


178 Die Auslegung des Strafgesetzes. 


des Rechts. Das positive Recht ist in sich unermeBlich reich, es liegen in 
ihm Entscheidungen vorgebildet für jeden möglichen Fall. Und zwar sind diese 
Entscheidungen gesetzlich in dem denkbar vollsten Sinne des Worts: Das 
Gesetz allein gibt sie her, der Ausleger hat nur in unpersönlicher Hingabe an 
das Gesetz aus dessen Reichtum zu schöpfen; der Ausleger darf nicht selb- 
ständig, darf überhaupt nicht wollend und wertent verfahren, er darf nur 
logisch entfaltend den Sinn des Gesetzes erschließen. 

Die Auffassung von der logischen Geschlossenheit des Rechts bedeutet, 
daß das Gesetz aus seinen eigensten Mitteln, und nur aus diesen, für jeden 
einzelnen Fall eine Entscheidung enthält. Diese Entscheidung kann dabei im 
bürgerlichen Recht sowohl auf Verurteilung des Beklagten, wie auf Abweisung 
der Klage des Klägers, im Strafrecht sowohl auf Verurteilung wie auf Frei- 
sprechung des Angeklagten lauten: Auch die „negative“ Erledigung eines 
Rechtstreits durch Klagabweisung und Freisprechung enthält natürlich gar 
keinen Widerspruch zu der Auffassung von der logischen Geschlossenheit des 
Rechts. Während nun aber die bürgerlichrechtliche Auslegung heute doch. be- 
reits ein ziemlich scharfes Auge hat für diejenigen Fälle, in denen die Klag- 
abweisung zwar eine formell korrekte, aber doch innerlich, sachlich nicht be- 
friedigende Erledigung eines Rechtsstreits bedeutet, während sie in solchen 
Fällen sich doch schon vielfach bemüht, ob nicht vermöge einer etwas freieren, 
formal sich als Analogie oder l.ückenausfüllung gebenden Behandlungsweise 
der Gesetzesbestimmungen sich anstatt einer formal. korrekten, aber sachlich 
wenig befriedigenden Klagabweisung eine formal nicht inkorrekte, dafür aber 
sachlich allein befriedigende Verurteilung erreichen lasse —, pflegt die methodisch 
noch viel unbeholfenere, viel zu wenig an die Anwendung nur. rein sachlicher 
juristischer Gesichtspunkte gewöhnte Strafrechtsauslegung sich viel zu selten 
Gedanken zu machen in solchen Fällen, in denen sie mittels einer engen, wenn- 
gleich formal untadeligen Behandlung des Gesetzes zu einer ein feineres und 
sachlicheres Gerechtigkeitsgefühl bereits empfindlich verletzenden Freisprechung 
kommt. Wenn ihr bei solchen Freisprechungen überhaupt einmal ein zweifelnder 
Gedanke kommt, so schüttelt sie ihn doch schnellstens ab mit der Überlegung, 
daß solche Freisprechungen eine ganz naturgemäße Folgerung seien aus dem 
Satze „in dubio pro reo‘‘, aus dem von unserm neueren Strafrechte festgehaltenen 

„Magna Carta-Standpunkt.“ 

Ganz anders die neue Lehre, die, für das Zivilrecht chon jetzt mehr und 
mehr anerkannt, nun auch im Strafrecht heimatberechtigt werden muB. Sie 
teilt mit der älteren Auffassung den Ausgangspunkt, daß der Ausleger kraft 
äußeren Gebots, bei uns des $ 1 GVG, aber auch kraft innerer juristischer Not- 
wendigkeit in unserem auf dem Grundsatz der Trennung der richterlichen von der 
gesetzgebenden Gewalt aufgebauten konstitutionellen Staatswesen an das 
Gesetz gebunden ist. Aber trotz dieser übereinstimmenden 
vollenAnerkennung der Bindung des Richtersan das 
Gesetz sieht das Gesetz inden Augen der älteren und 
indenen der jüngeren Richtung ganz verschieden aus. 

Man kann den Gegensatz einigermaßen scharf so kennzeichnen: 

Nach der älteren Auffassung ist der Richter gebunden an das von einer 
positivistischen Wissenschaft vollkommen und widerspruchslos ausgelegte 
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Gesetz, nach der neuen Auffassung ist er gebunden nur an das unbearbeitete 
Gesetz, So wie es vorliegt in der unkommentierten Ausgabe unserer Gesetzblatter 
selbst. Den Richter bindet nur das publizierte Gesetz selbst, nicht der historische 
Kommentar, den die Gesetzesmaterialien zum Gesetze liefern, aber auch 
nicht ein idealvollkommen. gedachter Kommentar, 
den die ältere positivistische Auffassung als eigent- 
lich noch vom Gesetze selbst herrührende und gerade 
darum auch wie dieses bindende Paraphrase des 
Gesetzes ansah und den Sie, zugleich rationalistisch, wie sie noch im 
wesentlichen war, als letzthin vollkommen und für alle zukünftigen praktischen 
Fälle ohne weiteres zureichend und dabei eindeutig möglich ansah. 

Die Veränderung, die diese neue Lehre in der Anschauung und auch im 
Ansehen des Gesetzes mit sich gebracht hat, ist radikal. 

Das logisch geschlossene Gesetz war etwas Ganzes, etwas Fertiges; das 
lückenhafte Gesetz der jüngeren Auffassung ist etwas noch ganz Unvollkom- 
menes, nur erst ein Ansatz zur Regelung des Rechtslebens. Früher fand das 
Gesetz in der wissenschaftlichen, in der theoretischen Auslegung einen sicheren 
und herrlichen Halt. Was die gelehrte Auslegung aus ihm machte, das schien 
das mächtige Gesetz selbst zu machen. So schien es sogar dem Ausleger selbst, 
der, vollkommen eingenommen von dem positivistischen Irrglauben an die eigene 
Würde und Macht des Gesetzes, garnicht all das Selbständige und z. T. Will- 
kürliche erkannte, das die Auslegung, zumal des gemeinen Rechts, an das Gesetz 
heranbrachte und alsbald als volllegitimen und unmittelbaren Gesetzesinhalt 
ausgab. 

Als der heldenhafte Siegfried den König Gunther bei dessen Wettkampf 
mit und um Brunhilde mit sich fortriß, schien Gunther allmächtig, unüber- 
windlich. Als ihn der mächtige Gehilfe verließ, als der Gehilfe nicht. mehr 
der blinde, anonyme Kraftspender eines andern sein wollte, da sanken Gunthers 
Macht und Ansehen dahin oder zeigten wenigstens ihre menschlichen Maße und 
Grenzen. Er war ein König wie andere auch: vielleicht noch immer höchst 
königlich und voller Hoheit, aber doch eben nicht mehr allmächtig aus eigenster 
Kraft. 

Nun, das Gesetz, wie wir es heute ansehen, ist so ein König ohne einen 
solchen Helfer in der Tarnkappe, immer noch Respekt gebietend, aber doch 
nicht mehr von einem übermenschlichen Ausmaße der Kräfte und der Weisheit. 
Das Gesetz gebietet auch heute noch echt königlich. Aber es gebietet gut und 
regiert gerecht nur dann, wenn es sich stützt auf selbständige und verantwort- 
liche Minister. Diese verantwortlichen Minister — nicht Handlanger! — des 
Gesetzes aber sind die Richter. 

Aber bisher ist noch nicht klar gesagt worden, wie das denn eigentlich 
möglich sei, daß ein und dasselbe Gesetz nun einen so völlig verschiedenen 
Anblick gewähren könne für den früheren und den heutigen methodischen 
Betrachter. 

Die Neueren selbst pflegen hier meist zu sagen, das Gesetz sei eben keine 
logisch geschlossene Einheit, sondern habe viele Lücken, und diese Lücken, 
die unser kritischeres Auge jetzt überall erblicke, habe eine tüchtige Rechts- 


anwendung auszufüllen. Das ist gewiß nicht falsch. Aber klarer sieht man erst, 
10 
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wie mir scheint, wenn man statt der Lückenhaftigkeit die regelmäßige 
Mehrdeutigkeit des Gesetzes in den Vordergrund schiebt. Das 
Gesetz, das für den Ausleger gleich nach Beginn seiner Geltungskraft grund- 
sätzlich in keiner anderen Weise gilt als für den Ausleger 30 Jahre später. das 
Gesetz also in der Fassung der authentischen unkommentierten Gesetzes- 
sammlung, drückt sich aus in allgemeinen Regeln und arbeitet mit allgemeinen 
Begriffen. Die rationalistisch und ganz überwiegend ‚zentripetal‘‘ gerichtete 
ältere Auffassung fand nun die allgemeine Fassung des Gesetzes nicht nur 
vereinbar mit der Forderung möglichst eindeutiger Gesetzesauslegung — die 
Auslegung war ja ein streng wissenschaftliches Geschäft, wie aber sollte eine 
streng wissenschaftliche Methode in ein und derselben Frage zu verschiedenen 
„richtigen“ Ergebnissen kommen können ? — : sie sah, — so weit wirkt doch 
noch die Macht scholastischer Gedankengänge — gerade in der Allgemeinheit 
der juristischen Regeln und Begriffe eine Garantie für den objektiven Wahrheits- 
gehalt der Ergebnisse des mit ihnen arbeitenden Denkens. 

Wir Heutigen dagegen verehren das Allgemeine trotz seines Begriffsumfangs 
nicht mehr so wie die ältere Auffassung; wir verlangen nach Klarheit und 
Bestimmtheit und erkennen dabei, daß beim allgemeinen Begriff, beim Aufstiege 
zu immer allgemeineren Begriffen die Umfangsvermehrung immer Hand in 
Hand geht mit einer entsprechenden Minderung der Bestimmtheit des Begriffs. 

Wenn das nun richtig ist: Wie erklärt sich dann die Tatsache, daß die 
neueren Gesetze trotzdem eher die Tendenz zeigen, in noch stärkerem Maße 
allgemeine Fassungen zu bevorzugen als ihre Vorgänger ? Ist das nicht juri- 
stischer Selbstmord, wenn man doch heutzutage den Wert dieser allgemeinen 
Sätze geringer einschätzt als früher ? 

Wer so fragen würde, würde zeigen, daßer noch garnicht erkannt hat, 
wie ganz entsprechend dem Verblassen des Ansehens des Gesetzes das Richtertum 
heute an Ansehen zugenommen hat: Der Richter ist ja heute der verantwortliche 
Minister des Gesetzes; er ordnet innerhalb des ihm vom Gesetze gelassenen 
Spielraums in möglichst gerechter und praktischer Weise die einzelnen zu seiner 
Entscheidung kommenden Rechtsfalle! 

Dieser Spielraum für eine selbständige Prüfung und Entscheidung des 
Richters aber ist — oder. was hier ganz dasselbe ist, erscheint uns — eben darum. 
auch ganz abgesehen von der Neigung der neuesten Gesetze und Gesetzentwiirfe 
zu noch allgemeineren Fassungen, heute so viel größer, weil wir die Allgemeinheit 
der Fassung unserer Gesetze, die unsere Väter noch als inneren Reichtum 
mißdeuteten. als innere Armut erkannt haben, weil wir heute die Allgemeinheit 
der Normen mit ihrer Mehrdeutigkeit identifizieren gelernt haben. Dies führt 
notwendig zu der Konsequenz, die zu ziehen für alle angeblich streng wissen- 
schaftliche. streng rationale Gesetzesbehandlung natürlich sehr fatal ist. daß 
es regelmäßig mehrere Deutungen einer Gesetzesbestimmung gibt, die alle als 
noch gesetzesgemäß angesprochen werden müssen. Solange der Richter auch 
nur eine dieser Deutungen wählt, verläßt er noch nicht den gesetzlichen Boden. 

Vielleicht wird man hier nun aber einwenden wollen: Die regelmäßige 
Mehrdeutigkeit des Gesetzes möchte wohl in dem Sinne zuzugeben sein, daß sich 
bei Prüfung der einzelnen betreffenden Auslegungsfrage zunächst mehrere 
Deutungen als scheinbar mörlich anböten. Aber in Wahrheit entscheide sich der 
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Ausleger doch eben schließlich für eine dieser Deutungen als die allein richtige, 
sodaß der Ausleger nach vollständiger und gewissenhafter Prüfung der 
Auslegungsfrage doch zu einem eindeutigen Ergebnis der Auslegung komme. 

Wenn dem so wäre, wenn also schließlich doch das Irrationale sich hier 
völlig ausmerzen ließe, so müßte man aber doch sagen können. welche Auslegung 
denn im einzelnen Falle den Vorzug verdiene, nach welchen allgemeingültigen 
Gesichtspunkten also der Ausleger unter verschiedenen zunächst konkurrierenden 
Auslegungen die letzte entscheidende Auswahl treffe. Aber ein solches 
objektives Maß gibt es leider nicht. 

Man kann wohl zugeben, daß unter den verschiedenen Auslegungen die 
eine mehr als die andere dem Wortlaut des Gesetzes entspreche. Aber auch der 
konservativste Ausleger wird nicht wagen, aus diesem Zugestandnis die Fol- 
gerung zu ziehen, daß dann eben allemal die dem Wort- oder meinethalben 
auch dem Normalsinn des Gesetzes entsprechende Auslegung die einzig richtige 
sei. Würde er dies sagen. so würde er damit ja ohne weiteres, auch für das 
Zivilrecht, der analogen Anwendung einer Norm den Boden entziehen und | 
würde in dem alltäglichen Widerstreit zwischen der Anwendung der Analogie 
und des argumentum e contrario stets ohne weiteres zugunsten des letzteren 
entscheiden. 

Nun möchte man hiergegen vielleicht einwenden: Die hier verlangten, 
gegenüber der jetzt im Strafrecht üblichen Auslegungsweise ziemlich radikalen 
methodischen Neuerungen scheiterten für das gegenwärtige deutsche Strafrecht 
einfach an dem in $ 2 StGB. enthaltenen Verbot analoger Anwendung des 
Strafgesetzes. Darauf aber wäre zu erwidern: $ 2 StGB. verbietet in Wahrheit 
gar nicht die analoge Anwendung des Strafgesetzes! Wer den hier vertretenen 
Standpunkt freierer Gesetzesauslegung widerlegen will, muß entweder die dabei 
gemachten Voraussetzungen als unzulässig beweisen oder aber diese Voraus- 
setzungen auch seinerseits anerkennen. Unsere Voraussetzung aber war ja, 
man müsse den Richter als nur an das publizierte, „nackte“ Gesetz formell 
gebunden, im übrigen aber als berechtigt und verpflichtet anerkennen zu 
selbständiger Entscheidung darüber, wie er nun, nachdem er das Gesetz aller 
seiner traditionellen Gewandungen entkleidet hat, die dem Gesetz von seinen 
„Vätern“ sowohl als auch von einer kommentierenden Theorie und Praxis 
umgehängt waren, und nachdem er nunmehr die Mehrdeutigkeit des allgemeinen 
Gesetzes erkannt hat, den durch die Mehrdeutigkeit des Gesetzes geschaffenen 
Spielraum für die Auslegung ausnutzen wolle und müsse. Solange man die 
formelle Unzulässigkeit oder die sachliche Bedenklichkeit dieses Ausgangspunkts 
einer freieren Gesetzesbehandlung nicht bewiesen hat, kann man von einer 
solchen freieren Auffassung nicht verlangen, daß sie anerkenne, der $ 2 StGB. 
enthalte ein — beschränktes oder unbeschränktes — Verbot analoger Strat- 
rechtsanwendung. Denn das Verbot analoger Strafrechtsanwendung entspricht 
gewiß nicht dem ‚„Normalsinn‘“ des § 2 StGB., sondern ist etwas. was unsere 
positivistische .. Auslegung“ in ihn erst hineingeheimnist hat. 

Prüft man den ersten Absatz des $ 2, der lautet: „Eine Handlung kann 
nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde,‘ so muß man. wenn man sich auf einen 
traditionell ganz unvoreingenommenen Standpunkt zu stellen versucht, doch 
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zugeben, daß der Schwerpunkt dieser Bestimmung darin liegt, daß sie — ebenso 
wie Absatz 2 des Paragraphen — die Zeit, denBeginn der Geltungskraft eines 
Strafgesetzes festlegen will: Das scheint mir für eine unbefangene erste 
Prüfung der Normalsinn der Bestimmung zu sein. Gewiß liegt es aber nahe 
genug, aus dem $ 2 Absatz 1 den weiteren allgemeineren Satz als positiv- 
gesetzliches Gebot abzuziehen, daß die Strafbarkeit einer Handlung immer 
daran gebunden sei, daß für die Handlung eine Strafe gesetzlich be- 
stimmt sei. Dieser Satz, einmal als Bestandteil oder unmittelbare Konse- 
quenz unseres positiven Strafgesetzes zugegeben, legt es nahe, oder mag vielleicht 
auch dazu zwingen, die Gründung der Strafbarkeit einer Handlung lediglich 
auf Gewohnheitsrecht für durch unser positives Strafgesetz verboten zu erklären: 
Mindestens von dieser Stelle an beginnt dann aber doch der Spielraum für die 
selbständige und eigenverantwortliche Prüfung des Auslegers, des Richters. 
Dieser Spielraum besteht hier darin, daß der Ausleger aus dem $ 2 nun weiter 
noch das Verbot analoger Auslegung des Strafgesetzes wohl herauslesen 
kann, aber nicht braucht: Mag er sich für das eine oder für das andere 
entscheiden —, er verstößt in beiden Fällen nicht gegen das Gesetz: er tut 
dies darum nicht, weil das Gesetz hier zweier Deutungen fähig ist. Ja, der Um- 
stand, daß die herrschende Lehre die analoge Anwendung des Strafgesetzes nur 
zu ungunsten des Angeklagten verbieten will, beweist, daß es sich hier in Wahrheit 
nicht nur um eine Zwei-, sondern um eine Mehrdeutigkeit des Gesetzes handelt. 

Weder der Ausleger, der in § 2 StGB. keinerlei Analogieverbot zu 
entdecken vermag, noch der, der ein solches darin erblickt, aber nur ein Verbot 
einer dem Angeklagten ungünstigen analogen Anwendung des Straf- 
gesetzes, noch endlich der Ausleger, der den $ 2im Sinne eines ausnahmslos 
geltenden Analogieverbots interpretiert, verlassen den Boden des Gesetzes; 
alle drei Deutungen stellen formell zulässige „Spezifikationen“ des allgemeinen 
Gesetzes dar. — 

Schieben wir die ängstliche Frage, ob denn darnach das Schifflein der 
Rechtsanwendung ganz steuerlos vor dem Winde treibe, noch für einen Augen- 
blick zuriick und stellen wir vorweg noch fest, mit welchen psychologi- 
schen Hilfsmitteln denn der Ausleger, oder sagen wir bestimmter: 
der Richter bei der Gesetzesanwendung arbeitet. Das hervorragendste Mittel 
des Richters bei der Rechtsanwendung sind Werturteile. Das Recht im 
allgemeinen und auch die Rechtsprechung im besonderen vermitteln, wägen ab 
zwischen widerstreitenden Werten oder Interessen. Daß die Entscheidung des 
Einzelfalls oder einer Auslegungsfrage einschließende Werturteil konstatiert, 
welcher von den konkurrierenden Werten der schwerer wiegende und daher Aus- 
schlag gebende ist. Bei diesen Wertabwägungen ist der Richter gebunden 
an die den Gesetzesbestimmungen zu Grunde liegenden Wertabwägungen, 
eindeutig gebunden freilich nur in dem Maße, wie die allgemeine und damit un- 
bestimmte Formulierung des Gesetzes eindeutig auf eine im Gesetze enthaltene 
Wertabwägung hinweist, sonst aber nur mit dem Spielraum gebunden, den die 
der Unbestimmtheit der Gesetzesfassung regelmäßig entsprechende Unbe- 
stimmtheit der gesetzlichen Wertabwägungen offen läßt. 

— Zum Abschluß noch ein paar Worte über die normativen 
Grundlagen für die Tätigkeit des innerhalb dieses Spielraums frei und 
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verantwortlich entscheidenden Richters. Das Wort „verantwortlich‘‘ sagt es 
ja schon: Das Schiff der Rechtsprechung treibt nicht ganz steuerlos vor dem 
Winde. Zwar würden wir uns offensichtlich im Kreise drehen, wenn wir sagen 
würden, die normative Grundlage für die selbständigen Entscheidungen des 
Richters sei natürlich das Gesetz. Wir haben ja gerade erkannt, daß das Ge- 
setz selbst häufig keine bestimmte Entscheidung hergibt! Die normative 
Grundlage muß also tiefer liegen als nur im positiven Gesetz: Daß dem so ist, 
und daß eine solche unterpositive normative Grundlage der Recht- 
sprechung in der Tat existiert, das ist, da der weit über das geltende Recht 
hinausschweifende Überpositivismus des Naturrechts doch etwas 
wesentlich anderes ist, bisher noch nie klar erkannt worden. | 

Die letzte Grundlage ist hier das richterliche Gewissen : letzten Endes ist die 
Verantwortlichkeit des Richters ethischer — genauer: berufsethischer — Art. 
Wie alle wahre sittliche Verantwortlichkeit ist sie in sich selbst, in jedem ein- 
zelnen Richter begründet, sie ist autonom: Das Gewissen jedes Richters ist das 
Maß, das ihm bei jeder schwierigeren Auslegung zweierlei zeigt, erstens, wie 
groß der Spielraum für die Gesetzesdeutung jedesmal ist, und zweitens, welche 
von den mehreren gesetzesgemäßen Auslegungen hier nun schließlich als pole 
richtigste‘“ zu wählen ist. 

Die letzten Normen, die die richterliche Berufsethik beherrschen, sind 
streng objektiv und allgemeingültig, wie es nur überhaupt sittliche Normen 
für einen objektiven sittlichen Standpunkt zu sein vermögen. Freilich eröffnet 
sich hier nun trotzdem kein Weg, um der richterlichen Einzelarbeit bei der Rechts- 
anwendung ihre Objektivität zu retten. Was in einem schwierigeren Rechtsfalle das 
„Rechte“ sei, das läßt sich regelmäßig ebenso wenig objektiv und auch nur jedem 
urteilsfähigen und „gutgesinnten‘“ Beurteiler einleuchtend sagen, wie man eine 
in einer bestimmten individuellen Situation stehende und in sie eingreifende 
menschliche Handlung bis ins einzelne objektiv sittlich zu würdigen vermag. 

Nun würde die hier vorgetragene Auffassung gröblich mißverstanden 
werden, wenn man sie dahin interpretieren würde, es komme also für den sich 
dieser freieren Auslegung befleißigenden Richter nur darauf an, den formellen, 
ihm vom Gesetze in jedem Einzelfall gelassenen Spielraum abzustecken und nun 
einfach in sein Gewissen zu langen und nach der Stimme des Gewissens die 
Auswahl zu treffen unter den mehreren gesetzmäßigen Lösungen: Das so vor- 
eilig befragte Gewissen würde in schwierigeren Fragen gar keine bestimmte 
Antwort hergeben. Vielmehr muß der Richter, der zu dem seine eigene Ver- 
antwortung so außerordentlich steigernden Schluß gekommen ist, daß die letzte 
Auswahl zwischen verschiedenen möglichen Lösungen eines Auslegungszweifels 
auf ihn selbst und auf sein Gewissen gestellt ist und ihm von keinem Gesetzgeber 
je abgenommen werden kann, nun mit verstärkter Gewalt die Verpflichtung 
empfinden, alles und jedes objektive Material, sei es soziologisch tatsächlicher, 
sei es normativer, sei es historischer, sei es systematischer Art, zu sammeln, 
zu Sichten und abzuwägen, bevor er nun zu der höchstpersönlichen letzten Wahl 
schreitet. Zu diesem Material gehören insbesondere auch die Entscheidungen 
anderer Gerichte, die Ausführungen der Theorie, die Erwägungen aus den 
gesetzlichen Vorarbeiten: Sie alle sind für den einer freieren Auslegung sich 
hefleißigenden Richter nicht einfach beseitigt, sie haben lediglich aufgehört, 
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rgend eine ausdrücklich oder doch heimlich anerkannte formelle Autorität zu 
besitzen; er ist jetzt der Herr dieses weitschichtigen Materials geworden in dem 
Sinne, daß es die von ihm selbst anerkannte Pflicht ist, dies Material mitzu- 
berücksichtigen und jedem Stück daraus in verantwortlicher Abwägung sein 
eigentümliches Gewicht beizulegen. -Von den zwei Aufgaben des auslegenden 
Richters also. erstens den formellen Spielraum der Auslegung zu ermitteln und 
zweitens innerhalb dieses Spielraums eine von den mehreren möglichen Ent- 
scheidungen zu wählen, ist die zweite regelmäßig die weitaus schwierigere. Das 
autonom entscheidende Gewissen des Richters ist so wenig dafür bestimmt und 
imstande, in dieser zweiten Tätigkeitsphase des auslegenden Richters gleich 
zu Anfang das entscheidende Wort zu sprechen, daß es sich vielmehr zunächst 
ganz zurückhält und zunächst nur die Bedeutung hat, mahnend hinter dem 
Ausleger zu stehen, er möge mit seiner Arbeit des Sammelns und Sichtens und 
Abwägens des für die letzte Entscheidung erheblichen Materials es doch ja 
nicht zu leicht nehmen. 

Gewahrt aber bleibt der sittlichen Entscheidung des einzelnen Richters — 
und das scheint mir eine ziemlich wichtige Erkenntnis! — sozusagen das letzte 
Wort in der Auslegungstätigkeit: Alles Zurückgreifen auf andere Bestimmungen 
des positiven Gesetzes und auf dessen systematischen Zusammenhang bringt 
immer nur wieder — stets zu beriicksichtendes! — Material für die letzte 
richterliche Entscheidung, die selbst eine sittlich autonome bleibt und keine 
nur positivgesetzliche ist. 

Trotz dieser gesteigerten Sachprüfungspflicht des die eigne Verantwort- 
lichkeit bejahenden Richters bleibt der sittlichen wie der rechtlichen Be- 
urteilung des einzelnen Falls immer oder doch sehr häufig etwas Problematisches, 
Subjektives, Irrationales anhaften. Aber gerade, weil dem so ist, ist es immer 
noch die beste Sicherung gegen eine bewuBte oder unbewußte Willkür des 
Beurteilers, hier des Richters, wenn man ihn zur Selbstbesinnung hinführt, 
sodaß er nun erkennt, daß sein selbständiges und stets bewußtes kritisches 
Denken viel weniger in Gefahr ist, fehl zu gehen oder zu straucheln. als ein 
in dem Irrglauben, „daß das Gesetz ja doch alles am besten wisse,“ sich ein- 
lullendes Denken. und sodaß er weiter erkennt, daß sein Gewissen, seine hohe 
Berufspflicht selbst ihn dafür verantwortlich machen, stets bemüht zu sein um 
eine nicht nur formell gesetzmäßige, sondern weiter auch noch möglichst gerechte 
und praktische Entscheidung und zugleich um möglichste Verringerung und 
Unschädlichmachung des letzten peinlichen irrationalen Restes, der als letzter 
Rest nie zu beseitigen ist, solange Menschen Recht sprechen. 

Es gilt nun anzuerkennen, daß diese Ausführungen für jede richterliche 
Anwendung gesetzten Rechts gelten, für das Strafrecht so gut. wie für das 
Zivilrecht, für das materielle so gut wie für das formelle Recht. 

Nicht alsob der Strafrichter bei der Auslegung des vom Einbruchsdiebstahl 
handelnden § 243 Ziffer 2 StGB. nun gerade so „freit“ wäre wie bei der Anwendung 
der 88 138 oder 242 BGB. Dag die neuere Auffassung den Spielraum des 
Auslegers möglichst ausdehnt. schließt natürlich nicht aus, daß sie voll anerkennt, 
daß der enge Wortlaut oder auch der sprödere sachliche Charakter ge- 
wisser Bestimmungen oder ganzer Rechtspartien das Bemühen nach Aus- 
weitung der Gesetzesbestimmungen. nach Schaffung eines richterlichen 
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Entscheidungsspielraums außerordentlich einengen können. Aber auch 
von dieser ohne weiteres zu respektierenden positivgesetzlichen stärkeren 
Einschnürung der Auslegung in solchen Fällen abgesehen, hat sich alle gute 
Auslegung, wie überhaupt alle gute Methode, zu richten nach der Eigenart des 
gerade zu bearbeitenden Objekts. Daß es darum unbedenklicher ist, eine Regel 
des Schuldrechts ausdehnend zu interpretieren als eine Regel des Strafrechts, 
wenigstens zu Lasten des Angeklagten, das liegt eben in der von den Positivisten 
so argwöhnisch angesehenen und doch so unentbehrlichen: ‚Natur der Sache,‘ 
hier in der Tatsache, daß ein erst auf Grund einer ausdehnenden Auslegung 
des Strafgesetzes möglich gewordener scharfer strafrechtlicher Eingriff 
in das Wohl und Wehe eines Menschen, des Angeklagten, im 
Zweifel eher Bedenken begegnen muß, als eine nur zu einem freieren Ausgleich 
privater, vorherrschend wirtschaftlicher, Interessen führende weitherzige Auf- 
fassung von Normen des bürgerlichen Rechtsverkehrs. 


Über die moderne Schule der Praktiker. 
Bemerkung zum vorigen Aufsatze von Rumpf. Von Josef Kohler. 


Wie sehr ich mit der im vorigen Aufsatze enthaltenen Auffassung des Ver- 
hältnisses von Gesetz und Recht einverstanden bin. — insbesondere nach der Rich- 
tung hin, daß die Worte des Gesetzes nach dem Sinn zu deuten sind, den 
die Vernunft, und zwar nicht etwa zu allen Zeiten. sondern gerade zu den Zeiten 
verlangt, in welchen das Recht zur Anwendung kommen soll, — geht aus einer 
Abhandlung hervor, welche ich im Jahre 1894 in die kritische Vierteljahres- 
schrift aufnehmen ließ. Es handelte sich um die Besprechung von Regelsbergers 
Pandekten. Regelsberger hatte nach seiner Art die Grundauffassung früherer 
Zeit aufrecht erhalten. sie aber so abgeschwächt. daß man sie mehr und mehr 
dem modernen Sinn anpassen konnte. Schon längst vorher hatte ich meine 
Abhandlung über Interpretation der Gesetze geschrieben und darin zweierlei 
zum Ausdruck gebracht, einmal daß nicht die individuelle Auffassung des 
Gesetzgebers in Betracht kommt, daß vielmehr nur die dem Gesetze vorhergehen- 
den Bestrebungen und Regeln der Kultur maßgebend sein können, und sodann 
auch ferner den Gedanken, daß die Gesetzesauslegung in den verschiedenen 
Zeiten eine verschiedene sein könne und müsse. Es ist der damals viel bestrittene 
Gedanke der duplex interpretatio, der auch von Regelsberger angenommen 
wurde. Im Jahre 1894 nun machte ich einen weiteren Vorstoß nach der 
Richtung hin: der Gesetzgeber kann nur die Worte des Gesetzes in die Welt 
setzen; was wir mit diesen Worten machen, das ist unsere Sache und bestimmt 
sich nach den gegenwärtigen oder künftigen Bestrebungen, denen das Gesetz 
dienen und welche das Gesetz regeln soll. Dies habe ich später, vor allem in 
meinem Lehrbuch dahin gestaltet, daß die Vernunft entscheiden müsse. Die 
Vernunft ist natürlich das den Lebensverhältnissen angemessene, d. h. das- 
jenige, wobei die Kulturinteressen ihre angemessenste Entwickelung finden. 
Ich gebe in folgendem die Worte in der Kritischen Vierteljahrsschrift 1894 
S. 515 und 516 wieder: 
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„Aber das Gesetz ist eben keine Rede, keine Geistesmitteilung; das Gesetz 
ist eine historische Tat, durch die der Gesetzgeber als Träger einer ganzen ethisch- 
wirtschaftlichen Epoche in die Welt des Lebensverkehrs einwirkt. Eine solche 
Einwirkung geschieht nicht von heute auf morgen, sie soll tagtäglich erfolgen, 
auf Jahre hinaus, in die verschiedensten noch unbekannten Verhältnisse hinein; 
in Gebiete, die kein Jetztlebender überschaut. Eine solche Tat kann daher immer 
nur in bestimmter festgemessener Form erfolgen, und was außerhalb dieser 
Form steht, das steht außerhalb der Wirkungssphäre des Gesetzes. 

Der Gesetzgeber ist daher nur Gesetzgeber, wenn und sofern er das Gesetz 
emittiert, er ist nicht Gesetzgeber, wenn er das Gesetz vorher überdenkt und uber- 
arbeitet; er ist überhaupt nur Gesetzgeber, soweit er die Worte mit allem, was 
die Worte enthalten können, der Welt übergibt.“ — — 

„Darum kann ein Gesetz von Anfang an gar nicht so gemeint sein, daß es, 
abgesehen von dem, was die Worte besagen, einen bestimmten, festgelegten 
Inhalt habe: das Gesetz hat den Inhalt, den die Worte ergeben in Verbindung 
mit den Bestrebungen, aus denen das Gesetz hervorgeht, bzw. in Verbindung 
mit den künftigen Verhältnissen, denen das Gesetz dienen, die das Gesetz in 
entsprechender Weise regeln und durchdringen soll.“ 

Und in meinem Lehrb. des Bürgerl. Rechts I (1906) S. 125,126 führte ich aus: 

„Während man nämlich sonst annehmen könnte, daB der Gedanke des 
Gesetzes der vom Gesetzgeber gedachte Gedanke ist, der nur mehr oder minder 
vom Denkenden unabhängig wirkt, so tritt hier als das Ergebnis der Gesetz- 
gebung ein bestimmter Wortlaut zu Tage, und dieser Wortlaut und nur er ist 
von der Macht der Gesetzgebung durchdrungen. Beherbergt nun dieser Wort- 
laut 4, 5 oder 6 verschiedene Gedanken, die wahlweise darin gefunden werden 
können, so ist nicht ein Gedanke, sondern es sind 5 Gedanken wahlweise mit 
den Worten zum Gesetz erhoben worden. Das soll nun nicht heißen, daß will- 
kürlich von diesen 5 Gedanken einer heraus gewählt werden darf, aber es soll 
heißen, daß es Aufgabe der juristischen Kunst ist, von diesen 5 Gedanken den 
richtigen zu wählen, und daß dies Aufgabe der juristischen Kunst ist, nicht 
Aufgabe der psychologischen (individual-sozialpsychologischen) Forschung 
Daraus ergibt sich: Auslegen beim Gesetze heißt etwas anderes, als Auslegen 
in sonstigen Fällen; Auslegen beim Gesetze heißt nicht nur: hinter dem Ausdruck 
den Sinn ermitteln, sondern es heißt: von den verschiedenen Bedeutungen, 
welche sämtlich durch den Ausdruck gedeckt werden, die richtige und maßgebende 
auswählen.‘ — — 

„ Die Hauptsache ist vielmehr die: von den möglichen Gedanken des 
Gesetzes ist derjenige zu wählen, bei welchem das Gesetz den vernünftigsten, 
heilsamsten Sinn hat und die wohltuendste Wirkung äußern wird.“ 

Es ergibt sich daraus, daß ich nicht nur mit der Auffassung des Verfassers 
vollkommen einverstanden bin, sondern auch, daß dasjenige, was die neue 
Schule der Praktiker will, nichts anderes ist als die Aufnahme und praktische 
Durchführung dessen, was ich schon vor Jahren gelehrt habe, was aber damals 
die Praktiker nicht anerkennen wollten, weil sie von dem Kanon Windscheid 
nicht abgehen mochten und im übrigen mehr Kommentare als wissenschaftliche 
Arbeiten zu lesen pflegten. Diese A ER NIE darfich aber heutzutage erwarten. 
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Streitfragen aus der deutschen RStPO. unter Beriick- 
sichtigung der Reformentwiirfe. _ 
Praktische Beiträge als Versuch einer Fortsetzung der Kontroversen von Voitus. 
Von Landrichter Dr. H. Voss, Hamburg. 
(Vgl. Band 54 S. 243 und Bd. 55 S. 198). 
HI. 
Der photographierte Zeuge als Beweismittel. 

Frage: Ist jeder Zeuge verpflichtet, sich nötigenfalls ae 
zu lassen? Kann er dazu gezwungen werden ? 

Prima-facie-Antwort: Nein. Photographierung von Zeugen, noch 
dazu zwangsweise, ist in unserer StPO. nicht vorgesehen. Wollte man die 
vom Reichsgericht in E32 Nr. 59 für Angeschuldigte aufgestellten Grund- 
sätze auch auf Zeugen anwenden, so würde man mit der Bestimmung des $ 131 
Abs. 3 StPO., der die Statthaftigkeit einer Beschreibung vorläufig Fest- 
venommener voraussetzt, kollidieren. Denn gegen Zeugen können Steck- 
briefe nicht erlassen werden. Die zwangsweise Photographierung würde aber 
auch gegen den Grundsatz verstoßen, daß niemand verpflichtet ist, gegen sich 
selbst Material beizubringen. Ebenso wie der Zeuge sein Zeugnis verweigern 
kann, kann er auch gegen seine photographische Abnahme protestieren. Das 
berechtigte Erfordernis, zur sachdienlichen Aufklärung strafbarer Handlungen 
Zeugen aufzusuchen, zu vernehmen und sich zur Erforschung des Täters in 
jeder Weise dienstbar zu machen, findet seine Grenze in den berechtigten 
Interessen der Person. Diese Grenze wird überschritten, wenn ein Zeuge ge- 
zwungen wird, sich photographieren zu lassen, z. B. damit sein Bild anderen 
Zeugen vorgelegt werden kann’). | 

Prima-facie-Einwand: Doch wohl. Die Zeugenpflicht ist ja nicht 
nur Aussagepflicht, sondern auch Pflicht, sich mit anderen Personen kon- 
frontieren zu lassen, also eine Besichtigung der äußeren Person zu dulden, 
858 Abs. 2 StPO. Ist aber direkte Konfrontation nicht möglich, so bleibt 
als einziger Behelf indirekte Konfrontation durch Vorlage eines Bildnisses des 
zu Konfrontierenden. Die Duldung der Anfertigung von Bildnissen ihrer Person 
ist also direkte Folge der Verpflichtung der Zeugen, sich äußerlich besichtigen 
zu lassen. Die Stellung des einzelnen zur staatlichen Strafgewalt überhaupt 
wird verkannt, wenn dieser die Verpflichtung auferlegt wird, von einem an 
sich berechtigten Verlangen abzustehen, sobald der Betroffene erklärt, den 
verlangten Akt nicht dulden zu wollen. Die Analogie der Zeugnisverweigerung 
paßt nicht, weil damit die Zeugenschaft als solche nicht erlischt und weil das 
Zeugnisverweigerungsrecht kein Recht ist, das Erscheinen zu verweigern. Daß 
die Polizeibehörde Zeugen photographieren darf, erhellt aus ihrer allgemeinen 
Aufgabe, bei strafrechtlichen Verfolgungen vorbereitend und unterstützend 
mitzuwirken. Ist aber die Berechtigung da, dann ist auch die Befugnis zur 
Überwindung ev. Widerstandes gegeben (RG. 14 S. 192)?). 


1) Mit diesen Ausfithrungen hat die Hamburger Polizei ihren Standpunkt 
in einem konkreten Fall präzisiert. 

2) So hatte die Staatsanwaltschaft in demselben konkreten Fall argu- 
mentiert. 
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Unsere Frage hat in der ganzen einschlägigen Literatur bisher keine 
Beachtung gefunden — trotz der seit Jahrzehnten anerkannten und durch die 
vielfache Anwendung bewiesenen Bedeutung der Photographie für die Straf- 
rechtspflege, trotz der mancherlei speziellen Bearbeitungen der Zeugenpflicht, der 
Augenscheinseinnahme usw. Rein psychologisch erkläre ich mir dies aus dem 
starren Dogma der absoluten Unantastbarkeit der Privatperson, des Rechts am 
eigenen Bilde, das neuerdings noch gekrönt wird durch das Recht, auf öffentlicher 
Straße nicht angesprochen zu werden. Wie sollte man da bei der möglichst re- 
striktiv behandelten Zeugenpflicht auf den Gedanken kommen, daß ein xbeliebiger 
Dritter gehalten sein sollte, sich gegen seinen Willen abbilden zu lassen und 
dieses Abbild der Behörde zur freien Verfügung zu belassen? — Rein dog- 
‘matisch erklärt sich die Entrücktheit unserer Frage daraus, daß die Straf- 
prozeßdoktrin als solche die Kriminalistik als etwas Nebensächliches, außer- 
halb des Prozesses Stehendes behandelt, und ferner daraus, daß die syste- 
matische Behandlung der einzelnen Prozeßrechtsinstitute nicht nach allen 
Richtungen hin gründlich durchgeführt ist. Es wird viel zu sehr mit den Worten 
des Gesetzes und nach der Legalordnung gearbeitet, anstatt das prinzipiell 
Zusammengehörige zusammenzustellen und die Grundgedanken zu entwickeln. 
So wird denn auch das Problem der Zeugenpflicht selbst durchweg kurz abgetan. 

Es ist klar, daß unsere Frage nur gelöst werden kann durch Ergriinduny 
des Wesens eben dieser Zeugenpflicht unter Berücksichtigung des Instituts 
der Augenscheinseinnahme. Auszugehen ist von dem staatsrechtlichen Be- 
griff der Zeugenpflicht. Laband (Staatsr. 4 A. III $92) bezeichnet sie als eine 
im großen und ganzen zu Zwecken der Rechtspflege bestehende Last (und 
ihre Geltendmachung als eine Betätigung der Gerichtsbarkeit), als den Reflex 
eines von der Staatsgewalt zum Zwecke der Handhabung des Rechtsschutzes 
ausreübten Zwanges. als einen Anwendungsfall des Gehorsams gegen die 
Gerichtsgewalt. Sie ist weder Untertanenpflicht im Mittermaierschen Sinne 
(Lehre v. Beweis $40) noch bloße Tatsachenkonstatierungspflicht im Sinne 
von Zachariae (Handb. II § 98). Sie ist eine ProzeBleistungspflicht 
eigener Art, die im Hinblick auf den Prozeßzweck unbegrenzt ist. soweit nicht 
das positive Gesetz die Grenzen zieht. Also im Prinzip extensive, nicht Te- 
striktive Behandlung der Zeugenpflicht quoad Reichsrecht! — 

Seit Inkrafttreten der Reichsjustizgesetze pflegt man die Zeugenpflicht 
zu differenzieren in Aussagepflicht (Zeugnispflicht i> e. S.) und Eidespflicht. 
Die Aussagepflicht restringiert man dann noch in völlig mechanischer Weise. 
indem man ihren Inhalt abstellt auf bloße Wahrnehmungsmitteilungen über 
bestimmte Tatsachen, als ob die Tatsachen wie Aussagepräparate fertig im 
Gehirn vorlägen und nur der Sprechmechanismus genügte, sie dem Gericht 
kundbar zu machen, als ob nicht vielmehr die Aussage eines Zeugen ein Stück 
Innenleben von ihm wäre, bei dem die Auffassung des Zusammenhanges der 
Ereignisse und Umstände‘ gerade das Wesentliche und Unvermeidliche ist 
(cf. Geyer in v. Holtzendorffs Handbuch 1269), wonach die Zeugnispflicht 
sich sehr wohl auch erstreckt auf Schätzungen, Eindruckswiedergabe, Schluß- 
folgerungen usw. Als minus steckt aber in der Aussagepflicht — auch das 
wird viel verkannt — die Aussagevorbereitungspflicht. d. h. die Pflicht. sich 
vor Ablegung der Aussage das Wahrgenommene zu vergegenwirtigen und. wo 
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der Erinnerung tatsächliche Momente entfallen sind oder nur unklar vor- 
schweben. nach Anhaltspunkten für ihre Auffrischung zu suchen, oder — wo 
es sich um Rechnungsverhältnisse und zahlenmäßige Feststellungen handelt — 
sich durch geeignete Wahrnehmungen überhaupt erst zu informieren. Die 
gegenteilige Lehre von Heinze, die allerdings starke Nachbetung gefunden 
hat, stammt aus dem Jahre 1862 (Gerichtssaal 458), wo es noch keine reichs- 
rechtliche Zeugenpflicht und kein Zeugenreichsrecht gab. Im übrigen ist sie 
einesteils nicht ganz eindeutig, anderenteils in einem Punkte sogar richtig. 
Richtig ist sicher, daß kein Zeuge verpflichtet ist, sich für die Zukunft 
zum Zeugen zu machen, etwa durch Aufsuchen von Gelegenheiten, um Be- 
stimmtes zu beobachten (Tendenzzeuge!). Richtig ist auch, daß keine In- 
formationspflicht besteht über ein dem Zeugen unbekanntes Sachverhältnis. 
Das Scilicet ist aber: soweit der Zeuge zu der Basis dieses Sachverhältnisses 
außer jeder Beziehung steht, z. B. wenn in einem Mieteprozeß jemand als 
Zeuge über den Zustand der Mietswohnung vernommen werden soll, der nie 
darin gewesen ist und keinen der Beteiligten kennt. Unrichtig ist dagegen, 
wenn Heinze sart, die Zeugenpflicht beschränke sich nur auf das, was der Zeuge 
wisse. Zur Aussage des Zeugen gehört auch die ev. verneinende Beantwortung 
von Fragen, ob er das oder jenes wisse. Nach Reichsrecht — abgesehen von 
der Zivilprozeßnovelle vom 1. Juni 1909 — beschwört der Zeuge, daß er „nichts 
hinzusetzen werde“. Er ist also verpflichtet, sich über den Umfang dessen, 
was er aussagend verantworten kann, klar zu werden und sich darüber hinaus 
mit Nichtwissen zu erklären.?) 


3) Die Motivierung. weswegen dieser Passus in der Eidesnorm bei der 
ZPO. gestrichen ist und bei der neuen StPO. gestrichen werden soll, ist weder 
logisch noch sonst überzeugend. Man bezeichnet ihn als überflüssig, weil die 
reine Wahrheit ohnedies Zusätze ausschließe (Gaupp-Stein, Anm. Il zu $ 392 
ZPO.) Bedeutungslose Worte müßten aber gerade mit Rücksicht auf die Heilig- 
keit des Eides vermieden werden (2. Regierungsvorlage z. Entw. e. StPO. S. 82). 
Die bisherige lange Eidesformel habe sich nicht bewährt. ihr Nachsprechen sei 
zeitraubend und wenig feierlich, die Bedeutung der einzelnen Worte käme 
vielen Zeugen nicht zum Bewußtsein, namentlich werde häufig das Versprechen, 
nichts hinzuzusetzen, nicht recht verstanden (Prot. d. Ref.-Komm. 1905 1 66). 
Was die Überflüssigkeit betrifft, so paßt dieser Vorwurf ebenso auf den Eid- 
passus, daß der Zeuge nichts verschweigen werde, denn die ‚reine‘ Wahrheit 
ist die volle Wahrheit. Will man also den einen Zusatz streichen, muß man auch 
den andern streichen, wenn man nicht das natürliche Verständnis erschweren 
will. Das würde auch der in $ 392 ZPO. aufgenommenen, altdeutschen Gesamt- 
mundleistung entsprechen (Brunner, Rechtsgesch. H 435). Nun sind aber die 
beiden Zusätze keineswegs bedeutungslos, weder sachlich noch formell. Sachlich 
nicht, weil sie in dem Versprechen, nichts (Wahres) zu verschweigen und nichts 
(Unwahres) hinzuzusetzen, dem Zeugen eine gesunde Interpretation dessen 
veben, worauf er bei seiner Gedächtnisanstrengung zur Erzielung einer ge- 
wissenhaften Aussage insonderheit zu achten hat. Formell nicht, weil bei 
religiösen Beteuerungsformeln eine Verstärkung durch Wiederholung des- 
selben Gedankens in anderer Form ebensowohl üblich als auch nützlich ist. 
Da die Eidesabnahme eine Handlung ist, die nie eilig vorgenommen, nie über- 
stürzt werden darf, so kann das Moment der Zeitersparnis (bei Wegfall von 
4+ Worten!) ernstlich überhaupt nicht in Betracht kommen. 

Dieser kleine Exkurs über die Behandlung der Eidesformel zeigt eben- 
falls in charakteristischer Weise, wie oberflächlich mit dem Zeugenproblem 
überhaupt verfahren wird. 
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‘Manche unterscheiden außer der Aussagepflicht und der Eides- 
pflicht noch eine Erscheinungspflicht i. S. einer Ladungsfolgepflicht: Der 
Zeuge muß sich an Gerichtsstelle einfinden und muß dort verbleiben, 
bis über seine Entlassung entschieden ist. Damit ist dann aber der 
Unterscheidungen genug. So erscheint der Zeuge als am Faden des Gerichts 
gezogene Aussagepuppe, als reines Mundorgan vor einem nur hörenden, schein- 
bar maskierten Gericht ! — Weiter gehen als einzige Ausnahmen in der Doktrin 
Ullmann (Lehrbuch 358), nach dem die Zeugnispflicht auch die Pflicht 
umfaßt, sich Konfrontationen zu unterziehen und Personen wie Sachen zu 
agnoszieren, Geyer a.a.O., der von der Verpflichtung des Zeugen spricht, 
sich anderen Zeugen, Sachverständigen und den Beschuldigten gegenüber- 
stellen zu lassen, und Glaser (Handbuch I $ 47), der als spezielle Pflicht 
des Zeugen aufstellt, sich in die Anordnungen zu fügen, die zur sachgemäßen 
Durchführung seiner Vernehmung nötig sind, u.a. also auch vorgezeigte 
Personen und Sachen zu besichtigen, wenn die an ihn gerichteten Fragen oder 
die Antworten nicht anders verstanden bzw. verständlich gemacht werden 
können. Glaser erkennt indes eine besondere Pflicht, sich die Gegenüberstellung 
mit Beschuldigten und andern Zeugen gefallen zu lassen, nicht an, denn es 
handele sich hier nur um einen mit der Vernehmung selbst untrennbar zu- 
sammenhängenden Vorgang, nämlich um die Wiederholung der Aussage oder 
um die Veranlassung zu ihrer Berichtigung vor einem Anderen. Er konfundiert 
also die Konfrontationspflicht mit der Aussagepflicht. Wenn diese Stimmen 
der Doktrin auch gewiß zu loben sind, so fällt doch auf jeglicher Mangel an 
Überlegung über die innere Zusammengehörigkeit von Konfrontation und 
Rekognition und ihre Bedeutung für den nach §§ 51, 54 StPO. qualifizierten 
Zeugen. Wenn man die Lehrbücher durchblättert, so findet man diese beiden 
Beweismittel streng getrennt und ganz nebensächlich behandelt, um nicht 
zu Sagen, nur erwähnt. Birkmeyer (Lehrbuch 403) unterscheidet Feststellung 
der Identität der Beweismittel durch Rekognition, Widerlegung von Wider- 
sprüchen in den Zeugenaussagen durch Konfrontation. Ullmann (Lehrb. §§ 89, 
90) spricht von Agnoszierung von Personen und Sachen (s. 0.) und von Kon- 
frontation als Mittel der Beseitigung von Widersprüchen. Bennecke (§ 88) 
bezeichnet als den Hauptfall der Konfrontation Zeugenaussagenwider- 
sprüche, schweigt aber über die Nebenfalle. Ebenso erwähnt v. Kries 
(848) nur die Konfrontation als einfachste Methode der Widerspruchs- 
aufklarung. Dahingegen machen die Kommentare durchweg den Unter- 
schied zwischen Konfrontation zum Zwecke der Rekognition und Kon- 
frontation zur Aufklärung von Widersprüchen (— das tut übrigens auch 
Geyer a. a. O. S. 294 —), aber lediglich veranlaßt durch die Motive zu 
$ 58 StPO., nach denen bloße Rekognitionen nicht der Einschränkung 
des Abs. 2 unterworfen sein sollen. Der Wortlaut des Gesetzes steht 
strikt entgegen. Im übrigen hat der Konditionalsatz nur theoretischen 
Wert, denn — wenn überhaupt Konfrontationen zur Aufklärung des Sach- 
verhalts in Frage kommen — können sie nie ohne Nachteil für die 
Sache bis zur Hauptverhandlung ausgesetzt werden. $ 58 StPO. 
statuiert generell das Konfrontationsprinzip zu 
Zwecken der Beweiserhebung, es findet keiner- 
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lei Durchbrechung in den §§ 51 ff. StPO.*) Wenn Zachariae (Hand, 
buch II 231) für das frühere gemeine Strafprozeßrecht lehrt, daß überall da- 
wo die Partikulargesetze über die Frage des Rechtes der Konfrontations- 
verweigerung schwiegen, die gesetzliche Zeugnisbefreiung notwendig auch 
auf die Konfrontation bezogen werden müsse, ohne daß man berechtigt wäre, 
aus der freiwilligen Zeugnisablegnng einen Verzicht für andere Fälle herzuleiten. 
so setzt er sich zunächst mit sich selbst in Widerspruch: daß Konfrontation 
nur Wiederholung des Zeugnisses sei, stehe dem entgegen, daß Rekognition 
auch eine Konfrontation in sich schließe, wobei es zu Erklärungen auf beiden 
Seiten kommen könne (a. a. O. 227). Es gibt also nach Z. auch eine Kon- 
frontation ohne Aussage. Sodann aber bleibt er die Begründung für die ratio 
jener Partikulargesetze schuldig. Auf dem Boden der reichsrechtlichen Zeugen- 
pflicht ist es selbstverständlich, daß die vom Gesetz zugelassenen Ausnahmen 
nur strikt interpretiert werden können und jeglicher analogen Verwertung 
entzogen sind. Unsere StPO. kennt eine ausdrückliche Berechtigung, das 
Zeugnis zu verweigern in $$ 51, 52; eine stillschweigende Berechtigung, 
über Umstände der Amtsverschwiegenheitspflicht nicht auszusagen, in § 53; 
eine ausdrückliche Berechtigung oder Befugnis („kann“), die Auskunft 
auf bestimmte Fragen zu verweigern, in §54; eine ausdrückliche Befugnis, 
die Beeidigung des Zeugnisses zu verweigern, in §57. Unsere StPO. 
kennt dagegen nicht eine Berechtigung, z. B. einzeln und in Abwesenheit 
der später abzuhörenden Zeugen vernommen oder einzeln und vor der Ver- 
nehmung beeidigt oder bei wiederholter Vernehmung nochmals beeidigt 
zu werden (§§ 58, 60, 66). Und — last, but not least — sie kennt keine Be- 
rechtigung des Zeugen, eine Gegenüberstellung mit anderen Zeugen 
oder mit dem Beschuldigten zu verweigern. Nun kann man sich wie John I 600 
auf den Standpunkt stellen, daß die StPO. von dem Institut der Konfron- 
tation nur ein kleines Segment regele, nämlich die Konfrontation zwecks Be- 
hebung verschiedener Aussagenwidersprüche, daß sie im übrigen aber das 
Recht der Konfrontation ganz unberührt lasse, also weder für noch gegen 
die Zulässigkeit einer Konfrontations-Verweigerung spreche. Dieser Standpunkt 
wird indes dem Gesetz nicht gerecht. Sachlich nicht, denn die §§ 192, 


4) In der ZivilprozeBwissenschaft wird die Konfrontationskontroverse 
fast ganz ignoriert. Nach $ 394 Abs. 2 ZPO. hat es den Anschein, als ob nur 
aussagende und einander sich widersprechende Zeugen kon- 
frontiert werden dürfen. Man denke sich aber den nicht seltenen Fall, daß 
in einem Ehescheidungsprozesse, um die Person des nur nach dem Familien- 
namen bekannten Ehebrechers zu ermitteln, nichts anders übrig bleibt, als 
alle oder wenigstens einige Träger des gleichen Namens der Ehebruchszeugin 
vorzustellen, damit sie den Richtigen wiedererkennen kann. Kann hier ein 
Zweifel obwalten, daß die Vorgeladenen trotz ihrer Rechte aus § 384 Abs. 2 
ZPO. sich — zumal aus Gründen der materiellen Wahrheitserforschung — der 
Zeugin gegenüberstellen lassen müssen? Die Verhandlungsmaxime be- 
schränkt den Richter ‚in der sachgemäßen Benutzung der angeführten Be- 
weismittel‘‘ nicht (Struckmann-Koch 7. A. 491). Daß besondere Vorschriften 
über Zwangsmaßregeln wegen verweigerter Konfrontation fehlen, beweist 
nichts gegen die Annahme einer Konfrontationspflicht, da diese voraussetzt 
das Erscheinen vor Gericht und Dritten, die Nichterscheinensfolgen aber "in 
den 88 380 ff. ZPO. geregelt sind. 
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246 StPO. regeln tatsächlich noch einen weiteren Fall der Konfrontation, 
allerdings nur nach der negativen Seite: Die im Stadium der Hauptverhandlung 
generell-obligatorische (judizielle) Konfrontation mit dem Ange- 
klagten und die in der Voruntersuchung für bestimmte Beweisaufnahmen 
obligatorische (skrutiniale) Konfrontation mit dem Angeschuldigten 
soll ausgesetzt werden können, wenn zu befürchten ist, daß ein Zeuge bzw. 
ein Mitangeklagter oder Zeuge bei seiner Vernehmung in Gegenwart des An- 
geschuldigten bzw. Angeklagten die Wahrheit nicht sagen werde, kurz m. a.W. 
— im Interesse der Beschaffung einwandfreier Zeugenaussagen i. S. von § 68 
StPO. und Erwiderungen i. S. von §§ 136, 242 StPO. Dies Interesse kann sich 
ebensowohl auf die Identitätsfrage als auch auf andere Beweisfragen beziehen. 
Das Gesetz macht in der Beziehung keinerlei Einschränkung, wohl aber in 
jener, daß eine Konfrontation zwischen Zeugen nicht aus dem ange- 
gebenen Grunde ausgeschlossen werden kann. Läßt sich aus materiellen Gründen 
eine Zeugenkonfrontation nicht umgehen, so muß sie vorgenommen werden. 
auch wenn die Besorgnis besteht, daß der konfrontierte Zeuge mit der Wahrheit 
zurückhalten oder seine Aussagebereitschaft widerrufen wird (cf. dazu RG. 
-in Strats. 29, 31, wo die Unstatthaftigkeit der Ausdehnung der exzeptionellen 
Vorschrift auf „andere Akte der Beweiserhebung‘‘ betont wird). Durch die 
Zulassung der skrutinialen Konfrontation als generelle Ausnahme einerseits, 
durch die Zulassung des Wegfalls der judiziellen Konfrontation als partielle 
Ausnahme andererseits gibt das Gesetz — und das sind die Bedenken der lo- 
gischen Interpretation — unzweideutig zu erkennnen, daß die Konfrontation 
als solche mit zu den im Strafprozeßrechtssystem zulässigen und geordneten 
Beweismitteln?) gehört. Wenn das aber der Fall ist, dann bleibt nicht mehr 
zweifelhaft, daß das Gesetz — ebenso wie es die anderen Ausnahmen von der 
Zeugenpflicht usw. geregelt hat — auch das Recht der Konfrontationsver- 
weigerung geregelt haben würde, wenn es wirklich ein solches anerkennen 
wollte. Dringender Anlaß zur Überdenkung dieser Frage war dem Gesetzgeber 
gerade durch die Bestimmungen über den Ausschluß der Konfrontation gegeben. 
Mag daher auch sonst das Schweigen des Gesetzes nicht immer sichere Schlüsse 
erlauben, so läßt sich in diesem Falle aus der Nichtregelung sicher nur der 
eine Schluß herleiten, daß das Gesetz eine Gleichstellung von Zeugnis und 
Konfrontation nicht gewollt hat. In den Motiven zur geltenden StPO. findet 
sich eine Verweigerung der Konfrontation nicht erörtert, wohl aber findet 
sich betont. daß es „kein wichtigeres, unersetzlicheres Recht für den Ange- 
klagten gebe als das Recht, seinen Zeugen und Mitangeschuldigten gegen- 
überzutreten. Beseitige man dasselbe . . ., so werde dadurch die ganze 
Öffentlichkeit. die permanente Konfrontation, auf welche 


*) In die schlimme Konfusion der ‚Beweismittel‘ - Terminologie will 
ich nicht erst hineinsteigen, obwohl auch sie wiederum ein Anzeichen für die 
prozeßdogmatische Morbidität ist. Ich meine, daß man im Sinne des Kohler- 
schen „Vernunftbeweises“ (Rechtsphilosophie 181) sagen kann: Beweis ist alles, 
was dem Richter zur Bildung seiner freien Überzeugung im Rahmen der Ver- 
handlung als Hilfsmittel dienen kann (ähnlich Birkmeyer, Lehrb. 403). Dazu 
gehört auch, wie das im alten Inquisitionsprozeß ausgesprochenen Rechtens 
war, die Konfrontation (cf. noch Hahn. Mat. I 592). 
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das Verfahren berechnet sei, zu einem accidentale herabgedrückt‘“ (Gneist in 
Hahn, Mat. 11 1364). Hier ist der als Prozeßprinzip die Hauptverhandlung 
beherrschende Konfrontationsgedanke klar erkannt und, zum Ausdruck ge- 
bracht. Das Korrelat aber zu dem so gekennzeichneten Konfrontations- 
Recht des Angeklagten ist die Konfrontations - Pflicht der für eine Kon- 
frontation in Frage kommenden Personen. Die Befreiung davon ist in das 
Ermessen des Gerichts gestellt, nicht in die Macht und Qualifikation der Zeugen.*) 

Warum hat das Gesetz dann aber keine speziellen Bestimmungen über 
ZwangsmaBregeln gegen Konfrontations-Pflichtverletzungen? Weil solche 
überflüssig wären. Ungehorsam gegen den Konfrontations-Befehl ist in erster 
Linie Verletzung der Ladungsfolgepflicht im weiteren Sinne (s. 0.), in zweiter 
Linie — soweit Aussagepflicht hinzutritt — ungesetzliche Zeugnisverweigerung. 
Für beide Fälle sind Zwangsmittel statuiert in den §§ 50, 69 RPO. Die Er- 
scheinungspflicht noch weiter zu differenzieren, hatte das Gesetz keinen Anlaß, 
nachdem es die allgemeinen Folgen des unbefugten Ausbleibens geordnet 
hatte. In den neuen Strafprozeßentwürfen hat man sich über. die Bedeutung 
der Konfrontationsfrage überhaupt wie über manches Andere nicht weiter 
den Kopf zerbrochen. Die Reformkommission hat sich.nur damit beschäftigt, 
obdiestillschweigende Konfrontation der bereits vernommenen 
mit den noch abzuhörenden Zeugen durch ihr Verbleiben im Sitzungssaal 
($58 Abs. 1 StPO.) wegen der Beeinflussungsgefahr nicht besser gesetzlich 
ausgeschlossen werden sollte (Prot. II 229). Man hat dieser Anregung nicht 
Folge gegeben, weil es für viele Zeugen eine Erleichterung sei, wenn sie ihre 
eigenen Wahrnehmungen mit denen anderer Zeugen vergleichen könnten, 
oft falle ihnen auch Vergessenes wieder ein oder sie hätten Gelegenheit zu einer 
Berichtigung. Überdies sei bei der spontanen Konfrontation 
vor dem Sitzungssaal die Beeinflussung noch leichter möglich. In den Ent- 
würfen (§§ 53, 168, 190 bzw. 191, 236) hat das Konfrontationsmittel durch 
die Erweiterung der Parteienöffentlichkeit praktisch an Umfang und Bedeutung 
gewonnen. Sonst stehen sie völlig auf dem Boden des geltenden Gesetzes. 
Insbesondere enthalten sie nirgends Vorschläge über Zwangsmittel wegen 
verweigerter Konfrontation und über eine Berechtigung zu solcher Weigerung.) 


6) Mit der Parallelisierung der Zeugnisverweigerung und der Koitto: 
tationsweigerung verhält es sich ähnlich wie mit der Ubertragung der in §§ 54 ff. 
StPO. ausgesprochenen Gedanken auf die Norm des §139 StGB. (cf. RG. 2,75 ff.). 
. 7) Die österreichische StPO. schränkt die Konfrontation als solche nur 
hinsichtlich der Zahl der zu Konfrontierenden (‚nicht zwischen mehr als 2 Per- 
sonen‘ ‘)ein (§168), bestimmt aber allerdings in §205 Abs. 2 ausdrticklich, daB die 
in § 152? aufgeführten Personen (Verwandte und Verschwägerte, Ehegatte usw.), 
wenn sie sich als Zeugen abhören lassen, die Gegenüberstellung mit dem 
Beschuldigten ablehnen dürfen, außer, wenn dieser sie selbst verlangt. 

Dadurch, daß dieses Gesetz nicht allen, sondern nur bestimmten, von 
der Verbindlichkeit zum Zeugnis Befreiten das Ablehnungsrecht einräumt 
— vorbehaltlich der Stellungnahme des Beschuldigten — offenbart es, daß 
der Regel nach jeder AL ist. Die neuen österreichischen 
Militär-Strafprozeßentwürfe haben die angeführten Bestimmungen über- 
nommen (§§ 167, 194, 198). Unsere MStGO. vom 1. 12. 1898 läßt dagegen 
Konfrontation ohne jede Einschränkung zu, §192. Weitere Rechtsvergleichungen 
würden zu weit abführen. | 
Archiv. 60. Bd. 13 
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VorstehendeAusführungen haben uns in der Differenzierung derZeugenpflicht 
soweit gebracht, daß uns klar geworden ist: Jeder Zeugemuß sich aus- 
nahmslos anderen Zeugen oder dem Beschuldigten gegenüberstellen lassen. 

Es handelt sich nun darum, diese Verpflichtung gegeniiber den anderen 
Elementen der Zeugenpflicht abzugrenzen. Die Anschauung von Glaser (s. o.) 
widerlegt sich damit, daß auch der Zeugnisbefreite, der sich nicht vernehmen 
lassen will, vor Gericht .erscheinen muß. Die Identifizierung der Konfronta- 
tionsptlicht aber mit der Erscheinungspflicht ist oberflächlich und unrichtig, 
weil jene zwar das Erscheinen voraussetzt, sich aber nicht darin erfüllt. Was 
ist denn ihre Erfüllung? Die Antwort ist leicht, wenn feststeht, ob es nur eine 
aktive oder auch eine passive Zeugenpflicht gibt. Wir müssen wiederum auf 
Glaser als einen der ersten Meister des Strafprozeßrechts zurückgreifen. Glaser 
lehrt nach Heinze: „Der Zeuge hat nicht zu handeln, sondern nur zu reden“ 
— Ist denn aber eine Besichtigung von vorgezeigten Personen und 
Sachen, wozu G. den Zeugen ebenfalls für verpflichtet erachtet, kein Handeln ? 
Hier steckt der erste Widerspruch. Weiter lehrt Glaser: „Ebensowenig ist 
der Zeuge als solcher verpflichtet, sich zu Tätigkeiten oder Experimenten 
herzugeben, welche der Entdeckung der Wahrheit förderlich sein mögen, aber 
mit dem Zeugnis nichts zu tun haben“. Die Konfrontation mache keine Aus- 
nahme von diesem Grundsatz, weil sie ein Akzessorium der Aussage sei. Ladung 
von Personen, die nichts auszusagen hätten, lediglich zwecks Vorstellung, 
sei eine bedenkliche Ausdehnung der Zeugenpflicht, denn eine Zwangspflicht, 
sich zum Objekt des richterlichen Augenscheins oder zur Besichtigung durch 
Sachverständige herzugeben, sei in den Gesetzen über die Zeugenpflicht nicht 
statuiert. Solche Pflicht könne möglicherweise nur aus einer allgemeinen, nicht 
allein die Zeugen betreffenden Prozeßvorschrift abgeleitet werden (a. a. O.). 
Es fällt nicht schwer, diese Lehrsätze zu Fall zu bringen. Wenn es richtig sein 
soll, daß kein Zeuge verpflichtet ist, sich einer nur rekognitorischen Konfron- 
tation zu unterziehen, dann müßte es nach der Systematik des Gesetzes eine 
Berechtigung des Zeugen geben, als geladener Zeuge vom Gericht 
vernommen zu werden. Solche Berechtigung hat das Gesetz aber nicht auf- 
genommen. Gottlob, denn sie würde die Verschleppungs- und Sensations- 
Beweisaufnahmen zur Regel machen können. Das Absehen von der Erhebung 
einzelner Beweise i. S. des $ 244 Abs. 1 StPO. wäre völlig illusorisch. Nein, 
das Gesetz hat dem geladenen Zeugen nur seineAussagepflicht in einzelnen 
Fällen abgenommen oder wenigstens erleichtert. Glaser gerät aber auch darin 
mit sich selbst in Widerspruch, daß er ausdrücklich — sei es auch in Zu- 
sammenhang mit der Zeugenvernehmung — eine Agnoszierungspflicht des 
Zeugen in bezug auf Personen und Sachen anerkennt. Diese Pflicht nur aktiv, 
nicht auch vice versa passiv gelten zu lassen, geht nicht an, denn keine öffent- 
lichrechtliche Verpflichtung versteht sich nur nach der aktiven Seite. Dies sind 
die speziellen Einwände. Generell irrt Glaser in der Verwertung 
des Gesichtspunkts des Augenscheins. Nach §§ 178, 179 GVG., die zweifellos 
mit zu den „Gesetzen über die Zeugenpflicht‘“ gerechnet werden müssen, 
differenziert sich die Erscheinungspflicht des Zeugen des weiteren in die Pflicht, 
als erschienener Zeuge den zur Aufrechthaltung der Ordnung erlassenen Be- 
fehlen zu gehorchen, und in die Pflicht, in der Sitzung in einem nicht unge- 
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bührlichen Zustande zu erscheinen und zu verharren, m. a. W.: in die Pflicht 
des prozeBleitungsgem4Ben und des gerichtswürdegemäßen Benehmens. Darin 
liegt ohne weiteres begründet, daß der Zeuge in seiner äußeren Er- 
scheinung usw. Wahrnehmungsobjekt des Richters 
wird. Ansonst hätten die Ordnungsstrafen usw. des Gesetzes keinen Sinn. 
Nur durch den Augenschein kann die Ordnungswidrigkeit festgestellt werden. 
Das natürliche Korrelat der Pflicht eines nicht zu beanstandenden Erscheinens 
an Gerichtsstelle und vor dem Gericht ist die Pflicht, sich der augenschein- 
lichen Kontrolle des Gerichts zu unterwerfen. Da nun die Erscheinungs- 
pflicht de facto das Primäre, die Aussagepflicht das Sekundäre in der Zeugen- 
funktion ist — die Aussagepflicht in aedibus gehört zu den Ausnahmen, ändert 
gleichwohl nichts an unserem Ergebnis! —, so istzu schließen, daß auch die 
Aussagepflicht die Pflicht involviert, sich zum Objekt des richterlichen Augen- 
scheins zu machen, denn aussagen kann nur der Erscheinende und zu er- 
scheinen braucht nur der Aussagepflichtige. Die weitere Folge für die Eides- 
pflicht ergibt sich von selbst. Der Zeuge unterliegt also in 
seiner Gesamtfunktion dem richterlichen Augen- 
schein. Diese Überlegung sollte, weil selbstverständlich, nicht angestellt zu 
werden brauchen. Sie ist indes nirgends angestellt, obwohl eine eindringliche dog- 
matische Bearbeitung des Zeugenproblems darauf stoßen müßte. Diese Lücke 
der Doktrin findet ihre Erklärung in der bisher allgemein üblichen Ausschaltung 
des Strafrichters bei der Erörterung strafprozessualer Beweisprobleme®. 
Wir haben den Ausdruck „Augenschein“ gebraucht. Da wirft sich die 
Frage dazwischen: Sind denn die aus den §§ 178, 179 GVG. abgeleiteten Rechts- 
gedanken in Einklang zu bringen mit den Vorschriften der StPO. über richter- 
lichen Augenschein? Können denn Zeugenvernehmung und Augenscheins- 
einnahme als prozessual aggregiert angesehen werden ? — Auch hier betreten 
wir ein Gebiet, wo ganz außerordentliche Unsicherheit herrscht in der An- 
wendung und Auslegung des Gesetzes. Sie ist verursacht dadurch, daß das 
im gemeinen Prozeß vom Gesetz sorgsam umhegte und geregelte Institut des 
_ Augenscheins in den Reichsjustizgesetzen, insbesondere in der StPO. eine neben- 
sächliche, um nicht zu sagen — negligente Behandlung erfahren hat. -Zunächst 
besteht schon eine große Uneinigkeit der Schriftsteller darüber, was Augen- 
scheinsobjekt sein kann. Die Mehrzahl versteift sich auf Anorganismen, auf 
einen anorganographischen Charakter der Augenscheinseinnahme selbst. 
Die Minderzahl läßt zwar auch das Organische als Augenscheins-Objekt gelten, 
dann aber nur in einem konkret fixierten Zustande. Wenige haben erkannt, 
daß nicht zum mindesten Vorgänge und Handlungen Gegenstand des Augen- 
scheins sein können.? Sodann streitet man sich über die Stadien des Verfahrens, 
wo Augenschein zulässig ist, über die Personen, die ihn einnehmen können, 
über seinen Zweck überhaupt. Man klammert sich dabei ängstlich an die 
wenigen, sich mit dem Augenschein befassenden Paragraphen des StPO. an, 


8) Ich verweise auf die grundlegende Arbeit von Rumpf, Der Strafrichter I. 
(Berlin, C. Heymann 1912) und meine Besprechung in Groß’ Archiv, Band 50 
Seite 177 ff. 

®, Cf. über diese Frage meinen Beitrag im G. S. 79 S. 432 ff. (‚Zum Begriff 
der richterlichen Augenscheins-Einnahme im geltenden und künftigen Gesetz''). 
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so ängstlich, daß man die hinter jedem Gesetze stehenden, prozessualen Grund- 
vorstellungen und den praktischen Ablauf der Dinge ganz vergißt. Glaser 
macht eine Ausnahme, aber keine erfreuliche, denn er nimmt das Augenschein- 
Institut in seinem gemeinrechtlichen Gewande einfach in das Reichsrecht 
hinüber, betont allerdings, daß durch das Prinzip der freien Beweiswürdigung 
die einstige bevorzugte Stellung des Augenscheins als Beweismittels be- 
seitigt sei und darum auch jene strengen Anforderungen, die sonst an die volle 
Beweiskraft des Augenscheins gestellt wurden, ihre frühere Bedeutung ver- 
loren hätten (Handbuch I §55). Aus den die Protokollpflicht, den Protokoll- 
inhalt und seine Verlesbarkeit betreffenden §§ 86, 191 i. V. mit 186, 224 i. V. 
mit 223 und 248 StPO. ist deduziert worden, daß es eine Augenscheinsein- 
nahme in der und als Teil der Hauptverhandlung durch den erkennenden 
Richter nicht gäbe. Denn der Augenschein solle die dem urteilenden Richter 
versagte unmittelbare Anschauung ersetzen. Wenn er aber Beweis- 
surrogat oder Beweisäquivalent sein solle, dann könne er nicht 
zugleich das zu Ersetzende selbst sein. Vom erkennenden Gericht eingenommen, 
verändere er schon seine Beschaffenheit: der aus Beobachtung und gleich- 
zeitiger Beschreibung zusammengesetzte Vorgang, der historisch 
das Beweismittel des Augenscheins ausmache, sei hier nicht denkbar. Wenn das 
Gesetz ihn auch nicht untersage, so sei er doch nicht besonders berück- 
sichtigt und die anderen Vorschriften über den Augenschein paBten nicht auf 
ihn (Glaser, a. a. O. § 55). 

Hier reihen sich Irrtümer an Irrtümer! In allererster Linie ist übersehen, 
daß $ 86 StPO. zu den allgemeinen Bestimmungen gehört, 
die für alle Verfahrensstadien gelten. Darnach gilt das „Findet die Einnahme 
eines richterlichen Augenscheins statt“ auch für die Hauptverhandlung.!°) Da 
allgemein vom richterlichen Augenschein die Rede ist, kann er nicht 
wohl eingeschränkt werden auf den des Ermittlungs-, Untersuchungs- oder 
beauftragten Richters. Auch der erkennende Richter darf daher Augenschein 
einnehmen und hat dann die Pflicht, das Wahrgenommene zu Protokoll zu 


10) Die Methode des RG. Urteil des 1. Strafsenats v. 3. 12.94 in Entsch. 26, 
277 ff.. § 86 StPO. lediglich aus § 248 i. f. StPO. zu interpretieren, 
dürfte schon um deswillen verkehrt sein, weil es nicht angeht, die lex generalis 
aus der lex specialis erklären zu wollen. Daß bei einer Augenscheins-Einnahme 
durch das erkennende Kollegialgericht die eigenen sinnlichen Wahr- 
nehmungen der Mitglieder des Kollegs die unmittelbare Beweisquelle bilden, 
führt nicht dazu, die Protokollpflicht wegfallen zu lassen, weil Beweissiche- 
rungs- und Beweisersatz- Funktion des Protokolls in solchen Fällen 
nicht in Frage kommt, es sich vielmehr um eine Art Feststellungs- und Kon- 
trollfunktion des Protokolls handelt. Der Einwand der faktischen Undurch- 
führbarkeit des Protokolls: es sei nicht abzusehen, wie der Vorsitzende mit 
dem Gerichtsschreiber überhaupt in der Lage sein sollte, andere Wahrnehmungen 
als die eigenen zu fixieren, während für die Urteilsfindung doch vielmehr die 
Wahrnehmungen aller Kollegmitglieder entscheidend wären, ist hinfällig, 
weil schon im Falle des $ 1941 StPO. der Richter nicht nur die eigenen, sondern 
auch die Wahrnehmungen des Gerichtsschreibers zu fixieren hat, cf. RG. 16, 
447 ff. und weil die Augenscheins-Einnahme überhaupt kein isoliert optischer 
Vorgang ist, sondern mit Entgegennahme von Aussagen usw. verbunden ist. 
die die Wahrnehmungen Dritter dem die Augenscheins-Einnahme Leitenden 
vermitteln. 
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bringen (etwa als Anlage des Hauptverhandlungsprotokolls, cf. RG. 2, 34 ff.) 
Der Allegirung des $ 273 Abs. 3 StPO. bedarf es für diese Erkenntnis nicht 
(so Puchelt, Noten zu $ 86).!°) Der $ 273 gibt aber einen interessanten Finger- 
zeig für den Umfang aller Augenscheinseinnahmen. Bei „Feststellung 
eines Vorgangs in der Hauptverhandlung‘“ kann doch nur gedacht sein an sinn- 
lich Wahrgenommenes von Relevanz, also an alles das, was sich vor dem Ge- 
richt abspielt und für die Endentscheidung wichtig ist — abgesehen von Aus- 
sagen und Äußerungen (2. u. 3. Alternative des Abs. 3). Sollte dazu nicht auch 
der Zeuge vor, bei und nach seiner Vernehmung gehören? Doch wir wollen 
nicht vorgreifen. — Nach vorstehendem ist es unrichtig, zu behaupten, die 
StPO. wisse von einem Augenscheins-Protokoll, das bei Einnahme des Augen- 
scheins durch das erkennende Gericht abzufassen wäre, nichts (Glaser I 663 
Note 13). Das Gesetz hat keine Veranlassung, generelle Vorschriften später 
zu wiederholen. Wenn weiter, gesagt wird, $ 273 Abs. 3 StPO. könne zwar 
auch auf Augenschein, bezogen werden, damit wäre dann aber nur bewiesen, 
daß die Protokollierung regelmäßig nicht erfolge, — Glaser a.a.O. — so ist 
das ein Versuch, dem klaren Wortlaut des Gesetzes unter allen Umständen 
aus dem Wege zu gehen, nur um die eigene Lehrmeinung zu halten. Hält das 
richterliche Ermessen einen „Vorgang“ für feststellungsbedürftig, so greift 
der Protokollzwang Platz. Die Distinktion von Loewe, jenes Ermessen könne 
nur walten bei Vorkommnissen, die in keiner Beziehung zur verhandelten 
Sache ständen, während im übrigen jedem Antrage der Prozeßbeteiligten 
auf Protokollierung irgendeines Vorkommnisses entsprochen werden müsse, 
hat im Gesetz selbst keine Grundlage. Die Prozeßbeteiligten sind weder be- 
rechtigt noch verpflichtet, zur amtlichen Bezeugung des Vorsitzenden und 
des Gerichtsschreibers, als welche sich das Protokoll im Sinne des $ 271 StPO. 
darstellt, beizutragen. Vorfälle, die strafbare Handlungen sind oder doch auf 
solche hindeuten, unterliegen der Beurkundungspflicht schon nach $ 185 GVG. 
Zu betonen für dieselbe Pflicht nach $ 273 Abs. 3 StPO. ist aber, daß es sich 
dort nur um Vorgänge in der Hauptverhandlung handelt. Für 
die extraforense Augenscheinseinnahme im Stadium der Hauptver- 
handlung kommt also n ur $ 86 StPO. in Betracht, während für dieforense 
Augenscheinseinnahme (an Gerichtsstelle) jedenfalls bez. des Ver- 
lesungszwangs $ 273 StPO. noch eine Spezialvorschrift gibt.” 


u) Das zitierte RG.-Urteil in 26, 277 f. zieht die Möglichkeit des Inbe- 
trachtkommens von Absatz 3 des $ 273 StPO. für die Protokollpflicht 
überhaupt nicht in Erwägung, sondern begnügt sich damit, die Zugehörigkeit 
des Augenscheins zu den „Ergebnissen der Hauptverhandlung‘“ in Abs. 1 
§ 273 zu verneinen, da hierunter nicht die Ergebnisse der Beweisaufnahme 
zu verstehen seien. Letzteres ist aber in dieser Allgemeinheit wieder unrichtig. 
Der 2. Strafsenat hat in seinem Urteil vom 10. 2. 1880 (E 1, 199 ff.) zutreffend 
ausgeführt, daß unter Ergebnissen der Hauptverhandlung nur solche Er- 
gebnisse zu begreifen seien, die nicht aus den Vernehmungen, d. h. den die 
Sache selbst betreffenden Aussagen hervorgingen. Darüber läßt auch der 
A bs. 2 des § 273 StPO. nicht den geringsten Zweifel. Da nun die Augenscheins- 
Einnahme in erster Linie kein Vernehmungsvorgang ist, so läßt sich auch aus 
dieser Gesetzesbestimmung, wenn man mit RG. den § 86 StPO. für unan- 
wendbar erachten will, die Protokollpflicht bei einem Augenschein in der Haupt- 
verhandlung herleiten. 
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Die generelle Zulässigkeit der Augenscheinseinnahme durch das er- 
kennende Gericht widerlegt die dem Augenschein imputierte Surrogatsqualität 
als Beweismittel. Man müßte sonst beispielsweise auch dazu kommen, den 
eidlichen Zeugenbeweis, der in den Stadien vor und nach der Hauptverhandlung 
bei Vorhandensein bestimmter Voraussetzungen in bestimmten Formen er- 
hoben werden kann und vielfach erhoben wird, für die Hauptverhandlung 
selbst abzulehnen, weil die übrigen Vorschriften für die Vernehmung in der 
Hauptverhandlung nicht passen. Das ist natürlich absurd. Das für jeden 
Kriminalprozeß eminent wichtige Prinzip der Beweissicherung 
macht es notwendig, daß ein großer Teil der Beweisakte vor der Hauptver- 
handlung, ja ohne Rücksicht darauf, ob es überhaupt zu einer solchen kommt, 
vorgenommen wird — zur Sicherung des Beweises, nicht zur Erschöpfung 
und Erledigung des Beweises. Solche Beweissicherungsprozedur ist u. U. 
auch die Einnahme des richterlichen Augenscheins. Damit ist aber nicht 
ausgeschlossen, daß der gesicherte Beweis später noch einmal erhoben, 
gewissermaßen nachkontrolliert, daß das Zimmer, worin der Raubmord passiert 
ist, trotz protokollarischer Beschreibung und photographischer Abnahme 
abermals einer Besichtigung durch das erkennende Gericht unterzogen wird. 
Ja, solche m u ß sogar ex officio erfolgen, wenn sie zur Urteilsfindung erforder- 
lich ist und nicht faktische Hindernisse entgegenstehen, denn für die Augen- 
scheins-Einnahme gilt ebenfalls das Prinzip der Unmittelbarkeit, das in Ver- 
bindung mit dem Prinzip der materiellen Wahrheitserforschung dem er- 
kennenden Richter auferlegt, selbst wahrzunehmen, nicht — wahrnehmen 
zu lassen.!?2) Glaser kommt von seinem Standpunkt dazu, in der richterlichen 


12) Die a von Maas (Grundsatz der Unmittelbarkeit in der RStPO., 
Breslau 1907, S. 58 ff.), daß der Grundsatz der Unmittelbarkeit sich auf die 
Augenscheins- Objekte nicht erstrecke, insofern, als das Gesetz nirgends ver- 
lange, daß das erkennende Gericht die sinnliche Wahrnehmung an dem betr. 
Objekt selbst mache, und insofern als das Gesetz nirgends für einen bestimmten 
Fall die Augenscheins-Einnahme für erforderlich erkläre, wird durch das Gesetz 
selbst widerlegt. Nach $ 244 StPO. mu B das Gericht Augenschein einnenmen, 
sobald es sich um „herbeigeschaffte‘“ Augenscheins-Objekte handelt. Dafür 
kommen in erster Linie die instrumenta und producta sceleris, die fast durch- 
weg durch die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft dem Gericht unmittelbar 
vorgeführt werden, ferner die durch die Straftat erlangten Gegenstände und 
das für Konfrontationen im engeren Sinne erforderliche Personenmaterial in 
Frage. Aber auch hiervon abgesehen, ist der Richter nach dem obersten Leit- 
gedanken unseres StP., der Erforschung der materiellen Wahrheit — wie schon 
gesagt, verpflich t et, Augenschein einzunehmen, es sei denn, daß der 
angestrebte Zweck sich durch einfachere und doch gleichwertige Maßnahmen 
erreichen läßt (RG. 21, 225 ff., anderer Ansicht scheinbar RG.-Urteil vom 
15. 11. 1910 in „Recht 15 S. 265, dagegen wiederum Glaser in seinen Bei- 
trägen zur Lehre vom Beweis, 376 Note). Bei dem Stande unserer Wissenschaft 
über den Wert der Zeugenaussagen und bei der immer intensiveren Behandlung 
der Realien kann es nicht zweifelhaft sein, daß der richterliche Augenschein 
notwendigerweise an Bedeutung gewinnen muß. So wird denn allgemein die 
Leichen-Augenscheins-Einnahme im Sinne des $87 StPO. 
— auch außerhalb der Fälle des $ 157 StPO. — als obligatorisch auf- 
gefaBt mit der guten Begründung, daß es auf die möglichste Zuverlässigkeit 
der Ermittelungen ankomme, diese aber gefährdet sei durch die Verschiedenheit 
derAnsichten der das Verfahren betreibenden Personen über den Befund und durch 
die Verändenin © dem Zustande der Leiche (Löwe, Note 1 zu $ 87StPO.). 
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Augenscheins-Einnahme eine Durchbrechung des Unmittelbarkeitsprinzips 
zu sehen, weil die Beurkundung die Hauptsache sei. John (I 721), der unsern 
Standpunkt einnimmt, scheint dagegen die Beurkundung — abgesehen von den 
Fällen der §§ 191, 222—224 StPO. — für Nebensache oder gar für unnötig zu 
halten. Das läuft aber wiederum strikt den $$ 86, 273 StPO., überhaupt den 
Grundsätzen der Aktenmäßigkeit und des Aktenkundigmachens zuwider. 
Es ergibt sich, daß das Protokoll und die Protokollpflicht keine spe: 
ziellen Kriterien des richterlichen Augenscheins sind. 

Um auf unser den Zeugen betreffendes Thema zurückzukommen;, 
so ist sicher, daß Zeugen richterliches Augenscheins-Objekt sein können, denn 
unter der Kategorie der geeigneten Objekte werden in den Lehrbüchern auch 
„Personen“ angeführt. Man vermißt aber Lehrbeispiele. Der Grund liegt 
darin, daß die Doktrin eine Augenscheinsduldungspflicht 
dritter Personen, also auch der Zeugen verneint (cf. Bennecke- 
Beling, Lehrbuch 337 und die dort cit. Schriftsteller). Diese Lehre basiert 
auf dem Irrtum, daß der richterliche Augenschein ein Akt des völlig freien, 
richterlichen Ermessens sei, und auf der starken Verkennung der selb» 
standigen Natur der Augenscheins-Einnahme als solcher 
gegenüber der Durchsuchung (§§ 102, 103 StPO.). Hierüber hat sich in sehr 
beachtenswerter Weise Artur Mayer verbreitet (Augenscheins-Einnahme 
und Durchsuchung im geltenden Strafprozeßrecht usw. Breslau, 1911). Wir 
brauchen uns nur zu vergegenwärtigen, daß der richterliche Augenschein zu 
den regulären, nicht etwa singulären Wahrheitserforschungsmitteln des gel- 
tenden Strafprozesses gehört und daß Befugnis des Richters stets auch Pflicht 
des Richters bei Anforderung der Sachlage bedeutet (Dernburg, Pand. 
4. A. 163), um nach dem variierten Satze des Paulus: Quod secundum 
rationem iuris receptum est, es t producendum ad consequentias — als Teil der. 
Zeugenpflicht auch die erzwingbare Verpflichtung des Zeugen zur Duldung 
des richterlichen Augenscheins zu erkennen. Mayer separiert allerdings die 
generelle Augenscheinsduldungspflicht von dem speziellen Zeugenbeweis, weil 
er leider verkennt, daß die Verpflichtung des Zeugen nicht nur in einem facere, 
sondern auch in einem pati (Konfrontationen !) besteht (S. 32, 33). Daher ver- 
sagt auch seine Argumentation, daß das Gesetz beim Zeugen- und Sachver- 
ständigenbeweis, um zum Handeln zwingen zu können, dem Richter 
Mittel an die Hand geben müsse, während sich beim Augenschein-Beweis 
die Anwendung von Gewalt von selbst verstehe. Mayer tut der Konfron- 
tationen überhaupt keine Erwähnung. Wo doch solche der Hauptanwendungs- 
fall der Augenscheins-Duldungspflicht sind! Gerade aber die gesetzlichen 
Bestimmungen über Konfrontationen statuieren zugleich — wenn auch nicht 
expressis verbis — eine solche Augenscheins-Duldungspflicht. | Konfron- 
tationen im engeren Sinne sind nicht willkürliche reziproke Besichtigungen 
verschiedener Personen im Gerichtssaal, sondern es sind absichtliche, provo- 
zierte Gegenüberstellungen von Beweispersonen vor den Augen des 
Richters. Mag Aufklärung von Widersprüchen erstrebt werden, mag nur 
Wiedererkennung in Frage kommen: in erster Linie sind die Konfrontierten 
Subjekte bzw. Objekte, die Augenschein einnehmen bzw. dulden müssen unter 
richterlicher Kontrolle. Diese richterliche Kontrolle aber, die den Beweis- 
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wert der Konfrontation ermitteln soll, charakterisiert sich als ein der Zeugen- 
vernehmung immanenter Akt der richterlichen Augenscheins-Einnahme. 
Wenn man die Hauptverhandlung, insbesondere das Beweisverfahren unter 
diesem Gesichtspunkt betrachtet, dann bekommen sie das Leben, das ihnen 
nach der theoretischen Behandlung ganz und gar fehlt. In der theoretischen 
Hauptverhandlung herrscht das gesprochene Wort, das der Gehörssinn auf- 
nimmt. Ausnahmsweise tritt bei Vorlesung von Urkunden auch der Gesichtssinn 
in Funktion. Im übrigen geht alles puppenhaft vor sich. Daß Menschen von 
Fleisch und Blut sich gegenüberstehen, wird nicht beachtet. Glaser (a. a. O. 662) 
sagt zwar, in die Akte der Augenscheins-Einnahme könnte sich die Entgegen- 
nahme von Aussagen mischen, er sagt aber nicht, daß die Entgegennahme 
von Aussagen ihrerseits nicht ohne Augenscheins-Einnahme an dem Aus- 
sagenden erfolgen kann. Eine künstliche Absperrung des zu Verhörenden 
im Sitzungssaale — etwa durch eine spanische Wand — würde dem Präsenz- 
prinzip widersprechen. Diese Art der Augenscheins-Einnahme, die sogen. 
immanente oder inkludente Augenscheins-Einnahme, wie ich sie 
nennen will im Gegensatz zur expressiven Augenscheins-Einnahme, 
ist allerdings im Gesetz nicht weiter geregelt. Nichtsdestoweniger ist sie für 
die Ziele des Strafprozesses von präminenter Bedeutung. Der 2. Strafsenat 
des Reichsgerichts hat sich in einem Urteil vom 4. Dezember 1906 (E 39, 303ff.) 
mit der Frage beschäftigt, ob unmittelbare, nicht von ihm aufgesuchte Wahr- 
nehmungen und Eindrücke des Gerichts außer den Ergebnissen der vorge- 
führten Beweismittel für die Beweiswürdigung verwertet werden dürfen, ohne 
daß die in der StPO. über die einzelnen Beweismittel gegebenen Vorschriften 
beachtet sind. Das angefochtene Urteil hatte die Glaubwürdigkeit einer Zeugen- 
aussage über die Vaterschaft des Angeklagten erhöht gefunden durch dessen 
auffallende Ähnlichkeit mit dem Kinde. Diese Ähnlichkeit ‘war festgestellt 
worden durch Vergleichung des Aussehens der beiden Personen.!? Das Sitzungs- 
protokoll sagt nichts darüber. Die Revision rügt Verletzung des $ 86 StPO. 
RG. verwirft sie, weil keine Einnahme einesangeordneten Augen- 
scheins, also keine Augenscheins-Einnahme im Sinne des Gesetzes vorliege, 
weil auch kein vorgeführtes Augenscheins-Objekt gegeben sei. In 
Frage kämen lediglich unmittelbare, unabsichtliche Wahrnehmungen 
des Gerichts, wohin im allgemeinen zu rechnen wären die Erscheinungen, 
die eine Frage, eine Aussage in dem Mienenspiel, in den Gebärden, in dem Ver- 
halten einer in der Verhandlung anwesenden Person hervorrufe, ferner das 
Verhältnis der körperlichen Größe erschienener Personen, die körperlichen 
Eigenschaften eines Zeugen usw. Soweit es sich um den Zustand und die Be- 
schaffenheit einer in der Hauptverhandlung auftretenden Person handle, könne 
außerdem die Besichtigungbeschlossen werden, dann läge Einnahme eines 
Augenscheins vor. Zur Bekundung nicht aufgesuchter Wahrnehmungen könne 
das Protokoll nicht bestimmt sein. Sie fielen aber mit unter den „Inbegriff 
der Verhandlung im Sinne des $ 260 StPO. und dürften daher, zumal da ihnen 


13) Höchst bedenklich! Cf. Huwald „Über die forensische Bedeutung der 
Familienähnlichkeit‘ in Groß’ Archiv 41, 1 ff. und Hellwig über „Daktyloskopie 
und Vaterschaft“ in demselben Archiv 50, 1 ff. 
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wegen der Unmittelbarkeit oft eine besondere Uberzeugungskraft beiwohne, 
nicht unberiicksichtigt bleiben. Diese Entscheidung mengt Richtiges und 
Falsches durcheinander — alles einer durchaus unsicheren Terminologie zu- 
liebe und den Gesetzen der Natur zuwider. Richtig ist, daB die Protokoll- 
vorschriften nicht schon die „vorgeladenen‘“, sondern erst die auch erschienenen 
Beweispersonen betreffen, und daß unter den ,,herbeigeschafften‘‘ Beweis- 
mitteln des $ 244 St PO. nur die dem Gericht unmittelbar vorgeführten zu 
verstehen sind. Was heißt aber „vorführen“? Es heißt: vorwärts, nach vorn 
zur Besichtigung führen. Damit ist gesagt, daß jede Verwendung eines Beweis- 
mittels zum Beweiszweck nicht nur eng verbunden, sondern direkt be- 
dingt ist durch eine Besichtigung des Beweismittels, und daß solche Besichtigung 
keine zufällige, spontane, sondern eine absichtliche ist. Noch mehr, der Be- 
weiswert eines Beweismittels wird erst durch die Imponderabilien der die 
Vernehmung tragenden, unmittelbaren Wahrnehmungen erkannt.) Das 
Gesetz selbst kennt — worauf das RG. scheinbar großes Gewicht legt — keine 
„Anordnung“ des Augenscheins, sondern nur eine solche von Verneh- 
mungen, Ladungen und Herbeischaffung von Beweismitteln. Man ver- 
gleiche die $$ 86, 191, 193, 223, 224, 248 StPO., insbesondere $$ 224 mit 222, 
$ 243 StPO. Die „Anordnung“ des § 237 Abs. 2 StPO. (Sachleitung!) gehört 
nicht hierher. Aus dem Wort „Einnahme“, das die natürliche Ergänzung zu 
„Augenschein“ bildet — denn wie sollte man sonst sagen! — kann sowohl 
für die Art als auch für die Form der Augenscheins-Einnahme schlechter- 
dings nichts hergeleitet werden. Es ist doch eine unsinnige Vorstellung, daß 
der Richter außerhalb einer „beschlossenen“ oder,angeordneten“ 
Augenscheins-Einnahme n ur Ohr und erst nach beschlossener Augenscheins- 
Einnahme Mensch mit allen 5 Sinnen sein soll. Die richtige, bisher aber kon- 
sequent unterdrückte Vorstellung ist die, daß die ganze Hauptverhandlung 
wie eine permanente Konfrontation, so auch eine konstante richterliche Augen- 
scheins-Einnahme ist, soweit sie sich auf Vernehmungen der Beweispersonen 
und des Angeklagten erstreckt. Wobei zu betonen ist, daß es immer nur die 
rein äußerliche Besichtigung der Personen gilt. Eine Besichtigung des nackten 
Körpers und eine Denudationspflicht lassen sich im Rahmen der Vernehmung 
nicht rechtfertigen, sondern nur unter den Voraussetzungen der Durchsuchung 
im Sinne der §§ 102, 103 StPO. (RG. 42, 440). Die Vernehmungs- Augenscheins- 
Einnahme läßt sich nach dem Gesetz auch aus dem Gesichtspunkt begründen, 
daß der Richter, um nur eine einigermaßen brauchbare Aussage zu erlangen, 
die physische und psychische Vernehmungsfähigkeit der Beweispersonen jeden 


14) Das hat nichts mit sensualistischer Beweislehre im Sinne von Rumpf 
a.a. O. S. 84 zu tun! Es ist selbstverständlich, daß das Apperzipierte als 
solches für die Urteilsfindung ohne Wert ist, daß vielmehr seine Verwertung 
abhängt von der Ideenassociation und subjektiven Beurteilungsfähigkeit des 
Richters. Das bloße Besehen oder Ansehen nützt allerdings nichts. Wenn 
aber Rumpf meint, die intellektualistischen Faktoren arbeiteten viel unsicherer 
als die einfache sinnliche Wahrnehmung und schmälerten dadurch den un- 
mittelbaren Beweiswert des Augenscheins-Objekts stark, so ist das ein Ein- 
wand, der sich gegen jede „Beweisform‘ im Sinne von Schmidt (Zivilprozeß- 
recht 1906, S. 340, 428) erheben läßt und der nur auf einen unvermeidlichen, 
weil natürlichen Mangel aller unmittelbaren Beweiserhebungen hinweist. 
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Moment im Auge behalten muß. Das kann er nur durch scharfe Betrachtung 
und Beobachtung der Erscheinung und des Verhaltens der Zeugen usw. im 
weitesten Sinne. Entzieht sich der Zeuge dieser Beobachtung, dann liegt eine 
Verletzung der Erscheinungspflicht vor, und es greifen die dafür geltenden 
Vorschriften Platz. Besondere Normen aufzustellen, hatte das Gesetz keinen 
Anlaß. Gleiches gilt für die protokollmäßige Beurkundung. Sie ist still- 
schweigend enthalten in dem Vermerk, daß der und der Zeuge rite vernommen 
worden ist. Wenn also dem wiedergegebenen Reichsgerichtsurteil im Ergebnis 
zuzustimmen ist, so geht die Begründung fehl, weil es sich hier um einen der 
Vernehmung der Beteiligten immanenten Akt der konfrontatorischen Augen- 
scheins-Einnahme handelt. Nun taucht aber $ 273 Abs. 2 StPO. wieder aus 
der Versenkung empor. Er braucht nicht zu schrecken, er regelt in der ersten 
Alternative nur die Fälle, wo außer der reinen Vernehmungsbeurkundung für 
einen konkreten Feststellungszweck die Beurkundung einer bestimmten Wahr- 
nehmung nach pflichtmäßigem richterlichen Ermessen geboten erscheint. 

Wir sind nunmehr fortgeschritten bis zu dem Ergebnis und kritischen 
Punkt, daß jeder Zeuge als erscheinende, konfrontierte, agnoszierende, aus- 
sagende, aussageverweigernde, schwörende und nicht schwörende Person 
einer generellen Augenscheins-Duldungspflicht unterworfen ist, auch der im 
Rechtshilfewege und kommissarisch zitierte Zeuge. Kann daraus gefolgert 
werden, daß der Richter befugt ist, die Erscheinung der Zeugen für den Unter- 
suchungszweck bildmäßig festzuhalten? Ganz allgemein hat das RG. (E 36, 
55ff.) in seinem prozessual bedeutsamen Urteil ausgesprochen, daß Photo- 
graphien als zulässige Beweismittel des geltenden 
Strafprozesses zu gelten haben und daß der Richter nicht gezwungen ist, Augen- 
und Ohrenzeugen einer photographischen Beweiserhebung und dem Gebrauche 
einer Photographie als Beweismittel vorzuziehen. In dem konkreten Fall 
war die Vorlegung von Tatorts- Photographien bemängelt worden. Das 
RG. läßt dahingestellt, ob die aus Anlaß einer richterlichen Augenscheins- 
Einnahme aufgenommenen photographischen Bilder als eigentliche Anlagen 
zum Augenscheins-Protokoll zu betrachten sind. Es würde die Frage höchst- 
wahrscheinlich verneint haben, weil es die Selbständigkeit der Photographie 
als Beweismittels gegenüber den anderen Beweismitteln, wie Zeugen, Sach- 
verständigen, Urkunden, Augenschein, betont. Loewe (Note 6 zu $ 86 
StPO.) drückt sich so aus, daß mit der Augenscheins-Einnahme eine photo- 
graphische Aufnahme des besichtigten Gegenstandes verbunden werden 
könne, begründet dies aber nicht weiter. Es ist dabei aber immer an Fälle 
der expressiven Augenscheins-Einnahme gedacht. Deshalb ist aus obigem 
Urteil für unsere Frage wenig zu gewinnen. Es ist zunächst zu bedenken, daß 
die Benutzung photographischer Aufnahmen in der Verhandlung selbst wieder 
einen Akt der richterlichen Augenscheins-Einnahme darstellt. Wenn also 
Photographien als strafprozessuale Beweismittel anzusprechen sind, so sind 
sie es in erster Linie aus dem Gesichtspunkt einer mittelbaren Augen- 
scheins-Einnahme. Zwar steht der Augenschein — wie ausgeführt — gewiß 
unter dem Grundsatz der Unmittelbarkeit. Dieser Grundsatz er- 
leidet aber durch das Prinzip der materiellen Wahr- 
heitserforschune dann eine Einschränkung, wenn 
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seine Durchführung gegenüber einer mittelbaren 
Beweiserhebung die Gewähr für die objektive Rich- 
tigkeit der Wahrnehmungen herabmindert, wenn 
also die Vermittelung des Eindrucks die unmittel- 
bare Wahrnehmung an Zuverlässigkeit übertrifft. 
Das schlägt nun gerade bei der photographischen Aufnahme in hohem Grade 
ein. Denn sie allein ist imstande, ‚den wirklichen äußeren Sachverhalt ohne 
Zusatz oder Lücken, überhaupt ohne die geringste Abweichung, bis in die 
kleinsten Einzelheiten wiederzugeben“ (RG., s. 0. 36, 55). Bei dieser Über- 
legenheit der Reproduktion der Außenwelt durch die Camera obscura erwächst 
dem Richter und besonders dem erkennnenden Richter sogar eine Photo- 
graphierungspflicht, sobald die Sachlage dazu drängt. Damit 
ist dann aber die Brücke geschlagen zur Statuierung einer Augenscheins- 
Duldungspflicht der organischen Beweismittel zu photographischen Zwecken 
oder — wenn der Richter nicht selbst der Photograph ist — eines Zwanges 
der Beweispersonen, sich durch richterlich Beauftragte photographisch ab- 
nehmen zu lassen. Zu demselben Resultat gelangt man vom Institut der 
Konfrontation aus. Die Pflicht, seine äußere Erscheinung zu. Beweiszwecken 
dem Anblick Anderer preiszugeben, schließt bei Identität des Zwecks auch 
die Pflicht in sich, sich im Bilde Dritten zugänglich zu machen, ohne daß die 
faktische Unmöglichkeit der Erfüllung jener als Voraussetzung gedacht zu 
werden braucht. 

Diese die Frage unseres Themas bejahenden Gedankengänge sind 
entwickelt aus den Grundsätzen und Spezialnormen der StPO. Da 
jedes Prozeßgesetz lediglich der Anwendung und Durchführung des 
materiellen Rechts dient, darf es füglich keine Bestimmungen geben, 
die dem materiellen Recht selbst zuwiderlaufen!) Es muß aber 
auch überhaupt mit der Rechtsordnung in Einklang stehen. Da stoßen 
wir im weiteren Umkreis auf das sog. Recht am eigenen Bilde, das Keyssner 
proklamiert hat, dessen juristische Existenzberechtigung allerdings stark an- 
gefochten wird (Dernburg, bürgerl. Recht, VI 164). Der Zweifel tut unserer 
Untersuchung keinen Abbruch, denn selbst die Verfechter des Rechts a. e. B. 
erkennen Ausnahmen für das Gebiet des öffentlichen Rechts an. So schreibt 
Keyssner in seiner Monographie von 1896 S. 41 f. : „Die Polizei und Strafrechts- 
pflege hat erkannt, welche Dienste die Photographie dem Sicherheitsdienst 
zu leisten vermag. Zur Feststellung der Personenfrage, 
Ermittelung der Verbrecher werden Photographien von Personen 
entnommen. Wo nun solche Bildentnahme im Dienste des öffentlichen Rechts 
notwendig ist, m u B das Abbild gewährt werden.“ Daß unter diesen ,,Personen‘‘ 
auch Zeugen mitinbegriffen sind, kann kaum bezweifelt werden. Die krimina- 
listische Praxis scheint wegen der Berechtigung zur photographischen 
Aufnahme denn auch nie skrupulös gewesen zu sein, wenn sie sich auch aus- 
drücklich nur mit den Verbrechern selbst befaßt. Schon im Jahre 1864, also 


15) Dies wird meistens übersehen. So scheint mir die Bezeichnung des 
StGB. als „Strafprozeßnebengesetz‘ bei Beling, Lehrbuch 17, recht mißver- 
ständlich zu sein. 
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noch 5 Jahre, bevor die Kaiserliche Akademie der Wissenschaften in Paris 
aus AnlaB des Falles Bourion den ersten wirksamen AnstoB zur praktischen 
Anwendung der Photographie fiir gerichtliche Zwecke gab, hat aber Odebrecht 
in diesem Archiv (12, 661) auch schon auf die Bedeutung der Zeugen- 
Photographie aufmerksam gemacht. Er sagt: „Ein anderer Nutzen einer solchen 
Abbildung ist in der Abkürzung und Kostenminderung des Untersuchungs- 
verfahrens in dem Falle zu ersehen, wenn ein Verhafteter seine Identität be- 
streitet . . . . Wenn man... . sein amtlich aufgenommenes Lichtbild statt 
seiner selbst an das auswärtige Gericht des Zeugen sendet, so wird sich. . . 
feststellen, ob der Bezichtigte identisch ist. Man kann dann in geeigneten 
Fällen noch weiter gehen, die Zeugen amtlich abbildenlassen 
und diese Abbildung dem leugnenden Verdächtigen vorlegen usw.“ Und vor 
12 Jahren schrieb Paul inseinem „Handbuch der kriminalistischen Photographie‘ 
(Berlin, Guttentag 1900, S. 19, 31): „Die Aufnahme von Personen kann in 
zweifacher Richtung angestrebt werden, entweder handelt es sich darunı, 
verdächtige Personen zu photographieren, um deren Bilder für vorkommende 
Fälle zu besitzen, oder es ergeben sich in einzelnen Strafsachen Fälle, die es 
wünschenswert erscheinen lassen, gerade die betr. Personen zu photographieren‘‘. 
Daß hier auch Zeugen .in Frage gezogen sind, bedarf keiner Versicherung. 
Das Recht am eigenen Bilde — selbst wenn es einmal allgemein anerkannt 
werden sollte — schützt also den Zeugen nicht. Dann kann er aber in die 
Lage kommen, daß sein Bild zum Verräter wird, daß er, der unverdächtigt 
Vorgeladene, anderswo im Bilde als Teilnehmer der zur Untersuchung stehenden 
Straftat erkannt wird. Und das würde einer Selbstanzeige im Effekt gleich- 
kommen. Da haben wir die zweite Antithese aus dem näheren Umkreis des 
Strafprozesses. Man höre Kohler (Moderne Rechtsprobleme, 1907 S. 70, 74): 
„Der erste Grundsatz für jeden, der die menschliche Persönlichkeit anerkennt, 
ist der, daß niemand gehalten ist, sich selbst anzuklagen, und niemand gegen 
seinen Willen als Werkzeug wider sich selbst gebraucht werden soll. Man ist 
berechtigt, sich aller Mittel zu bedienen, um der Wahrheit auf den Grund zu 
kommen, soweit dieses innerhalb des Kreises der Menschlichkeit und derjenigen 
Achtung ist, die man einem jeden Menschenantlitz schuldet; man ist aber nicht 
berechtigt, den Menschen wie eine willenlose Sache zu behandeln und gegen 
seinen Willen sein Inneres nach außen zu kehren.“ Und an anderer Stelle 
(Lehrb. der Rechtsphilosophie 202) nennt Kohler als Aufgabe der Neuzeit 
die Feststellung des Grundsatzes, daß niemand gehalten sei, sich selbst zu 
beschuldigen und gegen sich selbst Zeugnis abzugeben. 

Das erste Zitat bezieht sich auf die generelle Unzulässigkeit irgendwelcher 
Einwirkungen auf den Angeklagten bei seiner Vernehmung, läßt also 
die Beweispersonen bei Seite. Das zweite Zitat unterscheidet Selbstanzeige- 
pflicht und Zeugnispflicht gegen sich selbst, ohne daß auf den Grund der Unter- 
scheidung oder die Nebeneinanderstellung eingegangen wird. Dem Problem 
der Selbstanzeigepflicht auf den Leib zu rücken, hat bisher noch niemand 
gewagt. Es ist bisher überhaupt nicht gestellt und als solches erkannt worden. 
Nur bei Erörterung des Tatbestandes des $ 139 StGB. wird erwähnt, daß der 
Täter selbst nicht anzeigepflichtig sei. Wie weit aber die Teilnehmer anzeige- 
pflichtig sind, ist schon sehr bestritten. An einer Begründung läßt man es 
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meistens fehlen, so RG. 3,3; Hälschner II 856; Höpfner, Einheit und Mehr- 
heit d. Verbrechen 1180 u.a. Wo sie gegeben wird, operiert man damit, daß die 
Anzeige gebietende Norm der die Tat verbietenden subsidiär sei, weil sonst 
bei jedem der in $ 139 StGB. aufgeführten Verbrechen doppelte Bestrafung 
eintreten müßte (Frank, Kommentar, Note VI zu $ 139 StGB.) oder weil es 
der Subsidiarität widerstreiten würde, Täterschaft und Teilnahme nur bei vor- 
sätzlicher, die Nichtanzeige aber auch bei fahrlässiger Begehung zu bestrafen 
(v. Liszt, Strafrecht 18. A. 615 Note 7). Ähnlich Kohler (Studien I 118): 
„Wer aber wegen Selbstbegehung, d. h. wegen Kausierens der Tat bestraft wird, 
kann nicht zugleich dafür bestraft werden, daß er die Begehung der Tat nicht 
verhindert hat.“ Das sind im Grunde axiomatische Sätze, die außerhalb des 
kodifizierten Strafrechts liegen. Im kodifizierten Strafrecht ist der 
Grundsatz ‚nemo tenetur se ipsum accusare‘ nicht durchweg anerkannt. 
Zum Beispiel sind im Militärstrafgesetzbuch Fälle statuiert, wo die „Beteiligten“ 
anzeigepflichtig sind (§§ 61, 105 MStGB., Olshausen, Note 6a zu § 139 StGB.) 
Interessant für die Frage ist auch die am 1. Januar 1897 gegebene Ergänzung 
der Einführungsorder zu der Verordnung über die Ehrengerichte der Offiziere 
in der Kaiserlichen Marine vom 26. Juli 1895, wo unter I den „Beteiligten“ 
bei nicht standesgemäß auszugleichenden Privatstreitigkeiten und Beleidi- 
gungen die Pflicht auferlegt wird, dem Ehrenrat sofort Anzeige zu machen. 
Aus den Strafnebengesetzen mag hingewiesen werden auf den im „Recht“ 
1908, 36, 37 erörterten Fall, wo in einem Urteil des hanseatischen OLG. die 
Bestrafung des Angeklagten auch aus §§ 26, 27 des Kinderschutzgesetzes 
gebilligt ist, obwohl er bei Erfüllung der ihm in den §§ 10, 11 1. c. obliegenden 
Verpflichtung sich selbst hätte des Verstoßes gegen § 5 1. c. bezichtigen müssen. 
Wir sehen, daß das positive Strafrecht den Gedanken des aus dem Selbst- 
erhaltungstrieb abzuleitenden Selbstschonungsrechts nicht unbedingt respek- 
tiert. Im positiven Strafprozeßrecht gilt dieses Recht insoweit, als der An- 
geschuldigte, überhaupt jeder Verdächtige, bei einer verantwortlichen Ver- 
nehmung nicht verpflichtet ist, Rede und Antwort zu stehen, sich also ev. 
selbst zu belasten, beim aussagepflichtigen Zeugen aber nur soweit, als die ge- 
setzlichen Ausnahmen von der Aussagepflicht reichen. Darüber hinaus kann 
er der Verwertung seiner Zeugenschaft für den Prozeßzweck — mag sie auch 
nur visuell sein — aus eigenem Recht keine Schranken setzen. Wäre die Ab- 
sicht, der Geist des Gesetzes anders, so würden weitere Ausnahmen bestimmt, 
oder es würde das ganze Institut der Zeugenpflicht auf eine andere Basis ge- 
stellt sein. Wenn Kohler betont, daß niemand verpflichtet sei, sich inner- 
lich entblößen zu lassen gegen seinen Willen, so sagt er jedenfalls nichts 
gegen die willenswidrige Verwertung der Zeugenerscheinung im Wege 
der photographischen Abnahme. Und wenn Kohler weiter betont, daß niemand 
als willenloses Werkzeug zu seinem Nachteil „gebraucht“ werden soll, so ist 
dieser Satz im geltenden Strafprozeßrecht, soweit die generelle und spezielle 
Augenscheins-Duldungspflicht für den Untersuchungszweck in Frage komnit, 
jedenfalls außer Anwendung gesetzt. Die Machtlosigkeit gegen die Blicke 
danerer fördert oft die Macht der Wahrheit, ohne die Macht des Gerichts zu 
diskreditieren. Man kann also sagen, daß die Selbstanzeigepflicht im weitesten 
Sinne auch im Strafprozeß als Regel anerkannt ist und nur nach der pas- 
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Siven Seite. bei Zeugen singular behandelt worden ist. Das photographische 
Zeugenbildnis ist aber wiederum selbstandiges Beweismittel, das keiner Ein- 
schränkung unterliegt. Es in eine Reihe zu stellen mit der Beschreibung 
des Beschuldigten im Steckbrief — $ 131 StPO. — oder vielmehr aus dieser 
Vorschrift seine Unzulässigkeit zu deduzieren, ist verfehlt. $ 131 Abs. 3 setzt — 
um mit RG. 32, 202 zu reden — die gesetzliche Statthaftigkeit einer Beschreibung 
vorläufig festgenommener Personen, wie sie zu ihrer späteren Identifizierung 
geeignet ist, stillschweigend voraus, nicht aber etwa die Statthaftigkeit einer 
Beschreibung n ur vorläufig Festgenommener. Wollte das Gesetz die Zu- 
lässigkeit des Signalements nur auf Verdächtige und durch Haftbefehl Verfolgte 
beschränken, so wäre das sicher zum Ausdruck gekommen. Es kann mithin 
aus $ 131 StPO. nicht nur nichts gegen die Bejahung unserer Frage entnommen 
werden, sondern in $ 131 kann vielmehr sogar die Bestätigung dafür gefunden 
werden, daß Beschreibungen von Personen in Wort, Zeichnung und Bild für 
strafprozessuale Zwecke zulässig sind. Der Abs. 3 des $ 131 bestimmt nur in- 
struktionell den Inhalt des Steckbriefs. 


Die amtliche und nichtamtliche Überzeugung 
des Verteidigers. 
Von Josef Kohler. 


Schon in meiner Besprechung der ersten Auflage von Finger, Kunst 
des Rechtsanwalts in diesem Archiv 58S. 79 habe ich hervorgehoben, daß 
der Verteidiger, wenn die Beweise zugunsten des Angeklagten stehen, berechtigt 
und verpflichtet ist, für seine Freisprechung zu plädieren, auch dann, wenn er 
infolge privater Erkundungen und namentlich infolge vertraulicher Mit- 
teilungen des Angeklagten von der Schuld überzeugt ist. Der Verfasser hat 
nunmehr in der 2. außerordentlich verbesserten Auflage sich diesem Stand- 
punkt angeschlossen, und ich kann wohl annehmen, daß dies von nun an 
die herrschende Ansicht sein wird und daß die Annahme, als ob ein Verteidiger 
in einem solchen Falle pflichtwidrig handelte, oder sich gar der Begünstigung 
schuldig machte, definitiv begraben ist. Zur Unterstützung möchte ich einen 
kleinen historischen Exkurs über eine ganz verwandte Frage einfügen. 

Im Mittelalter war es ein vielbehandeltes Problem, ob der Richter bloß 
nach den probata et allegata oder secundum conscientiam zu urteilen habe. 
Diese Frage wurde im Zivilprozeß erwogen und hängt hier mit der Verhand- 
lungsmaxime zusammen, in welcher Beziehung ich am anderen Orte darüber 
gehandelt habe’). Das Problem hat sich aber in den Strafprozeß hineinerstreckt; 
hier liegt jedoch die Sache insofern anders, als der Richter kraft der Offizial- 
maxime und noch mehr kraft des Untersuchungsprozesses berechtigt ist, der 
Sache nachzugehen, die Angelegenheit polizeilich zu erforschen, und wenn ihm 


1) In einer Arbeit, die in der Rheinischen Zeitschrift erscheinen wird. 
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etwas privatim kund wird, sofort das Sein oder Nichtsein der Tatsache offiziell 
zu ergründen und die nötigen Beweise herbeizuschaffen. Aber trotzdem wurde 
man auch hier die Frage nicht los, und die größten Geister stritten darüber, 
inwiefern der Richter auch die private Kenntnis berücksichtigen dürfe; war 
es doch sehr leicht möglich, daß dem Richter etwas als Beichtvater oder sonst . 
in vertraulicher Weise zugekommen war, so daß er nicht die Möglichkeit 
hatte, hierüber Konstatierungen vorzunehmen. Schon die Legisten werfen die 
Frage auf, so insbesondere Cynus zu tit. Cod. ut quae desunt (2, 11), der zum 
Schlusse kommt: tunc est quod judex innocentem secundum probata con- 
demnare debet, licet in veritate suam innocentiam noverit ut privatus, quia 
non apparet innocens eo modo, quo debet, scilicet per actitata, immo con- 
trarium apparet per acta. 

Das war den Kanonisten nicht sehr genehm; sie haben immer und immer 
wieder die Frage von neuem aufgeworfen und in eingehender Weise erörtert; 
handelte es sich doch bei ihnen nicht nur um staatliche Pflichterfüllung oder 
Nichterfüllung, sondern um die Frage, ob man sich nicht durch eine falsche 
Entscheidung die ewige Verdammnis zuziehe. Mehrfach wird hieı die ,,Gehenna‘‘ 
erwähnt, welche dem Richter drohe, der contra conscientiam oder contra probata 
freisprach oder verurteilte. Vor allem äußert sich darüber der größten einer, 
Thomas von Aquin. Er bemerkt in seiner Summa II qu. 64a. 6: 

Ad tertium dicendum, quod judex, si scit aliquem innocentem esse, qui 
falsis testibus convincitur, debet diligentius examinare testes, ut inveniat 
occasionem liberandi innoxium, sicut Daniel fecit. Si autem hoc non potest, 
debet eum superiori relinquere judicandum. Si autem nec hoc potest, non 
peccat secundum allegata sententiam ferens, quia ipse non occidit innocentem, 
sed illi qui eum asserunt nocentem. 

Dies entspricht der strengen Weltanschauung des Thomas. Anders 
Calderinus, der Schüler des Johannes Andreae, der nach dem Referat von 
Panormitanus zu c. Pastoralis (28) X de off. et pot. jud. deleg. (1,29) sagt: 

Sed in hoc distinguit, quod aut habet conscientiam contra reum, aut 
pro reo. Primo casu non debet aliquo modo reum condemnare secundum con- 
scientiam, sed eum absolvere secundum acta, quia non habet iudicare secundum 
conscientiam quam habuit ut privatus, et absolvendo eum ab accusatione non 
facit contra conscientiam, quia non pronunciat eum innocentem. Exemplum: 
accusat Titius de homicidio, testes non probant, sed iudex ut privatus scit, 
quod homicidium commisit; non debet eum condemnare nec eum pronunciare 
innocentem contra conscientiam, sed eum absolvere modo predicto; et prohoc 
membro optime facit c. si sacerdos, praeallegatum.') Secundo casu quando habet 
conscientiam pro reo, ut quia probatur commisisse homicidium, et iudex scit, 
quod non commisit, dicit quod iudex non potest eum condemnare, nec causam 
delegare, nec remittere ad superiorem, si vehementer suspicatur, quod ex hac 
remissione iste damnaretur, sed debet supersedere, nisi credat quod superior eum 
damnabit, quo casu debet eum absolvere. Nec obstat, si dicatur, quod non 


1) C. 2 X de off. jud. ord. (1,31): si sacerdos sciat pro certo aliquem esse 
reum alicujus criminis vel si confessus tuerit et emendare noluerit, nisi judi- 
ciario ordine quis probare possit, non debet eum arguere nominatim, sed 
indeterminate. 
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debet eum absolvere secundum conscientiam suam, quia proprie eum absolvit, 
quia non potest informari ut iudex, nam scientis iudicia inest homini tan- 
quam in subiecto; unde ex quo habet certam scientiam ut homo, non potest 
tecipere contrariam scientiam ut iudex. 

Panormitanus selbst fügt aber bei: Mihi plus placet opinio Calderini 
praeter ultimum membrum. Nam credo, quod nunquam iudex debet 
iudicare contra conscientiam — —. Nec obstat, quod dicitur iudicem peccare 
non iudicando, quia illud verum, quando negligit, secus si ex iusta causa differt. 
Nec placet responsio domini Calderini: nam non minus obligatur privatus 
obedire superiori, quam iudex obedire legibus publicis et superiori, sed privatus 
non tenetur obedire superiori contra conscientiam suam, ergo nec iudex iudi- 
cando. Sed ultimum membrum Calderini non placet, ut praedixi, ut possit 
iudex absolvere reum contra acta, quia hoc esset confundere totum ius positivum 
et dare iudici materiam calumniandi; nam non debet credi iudici, si dicat se 
habere conscientiam alicuius facti in praeiudicium alterius. 

Er kann sich also zu der Milderung, daß ex propria scientia pro reo zu 
entscheiden ist, nicht verstehen. 

Was die Mitteilungen in der Beichte betrifft, so sagt er gemäß c.2 X deoff. 
jud. ord. (1,31): si sacerdos quod scit non ut judex sed ut Deus vel hominem 
subditum esse criminis reum, indeterminate poterit, sed non nominatim eum 
arguere vel punire. 

Besonders ausführlich behandelt die Frage der spanische Bartolus, 
Covvaruvias; er sagt in I1 Variarum Resolutionum: | 

Rursus ex his quidam . censent, posse iudicem contra propriam con- 
scientiam ex actis et probationibus reum. absolvere: deinde iudicem posse 
iuxta propriam conscientiam adversus acta pro reo pronuntiare, eum ab actione 
proposita absolvendo. Alii denique hoc non admittunt, iudici consulentes, ut 
ab eo munere abstineat, ne vel contra conscientiam vel actorum probationes 
iudicet. Sic sane maximum constat ex hac prima opinione discrimen, et quod 
gravius est, adeo manifesta repugnantia, ut minime conciliari nec defendi possit. 


Ex opposito notandum est, iudicem in diffiniendis litibus debere omnino 
sententiam dicere ex actorum probationibus: licet ei notum sit reum a 
petitis immunem esse, vel actorem iustam veramque, licet non probatam, causam 
in iudicium deduxisse: et hoc probatur in d. § veritas*), dum in eo Jurisconsultus 
scribit sententiam a iudice ferendam esse ex fide eorum, quae probantur in - 
iudicio: quae quidem auctoritas non admodum convenit, ut a priori sententia 
recedamus; cum iuxta veram interpretationem sensus Jurisconsulti sit, ex veris 
probationibus ex fide eorum, quae vere gesta sunt, non ex falsis nec ex simulatis 
instrumentis iudicem debere sententiam dicere. Unde colligitur, tunc demum 
iudicem ex probationibus actorum posse causam et controversiam diffinire, 
quando illae probationes verae sunt, quem ad modum in dubio praesumendum 
est: secus autem, cum iudici constiterit eas probationes falsas esse et veritati 
oppositas: tunc etenim veritas minime vitiatur erroribus gestorum auctore 


3) Es ist dies die seit der Glosse unendlich viel pesprochene 1.6 §1 D. 
de off. praes. (4, 18). 
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Jurisconsulto: quo fit, ut potius in eo loco praecedens opinio, quam haec 
probetur. 


Veritas autem dicitur id, quod probatum est aut per legem praesumptum; 
igitur tenetur iudex secundum probationem actorum iudicare: uti argumen- 
tatur post alios Andr. Alciatus; sed nec ista collectio satis probat hanc opinionem 
et multo minus quam inductio textus in d. §. veritas; si quidem non sequitur: 
iudex tenetur sententiam dicere ex probationibus actorum, quod verum est: 
ergo tenetur sententiam dicere contra conscientiam, aut contra particularem 
eamque certam scientiam: nam tunc demum ex probationibus tenebitur causam 
diffinire, cum aliunde certus non sit, uter ex litigantibus iustiorem causam 
in iudicium deduxerit. 


Tertio: judex publica auctoritate fungitur et ex ea iudicat... qua ratione 
oportet eum in controversiis diffiniendis scientia publica uti et fidem exhibere 
his, quae sibi ut iudici, ut personae publicae nota sunt: non his, quae ut privato 
ei sunt manifesta: non enim pertinet haec scientia ad iudicem, qui ex publicis 
documentis iudicare debet. Nec inconvenit dicere, posse quem duplicem 
Scientiam alicuius habere, cum manifestum sit, posse Titium aliquid 
scire, ut iudicem, ut privatum, ut Dei vicarium, nempe ex confessionis sacra- 
mentalis secreto: quod probatur in c. 2 X de offic. jud. ordin. (I, 34), ubi Panor- 
mitanus id explicat. unde ex hac tertia ratione palam est, priorem opinionem 
erroneam esse. 


Non obstant quae in prioris sententiae confirmationem adduximus, 
quorum primum facillime refellitur, si advertamus aliud esse iudicem 
sententiam ferre ex his, quae ut iudex scit, etiam si ut privatus 
contrarium cognoverit: hoc enim est, quod nos probavimus 
receptiorem opinionem secuti: aliud est iudicem sententiam dicere 
contra conscientiam, quod nec nos probamus, nec iure probari potest. Judex 
etenim, qui ut privatus scientiam habet eius quod in iudicio 
controvertitur, et sane contrariam his quae probata sunt, 
iustissime opinatur ex probationibus seipsum posse sententiam 
ferre; hac vero opinione praemissa absque ullo vitio culpave 
eamdem sententiam ferre poterit: sicuti asserit comunis opinio. 


Quarto, constat, reum de crimine ad iudicem delatum, qui ex probationibus 
actorum vel ex eo, quod actor non probavit, innocens apparet, vere tamen 
nocentissimus est ex propria et privata iudicis scientia: absolvendum esse 
diffinitive non tantum ab instantia vel observatione iudicii. 


iudex sententiam ferre nequit ex confessione litigantis ipsi ut privato, 

non ut iudici pronuntiata, quod superius late probavimus: nec in hac specie 

Baldi sententia procedere ulla ratione potest. Quod si confessio ipsi 

iudici, ut iudici, fiat, nec tamen ea scripta sit apud acta iudicii 

vel ex absentia vel negligentia tabellionis, aequissime ex ea 

iudex sententiam dicet; cum ius litigantium ei, ut iudici, manifestum sit: 
Archiv. 60. Bd. 14 
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oportet tamen, ut si huic confessioni testes adfuerint, hi omnino examinentur, 
eorumque testimonium in acta redigatur. 


Von den katholischen Moralisten erwähne ich Alphons von Liguori, 
theologia moralis V c.3 a. 4 nr. 207, 208 (Ed. Heilig, 1852): 

Quem judex privata scientia scit esse nocentem, si juridice sit probatus 
innocens, non potest condemnare: quia judicat ut persona publica, ideoque 
sequi debet scientiam publicam ac procedere secundum allegata et probata, 
praesertim in favorem rei... Quem judex privatim scit esse innocentem, si 
juridice probatus sit nocens, tenetur omni modo liberare, si potest, v. g. im- 
pediendo accusationem, extrahendo judicium, aperiendo carcerem*) (si sine 
majori malo potest, remittendo causam ad superiorem: et si sic nihil efficiat, 
probabiliter quidem plurimi doctores tenent cum ob rationem paulo ante datam, 
quod possit condemnare): verius tamen videtur contrarium, quod cum aliis 
docent Less... .°). (Idque valde probabile est, quia damnare innocentem est 
intrinsecus malum, sicut esset cogere mulierem ad convivendum cum eo, quem 
privatim scit judex non esse suum maritum), Quia directe occidere innocentem 
est intrinsecus malum; ergo quomodocumque sciatur esse innocens, erit peccatum, 
Less. 1,. c. In causis tamen civilibus et criminalibus minoribus, ubi tantum 
agitur de poenis pecuniariis, potest etiam judex secundum hos auctores simpliciter 
procedere secundum allegaca et probata, tum quia innocens per appellationem 
potest restitui in integrum; tum quia respublica habet potestatem in bonum 
suorum civium, quando bonum publicum id requirit, ut in hoc casu, ne forma 
publicorum judiciorum cum populi scandalo evertatur. 

Endlich der bekannteste und bedeutendste der heutigen katholischen 
Moralisten Lehmkuhl führt in Theol. moralis I nr. 964, 965 aus: 

Ante omnia quidem extra controversiam collocant, debere iudicem omnia 
tentare ad reum liberandum, testes melius examinare, immo si possit, debere 
eum ipsum testem agere et rem ad alium iudicem deferre; debere eum, si res 
ita ferat, reo detento clam fugiendi opportunitatem dare’) etc.: sed si tandem 
haec omnia incassa essent, putant, iudicem ut iudicem non ex privata scientia 
procedere, sed ex scientia iudiciali, eumque posse reum iudicialiter convictum 
condemnare. Quam sententiam, cum habeat tantum patronum®), nolo repro- 
bare, at neque ante factum commendare. 

2. Quae modo dicta sunt, hodie tamen, cum in plerisque locis iurati“ 
de facto iudicent, locum habere amplius non possunt. Jurati enim, cum rationem 
sui suffragii reddere non teneantur et solum, ut leges imperant, secundum con- 
victionem suam intimam respondere debeant, in tali casu reum condemnare 
nullo modo possunt. 

3. Si autem e contrario iudex privata scientia aliquem certo reum esse 
scit, quem reum esse iuridice non probatur, iniuste cum onere restitutionis 


4) Sehr bedenklich ! | 

5) Hier wird insbesondere Thomas von Aquin erwähnt. 

6) Hier werden außer Lessins noch eine Reihe anderer Gewährsmänner 
erwähnt. 

*) Das ist wieder sehr bedenklich. 

8) Thomas Aquinas. 


Die amtliche und nichtamtliche Uberzeugung des Verteidigers. 211 


agit, quando eum condemnat. Quod idem valet de iuratis. Nam etsi illi de 
mtima sua convictione interrogantur, id tamen leges contra reum non intelligunt 
neque aliter intelligere possunt, nisi de convictione, quam hauriant ex iis, quae 
m iudicio probata sunt. Quare iuratus, qui privata scientia hominem 
scit innocentem, numquam habere potest intimam convictionem 
criminis patrati; qui vero privata scientia tantum scit eum 
crimen patrasse, intimam convictionem ex allatis in iudicio non 
habet: ergo in utroque casu reum liberare ex iustitia debet. 

Versetzen wir die Frage auf unser Gebiet, so werden wir anerkennen 
müssen, daß der Weg, den wir machten, nicht ohne Belehrung war. Die dort 
geäußerten Gedanken sind auch für uns fruchtbar, und wir werden folgender- 
maßen entscheiden: 

1. Wenn die Prozeßlage für den Angeklagten günstig ist, aber der Ver- 
teidiger durch vertrauliche Äußerung des Angeklagten cder vielleicht durch 
vertrauliche Angaben seiner Familienmitglieder oder Freunde die Uber- 
zeugung von der Schuld erworben hat, so hat er Recht und Pflicht, diese ver- 
traulichen Äußerungen vollständig in sich zu begraben und den Angeklagten 
so zu verteidigen, wie wenn ihm bloß die offiziellen Beweise bekannt wären. 
Jede andere Behandlungsweise würde das in ihn gesetzte Vertrauen aufs gröbste 
mißbrauchen und würde dahin führen, daß der Angeklagte nicht in der Lage 
wäre, dem Verteidiger sein Inneres zu eröffnen und daß er zur Verheimlichung 
oder Verhehlung auch ihm gegenüber genötigt würde, wodurch die Interessen 
der Verteidigung in höchstem Maße gefährdet wären. Der Verteidiger kann 
in einem solchen Falle um so mehr zugunsten des Angeklagten sprechen. als die 
Freisprechung ja bekanntlich nicht eine Nichtschuld konstatieren, sondern 
nur erklären soll, daß keine genügende Überführung vorhanden ist. Eine 
solche Überführung ist nicht erfolgt, denn die Überführung ist eine Über- 
führung durch die offiziellen Beweise. 

2. Es kann auch der umgekehrte Fall vorkommen, daß die Beweise gegen 
den Angeklagten sich auftürmen, der Verteidiger aber infolge vertraulicher 
Mitteilung desselben von seiner Unschuld überzeugt ist; z. B., der Angeklagte 
gibt ihm eine Darstellung. aus der hervorgeht, daß er unschuldig ist, daß er 
aber die Wahrheit nicht kundgeben wolle, um den wahren Schuldigen, z. B. 
seinen Sohn oder seine Frau. zu schonen, oder was gerade in der höheren Gesell- 
schaft manchmal vorkommen wird, weil er sonst den Ruf einer Frau bloß- 
stellen wurde, und er lieber die Verurteilung auf sich nehmen, als die Frau 
opfern möchte. Hier kann der Verteidiger natürlich in den Angeklagten 
dringen, dem Gerichte die Wahrheit zu eröffnen; wenn dieser es aber nicht 
will, so steht es dem Verteidiger auch hier nicht zu, das Vertrauen zu verletzen. 
Die Richtschnur seines Handelns ist in solchem Fall, sämtliche gesetzlichen Mittel 
anzuwenden, um eine Freisprechung zu erzielen, natürlich nur die gesetzliche — 
denn wenn einige Moralisten in solchem Falle vorschlagen, den Angeklagten 
aus der Haft zu befreien, so ist darauf nicht weiter einzugehen. Der Verteidiger 
wird hervorzuheben haben. daß die menschlichen Beweismittel trügerisch sein 
können, und er wird dies mit um so besserem Gewissen behaupten können, als 
ja gerade der vorliegende Fall lehrt, wie oft die scheinbar sonnenhellsten Be- 
weise irre führen. 

14* 


212 Die Person des Zeugen als Augenscheinsobjekt. 


Einige Bedenken erregt der Fall 1., wenn es sich nicht nur um die 
Freisprechung des Angeklagten, sondern auch darum handelt, ihm wegen der 
ausgestandenen Haft eine Entschädigung zu. geben. Bekanntlich. bestimmt 
unsere Gesetzgebung, daß eine Entschädigung nur zuzuerteilen ist, wenn die 
Nichtschuld des Angeklagten feststeht. Das obige Argument, daß nicht erst 
die Überzeugung von der Nichtschuld, sondern schon der Mangel genügender 
Überführung zur Freisprechung führt, trifft also hier nicht zu ; trotzdem gilt auch 
hier das Gesagte: schon deshalb, weil, wenn der Verteidiger in diesem Punkte 
zurückhaltender wäre, er einen Eindruck machen könnte, welcher für die Frage 
der Freisprechung verhängnisvoll würde. Sodann muß auch für die Über- 
zeugung des Richters von der Nichtschuld lediglich das ProzeBmaterial maB- 
gebend sein, und der Verteidiger darf sich nicht in das Verteidigungs- 
material hineindrängen, weil er sonst das Vertrauen des Angeklagten miß- 
brauchen würde; dieses Vertrauen darf dem Vertrauenden nicht verhängnisvoll 
werden. 


Die Person des Zeugen als Augenscheinsobjekt'). 
Von Josef Kohler. 


Eine sehr große Verwirrung ist in die Lehre vom Augenschein geraten, 
weil man zwischen Augenschein und Augenscheinsobjekt nicht richtig zu unter- 
scheiden pfleget. Augenschein selber ist kein Beweismittel, sondern, ebenso wie 
die Zeugeneinvernahme, ein Beweiserhebungsakt des Richters. Beweismittel 
dagegen ist der zugrunde liegende Gegenstand, das Augenscheinsobjekt. Die 
Tätigkeit des Richters bei dem Augenschein ist eine ähnliche wie bei der Prüfung 
der Urkunden und bei der Einvernahme der Zeugen: er sucht aus dem Beweis- 
mittel das für den Prozeß Förderliche zu entnehmen; und wie er es tut, ob 
durch den Gesichts- oder durch den Gehörsinn, ob durch unmittelbare Aufnahme 
oder auch mit Hilfe einer der sinnlichen Aufnahme vorhergehenden vorbe- 
reitenden Tätigkeit, richtet sich eben nach dem Beweismittel und nach der Art 
und Weise, wie es für den Prozeß brauchbar gemacht werden kann. Die mannig- 
fachen Versuche aber, das Augenscheinsobjekt aus der Klasse der Beweismittel 
zu Streichen, sind verfehlt. 

Das Augenscheinsobjekt hat mit der Urkunde gewisse Ähnlichkeiten 
unterscheidet sich aber von ihr dadurch, daß die Urkunde bestimmungs- 
gemäß eine menschliche Seelenäußerung enthält: die Benutzung der Urkunde 
soll von dem leblosen Gegenstand auf einen Seelenäußerungsakt hinführen: 
aus der Schrift (dem scriptum) soll der Richter das Schreiben (das scribere) 
entnehmen; sieht er die Schrift, so ist es ebenso, wie wenn er den Schreibenden 
schreiben sieht; sollte etwa ein Urkundengegenstand nicht zu diesem, sondern 
zu einem anderen Zweck benutzt werden, dann hat er insofern keine Urkunden-, 


1) Mit Bezug auf den obigen Aufsatz von Voß. 
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sondern Augenscheinsqualität, z. B. wenn ein Brief auf das Papier hin oder 
eine Urkunde auf die Handschrift hin erprobt werden soll. 

Der Unterschied zwischen dem Augenscheinsobjekte und dem Zeugen 
ist noch leichter zu fassen, weil ja dem Zeugen eine menschliche Seelenäußerung, 
hier eine Gedächtnisäußerung, direkt entnommen werden soll. 

Von allem diesem abstrahiert man beim Augenscheinsobjekt, denn dieses 
ist eine Sache, welche entweder gar keine menschliche Seelenäußerung wieder- 
gibt, oder doch mindestens, wenn aus ihr eine solche entnommen werden 
kann, nicht hierfür bestimmt ist — so wenn aus einer Verwüstung, die 
jemand angestellt hat, auf seine Absicht und Seelenstimmung geschlossen 
werden soll?). 

Gehen wir nun auf die Frage über, ob auch ein Mensch Augenscheinsobjekt 
sein kann, so ist die Frage sicher zu bejahen. Bei einer Leiche versteht sich 
das von selbst,— ist doch die Erforschung der Leichen mit allen sie umgebenden 
Begleitumständen eine der wichtigsten Betätigungen der Kriminalistik°); 
aber auch bei einem lebenden Menschen, wenn er z. B. verletzt worden ist und 
durch Augenschein die Art der Verletzung konstatiert werden soll, ist der 
Augenschein eines der bedeutendsten Beweismittel. Aber auch wenn es sich bei- 
spielsweise um die Prüfung der Zurechnungsfähigkeit handelt, ist der Mensch 
Augenscheinsobjekt, insbesondere auch im Entmündigungsverfahren: denn 
wenn auch hier seine seelischen Äußerungen beobachtet werden, so geschieht 
dies nicht, um den Inhalt seiner Äußerungen für den Prozeß zu benutzen, 
sondern um daraus auf die Geistesverfassung der Person Schlüsse zu ziehen, 
ganz ebenso wie wenn man etwa aus einer Handschrift schlußfolgern wollte, 
ob der Schreiber an Handgicht leidet oder nicht. 

Ebenso ist eine Person auch dann Augenscheinsobjekt, wenn sie zum 
Zwecke der Identifikation vorgestellt werden soll; dies ist einer der Fälle der 
Konfrontation: die Konfrontation kann verschiedene Zwecke erzielen, sie kann 
aber auch zum Zwecke der Identifikation erfolgen und ist in dieser Hinsicht 
sehr wichtig, insbesondere, wenn ermittelt werden soll, ob wirklich die Person 
A oder B in der maßgebenden Zeit nicht am Orte der Tat, sondern irgendwo 
anders gewesen ist. Man kann hier von persönlichem Augenschein 
sprechen. 

Ob auf solche Weise eine Person als Zeuge oder als Augenscheinsobjekt 
dienen soll, ist für die prozessualische Behandlung von großer Bedeutung. 
Allerdings was die Ladung betrifft, insbesondere die Ladung zum Zwecke der 
Identifikation, so wird man dieselbe Form wahren, da die gleiche Form für beide 
Zwecke dient. 

Dagegen treten im übrigen Unterschiede hervor. So was das Zeugnis- 
verweigerungsrecht betrifft; es enthält nicht auch die Befugnis, seine Person 
als Identifikationsobjekt zu versagen. Hier ist ein wichtiger Unterschied zwischen 
Straf- und Zivilprozeß zu konstatieren. Im Zivilprozeß braucht der Zeuge, 
welcher das Zeugnis aus einem gesetzlichen Grunde verweigert, überhaupt nicht 


2) Daß aus dem Augenschein, wie aus anderer Beweiserhebung, bald das 
Factum probandum, bald ein bloßes Indicium entnommen werden kann, ver- 
steht sich von selbst und soll hier nur zur Verdeutlichung bemerkt werden. 

3) Vgl. Niceforo und Lindenau, Die Kriminalpolizei S. 61 f. 
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vor Gericht zu erscheinen, § 386 ZPO., im Strafrecht aber ist die Erscheinungs- 
pflicht eine absolute’). 

Daher hat auch derjenige, der sein Zeugnis verweigern kann, im Strafprozeß 
die Verpflichtung zu erscheinen, um sich als Augenscheinsobjekt, insbesondere 
für die Identifikation verwenden zu lassen, oder etwa als Untersuchungsobjekt, 
wenn er verwundet worden ist und sein Zeugnis deshalb verweigern will, weil 
ein Angehöriger der Täter ist. Das Zeugnisverweigerungsrecht enthält nicht 
auch das Recht, sich dem Augenschein vorzuenthalten. 

Ob es angemessen war, daß die Zi vilprozeßordnung hier den Zeugen 
von der Erscheinungspflicht entband, so daß er nicht als Augenscheinsobjekt 
dienen kann, mag bestritten werden. Es hängt dies überhaupt mit der mangel- 
haften Art zusammen, wie die ZPO. die Pflicht, Augenscheinsobjekte zum 
Beweis darzubieten, behandelt hat. Doch von dieser zivilprozessualen Schwie- 
rigkeit ist an anderer Stelle zu sprechen?). Im Strafprozeß ist eine solche Vor- 
legungspflicht von Augenscheinssachen in $ 94 und 95 ausgesprochen, allerdings 
mit einiger Diskretion, wie sich aus $ 96 und 97, 103 ergibt. Denn 

1. gewisse Mittel zur Erzwingung der Vorlegung sind dann aus- 
geschlossen, wenn die Person zeugnisverweigerungsberechtigt ist, § 95, und 

2. die Durchsuchung von Wohnung und Person darf nur mit gewissen 
Vorbehalt geschehen, § 103. 

Damit ist aber nicht verneint, daß die Person zum Zwecke des persönlichen 
Augenscheins sich vor Gericht stellen muß; man wird ihr auch zumuten können. 
zum Zweck der Identifikation etwa einen bestimmten Mantel anzuziehen oder 
einen Hut aufzusetzen, weil dies noch innerhalb der gewöhnlichen Tätigkeit 
des Lebensverkehrs liegt. Auch die Entnahme von Fingerspuren zur daktylo- 
skopischen Untersuchung, indem man die Ergebnisse mit den an einem be- 
stimmten Ort hinterlassenen Spuren vergleicht, liegt noch innerhalb dessen, 
was man von jedem verlangen kann®). Dagegen braucht der Zeuge eine körper- 
liche Untersuchung nur dann zuzulassen, wenn ein Fall des $ 103 StPO. gegeben 
ist”), wie dies auch von dem Reichsgericht 11. 6. 1886 Entsch. St. XIV 189 
und 20. 9. 1909 il XLII S. 440 richtig ausgesprochen wurde, und natürlich nur 
in denjenigen Grenzen, welche die persönliche Würde verlangt, also in der Weise 
ärztlicher Nachforschung und nicht coram publico. 

Hiernach ist die Frage, ob der Zeuge sich photographieren lassen muß. 
damit das Bild im Dienste des Augenscheins benutzt wird, sicher zu bejahen. 
natürlich mit der Besonderheit, daß das Bild nicht ohne Zustimmung des Zeugen 
für andere als Gerichtszwecke verwendet werden darf. Daß Augenscheinsobjekte 


4) So richtig John, StrafprozeBordnung IS. 536. 

5) In meiner Arbeit über das Offizialprinzip im ungarischen Zivilprozeß, 
in der Rheinischen Zeitschritt. 

6) Welche Fingerspuren einer vergrößernden Photographie unterworfen 
werden können, vgl. Urban, Kompendium der gerichtlichen Photographie 
S. 146 1. 

7) Also nicht, wenn in einem Beleidigungsprozeß der Beweis der Wahrheit 
durch eine solche Untersuchung geführt werden soll (z. B. der Beweis der 
Defloration). Zum Beweis von Notwehr und Notstand wird man allerdings 
auf die Analogie von § 103 verweisen können, z. B. wenn ich einen Wahnsinnigen 
niederschlage, der eine (vielleicht bewußtlose) Frauensperson zu vergewaltigen 
begann. 
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zum Zwecke strafprozessualischen Nachweises photographiert werden können. 
ist zweifellos; in unserem Fall könnte die Photographie nur wegen des Rechtes 
am eigenen Bilde beanstandet werden: allein dieses überhaupt nur proble- 
matische Recht schwindet vor der staatlichen Befugnis der persönlichen Konsta- 
tierung, § 24 Kunstwerk-Gesetz®). 

Was aber die Frage der Protokollierung des Augenscheins betrifft, so gilt 
folgendes: | 

Die Protokollierung bei dem persönlichen Augenschein entspricht 
den Grundsätzen über Protokollierung bei dem Augenschein überhaupt. Die 
Konfrontierung im Vorverfahren wird natürlich zweckmäßig bei der Zeugen- 
protokollierung vermerkt, $ 58, 185 f. StPO.; eines Eingehens auf Einzelheiten 
bedarf es nach $ 86 im Protokoll nur daim, wenn besondere körperliche Eigen- 
tümlichkeiten festgesetzt werden sollen: in solchem Falle ist im Augenschein- 
protokoll zu erklären, nicht nurob gewisse Merkmalesich vorfanden, sondern auch 
ob und welche sich nicht vorfanden®). Geschieht die Konfrontation oder die 
sonstige Konstatierung der Eigenart der Persönlichkeit in der Hauptverhandlung, 
so bedarf es keiner besonderen Protokollierung, da der unmittelbare Eindruck 
für den entscheidenden Richter maßgebend ist und ihm nicht ein erst aus dem 
unmittelbaren Eindruck abstrahiertes Bild vorgelegt werden muß. So mit 
Recht RG. 3. 12.1894 Entsch. X XVI S. 277,!%) vgl. auch 4. 12. 1906 ib. XX XIX 
S. 303. 

§ 2. 

Der Verfasser des obigen Aufsatzes erwähnt den Satz: nemo tenet ur se 
ipsum accusare. Dieser Satz hat hier keine Stelle; das, was er bedeuten soll, 
ist: der Angeschuldigte und Angeklagte kann sich in Schweigen hüllen und 
ist nicht verpflichtet, die Zwecke des Prozesses dadurch zu fördern, daß er An- 
gaben macht, welche die Tat aufklären und ihn möglicherweise mehr oder minder 
belasten. Mit diesem Satz soll insbesondere der fehlerhaften Behandlung 
gesteuert werden, daß man den Angeklagten durch körperliche oder seelische 
Zwangsmittel zur Äußerung zwingt, insbesondere auch, daß man ihn, was heut- 
zutage noch jeden Tag stattfindet, durch ein raffiniertes Verhör zu fangen und 
ihm das Geheimnis seiner Tat zu entreißen sucht. Dagegen wendet sich dieser 
Satz, nicht gegen irgend welche MaBregeln der Kriminalpolitik im allgemeinen. 
Der Staat muß das Recht haben, Jedermann zu zwingen, sich der Daktyloskopie 
zu unterwerfen; er hat das Recht, nicht nur Verbrecher zu photographieren 
und ein Verbrecheralbum anzulegen, sondern auch anderweitige photographische 
Konstatierungen vorzunehmen, soweit sie im -Interesse der Kriminalpflege 
erforderlich sind. Aber auch innerhalb des Prozesses sind ihm Zwangsmittel 
gestattet, sofern sie nur nicht den Angeschuldigten zwingen sollen, Aussagen 
zu machen, die er vermeiden will. Der Staat hat das Recht, den Angeklagten 


8) Vgl. mein Eigenbild im Recht (1903) und mein Kunstwerkrecht 
S. 157, 168. 

®) Vgl. auch Milit. StPO. § 163, 165, 192, 222, 271. 

10) Es muß nur so viel protokolliert werden, daß daraus die Beobachtung 
des gesetzlichen Verfahrens ersichtlich ist; $ 273 Abs. 3, welcher die Kontrolle 
der Eidesaussage für den Fall der Meineidsbezichtigung zum Zweck hat, kommt 
hier nicht in Betracht. 
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persönlich zu sistieren, auch zu dem Zwecke, um aus seinem persönlichen Ver- 
halten Schlüsse zu ziehen; und so kann der Staat auch den Zeugen vorfordern, 
er kann ihn auch photographieren lassen, auch auf die Gefahr hin, daß dies in- 
direkt dazu führt, ihn irgend einer strafbaren Tat zu überweisen. Indirekt kann 
so manches zur Selbstüberführung dienen, und doch kann man es dem Menschen 
gebieten; so ist es leicht möglich, daß der Staat von jemand verlangt, eine 
Erklärung abzugeben, auch wenn diese Erklärung indirekt zum Nachweise 
führt, daß er die Erklärung eigentlich schon früher hätte geben sollen und sich 
durch Verspätung strafbar gemacht hat — so was die Anzeige des Gewerbe- 
beginnes betrifft, $ 14 und 148 Z. 1 Gew.O.; denn niemand hat ein Recht zu 
beanspruchen, daß er mit Anzeigen und Anmeldungen verschont wird, die 
etwa indirekt eine Waffe gegen ihn bilden könnten. 

Unser Strafprozeß strebt nach immer neuen Mitteln, um unter möglichster 
Schonung der Persönlichkeitsrechte dem Beweis der Tat beizukommen. Diese 
Mittel gründlich auszubauen, ist der Zweck der Kriminalistik, und dazu gehört 
insbesondere die Benutzung von Augenscheinsobjekten all und jeder Art. 

Um die „Folterung‘‘ des Angeschuldigten unnötig zu machen, muß die 
Kriminalistik alle Fühlfäden ausstrecken können, die zur Erkenntnis des 


Kriminalfalles führen. 


Kleine strafrechtliche Studien. 
Referendar Dr. Ernst Eckstein, Berlin. 


I. 
Zur Lehre von der Transportgefährdung. 


Die bisherige Praxis hat in wenig befriedigender Weise den Begriff des 
durch die §§ 315, 316 StrGB. geschützten Objekts festzulegen versucht. Es 
soll zum Begriff der Eisenbahn erforderlich sein eine Schienenanlage und 
der Betrieb durch elementare Naturkräfte.!) 

Will man den Umfang des Anwendungsgebiets der Eisenbahnschutz- 
bestiimmungen festlegen, so erscheint es jedenfalls vom methodologischen Stand- 
punkt aus bedenklich, einfach vom allgemeinen Begriff der Eisenbahn aus- 
zugehen; eine solche Auslegung muß in ihren Resultaten jede Einheitlichkeit 
vermissen lassen. Als uneinheitlich muß aber die heutige Praxis bezeichnet 
werden, wenn sie etwa die gewöhnlichen elektrischen Straßenbahnen oder 
den harmlosesten von einer Miniaturlokomotive gezogenen Lowrenzug zu 
den Eisenbahnen zählt, nur weil sie von mechanischer, elementarer Naturkraft 
auf festen Eisenschienen getrieben werden, während die Pferdebahn, der Auto- 
omnibus, die Drahtseilbahn darum einer anderen Behandlung unterliegen sollen, 
weil eines dieser Merkmale fehlt. 

Der meines Erachtens einzig mögliche fruchtbare Ausgangspunkt für 
eine Auslegung des Begriffs der Eisenbahn ist eine Untersuchung des We- 


1) Vgl. Olshausen’) § 315, 3, Frank®/, 8315 11, 14. 
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sens des geschützten —.nicht, wie bisher allein geschehen, des unmittelbar 
angegriffenen — Rechtsguts. Und diese Untersuchung erübrigt sich fast, 
da das Gesetz von unzweideutiger Klarheit ist. 

Die Bestimmungen der §§ 315, 316 stehen unter den gemeingefährlichen 
Delikten, unmittelbar hinter Brandstiftung und Überschwemmung. Die 
ungemein hohen Strafen?) lassen ebensowenig einen Zweifel darüber, daß die 
§§ 315/316 nur als wirklich gemeingefährliche Delikte vom Gesetz unter Strafe 
gestellt sind, während Gefährdungen ohne gemeine Gefahr durch die Bestim- 
mungen über (fahrlässige) Körperverletzung und Polizeistrafbestimmungen 
hinreichend mit Strafe bedroht sind. Es ist auch bemerkenswert, daß nur 
Fisenbahngefahrdungen, nicht dagegen Gefährdungen sonstiger Personen- 
mehrheiten (Omnibusse, Droschken, Fähren, Schiffe?) usw.) strafbar sind. 

Warum nun ist die Gefährdung der Eisenbahn eine Gemein- 
gefährdung? Zwei Momente sind dafür maßgebend, einmal die große Zahl 
der durch Gefährdung der Eisenbahn bedrohten Personen, sodann 
die durch die Eigenart des Eisenbahnbetriebes, in erster Linie Ge- 
schwindigkeit, Schwere des Materials, Lage der äußeren Anlage (auf Dämmen, 
Brücken, Viadukten, in Tunnels usw.) und die durch die Schienen bewirkte 
Gebundenheit an die Fahrstraße bedingte Größe der Gefahr. 

Fragen wir nun im einzelnen, was unter Eisenbahn zu verstehen ist, so 
darf man nicht feststellen wollen, was unter den Begriff der Eisenbahn fallen 
könnte, sondern was das Gesetz im Hinblick auf das oben Aus- 
geführte, mit dem Wort Eisenbahn hat meinen können. Von diesem 
Gesichtspunkt aus müssen wir als wesentlich zugrunde legen: 

1. Die bestimmungsgemäße Beförderung einer Vielheit von 
Personen oder Sachen (ein einzelnes Abweichen ist natürlich irrelevant, 
so ist eine allein fahrende Lokomotive auch ein Personentransport), 

2. die durch die Eigenart des Betriebes bedingte besondere 
Gefahr des normalen Transports (eine gewöhnliche private Materialbahn 
ist auch dann keine Eisenbahn, wenn sie über einen gefährlichen Viadukt führt), 

3. die Gebundenheit an die Fahrstraße?). 

Daraus ergeben sich folgende praktischen Konsequenzen: 

Mangels einer Vielheit von Personen fällt nicht unter den Begriff der 
Eisenbahn jede Art von Straßenbahn, Pferdebahnen?), elektrische 
Bahnen‘) (außer wenn es sich um elektrisch betriebene Eisenbahnen handelt‘), 


2) Zu beachten, daß vor der Novelle von 1899 zu § 316 die fahrlässige 
Transportgefährdung nur mit Gefängnis gesühnt werden konnte! 

3) die aber durch § 305 besonders geschützt sind. 

*) Ich halte es für möglich vom methodologischen Standpunkt aus. 
über dieses letzte Erfordernis hinwegzukommen und die Strafbestimmung, 
die an sich zunächst die Gebundenheit an die Fahrstraße im Auge hat, durch 
die Weiterentwickelung der Technik an sich als miterweitert anzusehen, 
z. B. auf den Luftschiffverkehr. Die Erörterung dieser Frage würde uns 
aber zu weit in das Gebiet der Methodologie führen, so daß ich sie hier 
beiseite stellen muß, um an enderer Stelle auf sie zurückzukommen. 

5) So überwiegende Meinung, vgl. Olshausen aaO. 

*) Ebenso Binding Lehrbuch, Bes. Teil II, 1, S. 41 gegen die herrschende 
Meinung (vgl. Olshausen aaO.). 

7) Die nach Binding aaO. nicht unter die Eisenbahnen fallen. 
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Dampfbahnen, wenn es sich nicht um regelmäßige Dampfbahnzüge handelt, 
die aber meist wegen mangelnder Geschwindigkeit ausscheiden diirften. Auch 
Rutschbahnen und dergl. können nie Eisenbahnen im Sinne des Gesetzes sein. 
Dagegen dürften Kleinbahnen so gut Eisenbahnen sein wie irgend eine Schnell- 
bahn?). 

Aus dem Gesichtspunkt zu 2 scheidet aus: jeder Eisenbahnbetrieb 
privater Natur (zu scheiden von den Privat-Eisenbahnen), Material-, 
Arbeiterbeförderung großen Stils, weil die beschränkte Geschwindigkeit, ein- 
fachere Bauart und die primitivere Art des Betriebes hier eine erhöhte Gefähr- 
dung ausschließen (man denke insbesondere an die harmlosen Lowren- 
züge)?)19). 

Drahtseilbahnen können nicht darum ausscheiden, weil sie nicht auf 
festen Schienen laufen; auch ein Drahtseil bewirkt die Gebundenheit an die 
Fahrstraße, und es erscheint gekünstelt, wollte man die schwebenden Draht- 
seilbahnen anders behandeln als die auf Schienen laufenden'4). Aus einem 
anderen Grunde aber dürften, wenigstens noch gegenwärtig, die Drahtseil- 
bahnen nicht unter die Eisenbahnen fallen, weil sie nämlich nicht in Zügen, 
sondern in verhältnismäßig kleinen Einzelwagen verkehren, was sie eher den 
Straßenbahnwagen als den Eisenbahnen an die Seite stellt. 

Sind unsere obigen Ausführungen über das Wesen des geschützten Rechtsguts 
richtig, so muß es als eine Uneinheitlichkeit bezeichnet werden, daß das Gesetz 
die Gefährdung eines Dampfertransports nicht auch unter Strafe 
stellt!2)'®). "Keineswegs genügt die Bestimmung, die die Verletzung der Anord- 
nungen zur Verhütung des Schiffszusammenstoßes mit Strafe bedroht. Durch 
eine fahrlassige oder gar vorsätzliche Strandung™), durch ein Anrennen gegen 
eine Brücke, einen Pfeiler usw. wird eine gemeine Gefahr genau so gut be- 
gründet wie bei einer entsprechenden Handlung im Eisenbahnbetriebe. Und 
daß die fahrlässige Strandung?®), nicht aber das fahrlässige Festlaufen an Wasser- 
hauten'®), strafbar sein soll, ist durchaus inkonsequent. Die Erweiterung der 
Schutzbestimmungen für den Eisenbahnbetrieb auf den Dampfschiffahrts- 
verkehr erscheint daher de lege ferenda geboten"’). 


5) anders Binding aaO. gegen herrschende Lehre, z. B. Frank § 315 II, 4. 

®) Sehr umstritten, vgl. Olshausen § 315,4 und 8. 

10) Auch die bestimmungsgemäße Einschränkung des Personenkreises 
bzw. des zu befördernden Materials (nur dieser Fabrik, dieses Bergwerks) 
schließt das Moment der Gemeingefährdung aus. 

4) Olshausen § 315. 3a. 

12) Vel. Peiser in v. Liszt-Aschrott Reform des Reichsstrafgesetzbuchs 
| 216. 

13) Auch hier neige ich zu einer extensiven Interpretation der $$ 315/316 
und möchte die Ansicht der Strafharkeit der Dampfergelährdung auf Grund 
des geltenden Rechts zum mindesten für diskutabel ansehen. Auch diese 
Frage wäre auf dem Gebiet der Methodologie auszutragen. 

14) Hier greift z. T. $ 305, 323, 326 ein. aber eben nur zum Teil. 

19) § 320. 

16) Nach dem Vorentwurf § 181 H höchstens als Beschädigung der letzteren 
strafbar. 
. 14) Der Vorentwurf § 188 kennt nur eine absichtliche Störung der Sicherheit 
der Schiffahrt. 


Kleine strafrechtliche Studien. 219 


Es würde weiterhin gesetzespolitisch zu empfehlen sein, schlechthin die 
grobfahrlässige bloße Körpergefährdung unter Strafe zu stellen (Geld 
und Haft) evtl. unter Schärfung bei Verletzung einer Berufs- oder Amtspflicht 
(fakultativ Gefängnis bis zu 6 Monaten). 


IT. 


Kann bei Idealkonkurrenz die Strafe unter das Mindestmaß der leichteren 
Strafandrohung hinuntergehen. 


Das Gesetz schreibt dem Richter nur vor, bei Idealkonkurrenz aus 
dem schwereren Gesetz zu strafen. 

Es kann nun vorkommen, daß das durch das Höchstmaß der angedrohten 
Strafe schwerere Gesetz zugleich ein Mindestmaß hat, das unter das 
Mindestmaß des leichteren Gesetzes heruntergeht. Beispiel: Gemein- 
schaftlicher oder durch Waffen qualifizierter Hausfriedensbruch und Be- 
leidigung, qualifizierte Körperverletzung nach $ 224 und Brandstiftung unter 
mildernden Umständen nach § 308. 

In einem solchen Falle!) hat ein Gericht, offenbar um dem harmlosen 
Angeklagten zu einer angemessenen, möglichst milden Strafe zu verhelfen, das 
schwerere Strafgesetz, Beleidigung nur darum herangezogen — dessen Heran- 
ziehung hier überhaupt zweifelhaft war?) —, um so unter das Mindestmaß von 
einer Woche Gefängnis heruntergehen und auf Geldstrafe erkennen zu 
können. 

Das Gericht hat eine gewiß gerechte Entscheidung getroffen, aber eine 
Entscheidung, die kaum aufrechterhalten werden kann. 

Die Frage selbst ist nicht neu, aber fast ausschließlich in älterer Zeit zur 
Erörterung?) gekommen und nur mit gemeinrechtlichen Grundsätzen (poena 
major absorbet minorem), die mit Recht in der heutigen Methodik nicht mehr 
geschätzt werden. 

Das Gesetz will durch die Bestimmung des § 73, daß der Täter der An- 
wendung der schwereren Strafe nicht entgehe, wenn seine Tat zugleich unter 
ein schwereres Gesetz fällt. Normierte das Gesetz nichts, so wäre 
zweifellos der Richter nicht befugt, unter das Mindestmaß des 
leichteren Gesetzes herunterzugehen, da er, ohne Anwendung des 
$ 73, aus beiden Gesetzen zugleich bestrafen müßte und in solchem Falle, da 
er den Strafrahmen des einen nicht innehielte, dieses Gesetz verletzen würde, 
während ihm umgekehrt ein entsprechendes Hinausgehen über das Höchst- 
maß durch das schärfere Gesetz geboten ist und also dadurch das mildere 
nicht verletzt wird. Dieser im Wesen der Sache liegende Grundsatz hat vom 
Gesetz durch den $73 jedenfalls nicht aahin abgeändert werden sollen, daß 
der Täter durch die gleichzeitige Verletzung eines schärferen (Gesetzes 
sollte günstiger gestellt werden können. Eine andere Auslegung zieht aus 


1) Mitgeteilt von Immerwahr DJZ. 06, 759/60. 

2) Immerwehr aaO. | 

3) Vgl. die Zitate bei Olshausen®) § 73, 35. überwiegende Lehre auf dem 
Standpunkt des genannten Gerichts, so auch RG. 8. 84. woselhst näheres 
über die ältere nur ganz vereinzelt auf dem gegenteiligen Standpunkt 
stehende Praxis, vgl. ferner RG. 16. 304. 


220 Kleine strafrechtliche Studien. 


einer unpräzisen Ausdrucksweise des Gesetzes Konsequenzen, die dem Sinn 
des Gesetzes widersprechen. Nicht auf das, was in den Worten des Gesetzes 
zu finden sein kann, kommt es an, sondern auf das, was das Gesetz will. 

Unsere Anschauung läßt sich aber auch aus dem Gesetz direkt herleiten. 

Der Richter soll das schärfere Gesetz zur Anwendung bringen. Natürlich 
ist zunächst die Schwere nach dem Höchstmaß der angedrohten Strafe 
zu beurteilen. Zugleich aber ist das schwerere Gesetz insofern das mildere, 
als es ein niedrigeres Mindestmaß hat als das leichtere. Sowie der Richter 
die Grenze ‘des leichteren unterschreiten will, wendet er das 
nach oben schärfere Gesetz als das mildere an, und in Wirklich- 
keit ist insoweit das andere Gesetz das schärfere; er würde also die Vorschrift 
des § 73 nicht innehalten. Aus diesem Grunde ist er auch an das Mindestmaß 
des milderen Gesetzes gebunden. _ 

Ein Gleiches gilt natürlich von der Strafart‘) und von den Neben-: 
strafen, die aus denselben Gründen, die oben ausgeführt sind, auch 
schon de lege lata aus dem milderen Gesetz verhängt werden können, da 
dieses Gesetz, insofern es eben die Nebenstrafen zuläßt, als das schärfere 
anzusehen ist). Zum mindesten muß das gelten, wenn die Hauptstrafe im 
konkreten Fall das Höchstmaß des milderen Gesetzes nicht überschreitet. 
Das Resultat ist aber auch für die anderen Fälle zu vertreten, jedoch 
würde uns hier die Beweisführung zu tief in die Theorie der Delikts- 
konkurrenz hineinführen, die ich an anderer Stelle eingehender zu be- 
handeln gedenke. 

Jedenfalls dürfte sich, wie auch schon von anderer Seite vorgeschlagen’), 
de lege ferenda eine entsprechende gesetzliche Bestimmung empfehlen, die, 
über den $ 90 des Vorentwurfs hinausgehend, etwa lauten könnte: 

„Die Strafe darf nicht unter das Mindestmaß eines 
der verletzten Gesetze heruntergehen. Nebenstrafen 
und sichernde Maßnahmen können aus jedem der 
verletzten Gesetze verhängt werden.“ 


Ill. 
Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bei der Gesamtstrafe. 


Der Richter kommt leicht in die Lage, bei der nachträglichen Bildung 
einer Gesamtstrafe 2 verschiedene Urteile zu berücksichtigen, die beide auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkennen. Hat der Richter bei der Bil- 
dung der Gesamtstrafe nur die Freiheitsstrafe zu berücksichtigen oder 
auch die doppelte Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte? und wenn das 
letztere, hat er die Strafen mechanisch zu kumulieren oder hat er eine selb- 
ständige Gesamtstrafe (evtl. unter Begrenzung auf das gesetzlich zulässige 
höchste Maß des Ehrverlustes) zu bilden? Dieses sind die Streitfragen, die im 


4) Olshausen aaO. 

5) Anders herrschende Meinung, vgl. Olshausen § 73, 3 

6$) Hinsichtlich der Nebenstrafen vgl. Merkel. Vergl. Dt: Allg. TeilV 411. 
(bezüglich des Auslandes ebenda 372), Graf Dohna in Liszt-Aschrott Reform 
des Reichsstrafgesetzbuchs 1910, S. 416; hinsichtlich des Mindestmaßes 
vgl. die Begründung des Vorentwurfs S. 385. 
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praktischen eine große Rolle spielen, in der Theorie dagegen sehr vernachlässigt 
sind. Die einzige wissenschaftlich eingehendere Behandlung des Problems 
findet sich bei May (Goltd. Arch. 57.349), woselbst die bisherige spärliche 
Literatur berücksichtigt ist. May entscheidet sich für die Kumulation’). 

Das Gesetz spricht ausdrücklich von einer Gesamtstrafe nur bei Freiheits- 
strafen. Diese Bestimmung hat ihre Rechtfertigung in der Strafvollstreckung. 
Wenn ein Täter wegen zweier Delikte zweimal mit einer Freiheitsstrafe zu be- 
strafen ist, so würde die Verbüßung einer durch Kumulation gewonnenen Ge- 
samtstrafe die Verbüßung einer härteren Strafe sein als zur Sühne 
der Tat dienen soll. Die Gesamtstrafe bedeutet nicht eine Ermäßigung 
oder Erleichterung der Strafe, sondern sie soll einer Erschwerung 
vorbeugen. 

Die Grundsätze, die hierin ausgesprochen liegen, sind aber für die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht zutreffend. Der Richter, der 
wegen Ehrlosigkeit der Gesinnung des Täters auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkennen will, muß zur Beurteilung der Ehrlosigkeit das ganze Vor- 
leben des Täters in Berücksichtigung ziehen. Er muß insbesondere auch be- 
rücksichtigen, daß der Täter sich anderweitig vergangen hat, auch wenn darauf- 
hin ihm die bürgerlichen Ehrenrechte nicht aberkannt sind. Kommt ein zweiter 
Straffall zur Beurteilung, bevor eine vorher ausgesprochene Strafe verbüßt 
ist, so hat der Richter, um das Maß der Ehrlosigkeit des Täters zu bestimmen, 
die ganzen vorangegangenen, noch ungesühnten Straftaten mit zu berück- 
sichtigen, und der Ehrverlust, den er ausspricht, soll ein Äquivalent sein für das 
Maß der unehrenhaften Gesinnung zur Zeit des abzuurteilenden Deliktes. Ist 
der Täter schon vorher zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte verurteilt 
worden, und verurteilt der zweite Richter noch einmal, so würde eine Kumu- 
lation beider Ehrverluste eine ungerechtfertigte Verschärfung des zweiten Ehr- 
verlustes sein und würde eine doppelte Bestrafung für die ehrlose Gesinnung 
bedeuten. 

Aus diesen Erwägungen heraus offenbart sich der völlige Gegensatz der 
Freiheitsstrafen und der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. Der 
Richter, der wegen zweier Delikte zu strafen hat, hat beide De- 
likte selbständig zu strafen, der Richter, der über eine, in mehr- 
fachen Handlungen betätigte ehrlose Gesinnung zu entscheiden 
hat, hat allgemein über „die“ Ehrlosigkeit des Täters, nicht über 
mehrere Ehrlosigkeiten zu urteilen. Daraus ergibt sich, daß Frei- 
heitsstrafen unter Verkürzung zu kumulieren sind, nicht aber der Ehrverlust, 
daß vielmehr die Ehrverluste aus mehreren Urteilen von Verbüßung 
der Gesamtstrafe an selbständig nebeneinander herlaufen. Wirksam 
ist allein der Ehrverlust von der längeren Dauer, der kürzere 
Ehrverlust ist ein Schlag ins Wasser. 


1) So auch die Rechtsprechung; RG. 36, 89, Oppenhoff Rspr. 13/313 und 
19/278. In einer neueren Entscheidung — R. 08 Nr. 3000 — sagt das Reichs- 
gericht, es seien die Ehrenrechte überhaupt nicht bei den Einzelstrafen, sondern 
nur bei der Gesamtstrafe abzuerkennen (während die Vorinstanz kumuliert 
hatte) und umgeht so das Problem für den Fall der sofortigen Bildung einer 
Gesamtstrafe. 
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Diese allgemeinen Ausführungen finden ihre Stütze, wenn wir ver 
schiedenartige Nebenstrafen voraussetzen. Wenn etwa ein Urteil auf Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte erkennt, ein anderes auf Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter, so kann das Problem einer Kumulation 
überhaupt nicht entstehen. Es ist selbstverständlich, daß die Strafen gleich- 
zeitig nebeneinander zu laufen beginnen. 

Von diesem Standpunkt aus entfallen für uns eine Reihe von Schwierigkeiten. 
die sich aus einer anderen Anschauung ergeben. Die Entscheidung der ein- 
zelnen Fragen ist einfach: Hat ein Richter zugleich über 2 Straftaten zu er- 
kennen, so hat er für jede den Ehrverlust selbständig auszusprechen?). Die 
Gesamtstrafe kann sich nur auf die Freiheitsstrafen beziehen. In das 
Urteil ist daher hinsichtlich der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
einfach die längere Zeitdauer der einzeln ausgeworfenen Aberkennungen aus- 
zusprechen. Bei der nachträglichen Bildung einer Gesamtstrafe 
ist über den Ehrverlust überhaupt nicht mitzuerkennen, da die Frage, wie 
lange der Ehrverlust dauert, sich von selbst regelt, wohl aber empfiehlt es sich. 
auch ohne daß über den Ehrverlust neu erkannt wird, doch die ipso iure ein- 
tretende Wirkung der Konkurrenz mehrerer Ehrverluste in den Beschluß über 
die Bildung der Gesamtstrafe mit aufzunehmen, indem einfach der Ehrverlust 
der längeren Dauer noch einmal ausgesprochen wird. 


IV. 


Ist Sicherung für die Kosten eines Strafverfahrens möglich durch Arrest 
in das vom Gericht aufbewahrte Geld eines Untersuchungsgefangenen ? 


Diese rein zivilrechtliche Frage fußt auf einer rein strafprozessualen 
nämlich der Frage, welchen rechtlichen Charakter die Pflicht des Verurteilten 
hat. die Kosten des Verfahrens zu tragen. Es fragt sich insbesondere: ist der 
Anspruch des Fiskus auf die Kostenerstattung entstanden mit der Entstehung 
der Kosten und an die Bedingung der Verurteilung geknüpft,- oder schafft 
das Urteil selbst erst den Erstattungsanspruch ? 

Der Wortlaut der einschlägigen Bestimmung der StrafprozeBordnune 
läßt uns im Stich. § 496 StrPrO. sagt: Jedes Urteil muß Bestimmungen 
treffen, von wem die Kosten des Verfahrens zu tragen sind: $497: Die Kosten 
hat der Angeklagte zu iraren, wenn er zu Strafe verurteilt wird. 

Das Reichsgericht hat sich mit der Frage des rechtlichen Charakters 
der Kostentragepflicht eingehend befaßt im 13. Bande S. 141 der Entscheidungen 
in Strafsachen. Ohne die dortigen Ausführungen zu revidieren. greift es später, 
Bd. 20 S. 260, auf diese Entscheidung zurück, die. obwohl bereits im Jahre 1885 
gefällt, selbst die heutige Rechtsprechung und Literatur noch beherrscht'). 

Das Reichsgericht kommt in jener Entscheidung zu dem Resultat, „daß 
die Verpflichtung zur Tragung der Kosten des Verfahrens nicht durch das 
Urteil neu geschaffen werde, vielmehr schon vorher vorhanden gewesen sei 
und durch das Urteil nur festgestellt werde“. Die Begründung scheint mir 
nicht gerade glücklich: es sei im allgemeinen (?) nicht Aufgabe des Urteils, 


2) Anders RG. vel. Anm. 1. 
1) Vel. DIZ. 1909 S. 12078., Rommel, Betrug S. 13840. 
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neues Recht zu schaffen; der Richter spreche vielmehr durch das Urteil regel- 
maBig nur aus, was er als dem Recht entsprechend gefunden hat. Demnach 
sei das obige Resultat anzunehmen. ` Daß die weiteren Argumente — das 
frühere preußische Recht kenne eine Beschlagnahme von Vermögensstücken . 
zur Deckung der Kosten des Verfahrens, und in beschränktem Umfange auch 
$ 325 der geltenden StrPO. — nicht zwingend sind, liegt auf der Hand. Es 
kann hierin sowohl eine Sicherung für eine gegenwärtig bedingte, wie 
für eine zukünftige Forderung zu finden sein. 

Allerdings könnte die Ansicht des Reichsgerichts trotz einer nicht ein- 
wandsfreien Begründung — bedenklich schon darum, weil ihr zufolge auch 
die Strafe bereits vor dem Urteil verwirkt sein und durch das Urteil nur 
testgestellt würde?) — dennoch richtig sein. Meines Erachtens aber Den 
zwingende Gründe gegen Sie. 

Wenn ein Kostenersatzanspruch schon vor dem Urteil existent seın soll 
so kann der Rechtsgrund nicht das Urteil selber sein, der Rechtsgrund kann 
überhaupt nicht auf strafrechtlichem oder strafprozeßrechtlichem Gebiete. er 
muß im Privatrecht zu suchen sein. Frühere Zeiten haben mit dem Begriff 
der Geschäftsführung operiert und deduziert: indem der Bürger sich als Mit- 
glied des Staates bekennt, gibt er gleichzeitig dem Staat den Auftrag oder die 
Einwilligung, den Gesetzen gemäß zu handeln, also das Verbrechen zu ver- 
folgen, sei er auch selbst der Delinquent. Von diesem Standpunkt sind wir 
längst zurückgekehrt. Es bliebe nur der Gesichtspunkt der unerlaubten 
Handlung. Hier aber fehlt das Kausalverhältnis. Es ist einleuchtend, daB 
der Betrüger, der Dieb oder Erpresser dem Geschädigten auf Grund der un- 
erlaubten Handlung ersatzpflichtig ist. Die Kosten aber, die zur Sühne des 
Delikts erforderlich sind, hat jener nicht „verursacht‘“, wenngleich er 
den Anlaß hot. Das hieße sonst, die Begriffe gewaltsam erweitern. Oder 
will man gar die Gesamtheit der Verurteilten aus diesem Gesichtspunkt für 
die Kosten der Strafjustizverwaltung haftbar machen? Wie erklärt es sich 
schließlich, daß bei Einstellung des Verfahrens wegen nachfolgender Geistes- 
krankheit des Beschuldigten ein Urteil wenigstens in die verursachten Kosten 
nicht möglich ist, und ebenso beim Tode? 

Ist somit die Kostentragepflicht keine privatrechtliche, so kann sie auch 
nur mit dem staatlichen Strafanspruch in Parallele gebracht werden — spricht 
ja auch das Gesetz nicht von einem Kostenersatzanspruch, sondern nur von 
der Tragung der Kosten. Der Verurteilte trägt die Kosten, wie er die Strafe 
trägt; die Kosten sind selbst ein Teil der Strafe. Die Kostentragepflicht ist 
nicht Folge des Urteils, sondern Inhalt des Urteils. Das Strafurteil ver- 
urteilt in die Kosten. Geht das aus $ 496/7 der StrPrO. auch nicht unmittelbar 
hervor, so folgt es doch zwingend aus § 500, wonach auch der für straftret 
erklärte Beleidiger in die Kosten verurteilt werden kann, ferner aus 
StrPrO. § 77 (der Sachverständige wird zum Ersatz der Kosten und zu einer 
Geldstrafe verurteilt) $50 (der Zeuge ist in die Kosten zu verurteilen), 
ebenso § 69, ähnlich die Schöffen § 70 GVG. So auch die gerichtliche Praxis: 
der en wird zu der Strafe und in die Kosten verurteilt. 


2 So tatsächlich Rommel aaO. 
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Daß die Strafe selbst aber nicht vor dem Urteil bereits verwirkt 
ist und durch das Urteil nur festgestellt wird, bedarf keiner Erörterung. Vorher 
besteht ein Verfolgungsrecht, ein Bestrafungsrecht; ein Strafanspruch 
. entsteht erst durch das Urteil. 

Die Pflicht der Kostentragung besteht demnach auch als bedingter An- 
spruch des Fiskus nicht vor dem Urteil. Das Urteil selbst ist der Rechtsgrund. 
Die Ansicht des Reichsgerichts, dem sich in der Literatur Joachimczyk?) an- 
schließt, kann demnach nicht geteilt werden. 

Zurück zu unserm Problem: Ist vor dem Urteil der Anspruch des Staates 
auf Kostenerstattung nicht einmal als bedingter Anspruch existent, so fehlt 
es für einen Arrest in das vom Gericht aufbewahrte Vermögen des Unter- 
suchungsgefangenen an einem Arrestgrund. Die aufgeworfene R ist also 
zu verneinen. 


Gegenentwurf eines deutschen Gesetzes über das 
Verfahren gegen Jugendliche nebst Begründung. 
Von Landgerichtsdirektor Geh. Justizrat Winkler in Erfurt. 


§ 1. 

Für das Verfahren gegen Jugendliche gelten die Vorschriften des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung nur, soweit nicht dieses Gesetz 
etwas anderes bestimmt. 

Jugendlich im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 18 Jahre alt ist. 


§ 2. 

Für Strafsachen gegen Jugendliche werden von der Landesjustizver- 
waltung, soweit ein Bedürfnis besteht, bei den Amtsgerichten besondere Ab- 
teilungen (Jugendgerichte) gebildet. 

Zu Schöffen bei den Jugendgerichten sind Personen zu berufen, die in 
der Jugenderziehung besonders erfahren sind. Auch Volksschullehrer dürfen 
zu Jugendgerichtsschöffen berufen werden. 

Die Landesjustizverwaltung bestimmt die Zahl der erforderlichen Haupt- 
und Hilfsschöffen. Die Namen der Personen, die der Ausschuß zu Jugend- 
gerichtsschöffen gewählt hat, werden in besondere Jahreslisten eingetragen. 


§ 3. 

Wo es die Verhältnisse gestatten, sollen die Strafsachen 
gegen Jugendliche besonders hierfür geeigneten Beamten und 
möglichst einem Amtsrichter, einer Strafkammer und einem 
Beamten der Staatsanwaltschaft übertragen werden. 


3) DJZ. aaO. 


Gegenentwurf eines deutschen Gesetzes usw. 225 


Die Hauptverhandlungen gegen Jugendliche sollen von andern derart 
gesondert werden, daß eine Berührung mit erwachsenen Angeklagten ver- 
mieden wird. 

Richtet sich ein Verfahren gegen Jugendliche und gegen Erwachsene, 
so sollen die Sachen getrennt werden, soweit es ohne Nachteil für die Ver- 
handlung und Entscheidung geschehen kann. Wenn die gleichen Voraus- 
setzungen vorliegen, soll eine Verbindung der zusammenhän- 
genden Strafsachen nicht erfolgen. 

Unter mehreren zuständigen Gerichten gebührt demjenigen 
der Vorzug, in dessen Bezirk der Jugendliche zur Zeit der Er- 
hebung der Klage seinen Wohnsitz hat. An dieses Gericht soll 
die Sache abgegeben werden, wenn ein anderes Gericht die 
Untersuchung zuvor eröffnet hat. Es bleibt jedoch die Vorschrift 
des $ 12 Abs. 2 der Strafprozeßordnung unberührt und kann ins- 
besondere von der erwähnten Abgabe der Sache durch die Ver- 
einbarung der beteiligten Gerichte oder durch die Entscheidung 
des gemeinschaftlichen oberen Gerichts abgesehen werden. 


§ 4. 

Im § 75 Abs. 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes wird die Vorschrift unter 
Nr. 14a durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„wegen der Vergehen und der im § 73 Nr. 2, 4 bis 7 aufge- 
führten Verbrechen der Personen, die zur Zeit der Tat noch nicht 
18 Jahre alt waren.“ 

§ 5. 

Ist nach dem Ergebnisse des vorbereitenden Verfahrens der 
Jugendliche der Begehung einer strafbaren Handlung ver- 
dächtig, so soll seitens der Staatsanwaltschaft, wenn Erziehungs- 
und Besserungsmaßregeln einer Bestrafung vorzuziehen sind, die Sache 
unter Einstellung des Strafverfahrens an die Vormundschafts- 
hbehörde abgegeben werden. Diese Vorschrift findet auf Privat- 
klagen mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß der 
Privatkläger nach Beobachtung der Vorschrift des $420 der 
StrafprozeBordnung, anstatt die Privatklage zu erheben, unter 
sinngemäßer Anwendung des § 424 daselbst die Eröffnung des 
vormundschaftlichen Verfahrens beantragen kann. 

Nach Erhebung der öffentlichen Klage kann das Gericht 
unter der gleichen Voraussetzung, anstatt das Hauptverfahren 
zu eröffnen, unter Zustimmung der Staatsanwaltschaft durch 
Beschluß, in dem die Tat, deren Begehung der Jugendliche hin- 
reichend verdächtig ist, bezeichnet werden soll, das Strafver- 
fahren gegen ihn einstellen und die Sache an die Vormund- 
schaftsbehörde überweisen. 

Hält das Gericht nach dem Ergebnisse der Hauptverhand- 
lung den Jugendlichen einer strafbaren Handlung für schuldig, 
so soll es, wenn Erziehungs- und Besserungsmaßregeln einer Bestrafung 
vorzuziehen sind, das Strafverfahren durch einen Beschluß, der die 

Archiv 60. Bd. 15 
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Feststellung der Straftat enthalten soll, einstellen und die 
Sache der Vormundschaftsbehörde überweisen. 

Für die Frage, ob Erziehungs- und Besserungsmaßregeln 
einer Bestrafung vorzuziehen sind, sollen namentlich die Beschaffen- 
heit der Tat sowie der Charakter und die bisherige Führung des Jugendlichen 
berücksichtigt werden. 

Die Verfügung des Staatsanwalts (Abs. 1) und die Entschei- 
dungen des Gerichts (Abs. 2 und 3) sind unanfechtbar. 

Im Falle des Abs. 4 ist auf Antrag der Vormundschafts- 
behörde das Strafverfahren seitens der Staatsanwaltschatt 
wieder aufzunehmen, wenn sich die Straftat des Jugendlichen 
auf Grund neuer Tatsachen oder Beweise nachträglich als ein 
Verbrechen herausstellt. 

§ 6. 

Die Vormundschaftsberhörde hat den strafbaren Tatbestand 
festzustellen, im Falle des § 5 Abs. 3 jedoch mit der Einschrän- 
kung, daß die in dem Überweisungsbeschlusse getroffene Fest- 
stellung zum Nachteile des Jugendlichen nicht abgeändert 
werden darf. 

Gelangt die Vormundschaftsbehörde nicht zur Feststellung 
einer strafbaren Handlung. so stellt sie das vormundschaftliche 
Verfahren ein. 

Erachtet die Vormundschaftsbehörde den Jugendlichen für schuldig, so 
hat sie ihn entweder zu vermahnen oder der Zucht des gesetzlichen Vertreters 
oder der Schulbehörde zu überantworten oder der Schutzaufsicht eines 
Vereins oder eines sonstigen Organes für Jugendfiirsorge zu 
unterstellen oder sie hat auf Grund der reichsgesetzlichen oder landes- 
gesetzlichen Vorschriften die Fürsorgeerziehung (Zwangserziehung) anzu- 
ordnen oder, wenn der Jugendliche schon unter Fürsorgeerziehung steht, ihn 
der Zucht der Erziehungsbehörde zu übergeben. 

Die Vormundschaftsbehörde kann zunächst den Jugendlichen für eine 
bestimmte Frist unter die Aufsicht eines Fürsorgers stellen und sich die Aus- 
wahl unter den Maßregeln vorbehalten. Als Fürsorger sind Personen zu wählen, 
die in der Jugenderziehung besonders erfahren sind, auch Frauen können ge- 
wählt werden. 

Die Vormundschaftsbehörde kann an Stelle oder neben den 
vorstehenden Maßnahmen gegen den Jugendlichen eine erforder- 
lichenfalls in Raten zahlbar zu machende Disziplinarstrafe in 
Höhe bis zu einhundertundfünfzig Mark festsetzen. Ihre zwangs- 
weise Beitreibung erfolgt im Wege des landesrechtlichen Ver- 
waltungszwangsverfahrens und ist sie auch in den Arbeits- und 
Dienstlohn des Jugendlichen unbeschränkt zulässig. 

Zu dem vormundschaftlichen Verfahren, und zwar auch zu 
dem Verfahren betreffend die Einleitung der Fürsorreerziehung 
(Zwangserziehung) ist der gesetzliche Vertreter des Jugendlichen 
als Beistand zuzuziehen und, sofern es sich nicht nur um eine 
Übertretung handelt, dem Jugendlichen unter sinngemäßer An- 
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wendung des Abs. 4 Satz 2 ein besonderer Beistand zu be- 
stellen, wenn der gesetzliche Vertreter die Beistandsleistung 
versagt oder an ihr verhindert ist. 

Die Entscheidungen der Vormundschaftsbehörde sind im 
Falle des Abs. 2 unanfechtbar. Zur Einlegung der Rechtsmittel 
gegen die übrigen Entscheidungen ist für den Jugendlichen auch 
der bestellte Beistand befugt. 

§ 7. 

Im vorbereitenden Verfahren sollen alsbald der gesetz- 
liche Vertreter des Jugendlichen ermittelt und frühzeitig und 
erschöpfend die Lebensverhältnisse des Beschuldigten und alle 
sonstigen Umstände, die zur Beurteilung seiner Person, der 
Straftat, der zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen 
Einsicht und der Entscheidung der Frage, ob Erziehungs- und 
Besserungsmaßregeln einer Bestrafung vorzuziehen sein würden, 
dienlich sind, festgestellt werden. a 

Bevor diese Feststellungen nicht getroffen sind, soll das 
Hauptverfahren nicht eröffnet werden. 

Die verantwortliche Vernehmung des Jugendlichen soll im 
vorbereitenden Verfahren durch den Richter oder einen Beamten 
der Staatsanwaltschaft erfolgen. 


§ 8. 

Im §140 Abs. 2 Nr. 1 der Strafprozeßordnung werden die Worte „oder 
das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat“ gestrichen. 

Dem Jugendlichen, welcher keinen Verteidiger hat, ist von 
Amtswegen ein solcher zu bestellen, sobald eine Voruntersuchung eröffnet 
oder die Eröffnung des Hauptverfahrens vor der Strafkammer beantragt ist 

Die Auswahl des zu bestellenden Verteidigers erfolgt durch 
den Vorsitzenden des Gerichts ausschließlich aus der Zahl der 
am Sitze des Gerichts wohnhaften, hierzu besonders geeigneten 
Rechtsanwälte. 

§ 9. 

Für den Jugendlichen, der keinen Verteidiger hat, ist ein Beistand zur 
Hauptverhandlung zuzuziehen. 

Der Beistand hat die Rechte eines Verteidigers. Hierauf soll er in der 
Ladung zur Hauptverhandlung hingewiesen werden. 

Auf den Beistand findet der $ 216 der Strafprozeßordnung 
entsprechende Anwendung. 

Als Beistand soll in der Regel der ermittelte gesetzliche Vertreter des 
Jugendlichen zugezogen werden; doch kann statt dessen der Vorsitzende einen 
besonderen Beistand bestellen. Dies muß, sofern es sich nicht nur um 
eine Ubertretung handelt, geschehen, wenn der gesetzliche Ver- 
treter die Beistandsleistung versagt oderan ihr verdindert ist, 
Zur Hauptverhandlung in der Berufungsinstanz kann auch ein 
anderer besonderer Beistand bestellt werden. Für die Wahl des 
Beistandes gilt sinngemäß die Vorschrift des $6 Abs. 4 Satz 2 


15* 
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Bleibt der geladene Beistand in der Hauptverhandlung aus, so wird ein 
anderer bestellt. Ist dies nicht möglich, so kann ohne einen Beistand ver- 
handelt werden, falls daraus kein Nachteil für die Sache entsteht; anderen- 
falls ist die Verhandlung auszusetzen. 

Die Zuziehung und Bestellung des Beistandes kann bereits 
im Vorverfahren erfolgen. Mit der Wahl oder Bestellung eines 
Verteidigers hört die Zuziehung des Beistandes auf und erfolgt 
Zurücknahme der Bestellung des besonderen Beistandes. Die Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung über den gesetzlichen Vertreter des 
Beschuldigten bleiben unberührt, und zwar auch dann, wenn ein 
besonderer Vertreter bestellt ist. 

| § 10. 

Der ermittelte gesetzliche Vertreter soll durch die Staats- 
anwaltschaft von der Einleitung des Strafverfahrens gegen den 
Jugendlichen, sobald es angängig erscheint, und von der Ver- 
fügung und der Entscheidung in den Fällen des $ 5 Abs. 1 und 2 
in Kenntnis gesetzt werden und, wenn er nicht als Beistand zu- 
gezogen ist, sofort von den die Untersuchungshaft betreffenden 
Anordnungen und rechtzeitig von dem Termin zur Hauptver- 
handlung Nachricht und baldmöglichst Abschrift von der in der 
Hauptverhandlung ergangenen Entscheidung erhalten. 

Die dem Jugendlichen bekannt zu machenden Entschei- 
dungen sind auch dem Verteidiger oder Beistande, sofern sie nicht 
in ihrer. Gegenwart verkündet sind, zuzustellen. Für den Beginn 
der Frist ist die zuletzt erfolgte Bekanntmachung maßgebend. 

Der § 268 der Strafprozeßordnung wird aufgehoben. 


§ 1. 


Die Untersuchungshaft wird gegen Jugendliche nicht vollzogen, wenn 
sie durch andere Maßregeln, insbesondere durch vorläufige Unterbringung in 
einer Erziehungsanstalt, ersetzt werden kann. 

Mit dem Erlasse der im § 5 Abs. 4 bis 3 angegebenen Ver- 
fügungen und Entscheidungen tritt der Haftbefehl außer Kraft. 
Der Jugendliche kann jedoch unter Vorbehalt sinngemäßer An- 
wendung des Abs. 1 in polizeiliche Verwahrung genommen werden, 
wenn der begründete Verdacht besteht, daß er sich dem vor- 
mundschaftlichen Verfahren entziehen wird. Diese Anordnung 
trifft im Falle des § 5 Abs. 1 die Staatsanwaltschaft in der Ver- 
fügung und in den Fällen des $5 Abs. 2 und 3 das Gericht in 
der Entscheidung. Die Vormundschaftsgerichtsbehörde verfügt 
alsbald ihre Aufrechterhaltung, Abänderung oder Aufhebung. 
Diese Anordnungen sind sämtlich unanfechtbar. 

Wird ein Jugendlicher in Untersuchungshaft genommen oder 
die Untersuchungshaft durch andere Maßregeln ersetzt, sosoll, sofern 
nicht nach $ 10 eine Mitteilung an den Verteidiger, Beistand 
oder gesetzlichen Vertreter zu erfolgen hat, die Vormundschafts- 
behörde alsbald benachrichtigt werden. 
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Jugendliche, die in Untersuchungshaft genommen werden, sollen in 
einem Raume mit erwachsenen Gefangenen nur vorübergehend und nur dann 
untergebracht werden, wenn es ihr körperlicher oder geistiger Zustand erfordert. 


§ 12. 


Fur die Hauptverhandlung gegen einen Jugendlichen kann das 
Gericht die Offentlichkeit ganz oder teilweise ausschlieBen. Das Urteil wird 
Offentlich verkiindet; doch kann, soweit fiir die Verhandlung die Offentlichkeit 
ausgeschlossen war, das Gericht durch besonderen Beschluß anordnen, 
daß die Begründung des Urteils in nicht öffentlicher Sitzung verkündet 
wird. Einer Verhandlung über den Ausschluß der Öffentlichkeit bedarf 
es nicht; der Beschluß, der die Öffentlichkeit ausschließt, wird öffentlich 
verkündet. 

Auch soweit die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen wird, soll Jugend- 
lichen, die bei der Sache nicht beteiligt sind, der Zutritt zur Verhandlung 
versagt werden. 

Ist von einzelnen Erörterungen ein nachteiliger Einfluß auf den An- 
veklagten zu befürchten, so kann das Gericht, wenn der Verteidiger oder Bei- 
stand zustimmt, anordnen, daß der Angeklagte für die Dauer der Erörterungen 
den Sitzungsraum verläßt. 

§ 13. 

Das Verfahren nach $ 211 der Strafprozeßordnung und der 
Erlaß eines Strafbefehles wie einer polizeilichen Strafverfügung 
findet gegen einen Jugendlichen nicht statt. 

Die Strafbescheide der Verwaltungsbehörden bedürfen zu 
ihrer Rechtswirksamkeit gegen einen Jugendlichen außer der Zu- 
stellung an ihn und seinen ermittelten gesetzlichen Vertreter 
noch der Zustellung an die Vormundschaftsbehérde. Die Frist 
für die Einlegung der Beschwerde an die höhere Verwaltungs- 
behörde und für den Antrag auf gerichtliche Entscheidung wird 
auf zwei Wochen erhöht und gilt der $ 10 Abs. 2 sinngemäß. Die 
Vormundschaftsbehörde kann dem Jugendlichen zur Durch- 
führung der Beschwerde, zur Stellung des Antrages auf gericht- 
liche Entscheidung und zur Vertretung in dem Verfahren nach 
$ 463 der Strafprozeßordnung einen Pfleger bestellen. Auf das 
strafgerichtliche Verfahren finden die Vorschriften dieses Ge- 
setzes mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die Be- 
stellung des Verteidigers ($ 8) bei der Bestimmung des Termins 
zur Hauptverhandlung vor der erstinstanzlichen Strafkammer 
zu erfolgen hat. . 

Die bei dem Ausbleiben des Angeklagten nach den §§ 231, 
232, 319 und 371 der Strafprozeßordnung und im Falle des $ 370 
a. a. O., wenn die Staatsanwaltschaft die Berufung eingelegt hat, 
zulässige Hauptverhandlung findet gegen einen Jugendlichen, 
Sofern es sich nicht nur um eine Übertretung handelt, nur 
statt, wenn für ihn ein Verteidiger oder der Beistand er- 
Schienen ist. 
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§ 14. 

Die Justizbehörden treten mit den zur Leistung der Jugend- 
gerichtshilfe bereiten und hierzu geeigneten Vereinen oder son- 
stigen Organen für Jugendfürsorge in Verbindung. 

Zur Ermöglichung und Sicherstellung der Mitwirkung 
dieser Organe an dem Strafverfahren, dem vormund- 
schaftlichen Verfahren ($6) und an dem landesrechtlich ein- 
geführten Verfahren betreffend bedingte Strafaussetzung soll 
ihr Geschäftsverkehr mit den Justizbehörden nach näherer An- 
ordnung der Landesjustizverwaltungen von den Vorstands- 
beamten des Landgerichts für das Landgericht und die Amts- 
gerichte des Bezirks geregelt w.rden. 

Es werden diesen Organen die von ihnen gewünschten, 
der Erfüllung ihrer Aufgabe dienlichen Auskünfte nach Mög- 
lichkeit erteilt; es kann auch ihrem Vorstande oder einem ge- 
eigneten Vertreter die Einsicht der Strafakten und der Vor- 
mundschaftsakten gewährt werden. 

Erscheint in der Hauptverhandlung ein Vertreter 
oder eine Vertreterin derselben, so soll, sofern keine besonderen 
Bedenken entgegenstehen, dieser Persönlichkeit die Anwesen- 
heit auch in der nichtöffentlichen Sitzung gestattet werden. 

Wenn von ihnen Verzeichnisse der zur Übernahme 
des Amtes als Fürsorger (§ 6 Abs. 4), Beistand (§ 6 Abs.6 und 
$9 Abs. 4) und Pfleger ($ 13 Abs. 2) geeigneten und bereiten 
Personen den Gerichten eingereicht oder im Einzelfalle be- 
sondere Vorschläge gemacht werden, so findet die tunlichste 
Berücksichtigung der vorgeschlagenen Personen statt. 

Sofern von diesen Organen getroffenen Einrichtungen 
zum Ersatze der Untersuchungshaft und der polizeilichen Ver- 
wahrung (§ 14 Abs. 1 und 2) genügen, soll nach Maßgabe des 
Einzelfalles ihre Benutzung seitens der Justizbehörden er- 
folgen. 

Es ist ihre Mitwirkung bei der Feststellung der per- 
sönlichen Verhältnisse des Jugendlichen ($ 7), insbesondere auch 
behufs Prüfung der Frage, ob Erziehungs- und Besserungsmaß- 
regeln einer Bestrafung vorzuziehen sind und ob im Falle einer 
Bestrafung bedingte Strafaussetzung gewährt werden kann, 
zulässig. 

In dem vormundschaftlichen Verfahren ($ 6) wird ihnen 
die Mitarbeit bei der Anstellung der erforderlichen Ermitte- 
lungen, soweit sie nicht die Klarstellung der Straftat betreffen, 
und durch Abgabe gutachtlicher Äußerungen über die von der 
Vormundschaftsbehörde zu treffenden Maßregeln gestattet. 

Soweit von diesen Organen die Schutzaufsicht über 
die jugendlichen Verurteilten, denen die bedingte Strafaus- 
setzung bewilligt ist, übernommen wird, sollen sie in der Aus- 
übung dieser Schutzaufsicht von den Justizbehörden die mög- 
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lichste Unterstützungerfahren und vor der im Begnadigungs- 
verfahren zu treffenden Entscheidung mit ihrem Bericht über 
das Gesamtverhalten des Jugendlichen und mit ihren Vor- 
schlägen gehört werden. 


Begründung. 


Einleitung. 


Ausgehend von der Auffassung, daß das zu schaffende Gesetz ein pro- 
visorisches Notgesetz sein wird, dessen baldige Verabschiedung nicht durch 
die Stellungnahme zu zweifelhaften, noch nicht zur Entscheidung reifen Fragen 
gefährdet werden darf, hält sich der Gesetzentwurf im wesentlichen streng in 
dem Rahmen und Gedankenkreise des Entwurfs. Es sind in ihm eine Reihe 
wichtiger, den Entwurf abändernder und ergänzender Gegenvorschläge ge- 
macht und durch die Übernahme bedeutungsvoller instruktioneller Vorschriften 
aus den Verfügungen des preußischen Justizministers vom 1. Juni 1908. 2. Sep- 
tember 1909 und 11. November 1912 (JMBe. 1908 S. 237; 1909 S. 335 u. 1912 
S. 359) sowie durch Einfügung von Bestimmungen, durch welche die Jugend- 
gerichtshilfe, die Mitarbeit der Vereine und sonstigen Organe für Jugendfür- 
sorge, die nötige gesetzliche Grundlage erhält, die erforderlicheVervollständigung 
des Gesetzes ersirebt, damit durch die Sicherstellung einer durch Verwaltungs- 
verschriften nieht in gleicner Weise erzwingbaren durchgreifenden Anwendung 
des Gesetzes der Eintritt der mit ihm beabsichtigten segensreichen Wirkungen 
in vollem Umfange und unbedingt gewährleistet wird. 

§ 1. 

Der im §1 Wiedergegebene §1 des Entwurfes beruht, wie in der Be- 
sründung S.12 und 13 (zitiert nach dem bei J. Guttentag. Berlin 1912 er- 
schienenen Sonderabdruck aus den „Mitteilungen der Intern. Krim. Ver- 
einirung Bd. 19 Heft 2) näher dargelegt ist, auf dem dieseits gebill'gten Ge- 
danken, daß das Gesetz nur für diejen'gen Angeschuldigten gelten soll. welche 
zur Zeit des Strafverfahrens das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Denn nur bis zu diesem Zeitpunkte besteht die zur Änderung der Be- 
stimmungen der StPO. nötigende besondere Schutzbedürftigkeit und die Er- 
ziehungsfähigkeit und Erziehungsmöglichkeit der Jugendlichen, welche die Vor- 
aussetzung für die Anwendung der den Kernpunkt des Entwurfes darstellenden 
$§ 3 bis 5 (Gegenentwurf 885 u. 6) bilden. Der hiermit unvereinbare $ 13 des 
Entwurfes, dessen redaktionelle Fassung übrigens mangelhaft ist (vgl. Oetker, 
Gerichtssaal Bd. 80 S. 10 u. 18) ist in den Gegenentwurf nicht aufgenommen. 
Diese Bestimmung des Entwurfes beruht auf einem anderen. dem jetzigen Ent- 
wurfe sonst fremden Prinzipe, nämlich dem Opportunitätsprinzipe, durch- 
bricht also das der StPO. zugrundeliegende Legalitätsprinzip, ohne daß bet 
der geringen praktischen Bedeutung der in Betracht kommenden Fälle hierfür 
ein Bedürfnis, geschweige denn eine Notwendigkeit anzuerkennen ist. Wollte 
man aber nach dem Vorschlage von v. Lilienthal (DJZ. 1912 S. 1206) und von 
Hartmann (Zentralblatt für Vormundschaftswesen, Jugendgerichte und Für- 
sorgeerziehung Bd. 4 Nr. 19 — Nummer vom 10. Jannar 1913 — S. 222) auf 
die im $13 vorgesehenen Fälle die Anwendung des ganzen Gesetzes für statt- 
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haft erklären — also hiermit zugleich den $13 seiner Ausnahmestellung im 
Entwurfe entkleiden — oder, wie Oetker a. a. O. S. 30 angeregt hat, den Ent- 
wurf dahin erweitern, daß das vormundschaftliche Verfahren auch gerenüber 
Tätern zuzulassen sei, die zur Zeit des Strafverfahrens nicht mehr jugendlich, 
aber noch minderjährig seien, so würde dies nach der derzeitigen Rechtslage, 
bevor die Fürsorgeerziehung einheitlich durch ein Reichsgesetz geregelt wäre, 
unmöglich sein. Denn landesgesetzlich kann, wie z. B. nach dem preußischen 
Gesetze vom 2. Juli 1900 (GS. 1900 S. 264) nur der Minderjährige, welcher das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, der Fürsorgeerziehung überwiesen 
werden. Ist aber bei über 18 Jahre alten Miırderjährigen diese wichtigste vor- 
mundschaftliche Maßnahme unzulässig, so muß es bei dent im § 1 ansgesprochenen 
Prinzipe, mit dem hiernach der $ 13 nicht in Übereinstimmung gebracht werden 
kann, verbleiben. 
§§ 2 bis 4. 

Der §2 des Gegenentwurfes stimmt mit dem § 2 des Entwurfes überein 
bis auf den Ersatz der Bezeichnung „Jugendschöffen“ durch die richtiger. 
„Jugendgerichtsschöffen‘ und die Werlassung der Bestimmung, daß ein be- 
sonderes Verzeichnis der Volksschullehrer aufzunehmen sei, da hierzu ein Be- 
dürfnis nicht vorliegt und die Aufstellung eines solchen Verzeichnisses zu einer 
Änderung des $42 GVG. nötigen würde. 

Wenn auch auf der Grundlage besonderer Personalbestimmung be- 
ruhende Jugendgerichte einen wesentlichen Gewinn für die Rechtspflege ver- 
sprechen, so ist doch auch in dem Gegenentwurfe der vielfach erfolgten An- 
regung z. B. seitens v. Liszt (Bericht über den Vortrag DJZ. 1909 S. 250, 251) 
von Lilienthal (DJZ. 1912 S. 532 u. S.1202) und Oetker a.a.O. S. 20). die 
Jugendgerichtsverfassung durch die obligatorische Errichtung von Jugend- 
verichten bei sämtlichen Amtsgerichten und durch die Bildung von Jugend- 
strafkammern vollständig durchzuführen, nicht entsprochen. Allerdings wäre 
die erste Maßnahme an sich möglich, wenn unter entsprechender Änderung des 
845 GVG. die Auslosung der Spezialschöffen zu den nach Bedürfnis anzu- 
setzenden Sitzungen des Schöffengerichts erfolgte. Allein ahgesehen davon. 
daß in einer größeren Anzahl von Amtsgerichtsbezirken bei der Aufstellung 
von zwei Urlisten (für die General- und die Spezialschöffen) die Bildung der 
Vorschlagsliste der Geschworenen erschwert und gefährdet würde, müßte — 
worüber allgemeines Einverständnis besteht —, wenn die Einrichtung von 
Jugendstrafkammern gesetzlich vorgeschrieben werden sollte, die Zuziehung 
von Schöffen für diese Kammern verlangt werden. So verlockend es auch wäre, 
in dieser Form einen Versuch der Zuziehung des Laienelements zu einem Kol- 
legialgericht zu machen, um hierdurch für die spätere allgemeine Strafprozeb- 
reform die erforderlichen Erfahrungen zu sammeln. so wird doch bei der un- 
bedenklich bestehenden Aussichtslosigkeit diesseits von einem solchen Vor- 
schlage abgesehen. Die von Köhne in seinem Entwurfe (Beiträge zur Reform 
des Strafprozesses Heft 1, Berlin 1908. J. Guttentag) vorgeschlagene Über- 
tragung der Berufungen gegen die amtsgerichtlichen Jugendgerichte auf die- 
jenigen landgerichtlichen Zivilkammern. welchen die Entscheidung über Be- 
schwerden gegen den Vormundschaftsrichter zusteht (vel. hierzu unten zu 
§ 4), wird ebenso wie dei von ihm und auch sonst vielfach verlangte gesetz- 
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liche Festlegung der Personalunion zwischen dem Vormundschaftsrichter und 
dem Vorsitzenden des Jugendschöffengerichts der kriminellen Bedeutung der 
Jugendstrafsachen nicht gerecht, da mit der Bearbeitung von Vormundschafts- 
sachen betraute und vertraute Richter nicht, was doch zugleich gefordert 
werden müßte, ohne weiteres bewährte Strafrichter sein werden. 

Zu der namentlich auf dem 3. Jugendgerichtstage erörterten und dem 
Reichstag nach der Verhandlung vom 13. Januar d. J. offenbar besonders 
interessierenden Frage, ob auch Frauen zu Jugendgerichtsschöffen gewählt 
werden sollen, hat der Gegenentwurf ebenfalls keine Stellung genommen, da 
diese Frage, wie auch der Beschluß des Jugendgerichtstages, hierüber nicht 
abzustimmen ergibt, diesseits nicht für spruchreif erachtet wird (vgl. hierzu 
auch des Verfassers Aufsatz im „Recht‘‘ 1908 S. 620) und Landsberg im ,,Recht* 
1913 Nr. 2 S. 55. 

Kann die Jugendgerichtsverfassung nicht vollständig durchgeführt 
werden, so mußte auf den Erlaß von Ersatzvorschriften Bedacht genommen 
werden, durch welche bis zu einem gewissen Grade die Verwirklichung der 
Grundgedanken des Entwurfes ermöglicht und gewährleistet wird. 

Als wichtigstes Ersatzmittel kommt die Ausdehnung der Zuständigkeit 
der Schöffengerichte für die Erledigung der Jugendstrafsachen in Betracht. 
Im Interesse des erforderlichen Rechtsschutzes der Jugendlichen, der bei der 
Verhandlung vor dem Schöffengericht namentlich auch dadurch geschmälert 
wird, daß die Revision nicht an das Reichsgericht geht und nach § 380 StPO. 
nicht auf eine Verletzung einer Rechtsnorm über das Verfahren. insbesondere 
_ auf die unzulässige Beschränkung der Verteidigung gestützt werden kann, muß 
nicht nur der am weitesten gehende Vorschlag von Köhne (Entwurf §§9, 29 
und 30) abgelehnt, sondern auch der $14 des Gesetzentwurfes noch ein- 
geschränkt werden. Es erschien vielmehr die schon von v. Lilienthal (a. a. O 
S. 532) empfohlene, im §4 des Gegenentwurfs enthaltene Regelung der Zu- 
ständigkeit zweckentsprechend, da einmal hierdurch dem praktischen Be- 
dürfnis genügt werden wird und andererseits in der Beschränkung der Über- 
weisungsfähigkeit auf die im § 73 Nr. 2, 4 bis 7 GVG. angegebenen Verbrechen 
insofern ein klares Prinzip erhellt, als es die leichteren, bei ihrer Begehung 
durch Erwachsene der Strafkammer überwiesenen Verbrechen sind. 

Mit der von v. Lilienthal (a. a. O. S.532, 533 u. 5.1203) angeregten 
obligatorischen Zuziehung von pädagogischen Sachverständigen zu den Straf- 
kammerverhandlungen würde der in der StPO. allgemein geltende Grundsatz, 
daß das Gericht Sachverständige nur zuzuziehen hat, wenn es diese Zuziehung 
für erforderlich erachtet, ohne zwingende Notwendigkeit durchbrochen werden. 
Aus dem gleichen Grunde wird auch die vielfach (z. B. von Jacobsohn, vgl. 
Zentralblatt a. a. O. S. 230) verlangte obligatorische Zuziehung von Ärzten 
zu dem Strafverfahren gegen Jugendliche nicht für erforderlich erachtet. 

Der von verschiedenen Seiten gemachte Vorschlag (vgl. Oetker a. a. O. 
S.22 Note 2), die Strafkammer bei der Behandlung von Strafsachen gegen 
Jugendliche mit einem Jugendamtsrichter des Bezirks zu besetzen, würde nur 
dann einen praktischen Erfolg versprechen, wenn durch Zuziehung von zwei 
solchen Richtern ihnen die Mehrheit bei der Entscheidung der Schuldfrage 
gesichert würde. Wird aber erwogen. daß in den Sitzungen der Berufungs- 
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kammern häufig einer dieser Richter, wenn eine Sache aus seinem Bezirke ver- 
handelt wird, an der Teilnahme verhindert ist, mithin sicher ott noch ein dritter 
Jugendamtsrichter zugezogen werden müßte, so scheitert ein solcher Vorschlag 
sowohl an der Schwierigkeit seiner praktischen Durchführbarkeit als auch am 
Kostenpunkte. 

Hiernach bleiben als Ersatzmittel nur die im $3 des Gegenentwurfes 
aufgeführten übrig. Selbstverständlich kann es sich hierbei nur um Sollvor- 
schriften handeln. Die ans §14 Abs. 1 des Entwurfes in dem Abs. 2 und Abs. 3 
des § 3 übernonimenen instruktionellen Bestimmungen sind unbedenklich durch 
die noch wichtigere Vorschrift des Abs. 1 zu ergänzen, welche aus den Erlassen 
des preußischen Justizministers vom 1. Juni 1908 (Nr. II unter 2) und vom 
22. September 1909 (Nr. 2) entnommen ist. Gegenüber dem $ 236 StPO. ist 
zweckentsprechend die Anordnung im Abs. 2 Satz 2 erlassen. Infolge mehr- 
facher Anregungen, insbesondere auch in der Nummer 3 der zuletzt gedachten 
Justizministerialverfügung empfiehlt sich die im Abs. 4 vorgeschlagene Ände- 
rung des §7 StPO. mit der daselbst angegebenen Einschränkung. 

Wird in weiterem Umfange, als es bis jetzt erfahrungsgemäß geschehen 
ist, mit der Anwendung dieser Vorschriften, die deshalb sämtlich dem Gesetze 
einverleibt werden müssen, ernst gemacht, so wird sich Zweck und Ziel der 
Jugendgerichtsverfassung auch auf diesem Wege mit der Zeit mehr und mehr 
erreichen lassen. 

885 und 6. 

Die §§ 3 bis 5 des Entwurfes, bei welchen die von der Reichstagskom- 
mission beschlossenen Änderungen des Entwurfs der StPO. in erheblichem 
Maße berücksichtigt sind, sprechen den Grundsatz aus, daß das Strafverfahren 
gegen Jugendliche einzustellen und die Sache an die Vormundschaftsbehörde 
abzugeben ist, wenn Erziehungs- und Besserungsmaßregeln einer Bestrafung 
vorzuziehen sind und daß hierbei namentlich die Beschaffenheit der Tat, sowie 
der Charakter und die bisherige Führung des Jugendlichen zu berücksichtigen 
sind. In der Aufstellung und Durchführung dieses Prinzipes, hinsichtlich dessen 
es hier genügt, auf die Begründung des Entwurfes S. 6 und auf die Ausführungen 
von Köhne (a.a.O. S.11 bis 14) zu verweisen, liegt der Schwerpunkt der 
Gesetzesarbeit. Es handelt sich hierbei um die Erweiterung der Befugnisse 
der Vormundschaftsbehörde in Beziehung auf eine Straftat des Jugendlichen, 
und kann daher die Ansicht von Landsberg (a. a. O. S. 55), welcher den Abs. 1 
des §5 des Entwurfs für überflüssig und verfehlt hält, nicht gebilligt werden. 
Bei dieser Frage setzt naturgemäß die Gegmerschaft der Jugendgerichts- 
bewegung, die in ihr eine von dem Zeitgeiste unechter Humanität getragene 
Rückschrittsbewegung erblickt (vgl. z. B. den Aufsatz von Moser, DRZ. 1909 
S.186 ff.) und der Streit der Strafrechtsschulen ein. Während von den An- 
hangern der modernen Strafrechtstheorie (vgl. Bericht über den Vortrag von 
v. Liszt, DJZ. 1909 S. 250) diese Neuregelung des Jugendstrafrechts als ein 
„rechtspolitisches Ereignis allerersten Ranges“ begrüßt wird, verlangen die 
Vertreter der Vergeltungstheorie') eine erhebliche Einschränkung des Prinzips. 


9) Durchaus nicht alle; ich habe mich für die Grundsätze, welche der 
Entwurf aufstellt, schon längst energisch ausgesprochen: Gedanken über die 
Ziele des Strafrechts S. 21 (1909), und jetzt im Leitfaden des Strafrechts 
S.74 Ko’ 
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So fordert Oetker (a.a.O.S.5 ff.), welcher die mangelnde Klarheit des Prinzips 
rügt, daß das Maß der Willensschuld entscheiden und nur bei Geringfügigkeit 
des Verschuldens der Straffortfall eintreten soll, und Kriegsmann, dem Hart- 
mann a. a. O. S. 220 beigetreten ist, hat in seinen Leitsätzen auf dem 3. Jugend- 
gerichtstage demselben Gedanken folgende Fassung gegeben: 

„Irotz krimineller Verschuldung wird — keine Strafe, sondern ledig- 

lich eine erziehliche Maßnahme einzutreten haben, wenn die Schuld 

des Jugendlichen so gering ist, daß sie kein berücksichtigenswertes 

Vergeltungsbedürfnis hervorruft.“ 

Den Gegnern des Gesetzentwurfes ist mit den Worten des Staatssekretärs 

Dr. Lisko aus der Reichstagsverhandlung vom 13. Januar d. J. zu erwidern, 
daß der Staat sich gegen die Straftaten der Jugendlichen nicht passiv ver- 
halten will, sondern nur die Art der Reaktion geändert und zweckmäßiger 
gestaltet werden soll. Allerdings muß — worauf noch unten zurückgekommen 
wird — dafür gesorgt werden, daß die Gesetzesänderung nicht als ein Privileg 
der sich im Zustande der Verwahrlosung befindlichen gegenüber guterzogenen 
Jugendlichen wirkt. Andererseits entbehren die in die Hände der Vormund- 
schaftsbehörde gelegten Erziehungs- und Besserungsmittel, insbesondere die 
Fürsorgeerziehung (vgl. Stade, Gerichtssaal 79 S. 408—410) nicht vollständig 
des Strafcharakters. Wie die Wahl zwischen ihnen und der kriminellen Be- 
strafung zu treffen ist, kann nur unter Beachtung der im Entwurfe gegebenen 
Direktiven nach dem Gesamtcharakter der Tat und des Täters entschieden 
werden. Die einseitige Maßgeblichkeit der Geringfügigkeit des Verschuldens 
und des Vergeltungsbedürfnisses, die übrigens nicht notwendig zusammen- 
fallen, würde zu widersinnigen und mindestens unbilligen Ergebnissen führen; 
so müßte z.B. ein Jugendlicher mit makelloser Vergangenheit, den bei der 
Begehung eines leichteren Vergehens eine schwerere Schuld trifft, kriminell 
bestraft werden, während ein verdorbener Jugendlicher, dessen Schuld bei 
der Ausführung eines Verbrechens geringer ist, der Rechtswohltat des Gesetzes 
teilhaftig werden würde. Vor allem führte dies aber zu einer solchen Ein- 
schränkung der Wirksamkeit des Gesetzes, daß an dieser Neuregelung kaum 
noch ein erhebliches praktisches Interesse bestehen würde. Es erscheint auch 
nicht erforderlich, wie Friedeberg, Zentralblatt a. a. O. S. 224, verlangt, den 
Entwurf dahin abzuändern, daß kriminelle Bestrafung einzutreten hat, wenn 
Erziehungsmittel allein nicht ausreichen. Die Frage, ob Erziebungsmittel 
nicht auch neben der kriminellen Bestrafung ergriffen werden können, die 
Friedeberg a.a.O. behandelt, wird durch den Gesetzentwurf nicht berührt 
und nach dem geltenden bürgerlichen Rechte entschieden. Reichen Erziehungs- 
mittel allein nicht aus, so kann bei dieser Rechtslage unmöglich gesagt werden, 
daß sie der Strafe vorzuziehen sind. 

Aus diesen Erwägungen stellt sich der Gegenentwurf in den $$5 und 6 
vollständig auf den Boden des Gesetzentwurfes. Festzuhalten war auch an 
der Grundbestimmung des Entwurfes, daß die Bearbeitung der Jugendstrat- 
sachen an sich Aufgabe der Organe der Strafrechtspflege bleibt und daß ins- 
besondere nicht, wie es in der Reichstagsverhandlung vom 13. Januar d. J. 
befürwortet wurde, der Staatsanwalt dem Vormundschaftsrichter zu weichen 
hat (vgl. auch die Beckerschen Leitsätze vom 2. Jugendgerichtstage). Der 
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Entwurf bedurfte jedoch in verschiedénen Punkten einer Anderung und Er- 
ganzung. Abgesehen davon, daß in dem Gegenentwurf klarer zum Ausdruck 
gebracht wird, daß unter Einstellung des Strafverfahrens die Abgabe der Sache 
nur erfolgen soll, wenn ($5 Abs. 1) die Staatsanwaltschaft Schuldverdacht 
annimmt, das Gericht zur Eröffnung des Hauptverfahrens hinreichenden 
Verdacht als vorliegend erachtet (§ 5 Abs. 2) oder das erkennende Gericht die 
Straftat des Jugendlichen feststellt (§5 Abs. 3), handelt es sich hierbei um 
folgende Fragen: 

a) Die Regelung der Rechtsmittelfrage im Entwurfe ist nicht unan- 
gefochten geblieben. Oetker, welcher den in der Hauptverhandlung gefaßten 
EimstellungsbeschluB durch ein die Straffreiheit des Beschuldigten aus- 
sprechendes Urteil ersetzt sehen will, bezeichnet die Unanfechtbarkeit dieser 
Entscheidung als unerhört und verlangt Zulassung der gewöhnlichen Rechts- 
mittel gegen dieses Urteil für die Staatsanwaltschaft und den Angeklagten 
(a. a. O. S. 11—13, vgl. dazu auch v. Liszt a. a. O. S. 255). Levi bekämpft da- 
gegen das der Staatsanwaltschaft gegen die Entscheidung der Vormundschafts- 
behérde eingerdumte Beschwerderecht als befremdend in einem rein vor- 
mundschaftsgerichtlichen Verfahren und den Vormundschaftsrichter in der 
Freiheit seiner Bewegung beengend (DJZ. 1912 S. 1498), während umgekehrt 
Landsberg a.a.O. S.56 die fakultative Mitwirkung der Staatsanwaltschaft, 
bei der Fürsorgeerziehung und bei dem Verfahren nach § 1666 BGB., als seine 
alte Forderung verteidigt. Der Standpunkt des Entwurfes, der die strafgericht- 
lichen Beschlüsse ausdrücklich und die Verfügung der Staatsanwaltschaft 
durch welche anstatt der Erhebung der öffentlichen Klage die Abgabe der 
Sache an die Vormundschaftsbehörde erfolgt, wohl stillschweigend für unan- 
fechthar erklärt, wird diesseits mit Rücksicht auf die Begründung S. 17, daß 
eine andere Regelung das Verfahren, das gerade in den Fällen der vorliegenden 
Art besonderer Beschleunigung bedürfe, unzweckmäßigerweise verzögern würde, 
gebilligt, nur erschien es angezeigt, wie es im $5 Abs. 5 des Gegenentwurfes 
geschehen ist, auch die Unanfechtbarkeit der Verfügung der Staatsanwalt- 
schaft, die in Übereinstimmung mit den Gerichtsbeschlüssen richtiger als eine 
I:mstellungsverfügung bezeichnet wird, auszusprechen, um mit der erforder- 
lichen Deutlichkeit zum Ausdruck zu bringen, daß diese Verfügung, weder von 
Amtswegen im Aufsichtswege noch im Wege der im $170 StPO. gegebenen 
Rechtsmittel (vgl. hierzu Oetker a. a. O. S. 18) aufgehoben werden kann. 

Wenn der Entwurf (§ 4 Abs. 2) unbeschadet dieser Unanfechtbarkeit der 
Staatsanwaltschaft die Befugnis zur Wiederaufnahme des Strafverfahrens mit 
Zustimmung der Vormundschaftsbehörde in dem Falle gibt, daß sich in dem 
vormundschaftlichen Verfahren die Sachlage derart anders herausstellt, da8 
die Notwendigkeit einer kriminellen Bestrafung klar zutage tritt (Begründung 
S. 20). so erschien die Änderung dieser Bestimmung, wie sie im Abs. 6 des 85 
des Gegenentwurfes vorgeschlagen wird. geboten, einmal behufs ihrer Be- 
schränkung auf den offenbar allein praktischen Fall, daß die Tat, die bei der 
Abgabe der Sache seitens der Staatsanwaltschaft sich als eine Ubertretung 
oder ein Vergehen darstellte. auf Grund neuer Tatsachen oder Beweise — also 
nicht bloB infolge anderer juristischer Qualifikation — den Tatbestand eines 
Verbrechens ergibt, und andererseits zur Klarstellung, daß die Vormundschafts- 
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behörde zu dieser Maßnahme durch Stellung „nes Antrages, dem die Staats- 
anwaltschaft Folge geben muß, die Initiative zu ergreifen hat, wenn sie die 
Überzeugung gewinnt, daß bei der veränderten Sachlage Erziehungs- und 
Besserungsmittel nicht ausreichen, vielmehr eine kriminelle Bestrafung am 
Platze ist. 

Was sodann das im §5 Abs. 3 des Entwurfes der Staatsanwaltschaft 
gegen die Entscheidungen der Vormundschaftsbehörde gewährte Beschwerde- 
recht betrifft, so ist hierdurch mit Recht zum Ausdruck gebracht, daß die 
Staatsanwaltschaft an sich nicht zu den Beteiligten gehört, denen nach $ 20 
des RFGB. das Beschwerderecht zusteht. Das Beschwerderecht der Staats- 
anwaltschaft würde einen zweifachen Inhalt haben, nimilich sich richten gegen 
die Ablehnung des Erlasses von vormundschaftlichen Maßnahmen, wenn die 
Vormundschaftsbehörde einen strafbaren Tatbestand nicht für erwiesen er- 
achtet, und gegen die Art der getroffenen Maßregeln, wenn die Staatsanwalt- 
schaft sie an sich nicht für ausreichend erachtet oder eine andere, schwerere 
Straftat für erwiesen erachtet und deshalb eine härtere Maßnahme fordert. 
Nach beiden Richtungen hin mußte der Staatsanwaltschaft das Beschwerde- 
recht ersetzt werden. Die Staatsanwaltschaft und bezüglich das Strafgericht 
hat es in der Hand und ist verpflichtet, namentlich in dem Falle, wenn der 
Straffall zur Hauptverhandlung gebracht ist, ihn so aufzuklären, daß eine ab- 
weichende Feststellung seitens der Vormundschaftsbehörde nicht zu erwarten 
ist und deshalb nur ganz ausnahmsweise vorkommen kann. Mit der Abgabe 
der Sache an die Vormundschaftsbehörde erklären die Staatsanwaltschaft und 
bezw. das Strafgericht, daß der staatliche Strafanspruch einer Befriedigung 
nicht bedarf und daß deshalb für sie, als Organe der Strafrechtspflege, die 
Sache erledigt ist. Soweit die Beschwerde der Staatsanwaltschaft lediglich 
gegen die Art der vormundschaftlichen Maßnahmen bewilligt wird, würde 
hierdurch die ihr als Organ der Strafrechtspflege zukonimende Zuständigkeit 
und Qualifikation überschritten und, wie Levi mit Recht ausgeführt hat, in 
das vormundschaftliche Verfahren ein fremdes, diese Behörde ohne Not in der 
Freiheit ihrer Entscheidung einzuengen geeignetes Moment hineingebracht. 
Es kommt dazu, daß, wenn insoweit eine gewisse Bevorzugung des Beschul- 
digten vorliegt, der seinerseits in der Beschwerde gegen die vormundschaft- 
liche Entscheidung auch die in ihr enthaltene Feststellung der Straftat an- 
fechten kann, so ist sie aus inneren Gründen gerechtfertigt. Der Beschuldigte 
genießt in dem vormundschaftlichen Verfahren nicht im entferntesten den 
Rechtsschutz wie im Strafverfahren und büßt die ihm im Strafprozeß zu- 
stehenden Rechtsmittel, namentlich die wichtige Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens ein. Und wenn, wie die Begründung S. 8 hervorhebt. von dem Publi- 
kum verlangt wird, daß es den Behörden, die durch den Gesetzentwurf mit 
außerordentlicher Machtvollkommenheit ausgestattet werden, großes Ver- 
trauen entgegenbringt, so ist die Forderung. daß die Behörden untereinander 
Vertrauen heischen, mindestens ebenso berechtigt. Aus diesen Erwägungen, 
durch die nach diesseitiger Auffassung das Gewicht der in der Begründung 
S. 22 vorgebrachten Gegengründe erschüttert wird, zumal die Entscheidung 
in den zweifelhaften Fällen nicht von der Staatsanwaltschaft, sondern von dem 
Gericht getroffen werden wird, hat der Gegenentwurf das staatsanwaltschaft- 
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liche Beschwerderecht des $5 Abs. 3 des Entwurfes nicht aufgenommen und 
damit — wie im § 7 Abs. 7 hinsichtlich der Entscheidung im Falle des Abs. 2 
noch ausdrücklich erkennbar gemacht ist — ausgeschlossen. 

Geboten war noch die Änderung des Entwurfes durch die Vorschrift des 
§ 6 Abs. 1 des Gegenentwurfes. Oetker (a. a. O. S. 28) hat mit guten Gründen 
unter Hinweis auf die erforderliche Einheitlichkeit des Verfahrens und im 
pädagogischen Interesse, da es auf den Jugendlichen schädlich wirken muß, 
wenn erst der Strafrichter seine Schuld und dann der Vormundschaftsrichter 
seine Nichtschuld feststelle, die unbedingte Verbindlichkeit der in der Haupt- 
verhandlung vom Strafrichter getroffenen Schuldfeststellung für die Vormund- 
schaftsbehörde gefordert. Mag hierbei auf die Analogie der vielfach für den 
Beamtendisziplinarprozeß angenommene Verbindlichkeit des Strafurteils (vgl. 
z. B. von Rheinbaben, Die preußischen Disziplinargesetze, Erläuterung III zu 
Abs. 2 des $5 des Ges. v. 21. Juli 1852) hingewiesen werden, so mußte doch 
dem diesseitigen Vorschlage der Vorzug gegeben werden. Es ist zum mindesten 
mißlich, die Vormundschaftsbehörde, die die volle Verantwortung für die von 
ihr zu treffende Entscheidung trägt, zu zwingen, offenbar erhebliche Entlastungs- 
anträge des Beschuldigten abzulehnen und sie, ohne die eigene volle Über- 
zeugung von der Schuld des Jugendlichen zu nötigen, gegen ihn wohl möglich 
harte Maßregeln zu erlassen. Anderseits bietet die im Gegenentwurfe ent- 
haltene, nach den obigen Ausführungen gerechtfertigte Begünstigung des 
Beschuldigten einen angemessenen Ersatz für die erwähnte Schmälerung seiner 
strafprozessualen Rechte. 

b) Auf das vormundschaftliche Verfahren, über welches der Gesetz- 
entwurf keine besonderen Bestimmungen trifft, sind die Vorschriften des RFGB. 
anzuwenden. In Gemäßheit des $13 dieses Reichsgesetzes ist im Interesse 
der Erhöhung des Rechtsschutzes der Jugendlichen, ähnlich wie es für das 
Strafverfahren im § 7 des Entwurfes und § © des Gegenentwurfes bestimmt ist. 
im $6 Abs. 2 des Gegenentwurfes zu diesem Verfahren die Zuziehung des gesetz- 
lichen Vertreters als Beistand oder eines zu bestellenden befugten Beistandes 
zur Einlegung von Rechtsmitteln für den Jugendlichen vorgeschlagen. Auch 
erscheint eine entsprechende reichsgesetzliche Ergänzung der landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über die Einleitung der Fürsorgeerziehung, so auch z. B. 
des preußischen Gesetzes vom 2. Juli 1900, welches die Zuziehung eines Bei- 
standes nicht vorschreibt, zweckentsprechend. Die besonderen Beistände 
sollen, wie hier schon hervorgehoben ‘werden mag, nicht aus den Kreisen der 
Gerichtsbeamten, sondern aus den Mitgliedern und Helfern der Jugendgerichts- 
hilfe leistenden Vereine und sonstigen Organe der Jugendfürsorge gewählt 
werden (vgl. im übrigen unten zu $$ 8 und 9). Außerdem muß aber im Sinne 
und Geiste des Gesetzentwurfes auf eine tatkräftige weitere Unterstützung 
der Vormundschaftsbehörde in diesem Verfahren seitens freiwilliger Liebes- 
arbeit durch Anstellung von Ermittelungen sowie Erstattung von Berichten 
und Abgabe gutachtlicher Äußerungen gerechnet werden, damit die Sach- 
gemäßheit der vormundschaftlichen Entscheidungen sichergestellt wird. Täuscht 
diese Erwartung, wie zu hoffen steht. nicht, so erübrigt es sich. auf die bei der 
Beratung des RFGB. in der Kommission und im Reichstage bei der 3. Lesung 
lebhaft erörterte Zuziehung von zwei Schöffen zu wichtigeren Beschlüssen des 
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Vormundschaftsrichters zurückzukommen (vgl. RFGB. mit Materialien, Berlin 
Carl Heymann 1898 S 247—252, 321, 324—329 u. 349—374). 

c) Die wichtigste Frage ist die Auswahl der der Vormundschaftsbehörde 
zur Verfügung zu stellenden Erziehungs- und Besserungsmaßregeln. In dieser 
Beziehung weist der Gesetzentwurf eine recht empfindliche Lücke auf. Es 
fehlen die Mittelglieder zwischen den leichten Zuchtmitteln (Vermahnung, 
Überweisung der Zucht des gesetzlichen Vertreters oder der Schulbehörde) und 
der harten Fürsorgeerziehung, namentlich für die der Schulzucht entwachsenen 
Jugendlichen. Hinzuzufügen ist die Stellung des Jugendlichen unter die Schutz- 
aufsicht eines Vereins oder eines sonstigen Organes der Jugendfürsorge, die der 
Gesetzentwurf nur als vorläufige Maßregel kennt (vgl. auch Friedeberg a. a. O, 
S. 224). Eine solche Schutzaufsicht wird von Vereinen jetzt schon hinsichtlich 
der verurteilten Jugendlichen, denen bedingter Strafaufschub bewilligt wird, 
geübt. Sie ist auch insoweit schon eine rechtlich anerkannte Einrichtung, als 
nach dem Allerh. Erl. vom 4. Dezember 1852 und 23. Juni 1882 (MinistErl. der 
inneren Verwaltung 1853 S. 51 und 1882 S. 209) Jugendliche, deren Unter- 
bringung auf Grund des Strafgesetzbuches in eine Besserungsanstalt an- 
geordnet ist, an Stelle dieser Unterbringung Privatvereinen oder geeigneten 
Privatpersonen überwiesen werden können. Es ist zu erwarten, daß diese 
Schutzaufsicht in weiterem Umfange sich als ein geeignetes Erziehungs- und 
Besserungsmittel für die kriminelle Jugend bewähren wird. Vor allem muß 
aber, wie im Abs. 5 des $6 des Gegenentwurfes bestimmt ist, als Zuchtmittel 
die Befugnis zur Verhängung einer Disziplinarstrafe in Geld gegen den Jugend- 
lichen der Vormundschaftsbehörde eingeräumt werden. Ganz abgesehen davon, 
ob es nicht schon jetzt im Beamtenrecht vorkommt, daß mit der Disziplinar- 
strafe auch gegen ein kriminelles Vergehen des Beamten reagiert wird, soll 
durch diese Disziplinarstrafe nicht den feststehenden Grundsätzen des Straf- 
rechts zuwider eine kriminell strafbare Handlung abgegolten, sondern die 
disziplinarische Bestrafung anstatt der Kriminalstrafe als Erziehungs- und 
Besserungsmittel verwendet werden. Es ist nicht abzusehen, weshalb nicht 
die Geldstrafe, die als Disziplinarstrafe im Beamtenrecht und als Ordnungs- 
und Vertragsstrafe im öffentlichen und privaten Recht Anwendung findet 
für die vorliegenden Zwecke als Zuchtmittel in die Hände der Vormundschafts- 
behörde gelegt werden soll. Dies ist sogar besonders notwendig. Wie die Schul- 
behörde von den Schulstrafen gegen einen Schüler Gebrauch macht, dessen 
Erziehung an sich nicht mangelhaft ist, um ihm einen Denkzettel zu geben, 
ihm sein Vergehen fühlbar zu machen und dadurch seine Erziehung zu fördern, 
so muß der Vormundschaftsbehörde ein entsprechendes Zuchtmittel namentlich 
gegen die der Schulzucht entwachsenen Jugendlichen, bei denen die Fürsorge- 
erziehung nicht am Platze ist, aber die Verhängung der ganz leichten Zucht- 
mittel mit Rücksicht auf die ganze Sachlage nicht ausreicht. gewährt werden. 
Denn wenn die Vormundschaftsbehörde nicht in dieser Weise mit wirksamen 
auch solchen mittelschwer liegenden Fällen gerecht werdenden Zuchtmitteln 
ausgestattet wird, so entsteht eine doppelte Möglichkeit. Entweder wendet 
die Vormundschaftsbehörde in diesen Fällen — von der Möglichkeit ungerechter 
Härte durch die Anordnung der Fürsorgeerziehung abgesehen — die leichten 
unzureichenden Mittel an und vereitelt damit den Zweck des Gesetzes, oder 
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die Organe der Strafrechtspflege erklären sich in so gelagerten Fällen außer- 
stande, die Sache an die Vormundschaftsbehörde abzugeben und führen 
kriminelle Bestrafung des Jugendlichen herbei. Dann tritt nicht nur die oben 
berührte Gefahr, sondern wirklich der Erfolg ein, daß das neugeordnete Vers 
fahren zu einem Privileg des verwahrlosten Teiles der kriminellen Jugend 
wird, während die besseren Elemente dieser Rechtswohltat verlustig gehen, 
die kriminelle Bestrafung erdulden und damit zugleich einen Makel für ihr ganze- 
Leben auf sich nehmen müssen. Deshalb wird auf diese Ergänzung des Gesetz- 
entwurfes ganz besonderes Gewicht gelegt. Es muß zugleich diese Disziplinar- 
strafe, an deren Stelle im Falle ihrer Nichtbeitreibbarkeit selbstverständlich 
keine Haftstrafe treten darf, in der Weise wirkungsvoll ausgestaltet werden, 
daß das Höchstmaß nicht zu niedrig bemessen, ratenweise Zahlbarmachung 
ermöglicht und entgegen den bekannten privatrechtlichen Bestimmungen ihre 
unbeschränkte Beitreibung aus dem Arbeits- und Dienstiohne zugelassen wird. 
Wenn auch in letzterer Beziehung eine Gesetzesanomalie geschaffen wird, so 
ist sie doch nicht ohne Vorgänger, da z. B. nach preußischem Beamtenrecht 
bei der Einziehung der Disziplinarstrafe die Verrechnung auf den Gehalt und 
die unbeschränkte Pfändung der Gehaltsforderung zulässig ist (vgl. v. Rhein- 
baben a. a. O. Anm. IX zu § 26 Ges. v. 21. Juli 1852, § 46 Abs. 3 VO. v. 15. No- 
vember 1899 (GS. S. 545) u. Art. 81 EGzBGB). Zweckmäßig erschien es 
schließlich, hinsichtlich der Beitreibung der Geldstrafe auf die landesgesetz- 
lichen Verwaltungsvorschriften (in Preußen die erwähnte VO. v. 15. November 
1899) hinzuweisen (vgl. $200 RFGB. und RGZ. 63 S. 240, 241). 

Stellt die Vormundschaftsbehörde, weil sie die Straftat nicht festzu- 
stellen vermag, das Verfahren ein, so kann sie naturgemäß in diesem Ver- 
fahren ein Zuchtmittel gegen den Jugendlichen nicht anordnen. Dies schließt 
aber nicht aus, daß sie unter Benutzung des von ihm ermittelten Materials 
auf Grund der Vorschriften des BGB. §§ 16317, 1665, 1666, 1838 und des Für- 
sorgegesetzes ein neues Verfahren gegen den Jugendlichen einleitet. Die von 
Levi a.a. O. S. 1498 hier behauptete Lücke im Gesetze ist also nicht vor- 
handen. 

d) Besondere Schwierigkeiten bietet das Privatklagevertahren. Daß 
gerade in diesem Verfahren die Ergreifung vormundschaftlicher Maßregeln 
an Stelle krimineller Bestrafung erforderlich ist, lehrt die Erfahrung, weil die 
Jugendlichen hier häufig unter dem Drucke des Familienhasses und mehr 
oder weniger von ihren Eltern verleitet, die Straftat begehen. Es ist denn 
auch sowohl in der Begründung zum Entwurfe zur StPO. (vgl. zu 367) wie 
zum vorliegenden Gesetzentwurfe (S. 16) die Anwendbarkeit der vorliegenden 
Bestimmungen auf das Privatklageverfahren behauptet, jedoch kann hier 
nur praktisch werden die in der Hauptverhandlung auszusprechende Abgabe 
der Sache an die Vormundschaftsbehörde. Es findet ein eigentliches Vor- 
verfahren nach $423 StPO. nicht statt, der Erlaß eines solchen Beschlusses 
vor der Hauptverhandlung wird an dem mangelnden Einverständnisse des 
Privatklägers scheitern, und es kann nach der Struktur des Privatklagever- 
fahrens, insbesondere ohne Durchbrechung des im § 425 StPO. aufgestellten 
Prinzipes — abweichend von der Ansicht von Oetker (a. a. O. S. 20) — von 
der Zustimmung des Privatklägers nicht abgesehen werden. Es fragt sich, 
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ob der Gesetzentwurf hier einer Ergänzung bedarf. Am einfachsten wäre es, 
wie von Köhne aut dem dritten Jugendgerichtstage beantragt ist. Privat- 
klagen gegen Jugendliche überhaupt auszuschließen. Allein zu einer solchen 
grundsätzlichen Änderung der StPO. liegt dann kein zwingender Grund vor, 
wenn — abgesehen von der Möglichkeit, daß die Staatsanwaltschaft die Ver- 
folgung übernimmt (StPO. 8417 Abs. 2) ein zweckentsprechender Ausweg 
gefunden werden kann. Dies ist durch die Bestimmung des § 5 Abs. 1 Satz.2 
des Gegenentwurfes geschehen, die einmal theoretisch gerechtfertigt wird 
durch die Eigenartigkeit der Rechtsstellung des Privatklägers, der staats- 
anwaltschaftliche Befugnisse ausübt und durch die besondere Struktur und 
Tendenz des Privatklageprozesses, der die Befriedigung des staatlichen Straf- 
anspruches nicht zum Gegenstande hat und andererseits praktisch ohne er- 
hebliche Mehrbelastung der Vormundschaftsbehörde bewirkt, daß die straf- 
prozessuale Behandlung derartiger Straffälle, die rechtspolitisch nicht zu be- 
günstigen ist, mehr oder weniger unterbleibt. | 

Weitere Änderungen und Ergänzungen der §§3 bis 5 des Gen 
wurfes scheinen nicht erforderlich, insbesondere auch nicht entgegen der Be- 
fürwortung von Oetker a.a. O. S. 13 und 16 hinsichtlich des Kostenpunktes. 
Wenn der Gesetzentwurf die Bestimmung des $485 Abs. 4 des Entwurfes zur 
StPO., nach welcher die im Strafverfahren erwachsenen Kosten dem Jugend- 
lichen aufzuerlegen wären, wenn nach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung 
unter Einstellung des Strafverfahrens die Abgabe der Sache an die Vormund- 
schaftsbehörde erfolgt, nicht aufgenommen hat, so mag zwar diese Nichtauf- 
nahme durch die Begründung zum Entwurte S.18 nicht genügend gerecht- 
fertigt sein, allein sie findet sich in Übereinstimmung mit dem Prinzipe des 
§ 497 StPO.,nach dem die Kostenpflichtigkeit des Angeklagten dessen Verurteilung 
zur Strafe voraussetzt. Daß der mit der Abgabe der Sache an die Vormund- 
schaftsbehörde verbundene Einstellungsbeschluß auch kostenrechtlich nicht 
mit den in der StPO. vorkommenden Einstellungsbeschlüssen identisch ist. 
z.B. auch nicht hinsichtlich der Anwendbarkeit der §§ 502 u. 503 Abs. 2 der 
StPO. bedarf keiner näheren Darlegung (vgl. auch Begründung S. 18). Muß 
bei dieser Rechtslage der Privatkläger seine eigenen außergerichtlichen Kosten, 
wenn es nicht zu einer kriminellen Bestrafung des Angeklagten kommt, 
selbst tragen, so liegt darin keine besondere Härte (vgl. auch Oetker a. a. O. 
S. 19), da er mit diesem Erfolge rechnen muß, wenn er anstatt sich’an die Vor- 
mundschaftsbehörde zu wenden, die Privatklage erhebt. Mit der Abgabe der 
Sache an das Vormundschaftsgericht werden die im Strafverfahren entstandenen 
Kosten Kosten des vormundschaftlichen Verfahrens. Reichsgesetzlich die 
Erstattung der in diesem Verfahren der Staatskasse erwachsenen Auslagen 
dem schuldig befundenen Jugendlichen aufzuerlegen, wofür die analogen Be- 
stimmungen in dem beamtlichen Disziplinarprozesse (vgl. z.B. § 124 des 
Reichsbeamtengesetzes vom 31. März 1873) sprechen würden, ist deshalb nicht 
angänglich, weil partikularrechtlich z. B. nach §8 des preußischen Gesetzes 
vom 2. Juli 1900 nicht einmal in dem die Einleitung der Fürsorgeerziehung 
_ betreffenden Verfahren die Kostenerstattungspflicht des Minderjährigen be- 
steht. Die Regelung dieser Frage muß daher der Landesgesetzgebung vorbe- 
halten bleiben. 

Archiv. 60. Bd. 16 
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§§ 7 und 13. 

Bereits der erste internationale Jugendgerichtstag in Paris im Jahre 
1911 hat sich für die möglichste Spezialisierung des Strafverfahrens gegen 
Jugendliche ausgesprochen (vgl. den Bericht im Recht 1911 S. 479) und schon 
v. Lilienthal ausgeführt, daß für dieses Verfahren der leitende Gedanke die 
Individualisierung und deshalb die Sorge sein müsse, dem Richter die not- 
wendigen Grundlagen für ein Urteil über die Persönlichkeit des jugendlichen 
Angeklagten zu verschatfen (a. a. O. S. 533). Auch in der allgemeinen Be- 
vründung zu dem Entwurfe zur StPO. (unter X) und zum vorliegenden Ent- 
wurfe (S. 11) ist hervorgehoben, daß dieses Verfahren mit Kautelen zu um- 
geben sei, die eine gründliche Prüfung gewährleisteten. Trotzdem enthält der 
Gesetzentwurf, abgesehen von der Einschränkung der Strafbefehle auf Über- 
tretungen im $12 in dieser Beziehung nichts. Daß hier eine Ergänzung des 
Entwurfes dringend erforderlich ist, hat schon v. Lilienthal (a. a. O. S. 1206 
u. 1207) gefordert. Demgemäß sind im Anschluß an die Nummer I §1 der 
Allgemeinen Verfügung des preußischen Justizministers vom 1. Juni 1908 
die Bestimmung des $7 Abs. 1 und um die Rechtzeitigkeit der Vornahme 
dieser Ermittelungen zu sichern, der Abs. 2 des $7 — naturgemäß beide Be- 
stimmungen nur als Sollvorschriften — in den Gegenentwurf aufgenommen. 
Wenn ferner im Absatz 3 die verantwortliche Vernehmung des Jugendlichen 
durch die Polizeiorgane ausgeschlossen und ihre Vornahme durch den Jugend- 
richter und Jugendstaatsanwalt angeordnet wird, so findet sich der Gegen- 
entwurf hierbei in wesentlicher Übereinstimmung mit dem angegebenen Justiz- 
ministerialerlaß (I Nr. 2) und vielfachen anderen Anregungen (z. B. von Wulffen 
auf der 12. Landesversammlung der deutschen Landesgruppe der internatio- 
nalen kriminalistischen Vereinigung. Recht 1908 S. 478 und von Feisenberger 
Recht 1908 S. 617.) 

Allgemeines Einverständnis besteht darüber, daß die Anstellung der Vor- 
ermittelungen von ganz besonderer Bedeutung für das Jugendgericntsverfahren 
ist und daß hierzu — selbstverständlich nicht, soweit es sich um die Fest- 
stellung der Straftat handelt — im weitesten Umfange die Mitarbeit der pri- 
vaten Jugendfiirsorgevereine von den Justizbehörden herangezcgen und frucht- 
bringend benutzt werden muß. Es genügt hier zu verweisen auf die erwähnte 
Justizministerialverfügung, die Ausführung von Feisenberger (a. a. O.S. 618), 
v. Lilienthal (a. a. O. S. 1206 u. 1207 und Oetker a. a. O. S. 30) und vor allem 
auf die Verhandlungen des 1. Jugendgerichtstages, bei denen namentlich Fischer 
den Nagel auf den Kopf getroffen hat, wenn er bemerkte, daß notwendig seien 
Ermittelungen nicht auf dem bisherigen bureaukratischen Wege, sondern auf 
dem lebensvollen Wege von Person zu Person. Es ist auch ohne weiteres klar. 
daß derartige Ermittelungen, die von den den gebildeten Ständen angehörigen 
Helfern und von Helferinnen von Fürsorgevereinen angestellt werden, eine 
ganz andere Bedeutung haben, als die vielfach von unteren Polizeiorganen 
angestellten. Auf diese so wertvolle Mitarbeit der Jugendorganisationen, die 
übrigens schon jetzt mit gutem Erfolge geleistet wird, ist auch in der Begrün- 
dung zum EntStPO. (in den §§ 365, 366 und zum Entwurfe zu $3 S. 45, hin- 
gewiesen, indem gesagt ist: „Auch durch die Beseitigung des Verfolgungs- 
zwanges wird den Fürsorgeausschüssen und ähnlichen freien Organisationen 
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des Jugendschutzes ein fruchtbares Feld der Tätigkeit eröffnet. Sie erscheinen 
als die gegebenen Stellen, um schon die Staatsanwaltschfat wie weiterhin die 
Gerichte bei der Wahl des vorzuschlagenden Weges zu unterstützen‘. Daraus 
geht zugleich hervor, daß in dieser Überwachung der Jugendorganisationen das 
Korrektiv zu finden ist gegenüber der Machtbefugnis, die der Staatsanwaltschaft 
von §3 des Entwurfes (vel. $5 Abs. 4 Satz 1 des Gegenentwurfs) eingeräumt 
ist. Wenn aus der Besorgnis vor dem Vorwurf der Klassenjustiz in der Reichs- 
tagsverhandlung vom 13. Januar d. J. (vgl. auch u. a. Riß, Zentralblatt a. a. O. 
S. 229), trotzdem diese Machtbefugnis der Staatsanwaltschaft bemängelt 
worden ist, so wird es hinsichtlich dieser Gefahr keinen erheblichen Unterschied 
machen, ob, wie die Kommission des Reichstages zu dem Entwurfe der StPO. 
beschlossen hat, die vorherige Anhörung der Vormundschaftsbehörde vor- 
geschrieben wird oder ob diese Behörde ganz an die Stelle der Staatsanwalt- 
schaft tritt (vgl. hierzu auch Hartmann a. a. O. S. 221). Überdies ist nicht zu 
befürchten, daß die Staatsanwaltschaft, zumal der Jugendstaatsanwalt, von 
der Abgabe der Sache an die Vormundschaftsbehörde einen übertriebenen und 
unrichtigen Gebrauch macht, der übrigens den Jugendlichen zugute käme, 
während sie bei ihrem Verfallen in den entgegengesetzten Fehler die spätere 
Remedur durch das Gericht zu erwarten hat. 

Sonstige Ergänzungen des strafprozessualen Verfahrens, auch der Vor- 
untersuchung, deren z. B. von Köhne im $ 21 seines Entwurfes vorgeschlagene 
Aufhebung zweckwidrig wäre, sind nicht erforderlich, wohl aber sind die im 
8413 des Gegenentwurfes enthaltenen weiteren Änderungen der StPO. bin- 
sichtlich des Jugendgerichtsverfahrens notwendig. 

Mit der oben erörterten gründlichen und jeder Schablone abholden indi- 
vidualisierenden Behandlung der Jugendlichen, bei der, wie Fischer auf dem 
1. Jugendgerichtstage mit Recht hervorgehoben hat, Zeitersparnis nicht die 
Losung sein dart, ist das Verfahren nach $ 211 StPO. und der Erlaß des Straf- 
befehles und der polizeilichen Verfügung unvereinbar. Dies haben auch Köhne 
im $ 31 seines Entwurfes und Oetker (a. a. O. S. 35) sowie hinsichtlich der Un- 
zulässigkeit des Strafbefehles Hartmann (a. a. O. S. 222) bereits ausgesprochen. 
Es kann hierbei dahingestellt bleiben, ob überhaupt wegen des zuvor fest- 
zustellenden Momentes nach $ 56 RStGB. in der Praxis im weiteren Umfange 
diese Verfahrungsarten korrekterweise gegen die Jugendlichen angewendet 
sind und inwieweit hinsichtlich der Zulässigkeit der Strafhefehle und polizei- 
lichen Strafverfügungen, von denen letztere allerdings nach dem Gesetze vom 
23. April 1883 (GS. S. 65) erlassen werden können, in der Theorie Streit be- 
steht. Wenn dagegen v. Lilienthal (a. a. O. S. 1205) die Bestimmung des § 12 
des Gesetzentwurfes billigt, weil hierdurch bei Kleinigkeiten die Hauptver- 
handlung vermieden würde, so kann diese Erwägung nicht ausschlaggebend 
sein, weil gerade bei diesen geringeren Straftaten das Verfahren nach §3 bis 5 
des Entwurfes (§§ 5 u. 6 des Gegenentwurfes) Platz greifen wird und soll, und 
weil durch die Verhängung auch geringer Kriminalstrafen der Jugendliche, 
dem die bedingte Strafaussetzung bewilligt ist, der Rechtswehltat der Be- 
gnadigung verlustig gehen wird. 

Wenn folgerichtig, wie Köhne und Oetker (a. a. O.) befürworten, auch der 
Erlaß von Strafbescheiden der Verwaltungsbehörden gegen Jugendliche für 
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unzulässig zu erklären wäre, so ist doch dieses Verwaltungsverfahren partikular- 
rechtlich, so z. B. in Preußen nach dem Gesetze vom 26. Juli 1897 (GS. S. 237) 
so eigenartig geregelt, daß ohne durchgreifende Änderung der Landesgesetz- 
gebung dies nicht tunlich ist. Der Gegenentwurf begnügt sich daher, die im 
§13 Abs.2 aufgeführten Sicherungsmaßregeln zu treffen, damit wenigstensnoch 
in der Hauptverhandlung unter Einstellung des Strafverfahrens die Abgabe 
der Sache an die Vormundschaftsbehörde angeordnet werden kann. 

Ebenso wäre es auch an sich folgerichtig, mit Oetker (a. a. O. S. 36), der 
in dem Mangel einer solchen Vorschrift eine bedauerliche Lücke des Entwurfes 
erblickt, jede Hauptverhandlung ohne Anwesenheit des jugendlichen An- 
geklagten auszuschließen, da es auf den persönlichen Eindruck des letzteren 
auf den Richter ankomme, Aus praktischen Gründen, welche der Durch- 
führung dieses durchaus richtigen Gedankens entgegenstehen, mußte jedoch 
die im $13 Abs. 3 erfolgte Regelung dieser Frage genügen. Dies durfte auch 
geschehen, weil der Richter nach $ 235 StPO. das Recht und damit auch die 
Pflicht hat, das Erscheinen des Angeklagten anzuordnen, insbesondere auch 
dann, wenn es zur sachgemäßen Erfüllung der ihm in dem Gesetzentwurfe 
gestellten weiteren Aufgaben geboten erscheint. 


§§ 8, 9 und 10. 


Von den in der Begriindung zum Entwurfe z. StPO. und zu dem vor- 
liegenden Entwurfe ausgesprochenen Gedanken ausgehend. daß das Verfahren 
so zu gestalten sei, wie es die Schutzbedürftigkeit des Jugendlichen erheische, 
daß die StPO. dieser Schutzbedürftigkeit nicht genügend Rechnung trage und 
daß deshalb der Jugendliche im Verfahren entweder durch einen Verteidiger 
oder durch einen Beistand unterstützt werden und dessen gesetzlicher Ver- 
treter über den Fortgang des Verfahrens unterrichtet bleiben müsse, hat der 
Gesetzentwurf die Verteidigung, die Beistandleistung und den Erlaß der er- 
forderlichen Bekanntmachungen an den gesetzlichen Bestreter in den $$ 6 bis 9 
und 15 geregelt Es wird unterschieden zwischen dem Verteidiger, der für die 
vor dem Landgericht und bezüglich intolge von Konnexität vor den Schwur- 
gericht und dem Reichsgericht zu verhandelnden Sachen zu bestellen ist, hin- 
sichtlich dessen Auswahl der $ 144 StPO. gelten bleibt, und dem zu der Ver- 
handlung vor dem Schöffengericht und Amtsgericht zuzuziehenden Beistande, 
der die Rechte des Verteidigers erhält und — soweit nicht hierbei in erster Linie 
der gesetzliche Vertreter des Jugendlichen in Betracht kommt — nicht aus 
dem Kreise der Justizbeamten (StPO. $ 144 Abs. 2), sondern aus freiwilligen 
Helfern, insbesondere geeigneten Angehörigen des Jugendlichen und, wie in 
dem entsprechenden $ 371 der Bundesratsvorlage ausdrücklieh gesagt war, aus 
Mitgliedern von Fürsorgevereinen gewählt werden soll. Diese Lösung der Frage 
ist durchaus glücklich und zweckentsprechend und ist insbesondere die vom 
Deutschen Anwaltsverein seinerzeit beantragte weitere Ausdehnung der not- 
wendigen (förmlichen) Verteidigung nicht erforderlich. 

Dagegen bedürfen die Vorschriften des Entwurfes einer größeren Reihe 
von Änderungen, die in den §§ 8, 9 und 10 des Gegenentwurfes niedergelegt sind. 

Über den Wert und die Notwendigkeit der Verteidigung in den Straf- 
sachen gegen Jugendliche ist auf dem 1. Jugendgerichtstage lebhaft gestritten 
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worden und insbesondere von RiB behauptet, der Jugendrichter sei der geborene 
Verteidiger, die Verteidigung bedeute immer Stellungnahme, und später von 
Seipel, der auf die Gefahr hinweist, daß der Verteidiger alle erdenklichen Gründe 
für die Beschönigung und Entschuldigung der Straftat vorbringe, als eine 
Hauptforderung im pädagogischen Interesse der Satz aufgestellt: „Weg mit 
der Verteidigung vor den Ohren des jugendlichen Missetäters‘‘ (DRZ. 1909 
S. 126 ff.). Allein diese Bedenken können nicht zur Durchbrechung des Prin- 
zipes des $137 StPO., nach dem der Beschuldigte sich in jeder Lage des Bei- 
standes eines Verteidigers bedienen kann und im Interesse der Schutzbedürftig- 
keit des Jugendlichen nicht zur Einschränkung der Verteidigung und Beistands- 
leistung, wie sie der Entwurf regelt, führen, wohl aber nötigen sie dazu, daß 
hei der dem Gericht zustehenden Auswahl der Verteidiger und Beistände nur 
wirklich geeignete Personen genommen werden. Aus diesem Gesichtspunkte 
kann es nicht gebilligt werden, daß für die Jugendverteidiger der $ 144 Abs. 2 
StPO. überhaupt und der $ 144 Abs. 1 uneingeschränkt Anwendung findet. Da 
die Anwendung des Abs. 2 die Gefahr in sich birgt, daß unerfahrene Beamte 
gewählt werden und daß auf alle Fälle die Verteidigung von diesen Personen 
lediglich schablonenhaft geführt wird und der Absatz 1 die Möglichkeit einer 
strengeren Auswahl zuläßt, muß der $6 des Entwurfes durch die Bestimmung 
des $8 Abs. 3 des Gegenentwurfes berichtigt werden. Es muß nicht nur Jugend- 
richter und Jugendstaatsanwälte, sondern auch Jugendrechtsanwälte geben. 
Wenn hiergegen Widerspruch aus Anwaltskreisen zu erwarten ist, so sei auf 
folgendes hingewiesen: So wenig der Richter und Staatsanwalt kann sich auch 
der Rechtsanwalt verletzt fühlen, wenn er nicht mit Jugendstrafsachen be 
schäftigt wird. Einen Rechtsanspruch darauf, daß er zum Verteidiger aus- 
gewählt wird, hat der einzelne Rechtsanwalt nach $ 144 StPO. nicht. SchlieB- 
lich würde im Dienstauf.ichtswege, erforderlichenfalls nach Anhörung der An- 
waltskammer, die jedoch gesetzlich nicht vorgeschrieben zu werden braucht, 
Abhilfe geschaffen werden, wenn der Rechtsanwalt erfolglos bei dem Vor- 
sitzenden des Gerichts die Aufnahme in die Liste der Jugendrechtsanwälte 
heantragt. 

Hinsichtlich der Beistände liegt der Hauptfehler des $ 7 Abs. 1 des Ent- 
wurfes darin, daß — worauf Oetker (a. a. O. S. 32) ebenfalls schon aufmerksam 
semacht hat — die Zuziehung des Beistandes nicht wenigstens bei Vergehen 
obligatorisch ist. Soll das Schutzbedürfnis des Jugendlichen befriedigt werden, 
so ist mindestens die Frage so zu regeln, wie es im Gegenentwurf $9 Abs. 1 und 
Abs. 4 Satz 2 geschehen ist. 

Aus der den zugezogenen Beiständen mit Recht gewährten Rechtsstellung 
als Verteidiger folgt, daß die auf den Verteidiger bezüglichen Vorschriften der 
StPO., namentlich die §§ 147, 148, 217, 239 Abs. 2 u. 406 Abs. 2, auch § 52 
Nr. 2 auf sie Anwendung finden. Hierdurch unterscheiden sie sich von den Bei- 
ständen aus $ 149 StPO, zu dessen Ausführung in Preußen die Allgemeine Ver- 
fügung vom 11. August 1902(JMS.S.223) erlassen ist, namentlich auch hinsicht- 
lich der Frage, ob inre Rechtsstellung mit der Zeugenrolle vereinbar ist (vgl. 
RGSt. 22, S. 198 (Beistände) und RGSt. 24 S. 104 u. 296 (Verteidiger). Von 
der Gleichstellung der zugezogenen Beistände mit den Verteidigern macht der 
Entwurf im $8 Abs. 2 letzter Satz die Ausnahme, daß auch der besondere Bei- 
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stand (in Abweichung von § 339 StPO.) befugt sein soll, selbständig Rechts- 
mittel einzulegen. Diese Bestimmung ist im Gegenentwurf ausgeschieden, 
weil bei Ausübung dieses Rechtes, wenn das Rechtsmittel unbegründet ist, 
der besondere Beistand mit den Kosten belastet werden müßte (vgl. Loewe, 
StPO. zu $505 Anmerkung 3b) und daher von dieser Befugnis in der Praxis 
kein Gebrauch gemacht werden wird. Dagegen ist im Gegenentwurfe $9 Abs. 3, 
abweichend von den für den Verteidiger geltenden strafprozessualen Vor- 
schriften vestimmt, daß die Ladungsfrist des $216 StPO. auch auf den zu- 
gezogenen Beistand anzuwenden ist. Diese Vorschrift erschien zweckent- 
sprechender als die Bestimmung im § 8 Abs. 2 Satz 2 über die rechtzeitige Be- 
stellung des Beistandes. Um den Beiständen die mit der Reise nach dem Sitze 
des Berufungsgerichts verbundenen Reise- und Versäunniskosten zu ersparen, 
erschien der Zusatz von §9 Abs.4 Satz 3 des Gegenentwurfes erforderlich. 
Durch die Bestimmung im Abs. 6 des Gegenentwurfes wird gegenüber dem 
$ 226 StPO. klargestellt, daß das Amt des zugezogenen Beistandes mit der 
Wahl oder Bestellung eines förmlichen Verteidigers endet. Die dem $ 142 
StPO. analoge Vorschrift im Abs. 6 ist auf die Anregung von Oetker (a. a. O. 
S. 34) in den Gegenentwurf aufgenommen. Bei der Bestimmung des Entwurfes, 
daß in der Regel (vorausgesetzt, daß er ermittelt ist) der gesetzliche Vertreter 
des Jugendlichen als Beistand zugezogen werden soll, hat es der Gegenentwurf 
belassen, obwohl er (vgl. v. Liszt 3. a. O. S. 254 und Hartmann a. a. O. S. 221) 
häufig aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen (z.B. Verdacht der Be- 
günstigung oder Erfordernis seiner Zeugenvernehmung) durch einen besonderen 
Beistand wird ersetzt werden müssen. Einmal mußte das dem gesetzlichen 
Vertreter nach dem aufrechterhaltenen $419 StPO. zustehende Recht be- 
achtet und andererseits eine nicht dringend notwendige Belastung der Für- 
sorgevereine vermieden werden. Sache der Staatsanwaltschaft wird es sein, 
nicht nur rechtzeitig, wie schon durch den erwähnten Justizministerialerlaß 
vom 11. August 1902 eingeschärft war, den gesetzlichen Vertreter zu ermitteln, 
sondern auch zugleich mit Hilfe der Helfer der Jugendorganisationen festzu- 
stellen, ob er zur Übernahme des Amtes als Beistand geeignet und wenn er 
dies nicht ist, sofort für die Auswahl eines besonderen Beistandes zu sorgen. 
Endlich erschien es noch geboten, zur wirksameren Ausführung des dem Ent- 
wurfe zugrunde liegenden gesetzgeberischen Gedankens, daß die Personen, 
denen der Schutz des Jugendlichen im Strafverfahren anvertraut ist, 
jederzeit über den Fortgang des Verfahrens, um ihrer Aufgabe voll- 
ständig genügen zu können, unterrichtet bleiben müssen, den $ 9 in 
der Weise zu ergänzen, wie es durch den $ 10 des Gegenentwurfes ge- 
schehen ist. Wenn hierbei der Abs. 1, in den auch der wesentliche Teil 
des $ 10 Abs. 2 des Entwurfes mitaufgenommen ist, einer näheren Be- 
geründung nicht bedarf, so ist bezüglich des Abs.2 darauf hinzuweisen, 
daß schon die Reichstagskommission bei der Beratung des Entwurfes 
zur StPO. (vgl. u.a. die $8 2524, 314 Abs.2 und 316 Abs. 2) die Be- 
kanntmachung von den für den Angeklagten besonders wichtigen Entscheidungen 
auch an den Verteidiger für notwendig erachtet hat und daß demgemäß noch 
bestimmt werden mußte, mit welcher der beiden Bekanntmachungen der 
Fristenlauf beginnt. 
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| § 11. 

Die Vorschrift des $10des Entwurfes, welcher der $ 11 des Gegenentwurfes 
entspricht, findet ihre Rechtfertigung in der Erfahrungstatsache, daß schon die 
Untersuchungshaft für die Jugendlichen verderblich ist und ihnen einen gewissen 
Makel für das Leben aufdrückt (vgl. Begründung zum Entw. S. 26 und Köhne, 
Entw. S. 26 u. 27). Es kommt aber weiter in Betracht, daß durch ihre Voll- 
streckung dem Jugendlichen die Wohltat, die ihm durch das landesrechtliche 
Institut des bedingten Strafaufschubes mit nachfolgender Begnadigung er- 
wiesen werden soll, mindestens stark verkümmert wird. Es ist deshalb durch- 
aus begründet, wenn der Entwurf für die Untersuchungshaft einen Ersatz 
oder eine mildere Form eintreten lassen will (vgl. auch Klee, Goltd. Arch. 55, 
S. 280). Mit Recht hat RiB auf dem 1. Jugendgerichtstage zu diesem Zwecke 
die Gründung von Verwahrungsanstalten verlangt und hervorgehoben, daß 
sie eine notwendige Ergänzung der Jugendgerichte bilden. Wenn der Entwurf 
hierbei nicht, wie der ihm entsprechende § 368 der Bundesratsvorlage z. StPO., 
auf die Unterstützung der Fürsorgevereine hinweist, so kann es doch keinem 
Zweifel unterliegen, daß gerade auf die Hilfe dieser Vereine bei der Bereit- 
stellung solcher die Vollziehung der Untersuchungshaft zu ersetzen geeigneten 
Einrichtungen gerechnet werden muß, so daß hierdurch diesen Jugendorganisa- 
tionen eine neue wichtige Aufgabe erwächst. 

Der Entwurf bedarf noch einer Ergänzung für die Fälle, daß die Ein- 
stellung des Strafverfahrens und die Abgabe der Sache an das Vormundschafts- 
gericht gegen einen in der Untersuchungshaft befindlichen Jugendlichen statt- 
findet, da die Untersuchungshaft naturgemäß mit der Einstellung des Straf- 
verfahrens ihr Ende erreicht. Auch Oetker a.a.O. S. 24 ist diese Lücke im 
Entwurfe erkennbar geworden, sie wird durch den Abs. 2 des $ 11 des Gegen- 
entwurfes angemessen ausgefüllt, hierbei naturgemäß und in Übereinstimmung 
mit Oetker die endgültige Entscheidung der Vormundschaftsbehörde über- 
tragen und die entsprechende Anwendbarkeit der Vorschrift über den Ersatz 
für die Untersuchungshaft auf die polizeiliche Haft ausgesprochen. Im übrigen 
ist bezüglich dieses Paragraphen auf die Begründung zu $1C des Entwurfes 
zu verweisen. 

$ 12. 

Der $ 12 gibt den Inhalt des $11 Abs. 2, 3, und 4 des Entwurfes wieder. 
Abgesehen von einer zu $14 zu erörternden Berichtigung bedarf hier der Ent- 
wurf, auf dessen Begründung Bezug zu nehmen genügt, weder einer Änderung 
noch einer Ergänzung. Allerdings ist bereits mehrfach, wie z. B. von Köhne 
(DJZ. 1905 S. 579), auf dem 4. Jugendgerichtstage und in der Reichstags- 
verhandlung vom 13. Januar d. J. auf die Gefährlichkeit der Preßberichte 
über die Verhandlungen gegen Jugendliche aufmerksam gemacht und be- 
sonders auf dem ersten internationalen Pariser Jugendgerichtstage (Bericht 
im Recht 1911 S. 486) verlangt, daß die Veröffentlichung von Verhandlungen 
und Abbildungen der Jugendlichen unter Strafe verboten werde. Allein einmal 
wird die durch eine Verständigung mit der Presse zu erzielende Verschweigung 
des Namens des Jugendlichen in der Regel genügen, dann kann auch nicht 
verkannt werden, daß namentlich in den ersten Jahren nach der Einführung 
des vorliegenden Gesetzes eine solche Berichterstattung nicht nur im wissen- 


248 Gegenentwurf eines deutschen Gesetzes usw. 


schaftlichen sondern im allgemeinen Interesse nicht wird entbehrt werden 
können, und endlich würde diese zugleich zu dem Erlasse einer neuen Straf- 
bestimmung führende Änderung des Preßgesetzes, die sicher keine einfache und 
leichte Arbeit sein würde, im Rahmen des vorliegenden Gesetzes nicht tunlich 
sein und die Annahme des hiermit belasteten Entwurfes bedenklich gefährden. 
Deshalb ist auch in dem Gegenentwurfe von der Regelung dieser Frage ab- 
gesehen. | 
§ 14. 

Obwohl auf S.9 der Begründung zum Entwurf nach anerkennender 
Hervorhebung der Tätigkeit der Jugendfürsorgevereine gesagt ist: „Es fehlte 
nur vielfach an der richtigen Verbindung (dieser Vereine) mit den Organen 
der Rechtspflege, um sie auf diesem Gebiete nutzbar zu machen. Hierzu soll 
nunmehr der Weg eröffnet werden‘, enthält der Entwurf keine besonderen 
Bestimmungen, durch welche die Leistung der privaten Jugendgerichtshilfe 
auf eine feste Grundlage gestellt und die gegenseitigen Beziehungen zwischen 
den Jugendorganisationen und den Justizbehörden geregelt wären. Von der 
Jugendgerichtshilfe gilt bis jetzt, wie Friedeberg a.a.O. S. 222 zutreffend 
hervorgehoben hat, daß sie außerhalb des Gesetzes steht und im geltenden 
Recht um so weniger eine Stütze findet, als die Jugendgerichte noch der gesetz- 
lichen Grundlage entbehren. Wenn, wie v. Liszt a. a. O. S.250 und Felisch 
auf dem 1. Jugendgerichtstage bemerkt haben, diese Mitarbeit der Vereine 
eine Übertragung der Selbstverwaltung auf das Gebiet der Strafrechtsfrage 
bedeutet, so ist es klar, daß gesetzlich diese Art der Selbstverwaltung an- 
erkannt und begrenzt und das Verhältnis ihrer Organe zu den staatlichen Be- 
hörden geregelt werden muß. Diese Schaffung einer gesetzlichen Grundlage 
für die Leistung der Jugendgerichtshilfe ist nicht nur in der Beziehung ihrer 
Organe zu den in Frage kommenden Justiz- und Verwaltungshehörden, sondern 
vor allem in ihrem Verhältnisse zu dem beteiligten Publikttm nötig, wenn die 
Jugendgerichtshilfe ihre verantwortliche und umfangreiche Aufgabe lösen 
und der Zweck des beabsichtigten Gesetzes, das auf diese Mitarbeit gegründet 
und ohne sie unausführbar ist, erreicht werden soll. Der Gesetzentwurf weist 
hier eine außerordentlich bedenkliche Lücke auf. Auf diese Lücke hat auch 
Oetker (a. a. O. S. 3a) insoweit wenigstens hingewiesen, alserin bezug aufdas 
erforderliche Zusammenwirken der Staatsanwaltschaft im Ermittelungs- 
verfahren mit den Fürsorgevereinen bemerkt hat, daß die Verpflichtung der 
Anklagebehörde zur Inanspruchnahme der Mitarbeit dieser Organe im Ent- 
wurfe in geeigneter Form hätte ausgesprochen werden: sollen. Die Anträge 
von Köhne und Allmenröder auf dem 3. Jugendgerichtstage, die Schutzaufsicht 
vesetzlich zu regeln, die von Nordmann auf dem Städtetage der Provinz Sachsen 
und des Herzogtums Anhalt im Mai 1912 in Erfurt aufgestellte Forderung, 
die Tätigkeit der Privatvereine müßte zentralisiert und in eine feste Beziehung 
zu dem Gericht und den anderen Behörden gebracht werden, und die als Er- 
vebnis der Verhandlungen auf dem 2. Jugendgerichtstage getroffene Fest- 
stellung, daß die im Entwurfe der StPO. enthaltene Schutzaufsicht und Für- 
sorge dadurch, daß man dem Fürsorger eine rechtlich klare Stellung gebe, aus- 
zubauen sei, bewegen sich in derselben Richtung. Aus den Ausführungen von 
l.andsherg (a. a. O. S. 56 ff.), der allerdings für die berufliche besoldete Schutz- 
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aufsicht eintritt, geht wenigstens hervor, daB das Bediirfnis nach einer autorita- 
tiven Stellung der privaten Fiirsorgeorgane hervorgetreten und bis zu -einem 
gewissen Grade in der Praxis bereits befriedigt ist.. Die Lücke im Entwurf 
soll durch den §14 des Gegenentwurfs ausgefüllt werden. Es werden in ihm 
die Art der Mitarbeit der Jugendorganisationen und der Kreis ihrer Befug- 
nisse näher bestimmt und den Justizbehörden, naturgemäß nur in der Form 
von Sollvorschriften, Direktiven gegeben, daß sie ihre geschäftlichen Be- 
ziehungen zu den Organen der Jugendfürsorge regeln, ihnen die Erfüllung 
ihrer Aufgaben ermöglichen und die gewährte Jugendgerichtshilfe frucht- 
bringend benutzen. Diese Vorschriften sind zum Teil aus den Allgemeinen 
Verfügungen des preußischen Justizministers vom 1. Juni 1908 (I Nr. 1), 
22. September 1909 (Nr. 1 u. 2) und vom 11. November 1912 (§§ 2, 3 u. 26) 
entnommen, entsprechen, wie namentlich Abs. 2 und im wesentlichen Abs. 7, 
der bereits bestehenden praktischen Übung und sind wie Abs. 5 und 6 direkt 
auf die in der Begründung zum Entwurfe S. 21. 22 und bezüglich in der Fassung 
des $368 der Bundesratsvorlage zum Entwurfe der StPO. gegebene Anregung 
zurückzuführen. Im Abs. 4 wird eine sachgemäße und notwendige Einschrän- 
kung der Ausschließung der Öffentlichkeit bestimmt (vgl. Oetker a.a. O. 
S. 32 und Antrag von Köhne auf dem 3. Jugendgerichtstage). Die Mitwirkung 
privater Jugendorganisationen an dem Strafverfahren (Abs. 7 u. 9) und an 
dem vormundschaftlichen Verfahren (Abs. 8) durch Anstellung von Ermitte- 
lungen und durch formlose Erstattung von Berichten und gutachtlichen Äuße- 
rungen bedurfte besonders der gesetzlichen Sanktionierung, da eine solche 
private Mitwirkung an diesen staatlichen Verfahren ein Novum in der Gesetz- 
vebung darstellt. Würde, wie v. Lilienthal a.a. O. S. 533 befürwortet, stets 
oder auch nur in größerem Umfange die Vernehmung der Personen (also der 
Mitglieder und Helfer der Jugendorganisationen), welche die Vorermittelungen 
angestellt haben, in der Hauptverhandlung als sachverständige Zeugen er- 
folgen, so wäre, wegen der sich hieraus ergebenden Belästigung, mit Sicherheit 
zu erwarten, daß die Leistung der Jugendgerichtshilfe unterbleibt oder wenig- 
stens sehr erheblich eingeschränkt wird. Darum bedarf gerade die Zulassung dieser 
formlosen, in die Rolle der Zeugen und Sachverständigen nicht eingezwängte 
Mitarbeit der Fürsorgeorgane ihrer gesetzlichen Anerkennung. Da weiter — 
wie dies muster- und allgemeingültig in dem mehrerwähnten Justizministerial- 
erlasse vom 11. November 1912 §§ 23 u. 26 bestimmt ist — hinsichtlich der 
verurteilten Jugendlichen, denen der bedingte Strafaufschub mit der Aussicht 
auf Begnadigung bewilligt ist, eine amtliche Überwachung während der Be- 
währungsfrist nicht stattfindet, andererseits aber demnächst zur Beantragung 
des Gnadenerlasses der Nachweis eines positiven zufriedenstellenden Gesamt- 
verhaltens des Jugendlichen gefordert wird, so ist die Ausübung einer privaten 
fortdauernden Schutzaufsicht seitens der Jugendorganisationen über den 
Verurteilten ein unabweisbares Bedürfnis. Es erschien daher geboten, diese 
Schutzaufsicht wenigstens soweit, wie es im Abs. 9 geschehen ist. zu regeln 
und sie damit auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. Daß der Entwurf 
diese Ergänzung erfahren muß, bestätigt Friedeberg, wenn er a.a. O. S. 223 
sagt: „Gerade da, wo die Schutzaufsicht am wichtigsten ist. da fehlt sie im 
Entwurf: bei der bedingten Strafaussetzung‘‘“, und wird hierdurch. wie auch 
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Fischer auf dem 1. Jugendgerichtstage forderte, die wohltätige Wirksamkeit 
des Rechtsinstitutes des bedingten Strafaufschubes sichergestellt. 

In Frage kam schließlich noch, ob die Einrichtung eines aus einem Vor- 
mundschaftsrichter und mehreren in der Jugenderziehung besonders erfahrenen 
Personen zu bildenden Jugendgerichtsamtes an den Amtsgerichtssitzen ent- 
weder als besondere Behörde oder als Abteilung eines allgemeinen Jugend- 
amtes, wie es neuerdings in Bremen gegründet ist, gesetzlich vorzuschreiben 
sei. Sicher ist die Abhaltung gemeinschaftlicher Sitzungen eines Fürsorge- 
ausschusses mit dem Vormundschaftsrichter, wie sie nach dem Berichte in der 
DJZ. S. 135 in Bayern stattfindet, damit, wie Grieser auf dem 2. Jugendgerichts- 
tage gesagt hat, Jugendgericht und Jugendgerichtshilfe eine Familie bilden, 
eine sehr empfehlenswerte Einrichtung. Auch ist bereits auf dem 1. inter- 
nationalen Pariser Jugendgerichtstage (Recht 1911 S.480) von Rollet ge- 
fordert, daß die an dem Jugendgerichtsverfahren mitwirkenden charitativen 
Vereinigungen der Aufsicht des Gerichts und der Verwaltung unterworfen 
werden. Es ist jedoch von einer solchen Bestimmung im Gegenentwurfe ab- 
gesehen. Soweit nicht die schon mehrfach angeregte (vgl. u.a. Antrag von 
Köhne auf dem 3. Jugendgerichtstage) amtliche Organisation der Jugendgerichts- 
hilfe durch Anstellung beamteter Fürsorger usw. notwendig wird, muß nach 
diesseitiger Auffassung der freiwillig gewährten privaten Jugendgerichtshilfe 
der Charakter als Selbstverwaltung ohne Beimischung eines ihr fremden bureau- 
kratischen Elementes in voller Reinheit erhalten und gesichert bleiben. 


Schluß. 


So wichtig auch für das Strafverfahren gegen Jugendliche die Regelung 
einer ganzen Reihe anderer Fragen, wie Erhöhung der Strafgrenze, Rehabilita- 
` tion, bedingte Begnadigung oder unbestimmtes Urteil, Behandlung geistig 
Minderwertiger und vor allem die endliche einheitliche und gesetzliche Ordnung 
des Strafvollzuges. bei dem auf die Mitwirkung gesetzlich einzuordnender 
privater Firsorgetatigkeit ebenfalls nicht verzichtet werden darf, ist, so wäre 
doch die Aufnahme weiterer Materien in dieses beabsichtigte Spezialgesetz 
weder tunlich noch zweckentsprechend. Auch in diesem Rahmen bezeichnet 
der Entwurf einen segensreichen Fortschritt der Gesetzgebung. Er bietet 
aber zugleich, wie schon v. Liszt (a. a. O. S. 251) hervorgehoben hat, eine un- 
gewöhnlich schwierige Aufgabe für die Gesellschaft, und es muß zum Schluß 
noch mit aller Schärfe betont werden, daß das ganze Gesetzeswerk nur Sinn 
und Zweck hat, wenn die freiwillige Liebestätigkeit, die Jugendgerichtshilfe, 
im weitesten Umfange geleistet und zugleich von den Justizbehörden willig 
entgegengenemmen und möglichst fruchtbringend benutzt wird’). 


') Dieser außerordentlich sachkundigen Darstellung möchte ich nur hei- 
lügen, daß ich eine Bestimmung für unentbehrlich erachte, wonach unter 
bestimmten Kautelen im Interesse des Jugendlichen trotz $5 und 6 des Gegen- 
entwurfs ein Prozeßverfahren veranlaßt werden kann, um die Unschuld 
des Beschuldigten nachzuweisen. Kohler. 
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Der Betrug bei gesetzwidrigen Rechtsgeschäften. 
Von A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrücken. 


In meinem Aufsatze über „Betrug und Betrugsversuch bei gesetzwidrigen 
Rechtsgeschaften‘‘ (Ztschr. f. d. ges. StrW. 28. Band, S. 471 flg.) habe ich die 
damalige feststehende Rechtsübung des Reichsgerichts bekämpft, wonach ein 
solcher strafbarer Betrug nicht vorliegen sollte, und bin dabei zu folgenden 
Ergebnissen gelangt: 

a) Die Schädigung des Getäuschten liegt in der Hingabe der von ihm 
gemachten Leistung, nicht im Ausbleiben der Gegenleistung. 

b) Die Schädigung liegt auch nicht darin, daß der Getäuschte keinen 
Anspruch auf Rückersatz seiner Leistung hat. 

c) Man kann nicht mit der Begründung, daß sich der Getäuschte durch 
das Einlassen auf das unerlaubte Geschätt selbst geschädigt habe, grundsätzlich 
den ursächlichen Zusammenhang zwischen der Handlung des Täters und dem 
Schaden verneinen. 

d) Es ist unrichtig, den Täter, der vom Andern auf die Vorspiegelung hin 
eine Leistung empfangen hat, infolge der (tatsächlichen oder vermeintlichen) 
Unmöglichkeit, vollendeten Betrug anzunehmen, wegen Betrugsversuchs zu 
bestrafen. 

e) Die Entscheidung über die Strafbarkeit der Tat hängt davon ab, 
ob der Täter durch seine falsche Vorspiegelung den Andern zur Eingehung des 
gesetzwidrigen Geschäftes veranlaßt hat, oder ob die Anregung zu dem Geschäfte 
vom Andern ausgegangen ist. Im ersten Fall wird die Tat bestraft, im zweiten 
nicht. 

f) Ist dem Täter bei der Eingehung des Geschäftes vom Andern für die 
Vornahme einer gesetzwidrigen Handlung eine Gegenleistung versprochen 
worden, so macht er sich des Betrugs schuldig, wenn er die Gegenleistung fordert 
unter der Vorspiegelung, er habe seinerseits geleistet. 

g) Ist die Tat überhaupt strafbar, so ist sie vollendeter Betrug, wenn der 
Getäuschte an den Täter einen Vermögenswert hingegeben hat; sie ist nur 
Betrugsversuch, wenn es hierzu aus irgend einem Grunde nicht gekonimen ist. 

Seit dem Erscheinen meines Aufsatzes ist die Frage mehrfach behandelt 
worden. So insbesondere von Schumann in Heft 138 der „Strafrechtlichen 
Abhandlungen“ (‚die Anwendbarkeit der §§ 263 und 263. 43 StGB. bei 
mangelndem Kondiktionsrecht des Getäuschten‘‘, Breslau bei Schletter 1911). 
Das wichtigste Ereignis der Zwischenzeit aber ist der Beschluß der vereinigten 
Strafsenate des Reichsgerichts vom 14. Dezember 1910 (E. 44,230 flg.) 
und es ist wohl damit die von mir bekämpfte frühere Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts, soweit sie die Möglichkeit eines strafbaren Betrugs überhaupt bestritt, 
endgiltig aufgegeben. 

Es war zu erwarten, daß die scharfe Abwendung des Reichsgerichts von 
seiner lange Zeit gleichmäßig eingehaltenen Rechtsübung lebhaft erörtert werden 
würde, und so sind daraufhin mehrfach Äußerungen in den Fachzeitschriften 
erschienen, so insbesondere der Aufsatz von Binding in der D. J. Z. 1911 
Sp. 553 flg., die Arbeiten von Engelhard und von Schumann in der 
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Zeitschr. f. d. ges. StrW. 33. Bd. S. 133 flg. und 34. Bd. S. 183 flg, ferner 
ein Aufsatz von Battaglini in der D. J. Z. 1912 Sp. 1506 flg. 

Auch ich halte die Frage durch den reichsgerichtlichen Plenarbeschluß 
noch nicht fürerschöpfend gelöst. Während Binding und 
Schumann (wenn auch mit verschiedener Begründung) die neue Recht- 
sprechung des Reichsgerichts grundsätzlich ablehnen, halten 
Engelhard und wohlauch Battaglini strafbaren Betrug inallen 
einschlagenden Fällen für gegeben. 

Die von mir versuchte Scheidung der Fälle je 
nachdem, ob die Anregung zu dem gesetzwidrigen 
Geschäft vondem Täuschendenoderdem Getäuschten 
ausgegangen ist, ist in dem Plenarbeschlusse des Reichsgerichts nicht 
zur Beratung gestanden und nicht zur Sprache gekommen; unter den genannten 
wissenschaftlichen Arbeiten erwähnt sie, allerdings ohne Nennung meines Auf- 
satzes Binding, indem er sie (unter VII) mit den Worten ablehnt: „für die 
Beurteilung dieser Fälle müsse es gleichgültig sein, ob der Täter den Andern 
durch Vortäuschung des echten Leistungswillens zur Eröffnung der Verhand- 
lungen über das Rechtsgeschäft erst bestimmt habe, oder ob die Anregung von 
dem Andern ausgegangen sei.‘ 

Eine wiederholte Prüfung der Frage und der neueren Erscheinungen hierzu 
hat mich in der Überzeugung bestärkt, daß das Rechtsleben ohne eine Scheidung 
der Fälle, wenigstens ungefähr im Sinne meiner er- 
wähnten Annahme, nicht auskommen kann. Die eingehendere Unter- 
suchung führt dazu, meine Anschauung genauer zu begründen und teiweise 
umzugestalten. 

l. 

Bevor ich hierauf eingehe, sind kurz tinige Grundlagen der ganzen Frage 
zu besprechen, die ich nach den Ergebnissen der bisherigen wissenschaftlichen 
Behandlung für gesichert halte. 

1. Aus der Tatsache, daß der Getäuschte aus dem Geschäfte keinen 
Gegenanspruch erlangt, also durch das Ausbleiben seiner 
Erfüllung nicht geschädigt werden kann, darf nicht gefolgert werden, 
daß deshalb der Getäuschte durch das Geschäft nicht geschädigt sei. Dies 
hat der Plenarbeschluß des Reichsgerichts mit eingehender Begründung (unter 31) 
nachgewiesen, ebenso Schumann in seiner Monographie S. 42 flg. und in 
seinem Aufsatze a. a. O. S. 192, ferner Engelhard a. a. O. S. 134. Das 
gleiche hatte ich a. a. O. S. 478, 479 ausgeführt. Ich halte es für den schwächsten 
Punkt von Bindings Ausführungen a.a. O., daß er auf die hier zurück- 
vewiesene Auffassung wieder zurückgreift. 

2. Richtig ist ferner an den Ausführungen des Plenarbeschlusses die 
Zurückweisung der Schlußfolgerung, mit der früher die Verneinung des Betrugs 
begründet worden ist: daß der Getäuschte sich durch das Eingehen auf das 
vesetzwidrige Geschäft selbst geschädigt habe, — daß er also 
nicht durch den Täter geschädigt worden sein könne. 
Jene Schlußfolgerung übersieht, daß auch zwei Personen miteinander 
einen Erfolg herbeiführen können. Die Ausführungen des Plenarbeschlusses 
(unter 1]) halte ich für überzeugend. Vel. hiefür Schumann in seiner Mono- 
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graphie S. 77 flg. u. in dem Aufsatze a. a. O. S. 193 und meine Ausführungen 
a. a. O. S. 481 flg. 

3. Für sicher halte ich ferner, daß man in den Fällen, wo man trotz 
einer tatsächlich eingetretenen Vermögensminderung des Getäuschten glaubt, 
vollendeten Betrug nicht annehmen zu können, nicht zu dem Ausweg greifen 
kann, wegen Betrugsversuchs zu bestrafen. Glaubte man daher, den 
falschen Gefangenenaufseher, der sich zur Befreiung eines Gefangenen gegen 
Entgelt erbot, nicht wegen vollendeten Betrugs bestrafen zu können, sofern 
die angetragene Abmachung getroffen und das Entgelt entrichtet worden wäre, 
so war es durchaus folgerichtig, auch Betrugsversuch hier abzulehnen (RG. in 
Goltd. Arch. 46. 330). Zu diesem von mir schon a. a. O. S. 477. 478 vertretenen 
Satze gibt Schumann in seiner Monographie S. 79 flg. eine eingehende 
Begründung; er weist insbesondere auf die Unannehmbarkeit des Ergebnisses 
hin, daß mit der gegenteiligen Auffassung eine Verbrechensart geschaffen würde, - 
die stets nur bis zur Versuchsstufe gelangen, aber nie vollendet werden könnte. 


lI. 

4. Hätte der PlenarbeschluB des Reichsgerichts nur die Bedeutung, die 
einer einfachen Verneinung der zwei den vereinigten Strafsenaten vorgelegten 
Fragen zukommt, so wäre sie von meinem Standpunkte aus unanfechtbar. Da 
die Fassung negativ ist, so ist damit sprachlich nicht gesagt, daß in Fällen von 
Leistungen aus einem gesetzwidrigen Rechtsgeschäft nach dieser Wegverneinung 
der bisher angenommenen Hindernisse einer Verurteilung nun keine rechtlichen 
Gründe mehr entgegenstehen könnten. In Wirklichkeit aber geht (worauf auch 
Binding unter XIII hingewiesen hat) de Begründung des Plenar- 
beschlusses über diesen engern und eigentlichen Inhalt der aufgestellten Sätze 
hinaus: nach den Ausführungen der Gründe wäre in allen den Fällen, 
die man unter der Frage der Strafbarkeit des Betrugs 
bei gesetzwidrigen Rechtsgeschäften behandelt, Be- 
truganzunehmen. 

Gesetzt den Fall, A. und B. treiben miteinander Falschmünzerei; B. gibt 
die Betriebsmittel dazu und vertreibt die falschen Münzen, A. besorgt den 
technischen Teil. Beide arbeiten schon längere Zeit miteinander „ehrlich“. 
da verlangt eines Tages A. unter der Behauptung, der Schlosser habe für ein 
Werkzeug zum Betriebe 15 6 gefordert, diesen Betrag von B., während die 
Arbeit nur 10 .# gekostet hat. Hier würde durch die Ausführungen des Plenar- 
beschlusses eine Bestrafung des A. wegen Betrugs gedeckt, und zwar gleichgültig. 
ob die 5 4 Überforderung aus dem Vermögen des B. in bar an A. bezahlt oder 
ob sie bei der Buchführung über die Ergebnisse des gemeinschaftlichen ver- 
brecherischen Treibens dem A. gutgeschrieben werden. 

Es ist ja wohl anzunehmen, daß die Begründung des Plenarbeschlusses 
nur den bestimmten vorgelegenen Fragen gelten sollte; aber unverkennbar 
weisen sie darüber hinaus und auf eine Verallgemeinerung der gewonnenen 
Ergebnisse hin, und insofern sind sie durchaus nicht ungefährlich. 

2. Ich will zwei Fälle einander gegenüberstellen, die als bezeichnende 
Beispiele zweier von einander wesentlich verschie- 
dener Gruppen von Fällen gelten können: 
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A. den Fall des falschen Gefangenenaufsehers, der vergeblich 
durch das vorgespiegelte Anerbieten, einen Gefangenen zu befreien, 
Geld herauszulocken versucht; 

B. die eben geschilderte Tat des Falschmünzers oder statt dieses 
Falles das Vorgehen eines Diebes, der unter Berufung auf seine Sach- 
kunde seinem Diebsgenossen bei der Teilung der Diebsbeute die 
gestohlene Talmikette als echt goldene aufhängt und sich von ihm 
aus dessen Vermögen eine bare Aufzahlung ergattert. 

3. Fragen wir unser Rechtsgefühl, so werden wir es für unmöglich halten, 
die Tat des falschen Gefangenenaufsehers straffrei zu lassen. Dagegen werden 
wir im Falle des ungetreuen Falschmünzers oder Diebes eine innere Stimme 
vernehmen, die sich dagegen auflehnt, daß das Strafrecht hier einschritte; man 
kann nicht nur sagen, es widerstreitet dem Rechtsgefühl nicht, wenn das Straf- 
recht der Unredlichkeit des Falschmünzers oder Diebes keine Beachtung schenkt, 
sondern man wird weiter gehen und geradezu sagen müssen, es widerspreche 
dem Rechtsgefühl, wenn das Strafrecht sich in die innere Angelegenheiten des 
unsaubern Geschäftsbetriebs mischte, zumal da dabei der Strafrichter sich 
nicht der widerlichen Arbeit entschlagen könnte, etwa bei gegenseitig be- 
haupteter Unehrlichkeit den ganzen Verbrechensbetrieb, seine Ergebnisse und 
die Gewinnverteilung zu untersuchen. Der alte Volkshumor hat in Fabeln und 
Schwänken sich daran ergötzt, wie ein Spitzbube den andern prellt, und hat 
hierin das Walten der ausgleichenden Gerechtigkeit gesehen. So wird es aber 
auch noch dem Rechtsgefühle einer gereifteren Zeit als das Billige, als das An - 
ständige scheinen, wenn es bei dieser Art von ausgleichender Gerechtigkeit 
bleibt und das Recht sich vor dem lichtscheuen Treiben des Gesindels zurück- 
zieht, bei dem ein Verbrecher dem andern die Treue bricht. 

4. Man wird vielleicht einwenden, daß das Rechtsgefühl nicht entscheiden 
darf, wo die Auslegung des Strafgesetzes zu einem andern Ergebnisse führt. 
Aber ist denn gerade dieses Ergebnis hier sicher und ziehen wir nicht auch sonst 
das Rechtsgefühl bei der Auslegung des gesetzten Rechtes zu Rate? Und 
schließlich kann es kein schlimmer Vorwurf sein, wenn die Rechtsauslegung 
und die Rechtsanwendung in möglichster Fühlung und Übereinstimmung mit 
den Forderungen des Rechtsgefühls zu bleiben suchen. 

Gerade für die Frage aber, die uns beschäftigt, sind offensichtlich und 
zugegebenermaßen bei Freund und Feind Erwägungen rechtspolitischer Natur 
durchaus nicht in letzter Reihe von Einfluß. Ja mir scheint, in beiden Lagern 
ist die zunächst gefühlsmäßige Entscheidung der Ausgangspunkt für die Be- 
eründung, die man dieser Entscheidung dann geben mußte. In dem einzelnen 
Falle, der den Anlaß zu dem Plenarbeschlusse gegeben hat, hat dies die Straf- 
kammer unverhohlen ausgesprochen, und ich glaube nicht fehlzugreifen mit der 
Annahme, daß die Strafkammer, hätte sie einen Fall der zweiten Gruppe (s. vor- 
hin unter 2) zu entscheiden gehabt, nicht zu der Auffassung gekommen wäre, 
daß „die Bestrafung im öffentlichen Interesse dringend geboten sei‘. Sie hätte 
vielmehr wohl ohne weiteres im Anschluß an die damalige Rechtsübung des 
Reichsgerichts freigesprochen — und auch zu einem Plenarbeschlusse des 
Reichsgerichts wäre es nicht gekommen. Aber auch für die Gegner der Straf- 
barkeit sind offensichtlich Rechtsgefühl und rechtspolitische Erwägungen in 
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erheblichem Maße bestimmend. Beide, Anhänger wie Gegner der Strafbarkeit, 
sehen nur auf die Fälle der einen Art, von denen sie ausgehen; und insoweit 
dann beide auch auf die andere, von ihnen zunächst nicht beachtete Gruppe 
zu sprechen kommen, unterwerfen sie diese der angenommenen rechtlichen 
Beurteilung und finden sich gegenüber der gefühlten Bedenklichkeit oder selbst 
Ungereimtheit des Ergebnisses damit ab, daß man bei der Anwendung eines 
richtigen Grundsatzes eben gelegentlich auch einmal Ungereimtheiten mit in 
den Kauf nehmen müsse — statt daß gerade ein solches Ergebnis im Einzelfalle 
ihnen den Anlaß gäbe, erneut die Richtigkeit der Lehre zu prüfen, von der sie 
ausgegangen sind, zum mindesten daraufhin, ob die Lehre nicht einer Ein- 
schränkung bedürftig und zugänglich ist, die ein sachgemäßes Urteil nun für 
alle Fälle ermöglichte. 

Wenn ich nun im allgemeinen den Ausführungen des Plenarbeschlusses 
beitrete, so sind sie doch insoweit nicht zu billigen, als sie dazu führen würden, 
auch jene zweite Gruppe von Fällen, verkörpert durch den Fall des unredlichen 
Falschmünzers, für strafbar zu erklären. 

5. Fragt es sich aber, wie man einem solchen Ergebnis entgehen möchte, 
so ist jedenfalls nichts damit gedient, wenn wir uns (mit den Gründen des Plenar- 
beschlusses, S. 248) darauf vertrösten müßten, daB ein anderes Straf- 
gesetz einmal „sich auf den Standpunkt stellen werde, seinen Rechtsschutz 
überall da zu versagen, sich selbst also für unanwendbar zu erklären, wo der 
durch das Verbrechen Verletzte sich ebenfalls gegen Strafgesetz oder Sitten- 
gesetz vergangen habe“, sondern wir werden prüfen, ob sich nicht schon 
nach unserem geltenden Rechte, soweit dies unser Rechts- 
gefühl fordert, eine solche Auffassung begründen läßt. Wenn es dann auch mit 
dem Plenarbeschluß als verfehlt angesehen werden muß, bei Zuwiderhandlungen 
des Verletzten gegen Strafgesetz oder Sittengesetz grundsätzlich den 
Schutz des Strafrechts auszuschließen oder allgemein es als ein un- 
weschriebenes Tatbestandsmerkmal des Betrugs zu behandeln, daß die Ver- 
fügung, die der Getäuschte infolge der Irrtumserregung über sein Vermögen 
traf, nicht vom Rechte mißbilligt sei; so sind solche Erwägungen und Auf- 
fassungen doch jedenfalls zunächst — das heißt ohne vorerst auf die rechts- . 
wissenschaftliche Begründung zu sehen — recht wohl einleuchtend für die Fälle, 
wo der Getäuschte sich selbst, aus freien Stücken, nicht arglistig verlockt vom 
Andern, auf das Gebiet des gesetzwidrigen Rechtsgeschäftes begeben hat. Für 
diese Fälle bestünde gegen die ebengenannten vom Reichsgerichte abge- 
lehnten Erwägungen offenbar das Bedenken nicht, das der Plenarbeschluß 
(S. 249) geltend macht: ‚daß dadurch für den Verbrecher geradezu ein Anreiz 
gegeben würde, sich seine Opfer in den Kreisen der sittlich schwachen Personen 
zu suchen, von denen er keinen besondern Widerstand gegen seine verwerflichen 
Zumutungen zu gewärtigen hätte‘‘—, denn wer so handelte, würde auch nach 
meiner Auffassung der Strafe verfallen, da dann der Getäuschte und Geschädigte 
nicht aus freien Stücken, sondern verlockt vom Angeklagten, auf den Boden 
des unsittlichen Geschäftes gekommen ist. 
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Hl, - 

Da also durch die Griinde des Plenarbeschlusses nicht nur die Strafbarkeit 
der Falle der ersten Gruppe, sondern unannehmbarerweise auch die Strafbarkeit 
der Fälle der zweiten Gruppe gedeckt ist, so ist zu prüfen, in welchem Punkte 
die, Beweisführung des Plenarbeschlusses einer Berechtigung bedarf, um ein 
für alle Fälle sachgemäßes Ergebnis zu bringen. ` 

1. Der Plenarbeschluß sieht für die Frage der Strafbarkeit nur auf den 
Fintritt einer tatsächlichen Vermögensminderung und erklärt es für 
bedeutungslos, daß das bürgerliche Recht eine solche Vermögensminderung 
unbeachtet läßt. Von diesem Standpunkte aus ist die Bemerkung der Gründe 
(S. 239—240) durchaus zutreffend, ein Vermögensverlust sei gerade darum 
erst recht anzunehmen, weil (wegen des § 817 Satz 2) ein Rückforderungs- 
anspruch auf das Hingegebene nicht bestehe, und was Schumann (in der 
Monographie S. 20 u. S. 65 Anm. 1) hingegen ausführt, ist richtig nur insofern 
als man unter Schaden den zivilrechtlich zu beachtenden Schaden versteht. 
Allein das ist ja eben die Frage, ob der tatsächliche Schade, um den sich das 
bürgerliche Recht nicht kümmern will, nun auch sonst für die Rechtsordnung 
unbeachtet bleiben soll. Ob dann für das bürgerliche Recht jener Schade als ein- 
getreten, aber nicht ersetzbar angesehen, oder ob angenommen wird, daß die 
Rechtsordnung hier das Vorliegen eines Schadens überhaupt verneine, scheint 
mir nicht von Belang. (Vgl. hierzu die Gründe des Plenarbeschlusses S. 240—241, 
ferner Schumann in der Monographie S. 56 flg. und im Aufsatz S. 187; 
Binding unter Nr. XI). Mir scheint die zweite Auffassung gekünstelt 
(ebenso Engelhard S. 137); doch handelt e$ sich wohl bloß um einen 
Streit um Worte. Das Bestehen der für jedermann klar zu Tage liegenden T a t - 
sache einer Vermögensminderung kann keine Rechtsordnung und keine 
rechtliche Konstruktion wegzaubern. Nur läßt eben die bürgerliche Rechts- 
ordnung die, die sich außerhalb ihrer stellen, ohne Schutz draußen stehen und 
die Rechiswirkungen, die sich sonst an das Geschehene knüpfen, unter dieser 
Voraussetzung nicht eintreten. Ob dann die Bestimmung als eine Art Strafe 
für den gedacht ist, der unsittlich gehandelt hat, oder ob die Rechtsordnung 
nur Scheu trägt, den Beteiligten auf das unsaubere Gebiet zu folgen, auf das 
sie sich begeben haben, ist für die Beurteilung wiederum ohne Bedeutung. 

2. Wer mit einem Andern ein regelrechtes anständiges zweiseitiges Rechts- 
geschäft eingeht und mit Rücksicht auf den Geschäftsschluß einen Wert aus 
seinem Vermögen hingibt, wird damit nicht geschädigt, da er dafür den 
Anspruch auf die Gegenleistung erwirbt.) Von einem Schaden aber 
sprechen wir dann, wenn jemand den Vermögenswert hingibt unter Umständen, 
die dasVersprechen der Gegenleistung wertlos oder gar rechtlich ungültig machen. 


1) Daß der PlenarbeschluB (S. 236—237) auch für solche Fälle des 
regelrechten zweiseitigen Rechtsgeschäfts von einem durch die Leistung 
entstandenen Schaden spricht und diesen nur durch das Bestehen des 
Anspruchs auf die Gegenleistung ausgeglichen werden läßt, mutet 
sonderbar an, widerspricht der Auffassung des Lebens und ist auch wohl 
nicht geeignet, die Untersuchung der Fragen, die den vereinigten Straf- 
senaten gestellt waren, zu fördern. Vgl. hiegegen mit Recht Binding unter X. 
Was Engelhard dazu (S. 134) bemerkt, macht diese Auffassung nicht 
schmackhafter. 
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Ist das Versprechen der Gegenleistung ungültig, so ist der Schaden gegeben — 
gleichgültig, ob der andere Teil willens und imstande ist, die versprochene 
Gegenleistung zu machen, oder ob die Gegenleistung unmöglich ist oder der 
andere Teil sein Versprechen nicht zu halten gedenkt. Diese Bestimmung 
des bürgerlichen Rechtes, daß aus dem gesetzwidrigen Rechtsgeschäft dem 
Leistenden kein Anspruch auf die Gegenleistung erwächst, 
muß ihre Wirkung auf die strafrechtliche Beurteilung der Sache üben. Denn 
hierin liegt die tatsächliche Vermögensminderung, und diese ist, wie ich mit dem 
Plenarbeschluß annehme, für die Frage des $ 263 zu beachten. | 

Aber dieser Schade, der in der Leistung ohne den Anspruch auf die Gegen- 
leistung liegt, tritt mit dieser Leistung doch erst sichtbar in die Erschei- 
nung. Das eigentlich schädigende Ereignis aber liegt 
weiterzurück: esliegt darin, daßsich jemand überhaupt auf Rechts- 
beziehungeneinläßt, beidenen jede seiner Leistungen 
schon deshalb ohne weiteres und kraft Rechtens zu 
einem Verluste an seinem Vermögen werden muß. 

3. Ich löse also die Vorstellung von dem schädigenden Ereignisse auf in 
die zwei zusammentreffenden Vorstellungen: indas Einlassen auf das 
gesetzwidrige Rechtsgeschäft undin das, was auf die- 
sem Boden von den Beteiligten gehandelt wird. Für die 
Beurteilung der Frage aber, ob und inwieweit strafbarer Betrug hierbei verübt 
werden kann, ist dann nicht das von Belang, was auf dem — einmal betretenen — 
Boden des gesetzwidrigen Rechtsgeschäftes geschehen ist, sondern nur das, 
was auf das andere, wenn auch nicht immer zeitlich, so doch nach seiner Be- 
deutung vo:ausgehende schädigende Ereignis, das Einlassen auf das Rechts- 
geschäft, von Beziehung ist. Darum kann, weil das eigentlich schädigende 
in jenem Eingehen auf das unerlaubte Geschäft liegt, strafbarer Betrug auch 
nur dann angenommen werden, wenn der Täter den Andern auf 
jenes gesetzwidrige Gebiet gelockt hat, und zwar gelockt 
hat durch falsche Vorspiegelungen und in gewinn- 
süchtiger Absicht. Strafbarer Betrug aber liegt nicht vor bei falschen 
Vorspiegelungen, die verübt worden sind während des beidersei- 
tigen versari in re illicita, weil hier die Leistung einen Ver- 
mögensverlust schon eben durch diese Tatsache bedeutet, also unbeeinflußt 
dadurch, ob der Andre gegenleisten will und kann oder ob er die Gegenleistung 
nur arglistig verspricht. Was während der gesetzwidrigen Be- 
ziehungen durch falsche Vorspiegelungen dem Getäuschten an Leistungen 
entlockt wird, das kommt für das Strafrecht nur in Betracht, soweit solche Vor- 
spiegelungen Ausführungs- oder Fortsetzungshandlungen zudem von vorn- 
herein geplanten betrügerischen Vorgehen sind.?) 


2) Nach diesen Gesichtspunkten wäre der Fall zu würdigen gewesen, 
den das Reichsgericht mit Urteil vom 23. Februar 1911 entschieden hat 
(J. W. 1911, 505); der angegebene Tatbestand läßt ein Urteil darüber nicht 
zu, ob die Entscheidung sachlich richtig ist. Und ebenso ist die Ent- 
scheidung einzuschränken, die ich in meinem Aufsatz a. a. O. S. 484 für 
den Fall gegeben habe, daß derjenige, der eine gesetzwidrige Leistung vor- 
zunehmen hatte, unter dem falschen Schein, er habe die vereinbarte Leistung 
gemacht, vom Andern den bedungenen Lohn verlangt. 


Archiv. 60. Bd. 17 
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4. Wenn man diese Auffassung dann damit ausdrückt, daß man sagt, der 
Beschädigte, der sich aus freien Stücken, nicht durch falsche Vorspiegelungen 
verlockt, auf die verbotene Bahn begeben hat, habe sich selbst ge- 
schädigt, so läßt sich dagegen kaum etwas einwenden. Eine solche Be- 
urteilung der Sachlage war irreführend nur solange als man das eigentlich unter- 
scheidende Merkmal nicht beachtete, und war unrichtig solange als man glaubte, 
mit der Annahme einer solchen Selbstschädigung einen ursachlichen Zusammen- 
hang zwischen der Handlung des Täters und dem Eintritt des Schadens für alle 
Fälle einer Schädigung aus gesetzwidrigen Rechtsgeschäften verneinen zumüssen. 

5. Die Feststellung, ob der Täter den Andern durch falsche Vorspiegelungen 
und in gewinnsüchtiger Absicht auf den gefahr- und schadenbringenden Boden 
der gesetzwidrigen Beziehungen gelockt hat, wird nicht immer leicht sein. Denn 
Leute, die in gesetzwidrige Beziehungen zu einander treten, pflegen nicht mit 
plumpen Tritten auf ihr Ziel loszugehen. Vorsichtig nähern sie sich Schritt 
tür Schritt, und es mag darum nicht selten schwierig sein, die zum strafbaren 
Betruge führenden Feststellungen zu treffen. Aber schließlich hier auch nicht 
wesentlich schwieriger als sonst die Feststellung ist, ob falsche Vorspiegelungen 
eine Vermögensbeschädigung verursacht haben und die Tat aus Gewinnsucht 
geschehen ist. Jedenfalls aber würden die Fälle der Strafe nicht entgehen, 
die in erster Reihe strafwürdig sind: die Fälle, bei denen offensichtlich der 
Verbrecher darauf ausgeht, die sittliche Schwäche und die bedrängte Lage 
Anderer in gewissenloser Weise zu seinem Gewinn auszubeuten. 

6. Ich habe im bisherigen nur die Fälle besprochen, wo der Getäuschte 
einen greifbaren Vermögenswert (gewöhnlich Geld) hingibt und 
dadurch geschädigt wird. Es fragt sich, ob die gleiche Beurteilung auch für Fälle 
gilt, in denen der Getäuschte Leistungen anderer Art macht, ins- 
besondere Dienste leistet. 

Offenbar ist, wenn jemand den Andern durch das falsche Versprechen 
einer unerlaubten Handlung zu einer geldwerten Dienstleistung veranlaßt 
(wenn z. B. eine Frau durch das Versprechen der Beischlafgewährung einen 
Fuhrmann dazu gewinnt, ihr ein Klafter Holz aus dem Walde in ihre Wohnung 
zu führen), der Fall nicht anders zu entscheiden als wenn sie sich gegen das 
falsche Versprechen des Beischlafs 5 .& hätte zahlen lassen — also Betrug oder 
Straflosigkeit je nachdem, ob sie die geschlechtliche Gier des Andern aus Gewinn- 
sucht geweckt oder ob sie die ihr entgegengetragene geschlechtliche Gier des 
Andern betrügerisch ausgebeutet hat. 

Diese Lösung kann aber nicht zutreffen auf die Fälle, wo gerade die 
Dienstleistung das ist, was die Vereinbarung zu einer 
gesetzwidrigen, unsittlichen, macht. So kann offenbar ein 
strafbarer Betrug nicht in Frage kommen, wenn jemand unter Vorspiegelung 
der Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit eine Dirne zum Beischlaf ge- 
wonnen oder die Dienste eines Kupplers oder Landesverräters ausgebeutet hat, 
die sich für ihn Tage oder Monate lang im Dienste des Verbrechens abgemüht 
haben. Auch hier läßt sich die Lösung, die das Rechtsgefühl fordert. mit dem 
bestehenden Rechte begründen. 

Schumann (in der Monographie S. 45 Anm. 1 u. S. 58) setzt die 
Dienstleistungen einfach der Hingabe von greifbaren Vermögenswerten gleich: 
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er verneint die Strafbarkeit des Betrugs hier wie dort. Wer aber wie ich dazu 
kommt, im Falle der Erschwindelung greifbarer Werte die Möglichkeit einer 
Bestrafung anzunehmen, darf sich nicht mit der äußerlichen Ähnlichkeit der 
Sachlage begniigen. Allerdings kann der Unterschied, der bestehen muB, offenbar 
nicht schlechthin darin gefunden werden, daB bei der einen Gruppe der Faille 
der Tauschende, bei der andern der Geprellte die verbotenen 
Dienstleistungen vorzunehmen hatte; denn die Unsittlichkeit des einen ist tm 
allgemeinen nicht strenger zu beurteilen wie die des andern. 

Fiir einen guten Teil der Falle kann nun von einer Strafbarkeit des Betrugs 
einfach um deswillen keine Rede sein, weil bei ihnen keine Absicht des Täters 
vorliegt, sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. 
So wenn der Täter sich die Gunst der Dirne oder die Dienstleistung der Kupplerin 
erschlichen hat. Aber neben diesen sind Fälle möglich, wo es an einer solchen 
gewinnsüchtigen Absicht des Täters nicht fehlt. Zum Beispiel dem A. ist hoher 
Lohn für einen Verrat militärischer Geheimnisse versprochen; er gewinnt durch 
falsche Vorspiegelungen und in der Absicht, ihn um seinen Lohn zu prellen, 
den B. dazu, ihm hierbei mühsame Dienste zu leisten. Oder (ein Beispiel Schu- 
manns, Monogr. S. 46) jemand wird betrügerisch zur Teilnahme an der vor- 
sätzlichen Verletzung eines Urheberrechts gewonnen und übernimmt die ver- 
botene Vervielfältigung des Geisteswerks, die seine Arbeitskraft auf lange Zeit 
in Anspruch nimmt. Für diese Fälle gilt es, das wesentliche 
Unterscheidungsmerkmal gegenüber der Hingabe 
greifbarer Vermögenswerte zu suchen. 

Ich finde den Unterschied darin, daß bei der Hingabe von Geld und anderen 
greifbaren Vermögenswerten dieser Hingabe an sich (d. h. abgesehen von dem 
gesetzwidrigen Zwecke, dem sie dient) kein Makel anhaftet, während die Leistung 
gesetzwidriger Dienste diesen Makel des Unerlaubten in sich 
selbst trägt. Darum kann die Leistung solcher Dienste nie als eine 
geldwerte Leistung angesehen werden, und man kann nicht 
sagen, daß derjenige, der solche Dienste leistet, ohne einen Anspruch auf die 
Gegenleistung zu erwerben, damit an seinem Vermögen geschädigt werde.‘) 

Nun möchte man einwenden: Die Dirne, die sich dem Betrüger preisgibt, 
der Kuppler, der Landesverräter, der Nachdrucker, opfern dem Andern ihre 
Zeit und versäumen wegen der ihm geleisteten Dienste die Gelegenheit zu 
anderem, vielleicht ehrlichem Erwerbe; und sie müssen während der Zeit, die 
sie dem Betrüger opfern, ihre Lebsucht bestreiten — darin, also nicht in der 
Leistung der Dienste, für die sie keinen Anspruch auf die Gegenleistung er- 
werben, liege ihr Vermögensschaden. Dieser Einwand ist nicht stichhaltig. 
Niemand fällt es bei einem ehrlichen Dienstvertrage ein, neben dem vereinbarten 
Preis seiner Arbeit dem Dienstherrn die Kosten für die Bestreitung der Lebsucht 
während der Dienstleistung in Rechnung zu stellen, oder den Gewinnentgang, 
den er dadurch erleidet, daß er nicht statt der geleisteten Arbeit seine Arbeits- 
krait anderweit habe verwerten können. So kann auch bei der gesetzwidrigen 


3) Wie in solchen Fällen nicht wegen vollendeten Betrugs zu strafen ist, 
kann aus Rechtsgründen auch versuchter Betrug nicht vorliegen, wenn sich 
der Andere, der getäuscht werden sollte, auf die Leistung der gesetzwidrigen 
Dienste nicht einläßt. 

17% 
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Dienstleistung nur diese selbst berücksichtigt werden und nicht das, was der 
Getäuschte für seine frei selbstgewollte Dienstleistung hat an Arbeitskraft und 
Zeit aufwenden müssen. 

Bleibt nur noch die Frage, wie es steht, wenn der Geprellte neben 
seiner Dienstleistung auch noch Werte aus seinem Vermögen aufwenden, z. B. 
bare Anschaffungen machen, Reisekosten bestreiten muß. Ein solcher Fall 
liegt in der Mitte. Für die Beurteilung kann nur entscheidend sein, ob diese 
Aufwendungen (wie es meistens der Fall sein wird) hinter dem eigentlichen 
Inhalte des Rechtsverhältnisses, das ist der Leistung der Dienste, in einer Weise 
. zurücktreten, daß sie neben diesem eigentlichen Leistungsinhalte außer Acht 
bleiben müssen (wobei auch der Täter meist sich dessen nicht bewußt werden 
wird, daß es zu solchen Aufwendungen kommen werde), oder ob ihnen eine 
mehr selbständige Bedeutung neben diesem eigentlichen Leistungsinhalte zu- 
kommt. So würde ich beispielsweise Betrug annehmen, wenn in dem erwähnten 
Falle des verbotenen Nachdrucks der Täter den Getäuschten zur Druckbesorgung 
und zugleich damit zur Anschaffung des Papiers für eine große Auflage des 
Nachdrucks verleitet. 


IV. 


4. Im Rahmen dieser Ausführungen ist es an sich nicht geboten, auf 
die Frage einzugehen, ob strafbarer Betrug vorliegen kann beim Spiel und 
beim Ehemaklerlohn. Ob diese Fälle den Fällen der §§ 134. 138 BGB. 
gleichzuachten sind, Betrug also genau wie bei diesen anzunehmen oder zu ver- 
neinen ist, ist lebhaft bestritten. Eine vollständige Gleichstellung halte ich 
für bedenklich; ihr steht die Regelung der Riickforderungsfrage in den §§ 762 
Abs.4 Satz2 und 656 Abs. 1 Satz 2 BGB. entgegen, wodurch bestimmt ist, daß 
„das Geleistete nicht deshalb zurückgefordert werden kann, weil eine Ver- 
bindlichkeit nicht bestanden hat“ — die Rückforderung aus anderen Gründen 
also offenbar zugelassen ist. Somit wäre Betrug in diesen Fällen immer zu 
bestrafen. Setzt man aber die Fälle der $$ 762, 656 den Fällen der §§ 134. 138 
gleich, so muß zum mindesten die Anwendung der von mir aufgestellten Sätze 
dazu führen, daß wegen Betrugs zu bestrafen sind der Falschspieler, der in 
betrügerischer Weise und in gewinnsüchtiger Absicht sein Opfer zum Spiele ver- 
leitet hat, wie der angebliche Ehemakler, der dem Andern seine Dienste an- 
getragen hat und dabei nur die Absicht hatte, den Lohn zu ergattern. 

2. Auch de Rückwirkung der von mir vorgeschla- 
genen Beurteilung derstrafrechtlichen Frageaufdas 
bürgerliche Recht ist nur kurz zu erwähnen, zumal mir Engel- 
hards Bemerkung (a. a. O. S. 138) zutreffend scheint, daß die Frage für die 
Beurteilung der strafrechtlichen Seite ohne Belang sei und nur den Zivilisten 
interessiere. Was Schumann (in der Monographie S. 74 und in dem Aufsatz 
a. a. O. S. 188) dagegen ausführt, daß ein Schadensersatzanspruch nach § 826, 
oder nach § 823 Abs. 2 BGB. mit $ 263 StGB. trotz des $ 817 Satz 2 zugelassen 
werde, scheint mir nicht ohne Gewicht. Immerhin aber würde dieses Bedenken 
bedeutend an Gewicht verlieren, wenn die Annahme eines strafbaren Betrugs 
auf die eine Gruppe von Fällen im Sinne meiner Ausführungen beschränkt wird, 
dann also auch nur für solche Geschädigte ein Ersatzanspruch entstünde. 
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Wer meiner Auffassung — mit der gegebenen oder einer besseren Be- 
gründung — beizutreten vermag, wird die gefährlichen und verabscheuungs- 
würdigen Fälle der gewerbsmäßigen oder wenigstens gewinnsüchtigen Aus- 
beutung der sittlichen Schwäche des Mitmenschen mit der verdienten Strafe 
treffen; er wird aber dem Bedenken entgehen, das sich immer regen wird, wenn 
(zwar nicht um des unwürdigen Geschädigten, aber doch um der „allgemeinen 
Rechtsordnung‘ willen) der Verbrecher zur Rechenschaft gezogen werden sollte, 
der nur dem Spießgesellen die Pflicht gebrochen hat, und daß der Richter, 
um ihn abzustrafen, in den Schmutz der gegenseitigen unlauteren Beziehungen 
steigen müßte. Die vorgeschlagene Lösung könnte den Boden abgeben, auf 
dem sich die beiden Lager zu finden vermöchten, die sich heute noch bekämpfen. 
Der Plenarbeschluß des Reichsgerichts stünde übrigens, da nur die aus- 
gesprochenen Rechtssätze und nicht auch die Begründung bindend ist, einer 
Freisprechung in den Fällen, für die ich Betrug verneine, nicht im Wege. 


Zweitelhafte Betrugsfälle. 


Von Josef Kohler. 


Die Plenarentscheidung des Reichsgerichts vom 14. 12. 1910 (Entsch. 44 
S. 230), wonach auch bei unerlaubten, ja verbrecherischen Geschäften ein 
Betrug möglich wäre, ist unrichtig und kann, wie Zeiler in dem 
vorigen Aufsatz bemerkt, jedenfalls nicht im ganzen Umfang praktisch 
angenommen werden. Man müßte zu unerträglichen Konsequenzen gelangen, 
wollte man annehmen, daß, wenn Diebe ihre Beute verteilen, der eine wegen 
Betrug zu bestrafen wäre, falls er dem anderen eine Talmigoldkette- als Gold- 
kette „anhängt‘“ und sich dafür eine entsprechende übermäßige Summe be- 
zahlen läßt. Auch in dem bekannten Falle des Apothekers, welcher dem Mädchen, 
das ein Abortivmittel will, einen unschuldigen Trank gegen eine dem Abortiv- 
mittel entsprechende Summe gibt, ist kein Betrug anzunehmen; es wäre gewiß 
rechtlich und rechtspolitisch verkehrt, wenn man den Apotheker, der nachher 
Bedenken bekommt, veranlassen wollte, wirklich ein Abortivmittel zu geben, 
um der Betrugsstrafe zu entgehen. 

Und wenn das Reichsgericht sagt: 

„Niemand bestreitet, daß aus der Begehung einer unerlaubten 
Handlung den beteiligten Teilnehmern gegeneinander keine Rechte er- 
wachsen. Allein die auf strafrechtlichem Boden zu entscheidende Frage 
ist nicht die, ob der Täter den Anspruch des Getäuschten auf die ver- 
botene Gegenleistung unbefriedigt lassen darf, sondern ob ihm erlaubt 
ist, sich durch das Mittel der Täuschung auf fremde Kosten ohne Recht 
zu bereichern‘, t 

so ist entgegenzuhalten: Eben der Umstand, daß die Täuschung im Gebiete 
des Unrechtverkehrs stattfindet, verwehrt es, hierauf den Strafschutz anzu- 
wenden, der sich nur auf den Rechtsverkehr bezieht und nur auf den Rechts- 
verkehr berechnet ist; und der Fall, den das Reichsgericht anführt, von der 
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Benutzung des Aberglaubens, ist in keiner Weise schlüssig, denn auch Ge- 
schäfte, bei welchen der Aberglaube spielt, bewegen sich im Kreise des Rechts- 
verkehrs. Auch ist es kein zutreffendes Argument, zu sagen: auch das rechts- 
widrig erworbene Gut genießt den Rechtsschutz; denn nicht das ist das wesent- 
liche, daß das Gut zu Unrecht erworben wurde, sondern daß sich die Täuschung 
im Kreise des Unrechtsverkehrs abspielt. 

Der Grund, warum heuzutage eine gewisse Neigung besteht, Fälle dieser 
Art trotzdem zu bestrafen, ist die bedauerliche Erscheinung, daß viele Leute 
sich der unerlaubten oder verbrecherischen Neigung anderer bemächtigen und 
ihnen gegen Geld ein Hilfsmittel zur Verbrechensbegehung darbieten mit dem 
Vorgeben, daß es den erstrebten Erfolg herbeiführen werde; und wenn man 
auch den einzelnen nicht bedauert, der in verbrecherischer Absicht Opfer 
bringt und sein Vermögen verliert, so muß man doch bemerken: 

1. Das Ganze führt sozial zu großen Schäden 
und 

2. durch solche Anbietungen werden die schlechten Instinkte der Mensch- 

heit geweckt und ihr Hang, die Schranken der Ordnung zu durch- 
brechen, in ungemessener Weise gesteigert! 

Alles dies ist anzuerkennen; es ist anzuerkennen, daß solches Ausbieten, 
solches Anlocken in täuschender Absicht Gefahren und Schädigungen mit sich 
führt, bei denen das Recht nicht untätig sein soll. Aber der Grundfehler des Reichs- 
gerichts besteht darin, daß es derartige Fälle unter den Betrugsbegriff stellt und 
den Betrugsparagraphen darauf anwendet. Nun ist aber nichts unrichtiger, 
als den Betrugsparagraphen über Gebühr auszudehnen, wodurch er vollkommen 
seine Schärfe verliert, und wodurch alles, was den Betrug betrifft, in ein solches 
Zwielicht gerückt wird, daß unwillkürlich eine Menge von Handlungen, die 
mit dem Betrug nichts zu tun haben, hineingezogen und dadurch der Verkehr 
in völlig unzulässiger Weise belästigt wird. 

Es war ein Fehler, als man den Betrugsbegriff in di Art ausdehnte, 
daß man die Absicht, den Vertrag nicht zu erfüllen, als Betrugsmoment be- 
trachtete, so daß die Täuschung über diese Absicht als eine wesentliche Täuschung 
zu betrachten sei, während doch bei allen Verträgen die interne Absicht, die 
Absicht, den Vertrag zu erfüllen oder nicht zu erfüllen, für die Rechtsfolgen 
ganz gleichgültig ist. Fälle wie die Aneignung des Mietstalers, des Handgeldes 
in der Absicht, niemals in den Dienst zu treten, können allerdings als strafbar 
erscheinen, denn solche sozialen Schädlinge verdienen eine energische Züch- 
tigung; aber solche Fälle sind eben durch Sondergesetz zu bestrafen: es handelt 
sich nicht um Schädigungen im normalen Verkehr, sondern um eine besondere 
Klasse parasitischer Existenzen; und dasselbe gilt von der Zechprellerei, die 
möglicherweise den Betrug nahe berührt, möglicherweise aber bloß eine 
Täuschung über die Absicht darstellt. 

Solchergestalt sind nun auch die Fälle, welche dahin charakterisiert sind, 
daß jemand ein Mittel anbietet, welches durch eine verbrecherische Tätigkeit 
zu einem bestimmten Erfolg führen soll: ein derartiges Gebahren kann für 
strafbar erklärt werden, und die Strafbarkeit kann erhöht werden, wenn die Tat 
in der Absicht geschieht, sich zu Lasten des anderen einen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, sei es durch sonstige falsche Vorspiegelung. z. B. durch die Vor- 
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spiegelung, daß Zeit und Ort für das Verbrechen besonders günstig wären, 
oder durch die Vorspiegelung, daß das Mittel besser als andere helfe, oder das 
es tauglich sei, während es nicht tauglich ist. Daher wird der Fall des An - 
bietens von Abortivmitteln ebenso hierher gehören, wie etwa der Fall, daß 
man sich als Beamten ausgibt und eine Bestechungssumme geben läßt, 
um durch Amtsverletzung dem Getäuschten einen Vorteil zu verschaffen, 
oder der Fall, wenn jemand ein Mittel der Fälschung von Marken oder 
ein Mittel der Urkundenvernichtung oder eine besondere Art von Sperrhaken 
und Dietrichen anbietet, die in der Lage wären, eine jede Tür zu erbrechen. 
In einem solchen Falle ist ein strafendes Spezialgesetz angezeigt, um so mehr, 
als dadurch ein Anreiz gegeben wird zu einer verbrecherischen Tätigkeit, die 
nichtsdestoweniger verderblich und ethisch verwerflich ist, wenn sie auch in- 
folge der Untauglichkeit des Mittels ohne den erhofften Erfolg bleibt, die aber 
auch möglicherweise den Erfolg herbeiführt, weil der mit dem Hilfsmittel aus- 
gerüstete Täter zur Tat schreitet, die er sonst nicht wagen würde, und dann, 
einmal zur Tat geschritten, nicht mehr zurücktritt und sich eines sonstigen 
Mittels bedient. Der soziale Verderb der Menschheit, nicht der Schaden des 
einzelnen kommt in Betracht. 

Eine solche Strafbestimmung wäre am besten in der Lehre von der erfolg- 
losen Anstiftung oder Beihilfe zu geben, etwa in der Art: 

„Wer eine Leistung oder ein Hilfsmittel anbietet, womit ein Ver- 
brechen oder Vergehen vollbracht werden soll, ist strafbar.‘ 

„EinehöhereStrafetrittein,wennerdasMittel 
anbietet, um sich unter Vorspiegelung falscher 
Tatsacheneinenwiderrechtlichen Vorteilzuver- 
schaffen.“ 

Mit diesem Vorschlag komme ich den Ausführungen von Zeiler ziem- 
lich nahe; aber ich entferne mich dadurch, daß ich überhaupt den Betrugs- 
begriff hier ausschalte. Leider hat seit unserem Strafgesetzbuch das Bestreben 
nicht aufgehört, den Betrugsbegriff elastischer und immer elastischer zu machen, 
well man Fälle fand, in welchen ein strafrechtlicher Eingriff begründet sein 
könnte. Das ist aber die Sphäre der Spezialgesetze, und nur mit solchen läßt 
sich das strafrechtliche Unrecht verfolgen. Das Prinzip, weitgefaßte Begriffs- 
tatbestände aufzustellen, um damit unerlaubte Handlungen in allen Schlupf- 
winkeln zu treffen, ist für das Zivilrecht passend, aber für das Strafrecht nicht 
verwendbar, welches nicht die Regel des Lebens bildet, sondern nur als aus- 
nahmsweiser Eingriff in die Lebensverhältnisse angemessen ist. 
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Aus der Praxis. 


A. Entscheidungen der Strafsenate des Reichsgerichts. 
Mitgeteilt von Oberreichsanwalt Dr. Zweigert, Leipzig. 


Sprengstoffgeselzv. 9. Juni 1884 89, Polizet-Verordnung der Preuß. Minister 
für Handel und Gewerbe und des Innern v. 14. Seplember 1905 § 27. Die Pflicht 
zur Buchführung nach § 27 Salz 2 der Pol.-VO. v. 14. Sept. 1905 trifft nicht solche 
Personen, die cine polizeiliche Genehmigung zum Besilz von Sprengstoffen nicht 
besitzen und zu solchem Besilze also überhaupt nicht berechtigt sind. 

IV. StrS. U. v. 25. Juni 1912. g. S. u. Gen. 4D 416/12. 

Aus den Gründen: Soweit die Angeklagten wegen Übertretung 
der in $ 27 der Ministerialverordnung vom 14. September 1905 erlassenen 
Vorschriften auf Grund des § 9 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes verurteilt worden 
sind, weil sie es unterlassen haben, über die Verausgabung des Sprengstoffs 
an die im Steinbruch beschäftigten Arbeiter Buch zu führen, war das Urteil 
nicht aufrecht zu erhalten. Der $ 27 der erwähnten Verordnung bestimmt in 
Satz 1: „Die Verausgabung von Sprengstoffen, welche den Vorschriften des 
Reichsgesetzes vom 9. Juni 1884 unterliegen, an die in Bergwerken, Stein- 
brüchen..... beschäftigten Bergleute, Arbeiter usw. darf nur von denjenigen 
Betriebsleitern, Beamten oder Aufsehern bewirkt werden, welche nach den 
gemaB $ 2 dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen zum Besitze von Spreng- 
stoffen berechtigt sind“ und in Satz 2: „Diese Personen sind ver- 
pflichtet, über die Verausgabung ein Buch zu führen, welches die Namen der 
Empfänger, den Zeitpunkt der Verausgabung, die Menge des verausgabten 
Stoffes... angibt.“ 

Hiernach trifft die Vorschrift des ersten Satzes nur diejenigen Fälle. 
in denen eine zum Besitz und zur betriebsmäßigen Abgabe von Spreng- 
stoffen an andere berechtigte Person innerhalb des Betriebes 
solche an ihre Arbeiter verausgabt. Wenn sodann in Satz 2 „diesen Personen‘ 
die Verpflichtung zur Buchführung in der dort bestimmten Art auferlegt wird, 
so ergibt sich ohne weiteres, daß diese Verpflichtung nur beim Zutretfen der 
in Satz 1 erörterten Voraussetzungen d. h. nur gegenüber den zum Besitz 
von Sprengstoffen berechtigten Personen Platz greifen soll. Fest- 
gestelltermaßen haben die Angeklagten die polizeiliche Genehmigung zum 
Besitze von Sprengstoffen nicht besessen; thre Verurteilung wegen Ubertreturg 
der Bestimmung in $ 27 Satz 2 der Verordnung läßt sich also in keinem Falle 
rechtfertigen. 

Insoweit konnte also das Urteil nicht aufrecht erhalten werden. Daß die 
Angeklagten auf Grund einer anderen Vorschrift zur Strafe gezogen werden 
könnten, ist nicht ersichtlich; es konnte daher ihre Freisprechung von dieser 
Anklage sofort von hier aus erfolgen. 
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SIPO. 88 273. 274, 243. Ergibt das Sitzungsprotokoll eine Meinungs- 
verschiedenbeil zwischen dem Vorsilzenden und dem Gerichtsschreiber darüber, 
ob ein gewisser Beweisantrag gestellt worden ist, so fe bli es an dem erforderlichen 
urkundlichen Nachweise für Stellung des Antrags, und es 1st daher davon auszu- 
gehen, daß der Antrag nicht gestellt worden ist. 

IV. StrS. U. v. 12. Juli 1912 g. G. 4D 681 /12.*) 

Gründe: Der Beschwerdeführer macht geltend, er habe in der Haupt- 
verhandlung den Antrag gestellt, den Buchhalter Th. als Zeugen über folgende 
Schutzbehauptung zu vernehmen: 

„Der Angeklagte habe, von Th. befragt, ob er Bestellungen auf- 
genommen hätte, angegeben, der Gastwirt F. beabsichtige, im Herbst 
eine Häckselmaschine zu bestellen. Daraufhin habe Th. ihn aufgefordert, 
einen Bestellzettel über eine Häckselmaschine auszufüllen und den 
Namen des Bestellers darunter zu setzen, damit, sobald es Herbst sei, 
bei F. angefragt werden könne, ob er an seiner Bestellung festhalte.‘ 

Bevor dieser Einwand „nicht geklärt“ worden sei, habe in der Sache 
nicht entschieden werden dürfen. 

Das Sitzungsprotokoll enthält auch den Vermerk, der Verteidiger habe 
heantragt, eventuell den Buchhalter Th. als Zeugen darüber zu vernehmen, da 
der Angeklagte auf die Frage Th’s., ob er Bestellungen entgegen genommen habe, 
erzählt habe, der Gastwirt F. beabsichtige sich im Herbst eine Häckselmaschine 
anzuschaffen. Darauf habe Th. ihn aufgefordert, den Namen F. auf den Bestell- 
schein zu setzen, damit man für später die Adresse F.’s wisse und gegebenen 
Falls bei ihm anfragen könnte. 

In dieser Fassung ist zwar das Protokoll vom Gerichtsschreiber unterzeichnet. 

Der Vorsitzende hat aber das Protokoll nur mit dem Zusatz beglaubigt: 

„Zufolge einer Meinungsverschiedenheit mit dem Protokollführer 
wird bemerkt: Nach der Ansicht des Unterzeichneten ist behauptet 
worden, der p. F. habe die Maschine fest bestellt, und ist ein Antrag 
auf Vernehmung des Th. nicht gestellt.” 

Daraus ergibt sich, daß über die Frage, ob ein Beweisantrag gestellt sei, 
eine Meinungsverschiedenheit zwischen dem Vorsitzenden und dem Gerichts- 
schreiber besteht. Die Niederlegung derselben im Protokoll aber hat zur Folge, 
daß es für die Behauptung des Angeklagten, er habe in der Verhandlung den 
von ihm bezeichneten Beweisantrag gestellt, an dem nach $$ 273, 274 StPO. 
erforderlichen urkundlichen Nachweis fehlt. Es muß daher angenommen werden, 
daß der Antrag nicht gestellt worden ist. 

Von einer Verteidigungsbeschränkung durch Nichtberücksichtigung des 
Beweisantrags, die der Angeklagte rügt, kann somit keine Rede sein. 

Die Revision war daher zu verwerfen. 

*) Die Entscheidung steht mit dem einen völlig głeichliegenden Sach- 
verhalt behandelnden Urteil des III. Senats v. 20. November 1902 g. M. D. 
5012/02 Goltd. Arch. 50 116 in Widerspruch, ohne sich mit ihm irgendwie 
auseinanderzusetzen. Das letztere Urteil zieht aus der nicht zum Ausgleich 
gekommenen im Protokoll niedergelegten Meinungsverschiedenheit zwischen 
dem Vorsitzenden und dem Gerichtsschreiber den Schluß, daß insoweit ein 
ordnungsmäßiges Protokoll, da dieses die den Inhalt genehmigenden Unter- 
schriften beider Urkundspersonen voraussetze, überhaupt nicht vorliege, 
daß deshalb eine Feststellung, daß der Antrag nicht gestellt sei, nicht getroften 
werden könne und daß danach die Stellung des Antrags als möglich zu Grunde 
zu legen sei. Dem Urteil des III. Senats w ird der Vorzug zu geben sein. Soweit 
das Verhandlungsprotokoll nicht von beiden Urkundspersonen genehmigt 
ist, fehlt es in der Tat an einem vorschriftsmäßigen Protokoll, und es kann 
deshalb auch die nur auf solche Protokolle anwendbare Beweisregel des § 274 
StPO. überhaupt nicht Platz greifen. Die Behauptung des Angekl. über Stellung 
eines Antrags ist danach durch das Protokoll nicht zu widerlegen und deshalb 
zu seinen Gunsten als richtig anzunehmen. Zweigert. 
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StGB. §§ 182, 185, 73. Verführung und tälliche Beleidigung stehen in 
Idealkonkurrenz, nicht in Gesetzeskonkurrenz. . 

V. StrS. U. v. 12. Juli 1912. g. B. 5 D 255/12. (Uber die gegenteilige 
Annahme bezüglich des Verhältnisses des § 176 Nr. 3 zu § 185 StGB. vel. 
Urt. II v. 5. Januar 1912 Entsch. 45 344.) 

Aus den Gründen (nachdem ausgeführt ist, daß der Tatbestand 
des $ 182 StGB. wegen Verführung der noch nicht sechzehnjährigen T. gegen 
den Angekl. einwandfrei festgestellt sei): Das Instanzgericht geht davon aus, 
daß in der von dem Angeklagten an das Mädchen gestellten Zumutung, mit 
ihm als verheirateten Mann den Beischlaf zu vollziehen, in dem Befühlen des 
Geschlechtsteils des Mädchens unter den Röcken und in der Ausführung des 
Beischlafes nach Überwindung des Widerstandes des Mädchens neben dem 
Vergehen gegen $ 182 StGB. auch die Bekundung einer Mißachtung und Gering- 
schätzung zu erblicken sei, und daß nach der Art der Kundgebung nicht minder 
angenommen werden müsse, der Angeklagte sei sich bewußt gewesen, daß 
in seinem Verhalten dem Mädchen gegenüber eine Mißachtung und Gering- 
schätzung zum Ausdruck komme. Wenn der Vorderrichter hierin die Tatbestands- 
merkmale der tätlichen Beleidigung gefunden hat, so ist darin ein Rechts- 
irrtum ebensowenig zu erkennen, als in der Annahme, daß er für den von ihm 
als dargetan angesehenen Fall Idealkonkurrenz zwischen $ 182 und $ 185 StGB. 
für gegeben erachtet hat. Die Ausführung der Revision, daß bei solcher Sachlage 
Gesetzeskonkurrenz oder notwendige Konkurrenz anzunehmen sei, findet in 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts keine Unterstützung. Daselbst ist — 
Entsch. 24 201 — für das Zusammentreffen von $ 176 Nr. 1, bzw. 177, 43 mit 
§ 185 StGB. vom vierten Strafsenat das Gegenteil angenommen worden, und 
auf den gleichen Standpunkt hat sich für die Konkurrenz zwischen $ 182 und 
1485 der zweite (vgl. DJZ. 1910, S. 1356, und Sachs. Archiv 1911 S. 226) 
sowie der erkennende Senat (vgl. dessen nicht abgedruckte Entsch. 
v.20. Juni 1911 c/a. A.) angeschlossen. Hiervon abzugehen liegt kein Grund vor. 

Es war mithin, wie geschehen, zu erkennen. 


RGes. über die Presse v. 7. Mai 1874. § 20 Abs. ı. Die auf einem Flug- 
blatt als ‚Verleger‘ bezeichnete Person ist damit noch nicht ‚Täter‘ einer 
durch seine Verbreitung verüblen Straftat, auch wenn sie mit dieser Bezeichnung 
einverslanden war, dadurch die Verantwortlichkeit ‚übernehmen‘‘ wollte und die 
V a der ihr inhaltlich bekannten Druckschrift mit ihrem Wissen und Willen 
erfolgt ist 

Ill. StrS. U. v. 16. September 1912 g. B. 3 D 412/12. 

Gründe: Während des 1911 in Hamburg herrschenden Lohnkampfes 
der Bäcker und Konditoren erschien ein Flugblatt, in dem nach den insoweit 
rechtlich bedenkenfreien Darlegungen des Vorderrichters der Tatbestand der 
Beleidigung gegenüber einer beträchtlichen Anzahl von Bäckergesellen enthalten 
war und das in Hamburg verbreitet worden ist. Das Gericht gelangt dabei zu 
dem Ergebnis, 

daß der Angeklagte.... die erwähnten Bäckergesellen durch Ver- 
breitung eines Flugblattes beleidigt habe, 
und es verurteilt den Angeklagten deswegen aus § 185 StGB. in Verbindung 
mit § 20 Abs. 1 des PreBves. 

Die Revision, die rürt, es fehle vollständig an der Feststellung der für die 
Täterschaft des Angeklagten geltend zu machenden Tatsachen, muß für begründet 
angesehen werden. 

Daß der Angeklagte sich an der Verbreitung des in Rede stehenden Flug- 
blattes unmittelbar beteiligt habe, ist in den Urteilseründen mit keinem Worte 
auch nur angedeutet. Vielmehr hat der Angeklagte, der damals als Gehilfe 
des Kassterers im „Verbandsbureau‘ tätig war, nach den Feststellungen des 
Gerichtes von dem Inhalt des Flugblattes nur Kenntnis gehabt und er hat sich 
damit ausdrücklich einverstanden erklärt, daß er auf ihm als „Verleger“ im 
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Sinne des Preßgesetzes genannt, und daß es mit diesem Vermerk verbreitet 
werde. Der Vorderrichter ist der Meinung, daß der Angeklagte für den Inhalt 
des Flugblattes strafrechtlich verantwortlich sei, weil er mit Kenntnis des 
Inhaltes des Flugblattes die Stellung des „Verlegers‘‘ übernommen habe. Darin 
liegt ein Rechtsirrtum. 

Denn wie das Reichsgericht in ständiger Rechtsprechung nachgewiesen 
hat, steht es mit den Grundprinzipien des heutigen Strafrechts in Widerspruch, 
daß jemand durch Nennung auf einem Zeitungsblatt die strafrechtliche Haftung 
rechtswirksam ‚übernehmen‘ könne (Entsch. 36 215, 216). Vielmehr ist nur 
derjenige als Täter (Mittäter im Sinne des $ 47 StGB.) in Anspruch zu nehmen, 
der irgend etwas zur Ausführung der unter Anklage stehenden Tat beigetragen 
hat, wenn auch diese Mitwirkung nicht auf Handlungen beschränkt ist, welche 
unmittelbar ein Tatbestandsmerkmal der Straftat selbst darstellen. Der auf 
gemeinschaftliche Ausführung gerichtete Vorsatz für sich allein genügt nicht 
(Entsch. 28 304, 306). Hier aber hat, wie erwähnt, das Gericht die Verurteilung 
lediglich auf die ,,Ubernahme der Verantwortlichkeit‘ gestützt. Es ist dabei 
nicht außer acht zu lassen, daß, abgesehen von der in $ 20 Abs. 2 des PreB- 
gesetzes erwähnten Verantwortlichkeit des „verantwortlichen“ Redakteurs 
einer periodischen Druckschrift, die Verantwortlichkeit für Handlungen, 
deren Strafbarkeit durch den Inhalt einer Druckschrift begründet wird, sich 
nach den bestehenden allgemeinen Strafgesetzen bestimmt. Daraus folgt, daß 
die Benennung des Angeklagten als „Verleger“ auf dem Flugblatt an sich 
bedeutungslos ıst für die Frage, ob er die zur Anklage stehende vorsätzliche Tat 
als Täter (Mittäter) begangen habe. Die Beleidigung ist im vorliegenden Falle 
verübt durch de Verbreitung der Druckschrift. Die vorher liegenden 
Tätigkeitsakte können im Verhältnis zu ihr als selbständige Handlungen nicht 
aufgefaßt werden (Entsch. 42 87, 90). Als Täter (Mittäter) der Beleidigung 
kann deshalb der Angeklagte nur in Betracht kommen, wenn er, den Täter- 
willen vorausgesetzt, sich an der Ausführung der Tat in irgendeiner Weise 
beteiligt hat. Nur das ist richtig, wie das Reichsgericht in ständiger Recht- 
sprechung betont, daß nicht bloß derjenige Tater einer durch Verbreitung einer | 
Druckschrift begangenen Beleidigung ist, der bei der Verbreitung selbst in 
irgendeiner Weise mitgewirkt hat, sondern auch derjenige, durch dessen 
Tätigkeit die Verbreitung vorbereitet oder unterstützt worden ist. Unter diesem 
Gesichtspunkt ist das Sachverhältnis nicht geprüft, und es fehlen die erforder- 
lichen Feststellungen. | 

Das angegriffene Urteil unterlag deshalb der Aufhebung und es mußte 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung in die Vorinstanz 
zurückverwiesen werden. 


Nabhrungsmiltelgesetz v. 14. Mai 1879 § 12. Bei der Frage nach der Gesund- 
heilsschädlichkeil eines verfälschlen Nahrungsmiltels ist an sich von der 
Wirkung eines ,,unmaBigen Genusses‘ abzusehen; andrerseits genügl aber zu ihrer 
Verneinung nicht die Feststellung, daß der Genuß ‚unter gewöhnlichen Umständen‘ 
unschädlich ist, vielmehr kommt es darauf an, ob eine Gesundheitsbeschädigung 
zu besorgen sei, wenn das Nahrungsmillel auch nur in der üblichen Menge während 
einer längeren Zeil wiederholt genossen wird. 

Ill. StrS. U. v. 16. September 1912 g. P. 3 D 512/12. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte*hat nach den Feststellungen 
des Gerichtes im Betriebe seines Geschäftes in großem Umfange Krabben ver- 
kauft, denen er einen Zusatz von Borsäure, und zwar von etwa 0,75°/, gegeben 
hatte. Die Krabben bekamen dadurch ein schönes, frisches Aussehen. Ihre 
Farbe war rosa. Den ohne den Borsäurezusatz versandtfertig hergestellten 
Krabben fehlte das schöne, frische Aussehen, ihre Farbe war braun. Der An- 
geklagte ist von der Anklage, sich eines Vergehens gegen das Nahrungsmittel- 

esetz schuldig gemacht zu haben, freigesprochen worden. Der Revision der 
taatsanwaltschaft ist zuzugeben, daß die tatsächlichen Feststellungen die 
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Annahme begründet erscheinen lassen, der Vorderrichter habe sich bei seiner 
freisprechenden Entscheidung von rechtsirrigen Erwägungen leiten lassen. 

Das Gericht stellt fest, daß der Genuß der hier in Rede stehenden Krabben 
nicht geeignet war, die menschliche Gesundheit zu beschädigen. Diese Ent- 
scheidung ist tatsächlicher Natur. Dem Vorderrichter ist auch darin unbedenklich 
beizutreten, daß es nur darauf ankommt, ob im gewöhnlichen Laufe der Dinge 
durch den Genuß der Krabben eine Beschädigung der Gesundheit nicht zu 
erwarten steht. Ein unmäßiger Genuß kann hierbei nicht ins Auge gefaßt 
werden. Denn dann würden tatsächlich sehr viele Genußmittel aus der Reihe 
der verkäuflichen ausscheiden — man denke an den im Trinkbranntwein ent- 
haltenen Alkohol, dem erfahrungsmäßig eine beträchtliche Anzahl von Menschen 
zum Opfer fällt. Allein damit ist die aufgeworfene Frage noch nicht erschöpfend 
behandelt. Denn gesundheitsschädlich im Sinne des $ 12 des Nahrungsmittelges. 
ist ein Nahrungsmittel auch dann, wenn im Laufe der Zeit durch 
einen mehrfach hintereinander erfolgenden Genuß die Gefahr einer Gesundheits- 
beschädigung eintritt (Entsch. 2 177, 179). Die Frage war deshalb dahin zu 
stellen, ob eine Gesundheitsbeschädigung zu besorgen sei, wenn die Krabben, 
auch nur in der üblichen Menge, währena einer längeren Zeit wiederholt genossen 
werden, sobald sie mit dem hier in Rede stehenden Borsäurezusatz versehen 
sind. Zur Beantwortung dieser Frage war das Gericht um so mehr verpflichtet, 
als der eine Sachverständige auf die Gesundheitsschädlichkeit der Borsäure 
durch deren allmähliche Aufspeicherung hingewiesen hatte. Das Gericht begnügt 
sich aber, ohne auf das Gutachten des näheren einzugehen, mit der Feststellung, 
daß der Genuß der Krabben unter gewöhnlichen Umständen unschädlich sei. 
Diese Erwägung reicht aber nach dem Gesagten nicht aus, um die Freisprechung 
aus dem Gesichtspunkt des $ 12 des Nahrungsmittelges. zu rechtfertigen. 

Demgemäß war in Übereinstimmung mit dem Antrage des Oberreichs- 
anwalts die Aufhebung des angegriffenen Urteils und die Zurückverweisung 
der Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung geboten. 


Konk.-Ord. §§ 239 Nr. 4,240 Nr. 3: RGes. betr. die Gesellsch. mit be- 
schränkter Haftung v. 20. Mai 1898 88 41, 83. ı. Dem Strafrichter steht eine 
Nachprüfung, ob die Konkurseröffnung mil Recht erfolgt ist, nicht zu. 2. Der 
ausgeschiedene Geschäftsführer einer Gesellsch. mil beschr. Haflung bleibt für die 
während seiner Geschäftsführung vorgefallenen Fehler der Buchführung an sich 
auch nach seinem Ausscheiden verantworllich. 3. Unordentliche Buchführung 
ist nicht ohne weiteres wegen Fehlens einzelner Handelsbücher gegeben. 4. Für die 
Frage der Möglichkeit der Erlangung einer Vermögensübersicht genügt es, daß aus 
den Handelsbüchern zur Zeil der Konkurseröffnung objektiv 
eine solche Uebersicht zu gewinnen ist, und es ist bedeutungslos, von wem, auf 
welchem Wege und zu welchem Zwecke dies herbeigeführt worden ist. 

III. Strs. U. v. 23. September 1912 g. E. 3 D 531/12. 

Aus den Gründen: DieRevision kann keinen Erfolg haben. Aller- 
dings ist die Strafbarkeit des Beschwerdeführers dadurch bedingt, daß die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung, deren Geschäftsführer er war, ihre 
Zahlungen eingestellt hat oder daß über ihr Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden ist. Eine solche Konkurseröffnung hat aber, wie der Vorder- 
richter feststellt, am 14. März 1914 durch Beschluß des zuständigen Amts- 
gerichts auch stattgefunden. "Ob dies Konkursverfahren mit Recht oder etwa 
wegen Fehlens des Erfordernisses der Zahlungsunfaihigkeit (§102 KO.) zu Unrecht 
eröffnet wurde, ist, wie der Wortlaut des$ 240 Nr. 3 KO. ergibt, ohne Bedeutung; 
dem Strafrichter steht eine Nachprifung der Frage, ob die Konkurseröffnung 
mit Recht erfolgte, nicht zu: für ıhn ist vielmehr lediglich die formale Sachlare 
entscheidend (vgl. Entsch. 26 37). Unerheblich ist deshalb auch, was die Revision 
über den Beweggrund zu dem Antrage auf Konkurseröffnung, über die diese 
Konkurseröffnung selbst verursachenden Umstände sowie in der Richtung 
vorbringt, daß kein einziger Gläubiger der Gesellschaft durch den Konkurs 
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auch nur den geringsten Schaden erlitten habe. Entscheidend, jedenfalls 
genügend war die bloße Tatsache der im Beschwerdewege (§ 109 KO.) un- 
angefochten gebliebenen und deshalb rechtskräftig gewordenen Konkurs- 
eroffnung. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß der Beschwerde- 
führer bereits vier Wochen vor der Konkurseröffnung aus seiner Stellung als 
Geschäftsführer entlassen worden war. Für seine Strafbarkeit wegen un- 
ordentlicher Buchführung aus $ 240 Nr. 3 KO. ist es an sich bedeutungslos, 
daß er im Augenblick der Konkurseröffnung nicht mehr Geschäftsführer war; 
seine vorherige Entlassung hat nur die Folge, daß zu seinen Ungunsten lediglich 
diejenige Zeit in Betracht gezogen werden darf, während deren er noch Geschäfts- 
führer war, und daß nur die in dieser Zeit vorgefallenen Fehler in der Buch- 
führung ihm zur Last gelegt werden können, vgl. Entsch. 39 218 und Urt. V.v. 
31. Mai 1907, 5 D 48/07. Der Vorderrichter stellt nun zunächst bedenkenfrei 
fest, der Beschwerdeführer habe während der Zeit seiner Geschäftsführung die 
Handelsbücher der von ihm vertretenen Gesellschaft so unordentlich geführt, 
daß sie damals keine den wirklichen Verhältnissen entsprechende Übersicht des 
Vermögenszustandes gewährten. Rechtsirrig ist es dabei allerdings, wenn der 
Vorderrichter annimmt, der Beschwerdeführer habe sich einer unordentlichen 
Buchführung im Sinne des § 240° KO. schon dadurch schuldig gemacht, daß 
durch das von ihm geführte Journal und Hauptbuch — Bücher, die zu einer 
ordnungsmäßigen Buchführung hätten vorhanden sein müssen — keine 
Übersicht über den wirklichen Vermögenszustand gewährt worden sei. Denn 
ebensowenig wie das Gesetz die Führung bestimmter Arten von Handels- 
büchern, sondern allgemein nur die Führung solcher Handelsbücher, aus denen 
die Lage des Vermögens vollständig zu ersehen ist, gebietet, stellt es die For- 
derung auf, daß aus bestimmten einzelnen von mehreren durch den Pflichtigen 
geführten Handelsbüchern der Vermögensstand des letzteren vollständig zu 
erkennen ist (vgl. Blum, Annalen des RG. 7 135; Urt. IV v. 412. November 1907, 
4 D 719/07); es genügt, wenn der Vermögenszustand überhaupt aus den 
geführten Handelsbüchern vollständig zu ersehen ist. Im vorliegenden Falle 
würde es daher allerdings ausgereicht haben, wenn nur die vom Beschwerde- 
führer noch neben dem Journal und dem Hauptbuche geführten weiteren Bücher 
(Memorial, Kassa- und Fakturenbuch) eine vollständige Übersicht über den 
Vermögenszustand der Gesellschaft gewährt hätten. Dies letztere wird indessen 
vom Vorderrichter auf Grund der Beweisaufnahme ebenfalls verneint, ins- 
besondere mit Rücksicht darauf, daß der Beschwerdeführer im Januar 1941 
in das Fakturenbuch sieben — demnächst auch in das sogenannte Debitorenbuch 
übergegangene — erdichtete Forderungen der Gesellschaft gegen dritte Personen 
in einem Gesamtbetrage von 28 493.40 f6 eintragen ließ, ein Verfahren, das 
zur Folge hatte, daß die für die Zeit bis zum 31. Dezember 1910 aufgestellte 
Bilanz anstatt eines Fehlbetrages von etwa 23 000. einen Überschuß von 
mehreren Tausend Mark ergab. Wenn der Vorderrichter in diesem Verfahren, 
durch das der Beschwerdeführer seine Pflicht zu einer ordentlichen Buchführung 
auf das Gröblichste verletzte (vel. Entsch. 39 222). eine unordentliche Buch- 
führung erblickte, die eine Übersicht über die wirkliche Vermögenslage der 
Gesellschaft ausschloß, so war hierin kein Rechtsirrtum zu finden. Ob hierbei 
der Vorderrichter das Fakturenbuch mit Recht zu den sogenannten Grund- 
büchern gerechnet hat, ist ohne jeden Belang. 

Die Anwendung des § 240 Nr. 3 KO. erfordert allerdings noch weiter, daß 
die dem Beschwerdeführer zur Last fallende Unordnung in der Buchführung 
auch noch zur Zeit der Konkurseroffnung bestand und daß es infolge dessen 
auch für diesen Zeitpunkt in den Büchern der Gesellschaft an einer Übersicht des 
wahren Vermögenszustandes fehlte. Vgl. Entsch. 5 145, 29 225, 39 167 ff. 
219, &0 106: Goltd. Arch. 35 312. 

Aber auch dies Erfordernis ist nach den Feststellungen des Vorderrichters 
im vorliegenden Falle gegeben. Es erscheint zwar als rechtsirrtümlich, wenn 
der Vorderrichter meint, es habe dadurch, daß der vom Aufsichtsrate der 
Gesellschaft mit der Aufstellung einer Bilanz beauftragte Revisor Sch. anfangs 
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Marz 1911 bei der Durcharbeitung der Biicher in diesen selbst die von ihm dort 
gefundenen Fehler berichtigte und das Journal sowie das Hauptbuch neu 
aufstellte, die Unordnung in der Buchführung um deswillen nicht als beseitigt 
gelten können, weil p. Sch. auch zur Berichtigung der Bücher sowie zur Anlegung 
neuer Bücher keinen Auftrag gehabt, weil es sich ferner bei dem, was er in 
dieser Beziehung getan, nur um Vorarbeiten für die ihm aufgetragene Fest- 
stellung des Vermögenszustandes der Gesellschaft gehandelt und weil bei den 
an Stelle des Beschwerdeführers neu bestellten Geschäftsführern gar nicht die 
Absicht bestanden habe, die Buchführung auf Grund der Arbeiten des p: Sch. 
fortzusetzen. Denn alle diese Tatumstände waren für diese Frage, ob die frühere 
Unordnung in der Buchführung zur Zeit der Konkurseröffnung noch vorhanden 
oder ir war, unerheblich; entscheidend war lediglich, ob objektiv 
infolge der früheren Unordnung die Bücher auch noch zur Zeit der Konkurs- 
eröffnung keine Übersicht über den wahren Vermögenszustand der Gesellschaft 
gewährten. Die Entscheidung des Vorderrichters wird aber getragen durch 
die Feststellung, wonach auch die durch Sch. berichtigten und neu aufgestellten 
Bücher nicht geeignet waren, ein sicheres Bild von der Geschäfts- und Ver- 
mögenslage der Gesellschaft zu gewähren. Der Vorderrichter erachtet als er- 
wiesen, es seien in jenen Büchern so zahlreiche Durchstreichungen, Anderungen 
und Verweisungen vorhanden, daß — zumal in Verbindung mit den schon aus 
früherer Zeit herrührenden Rasuren — den Büchern jede Glaubwürdigkeit 
entzogen und durch sie eine Ermittlung des wahren Vermögenszustandes nicht 
ermöglicht werde. Es handelt sich hierbei um eine Feststellung, die lediglich 
auf dem einem Revisionsangriffe entzogenen Gebiete der tatsächlichen Würdigung 
liegt; daß sie auf einem Rechtsirrtum beruhe, ist nicht ersichtlich; die Annahme 
unordentlicher und keine Übersicht über den Vermögenszustand gewährender 
Buchführung kann, wie das Reichsgericht bereits des Öfteren ausgesprochen 
hat, auch auf die Tatsache des Vorkommens von Durchstreichungen, Rasuren 
u. dergl. in den Handelsbüchern gestützt werden (vgl. u. a. Goltd. Arch. 43 240). 

Läßt somit das angefochtene Urteil die behauptete Verletzung materiellen 
Rechts nicht erkennen, so ist die Revision mit der aus § 505 StPO. sich ergebenden 
Kostenfolge als unbegründet zu verwerfen. 


— ee 


SIGB. § 267. Zur Urkundeneigenschaft der an den Deckstationen der 
preußischen Landgeslüte ausgestellten Deck- und Füllenscheine. 

IV StrS. U. v. 4. Oktober 1912 g. K. 4 D 614/12. 

Aus den Gründen: Die von dem Beschwerdeführer erhobenen 
Einwendungen gehen fehl. Ohne Grund bestreitet er zunächst, daß das König- 
liche Landgestüt zu Marienwerder eine Behörde ist. Die Einrichtung der Land- 
gestüte mit dem Zwecke, den Pferdezüchtern für die Deckung ihrer Stuten zur 
Zucht besonders geeignete Hengste zur Verfürung zu stellen, beruht auf gesetz- 
geberischen Akten (vgl. schon das Landgestütsreglement v. 30. Juli 1787 bei 
Rabe, Sammlung preußischer Gesetze und Verordnungen Bd. I Abt. 7, S. 687). 
Sie sind mithin dazu bestimmt, die Pferdezucht als einen für die Wehrkraft des 
Staates und die Landeskultur wesentlichen Zweig der Landwirtschaft zu heben 
und zu fördern und werden als diesen allgemeinen staatlichen Zwecken dienende, 
Staatsanstalten aus Öffentlichen Mitteln unterhalten (vgl. die Ges. betr. Fest- 
stellung des Staatshaushaltsetats für 1911 GS. S. 47. für 1912 das. S. 81). Sie 
sind in den allgemeinen Organismus der Staatsbehörden eingereiht (vel. 
Geschäftsinstruktion für die Regierungen sämtlicher Provinzen v. 26. Dezember 
1808 § 59, GS. S. 481, 498) und nach dem Allerhöchsten Erlaß v. 11. August 1848 
(GS. S. 228) dem Ministerium für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten, 
jetzt für Landwirtschaft, Domänen und Forsten. unterstellt. Die Vorschriften 
über das zur Verwirklichung der erwähnten Zwecke von den Landgesttiten 
betriebene Beschälwesen haben die Gestütsverwaltungen zu erlassen (vgl. hierzu 
v. Stengel, Wörterbuch des Deutschen Verwaltungsrechts 1 174; v. Rönne, 
Staatsrecht für die preuß. Monarchie 4. Aufl. 4 362; Hue de Grais, Handbuch 
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der Verfassung und Verwaltung, 21. Aufl. S. 623; Fleischmann, Wörterbuch 
des Deutschen Staats- und Verwaltungsrechts, 2. Aufl. des Stengelschen Werks 
S. 420; Entsch. des Oberverwaltungsgerichts 4 63, 68). 

Hiernach kann es nicht zweifelhaft sein, daß die Landgestüte, zu denen 
dasjenige in Marienwerder gehört (vgl. Staatshandbuch 1912 S. 199), dazu 
berufen sind, als staatliche Organe unter öffentlicher Autorität und Aufsicht 
nach eigenem Ermessen für die Herbeiführung der Zwecke des Staates tätig 
zu sein, daß ihnen also behördlicher Charakter zukommt. 

Ebenso unbedenklich ist die erstrichterliche Annahme, daß der An- 
geklagte in rechtswidriger Absicht gehandelt hat. 

Trotzdem konnte der materiellrechtlichen Beschwerde der Erfolg nicht 
versagt werden, da die im Urteil angegebenen Tatsachen nicht genügen, um die 
Eigenschaft des Deckscheins Nr. 187 als öffentliche Urkunde für dargetan zu 
erachten. 

Die Strafkammer führt hierzu aus, daß bei Deckung von Stuten durch einen 
der auf die einzelnen Stationen verteilten Beschäler aus den Königlichen 
Gestüten den Stutenbesitzern Deckscheine erteilt werden, in denen u. a. be- 
scheinigt wird, wann und von welchem Hengst die Stute gedeckt worden ist. 
Die Ausfüllung der Deckscheinformulare liege den Gestütswärtern und Stations- 
haltern der einzelnen Stationen ob, von denen die Eintragungen gemeinschaftlich 
vorgenommen würden. Erstere seien Beamte der Königlichen Landgestüte, 
letztere in der Regel die Inhaber einer größeren Gastwirtschaft am Stationsort, 
welche von der Gestütsverwaltung während der Deckperiode mit der Aus- 
stellung der Deckscheine beauftragt seien. Dementsprechend und auf Grund der 
Befugnis des Königlichen Landgestüts zu Marienwerder, solche Deckscheine 
auszugeben, sei auch der Deckschein Nr. 187 ausgestellt worden, somit aber eine 
öffentliche Urkunde. 

Eine solche liegt indes nach ständiger Rechtsprechung des Reichsgerichts 
bloß dann vor, wenn sie von einer Öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugnisse oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen 
Person innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vorgeschriebenen 
Form aufgenommen ist. Abgesehen davon. daß sich die Strafkammer über 
letzteren Umstand überhaupt nicht ausgesprochen hat, — daß Formulare 
dazu annehmbar von der Gestütsverwaltung ausgehen, verbürgt noch nicht 
ohne weiteres, daß nicht von maßgebender Seite Bestimmungen über die Form 
getroffen wären — ergeben die erwähnten Tatsachen, daß der fragliche Deck- 
schein nicht von dem Königlichen Landgestüt selbst in seiner Eigenschaft 
als öffentliche Behörde ausgestellt ist; daß letzteres aber in dieser Beziehung 
etwa. zeitweilig durch Unterbeamte, wie die Gestütswärter, selbständig ver- 
treten wird, ist nicht festgestellt und nicht ohne weiteres anzunehmen. Es kann 
deshalb auch auf sich beruhen, daß nach den bei den Akten befindlichen, im 
Urteil ausdrücklich in bezug genommenen Deckscheinen die Angaben, welche 
die Deckung betreffen, ausschließlich der Gestütswärter, der Stations- 
halter dagegen nur die Zahlung des Deckgeldes und der Stationsgebühr be- 
scheinigt. Ebensowenig macht der Umstand, daß der Gestütswärter ein Be- 
amter des Landgestüts und der Stationshalter, regelmäßig eine Privatperson. 
von diesem zur Ausstellung der Deckscheine beauftragt ist, die Genannten zu 
Personen, welche mit öffentlichem Glauben versehen sind (vel. Entsch. 42 233). 

Es kommt hinzu, daß nicht jeder von einer öffentlichen Behörde aus- 
geherden Urkunde mit Notwendigkeit und unterschiedslos die Eigenschaft 
einer Öffentlichen Urkunde beiwohnt, dies vielmehr nur dann der Fall ist, 
wenn ihre Aufnahme in Ausübung der Behörde zustehender Amtsverrichtungen 
und auf Grund ihrer öffentlichen Autorität erfolgt (vel. Entsch. 25 69, 71). 
Nun gewinnt aber nach den von der Strafkammer getroffenen Feststellungen 
der Deckschein für den Eigentümer der Stute erst nach der Geburt eines Füllens 
Bedeutung, indem er dann in Verbindung mit dem daraufhin ausgestellten 
auf seiner unteren Hälfte befindlichen Füllenschein die Abstanımung des 
Füllens, insbesondere von einem Königlichen Beschäler, bescheinigt, und dieser 
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Ausweis beim Verkauf den Wert des Pferdes erhöht. Hiernach stellen sich aber 
die Deckscheine lediglich als Bescheinigungen dar, welche infolge der durch 
die stattgehabte Deckung entstandenen Beziehungen zu Privatpersonen und 
ausschließlich in deren Interesse ausgestellt werden. Daß dabei in Ausübung 
der öffentlichrechtlichen Amisverrichtungen des Landgestüts irgendwelche 
allgemeine Interessen wahrgenommen und die bescheinigten Tatsachen zum 
öffentlichen Glauben, für und gegen jeden Dritten vollkräftig bewiesen werden 
sollen, ist nicht ersichtlich und von der Strafkammer jedenfalls in keiner Weise 
nachgewiesen. 

Alle diese Bedenken gegen die Eigenschaft des fraglichen Deckscheins 
als einer öffentlichen Urkunde müssen zur Aufhebung des angefochtenen Ur- 
teils führen, und es wird zu prüfen bleiben, ob der Deckschein, wenn nicht 
eine Öffentliche Urkunde, so doch, und zwar auch für sich allein, ohne Zusammen- 
hang mit dem Füllenschein, eine zum Beweise von Rechten und Rechtsver- 
hältnissen erhebliche Privaturkunde darstellt. 

Demgemäß war, wie geschehen, zu erkennen. 


RGes. v. 20. Mai 1898 betr. die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
§ 147; SIGB. 88 73, 74. Bei den in § 147 a. O. aufgestellten beiden Gruppen 
strafbarer Handlungen handelt es sich sowohl, was das Verhältnis der beiden 
Gruppen zu einander angeht, als auch hinsichtlich der in jeder Gruppe einzeln 
aufgeführten Straftaten um die Aufstellung mehrerer Tatbeslände verschiedener 
Delikte und nicht etwa bloß um verschiedene Begehungsformen eines Delthts. 

I. StrS. U. v. 14. Oktober 1912 g. Sch. u. Gen. 1 D 244/12. 

Aus den Gründen: Der Revision mußte der Erfolg versagt 
werden. 

Der hier allein in Betracht kommende § 147 des Gesetzes betr. die Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in der Fassung v. 20. Mai 1898 
bezieht sich auf strafbare Handlungen, die von Mitgliedern des Vorstandes 
und des Aufsichtsrates oder von Liquidatoren eingetragener Genossenschaften 
durch Verletzung der ihnen obliegenden Pflicht zu wahrheitsgemäßen Erklä- 
rungen verübt werden. Das Gesetz unterscheidet zwei Gruppen von Hand- 
lungen. Unter Strafe gestellt sind einmal wissentlich falsche Angaben gegen- 
über dem Gericht in den vom Vorstand zu machenden Anmeldungen, An- 
zeiren und Versicherungen, sodann aber wissentlich unwahre Darstellungen 
über den Stand der Verhältnisse einer solchen Genossenschaft in den von dem 
Vorstand oder dem Aufsichtsrat oder von beiden zugleich zu vertretenden 
Darstellungen, Übersichten über den Vermögensstand der Genossenschaft, 
über die Mitglieder und die Haftsumme sowie in den von ihnen in der General- 
versammlung gehaltenen Vorträgen. Schon der Wortlaut des Gesetzes zeigt 
und der Einblick in die Gestaltung der Tatbestände bestatigt es, daß beide 
Gruppen verschiedene Arten von strafbaren Handlungen darstellen. Der erste 
Teil der Gesetzesstelle gewährt der Behörde, der zweite den Mitgliedern der 
Genossenschaft und ihren Gläubigern Schutz gegen Wahrheitsentstellungen 
durch die berufenen Organe der Genossenschaft. Aber auch dieser Teil zeigt 
keineswegs Einheitlichkeit in der Gestaltung der mannigfachen Tatbestände. 
Ihnen zugrunde liegen die verschiedenartigen Obliegenheiten des Vorstandes 
und des Aufsichtsrates, wie sie in den §§ 33, 38, 139 des Genossenschaftsgesetzes 
geregelt sind. Sie sind verschieden geartet für den Vorstand und für den Auf- 
sichtsrat entsprechend der gesonderten Stellung. die beide innerhalb der Ge- 
schäftsführung einnehmen. Demgemäß richten sich einzelne der Strafdrohungen 
nur gegen diesen. andere nur gegen jenen. Die vom Vorstand geforderten Ver- 
öffentlichungen über den jeweiligen Stand der Mitglieder und Haftsummen, 
die ihm obliegende Aufstellung der Bilanzen und Jahresrechnungen haben 
mit den vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichten an die Generalversammlung 
nichts gemein. Die Wahrheitsentstellungen, die bei diesen Darstellungen und 
Erklärungen der beiden Genossenschaftsorgane sich denken lassen, werden 
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regelmäßig. wie auch das angefochtene Urteil zeigt, verschiedene Dinge be- 
treffen. So hätten die im vorliegenden Falle den Genossenschaftern K. und St. 
in statutenwidriger Höhe gewährten Kredite, wenn sie nicht unterdrückt 
worden wären, in dem Bericht des Aufsichtsrates nicht aber in der Bilanz 
zum Ausdruck gelangen müssen. Daher handelt es sich hier ebenso wie bei der 
ersten Gruppe um die Aufstellung mehrerer Tatbestände verschiedener De- 
likte, nicht um verschiedene Begehungsformen eines Deliktes. Nur soweit 
eine Mehrzahl unrichtiger Angaben in Darstellungen oder Übersichten der 
nämlichen Art nachgewiesen sind, läßt sich beim Vorliegen der Voraussetzungen 
des fortgesetzten Delikts die Annahme von Tateinheit rechtfertigen. Das 
verkennt die Beschwerdeführerin, wenn sie einen Verstoß gegen $ 263 StPO. 
geltend macht, weil die Strafkammer ungeprüft gelassen habe, ob die Ange- 
klagten nicht, abgesehen von den im Urteil behandelten Erklärungen, weiter 
noch in beliebig anderen Darstellungen, Übersichten oder Vorträgen und na- 
mentlich in den schon erwähnten Berichten des Aufsichtsrats an die General- 
versammlungen sich wissentlich unwahre Darlegungen haben zu schulden 
kommen lassen. Nach dem Vorgetragenen bestand beim Fehlen einer Tat- 
einheit keine prozessuale Verpflichtung für das Gericht hierzu, vom Gesichts- 
Du der fortgesetzten Handlung aber auch schon deshalb nicht, weil beim 

egtall irgend einer Verschuldung auf Seiten der Angeklagten nach der Auf- 
fassung der Strafkammer für die Annahme einer solchen kein Raum mehr war. 


StPO. § 140 Abs. 3 Salz 2. Der Antrag auf Bestellung eines Verteidigers 
muß binnen der dreilägigen Frist nach der Aufforderung aus § 199 StPO. bei 
G He icht eingeben. FristgemaBer Eingang bei der Staatsanwaltschaft geniigt 
nich. 

Ill. StrS. U. v. 14. Oktober 1912 g. G. 3 D 859/12. 

Aus den Gründen: Unbegründet ist die wegen Nichtbestellung 
eines Verteidigers erhobene Rüge. Allerdings waren im vorliegenden Falle 
die Voraussetzungen des $ 140 Abs. 2 Nr. 2 StPO. insofern gegeben, als die dem 
Beschwerdeführer zur Last gelegte Tat (schwerer Diebstahl) sich nicht nur 
deshalb, weil sie im Rückfalle begangen worden war, sondern auch abgesehen 
hiervon als ein Verbrechen darstellte, und wenn daher der Beschwerdeführer 
innerhalb der in § 140 Abs. 3 Satz 2 StPO. bestimmten Frist einen ordnungs- 
mäßigen Antrag auf Bestellung eines Verteidigers gestellt hätte, so würde 
diesem Antrage nach der zwingenden Vorschrift des $ 140 Abs. 2 unter allen 
Umständen haben stattgegeben werden müssen, die tatsächlich unterbliebene 
Bestellung eines Verteidigers somit gegen das Gesetz verstoßen haben. In 
diesem Falle würde auch das Beruhen des angefochtenen Urteils auf dem er- 
wähnten Verstoße nicht haben verneint werden können, da dafür, daß der Ver- 
stoß durch das nachträgliche Verhalten des Beschwerdeführers, insbesondere 
durch einen Verzicht wieder geheilt worden wäre, jeder genügende Anhalt 
fehlt (vgl. Entsch. 42 95 ff.). 

Ein genügender Antrag auf Bestellung eines Verteidigers liegt in- 
dessen nicht vor. Zwar hat dieser — wie die Akten ergeben —, nachdem ihm 
die gemäß $ 199 StPO. ergangene Aufforderung v. 24. Juli 1912 am 30. Juli 1912 
zugestellt worden war, in einer an die Staatsanwaltschaft zu Sch. gerichteten 
und bei dieser am 4. August 1912, also innerhalb der dreitägigen Frist des § 140 
Abs. 3 Satz 2 StPO. eingegangenen Eingabe den Antrag gestellt. ihm wegen 
Seiner Geistesschwäche einen Rechtsbeistand, also einen Verteidiger, beizu- 
ordnen. Bei Gericht ist aber der Antrag nicht innerhalb jener dreitägigen 
Frist, sondern erst mehrere Tage nach deren Ablauf eingegangen. Gerade bei 
Gericht aber mußte der Antrag innerhalb der Frist des § 140 Abs. 3 Satz 2 
StPO. eingehen, wenn er überhaupt beachtlich sein sollte. Vom Gericht war 
die gemäß § 199 StPO. erlassene Aufforderung ausgegangen; bei dem Gericht, 
nicht bei der Staatsanwaltschaft, waren deshalb auch die vom Beschwerde- 
führer beabsichtigten Anträge zu stellen. Der von ihm an die Staatsanwalt- 
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schaft eingereichte, von dieser aber erst nach Ablauf der Frist des § 140 Abs. 3 
Satz 2 an das Gericht gelangte Antrag genügte somit nicht zur Wahrung der 
Frist. Mangels eines rechtzeitigen Antrags enthielt aber auch die Nichtbe- 
stellung eines Verteidigers keinen Verstoß gegen das Gesetz. 


SIGB. $ 108 Abs. 2. Ueber Mittaterschaft im Falle des § 108 Abs. 2 a. O. 

l. StrS. U. v. 24. Oktober 1912 g. St. u. Gen. 1D 755/12. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte St., welcher den Dienst- 
knecht B. bewogen hatte, bei der Reichstagswahl in A. unter dem Namen 
des in die Wahlliste eingetragenen Leonhard H. das Wahlrecht auszuüben, 
hat den B. in das Wahllokal begleitet und dort, als dieser auf die Frage nach 
seinem Namen nicht sofort antwortete, für ihn erklärt: „das ist der H.‘‘. Darauf- 
hin wurde B., nachdem er selbst die weitere Frage eines Mitglieds des Wahl- 
vorstandes, ob er Leonhard H. heiße und 1883 geboren sei, bejaht hatte, zur 
Wahl zugelassen. 

Mit Unrecht wendet sich die Revision gegen die unter dem Gesichts- 
punkt der Mittäterschaft erfolgte Bestrafung des St., indem sie geltend 
macht, sein Verhalten hätte bloß als Anstiftung oder Beihilfe beurteilt 
werden dürfen. 

Zutreffen würde diese Behauptung, wenn die Strafbestimmung des 
§ 108 Abs. 2 sich ausschließlich gegen eine Person richten würde, welche selbst 
als Wähler auftritt und durch Abgabe eines Stimmzettels bei der Wahl tätig 
wird. Allein eine solche Auslegung findet in dem Wortlaut des Gesetzes keine 
Stütze, welches im Gegensatz von $ 108 Abs. 1 als Täter ohne alle Beschränkung 
jede Person bezeichnet, der nicht die in $ 108 Abs. 1 bezeichnete Eigenschaft, 
mit der Sammlung der Wahlzettel oder Führung der Beurkundungsverhandlung 
beauftragt zu sein, zukommt. Wie deshalb St. als Täter zu bestrafen gewesen 
wäre, wenn er sich des B. als eines gutgläubigen Werkzeugs bedient hätte, 
so steht auch seiner Verurteilung als Mittäter nichts im Weg, wenn er in be- 
wußtem und gewolltem Zusammenwirken mit B., der die Abgabe des Stimm- 
zettels bewirkte, das unrichtige Ergebnis der Wahl herbeiführte. Dies trifft 
hier aber zu. Denn nicht nur ist er im Wahllokal erschienen, sondern hat dort 
auch den B. als den eingetragenen Wähler H. vorgestellt. Damit hat er eine 
Ausführungshandlung vorgenommen, bei der er, wie die Strafkammer fest- 
stellt, mit Mittätervorsatz gehandelt hat. Er hat die Straftat als eigene Hand- 
lung gewollt. 

Unrichtig ist es auch, wenn die Revision meint, weil St. dem Wahlvorstand 
gegenüber zu einer Meinungsäußerung über die Persönlichkeit des H. nicht 
legitimiert gewesen sei und dieser seinen Bemerkungen über die Person des 
B. keinen Glauben habe schenken dürfen, habe St. als Mittäter auszu- 
scheiden. 

Zwar schreibt § 15 des Wahlreglements’ v. 28. Mai 1870, Fassung v. 
28. April 1903 vor, daß der Wähler, der das Wahlrecht ausüben will, selbst 
seinen Namen zu nennen hat. Allein der Wahlvorstand hat darüber zu wachen, 
daß nur die in die Wahllisten eingetragenen Personen zur Wahl zugelassen 
werden. Deshalb können Erklärungen dritter Personen über die Person des 
Wahlers, wenn sie tatsächlich, wenn auch ohne Berechtigung, gemacht sind, 
nicht schlechthin unbeachtet bleiben. Die Außerung des St. wurde auch in- 
sofern berücksichtigt, als B. nicht mehr selbst seinen Namen zu nennen brauchte, 
und als sicht” der Vorstand mit der Bejahung der von einem seiner Mitglieder 
gestellten Frage bernügte. Der Angeklagte St. hat hiernach auch selbst eine 
den eingetretenen Erfolg verursachende Handlung vorgenommen, insofern 
er dabei mitwirkte, daß B. von dem Wahlvorstand als der eingetragene Wähler 
H. angesehen wurde. 

Daß schon durch die Beteiligung eines Nichtberechtigten bei einer Reichs- 
tagswahl ein unrichtiges Ergebnis der Wahl im Sinne des § 108 StGB. herbei- 
geführt wird, weil bei der Stimmenermittelung der ungültige, als solcher jedoch 
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nicht erkennbare Stimmzettel als gültig behandelt werden muß, ist wiederholt 

entschieden. Rechtspr. 10 168. Entsch. 5 49,7 144, 20 420, 41 121 insbes. 123. 
Da das Urteil auch im übrigen keinen dem Angeklagten nachteiligen 

Rechtsirrtum aufweist, war dem Rechtsmittel der Erfolg zu versagen. 


RGes. v. 12. Mat 1901 über die privaten Versicherungsunternehmungen 
§§ r, 108. Zum Begriff „Versicherungsunternebmung‘‘: Bedeutung des Vereins- 
namens (Unlerstülzungsverein); Unterstützung ‚nach Maßgabe der vorhandenen 
Mittel“; Entscheidung über die Gewährung der Unterstützung durch die Vereins- 
organe (Vorstand und Milgliederversamminug) unter Ausschluß der Gerichte; 
Statulenbestimmungen zum Zwecke der Täuschung der’ Behörden. 

I. StrS. U. v. 21. Oktober 1912. g. B. 1D 482/12. 

Gründe: Das angefochtene Urteil läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. 

Aus seiner Begründung ergibt sich völlig einwandfrei, daß der „Kranken- 
unterstützungsverein F. und Umgebung‘ für den Betrieb der in seiner Satzung 
vorgesehenen Geschäfte der behördlichen Konzession bedurfte, wie sie in $ 4 
des Ges. über die privaten Versicherungsunternehmungen v. 12. Mai 1901 
für Unternehmungen vorgeschrieben ist, die den Betrieb von Versicherungs- 
geschäften zum Gegenstand haben. Auch die Verantwortung des Angeklagten 
für den Geschäftsbetrieb des Vereins, seine Verschuldung und demgemäß 
seine Strafbarkeit sind ohne Verstöße in rechtlicher Hinsicht nachgewiesen. 
Nur in bezug auf die Feststellung des äußeren Tatbestands werden in der 
Revisionsschrift besondere Einwendungen erhoben; diese sind jedoch un- 
begründet. 

Das Gesetz v. 12. Mai 1901 bezieht sich auf Personenvereine auch der hier 
in Frage stehenden Art, deren Mitglieder in nicht geschlossener Zahl sich zu 
einer von dem Vorstand des Vereins geleiteten, auf Dauer berechneten Gegen- 
seitigkeitsversicherung derart verbinden, daß die dem einzelnen Mitglied aus 
einem bestimmten Ereignis erwachsenden Schäden zu einer festgesetzten 
Summe aus den Mitteln ersetzt werden, die von der Gesamtheit der Mitglieder 
durch Beiträge aufgebracht sind. Erwerbs- oder Gewinnzwecke braucht ein 
solcher Verein durch seinen Geschäftsbetrieb nicht zu verfolgen, um unter 
das Gesetz zu fallen, wie der Verteidiger meint; denn wie sich aus den Be- 
Stimmungen der §§ 15ff. und § 53 des Gesetzes klar ergibt, befaßt sich das Ge- 
setz ohne Rücksicht auf die Gewerbsmäßigkeit des Betriebs, sofern dieser 
nur auf einige Dauer berechnet ist, mit solchen Gegenseitigkeitsunternehmungen; 
auf sie sind die Bestimmungen der §§ 4, 108 des Gesetzes unter allen Um- 
ständen anwendbar. Nur, wenn nach Maßgahe der Zwecke und der Satzungen 
des Vereins, in denen die Norm für die Beziehungen der Mitglieder zur Ge- 
samtheit enthalten ist, ein Rechtsanspruch auf die Leistung aus dem Ver- 
einsvermögen nicht besteht, vielmehr satzungsgemäß nur die Gewährung frei- 
williger Unterstützungen an die Mitglieder vorgesehen ist, findet das Gesetz 
keine Anwendung, und zwar aus dem Grunde, weil ein Verein, dessen Aufgabe 
sich in der freiwilligen Gewährung von Unterstützungen erschöpft und der 
seinen Mitgliedern erzwingbare Ansprüche auf Leistungen aus den durch Bei- 
träge gewonnenen Vereinsmitteln auch in dem vorgesehenen Fall des Ein- 
tritts eines Schadens nicht einräumt, eigentliche Versicherungs- 
geschäfte überhaupt nicht betreibt (Entsch. 41 321.). 

Ob Versicherung oder umgekehrt Unterstützung als Gegenstand des 
Unternehmens vorgesehen ist, hat der Tatrichter zu ermitteln; seine Unter- 
suchung wird sich auf Erforschung des Sinns der Vereinssatzungen sowohl 
wie auf Ermittlung ihrer Handhabung und die Auffassung der Beteiligten 
von den Rechten und Pflichten der Mitglieder erstrecken. In dieser Art ist 
die Strafkammer verfahren: ihre Entscheidung ist daher, soweit sie nicht 
erkennbar durch Rechtsirrtum beeinflußt sein sollte, maßgebend (Entsch. 37 
409/10. 39 370/380, 41 321/326). Rechtlich stehen die von dem Ver- 
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teidiger erhobenen Bedenken der Entscheidung nicht entgegen. Zunächst ist 
es klar, daß der Name des Vereins, der möglicherweise gerade als Deck- 
mantel gewählt ist, der Annahme nicht entgegenstand, daß es sich um ein 
Versicherungsunternehmen handle; ebenso schließt die Bestimmung, daß nur 
„nach Maßgabe der vorhandenen Mittel‘ geleistet wird, nicht rechtlich not- 
wendig die Annahme aus, daß ein Rechtsanspruch bestehe, denn dieser An- 
spruch ist danach nur im Umfang der Leistungsfähigkeit des Vereins begrenzt. 
Auch dadurch würde der Rechtsanspruch seine Eigenschaft als solcher nicht 
notwendig einbüßen, daß für den Fall des Streits zufolge der Satzung nicht 
die ordentlichen Gerichte berufen sein sollen, die Entscheidung zu treffen. 
In dem zu dem Gesetz erstatteten Kommissionsbericht ist das ausdrücklich 
hervorgehoben. Allerdings soll nach der Satzung über die Ansprüche der Be- 
rechtigten nicht ein aus unbeteiligten Dritten zusammengesetztes Schiedsgericht 
entscheiden, sondern die Vereinsorgane. Es kann zweifelhaft sein, ob dies 
mit der Annahme vereinbar ist, daß die Satzung den Mitgliedern Rechts- 
ansprüche aus Versicherung einräume; denn wenn Vorstand, Monats- oder 
Mitgliederversammlung entscheiden, so ist in Wahrheit dem Verein als 
Träger der Versicherungspflicht selbst die Befugnis eingeräumt — und zwar 
mit Ausschluß des Rechtswegs — zu entscheiden, ob die Verpflichtung besteht 
oder nicht. Selbst wenn eine solche Entscheidung nicht als eine rein willkür- 
liche Entschließung des Schuldners anzusehen sein sollte, sondern wenn eine ge- 
wisse Gewähr für die gerechte und billige Entscheidung sich aus der Zusammen- 
setzung der berufenen Organe des Vereins, namentlich der Mitgliederversammlung 
ergeben würde, könnte es doch als mit dem Wesen eines Rechtsanspruchs 
unvereinbar angesehen werden, wenn mit Ausschluß nicht nur des ordent- 
lichen, sondern jeglichen Rechtswegs die Bestimmung, ob der Anspruch im 
Falle der Erhebung erfüllt werden soll, vom Schuldner selbst getroffen werden 
soll. Eine ganz andere Frage ist die, ob dann, wenn ein Rechtsanspruch ge- 
schaffen wäre, die Entscheideung der Gerichte wirksam und endgültig aus- 
geschlossen werden könnte (Entsch. 41 321/324). In dem Urteil ist indes in 
rein tatsächlicher Würdigung der Verhältnisse erkannt, daß auch die Bestimmung 
über den Ausschluß des Rechtswegs im Anschluß an die übrigen, lediglich zur 
Täuschung der Behörden bestimmten Anordnungen und ebenso wie diese 
zu dem Zweck in die Satzung aufgenommen wurde, um den Anschein zu er- 
wecken, als sei darin ein nicht konzessionsbedürftiges Unternehmen geregelt. 
Das wird aus der Unvereinbarkeit dieser Bestimmungen mit der Gesamtheit 
der Satzungsanordnungen im übrigen gefolgert, auch auf Grund von Angaben 
Beteiligter für erwiesen erachtet. Hat aber die Bestimmung nur diese Bedeutung 
gehabt, sollte sie demgemäß nicht die wahre, aus den übrigen Bestimmungen 
erkennbare und durch entsprechende Handhabung der Satzung anerkannte 
Festsetzung wiedergeben, die allein der Auffassung und Absicht der Beteiligten 
bei Abfassung des Statuts entsprach, dann ist die Bestimmung, gleichviel welche 
Bedeutung ihr zukommt, für das Verhältnis der später eingetretenen Mit- 
glieder zum Verein und für deren Ansprüche im gegebenen Fall, nicht ge- 
eignet gewesen, für das wahre Wesen des neu gegründeten Unternehmens 
Beweis zu liefern (Entsch.37 409/410,39 376/380). Nur nach derwahren und eigent- 
lichen Bedeutung des Unternehmens bemißt sich aber die Konzessionspflicht. 
Die Feststellungen des Tatrichters rechtfertigen also im vorliegendem 
Fall dessen Annahme, wonach der Verein eine Versicherungsunternehmung 
war, die zum Geschäftsbetrieb der Erlaubnis der Aufsichtsbehörde bedurfte. 
Das Rechtsmittel ist hiernach zu verwerfen. 


SIGB. § 242. Die Absicht der Zurückgabe nach Gebrauch der weggenommenen 
Sache schließt die Feststellung des Diebstahls nicht ohne weileres aus: — ange- 
wandt auf die Wegnahme weiblicher Kleidungsstücke seitens eines Fetischisten. 

I. StrS. U. v. 24. Oktober 1912. g. M. 4 D 730/12. | 

Gründe: Das landgerichtliche Urteil wird vom Angeklagten nur soweit 
angefochten, als gegen ihn wegen je eines Verbrechens des erschwerten und 
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einfachen Diebstahls auf Strafe erkannt worden ist. Er kann auch insoweit 
nicht durchdringen. 

Der Angeklagte hat nach den Feststellungen des angefochtenen Urteils 
in der Nacht zum 45. Februar 1912 auf erschwerte Weise mittels Einsteigens 
in einen umschlossenen Raum einen ihm nicht gehörigen Frauenunterrock 
und etwa 14 Tage zuvor eine ihm gleichfalls nicht gehörende Frauenschürze 
bewußt widerrechtlich weggenommen. Die Schürze hatte er bei seiner Fest- 
nahme auf dem bloßen Leibe getragen. Nicht widerlegt ist seine Angabe, er 
habe beide weiblichen Kleidungsstücke entwendet, um sie zur Befriedigung 
eines widernatürlichen Reizes zu gebrauchen, die Schürze auch hierzu benutzt, 
sowie sein Einwand, er hätte den Unterrock später jedenfalls wieder an 
den Ort zurückgebracht, wo er ihn weggenommen hatte. Trotzdem hat die 
Strafkamnıer angenommen, der Angeklagte habe beide Male in der Absicht 
rechtswidriger Zueignung gehandelt. Mit Unrecht macht der Verteidiger geltend, 
das Gericht habe hierbei den Begriff der Zueignungsabsicht verkannt. 

Besteht das Wesen des Diebstahls (§ 242 StGB.) nach der ständigen 
Rechtsprechung darin, daß jemand eine fremde bewegliche Sache unbefugt 
an sich nimmt, um sie ihrem wirtschaftlichen Werte nach seinem Vermögen 
zuzuführen, über sie die tatsächliche Herrschaft mit Ausschluß des Eigentümers 
auszuüben — so Entsch. 40 10 (12) u.a. —, so ist grundsätzlich diese 
Absicht mit dem Willen, die Sache unter Aufrechterhaltung ihrer Substanz 
bloß zu ge brauchen, nicht unvereinbar. Der Endzweck, den der Dieb verfolgt, 
ob er die weggenommene Sache für sich behalten, veräußern, verschenken, 
wegwerfen, ganz oder teilweise zerstören will, ist für das.in Frage stehende 
Begriffsmerkmal ohne Belang — Entsch. 9 381, 10 369 (370), 24 22 (23), 44 335 
—. Die Frage., ob dem Täter trotz des in Aussicht genommenen bloßen Ge- 
brauchs auch die Zueignungsabsicht in dem hervorgehobenen Sinne innewohnte, 
bemißt sich nach der Gestaltung des Einzelfalles. Im angefochtenen Urteil 
findet sich die dem Gebiete der reinen Tatsachen angehörige, daher unanfecht- 
bare Feststellung, der Angeklagte habe es in beiden Fällen darauf abgesehen 
gehabt, beliebig lang und ganz nach seinem Gutdünken die Kleidungsstücke 
zu seinen Zwecken zu verwenden, und sie den Eigentümern entzogen, um sie 
für sich zu haben und selbst wie ein Eigentümer darüber zu verfügen. Damit 
hat die Strafkammer ohne Rechtsirrtum das Vorliegen der Zueignungsabsicht 
auf seiten des Angeklagten nachgewiesen, und sie konnte von diesem Stand- 
punkt aus es für rechtlich unerheblich erklären, wenn der Angeklagte bei 
der Entwendung des Unterrockes sich vorgenommen gehabt haben sollte, 
je nach den Umständen das Kleidungsstück wieder an seinen Eigentümer 
zurückgelangen zu lassen. Dieser zum voraus besabsichtigte, etwaige nach- 
trägliche Ausgleich des von ihm herbeigeführten Eingriffs in fremdes Vermögen 
hätte ihn nicht straffrei zu machen vermocht. 

Auch sonst bestehen gegen das angefochtene Urteil keine rechtlichen 
Bedenken. 


StGB. § 243 Nr. 2. a) In dem Aufschneiden einer zugeknopflen Gesap- 
tasche eines Beinkleids kann ,,Erbrechen eines Bebaltnisses gefunden werden. 
b) Zum Begriff: stehlen „aus einem Gebäude‘. 

ll. StrS. U. v. 29. Oktober 1912 g. G. 2D 826/12. 

Gründe: Daß das Landgericht die zugeknöpfte Gesälßstasche des 
Zeugen F. als ein Behältnis ($ 243 Nr. 2 StGB.) angesehen hat, ist rechtlich 
nicht zu beanstanden. Inwiefern das Zuknöpfen im vorliegendem Falle keinen 
wirksamen Verschluß gebildet haben soll, erscheint um so weniger ver- 
ständlich, als der Angeklagte dadurch tatsächlich zu einer gewaltsamen 
Eröffnung der Tasche — mittels Durchschneidens unterhalb des Knopfes — 
veranlaßt worden ist. Ob, wie die Revision meint, die Tasche als solche keine 
Sache, sondern wesentlicher Bestandteil eines Beinkleides war, kommt für die 
Anwendung des Strafgesetzes nicht in Betracht. Daß das Beinkleid, in welchem 
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die Tasche angebracht war, zur Bekleidung diente, schloB die Zweckbestimmung 
der Tasche, zur Aufbewahrung von Gegenständen zu dienen, nicht aus. 

Bedenkenfrei ist auch die weitere Annahme der Strafkammer, daß aus 
einem Gebäude — nämlich dem Café A., wo der Angeklagte und F. sich zur 
Zeit der Begehung des Diebstahls aufhielten — gestohlen worden sei. Was die 
Revision demgegenüber auszuführen sucht (daß die Tasche sich nicht innerhalb 
eines Gebäudes, sondern in einem Beinkleid, das der Zeuge während seines 
Aufenthalts in einem Gebäude angehabt, befunden habe, und daß der Dieb 
nicht aus einem Gebäude, sondern aus einer Tasche gestohlen habe, die eine 
lebende Person getragen), bedarf keiner Widerlegung. 

Die Schilderung des Hergangs im Urteil ergibt, daß der Angeklagte zu- 
nächst das Jackett des F. in der Nähe der Tasche und sodann die Tasche selbst 
durchschnitten hat. Es ist aber ferner nicht nur festgestellt, daß die Tasche 
durch Zuknöpfen verschlossen und dieser Verschluß zur besseren Verwahrung 
bestimmt war, sondern auch daß der Angeklagte sich. dessen bei Ausführung 
der Tat bewußt gewesen ist. 

Eine Verletzung von Vorschriften des materiellen Rechts geht aus dem 
angefochtenen Urteil nicht hervor. 


Sprengstoffgesetz v. 9. Juni 1884 § 9 Abs. 2. Allgem. Bergpolizeiverordnung 
für den V erwallungsbezirk des Oberbergamts Bonn v. 1. Mai 1894/12. Januar 1895 
(Amisbl. der Reg. Arnsberg 1894 S. 166 (167) § 53 Abs. 2. 

Eine polizeiliche Bestimmung des Inhalts, daß die notwendige Wache bei 
einem Versager von dem Ortsaltesten persönlich auszuüben ist, stellt keine Vor- 
schrift über den Verkehr mit Sprengstoffen 1. S. des $ 9 Abs. 2 des Ges. dar, weil 
sie nur die Ausführung der Schießarbeit betrifft. 

V. StrS. U. v. 29. Oktober 1912. g. C. 5 D 370/12. 

Aus den Gründen: Nach der Feststellung des Landgerichts hat 
der Angeklagte, der als Ortsältester zur Schießarbeit im Bergwerk berufen, 
ein Bohrloch mit Dynamit besetzt und die Zündschnur angezündet hatte, 
beim Versagen des Schusses nicht alsbald das zur Unschädlichmachung nötige 
getan, sondern er hat sich damit begnügt, bei dem Versager einen Schlepper 
als Posten aufzustellen, um die Annäherung von Menschen zu verhindern, 
und ist dann zum Frühstücken weggegangen, und erst nach dreiviertel Stunden 
A e i um den Versager in Ordnung zu bringen und den Schuß 
abzutun 

Das Landgericht sieht hierin eine Verfehlung gegen die Vorschrift im 
§ 53 Abs. 2 der Allg. Bergpolizeiverordnung für den Verwaltungsbezirk des 
Oberbergamts Bonn v. 1. Mai 1894/12. Januar 1895 (Amtsbl. der Königl. Preuß. 
Regierung zuArnsberg 1894 S. 166/7), nach der nur dieOrtsältesten denSprengstoff 
in Verwahrung haben dürfen, und verurteilt in der Folge den An- 
geklagten auf Grund des § 9 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes, weil er eine poli- 
zeiliche Bestimmung über den Verkehr mit Sprengstoffen 
übertreten habe. Die Rüge der Revision, daß durch die Anwendung des § 9 
Abs. 2 des Sprengstoffges. das materielle Recht verletzt sei, kann nicht als un- 
begründet erachtet werden. 

Die Vorschrift des $ 53 Abs. 2 der angeführten Verordnung bildet einen 
Bestandteil des V. Abschnitts dieser Verordnung, in dem das Verhalten bei 
der Schießarbeit geregelt ist. Es handelt sich in diesem Abschnitte, abgesehen 
von den $$ 39 bis 41, der Hauptsache nach um polizeiliche Vorschriften, welche 
die beim Sprengen zu beobachtenden Sicherungsmaßregeln zum Gegenstande 

haben, um das Verhalten bei der eigentlichen, bestimmungsmäßigen Verwendung 
der Sprengstoffe. Das Reichsgericht hat schon wiederholt ausgesprochen, 
daß polizeiliche Vorschritten dieser Art nicht zu den Vorschriften über den 
Verkehr mit Sprengstoffen im Sinne des § 9 Abs. 2 des Spreng- 
stoffgesetzes zu rechnen sind (vgl. Entsch. 34 440, 43 10). Allerdings schließt 
die Stellung einer Vorschrift innerhalb des die Vorschriften für die Schießarbeit 
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enthaltenden Abschnittes nicht aus, daB sie ihrem Inhalt nach tiber die Ord- 
nung der bestimmungsgemäßen Verwendung des Sprengstoffs, über die Rege- 
lung des Verhaltens bei der Schießarbeit hinausgeht und den „Verkehr mit 
Sprengstoffen‘ regelt. Soweit dies der Fall ist, wird dann die Vorschrift die 
Eigenschaft einer Vorschrift über den Verkehr mit Sprengstoffen haben und die 
Grundlage einer Verurteilung aus $ 9 Abs. 2 des Sprengstoffgesetzes bilden 
können. So wird der Ortsälteste, wenn es ihm durch die Verordnung unter- 
sagt ist, den Sprengstoff überhaupt aus der Hand zu geben, der Zuwiderhandlung 
einer Vorschrift über den Verkehr mit Sprengstoffen schuldig erachtet werden 
können, wenn er trotzdem einem anderen Bergmann den Sprengstoff, sei es 
auch nur zum Zwecke der Besetzung des Bohrlochs in die Hand gegeben und 
so überlassen hat (vgl. Entsch. 43 16). Allein hierum handelt es sich im vor- 
liegenden Falle nicht. Nach dem festgestellten Sachverhalte war der Spreng- 
stoff schon von dem Angeklagten in das Bohrloch gebracht, die Zündschnur 
war schon entzündet, der Schuß hatte versagt. Es handelte sich jetzt nicht 
um die Übergabe des Sprengstoffs von Hand zu Hand, nicht um die Über- 
lassung zur Verwahrung im Sinne des Verkehrs, sondern nur um die Über- 
tragung der Wache bei einem Gegenstande, um davon zu erwartende Gefähr- 
dungen zu verhüten. Eine Vorschrift des Inhalts, daß die notwendige Wache 
bei einem solchen Versager stets der Ortsälteste selbst halten muß, und daß 
er diese Wache keinem anderen überlassen darf, würde sich zwar als polizei- 
liche Sicherheitsvorschrift zum Schutze gegen Unfälle bei den Sprengarbeiten 
darstellen, nicht aber könnte sie nach ihrem Inhalte als eine Vorschrift über 
den Verkehr mit Sprengstoffen erachtet werden. Die Anwendung des § 9 Abs. 2 
des Sprengstoffgesetzes durfte darum nicht erfolgen. Ob das Verhalten des 
Angeklagten unter eine andere Strafnorm fiel, wird auf Grund der neuen Ver- 
handlung zu entscheiden sein. 


SIGB. § 184 Nr. 3. Der Gebrauch eines Gegenstandes ist im Sinne des § 184 
Nr. 3 a. O. nicht schon dann unzüchtig, wenn er in längerer Fortselzung die 
Fähigkeit bessern oder herstellen soll, eine unzüchlige Handlung, einen unehe- 
lichen Beischlaf, vorzunehmen. Er ist vielmehr nur dann unzüchlig, wenn er mil 
oe Unzuchtshandlung in einem unmillelbaren äußerlichen Zusammenhang 
sicht. 

Il. StrS. U. v. 29. Oktober 1912. g. W. 2D 597/12. 

Gründe: Der Angeklagte hat dem Publikum angekündigt und an- 
gepriesen: a) „Laetitia“ — Stärkungspillen für schwache Männer, „ein zur 
Hebung und Erfüllung der Manneskraft bewährtes Präparat‘, b) „Laetitia“... 
Suspensorium ... gegen Mannesschwäche, über das u.a. gesagt ist: Beim Tragen 
entwickelt sich durch die Körperwärme alsbald ein schwacher elektrischer Strom, 
welcher auf die Blutzirkulation und die Nerven anregend wirkt. Das 
Suspensorium ist deshalb Herren, welche geistig viel beschäftigt sind und an 
Mannesschwäche leiden, sehr zu empfehlen. 

Das Urteil sieht die Stärkungspillen und das Suspensorium als Gegen- 
stände an, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt sind. Es hält die Tat- 
sache für unerheblich, daß die Mittel erst bei längerem Gebrauch wirk- 
sam werden könnten und bei dem Geschlechtsverkehr selbst keine Verwendung 
fänden; es erachtet für entscheidend, daß die Benutzung letzten Endes die 
Vornahme unzüchtiger Handlungen, des außerehelichen Geschlechtsverkehrs, 
ermöglichen solle. | 

Diese Ansicht ist unzutreffend. Der Gebrauch eines Gegenstandes ist 
im Sinne des § 184 Abs. 3 StGB. nicht schon dann unzüchtig, wenn er in längerer 
Fortsetzung die Fähigkeit bessern oder herstellen soll, auch eine unzüchtige 
Handlung, einen unehelichen Beischlaf, vorzunehmen. Er ist vielmehr nur 
dann unzüchtig, wenn er mit einer Unzuchtshandlung in einem unmittelbaren 
äußerlichen Zusammenhange steht, wie z. B. ein die Empfänglichkeit des 
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Körpers für Ansteckung oder Befruchtung beseitigender Gegenstand. Vgl. 
Entsch. 46 117. 

Somit enthält der festgestellte Sachverhalt keine strafbare Hand- 
lung des Angeklagten, und dieser ist unter Aufhebung seiner Verurteilung 
freizusprechen. 


Vereinszollgesetz v. 1. Juli 1869 § 146. Bandenschmuggel kann auch vor- 
liegen, wenn das gemeinschaftliche Auftreten erst innerhalb der Grenze des Zoll- 
vereins geschieht. 

I. StrS. U. v. 30. Oktober 1912. g. Sch. u. Gen. 1 D 592/12. 

Aus den Gründen: Die Revisionen werden hauptsächlich darauf 
gestützt, daß nach dem festgestellten Tatbestand Bandenschmuggel im Sinn 
des $ 146 VZG. nicht vorliege. Sie können aber damit nicht durchdringen. 
In den Fällen 2 und 3 hat nach den Urteilsgründen allerdings nur Fritz M. 
und im Fall 4 nur der Schweizer Süßstoffhändler M. den Süßstoff über die 
deutsche Grenze gebracht und ihn dann in München an die Beschwerdeführer 
ausgehändigt. Wäre weiter nichts festgestellt, so könnte von einem Banden- 
schmuggel keine Rede sein. Allein die Strafkammer stellt weiter fest, daß die 
Konterbande nicht in München, sondern erst in den Wohnorten der Beschwerde- 
führer vollendet gewesen sei. Wie aus dem Zusammenhang der Urteilsgründe 
unzweideutig hervorgeht, meint sie damit, daß die Tat dort erst zum Ab- 
schluß gekommen, beendet worden sei. Sie spricht schon am Eingang der Ur- 
teilsgründe von dem schwunghaften Handel mit Süßstoff von der Schweiz 
aus in den bayerischen Wald, und führt später aus, an die 
schweizerische Grenze seien.die Beschwerdeführer zwar nicht gekommen, aber 
die Einfuhr sei von der Schweiz nach G. (in den Fällen 2 und 3) und U. 
(im Fall 4) geschehen, wo die Beschwerdeführer ihren Wohnsitz hatten, und 
von wo aus der Handel mit dem Süßstoff betrieben werden sollte. Danach ist 
die Strafkammer davon ausgegangen. daß die Tätigkeit der Beschwerdeführer, 
das Verbringen des Stüßstotfs von München in ihre Wohnorte, noch ein Teil 
des von vornherein in dieser Weise geplanten Transports des Süßstotfs 
an den Bestimmungsort und damit ein Teil des verbotswidrigen „Einführens“ 
der Ware gewesen sei. Das ist nicht rechtsirrig und als tatsächliche, den Un- 
ständen des einzelnen Falls angepaßte Feststellung in der Revisionsinstanz 
nicht anfechtbar. Das Reichsgericht hat wiederholt ausgesprochen: da die 
verbotswidrige Einführung ihren völligen Abschluß erst mit der Verbringung 
des eingeführten Gegenstandes an den inländischen Bestimmungsort finde, 
könne auch eine der Grenzüberschreitung nachfolgende Tätigkeit zur Ermög- 
lichung der Fortsetzung des Transports als Teilnahme an der Konterbande 
angesehen werden. Vgl. z. B. Entsch. 2 260, Urt. II. v. 29. Januar 1895 (Rep. 
4614/95, abgedruckt in dem Preuß. Zentralbl. der Abgabengesetzgebung 1895 
S. 86), Entsch. 13 223 (228) Urt. IV. v. 3. Februar 1905 (D. 4103/04) und 
l. v. 23. Oktober 1911 (1 D. 934/11). Nicht entgegen steht das in Entsch. 
40 327 abgedruckte Urteil, in dem es für rechtsirrig erklärt wird, wenn die 
Verübung von Konterbande auch nach Überschreitung der Grenze, also im 
Inlande, für möglich erachtet werde. Denn in dem diesem Urteil zugrunde. 
liegenden Fall waren die Tiere, deren Einfuhr verboten war, ohne jedes mensch- 
liche Zutun von selbst über die Grenze gelaufen. Damit sollte also nur gesagt 
werden, daß ohne ein „Einführen“ über die Grenze eine Konterbande im In- 
land nicht begonnen und daher auch nicht vollendet werden könne. 

Wenn aber hiernach die Beschwerdeführer mit den in der Schweiz wohn- 
haften Verkäufern Fritz M. und M. die Einfuhr des Süßstoffs gemeinschaft- 
lich bewirkt und sich nur in den Transport von der Schweiz nach dem Be- 
stimmungsort geteilt haben, und wenn sie, wie dies die Strafkamımer ferner 
feststellt, sich von vornherein in dieser Weise verabredet hatten. so liegt der 
Tatbestand des $ 146 VZG. vor. Ein Hauptgrund dieser Strafbestimmung 
ist gewiß der, daß das Zusammenwirken von mehr als zwei Personen na- 
mentlich an der Grenze die Tätigkeit der Zollbehörden bei der 
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Kontrolle und bei der Beschlagnahme der Waren erschwert, aber weder der 
Wortlaut noch der Sinn des § 146 VZG. spricht dafiir, daB er nur auf die 
Grenze oder deren nähere Umgebung zu. beziehen ware. In verschiedenen 
Urteilen des Reichsgerichts ist ausgesprochen worden, daß die erhöhte Strafe 
des Bandenschmuggels wesentlich darauf beruht, daß das örtlich und zeitlich 
verbundene Auftreten einer Mehrzahl bewußt zusammenwirkender Genossen 
die Bekämpfung des Schmuggels durch die exekutiven Zollbeamten erschwere, 
die Konflikte verschärfe und die Gefährlichkeit des verbrecherischen Treibens 
nach den verschiedensten Richtungen hin erhöhe. Vgl. Entsch. 9 42 (44 und 
45), 18 174 (177). Dies trifft auch zu, wenn das örtlich und zeitlich verbundene 
Auftreten erst innerhalb der Grenzen des Zollvereins geschieht. Auch dann ist die 
Entdeckung und Verfolgung der Kenterbande wegen der größeren Anzahl der 
Teilnehmer erschwert, auch dann können sie den Zoll- und Polizeibeamten, die sie 
bei der Tat betreffen, besonders gefährlich werden. Ob im einzelnen 
Fall eine solche Gefährdung: wirklich vorlag oder zu besorgen war, ist für 
die Auslegung des $ 146 VZG. ohne Einfluß. : 

Die Strafkammer stellt nun fest, daß in München bei der Übernahme 
des Süßstoffs von Fritz M. zum Weitertransport nach G. in den Fällen 2 und 3 
Maria. und Mathias A. und die Beschwerdeführerinnen Maria und Katharina S. 
mit Fritz M. zusammengetroffen sind, im Fall 3 auch der Beschwerdeführer 
Ludwig M. sich als Mittäter dadurch beteiligt hat, daß er mit Maria und 
Matthias A. und Maria S. in W. zusammentraf und einen Teil des gemeinschaft- 
lichen Transports des Süßstoffs von W. nach G. übernahm, und daß im Fall 4 
der Beschwerdeführer Sch. mit der A. und dem M. in München zusammenge- 
troffen ist, und die beiden ersteren den Stüßstoff von M. übernommen und 
weiter an seine Bestimmungsorte gebracht haben. Hiernach haben in allen 
drei Fällen, die hier allein in Betracht kommen, drei oder mehrere Personen 
bei der gemeinschaftlichen Ausübung der Konterbande, zu der sie sich nach 
der Feststellung der Strafkammer verbunden hatten, mitgewirkt. Der § 146 
VZG., der allerdings eine persönliche Beteiligung an der Ausübung voraus- 
setzt (Entsch. 9 42, 13 223, 18 174, 39 53), ist somit ohne Rechtsirrtum an- 
gewendet. | 


StGB. §§ 222, 367 Nr. 12. Tötung durch Abslurz von dem nicht verwahrten 
Abbange eines Weges fällt nur dann unter § 222, wenn der Verunglückte den 
Weg benutzt, nicht wenn er querfeldein gegangen und so über den Weg an den 
Abhang gekommen 1st. 

I. StrS. U. v. 4. November 1912. g. St. 1D 723/12. 

Aus den Gründen: Nach den Feststellungen des Urteils ziehen sich 
sowohl am westlichen als am südlichen Rande des Steinbruchs des Angeklagten 
Fußwege hin, die von Steinbruchsarbeitern zur Abkürzung des Weges zu und 
von ihrer Arbeitsstelle und auch von anderen Personen benützt werden; hiervon 
hat der Angeklagte nach der tatsächlichen Annahme der Strafkammer auch 
Kenntnis gehabt, und unverkennbar ergibt sich aus dem Zusammenhang der 
Urteilsgriinde die weitere tatsächliche Annahme, daß der Angeklagte sich auch 
der danach für die auf den Fußwegen verkehrenden Personen bestehenden 
Gefahr bewußt gewesen ist. Bei dem tatsächlich und dauernd bestehenden, 
den Personenverkehr gefährdenden Zustand, dessen bürgerlichrechtliche oder 
öffentlichrechtliche Grundlage hinsichtlich des Bestehens oder Nichtbestehens 
eines Wegerechts für die polizeilichen Anforderungen an die Sicherung des 
Personenverkehrs nicht in Frage kommen können (Goltd. Arch. 37 202), 
konnte die Straikammer ohne Rechtsirrtum die Voraussetzungen für eine Ver- 
pflichtung des Angeklagten als gegeben erachten, seinen Steinbruch auch den 
Fußwegen entlang mit Sicherheitsvorkehrungen gegen den Absturz von Per- 
sonen zu versehen, und es unterliegt auch keinem rechtlichen Bedenken, daß 
die Strafkammer bei der Nichterfüllung dieser Verpflichtung eine Verfehlung 
des Angeklagten im Sinne des $ 367 Nr. 42 StGB. angenommen hat. 
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Dagegen unterliegt das Urteil, soweit es auch ein Vergehen der fahr- 
lässigen Tötung angenommen hat, rechtlichen Bedenken. 

Der Verunglückte B. ist an der ungesicherten Stelle in den Steinbruch 
gestürzt, weil er bei nächtlicher Dunkelheit querfeldein auf jene Stelle zu- 
gegangen war. Die Strafkammer macht nun den Angeklagten für den durch den 
Sturz herbeigeführten Tod des B. verantwortlich, weil „der Angeklagte darüber 
nicht im Zweifel hat sein können, daß bei der ihm bekannten Tiefe des Stein- 
bruchs an den Stellen, die nicht mit einer Einfassung versehen waren, durch 
den Sturz eines Menschen an diesen Stellen in den Steinbruch der Tod dieses 
Menschen herbeigeführt werden könne“. Es wird also hier angenommen, daß 
den Angeklagten wegen der unterlassenen Sicherung des Weges gegen den 
Steinbruch ohne weiteres ein strafrechtliches Verschulden an dem Tode des B. 
treffe, weil B. bei dem Mangel an Sicherungsvorkehrungen in den Steinbruch 
gestürzt ist. Dabei hat die Strafkammer übersehen, daß für die Frage eines 
fahrlässigen Verschuldens des Angeklagten im Sinne des Strafgesetzes das 
Ereignis, bei dem B. tötlich verunglückt ist, in seiner Gesamtheit in Betracht 
zu ziehen gewesen wäre und dabei insbesondere nicht der Sturz für sich allein 
eine Rolle spielen konnte, sondern von ihm die Bewegung nicht wegzudenken 
ist, die den B. an den Rand des Steinbruchs gebracht hat. Nur unter Berück- 
sichtigung des gesamten ursächlichen Verlaufs konnte die Frage ent- 
schieden werden, ob dem Angeklagten auf Grund pflichtwidrigen Verhaltens 
fahrlässiges Verschulden am Tode des B. vorzuwerfen sei. 

Fahrlässiges Verschulden ist anzunehmen, wenn objektiv der Verlauf von 
der Ursache bis zur Wirkung sich im Rahmen der täglichen Erfahrung bewegt 
und der Täter bei Anwendung pflichtgemäßer Aufmerksamkeit sich der Er- 
fahrungsmäßigkeit zwischen Ursache und Wirkung und der hierbei möglichen 
Zwischenursachen nach deren allgemeinen Wesen hätte bewußt werden können, 
wobei es dann nicht notwendig darauf anzukommen hat, daß der Täter sich 
den ursächlichen Verlauf auch genau in den schließlich gegebenen besonderen 
Einzelheiten hätte vorstellen können (Entsch. 6 146; 19 51; 24 417; 35 131 
u. a.). Bloß um solche besondere Einzelheiten hat es sich nach den Fest- 
stellungen des Urteils bei dem Querfeldeingehen des B. bei dunkler Nacht, 
wodurch er an den Rand des Steinbruchs gekommen ist, nicht gehandelt. Es 
ist nur festgestellt, daß die am Steinbruch vorüberführenden Fußwege von 
Arbeitern und anderen Personen begangen zu werden pflegen und zur Ver- 
meidung der Gefährdung solcher Personen vom Angeklagten Sicherungs- 
maßregeln hätten getroffen werden sollen. Von einer anderweiten Gefährdung 
von Personen durch den Zustand beim Steinbruch ist im Urteil nirgend die 
Rede. Demgemäß muß nach den Feststellungen des Urteils davon ausgegangen 
werden, daß eine für den Angeklagten durch die Rücksichtnahme auf den 
allgemeinen Verkehr zur Vermeidung einer Schädigung von Leib und Leben 
Anderer begründete Pflicht und danach auch das Vorstellungsvermögen des 
Angeklagten hinsichtlich der Folgen einer Vernachlässigung dieser Pflicht 
nur insoweit in Frage zu kommen hatte, als es sich unn Personen handelte, 
welche die am Steinbruch vorüberführenden Wege 
benützten und dabei auf irgendeine erfahrungsgemäß mög- 
liche Weise vom Wege abkommen und in den Steinbruch ge- 
raten kannten. Wäre auf eine solche Weise ein Mensch zu Tode gekommen, 
so würde das dem Angeklagten unbedenklich zum fahrlässigen Verschulden 
anzurechnen, und es würde dabei gleichgültig sein, wie das Abkommen vom 
Weve eingetreten wäre. Im gegebenen Falle liegen aber Umstände vor, die 
sich völlig außerhalb dieses Rahmens befinden. B. hat nicht den an der ge- 
fährlichen Stelle vorbeiführenden Fußweg benützt, sondern ist blindlings 
zur Nachtzeit querfeldein auf den Steinbruch zu- 
gegangen, und es sind aus den Urteil keine Gründe zu entnehmen, aus 
denen der Angeklagte auch für einem auf solche Weise eingetretenen 
Unglücksfall strafrechtlich verantwortlich zu machen wäre. Dazu hätte es der 
Feststellung bedurft, daß auch ein derartiger Verkehr in der Nähe des Stein- 
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bruchs erfahrungsgemäß stattfand. War aber das nicht der Fall, und die 
Handlungsweise des B. eine so ungewöhnliche, daß sie außerhalb des Rahmens 
der täglichen Erfahrung lag, dann konnte dem Angeklagten eine Rücksicht- 
nahme auf die Möglichkeit der Vornahme einer solchen Handlung nicht zu- 
gemutet werden und kann von einer Pflicht des Angeklagten, auch für einen 
derartigen Fall Sicherheitsmaßregeln zu treffen, nicht die Rede sein. Folge- 
richtig ist, wenn dem Angeklagten in dieser Richtung pflicht- 
widriges Verhalten nicht vorzuwerfen ist, ihm ein solches auch nicht als Ur- 
sache des durch die ungewöhnliche Handlungsweise des B. herbeigeführten 
Todes desselben zur Last zu legen, und es ist für die Beurteilung des außer- 
gewöhnlichen Ereignisses rein nebensächlich und bedeutungs- 
los, daß der Angeklagte verpflichtet gewesen wäre, zur Sicherung 
von Personen, die auf den Wegen zu verkehren 
pflegen, Schutzmaßnahmen vorzukehren. Uber diese Pflicht würde 
die Pflicht, welche für Fälle der vorhin gedachten Art in Frage käme, erheblich 
hinausgehen. Denkt man sich den beim Handeln des B. nicht in Betracht 
kommenden Fußweg und die auf diesen bezügliche Pflicht des Angeklagten 
zu Sicherungsvorkehrungen hinweg, so ergibt sich klar, daß für den vorliegenden 
Fall — wenigstens nach den jetzigen Feststellungen — es an einer Pflicht- 
verletzung des Angeklagten, die ihn für den Tod des B. verantwortlich 
machen könnte, mangelt. 

Das Urteil erweist sich daher cls unhaltbar und mußte der Aufhebung 
unterliegen. 


Konk.Ord. § 241. Durch die bloße Eintragung einer Hypothek, 
für welche die Erteilung des Hypolhekenbriefs nicht ausgeschlossen 1st, wird obne 
Uebergabe des Hypolhekenbriefs dem Gläubiger von dem Schuldner noch keine 
Sicherung im Sinne des § 241 a. O. gewährt. 

IV. StrS. U. v. 12. November 1912. g. W. 4D 799/12. 

Aus den Gründen: Die Revision des Angeklagten muß Erfolg 
haben, weil die Annahme des Gerichts, daß der Angeklagte seiner Mutter 
durch die Hypotheken bestellung für ihre Darlehensforderungen eine 
Sicherung gewährt habe, im Urteil eine unzureichende Begründung 
erfahren hat. In dieser Hinsicht ist folgendes gesagt: „Noch am 7. Januar 1912 
also 2 Tage vor der Konkurseröffnung hat der Angeklagte seine Unterschrift 
unter einer Schuldurkunde vom selben Tage, in welcher er anerkannte, von 
seiner Mutter im Jahre 1907 1500 46, im Jahre 1908 1500 $6, am 25. Mai 1900 
2000 .f€ und am 29. August 1909 1000 46 darlehnsweise erhalten zu haben, 
und die Eintragung dieses Gesamtdarlehns von 6000 6 nebst Zinsen in das 
Grundbuch des vorerwähnten Grundstücks beantragte, notariell beglaubigen 
lassen, worauf die Eintragung der 6000 .# im Grundbuch am Tage der Konkurs- 
eröfinung erfolgte.“ Diese Feststellungen lassen nicht erkennen, daß es sich 
um die Bestellung einer Sicherungshypothek im Sinne des $ 1184 BGB. ge- 
handelt hätte, bei der nach $ 1185 a. O. die Erteilung eines Hypotheken- 
briefes ausgeschlossen gewesen wäre. Das Urteil ergibt auch nicht, daß die Er- 
teilung des Hypothekenbriefes von den Parteien nach § 1116 Abs. 2 BGB. 
ausgeschlossen oder daß zwischen ihnen gemäß § 1117 Abs. 2 BGB. die Berech- 
tigung der Mutter, sich den Brief auf dem Grundbuchamt aushändigen zu 
lassen, bedungen worden wäre. Lag aber, wie im Mangel entgegenstehender 
Feststellungen als der Regel entsprechend angenommen werden muß, keiner 
jener Fälle vor, so griff die Bestimmung der §§ 1117 Abs. 1, 1163 BGB. Platz, 
wonach die eingetragene Hypothek bis zur Aushändigung des Hypotheken- 
briefes an die Mutter dm Angeklagten zustand und de Mutter 
die Hypothek bis zur Ubergabe des Hypothekenbriefes nicht erwarb. 
Dann ist aber die Annahme der Vorinstanz, daß der Angeklagte seiner Mutter 
durch die bloße Eintragung der Hypotliek eine Sicherung im Sinne des § 241 KO. 
gewährt habe, nicht haltbar. Darin, daß durch die Eintragung der Hypothek 
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auf den Namen der Mutter für dieselbe eine Rechtslage geschaffen wurde, 
vermöge deren die Übergabe des Hypothekenbriefs oder ein dem gleich- 
stehender Akt das Hypothekenrecht in der Person der Mutter ohne weiteres 
zur Entstehung bringen konnte, lag nicht mehr als die Eröffnung der 
Aussicht auf demnächstige Erlangung einer realen Deckung für den 
zu Sichernden Anspruch, während die Gewährung einer Sicherung 
im Sinne des $ 241 objektiv de wirkliche Verschaffung einer 
solchen Deckung aus dem Vermögen des Schuldners voraussetzt, 
wie dies in dem Urteil des erkennenden Senats gegen S. v. 19. Februar 1901 
(Entsch. 34 172) dargelegt ist, auf dessen Rechtsausführungen Bezug genommen 
werden kann. 

Das dargelegte Bedenken muß zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils führen. 


SIGB. § 318a. Absichlliche Zerstörung oder Beschädigung des ihm über- 
lassenen Fernsprechapparats oder dessen Zubebors durch den Teilnehmer fällt 
unter § 318a a. O. 

I. StrS. U. v. 14. November 1912. g. H. 1D 972/42. 

Gründe: Wie eine von den öffentlichen Fernsprechämtern geleitete 
und für die Bewohner eines Orts zur allgemeinen Benutzung eingerichtete 
Fernsprechanlage (Ortsfernsprechnetz) als Ganzes zu öffentlichen Zwecken 
dient, so ist das auch bezüglich der einzelnen Sprechstellen in ihrer Eigen- 
schaft als Teile der Anlage, aus denen sich diese zusammensetzt, der Fall. 
Wenn dem einzelnen Teilnehmer, um ihm unmittelbar den Gebrauch der Anlage 
zu ermöglichen, eine Sprechstelle zur eigenen und beliebigen Benutzung zum 
Fernsprechverkehr überlassen ist, so ergibt sich daraus nicht etwa auch seine 
Befugnis, durch Einwirkung auf die Anlage als solche die völlige Aufhebung 
des Anschlusses, die Lösung der Sprechstelle vom Fernsprechnetz herbei- 
zuführen und den Betrieb der Gesamtanlage als solcher dadurch zu verhindern, 
daß er den Verkehr nach der ihm eingerichteten Stelle endgültig mittels Be- 
schädigung oder Veränderung der hier aufgestellten und ihm zum Gebrauch 
anvertrauten „Teile und Zubehörungen‘‘ der Anlage unmöglich macht. Die 
im Urteil festgestellte absichtliche Zerstörung des Fernsprechapparats und 
des sonstigen Zubehörs durch den Angeklagten ist daher aus $ 317, 318a StGB. 
strafbar, sofern der Angeklagte diejenige Folge der Beschädigungen voraus- 
sah und wollte, die im Urteil dahin festgestellt ist, daß die Sprechstelle des 
Angeklagten im Fernsprechverkehr nicht mehr zu benutzen war. Eine 
solche Gestaltung des Vorsatzes hat aber der Tatrichter für erwiesen 
erachtet. 

Die in der Revisionsschrift als notwendig bezeichnete Feststellung, dap 
eine „andere Fernsprechleitung oder die Zentralstelle gefährdet oder gehindert 
wurde‘, war hiernach entbehrlich, weil eben der Betrieb der Anlage als solcher, 
des einheitlichen Ganzen, dadurch verhindert war, daß der Verkehr nach und 
von einer einzelnen amtlich eingerichteten Sprechstelle aufgehoben und un- 
möglich gemacht worden war. Diese Störung herbeizuführen ist, wie hervor- 
gehoben, der Teilnehmer am Fernsprechnetz ebenso wenig befugt, wie ein 
Dritter, der durch die Störung des Gesamtbetriebs mittels Außerbetrieb- 
setzung auch nur einer einzelnen Fernsprechstelle sich des Vergehens 
gegen §§ 317, 318a StGB. schuldig macht. Der Teilnehmer verfügt über die 
Einrichtungen der Anlage nur insoweit, als diese ihm nach den maßgebenden 
Bestimmungen vertragsmäßig zur Benutzung überlassen sind, und danach 
steht es ihm auch frei, seine Sprechstelle seinerseits nicht zu Gesprächen zu 
benutzen und den Empfang von Gesprächen abzulehnen, indem er den Anruf 
unbeachtet läßt; daraus erwächst ihm aber nicht, wie die Revisionsschrift 
anzunehmen scheint, auch das Recht, Anrufe von anderen Teilnehmern auch 
durch Beschädigung oder Veränderung von Teilen der Anlage zu ver- 
G oder gar die Sprechstelle aus der Anlage überhaupt auszuschalten 
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und davon zu lösen, indem er durch absichtliche Beschädigungen ihrer Teile 
und Zubehörstücke bewirkt, daß die Sprechstelle überhaupt nicht mehr als 
Teil der Anlage benützbar ist, die Zentrale also nicht imstande ist, ihrer Ver- 
tragspflicht entsprechend, Gespräche mit jener Stelle überhaupt zu ver- 
mitteln. Je nachdem dieser Erfolg der .Verhinderung oder einer sonstigen 
Gefährdung des Betriebs als solchen vom Vorsatz des Täters umfaßt ist oder 
nicht, wird die Beschädigung einzelner Teile der Anlage aus §§ 317, 348a StGB. 
oder gegebenenfalls, wenn die Betriebsstörung nur vorhersehbar, aber nicht 
gewollt war, nach §§ 318, 318a StGB. strafbar sein. 

Im wesentlichen übereinstimmend ist bereits erkannt in dem Urteil des 
3. Senats 3 D 361/08 v. 22. Juni 1908. 

Das Rechtsmittel ist hiernach zu verwerfen. 


Vereinszollgeselz v. I. Juli 1869 $ 120c. Die Ueberführung eines Zollgegen- 
Standes innerhalb einer Ortschaft zum Bahnhof, damit er von dort wetterbefordert 
wird, stellt keinen Transport von Haus zu Haus im Sinne des § r2oc a. O. dar. 

V. StrS. U. v. 19. November 1912. g. A. 5 D 709/12. 

Aus den Gründen: Auch soweit das Urteil den Angeklagten H. 
betrifft, war dem von der Königl. Oberzolldirektion für die Provinz H. als Neben- 
klägerin eingelegten Rechtsmittel der Erfolg nicht zu versagen. 

Dieser Angeklagte hat nicht nur in dem Falle, in dem er wegen Be- 
günstigung verurteilt ist, sondern nach den Feststellungen des Erstrichters 
noch in zwei anderen Fällen Kaffee zum Zwecke der Weiterversendung mit 
‚, der Eisenbahn von der Ubernahmestelle an den Bahnhof geschafft. Das Land- 
gericht geht davon aus, daß in dem Grenzbezirke, in dem diese Transporte 
erfolgten, die Transportkontrolle nach den §§ 119 ff. VZG. eingeführt war 
und daß demzufolge dort auch Kaffeetransporte, soweit sie der Kontroll- 
vorschrift unterstanden, nur mit Legitimationsschein erfolgen durften, wenn 
nicht der Transportführer den Strafvorschriften der §§ 135, 136 Nr. 5d und 
152 VZG. verfallen sollte. Das Landgericht nimmt auch an, daß der Ange- 
klagte H. bei der Ausführung dieser beiden Transporte einen Legitimations- 
Schein nicht hatte, hält aber die Anwendung der angeführten Gesetzesstellen 
um deswillen für ausgeschlossen, weil der Transport von der Ubernahmestelle 
zum Bahnhof innerhalb ein und derselben geschlossenen Ortschaft des Grenz- 
bezirks im Sinne des § 120c VZG. von Haus zu Haus erfolgt und darum nicht 
legitimationsscheinpflichtig gewesen sei. Für diese Anschauung beruft sich 
das Landgericht auf die Ausführungen, die über diese Frage Havenstein in 
der 2. Aufl. seines Kommentars zur Zollgesetzgebung des Reichs, hier in Anm. 2 
zu § 120 VZG. gemacht hat. Allein diesen gegen die Entscheidung des 3. Straf- 
senats des Reichsgerichts v. 29. Mai 1884 (Entsch. 10 413) und gegen die 
sachlich damit übereinstimmende Entscheidung des 4. Strafsenats v. 29. Sep- 
tember 1903 (Entsch. 36 369, 371) gerichteten Ausführungen Havensteins 
kann nicht beigetreten werden. Auch der jetzt erkennende Senat hält vielmehr 
an dem sich aus den früheren Entscheidungen ergebenden Satze fest, daß 
Transporte zollpflichtiger Waren, die in einem Grenzbezirk, für den die Trans- 
portkontrolle hinsichtlich solcher Waren angeordnet ist, innerhalb der ge- 
schlossenen Ortschaft vom Abgangsort zum Bahnhof erfolgen, legitimations- 
scheinpflichtig und nicht kraft $ 1206 VZG. kontrollfrei sind, wenn die Waren 
nicht am Bahnhof verbleiben, sondern von dort mit der Bahn weitergeführt 
werden sollen. Auf der Nichtanwendung dieses Satzes beruht das Urteil nicht 
nur insoweit, als die Verurteilung des Angeklagten H. abgelehnt ist, sondern, 
auch insoweit. als H. verurteilt ist, denn es ist nicht ausgeschlossen, daß bei 
Meidung des Irrtums H. in diesem Falle statt wegen Begünstigung vielmehr 
weren Zolldefraudation verurteilt worden wäre. 
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SIGB. § 184 Nr. 3. Wenn eine Kundgebung von dem Publikum, an das 
sie sich richtet, als Ankündigung oder Anpreisung von Mitteln zur Verhütung 
der Empfängnis oder der geschlechllichen Ansteckung aufgefaßl werden kann 
und auch tatsächlich aufgefaBt wird, so enthält sie den äußeren Tatbestand des 
Vergehens, gleichgültig ob die Gegenslände, auf welche sie sich bezieht, in Wahrheit 
hierzu bestimmt oder geeignet sind oder nicht und ob der Ankündigende derartige 
Gegenstände vorrätig hält oder nicht. Denn die Strafbestimmung des § will nicht 
den Handel mit den dort bezeichnelen Gegenslanden, sondern die mit deren Offent- 
licher Ankündigung oder Anpreisung für das Publikum verbundene Belästigung 
und Erregung von Aergernis verbiten. 

II. StrS. U. v. 26. November 1912. g. Sch. 2D 516/12. 

Aus den Gründen: Die auf den Ergebnissen der Hauptverhandlung 
beruhende Feststellung, daß der Angeklagte seit 1909 Inseratenredakteur 
verschiedener periodisch erscheinender Zeitschriften und als solcher für den 
Inhalt des Inseratenteils dieser Blätter verantwortlich ist, rechtfertigt die 
Anwendung der Regelvorschrift des § 20 Abs. 2 des Preßges. auf den Ange- 
klagten. Besondere Umstände, durch welche die Annahme seiner Täterschaft 
in Beziehung auf das zur Anklage stehende Vergehen gegen $ 184Nr.3 StGB. 
ausgeschlossen sein sollte, sind in erster Instanz nicht geltend gemacht worden. 

Wie das Landgericht ferner feststellt, sind in mehreren Nummern der 
Zeitschriften eine Reihe von Anzeigen enthalten, die von Geschäftsleuten 
(Drogerien, Engros-, Sanitäts-, Versandhäusern) herrühren und „hygienische 
Bedarfsartikel — hygienische und sanitäre Artikel — hygienische Gummi- 
waren aller Art —, Gummibedarfsartikel“ zum Gegenstande haben, zum Teil 
mit dem Hinweis auf deren Nützlichkeit für Eheleute zur Einschränkung der 
Kinderzahl, in einem Falle auch als ,,sicherster Schutz gegen Infektion“. Der 
Vorderrichter berücksichtigt neben der Wortfassung der Inserate auch deren 
äußere Ausstattung, die Art des Druckes und die Stelle, wo sie in den Zeit- 
schriften Aufnahme gefunden haben — nämlich bei Angeboten von Ratgebern 
für Eheleute und von Mitteln gegen Periodenstörungen, Männerschwäche 
und Geschlechtskrankheiten; er kommt im Wege der Auslegung zu dem Er- 
gebnis, daß durch die Anzeigen empfängnisverhütende, somit im Sinne des 
§ 184 Nr.3 StGB. zu unzüchtigem Gebrauch bestimmte Gegenstände angekündigt 
und angepriesen worden sind. Bei dieser Feststellung legt die Strafkammer 
das entscheidende Gewicht nicht sowohl darauf, was die anzeigenden Firmen 
sich bei den Inseraten gedacht, was für Artikel sie damit gemeint haben, als 
vielmehr darauf, wie solche Ankündigungen in der Allgemeinheit, für welche 
sie bestimmt sind, nach der herrschenden Lebensauffassung verstanden werden. 
Dem ist, entgegen den Ausführungen der Revision, beizutreten. Wenn eine 
Kundgebung von dem Publikum, an das sie sich richtet, als Ankündigung oder 
Anpreisung von Mitteln zur Verhütung der Empfängnis oder der geschlecht- 
lichen Ansteckung aufgefaßt werden kann und auch tatsächlich so aufgetaBt 
wird, so erfüllt sie den äußeren Tatbestand des Vergehens, gleichgültig, ob die 
Gegenstände, auf welche sie sich bezieht, in Wahrheit hierzu bestimmt und 
geeignet sind oder nicht, ob der Ankündigende derartige Gegenstände überhaupt 
vorrätig hält (oder doch zum Zwecke der Lieferung anzuschaffen beabsichtigt) 
oder nicht. Durch die Strafbestimmung des 8184 Nr. 3 wird nicht der Handel 
mit den dort bezeichneten Gegenständen getroffen, sondern es soll die mit 
deren öffentlicher Ankündigung und Anpreisung für das Publikum verbundene 
Belästigung und Erregung von Ärgernis verhütet werden. Diese Folgen 
der Ankündigung. denen das Gesetz entgegentreten will, sind unabhängig 
von der wirklichen Beschaffenheit der angekündigten Gegenstände; ledig- 
lich der Sinn der Anzeige, den der Leserkreis ihr beilegt, ist dafür mab- 
gehend. 

Zutreffend hat hiernach das Landgericht die Schutzbehauptung des Ver- 
teidigers gewürdigt, daß in sämtlichen beanstandeten Inseraten nur sanitäre, 
d. h. ausschließlich gesundheitlichen — nicht unzüchtigen — Zwecken dienende 

stinde angeboten seien, daß der Angeklagte auch wiederholt von Firmen, 
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welche Inserate der bezeichneten Art aufgeben wollten, sich Kataloge habe 
schicken lassen, um zu prüfen, ob darin „etwas Bedenkliches‘ enthalten sei, 
und sobald die Kataloge Anstößiges enthielten, die betreffenden Inserate zu- 
rückgewiesen habe. 

Zum inneren Tatbestande genügt die — vom Vorderrichter festgestellte 
— Kenntnis des Angeklagten davon, „was unter hygienischen Bedarfsartikeln 
im gewöhnlichen Sinne verstanden wird,“ und das gleichfalls festgestellte 
Bewußtsein des Angeklagten, „daß bei Inseraten in den Zeitschriften, für deren 
Anzeigenteil er verantwortlich war, damit Präservativs, Pessare und Ahn- 
liches verstanden sind.“ Diese Feststellungen, die nicht unvereinbar sind 
mit dem an anderer Stelle der Entscheidungsgründe sich findenden Ausspruch, 
daß der Angeklagte bei der Annahme von Inseraten stets sehr peinlich ver- 
fahren sei, beruht auf tatsächlichen im Urteil angeführten Erwägungen und 
unterliegt nicht der Nachprüfung des Revisionsgerichts. 


SIGB. § 267. Die Bürgermeister und Gemeinderäte der Landgemeinden der 
Rheinprovinz sind zur Beglaubigung von Unterschriften nicht zuständig. Solche 
von diesen ausgestellte Beglaubigungen sind daher keine öffentlichen Urkunden. 

V. StrS. U. v. 29. November 1912. g. Sch. 5 D 782/12. 

Gründe: Die Behauptung des Angeklagten, daß zu Unrecht die 
Fälschung einer Privaturkunde statt der Fälschung einer öffentlichen Urkunde 
angenommen und demzufolge zu Unrecht vom Landgericht statt vom Schwur- 
gericht geurteilt worden sei, ist nicht stichhaltig. 

Der Angeklagte hat, wie das Landgericht feststellt, um ein Darlehen zu 
erlangen, einem Darleiher einen Schuldschein vorgelegt, dem ein gefälschter 
Zusatz beigefügt war. Der Zusatz enthielt die Erklärung, daß der Bürger- 
meister und der Gemeinderat von L. die Zahlungsfähigkeit des Schuldners 
und der Bürgen und die Echtheit ihrer Unterschriften beglaubigten und für 
sie die „Überbürgschaft‘ übernähmen, und trug die gefälschten Unterschriften 
des Bürgermeisters und dreier Gemeinderatsmitglieder sowie einen gefälschten 
Siegelabdruck, der das Gemeindesiegel darstellen sollte. Diese Zusatzurkunde 
könnte, wenn sie echt wäre, als öffentliche Urkunde nur dann in Betracht 
kommen, wenn es zur amtlichen Zuständigkeit des Bürgermeisters und Ge- 
meinderats von L. gehörte, Urkunden solcher Art auszustellen. (Vgl. Entsch. 
18 76, 77.) Das ist aber nicht der Fall. Die Bürgermeister und Gemeinderäte 
der Landgemeinden der Rheinprovinz — um solche handelt es sich, da L. zum 
Kreis Sieg gehört — sind weder durch Gesetz noch durch Verordnung oder 
Verwaltungsvorschrift zur Beglaubigung von Unterschriften im allgemeinen 
oder zur Beglaubigung von Unterschriften unter rechtsgeschäftlichen Er- 
klärungen, Schuld- und Bürgschaftsscheinen berufen. Auch fehlt ihnen jede 
Zuständigkeit, für Darlehnsgeschäfte die Zahlungsfähigkeit der Schuldner 
und Bürgen amtlich zu bezeugen oder gar die Übernahme einer „UÜberbürg- 
schaft" durch sie selbst amtlich zu beurkunden. Das Landgericht hat darum 
mit Recht angenommen, daß nicht die Fälschung einer öffentlichen Urkunde, 
sondern nur die Fälschung einer Privaturkunde in Betracht kommt. 

Da auch im übrigen ein den Bestand des Urteils berührender Verstoß 
gegen eine Norm des materiellen Rechts nicht zutage getreten ist, der fest- 
gestellte Sachverhalt vielmehr die ergangene Entscheidung als gerechtfertigt 
erscheinen läßt, war der Revision der Erfolg zu versagen. 
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B. Entscheidungen Deutscher Oberlandesgerichte. 


: Kammergericht. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Stubenrauch, Berlin. 


Geselz, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
G S. S. 625). Was ist unter Vorbesuchen im Sinne dieses Gesetzes zu verstehen : 
Darf ein Anstallsarzt, der einen nach § 8r SIPO. der Irrenanslalt zur Beob- 
achtung tiberwiesenen "Angeschuldigten beobachtet hat, neben der Gebühr für das 
über ae Ergebnis erstattete Gutachten noch die Gebühr für Vorbesuche berechnen ? 

I. StrS. B. v. 20. September 1912 g. R. 2 W 687. 12. 

C ründe: Der Beschwerdeführer hat den nach § 81 StPO. der Irren- 
anstalt zur Beobachtung überwiesenen Angeschuldigten beobachtet und über 
das Ergebnis ein wissenschaftlich begründetes schriftliches Gutachten erstattet: 
Der Beschwerdeführer berechnet neben der Gebühr für das Gutachten mit 
30 M. noch die Gebühr für 6 Vorbesuche mit 18 M. Das Landgericht hat die 
Gebühr für die Vorbesuche abgesetzt, indem es unter Bezugnahme auf die Be- 
schlüsse des Oberlandesgerichts Düsseldorf- vom 27. Juni 1908 (2. W. 269. 08) 
und des Oberlandesgerichts Köln vom 6. November 1908 (1. W. 178. 08) sowie 
den Erlaß des Ministers der geistlichen usw. Angelegenheiten vom 17. De- 
zember 1910 ausführt, daß die Beobachtung der Kranken zu den Dienstpflichten 
des Beschwerdeführers als Anstaltsarztes gehört habe, und daß der Be- 
schwerdeführer die Anstaltsräume zur Vornahme dieser Dienstverrichtung 
nicht habe verlassen brauchen. 

Der Ansicht des Landgerichts kann nicht beigetreten werden. Die Be- 
schlüsse der Oberlandesgerichte Köln und Düsseldorf, denen noch die des Ober- 
landesgerichts Celle vom 28. Juni 1907, des Oberlandesgerichts Hamm vom 
15. Mai 1908, des Kammergerichts vom 22. Dezember 1905 — Mugdan-Falk- 
mann 17, 244; Bureau-Bl. 07, 139 — hinzugefügt werden können, betreffen 
den Rechtszustand nach dem Gesetz vom 9. März 1872, sie können für die Aus- 
legung des jetzt geltenden Gesetzes vom 14. Juli 1909 (GS. 625) nicht ver- 
wertet werden. Denn dieses hat die früher streitig gewesene Frage über die 
Berechnung von Vorbesuchen zugunsten der Anstaltsärzte entschieden. 

Nach dem Tarif A 13 beträgt die Gebühr für ein schriftliches, wissen- 
schaftlich begründetes Gutachten 10—30 M. Dieser Gebühr tritt die Gebühr 
für Vorbesuche, Tarif A 3, hinzu, wenn sie zur Ausstellung des Gutachtens 
erforderlich waren. (Tarif A 17.) Als Vorbesuche gelten aber nach Tarif A 3a 
auch Besuche, die der Anstaltsarzt dem Kranken in der Anstalt macht. 

Allerdings hat der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten in dem 
Erlaß vom 17. Dezember 1910, M 2934, sich dahin ausgesprochen, daß unter 
Vorbesuchen im Sinne der Tarifstellen A 3, 13, 17 nur Besuche zu verstehen 
seien, die der Anstaltsarzt außerdalb der Anstalt mache. Diese Ansicht ist 
indes mit dem Wortlaut des Gesetzes unvereinbar. Sie stützt sich hauptsächlich 
auf die Erwägung, daß der Anstaltsarzt bei wörtlicher Auslegung bei Unter- 
suchung von Sachen auch in seiner Wohnung empfangene Vorbesuche 
berechnen dürfe, und i die Bestimmungen über Ausstellung von Befund- 
scheinen (Tarif A 11, 12, 17 Abs. 2 und 3) entsprechend auf die Ausstellung 
von Gutachten (Tarif A 13) angewendet werden müßten. Dieser Ansicht kann 
der Senat nicht beitreten. Die Möglichkeit von Vorbesuchen bei Untersuchung 
von Sachen erkennt das Gesetz in A 17 Absatz 4 letzter Satz ausdrücklich an: 
mit gutem Grunde, denn es ist eine alltägliche Erfahrung, daß der Gutachter 
Sachen, die er begutachten soll, vorher besichtigen muß, sei es in seinen Ar- 
beitsriumen, Sel es dort, wo Sie sich befinden. 

Die Beschränkung der Vorbesuchsgebühr bei Ausstellung von Befund- 
Scheinen (A 11, 12) auf Besuche außerhalb der Wohnung oder der Anstalt 
erklärt sich aber unschwer aus dem Unterschiede von Befundschein und wissen- 
schaftlichem Gutachten. Die Ausstellung eines Befundscheins geht mit der er- 
forderlichen Untersuchung Hand in Hand, das Gesetz hätte ebensogut eine 


Aus der Praxis Deutscher Oberlandesgerichte (Kammergericht). 289 


Gebühr für die Untersuchung zum Zweck der Ausstellung eines Befundscheines 
und dessen Ausstellung vorschreiben können, da beide gleichzeitig erfolgen 
und die Niederschrift des Befundes eine besondere geistige Tätigkeit nicht 
erfordert. Anders liegt es bei wissenschaftlichen Gutachten, die das Ergebnis 
einer Untersuchung niederlegen und nach allen Richtungen begründen sollen. 
Hier tritt eine besondere geistige Tätigkeit zutage, die von der für die Unter- 
suchung aufgewendeten durchaus verschieden ist. Das Gesetz berücksichtigt 
deshalb bei Befundscheinen nur den Mehraufwand der Zeit, die der Aussteller 
verwendet, wenn er sich zum Zweck der Ausstellung an einen außerhalb seiner 
Wohnung oder der Anstalt gelegenen Ort begeben muß. | 

Der Beschwerdeführer hat die Notwendigkeit von Vorbesuchen glaub- 
haft gemacht. Die Gebühr für die dem Gesetz entsprechende Zahl von drei 
Vorbesuchen steht ihm deshalb zu. Dagegen ist der Anspruch auf die Gebühr 
von drei weiteren Vorbesuchen zurückzuweisen. Wenn der Beschwerdeführer 
im Laufe seiner Arbeit erkannte, daß drei Vorbesuche für die Erstattung des 
Gutachtens nicht ausreichen würden, so hätte er sich unter Darlegung des 
Sachverhalts an die Behörde wenden sollen, um die erforderliche Zustimmung 
zur Fortsetzung der Vorbesuche zu erhalten. Zu einer nachträglichen Ge- 
nehmigung der überzähligen Vorbesuche, die gesetzlich nicht ausgeschlossen 
ist, hat der Senat keinen Anlaß. Der Beschwerdeführer rechtfertigt sein Ver- 
langen nur mit der Erwägung, daß im allgemeinen mehr als drei Vorbesuche 
erforderlich seien, und unter Hinweis auf die Länge seines Gutachtens, was 
nicht ausreicht, um die Notwendigkeit dieser Vorbesuche zu erkennen. 


Reichsstempelgesetz vom 15. Juli 1909 §§ 56, 57, 59, 60, 61. Zum Begriff 
der „Ingebrauchnahme eines Kraftfahrzeugs und der ,,Probefabrt im Sinne 
des § 56 des Reichsstempelgesetzes. 

ll. StrS. U. v. 4. Oktober 1912. g. P. S. 392. 12. 

Gründe: Nach den Feststellungen des Berufungsurteils hat der An- 
geklagte mit einem ihm gehörigen Kraftfahrzeug drei Fahrten durch Berlin 
unternommen, ohne die im $ 56 RStempG. vorgeschriebene Erlaubniskarte 
eingelöst zu haben. Zwei dieser Fahrten, die zeitlich vor dem 17. September 1910 
liegen, hatten den Zweck, die Brauchbarkeit des in der Fabrik ausgebesserten 
Wagens zu erproben. Die dritte Fahrt am 17. September 1910 hatte der Ange- 
klagte unternommen, um das Fahrzeug einem Kaufliebhaber vorzuführen. 

Das Landgeri:ht hat alle drei Fahrten, die es als eine Tat ansieht, als 
steuerpflichtig erklärt, indem es für die beiden ersten Fahrten davon ausgeht, 
daß Probefahrten nur solche Fahrten seien, die von Händlern oder Fabrikanten 
zur Erprobung der Gebrauchsfähigkeit des Fahrzeugs unternommen würden. 

Die Revision hält die $$ 56, 57, 59, 60 RStempG. für verletzt, weil das 
Landgericht die Begriffe der „Ingebrauchnahme“ und „Probefahrt“ verkannt 
habe. Die Ausführungen der Revision sind zwar zum Teil begründet, können 
aber nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 

Die Annahme des Landgerichts, daß es sich bei den drei Fahrten um eine 
Tat handle, ist rechtlich nicht zu beanstanden. Seiner Annahme, die es nicht 
näher begründet, liegt anscheinend der Gedanke an ein Dauervergehen zu- 
grunde, bei dem der einmal geschaffene rechtswidrige Tatbestand durch seine 
ununterbrochene Verwirklichung aufrecht erhalten wird. Wenn ein Kraft- 
fahrzeug ohne Lösung der erforderlichen Erlaubniskarte in Gebrauch ge- 
uommen worden ist, so ist die Zahl der einzelnen Gebrauchsfälle rechtlich solange 
ohne Bedeutung, als nicht feststeht, daß das Fahrzeug nach der ersten Inge- 
brauchnahme wieder außer Dienst und dann von neuem in Dienst gestellt 
worden ist. 

Die Annahme einer Handlung hat aber zur Folge, daß der Angeklagte 
verurteilt werden muß, wenn auch nur einer der zur Tateinheit zusammen- 
gefaßten Fälle den Tatbestand der steuerpflichtigen Ingebrauchnahme er- 
füllt. Das trifft für den letzten Fall vom 17. September zu, während der Senat 
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die beiden ersten vor diesem Tage liegenden Fälle im Gegensatz zum Land- 
gericht für steuerfreie Probefahrten erachtet. 

Nach $ 56 RStempG. vom 15. Juli 1909 wird ein Fahrzeug in Gebrauch 
genommen, wenn es zum Zwecke der Personenbeförderung zum Befahren 
öffentlicher Straßen und Plätze benutzt wird. 

Dem Wortlaut nach trifft das auch für solche Fahrten zu, die die Ge- 
brauchsfähigkeit des Fahrzeugs feststellen sollen, denn auch diese Fahrten sind 
ohne Personenbeförderung nicht denkbar. Das Gesetz schreibt deshalb vor, 
daß Probefahrten nicht als Ingebrauchnahme im Sinne des Reichsstempel- 
gesetzes gelten sollen. 

Was eine Probefahrt ist, sagt das Gesetz nicht. Nur im § 106 der vom 
Bundesrat genehmigten Ausführungsbestimmungen vom 28. Juni 1906 
(RZBI. 979) zum Reichsstempelgesetz vom 3. Juni 1906, dessen § 53 mit § 56 
des jetzt geltenden Gesetzes wörtlich übereinstimmt, werden als Probefahrten 
solche Fahrten erklärt, die von Fabriken oder Händlern mit den zum Verkauf 
gestellten Fahrzeugen ohne Entgelt veranstaltet werden. Wenn diese Vor- 
schrift als rechtsverbindliche Auslegung des Gesetzes anzusehen wäre, so mußten 
hier in allen Fällen Probefahrten verneint werden, weil der Angeklagte kein 
Händler ist. 

Die Bedeutung einer rechtsverbindlichen Auslegung ist aber der Vor- 
schrift des § 106 a. a. O. abzusprechen. Ihr Gedanke ist allerdings schon in der 
Begründung zu dem Gesetzentwurf wegen Änderung des Reichsstempelgesetzes 
enthalten, (Drucksachen des Reichstags 1905/06 2ter Anlagenband S. 1042), 
aber Gesetz ist dieser Gedanke nicht geworden. Wenn der Gesetzgeber die 
in den Ausführungsbestimmungen enthaltene Einschränkung des Begriffs 
als Gesetz gewollt hätte, so hätte er das ausdrücklich anordnen müssen. In 
Ermangelung einer klaren gesetzlichen Bestimmung ist der Begriff der Probe- 
fahrt nach der sprachlichen Bedeutung und den Zwecken des Gesetzes aus- 
zulegen. Beim Fehlen einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung ist auch 
der Bundesrat zu einer verbindlichen Auslegung des Gesetzes nicht befugt. 
Ihm steht nach Art. 7? RVerf. der Erlaß der zur Ausführung der Reichsge- 
setze erforderlichen Verwaltungsvorschriften zu, die für die Verwaltungsbe- 
hörden maßgebend sind, nicht aber die Gerichte bei der Auslegung der Gesetze 
binden können. Der Sinn des $ 106 ist, daß die Verwaltungsbehörden Fahrten, 
die nicht von Händlern usw. unternommen werden, nicht als Probefahrten 
ansehen sollen. Es ist aber nicht ausgeschlossen, daß eine Fahrt, die von einem 
Nichthändler zur Erprobung der Gebrauchsfähigkeit eines Wagens unter- 
nommen wird, eine Probefahrt im Sinne des Gesetzes sein kann. Eine Be- 
stätigung für die Richtigkeit dieser Ansicht findet der Senat in den neuen 
Ausführungsbestimmungen zum Reichsstempelgesetz vom 5. Februar 1912 
(RZBI. 35). Diese erwähnen ‚„Probefahrten‘‘ überhaupt nicht, machen im 
§ 111! die Lösung der Erlaubniskarte von der Ingebrauchnahme des Fahr- 
zeugs zur Personenbeförderung abhängig und sagen nur noch im § 112?, daß 
ae zum Verkehr der Ausstellung der Erlaubniskarte vorangehen 
muß, 

Nach dem Ausgeführten kann nicht angenommen werden, daß der $ 106 
eine verbindliche und erschöpfende Begritfsbestimmung hat geben wollen. 
Es wäre auch nicht erfindlich, weshalb jemand, der gelegentlich ein Fahrzeug 
verkaufen will, schlechter gestellt sein soll als der Händler, oder weshalb ein 
Kaufliebhaber das ihm angebotene Fahrzeug nicht selbst soll erproben dürfen, 
sondern gezwungen werden soll, sich für die Feststellung der Gebrauchsfahigkeit 
auf Fabrikanten und Händler zu verlassen. 

Auf dem hier vertretenen Standpunkt steht auch die bisherige Recht- 
sprechung, die unter Umständen auch Fahrten von Nichthändlern als Probe- 
fahrten anerkannt hat. (D. J. Z. 14.1212. J.W. 38, 533.) Anders liegt der 
Fall vom 17. September 1910. Hier ist der Angeklagte mit dem Fahrzeug von 
der Bärwaldstraße nach dem Oranienburger Tor gefahren, um es dort einem 
Kaufliebhaber vorzuführen. Das ist, wie der Senat schon in dem Urteil vom 
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22. Marz 1912 (2. S. 125. 12) ausgefiihrt hat, keine Probefahrt im Sinne des 
Gesetzes. Denn es handelt sich hier um die Benutzung des Wagens zu einem 
geschaftlichen Zweck, die auBerhalb der technischen Priifung liegt, ob der 
Wagen gebrauchsfahig ist. Auch fiir einen Handler wiirde eine solche Fahrt 
steuerpflichtig sein. Auch wenn der Angeklagte mit dem geschäftlichen Zweck 
den einer technischen Prüfung verbunden haben sollte, wäre die Steuerpflicht 
begründet. Bestimmend für die Fahrt ist die Vorführung des Fahrzeugs an 
den Kaufliebhaber gewesen und das entscheidet. (Vgl. Sächs. Arch. 09, 596 
bei Warneyer 5, 158). | 

Der Angeklagte ist deshalb mit Recht wegen des Falls vom 17. Sep- 
tember 1910 verurteilt worden. Die erkannte Srtafe entspricht dem Gesetz. 
Das Ausscheiden der beiden früheren Fälle ändert an der Höhe der Strafe 
nichts, weil das Landgericht sie nach dem geringsten zulässigen Satze des 
fünffachen Betrages für den Preis der Jahreskarte (§ 61 RStempG.) bemessen 
hat. Nach Ziffer 8 des Tarifs zum Reichsstempelgesetz setzt sich der Preis 
für die Erlaubniskarte zusammen aus dem Grundbetrage von 50 M. für den 
Wagen von 6—10 Pferdekräften und dem Zuschlage von je 3 M. für 7 Pferde- 
kräite, gleich 71 M. Da auf die hiernach berechnete Strafe von 355 M. unter 
allen Umständen erkannt werden muß, war die Revision zurückzuweisen. 


Reichsgeselz vom 3. Mat 1909 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen $$ 1, 
6, 21, 23. Verordnung des Bundesrats über den Verkehr mit Krafljahrzeugen 
vom 3. Februar 1910 §§ 5, 6, 7, 8, 15, 26, 28, 30, 31. Reichsstempelgesetz vom 
15. Juli 1909 §§ 56, 57, 64, 95, 96. SIGB. 88 73, 74. Wie lange bleibt die Zu- 
lassung eines Kraftfahrzeugs zum Verkehr gemäß § 1 aus Kraft-FabrG. 
und $6 der BRVO. v. 3. II. ro. în Kraft? In welchen Fällen 
verliert die Zulassung ihre Kraft? Welche Fahrten sind als Probefabrten 
im Sinne des Kraft-FabrG. und der dazu ergangenen BRVO. anzusehen? Zum 
Begriff des „Probefahrt“ im Sinne des $ 56 RStempG. Bedeutung der Vorschrift 
des $ 96 RStempG. Steht mit einem Vergehen (einer Uebertretung) gegen das 
Kraft-FahrG. eine Zuwiderbandlung gegen § 64 RStempG. im Verhältnis des 
rechllichen oder des tatsächlichen Zusammentreffens ? 

Il. Str$S. U. vom 15. November 1912 g. P. 2S 428. 12. 

Gründe: 4. Gegen den Angeklagten P., der nur noch in Betracht 
kommt, ist das Hauptverfahren eröffnet worden, weil er 

a) als Halter eines nicht zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuges 

dessen Gebrauch auf öffentlichen Wegen gestattet hat, strafbar 
nach § 23 R.Kraft-FahrG. v. 3. V. 09, 

b) dasselbe Fahrzeug in Gebrauch genommen hat, ohne die Erlaubnis- 

karte eingelöst zu haben, strafbar nach §§ 56, 57, 64 R.StempG. 

Das Schöffengericht hat den Angeklagten wegen Vergehens gegen § 23? 
KFG. verurteilt, und ihn ‚im übrigen‘ freigesprochen. 

Der Staatsanwalt hat Berufung eingelegt, weil der Angeklagte aus § 23? 
KFG. nur in Verbindung mit der Strafvorschrift des Reichsstempelgesetzes 
hätte verurteilt werden dürfen. 

Das Berufungsgericht ist auf die aus dem Kraftfahrzeuggesetz sich er- 
gebenden rechtlichen Gesichtspunkte nicht eingegangen, hat nur das Zuwider- 
handeln gegen das Reichsstempelgesetz erörtert und die Berufung der Staats- 
anwaltschaft verworfen. 

Bei dieser Sachlage kann nicht angenommen werden, daß die Verurteilung 
des Angeklagten P., der seine Berufung vor der Hauptverhandlung zurück- 
genommen hatte, rechtskräftig geworden sei. Der Staatsanwalt ist offensichtlich 
davon ausgegangen, daß die rechtskräftige Verurteilung des Angeklagten 
wegen Vergehens gegen das Kraftfahrzeuggesetz der weiteren Verurteilung 
wegen Vergehens gegen das Reichsstempelgesetz entgegenstehen könnte; er 
hat deshalb die Notwendigkeit der Verurteilung aus beiden rechtlichen Ge- 
sichtspunkten betont. Durch die Revisionen der Staatsanwaltschaft und der 
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als Nebenklagerin zugelassenen Oberzolldirektion, die Verletzung des Reichs- 
stempelgesetzes, des § 6 KFG. und des § 31 der BRVO. vom 3. II. 10 riigen, 
wird das Revisionsgericht mit der Prüfung der gesamten Rechtslage befaßt, 
ohne durch eine teilweise rechtskräftige Entscheidung gebunden zu sein. 

2. Dem Berufungsurteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Der Angeklagte, Inhaber der Nutzholzhandlung X. Y.& Co., hatte ein 
ihm verpfändetes Personenauto seit einigen Jahren unbenutzt auf seinem 
Lagerplatz stehen, und beabsichtigte es mit Genehmigung des Verpfänders 
zu verkaufen. Als er auf ein Kaufangebot vom Magistrat in N. aufgefordert 
wurde, das Fahrzeug auf der Feuerwache daselbst vorzuführen, fuhr er am 
43. März 1911 von B. dorthin, ohne das Fahrzeug mit einem Kennzeichen 
versehen oder die erforderliche Erlaubniskarte eingelöst zu haben. 

Diese Fahrt kann gegen die Vorschriften des Kraftfahrzeuggesetzes 
und des Reichsstempelgesetzes verstoßen haben. Für die Nachprüfung des 
Revisionsgerichtes kommen lediglich die Feststellungen des angefochtenen 
Urteils in Betracht. | 

Die Behauptung des Angeklagten, daß er nicht Inhaber einer Handels- 
gesellschaft, sondern Geschäftsführer einer Gesellschaft m. b. H. sei, und daß 
es sich im Anschluß an die Fahrt von B. nach N. um eine von Mitgliedern des 
Magistrats von N. veranstaltete Probefahrt gehandelt habe, können jetzt 
nicht berücksichtigt werden. 

3. Nach $ 1 des Gesetzes vom 3. V. 09 über den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen dürfen auf Öffentlichen Plätzen und Wegen nur Kraftfahrzeuge 
verkehren, die von der höheren Verwaltungsbehérde zum Verkehr zugelassen 
worden sind und — abgesehen von einigen Ausnahmefällen — ein polizeiliches 
Kennzeichen tragen. Mie zunächst zu entscheidende Frage, ob das Fahrzeug 
des Angeklagten zum Verkehr zugelassen war, kann beim Fehlen ausreichender 
Feststellungen nicht entschieden werden. Der Berufungsrichter bemerkt 
allerdings, daß eine Zulassungsbescheinigung nicht erteilt gewesen sei. Da 
er diese Feststellung aber aus dem Umstande herleitet, daß das Fahrzeug aus 
dem Verkehr gezogen war, so ist die Feststellung nicht frei von Rechts- 
irrtum. 

Kraftfahrzeuge werden nach dem Abschluß der vorgeschriebenen tech- 
nischen und polizeilichen Prüfung zum Verkehr zugelassen. (§§ 5, 6, 28, 30 
BRVO. zum Kraftfahrzeuggesetz). 

Solange die Zulassung in Kraft steht, darf das Fahrzeug benutzt werden, 
wobei es keinen Unterschied begründet, ob das Fahrzeug dauernd benutzt 
wird, oder ob es zeitweilig unbenutzt im Schuppen steht. Nur wenn die Voraus- 
setzungen für die ursprüngliche Zulassung sich ändern, und wenn das Fahr- 
zeug freiwillig aus dem Verkehr gezogen wird, was hier wohl allein in Betracht 
kommt, verliert die Zulassung ihre Kraft. Im letzteren Falle muß der Eigen- 
tümer der zuständigen höheren Verwaltungsbehörde Anzeige erstatten und 
ihr die Zulassungsbescheinigung und das Kennzeichen abliefern. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen hat auch die höhere Verwaltungsbehörde das Recht, 
ein an vom Befahren der öffentlichen Plätze und Wege auszu- 
schließen. (§§ 6, 26 BRVO.) 

Aus dem Umstande allein, daß das Fahrzeug, an dem nach den getroffenen 
Feststellungen ein Eigentumswechsel sich nicht ereignet hatte, jahrelang nicht 
verwendet worden ist, kann deshalb nicht geschlossen werden. daß seine Zu- 
lassung erloschen gewesen sei. Die Verhältnisse in bezug auf die Zulassung 
müssen näher aufgeklärt werden, da sie für die weiteren Rechtsfragen wesent- 
lich sind. 

Wenn das Fahrzeug noch zugelassen war, so übertrat der Angeklagte 
bei der Fahrt von B. nach N. den § 21 KFG., weil er sie ohne das 
vorgeschriebene polizeiliche Kennzeichen unternahm und die Zulassungs- 
bescheinigung nicht bei sich führte (§§ 7, 8, 15 BRVO.). War das Fahrzeug 
nicht oder nicht mehr zugelassen ($ 6 BRVO.), so machte sich der Angeklagte 
des Vergehens gegen $ 23 KFG. schuldig, sei es, daß er das Fahrzeug selbst 
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geführt, sei es, daß er dessen Gebrauch vorsätzlich oder fahrlässig gestattet 
hat. — 

4. Nach $ 56 RStempG. vom 15. VII. 09 dürfen zur Beförderung von 
Personen dienende Kraftfahrzeuge zum Befahren öffentlicher Wege und Plätze 
nur in Gebrauch genommen werden, wenn zuvor bei der zuständigen Behörde 
eine Erlaubniskarte gegen Zahlung der tarifmäßigen Abgabe gelöst worden ist. 

Da der Angeklagte die Steuerpflicht nicht erfüllt hat, so ist die Stempel- 
strafe nach $ 64 RStempG. verwirkt. Denn es ist klar, daß er das Fahrzeug 
für die Fahrt von B. nach N., an der auch sein Fahrer teilgenommen hat, zur 
Personenbeförderung benutzt hat. Die Strafe ist nach dem fünf- bis zehnfachen 
Betrage der Abgabe für eine Jahreskarte zu berechnen, sofern nicht dem An- 
geklagten die Voraussetzungen des $ 95 Abs. 2 RStempG. zur Seite stehen 
sollten, was zu erörtern sein wird. Auf § 96 RStempG. kann der Angeklagte 
sich nicht berufen. Der Sinn dieser Vorschrift ist der, daß gegen mehrere Schul- 
dige der Betrag der verwirkten Strafe nur einmal festzusetzen ist, jedoch unter 
Haftbarktit der Einzelnen als Gesamtschuldner. Dagegen kann nicht in der 
Weise verfahren werden, daß der Gesamtbetrag der verwirkten Strafe durch 
die Zahl der beteiligten Personen geteilt und gegen den einzelnen auf den ent- 
sprechenden Teil erkannt wird. 

5. Der Angeklagte hat seine Strafbarkeit bestritten, weil es sich um 
eine Probefahrt gehandelt habe. Der Berufungsrichter, der die Sachlage nur 
unter dem Gesichtspunkt des Reichsstempelgesetzes geprüft hat, erkennt den 
Einwand als berechtigt an. Er stützt seine Ansicht auf § 31 BRVO. vom 
3. 11. 10, aus der er folgert, daß auch die Fahrt, die die Vorführung des Fahr- 
zeugs vor einen Kauflustigen bezweckt, den Fahrten, die zuverlässige Händler 
usw. mit den zum Verkauf gestellten Fahrzeugen veranstalten dürfen, gleich- 
gestellt werden müsse. 

Abgesehen davon, daß diese Probefahrten nur zulässig sind, wenn die 
Fahrzeuge ein dafür bestimmtes besonderes Kennzeichen haben, ist darauf 
hinzuweisen, daß der Begriff der „Probefahrt“ im Sinne des Kraftfahrzeug- 
gesetzes dem der „Probefahrt‘‘ im Sinne des Reichsstempelgesetzes nicht 
gleichwertig ist. 

Das Kraftfahrzeuggesetz und die dazu ergangene Verordnung des Bundes- 
rats unterscheiden 

4. Fahrten, die der mit der technischen Prüfung betraute Sachverständige 
unternimmt, um die Zulassungsfähigkeit des Fahrzeugs festzustellen 
(Prüfungsfahrt, $ 28° BRVO.), 

2. Fahrten, die der Eigentümer oder sonst Berechtigte unternimmt, 
um das technisch als zulassungsfähig erklärte Fahrzeug der höheren 
Verwaltungsbehörde vorzustellen (Vorstellungsfahrt, § 30 BRVO.), 

3. Fahrten, die zuverlässige Fabriken und Händler nach der Zulassung 
mit den zum Verkauf gestellten Fahrzeugen veranstalten (Probefahrt 
im engeren Sinne §§ 31, 28 BRVO.). 

Somit ist der Kreis der Fahrten, die man allgemein als Probefahrten 
bezeichnen kann, und für die in bezug auf Kennzeichnung der Fahrzeuge Ab- 
weichungen von der Regel bestehen, erschöpfend festgestellt. Andere Fahrten 
sind als Probefahrten im Sinne des Kraftfahrzeuggesetzes nicht anzusehen, 
daher auch nicht die Fahrt des Angeklagten, die den Zweck hatte, sein Fahr- 
zeug einem Kauflustigen zu zeigen. 

Etwas weiter ist der Begriff der ‚Probefahrt‘ im Sinne des Reichsstempel- 
gesetzes aufzufassen. Das Gesetz selbst sagt nicht, was es unter Probefahrt 
verstanden wissen will. Nur in § 106 der Ausführungsbestimmungen vom 
28. Juni 1906 (RZBI. 979) werden als Probefahrten solche Fahrten erklärt, 
die von Fabriken oder Händlern mit den zum Verkauf gestellten Fahrzeugen 
ohne Entgelt veranstaltet werden. Es bedarf keiner Darlegung, daß die vom 
Angeklagten veranstaltete Fahrt nicht unter diesen Begriff fällt. 

Der Senat hat aber bereits in dem Urteil vom 4. 10. 12 (II. S. 392. 12) 
dargelegt, daß $ 106 a. a. O. keine verbindliche und erschöpfende Begriffs- 
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bestimmung ‘hat geben wollen und kénnen. Was eine Probefahrt im Sinne 
des § 56 des RStempG. ist, muß nach der sprachlichen Bedeutung: des Worts 
und nach den Zwecken des Gesetzes ermittelt werden. Man wird hierunter 
alle Fahrten zu verstehen haben, die dazu dienen sollen, die Gebrauchsfähigkeit 
des Fahrzeugs zu prüfen und seine besonderen Eigenschaften kennen zu lernen. 
Dieser Zweck kann aber nicht für Fahrten anerkannt werden, die dazu dienen, 
das Fahrzeug einem Kaufliebhaber vorzustellen, und es hierzu vielleicht nach 
weit entfernten Orten führen. Die Erprobung des Fahrzeugs in bezug auf 
seine technische Brauchbarkeit im allgemeinen oder seine Eignung für einen 
besonderen Zweck muß, um die Benutzung steuerfrei erscheinen zu lassen, 
auch der ausschließliche Grund für die Fahrt sein; wenn einer der beider: 
Zwecke, z. B. der der technischen Erprobung mit einem dritten Zwecke, z. B. 
dem der bloßen Vorstellung an einen Kauflustigen, verbunden wird, so liert 
eine Probefahrt im Sinne des Gesetzes nicht vor. (Urteile des Senats vom 
22. 3. 12 — II. S. 125. 12 und vom 4. 10. 12 — ll. S. 392. 12). Die Fahrt 
des Angeklagten von B. nach N. wie sie jetzt feststeht, ist also alıch keine 
Probefahrt im Sinne des Reichsstempelgesetzes. Ob anders zu entscheiden 
wäre, wenn der Magistrat von N. das Fahrzeug zu einer von ihm darin zu unter- 
nehmenden Probefahrt bestellt hätte, und die Fahrt des Angeklarten unter 
den besonderen Umständen des Falls nur als ein Teil oder Zubehör dieser Probe- 
fahrt anzusehen wäre, ist jetzt nicht zu erörtern. 

6. Die Handlung des Angeklagten verletzt hiernach vielleicht mehrere 
Strafgesetze. Es ist deshalb zu prüfen, ob die beiden strafbaren Handlungen, 
Vergehen (Übertretung) gegen das Kraftfahrzeuggesetz und Vergehen gegen 
das Reichsstempelgesetz im Verhältnis rechtlichen oder sachlichen Zusammen- 
treffens zueinander stehen. Die Vorinstanzen haben diese Frage bis jetzt 
nicht erörtert. 

Ob und wieviele selbständige Handlungen vorliegen, ist im wesentlichen 
tatsächlich festzustellen, weil es neben dem äußeren Hergang auch auf die 
Willensrichtung des Täters ankonımt. Das, was bis jetzt festgestellt ist, recht- 
fertigt, falls keine „Probefahrt“ vorlag, die Annahme rechtlichen Zusammen- 
treffens. 

Der Angeklagte hat eine Fahrt ohne steuerliche Erlaubniskarte und ohne 
Zulassungsbescheinigung unternommen. Es liegt also ein Handeln vor, das 
nach natürlicher Auffassung als Tateinheit erscheint. Mehrere selbständige 
Handlungen ($ 74 StGB.) können nur angenommen werden, wenn mehrere 
natürliche Tätigkeitsakte vorliegen (RGE. 21, 63; 34, 134; 45, 321). An diesen 
fehlt es im vorliegenden Fall. Nur eine Tätigkeit des Angeklagten ist in die 
sinnliche Erscheinung getreten, die Fahrt mit dem Auto von B. nach N., die 
strafrechtlich aber nur voll gewürdigt werden kann, wenn zwei Gesetze auf 
sie angewendet werden. Das ist der Fall des rechtlichen Zusammentreffens 
($ 73 StGB.). 

Gegen dessen Annahme wird eingewendet, daß $ 64 RStempG. nicht 
die Ingebrauchnahme des Wagens als solche verbiete, sondern nur die In- 
gebrauchnahme ohne Lösung einer Erlaubniskarte. Dieser Tatbestand sei 
anders als die Ingebrauchnahme eines Fahrzeugs unter Verstoß gegen die po- 
lizeilichen Sicherheitsvorschriften. (Stenglein, Nebengesetze II, 674 zu $ 64 
RStempG.) ` 

Diese Erwägung greift nicht durch. Allerdings könnte man sagen: der 
Angeklagte hat unterlassen, 

a) eine Erlaubniskarte zu lösen, 

b) sich eine Zulassungsbescheinigung zu beschaffen. 

Beides sind Willensbetätirungen, die voneinander unabhängig sind und 
selbständig nebeneinander hergehen können, auch auf verschiedenen straf- 
rechtlichen Gebieten liegen. Aber abgesehen davon, daß beide Willensbe- 
tatigungen auch auf einem Entschluß beruhen können, wurden sie erst straf- 
würdig, als sie bei der Fahrt in die äußere Erscheinung traten, und deshalb 
werden sie durch die äußere Erscheinung zu einer strafrechtlichen Einheit 
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zusammengeschmolzen. Beim rechtlichen Zusammentreffen mehrerer straf- 
baren Handlungen muß wenigstens eine der zur Tateinheit gehörenden Hand- 
lungen den Tatbeständen der mehreren als verletzt in Betracht kommenden 
Strafgesetze angehören. Die Handlungseinheit setzt sich im vorliegenden 
Fall aus drei Tätigkeiten zusammen, dem Nichteinlösen der Erlaubniskarte, 
dem Nichtbeschaffen der Zulassungsbescheinigung, dem Fahren. Das letzte, 
die Ingebrauchnahme des Fahrzeugs, gehört beiden Tatbeständen an. Soweit 
nicht andere tatsächliche Fesistellungen getroffen werden sollten (vgl. RGE. 30, 
49; 31, 114; 6, 371) ist daher auf die Tat des Angeklagten $ 73 StGB. an- 
zuwenden. 

Aus welchem Gesetz die Strafe zu verhängen ist, kann das Revisions- 
gericht zurzeit nicht übersehen, weil für das Kraftfahrzeuggesetz ein Vergehen 
oder eine Übertretung in Frage steht, und für das Reichsstempelgesetz die 
mildere Bestimmung in $ 95 zu berücksichtigen bleibt. 


SIGB. §§ 41, 184. SIPO. § 490. Reichsverfassung Art. 2. Wie ist ,, Besitz“ 
im Sinne des § 41 Abs. 2 SIGB. aufzufassen? Wesen und Umfang der Rechts- 
kraft des Urteils in dem Falle, daß Freisprechung von der Anklage eines Ver- 
gehens gegen § 184 SIGB. erfolgt, weil die Schrift nicht unzüchtig sei. Wie weil 
wirkt die Rechtskratjf eines Urteils, durch welches auf die Unbrauchbarmachung 
einer Schrift erkannt ist? 

ll. StS. B. vom 19. November 1912 g. M. 2W 1394. 14. 

Gründe: Der Beschwerdeführer behauptet, die durch Urteil der Straf- 
kammer des Landgerichts I B. vom 6. Juli 1912 erkannte teilweise Unbrauch- 
barmachung der Schrift „Nackt“ sei ihm gegenüber schon darum nicht wirksam, 
weil er sich nicht im „Besitz“ der von der Staatsanwaltschafi in St. beschlag- 
nahmten Exemplare befinde. Wenn diese Ansicht zuträfe, wäre die Be- 
schwerde schon aus diesem Grunde ohne weiteres zurückzuweisen. Denn als- 
dann wäre gemäß $ 41 Abs. 2 StGB. der Beschwerdeführer von der beab- 
sichtigten, gegen jene beschlagnahmten Exemplare gerichteten Vollstreckungs- 
maßregel gar nicht betroffen, hätte daher überhaupt kein Recht, auf Grund 
des $ 490 StPO. Einwendungen gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung zu 
erheben. Jene Ansicht beruht jedoch auf Rechtsirrtum. Den „Besitz“ im 
Sinne des $ 41 Abs. 2 StGB. behält der Verfasser auch an beschlagnahmten 
Exemplaren. Wollte man das Gegenteil annehmen, so käme man zu dem wider- 
sinnigen Ergebnis, daß die Beschlagnahme, die gerade die spätere Unbrauch- 
barmachung sichern soll, das sicherste Mittel wäre, diese zu verhindern, weil 
alsdann die beschlagnahmten Exemplare im „Besitz“ keiner der im $ 41 ge- 
nannten Personen ständen und damit der Unbrauchbarmachung entzogen 
wären. Die Unrichtigkeit dieser Ansicht braucht im Ernst nicht dargelegt 
zu werden. 

Im übrigen verkenni der Beschwerdeführer Wesen und Umfang der 
Rechtskraft. Erfolgt Freisprechung von der Anklage eines Vergehens gegen 
§ 184 StGB., weil die Schrift nicht unzüchtig sei, so ist dieser bloße Ent- 
- scheidungsgrund der Rechtskraft überhaupt nicht fähig. Das frei- 
sprechende Urteil stellt gar nicht ‚rechtskräftig‘ fest, daß die Schrift nicht 
unzüchtig sei. Die Freisprechung beschränkt sich vielmehr auf die einzelne 
zur Anklage stehende Verbreitung, Herstellung, Ankündigung usw., und die 
Rechtskraft reicht nicht weiter, als daß der Angeklarte wegen dieser ab- 
geurteilten Verbreitung nicht von neuem verfolgt werden darf. Darüber hinaus 
gibt es keine Rechtskraft. Entsprechendes gilt von dem im objektiven Ver- 
fahren ergangenen Urteil. Darum ist es für die vorliegende Entscheidung 
ganz gleichgültig, ob in einer anderen Sache anders erkannt ist oder er- 
kannt wird, wie hier. Gerade das Reichsgericht hat betont, daß die Frage. 
ob eine Schrift das normale Sittlichkeitsgefühl verletzte, Tat frage sei, und 
daß demgemäß das Revisionsgericht in dieser Hinsicht an die Feststellung 
des Tatrichtersgebundensei. Daher können scheinbar sich widersprechende 
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Entscheidungen des Reichsgerichts bezüglich einer und derselben Schrift 
nicht ausbleiben und sind nicht ausgeblieben. Der Widerspruch liegt aber 
nicht auf rechtlichem, sondern auf tatsächlichem Gebiet. Er wird begründet 
nicht durch Verschiedenheit der Auslegung des Gesetzes, sondern durch die 
abweichende Würdigung des gleichen Sachverhalts durch verschiedene Tat- 
richter. Um so wunderlicher ist der Gedanke, das Reichsgericht könne mit 
allgemein bindender Kraft eine Schrift für nicht unzüchtig erklären, und noch 
absonderlicher ist der Versuch, die Bestimmung des Art. 2 der Reichsverfassung, 
daß die Reichsgesetze den L.andesgesetzen vorgehen, hier heranzuziehen, als 
wenn die Richtersprüche Gesetz wären, und das Reichsgericht Reichsrecht, 
die ebenfalls Reichsrecht anwendenden Gerichte der Einzelstaaten aber Landes- 
recht schüfen. 

Nach positiver Gesetzesbestimmung (§ 44 StGB.) soll die Rechtskraft 
der Unbrauchbarmachung aus Gründen polizeilicher Vorbeugung über den 
Kreis der ProzeBbeteiligten hinaus wirken. Da die Unbrauchbarmachung keine 
Abart der Einziehung ist, braucht auf die an diesen Begriff sich knüpfenden 
Streitfragen über den Eigentumserwerb des Staates an den eingezogenen Gegen- 
ständen nicht eingegangen zu werden. Völlig unhaltbar ist die Annahme eines 
auf ein preußisches Urteil sich gründenden „Konfiskationsanspruches‘‘ des 
Preußischen Staates, der an der württembergischen Landesgrenze Halt zu 
machen habe, sofern nicht auch dem Württembergischen Staate ein gleicher 
Konfiskationsanspruch‘‘ zustehe. Die Vollstreckung von Urteilen die aus- 
schließlich Reichsrecht afigewendet haben, hat mit der Frage der Landesjustiz- 
hoheit nichts zu schaffen. Es handelt sich hier lediglich um das Urteil eines 
ne Gerichts, das im ganzen Deutschen Reich unbeschränkt vollstreck- 

ar ist. 

Die Befugnis, die Strafvollstreckung aus „Billigkeitsrücksichten‘‘ auf- 
zuschieben, steht nach der StPO. dem Richter nicht zu. Ein in einer anderen 
Sache ergehendes Urteil des Reichsgerichts läßt sich, wie dargelegt, fiir’ die 
vorliegende Entscheidung nicht verwerten. Für eine Aussetzung der Ent- 
scheidung fehlt daher jede Handhabe. 


Mitgeteilt von Landrichter Schleyer in Magdeburg. 


~ § 2 des Preußischen Gesetzes vom 2. Mai 1900 betr. die Hinterziebung und 
Überhebung von Verkehrsabgaben. Die Ubertretung dieser Bestimmung setzt ein 
subjektives Verschulden des Tälers voraus. 

I. Strafsenat, Urteil vom 21. November 1912. 4 S. 998/12. 

Für die Frankfurter Gütereisenbahn-Gesellschaft in Breslau wurden im 
Jahre 1912 zwei Schleppkähne im Königreich Sachsen erbaut. Am 11. bezw. 
12. März 1912 wurden die Kahne durch das Wasserbauamt Dresden I untersucht 
und geeicht. Die Eichscheine, die erst nach Prüfung des Eichungsergebnisses 
durch das Kaiserliche Schitfsvermessungsamt in Berlin ausgestellt werden - 
konnten, wurden der Erbauerin der Fahrzeuge am 19. März 1912 zwecks Über- 
mittelung an die Eigentümerin von dem Wasserbauamt Dresden I zugestellt. 
Da die Kahne unmittelbar nach der Eichung nach ihrem Bestimmungsort 
übergeführt werden sollten, so wurde für sie zum Zwecke der unverzüglichen 
Überführung nach ihrem Heimatshafen Breslau je eine Bescheinigung über die 
erfolgte Untersuchung und Vermessung von dem Wasserbauamt Dresden aus- 
gestellt und jedem der beiden Angeklagten, von denen jeder einen Kahn zu 
führen hatte, ausgehändigt. Am 15. bezw. 16. März 1912 passierten die An- 
geklagten mit ihren Kähnen die Hebestelle Parey an der Elbe und zeigten die 
Ihnen erteilten Bescheinigungen dem Schleusenverwalter an dieser Hebestelle 
vor, welcher die Bescheinigungen für nicht genügend erachtete und deshalb 
seiner vorgesetzten Behörde Anzeige erstattete. 
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Den beiden Angeklagten war deshalb zur Last gelegt, den § 2 des PreuB.. 
Ges. vom 2. Mai 1900, betr. die Hinterziehung und Uberhebung von Verkehrs- 
abgaben, dadurch übertreten zu haben, daß sie mit je einem Schleppkahn die 
Hebestelle Parey an der Elbe durchfahren haben, ohne einen auf Grund der 

eltenden Schiffseichordnungen ausgefertigten Eichschein vorzulegen. Sie sind 
reigesprochen. - 

Die Revision ist zurückgewiesen aus folgenden Gründen: 

In dem von dem Finanzminister und dem Minister der öffentlichen Ar- 
beiten unter dem 16. Juni 1902 erlassenen Tarif für die Schiffahrts- und Flößerei- 
rbgaben auf den WasserstraBen zwischen Elbe und Oder (Amtsbl. Magdeburg 
1902 S. 383) ist bestimmt, welche Abgaben bei jedesmaliger Durchfahrung der 
Wasserstraßen, darunter auch der Schleuse zu Parey, zu entrichten sind. Zu 
diesem Tarif hat der Minister der öffentlichen Arbeiten die Ausführungsbe- 
stimmungen vom 27. November 1902 erlassen (Amtsbl. Magdeburg 1902 S. 590), 
wonach bei der Ankunft an der Hebestelle der Schiffer oder Floßführer behufs 
Entrichtung der Schiffahrtsabgaben eine Anmeldung vorzulegen hat. ($ 2 da- 
selbst.) Nach $ 4 hat der Schiffer mit der. Anmeldung außer dem Eichschein 
nn andere näher bezeichnete Papiere der Hebestelle zur Einsichtnahme vor- 
zulegen. 

Die Strafkammer ist der Ansicht, daß die Angeklagten der Hebestelle 
zu Parey den erforderlichen Eichschein tatsächlich vorgelegt hätten. Denn die 
von der Eichungsbehörde in Dresden auf Grund allgemein erteilter Ermächtigung 
des Königlich Sächsischen Finanzministeriums ausgestellten vorläufigen Be- 
scheinigungen hätten genügt, um die Sicherung des Eingangs der Verkehrs- 
abgaben im Sinne des $ 2 des Preuß. Ges. vom 2. Mai 1900 zu bewirken, auf 
dieser vorläufigen Bescheinigung hätten sich die für die Erhebung der Verkehrs- 
abgaben erforderlichen Angaben befunden. 

Es kann unerörtert bleiben, ob die vorstehenden Ausführungen des Be- 
rufungsgerichts zutreffend sind oder nicht, da seine Gründe über das Fehlen des 
subjektivenVerschuldens die Freisprechung der beiden Angeklagten rechtfertigen. 

Die Strafkammer meint in dieser Beziehung, daß die Angeklagten hätten 
annehmen können und müssen, daß die von einer deutschen Eichungsbehörde 
ausgestellten Zeugnisse den gesetzlichen Anforderungen entsprachen, zumal 
das Sächsische Eichungsamt diese Zeugnisse auf Grund von Anordnungen des 
Sächsischen Finanzministeriums, das ebenso wie das Preußische Ministerium 
zum Erlaß von Ausführungsbestimmungen befugt sei, ausgestellt habe. Ein 
Rechtsirrtum liege bei den Angeklagten nicht vor, denn sie seien von der Tat- 
sache überzeugt gewesen, daß die ausgestellten Zeugnisse den erlassenen Be- 
stimmungen genügten. 

Wenn die Revision hiergegen geltend macht, daß es sich vorliegend um 
ein reines Polizeidelikt, um ein Formaldelikt handele, bei welchem es der Fest- 
stellung eines subjektiven Verschuldens überhaupt nicht bedürfe, bei 
welchem die Strafbarkeit vielmehr lediglich an das Vorliegen einesobjektiven 
Tatbestandes geknüpft werde, so kann ihr nicht beigetreten werden. Ein der- 
artiger für das Polizei- oder Steuerstrafrecht allgemein gültiger Satz besteht 
nicht. Es muß deshalb bei Anwendung jeder einzelnen Gesetzesstelle geprüft 
werden, welche Erfordernisse in objektiver und subjektiver Richtung dem Tat- 
bestand zugrunde gelegt werden müssen. (Vergl. Urteil des Reichsgerichts 
vom 23. 6.1902 Entsch. in Strafs. Bd. 35, S. 309.) 

Nun ist aber weder aus dem Wortlaut noch auch aus dem Sinne des $ 2 
des Gesetzes vom 2. Mai 1900 ein Anhalt für die Ansicht der Revision zu ent- 
nehmen. Durch diese Vorschrift sollen im Gegensatze zu $ 1 des Gesetzes, 
welcher das Vorhandensein einer rechtswidrigen Absicht voraussetzt, 

a) die ohne eine solche Absicht den Tatbestand einer Hinterziehung ent- 

haltenden Handlungen und 

b) die nicht mit einer Abgabenhinterziehung verbundenen Verletzungen 

der Tarifvorschriften, z. B. der Vorschriften über Vorzeigung von 
Quittungen und Ausweispapieren, über Anhalten an Hebestellen usw. 
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getroffen werden (Ausführungsvorschriften zu dem Gesetz, vom 12. 9. 1900, 
zu § 2, Min.-Bl. f. d. i. V. 1900 S. 274). Der § 2 des Gesetzes verlangt also zu 
zu seiner Anwendung nicht die Absicht der Hinterziehung von Verkehrsabgaben, 
beläßt es indessen bezüglich des subjektiven Tatbestands bei den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen. Deshalb genügt bei Zuwiderhandlungen gegen die in den 
Tarifen oder Ausführungsbestimmungen getroffenen Ordnungsvorschriften zur 
Strafbarkeit Fahrlässigkeit, aber diese ist auch erforderlich (vergl. die Urteile 
des KG. vom 14. April 1902 bei Johow Bd. 24 C. 5.38 und vom 26. Februar 
1906 in der deutschen Jur.-Zeit 1906 Sp. 546). 

Wie aus den Feststellungen des Berufungsgerichts hervorgeht, waren die 
beiden Angeklagten bei der Nichtvorlegung der Eichscheine der Ansicht, daß 
die ihnen ausgehändigten Bescheinigungen des Wasserbauamts Dresden über 
die erfolgte Untersuchung und Vermessung der nn wirkliche Eich- 
scheine waren. Diese Ansicht würde, wenn sie unzutreffend gewesen sein sollte, 
keinen Irrtum über das Strafrecht darstellen, sondern einen Irrtum über Tat- 
umstände im Sinne des § 59 StrGB. Da die Strafkammer ohne Verletzung 
materieller Rechtsnormen ausgeführt hat, daß die Angeklagten dabei nicht 
fahrlässig gehandelt haben, erscheint ihr Urteil begründet. 


Mitgeteilt vom Landgerichtsdirektor Dr. v. Kraewel, Frankfurt a. M. 


$$ 35 Abs. 2, 38 Abs. 4, 148 Ziff. 4a. GewO. Vorschriften des pr. Ministers 
f. Handel u. Gew. für den Geschäftsbetrieb der Trödler usw. vom 30. 4. or, (Min. Bl. 
d. Handels- u. Gewerbeverw. S. 48), 26. 7. 02, (ebenda 02, 299) und 24. 8. Io, 
(ebenda Io, 483). 

I. Trödler haben nicht nur die Geschäfte des Trodelhandels. sondern auch 
alle diejenigen in das Trödel-Geschäftsbuch einzutragen, die sie in einem 
neben dem Trödelhandel betriebenen anderem Geschaftsbetriebe abschließen. 

2. Der Erlaß des Ministers f. Hand. u. Gew. v. 24. 8. 10, nach welchem auch 
die Ein- und Verkäufe neuer Sachen in das Trödelgeschäftsbuch ein- 
zulragen sind, ist rechtsgüllig. 

KG. FS. U. vom 12. 9. 12 gegen F. 1. S. 654/12. 

Angekl. hatteAnfang 1910 einen Trödelhandel und gleichzeitig einen 
Handel mit neuen Kleidern angemeldet und tatsächlich begonnen. Während 
er den letzteren Handel weiter betrieben hatte, hatte er seit Frühjahr 1910 
Trödelgeschäfte nicht mehr abgeschlossen: er hatte aber die Absicht, auch 
Trödelhandel weiter zu betreiben, nicht aufgegeben. Im Jahre 1911 gekaufte 
neue Überzieher hatte er nicht in das Trödelgeschäftsbuch eingetragen. 

1. KG. hebt das freisprechende Urteil auf: Der Ankauf der Überzieher 
war kein Geschäft des Trödelhandels, aber Angekl. war z. Zt. des Ankaufs 
Trödelhändler; denn er hatte einen Trödelhandel eröffnet und die Absicht, 
ihn weiterzuführen, nicht aufgegeben, wenn er auch seit längerer Zeit keine 
Trödelgeschäfte abgeschlossen hatte. Er war daher auch der ministeriellen 

30. 4. O1 
26. 7. 02; 24. 8.10 
ergibt, daß dem Trödler die Eintragung aller Einkaufs- und Verkaufs- 
geschäfte ohne Unterschied, ob es sich um solche des Trödelhandels oder um 
andere handelt, zur Pflicht gemacht ist. Hätte Satz 1 der Nr. 2 nur auf Ge- 
schäfte des Trödelhandels sich ‘beziehen sollen, so würde dies zum Ausdruck 
gebracht sein. Macht aber Satz 1 der Nr. 2 dem Trödelhändler die Eintragung 
aller Geschäfte zur Pflicht, so ergibt sich, daß sich auch Satz 2 der Nr. 2 auf 
Trödelhändler bezieht. Dieser Satz will gerade jeden Zweifel darüber beseitigen, 
daß der Trödelhändler auch die nicht zum Trödelhandel gehörigen Geschäfte, 
wozu der Handel mit neuen Sachen gehört, in das nach Nr. 4 zu führende Buch 
einzutragen hat. 


Vorschrift vom zu Nr. 2 unterworfen. Die Fassung der Nr. 2 
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2. Satz 2 der Nr. 2 findet seine Stiitze in § 38 Abs. 4 Gew.O. Diese ge- 
setzliche Bestimmung gestattet den Zentralbehörden ganz allgemein, Vor- 
schriften darüber zu erlassen, in welcher Weise die Trödelhändler ihre Bücher 
zu führen und welcher polizeilichen Kontrolle über den Umfang und die Art 
ihres Geschäftsbetriebes sie sich zu unterwerfen haben. Wie in der Entscheidg. 
d. KG. vom 27. 9. 06 (1. Str.S., abgedruckt im Gewerbearchiv Bd. 6, 272) 
ausgesprochen, findet diese Beschränkung des Gewerbebetriebes nicht in der 
Eigenschaft des Gewerbes als solchen, sondern in Eigenschaften des Gewerbe- 
treibenden persönlich ihre Begründung. Gegen eine etwaige Unzuverlässigkeit 
der Trödler sollte die den Zentralbehörden nach $ 38 GO. eingeräumte Be- 
fugnis eine Sicherheit bieten, indem sie allgemeine Kontrollvorschriften über 
Umfang und Art des Geschäftsbetriebes in die Hand der Zentralbehörde legte. 
Wie diese Kontrolle im einzelnen durchgeführt wird, ist dem Ermessen der 
Zentralbehörden überlassen; letztere können deshalb anordnen, daß auch 
solche von den Trödlern in ihrem Geschäftsbetriebe abgeschlossenen Einkaufs- 
geschäfte, die sich nicht auf Gegenstände des Trédelhandels beziehen, in das 
Geschäftsbuch eingetragen werden. In dem durch die Überwachung des 
Trödlerbetriebes zu schützenden sicherheits- und sanitätspolizeilichen In- 
teresse (Motive z. GO. vom 21. 6. 69 § 35) liegt es, daß den Trödlern selbst nicht 
überlassen bleibt, zu ermessen, welche Gegenstände zum Trödelhandel gehören 
und welche nicht, daß also die Trödler selbst nicht über die Notwendigkeit der 
Eintragung in das Geschäftsbuch zu entscheiden haben. Dieser Erwägung 
hat der Handelsminister durch Satz 2 Ziff. 2 Rechnung getragen. 


Oberlandesgericht Celle. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Sieburg in Celle. 


Zur Frage, wann ein Lebrverhdlinis im Sinne der §§ 126 ff. der Gewerbeord- 
nung als vorliegend anzusehen ist, und insbesondere, ob es dazu des Abschlusses 
eines schriftlichen Lebrvertrages bedarf. 

Urteil des St.-S. vom 13. Januar 1911. 3. S. 204/10. 

Gründe: Die frist- und formgerecht eingelegte Revision, mit welcher 
materielle Gesetzesverletzung in Anwendung des $ 148 Abs. 1 Ziffer 9a der Ge- 
werbeordnung gerügt wird, erscheint unbegründet. 

Die in dem angefochtenen Urteil getroffene Feststellung, daß auch noch 
nach dem 1. April 1910 B. und E. in einem Lehrverhältnis zu dem Angeklagten 
gestanden hätten, beruht auf tatsächlichen, gemäß $ 376 StPO. der Nach- 
prüfung durch das Revisionsgericht entzogenen Erwägungen des Vorderrichters, 
die einen Rechtsirrtum nicht erkennen lassen. Insbesondere ist es nicht zu 
beanstanden, daß seitens des Vorderrichters der vorliegend von den Beteiligten 
beliebten Bezeichnung der zwischen ihnen bestandenen Beziehungen Be- 
deutung nicht beigelegt ist. Ein Arbeitsverhältnis ist auch gegen den Willen 
der Beteiligten dann als Lehrverhältnis anzusprechen, wenn ihm hauptsächlich 
die Absicht zugrunde liegt, dem gewerblichen Arbeiter eine Ausbildung in 
dem betreffenden Gewerbe zu verschaffen; und daß solches hier der Fall war, 
ist in dem angefochtenen Urteil für erwiesen erachtet. 

Ebenso geht der Angriff der Revision fehl, daß ein Lehrverhältnis nach 
§ 126b der GO. den — vorliegend tatsächlich nicht erfolgten — Abschluß eines 
schriftlichen Lehrvertrages voraussetze. Wie sich aus diesem Gesetze selbst, 
namentlich aus den §§ 127d, 127f und 150 Abs. 1 Z. 4a desselben ergibt. und 
wie auch in Wissenschaft und Rechtsprechung allgemein anerkannt wird (vel. 
v. Landmanns Kommentar zur GO., 5. Aufl., Note 2 zu $126b und Stenglein, 
Strafrechtliche Nebengesetze des Deutschen Reiches, 3. Aufl., Note 4 zu $ 126b 
GO.), ist die fragliche Vorschrift nicht dahin zu verstehen, als sei das Vor- 
liegen eines formgerechten Lehrvertrages ein wesentliches Erfordernis für das 
Vorhandensein eines Lehrverhältnisses. Allerdings kann die Unterlassung der 
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schriftlichen Abfassung des Vertrages für die Beteiligten zivilrechtliche Nach- 
teile herbeiführen, und diese machen sich dadurch auch strafbar; die Wirk- 
samkeit des Vertrages wird aber durch die Unterlassung nicht berührt. 


1. Preuß. AG. z. GVG. § 50 Abs. ı Nr.2. Bei einer Zuwiderhandlung 
gegen eine auf Grund des § 7 Abs. 2 des Wellbewerbsgeselzes ergangene Anordnung 
der höheren Verwaltungsbehörde handelt es sich nicht um eine nach Landes- 
recht strafbare Handlung. 

2. Zur Frage der Rechisgülligkeit einer derartigen Anordnung, wenn die- 
selbe die Anzeigepflicht für die Ankündigung von Ausverkäufen nicht auf be- 
stimmle Arten von solchen beschränkt, und wenn sie ferner die Anzeigepflicht 
selbst mil einem weiteren Inbalt ausstallel, als das Wellbewerbsgeselz vorsieht. 

Urteil des St.-S. vom 19. Mai 1911. 3 S. 78/11. 

Gründe: Zur Verhandlung und Entscheidung über die vorliegende 
Revision des wegen Ubertretung des §10 Nr. 2 des Wettbewerbsgesetzes vom 
7. Juni 1909 verurteilten Angeklagten ist das Oberlandesgericht Celle und 
nicht etwa das Kammergericht zuständig. Wenn auch die den Gegenstand 
der Untersuchung bildende Handlung des Angeklagten darin bestehen soll, daß 
er vor der durch ihn erfolgten öffentlichen Ankündigung eines Ausverkaufs 
entgegen der auf Grund des $7 Abs. 2 a..a.O. erlassenen Bekanntmachung 
des Regierungspräsidenten in ... vom 4. Mai 1910 die durch $1 derselben 
vorgeschriebene Anzeige nicht erstattet habe, so würde doch seine Handlung, 
wenn sie strafbar ist, nicht nach dieser Bekanntmachung, also nach Landes- 
recht, sondern nach §10 des WG. strafbar sein. Der §50 Abs. 1 Nr, 2 des 
Preuß. AG. z. GVG. kommt daher hier nicht zur Anwendung. 

In der Sache selbst ist das Rechtsmittel an sich zulässig und auch be- 
gründet. 

Zwar erweist sich der Angriff der Revision gegen die Annahme des Vorder- 
richters, daß der Angeklagte einen Ausverkauf angekündigt habe, gegenüber 
den in dem angefochtenen Urteil getroffenen, gemäß § 376 StPO. der Nach- 
prüfung durch das Revisionsgericht entzogenen tatsächlichen Feststellungen 
und im Hinblick auf die in $9 Abs. 1 des WG. gegebene Begriffsbestimmung des 
Ausverkaufs als nicht gerechtfertigt.... 

Die Verurteilung des Angeklagten ist jedoch aus dem, auch von der Re- 
vision geltend gemachten Grunde zu beanstanden, daß die erwähnte Bekannt- 
machung des Regierungspräsidenten, welcher er zuwider gehandelt haben soll, 
in ihrem hier in Betracht kommenden $1 der Rechtsgültigkeit entbehrt, 
weil sie nicht die ihr in $7 Abs. 2 des WG. bezeichneten Grenzen innehält. 
Die vorherige Anzeige von der Ankündigung eines Ausverkaufs, deren Er- 
stattung nach dieser Gesetzesvorschrift seitens der höheren Verwaltungs- 
behörden angeordnet werden kann, ist nach der fraglichen Bekanntmachung 
von jedem zu erstatten, „wer im Bezirke der, Stadt N. durch geschäftliche oder 
persönliche Verhältnisse gezwungen ist, das Geschäft zu verkaufen, zu ver- 
oe oder aufzulösen, oder wer einzelne Teile des Warenlagers (bestimmte 

arengattungen) ganz aufgeben, abstoßen oder räumen will und hierzu die 
Veranstaltung eines Ausverkaufs in irgendeiner Form vorsieht‘. Nach §7 
Abs. 2 des Gesetzes kann aber die Anzeigepflicht nur „für die Ankündigung 
bestimmter Arten von Ausverkäufen“ angeordnet werden. Schon aus 
dem klaren Wortlaute der Vorschrift ergibt sich daher, daß eine Anordnung 
der Verwaltungsbehörde, welche die Anzeigepflicht allgemein für alle Aus- 
verkäufe vorschreibt, als gegen das Gesetz verstoßend angesehen werden muß. 
Außerdem wird die Richtigkeit dieser Auffassung durch die Entstehungs- 
geschichte der Vorschrift in vollem Maße bestätigt. In der amtlichen Begrün- 
dung zu dem, dem jetzigen $7 Abs. 2 entsprechenden $6 Abs. 2 des Entwurfs 
des Gesetzes wird ausgeführt, „es liege in der Natur der einschlägigen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse begründet, daß die Verpflichtung zur Anzeige des 
Ausverkaufs nicht schlechthin und in allen Fällen Platz greifen könne“; 
„das Bedürfnis werde nicht nur in den verschiedenen Teilen des Reichs, in 
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Stadt und Land, sondern auch in bezug auf die einzelnen Arten der Aus- 
verkäufe verschieden sein“; „der höheren Verwaltungsbehörde solle überlassen 
bleiben, zu bestimmen, für welche Arten der Ausverkäufe die Anordnung 
gelten solle“; aus diesem Grunde sei auch nicht zu besorgen, ,,daB die Vor- 
schrift zu einer unerwünschten Belästigung auch des redlichen Ausverkäuters 
führen werde“ (Verhandlungen des Reichstages, 12. Legislaturperiode, 1. Session, 
Anlagenband 252, Drucksachen Nr. 1109 S. 17). Dementsprechend ist auch 
bei der ersten Lesung des Entwurfs im Reichstage seitens eines Abgeordneten 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß durch die betreffenden Anordnungen die 
soliden Geschäfte nicht belästigt werden dürften (Bd. 234 S. 6532 der steno- 
graphischen Berichte zu den erwähnten Verhandlungen). Andererseits ist der 
Anregung eines Abgeordneten bei jener Lesung, die Anzeigepflicht für alle 
Ausverkäufe einzuführen (a.a.O. S. 6539), keine Folge gegeben und ein 
demnächst in der Kommission gestellter Antrag, in §6 Abs. 2 die Worte , be- 
stimmter Arten“ zu streichen, später zurückgezogen (Anlagenband 255, Druck- 
sache Nr. 1390 S. 8462 und 8464). 

Aus dem Wortlaut der Vorschrift „bestimmter Arten‘ und ihrer vor- 
stehend mitgeteilten Entstehungsgeschichte ergibt sich zugleich, daß auch eine 
Anordnung, welche, wie die hier in Frage stehende Bekanntmachung, die An- 
zeigepflicht für den Bezirk der betretfenden Verwaltungsbehörde nur örtlich 
beschränkt, sich nicht in den gesetzlichen Grenzen hält. Die Anzeigeptlicht 
muß auch sachlich beschränkt werden, sei es, daß sie für gewisse Formen, 
des Ausverkaufs, z.B. für Konkurs- oder Wanderlager-Ausverkäufe, sei es 
daß sie für das eine oder andere Gewerbe angeordnet wird, z. B. für Ausver- 
käufe in der Manufakturwarenbranche. Vel. die Kommentare zum Wett- 
bewerbsgesetz vom 7. Juni 1909 von Finger, Zitfer13 zu § 7, Fuld Ziffer V 3 
zu § 7 und Ebermayer in Stengleins strafrechtlichen Nebengesetzen des Deutschen 
Rechts, 4. Aufl., S. 1036 Ziffer & zu § 7. 

Ireendeine sachliche Beschränkung enthält aber die Bekanntmachung 
vom 4. Mai 1910 nicht. In derselben wird zwar nicht wörtlich gesagt, daß die 
Anzeigepflicht für die Ankündigung aller Ausverkäute angeordnet werde: sie 
schließt sich jedoch in ihrer Fassung im wesentlichen an die im $9 Abs. 1 des 
WG. gegebene Begriffsbestimmung an. Damit werden durch die Bekannt- 
machung sämtliche — vollständige und Teil- — Ausverkäufe, die regelmäßig 
im Geschäftsleben vorkommen, welcher Form sie auch sein, und für welches 
Gewerbe sie auch veranstaltet werden mögen, getroffen. 

Ist schon hiernach der $1 der Bekanntmachung als ungültig anzusehen, 
so hedarf es nicht der Erörterung, oh die dort getroffene Anordnung etwa auch 
deshalb beanstandet werden müßte, weil sie die Anzeigeptlicht selbst 
mit einem weiteren Inhalt, als das Gesetz vorsieht, ausgestattet hat, indem 
von dem Anzeigepflichtign die Angabe ı icht nur des Zeitpunkts des Beginns, 
sondern auch der voraussichtlichen Zeitdauer des Verkaufs verlangt 
wird; vgl. a.a. 0. O. Finger, Zifter 16 zu $7 und Fuld, Zitfer V6 Abs. 1 zu 
§7 und VI zu 810. 

Einer mit dem Gesetz in Widerspruch stehenden Anordnung der Ver- 
waltungsbehörde dart das Gericht keine Folge geben; a. a. O. O. Finger, Zitfer 14 
zu § 7, Fuld, Zitfer VI zu §40 und Ebermaver, Ziffer 11 zu $7. Es liegt daher 
eine-nach $ 10 Nr. 2 des WG. strafbare Ubertretung des Angeklagten nicht vor. 


Kann eine Ebrenpforte als ein zur Verschönerung dienender Gegenstand 
im Sinne des $ 304 SIGB. angeschen werden ? 

Urteil des St.S. vom 19. Mai 1911. 3 S. 79M1. 

Gründe: Die Revision erscheint begründet. 

Wenn das Berufungsgericht ausführt, daß die beschädigte Ehrenpforte 
zum öffentlichen Nutzen gedient habe, so ist damit wohl der Begriff des 
öffentlichen Nutzens verkannt, denn es ist nicht einzusehen, inwiefern 
die Ehrenpforte dem Nutzen der Allgemeinheit gedient haben sollte. In- 
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dessen hat das BG. auch angenommen, und darauf hat es vor allen Dingen 
Gewicht gelegt, daß die Ehrenpforte der Verschönerung eines öffentlichen 
Weges gedient habe. Wie weit Gegenstände zur Verschönerung beitragen, 
ist im wesentlichen Tatfrage; dafür, daß der Begriff der Verschönerung 
verkannt sei, liegt nicht Genügendes vor. Ihn so eng zu fassen, wie die Re- 
vision es will, nämlich unter Beschränkung aut das künstlerisch Schöne, ent- 
spricht nicht der Tendenz des Gesetzes. Die Feststellung, daß die Ehren- 
pforte jedenfalls mit stillschweigender Genehmigung der Behörde errichtet 
war, ist tatsächlicher Art, ebenso das weitere, daß sie durch die Beschädi- 
gung gerade in ihrer Zweckbestimmung beeinträchtigt wurde. Eine erheb- 
nn Beeinträchtigung wird in dieser Beziehung nicht verlangt (vgl. ERG. St. 
. 9 220). 

Bedenklich erscheint aber die Auffassung des BG. insotern, als es an- 
scheinend ohne Beschränkung jede vorübergehende Verschöne- 
rung als genügend ansieht und unter dem Einflusse dieser Auffassung 
nicht prüft, ob die Dauer der Verschönerung im vorliegenden Falle die An- 
wendung des $304 StGB. rechtfertigt. Schon der Ausdruck des Gesetzes 
„Gegenstände, welche zur Verschönerung dienen“, weist jedoch darauf hin, 
daß eine gewisse Dauer jedenfalls gefordert wird, die sich allerdings nicht ein 
für allemal bestimmen läßt. Zur Prüfung unter diesem Gesichtspunkt war 
daher das Urteil aufzuheben. 

Die gemäß § 387 Abs. ı Salz ı StPO. erforderliche Zustellung der Revisions- 
schrift ist, wenn die Revision von der Staatsanwaltschajt eingelegt ist, nicht seitens 
der letzteren, sondern seitens des Gerichts zu bewirken. 

Beschluß des St.S. vom 4. April 1911. 3 W 94/11. 

(Die Gründe für diese Entscheidung sind im wesentlichen diejenigen des 
im Archiv 58 258 abgedruckten Beschlusses des Oberlandesgerichts Düssel- 
dorf vom 12. Juni 1909. Auch ist noch aut einen gleichlautenden Beschluß des 
Kammergerichts vom 20. Mai 1880, abgedruckt bei von Marck und Kloß, die 
Staatsanwaltschaft in Preußen, 2. Aull., S. 420, bezug genommen.) 


1. Das Recht, gemäß $ı170o StPO. auf gerichtliche Entscheidung anzu- 
tragen, ist in formeller Beziehung von der Innchaltung beider in Abs. I daselbst 
bestimmten Fristen abhängig. 

2. Auch wird die zweiwöchige Frist zur Anbringung der Beschwerde gegen 
den Bescheid der Staatsanwaltschaft nur dadurch gewahrt, daß die Beschwerde 
innerhalb dieser Frist bei dem vorgesetzten Beamten der Staatsanwalischaft 
eingeht. 

Beschluß des St.S. vom 9. Juni 1911. 3 W 180/41 (ergangen entsprechend 
den Ausführungen in Löwes Kommentar zur StPO., 12. Aufl., Note 2a und b 
zu $ 170; vgl. zu 1 auch Archiv 37 75, sowie § 178 — nebst Begründung — des 
im Jahre 1908 dem Reichstage vorgelegten Entwuries einer StPO.). 


Oberlandesgericht Dresden. 
Mitgeteilt von Geheim. Justizrat Dr. v. Feilitsch, Dresden. 


~ Sind Polizeiverordnungen, die die öffentliche Aufforderung zum Boykolt 
schlechthin mil Strafe bedrohen, rechlsenllig? 
Urteil vom 4. März 1911. HIT 34/11. 

Es ist davon auszugehen, daß die deutsche Gesetzgebung dem Austrag 
der wirtschaftlichen Kämpfe zwischen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
keine andern Hindernisse entgegensetzen will, als solche, die sich aus der Rechts- 
ordnung von selbst ergeben. Nun sind die wirtschaftlichen Kämpfe, da sich 
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- verschiedene Interessen gegenüberstehn, gar nicht denkbar ohne Anwendung 
eines gewissen Zwangs des einen Teils auf den andern. Das Ziel des Kampfes 
ist die Durchsetzung der von dem einen oder dem andern Teil aufgestellten 
Forderungen. Der Gegner soll zur Nachgiebigkeit gezwungen werden, wenn 
er es nicht vorzieht, sich freiwillig zu unterwerfen. Dabei wird, vom Stand- 
punkt des Gegners aus betrachtet, die Bewilligung der von dem andern Teil auf- 
gestellten Forderungen stets einen Nachteil, der ihm zugefügt wird, bedeuten. 
Derartige Kämpfe sind bei der Entwicklung, die unser Wirtschaftsleben, 
namentlich seit Freigabe des Koalitionsrechts der gewerblichen Arbeiter (§ 152 
Gew.O.), genommen hat, unvermeidlich. Zu den Mitteln, die bei diesen Kämpfen 
von Seiten der Arbeiter angewendet werden, gehört auch der Boykott. Er ist 
als Kampfmittel den Arbeitern besonders geeignet, weil er die Möglichkeit 
eröffnet, durch Heranziehung des Publikums weitere Kreise als Bundes- 
genossen zu werben und so auf den Gegner einen verschärften Druck 
auszuüben. Widerrechtlich wird das Mittel des Boykotts durch das Hinein- 
tragen in die Öffentlichkeit für sich allein noch nicht. Die Grenzen, inner- 
halb deren sich die öffentliche Aufforderung zum Boykott bewegen muß, um 
noch als erlaubt zu gelten, bestimmen sich im wesentlichen danach, ob ein 
Verstoß gegen die guten Sitten vorliegt oder nicht. Von diesem Gesichts- 
punkt aus hat das Reichsgericht auf Grund von $ 826 BGB. in zahlreichen Ent- 
scheidungen (RGZ. S. 51, 381 ff.; 54. 259; 57, 427 ff.; 60, 102 ff., namentlich 
RG. 66, 53 ff., 379 ff., Seuff. Bl. 1908, 968 und J. W. 1909, 109) allgemein 
Handlungen, die im gewerblichen Lohnkampf den Gegner durch Druckmittel 
zu einem bestimmten, dem Handelnden günstigen Verhalten bestimmen sollten, 
nur dann als gegen die guten Sitten verstoßend angesehn, wenn entweder die 
zur Erreichung des zunächst erlaubten Zwecks angewendeten Mittel an sich 
unsittliche sind, wie wahrheitswidrige und aufhetzende Darstellungen. oder 
wenn der als Druckmittel benutzte, dem Gegner zugefügte Nachteil so erheblich 
ist, daß dadurch dessen wirtschaftlicher Ruin herbeigeführt wird oder dieser 
Nachteil wenigstens zu dem erstrebten Vorteil in keinem erträglichen Ver- 
hältnis steht, endlich auch wenn nach Lage der Sache der Erfolg, der durch 
das Druckmittel herbeigeführt werden soll, als ein berechtigtes Ziel nicht nehr 
erscheint; dagegen hat das Reichsgericht die bloße Tatsache der Öffentlich- 
keit des Boykotts, der Hineinziehung nicht interessierter Kreise als nicht 
gegen die guten Sitten verstoßend anerkannt. 

Hiermit ist der angefochtenen Polizeiverordnung die recht 
liche Grundlage entzogen. Es geht nicht an, daß im Wege der Polizei- 
verordnung eine Handlung — die öffentliche Aufforderung zum Boykott — 
schlechthin mit Strate bedroht wird, obwohl sie an sich zu den erlaubten 
Kampfmitteln in gewerblichen Streitigkeiten gehört und nur bei Vorliegen 
besonderer Umstände gegen die guten Sitten verstößt, rechtswidrig ist. 
So sehr zu bedauern ist, daß bisweilen bei der Anwendung jener Waffe im 
Lohnkampf Ausartungen und Mißbräuche vorkommen, so reicht doch diese 
abstrakte Möglichkeit zukünftiger Rechtsverletzungen allein noch nicht 
aus, den Gebrauch jener Waffe ein für allemal zu untersagen und unter 
Strafe zu stellen. Hat das Privatrecht das Vorliegen einer Rechtsverletzung 
verneint, so ist damit zugleich für die Polizeirewalt die Grenze gezogen. die 
sie nicht überschreiten darf, ohne ihrerseits den Rechtsboden zu verlassen: 
für die Annahme einer mittelbaren Störung der guten Ordnung des Gemein- 
wesens und demzufolge für die Erlassung eines Polizeiverbots unter dem Ge- 
sichtspunkt der Präventivpolizei ist eben insoweit kein Raum mehr (vgl. 
Schanze a. a. O. S. 185, Planck DJZ. 1907, 10, Lobe DJZ. 1908, 938). 

Die Unterstellung des Verhaltens des Angeklagten unter die Strafbestint- 
mung des § 360 Ziffer 11 StGB. begründet das Landgericht damit, daß seine 
Handlungsweise sich nicht auf abgeschlossene Kreise beschränkt habe, sondern 
vorzüglich durch Verteilung des Flugblatts über diese hinaus in die Allgemein- 
heit getreten und geeignet gewesen sei, diese Allgemeinheit zu belästigen und 
zu beunruhigen, auch diesen Erfolg, wie dem Angeklagten bewußt gewesen 
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sei, tatsächlich gehabt habe. Diese Feststellungen vermögen jedoch die Ver- 
urteilung des Angeklagten wegen Verübung groben Unfugs nicht zu tragen. 
Der Tatbestand des groben Unfugs, setzt außer einer groben ungebührlichen 
Handlung, die nach den obigen Darlegungen ausgeschlossen ist, eine Ver- 
letzung oder Gefährdung des äußern Bestandes der öffentlichen Ordnung 
voraus. Es genügt nicht, daß in einer unbestimmten und unbegrenzten Menge 
von Personen beunruhigende oder sonst belästigende Gefühle wachgerufen 
wurden, vielmehr kommt es darauf an, ob und inwieweit der rein innere Vor- 
gang der psychischen Beunruhigung des Publikums nach außen hin zum 
Ausdruck gekommen ist oder wenigstens nach Lage des Falls zum Ausdruck 
kommen konnte (vgl. RGSt. 31, 185 ff.; 34, 426, 36, 214; Annalen d. Sächs. 
OLG. 24, 346 ff.). Die in dem angefochtenen Urteil enthaltenen Feststellungen 
über die Schlußworte des Angeklagten bei seiner im Tivoli gehaltenen Rede 
und den Inhalt des Flugblatts lassen aber schon jetzt deutlich erkennen, daß 
eine Störung des äußeren Bestandes der Öffentlichen Ordnung nach den 
besonderen Umständen des vorliegenden Falls nicht zu befürchten war und 
auch nicht eingetreten ist. 

Nach alledem war auf die Revision des Angeklagten das angefochtene 
Urteil aufzuheben und ohne weiteres gemäß $ 394 StPO. auf Freisprechung 
zu erkennen. 


Das Verbot in § 3 Abs. 2 des Totalisator-G. v. 4. Juli 1905 umfaßt auch 
das nur miltellbare Auffordern (Anreizen) zum Abschlusse von Welten. 

Urteil vom 8. März 1914. III 44/11. 

Der Angeklagte hatte in der Zeitung „Deutscher Sport“ Annoncen auf- 
gegeben, in denen er sich zur Erteilung von Informationen für französische 
Rennen empfahl, und Listen mit seiner Firma versandt, in denen er die seiner 
Ansicht nach chancenreichsten Pferde, die in den Rennen der nächsten Zeit 
liefen, gegen Bezahlung anzugeben sich erbot. Beide Instanzen haben den 
Angeklagten von der aus $$ 3, 6 des Reichsgesetzes betr. Wetten bei öffentlich 
veranstalteten Pferderennen vom 4. Juli 1905 erhobenen Anklage freigesprochen. 
Das Berufungsgericht gründet seine Entscheidung im wesentlichen auf folgende 
Erwägungen: Das Vergehen des Angeklagten sei keine Aufforderung, sondern 
nur ein Anreizen zum Eingehen von Wetten. Aufgefordert sei nur zu einer 
Vorbereitungshandlung des Wettens, nämlich zur Einholung von Auskünften 
über gewinnversprechende Rennpferde.  „Auffordern“ und „Anreizen‘ sei 
schon mit Rücksicht auf die Fassung des § 112 StGB., wo neben dem ‚„Auf- 
fordern“ das „Anreizen‘‘ noch besonders hervorgehoben würde, nicht gleich- 
zustellen. Die Aufforderung müsse sich unmittelbar auf das Abschließen 
von Rennwetten erstrecken. Überdies müsse mit Stenglein (Kommentar zu 
den strafrechtlichen Nebengesetzen Anm. 9 zu $ 3 1. c.) angenommen werden, 
daß nur der zum Abschluß auffordere oder sich erbiete, der selbst als Kon- 
trahent auftreten, die Wetten abschließen wolle. 

Mit der Revision rügt die Staatsanwaltschaft Verletzung des §3 des 
Totalisatorgesetzes, insofern der Begriff des Aufforderns zum Abschluß 
von Wetten verkannt sei. Die Revision ist Deeründet. 

Die von der Vorinstanz dem Begriff des Aufforderns zum Abschluß von 
Wetten gegebene Auslegung ist zu eng. Ihr steht schon der Wortlaut des 
Gesetzes entgegen. Wenn es im Absatz 2 des § 3 des Totalisatorgesetzes heißt 
„Aufforderungen..... zum Abschluß von Wetten... sind verboten“, so ist 
hierunter entsprechend dem „Auffordern‘ in § 49a StBB. jede ausdrückliche 
oder durch konkludente Handlungen abgegebene Erklärung an einen andern 
zu verstehn, wodurch dieser zum Abschluß von Wetten bestimmt oder in seinem 
bereits gefaßten Entschluß bestärkt werden soll (vgl. Olshausen. Anm. 5 zu 
§ 49a StGB.). Das Gesetz unterscheidet nicht zwischen unmittelbarem 
Auffordern (Auffordern im engeren Sinn) und mittelbarem Auffordern (An- 
reizen), sondern spricht ganz allgeemem von „Aufforderungen“. Demzufolge 
darf jene Unterscheidung auch nicht in das Gesetz hineingetragen werden. 
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Wenn im §112 StGB. ausdrücklich zwischen „Auffordern‘ und ‚.Anreizen‘‘ 
unterschieden wird, so läßt sich aus diesem Einzelfall nicht ohne weiteres der 
Rückschluß ziehn, daß überall in der Strafgesetzgebung diese Unterscheidung 
streng festgehalten ist, und noch viel weniger kann dies von der hier in Frage 
kommenden Strafvorschrift angenommen werden, weil diese nicht dem ge- 
meinen Strafrecht, sondern einem Sondergesetz mit ganz individuellen Tat- 
beständen angehört. Auch die Auffassung, daß der Auffordernde die Absicht 
haben müsse, selbst als Kontrahent auizutreten, findet in dem angezogenen 
Wortlaut der fraglichen Gesetzesvorschrift keinerlei Anhalt. 

Vor allem steht aber die Auslegung des Berufungsgerichts in unverein- 
bareın Widerspruch mit dem Zwecke des Totalisatorgesetzes. Dieser besteht 
darin, das Publikum vor der Ausbeutung der Spielsucht zu schützen. Das 
Gesetz hat also einen wesentlich polizeilichen Charakter; es will die MiB- 
stände bekämpfen, die sich vielfach bei öffentlichen Pferderennen, haupt- 
sächlich nach der Besteuerung der Wetteinsätze beim Totalisator durch das 
Reichsgesetz vom 27. April 1894 bei den Privatwettbureaus herausgestellt 
hatten. Ein Hauptmißstand war aber gerade der, daß von den Privatwett- 
bureaus das Publikum durch öffentliche Aufforderungen und Angebote, nament- 
lich in Zeitungen und Druckschriften, zum Wetten auf Pferderennen angereizt 
wurde, und eben diesem Mißstande sollte in erster Linie der Absatz 2 des § 3 
des Totalisatorgesetzes ein Ende machen (vgl. Stenglein Anm. 7 1. c.). Dieser 
gesetzgeberische Zweck würde nicht oder nur höchst unvollkommen erreicht 
werden, wenn die einschränkende Auslegung des Vorderrichters zu- 
treffend wäre. 


Ortsregulativbestimmungen über die Erhebung von Armenkassenabgaben für 
Lustbarkeiten sind durch das Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908 nicht außer 
Kraft gesetzl. 

Urteil vom 22. März 1911. III 60/11. 


Der Angeklagte ist von beiden Vorinstanzen der Zuwiderhandlung gegen 
88 2, 4, 6 des Regulativs der Gemeinde E. für schuldig befunden worden. 


Die Verurteilung beruht darauf, daß er als Geschäftsführer des Textil- 
arbeiterverbandes, Geschäftsstelle F.-A., am 16. Oktober 1910 im Gasthote 
„Wettiner Hof“ in E. ein mit einem bis 2 Uhr nachts dauernden Ball ver- 
bundenes Stiftungsfest des Verbandes veranstaltete, ohne zuvor die für Offent- 
liche Lustbarkeiten festgesetzte Armenkassenabgabe an die Gemeinde ab- 
geführt zu haben. 


Mit der Revision wird Verletzung des § 4 des Reichsvereinsgesetzes 
vom 19. April 1908 gerügt, insofern diese Gesetzesvorschrift die Erschwerung 
von Versammlungen und demzufolge auch Auflagen der hier in Frage kommen- 
den Art verbiete. Die Rüge ist unbegründet. 

Nach der vom Senat in seinem Urteil vom 2. März 1910 (Annalen des 
Sächs. Oberlandesgerichts Bd. 31, S. 307 ff.) niedergelerten und ausführlich 
begründeten Rechtsansicht unterstehen Vereine dem $1 RVG. auch insoweit, 
als sie nicht zu „Versammlungen‘, d. h. Zusammenkünften behufs Erörterung, 
Beratung oder Beschlußfassung von Angelegenheiten zusammentreten, sondern 
in anderer Weise den Vereinszweck verwirklichen, z. B. durch Veranstaltung 
von Tanzlustbarkeiten. An dieser Ansicht hält der Senat fest. Geht man 
hiervon aus, so ist nicht zu bezweifeln, daß auch das hier in Frage stehende 
Tanzvergnügen, obschon es keine „Versammlung“ ist, dennoch als Veranstaltung 
eines seinen Zwecken gemäß sich betätigenden Vereins von $1 RVG. er- 
griffen wird. Dagegen tibersieht die Revision, daß die angezogene Gesetzes- 
bestimmung lediglich die polizeilichen Beschränkungen. die weder ım 
Reichsvereinsgesetz noch in andern Reichsgesetzen enthalten sind, außer 
Kraft setzt. Es kann sich daher für den vorliegenden Fall nur fragen, ob die 
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in dem E.’er Gemeinderegulativ den Veranstaltern von Tanzvergnügen unter 
bestimmten Voraussetzungen auferlegte Verpflichtung zur Vorausbezahlung 
einer in die Armenkasse fließenden Abgabe als eine polizeiliche Beschrän- 
kung im Sinne des RVG. aufzufassen ist. Diese Frage ist jedoch zu verneinen. 
Das Regulativ gehört, wie schon seine Überschrift „Regulativ betr. die Er- 
hebung von Armenkassenabgaben für öffentliche Lustbarkeiten in E.“ und 
sein gesamter Inhalt ergibt, gar nicht dem polizeilichen, sondern ausschlieBlich 
dem steuerrechtlichen Gebiet an; insbesondere verfolgt der § 4, der die 
Entrichtung der Abgabe vor der Abhaltung der Lustbarkeit zur Pflicht macht. 
offensichtlich keinen andern Zweck, als den, die Gemeinde wegen ihres An- 
spruchs auf Zahlung der Abgabe möglichst sicherzustellen. 


Zur Auslegung der §§ 20, 2r des RPreBG. vom 7. Mai 1874. 

Urteil vom 26. April 1914. III 64/11. 

Die Revision geht von der falschen Voraussetzung aus, daß den ver- 
antwortlichen Redakteur die Benennung des Verfassers des inkrimi- 
nierten Artikels vor seiner Bestrafung als Täter im Sinne von § 20 Abs. 2 des 
Preßgesetzes schütze, weil solchenfalls allemal der $21 Abs. 2 1. c. einschlüge. 
Weder die Entstehungsgeschichte noch der Wortlaut oder Zweck des Gesetzes 
berechtigen zu dieser Auffassung. Es ist vielmehr sehr wohl möglich und von 
der Rechtsprechung längst anerkannt, daß der verantwortliche Redakteur 
neben dem Verfasser — sei es als Alleintäter, sei es als Mittäter oder Ge- 
hülfe — wegen des strafbaren Inhalts einer periodischen Druckschrift in Strafe 
genommen werden kann (vgl. RG. 24, 270. Klöppel, Das Reichspreßrecht 
S. 375 ft., Schwarze-Appelius, Das Reichspreßgesetz, 4. Aufl. S. 160, von Man- 
goldt, Das Gesetz über die Presse, Anm. 7k zu $ 20, Honigmann, Die Verant- 
wortlichkeit des Redakteurs, S. 98/99). Ein solcher Fall liegt hier vor, nur mit 
der Besonderheit, daß die Bestrafung des Verfassers des Artikels infolge der 
sechsmonatigen Preßverjährung ausgeschlossen ist. Es ist ferner unzutreffend, 
wenn die Revision meint, daß der verantwortliche Redakteur mit der Ver- 
breitung der periodischen Druckschrift nichts zu tun habe. Solange der 
verantwortliche Redakteur in der Lage ist, die Veröffentlichung der Zeitung zu 
verhüten, die den Gegenstand der strafbaren Handlung bildet, ist er hierzu 
verpflichtet, gleichviel ob mit der Verbreitung bereits begonnen 
ist oder ob sie erst bevorsteht. Der strafbare Inhalt einer Zeitung 
tritt erst durch seine bestimmungsgemäße Veröffentlichung in die äußere 
Erscheinung, und über diese Veröffentlichung hat der verantwortliche Re- 
dakteur mit zu entscheiden; er haftet als Verursacher der Veröffent- 
lichung. Auf diesem Boden stehen auch die Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in RG. 22, 65 ff.; 32, 69 ff.: 35, 315. Die zuletzt erwähnte betrifft 
einen Straffall, der dem hier zur Aburteilung stehenden vollständig gleich- 
artig ist (s. übrigens auch Stenglein, Die strafrechtlichen Nebengesetze des 
Deutschen Reichs, Anm. 4 zu § 20). Endlich ist auch das Bedenken der Re- 
vision unbegründet, daß zu der Zeit, wo der Angeklagte nach Ansicht des Be- 
rufungsgerichts hätte einschreiten müssen, der Tatbestand des § 20 des 
PreBgesetzes bereits vollendet gewesen sei. Vollendet war das Preß- 
delikt erst mit der Ausgabe des letzten Exemplars der betreffenden Nummer 
der „Volksstinnme‘, die gesamte Verbreitung stellt sich als eine einheitliche, 
im Fortsetzungszusammenhang berangene Tat dar (vel. RG. 15, 370). Deshalb 
war auch nach Ausgabe eines Teils der in Frage kommenden Nummer der 
„Volksstimme‘“ bezüglich der von der Verbreitung noch nicht betroffenen 
Exemplare die Begehung der dem Angeklagten zur Last gelegten Beleidigung 
möglich. 
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Gewerbebetrieb im Umberziehen. Aufsuchen von Warenbestellungen; Auf- 
forderung zur Bestellung durch Vorzeigen der Ware. §§ 55 Abs. ı Ziff. 2, 55a, 
146a Gew. Ordg. 

Urteil vom 19. April 1911. III 96/11. 

Der Angeklagte betreibt in P. das stehende Gewerbe als Schuhwaren- 
händler. Danach ist er nach $44 der GewO. befugt, auch außerhalb des Ge- 
meindebezirks seines Wohnorts persönlich Bestellungen auf Waren aufzusuchen. 
Will er das tun, also auswärts und ohne Begründung einer gewerblichen Nieder- 
lassung dort und ohne vorgängige Bestellung in eigener Person Warenbestellungen 
suchen und damit sein Gewerbe insoweit in der Form des Gewerbebetriebes im 
Umherziehen im Sinne von §55 Abs. 1 Ziffer 2 der GewO. ausüben, so hat er 
zwar den, nach derselben Gesetzesstelle an sich für den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen erforderlichen Wandergewerbeschein nicht nötig, er muß aber 
eine Legitimationskarte mit sich führen, wie sie $44a vorschreibt. Die 
l.egitimationskarte befreit ihn indes nicht von der Verpflichtung, die sonstigen 
für den Gewerbetrieb im Umherziehen gegebenen Vorschriften zu beobachten. 
Er hat daher insbesondere nach § 55a der GewO. an Sonn- und Festtagen das 
Aufsuchen von Warenbestellungen außerhalb seines Wohnorts zu unterlassen. 
Würde er Sonntags oder Festtags solche Bestellungen auswärts suchen, so 
käme darauf, ob er dabei jene Legitimationskarte besaß und mitführte, über- 
u nichts an; auch wenn er sie mitführen würde, wäre er aus § 55a straf- 
tällig. | 

Hiernach ist seine Verurteilung aus §§ 146a, 55a, 55 Abs. 1 Ziffer 2 GO. 
gerechtfertigt. 

Er hat nach den Feststellungen der Vorinstanzen am 16. November 
1910, einem BuBtage, sich mit 2 Kartons Schuhwaren nach O. verfügt und 
hei den Gutsbesitzern B. und Z. unter Vorzeigen seiner Ware vorgesprochen. 
Schon früher hatte er bei beiden wiederholt Bestellungen auf Schuhwaren 
entgegengenommen. In O. hatte er keine gewerbliche Niederlassung; erbeten 
hatten B. und Z. seinen Besuch nicht. 

Der Angeklagte wendet ein, er habe, weil er nun einmal in O. gewesen 
sei, B. und Z., als seine Kunden, nur fragen wollen, woran es liege, daß sie 
lange nicht mehr gekauft hätten; das habe er bei B. nicht hindern können, 
daß dessen Kinder die Schuhe auspackten und ein Paar dem jüngsten Kinde 
anprobierten; angeboten habe er aber nichts. er habe vielmehr die Leute, die 
an sich hätten kaufen wollen, wegen der Bestellung und der Entnahme der 
Schuhe an seine Geschäftsstelle in Pl. verwiesen. Dieser Einwand ist vom 
Landgericht mit der Erwägung zurückgewiesen. daß der Angeklagte nach 
diesen seinen eigenen Darstellungen immerhin den B. und Z. zu, wenn auch 
nachträglich zu bewirkenden, Bestellungen habe anreizen wollen. 

Eine an sich zulässige Rüge der Revision ist nur darin zu erblicken, daß 
sich der Angeklagte gegen die im wesentlichen auf rechtlichem Gebiete liegende 
Annahme wendet, er habe den Versuch, Bestellungen auf Waren zu erlangen, 
schon damit unternommen, daß er die Zeugen dazu, wenigstens nachträglich 
nun etwas zu bestellen, angereizt habe. Das ist indes, zumal nach der tat- 
sächlichen Lage des Falles und angesichts der Erklärung in der Revisions- 
begründung, anpreisen habe er seine Waren wollen, rechtlich nicht zu be- 
anstanden. Wenn der Händler einem Kunden, der lange nichts gekauft hat, 
bei dem er also ebendeshalb nunmehr einen Bedarf voraussetzt, seine Waren 
vorzeigt und dadurch in ihm neue Kauflust zu wecken sich bemüht, so fordert 
er ihn durch das Vorzeigen, als durch eine konkludente Handlung, auf, wieder 
etwas zu bestellen. Auch damit sucht er Warenbestellung auf, wenn die Be- 
stellung selbst auch erst etwas später endgültig bewirkt werden soll. Das Wesent- 
liche ist überhaupt die Aufforderung, zu bestellen; schon darin vollendet sich 
das Aufsuchen einer Bestellung. 

Abwegig ist sodann die Ausführung der Revision, es müsse, wenn das, 
was der Angeklagte am BuBtage getan, ein Suchen von Warenbestellungen 
sein solle, dies auch von allen Warenankündigungen in Sonn- und Festtags- 
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nummern der Tageszeitungen gelten. Der annoncierende Gewerbetreibende 
fordert, wenn er auch im allgemeinen seine Waren anzeigt, damit noch keine 
einzelne bestimmte Person auf und bewirkt vor allem die Anreizung zu einer 
Bestellung nicht in eigener Person, sondern nur durch das unpersönliche Mittel 
der Presse. 

Zur Erstreckung des Schankbelriebes über die bisher erlaublermaßen dazu 
benutzten Räume hinaus bedarf es, troiz Realschankgerechligkeil, der vorherigen 
gewerbepolizellichen Genehmigung. §§1. 33. 48. 147 Abs. 1 Ziff. 1 GewO. 

Urteil vom 26. April 1911. 98/11. 

Der Angeklagte hat in seinem Hause, worauf eine Realschankgerechtig- 
keit ruht, außer im Erdgeschoß und in zwei Zimmern des Obergeschosses, für 
die ihm die Konzession zum Schankbetrieb erteilt worden war, auch in zwei 
weiteren Zimmern des Obergeschosses die Schankwirtschaft betrieben, ohne 
die Erteilung der Konzession für diese nachträglich zum Schankbetriebe hinzu- 
geschlagenen Räume abzuwarten. Mit Recht erblickt das Landgericht hierin 
ein Vergehen gegen § 147 Abs. 1 Z.1 i. V. mit §33 Abs. 1, Abs. 2 Z. 2 GO. 

Es ist davon auszugehn, daß die Inhaber von Realschankgerechtigkeiten 
trotz des Fortbestehens dieser Gerechtigkeiten als solche (vgl. § 40 GO.) in der 
Ausübung ihrer Rechte grundsätzlich denselben gewerbepolizeilichen Be- 
schränkungen unterworfen sind, wie die Inhaber persönlich erteilter Kon- 
zessionen, und daß für sie nur diejenigen Beschränkungen in Wegfall kommen, 
die sich aus dem Wesen der Realgerechtigkeiten von selbst ergeben. 
Wenn daher der $33 GO. den Betrieb der Schankwirtschaft von der Erlaubnis 
der Gewerbepolizei abhängig macht und die Versagung der Erlaubnis an be- 
stimmte Voraussetzungen knüpft, die teils in der Person des Konzessions- 
suchers, teils in tatsächlichen, von seiner Person unabhängigen Umständen 
liegen müssen, so kann es sich nur fragen. welche von jenen Voraussetzungen 
beim Vorliegen einer Realschankgerechtirkeit deshalb ohne weiteres aus- 
scheiden, weil sie intolge der Verleihung der Gerechtigkeit als ein für allemal 
gegeben zu erachten sind: dagegen entbindet das bloße Vorhandensein der 
Realschankgerechtigkeit seinen Inhaber nicht schlechthin von der Ver- 
pflichtung, im Fall der Ausübung der Gerechtigkeit die gewerbepolizeiliche 
Erlaubnis einzuholen. Das folgt aus der allgemeinen Vorschrift in $1 GO., 
wonach der Betrieb eines Gewerbes jedermann gestattet ist, soweit nicht 
durch die Gewerbeordnung Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben 
oder zugelassen sind, in Zusammenhalt mit § 33, wo für den Betrieb des Schank- 
wirtschaftsgewerbes ganz allgemein, also ohne daß Realrechte davon 
ausgenommen wären, die Konzessionspflicht ausgesprochen ist. Auf 
dieser Grundlage kommt man zu dem Ergebnis, daß durch Verleihung der 
Realschankgerechtigkeit für ein bestimmtes Haus der Berechtigte zwar nicht 
von der Verpflichtung befreit wird, die Gewerbebehérde um Erteilung der 
Erlaubnis zum Schankbetriebe anzugehn, daß aber die Versagung der Er- 
laubnis nicht auf die Lage der Wirtschaftsräume und auf den Mangel eines 
vorhandenen Bedürfnisses, sondern nur auf Eigenschaften seiner Person 
oder auf die Beschaftenheit der Wirtschaftsräume gestützt werden darf 
(vel. Landmann, Kommentar zur GO.. 5. Aufl., Anm. 5d zu $ 33. Annı. 2 Abs. 5 
zu $48 und die dort angezogenen gerichtlichen Erkenntnisse; Stenelein, Die 
strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reichs, 3. Aufl.. Anm. 28 zu § 33; 
Neumann. Jahrbuch des deutschen Rechts, 4. Jahrgang. S. 942, Anmerkung 
zu § 48 GO.). Was von dem ursprünglichen Inhaber der Realschankgerechtig- 
keit gilt, trifft auch für den späteren Erwerber einer solchen zu. Der $48 GO. 
hat durch die Bestimmung, daß Realgewerbeberechtieungen auf jede nach 
den Vorschriften der Gewerbeordnung befähigte Person derart übertragen 
werden können. daß der Erwerber die Gerechtigkeit für eigene Rechnung aus- 
üben darf, nicht etwa die Ausübung des Realrechts an das alleinige Erfordernis 
der persönlichen Befähigung des Erwerbers binden wollen, sondern es hat 
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damit vielmehr nur dem Gedanken Ausdruck verliehn werden sollen, daB die 
zur Zeit des Inkrafttretens der Gewerbeordnung bestehenden Realrechte auf 
Dritte — sei es ihrem rechtlichen Bestande nach, sei es nur zur Nutzung, wie 
z. B. bei Verpachtungen — übertragen werden diirfen, ohne daB im übrigen 
der Erwerber günstiger gestellt sein sollte, als seine Rechtsvorgänger. Der 
Grundsatz, daß niemand "mehr Rechte übertragen kann, als er selbst besitzt, 
hat eben auch Geltung für die Veräußerung von Realgewerberechten (vgl. 
Landmann Anm. 2 Abs. 4 zu $48 und Stenglein Anm. 1 zu $ 48). 

Hiernach bedurfte der Angeklagte, obwohl er Eigentümer eines Hauses 
geworden war, auf dem eine Realschankgerechtigkeit ruhte, demnach zur 
Erstreckung des Betriebs über die bisher bewirtschafteten Räume hinaus auf 
die beiden Zimmer im Obergeschoß der gewerbepolizeilichen Erlaubnis 
um deswillen, weil die Gewerbepolizei in die Lage versetzt werden mußte, zu 
prüfen, ob sich die neu hinzugeschlagenen Räume ihrer Beschaffenheit 
nach zum Schankbetriebe eigneten. Der Angeklagte hat auch gewußt, daß er 
ohne jene Erlaubnis den Schankbetrieb in den fraglichen Räumen nicht be- 
ginnen durfte Damit sind sämtliche Voraussetzungen für seine Bestrafung 
aus $147 Abs. 1 Z.1 GO. gegeben. 

Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß die auf dem Hause des 
Angeklagten ruhende Realschankgerechtigkeit eben deshalb, weil sie nicht 
auf einzelne im voraus bestimmte Räume beschränkt war, sondern dem ganzen 
Hause zugute kam, an sich auch die hier fraglichen Räume mit umfaßte 
(vgl. Jahrbücher Kgl. Sächs. Oberverwaltungsgerichts Bd. 7 S. 303 ff.). Denn 
damit war die Frage noch nicht entschieden, ob nicht vielleicht wegen polizei- 
licher Bedenken, die aus der Beschaffenheit der Räume herzuleiten waren 
(Bau-, Feuerpolizei usw.), die gewerbepolizeiliche Erlaubnis zur Erweiterung 
des Schankbetriebes durch Vergrößerung seines Umfangs zu versagen war, 
wie denn auch tatsächlich aus baupolizeilichen Gründen, nämlich wegen un- 
zureichender Höhe der Zimmer, eine besondere Dispensation seitens der Kreis- 
hauptmannschaft als Oberbehörde erforderlich war. Nach der Gestaltung. die 
das Konzessionswesen im Schankwirtschaftsgewerbe durch $33 GO. erhalten 
hat, ist es auch nicht angängig, zwischen der gewerbepolizeilichen Er- 
laubniserteilung einerseits und dem allgemeinen polizeilichen Ver- 
bietungsrecht in Rücksicht auf sicherheits-, bau-, feuer- oder sittenpolizei- 
liche Gesichtspunkte andrerseits als zwei gänzlich voneinander unabhängigen 
öffentlich rechtlichen Funktionen zu unterscheiden, sondern die Gewerbe- 
polizei, von der die Erteilung oder Versagung der nachgesuchten Erlaubnis 
ausgeht, hat zur Vorbereitung ihrer EntschlieBung über das betreffende 
Gesuch die Ortspolizeibehörde über die an die Beschaffenheit der in 
Frage kommenden Wirtschaftsräume zu stellenden polizeilichen Anforderungen 
(Bau-, Feuerpolizei usw.) gutachtlich zu hören (§33 Abs. 2 Z. 2 und Abs. 3), 
so daB vom Gesetz gerade ein Ineinandergreifen von Gewerbe- und sonstiger 
Polizei vorgeschrieben ist. 


Das fiir gewerbsmäpige Stellenvermitller bestehende Verbot, Wohn- oder 
Schlafstellen gewerbsmafig zu vermielen, leidet keine Ausnahmen. § 3, Abs. 7, 
§ r2 Abs. ı Liffer 2 des Stellenvermilllergesetzes vom 2. Juni IQIO. 

Urteil vom 3. Mai 4911. TIT 105/11. 

Der Angeklagte hat, obwohl er das Gewerbe eines Stellenvermittlers im 
Sinne des Stellenvermittlergesetzes betreibt, seit etwa 2 Jahren bis zur Ver- 
kündung dieses Urteils von seiner Wohnung 2 möblierte Zimmer mit Früh- 
kaffee und Bedienung für monatlich 25 . dem Dekorateur K. zum Wohnen 
und Schlafen vertragsmäßig aut Zeit überlassen, um sich dadurch eine dauernde 
Erwerbsquelle zu schaffen. 

Die Vorinstanz hat zwar hierin ein gewerbsmäßiges Vermieten dieser 
Räumlichkeiten mit Recht erblickt. Sie ist aber gleichwohl zur Freisprechung 
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gelangt, weil das Stellenvermittlergesetz den Stellenvermittlern das darin 
ezeichnete Vermieten nur an Stellensuchende, nicht aber auch an andere 
Personen verbiete und weil K. zum Angeklagten in dessen Eigenschaft als 
Stellenvermittler keinerlei Beziehungen habe. 

Dieser Auffassung ist nicht beizutreten. 

Das in §3 Abs. 1 des Gesetzes ansgesprochene Verbot, bestimmte Ge- 
werbe und darunter auch die „gewerbsmäßige Vermietung von Wohn- und 
Schlafstellen‘“ selbst oder durch andere zu betreiben, ist bezüglich aller dabei 
genannten Gewerbe schlechthin und ohne jede Einschränkung erlassen. Nach 
der Fassung des Gesetzes ist auch weder zu erkennen noch anzunehmen, daß 
der Gesetzgeber eine dem Wortlaut nicht zu entnehmende Einschränkung 
trotzdem gewollt habe. Das würde auch gar nicht zu dem in $3 verfolgten 
Zwecke des Gesetzes entsprechen, der Ausbeutung oder schädlichen Beein- 
flussung der Stellesuchenden durch die Stellenvermittler, der Schaffung von 
Gelegenheiten zur Unsittlichkeit und deren Förderung möglichst nachdrücklich 
entgegenzuwirken. Die Gefahr von alledem ist mit dem Gewerbe der Stellen- 
vermittlung überhaupt, ganz besonders aber auch mit dem vom Gesetze ver- 
botenen Vermieten seitens der Stellenvermittler verknüpft, und zwar nicht nur 
dann, wenn letzteres an Stellensuchende, sondern auch in den Fällen wo es an 
andere Personen geschieht. Denn bei der Leichtigkeit, mit der das Verbot 
umgangen werden könnte, sofern es auf das Vermieten an Stellesuchende be- 
schränkt würde, bestände die Gefahr beim Vermieten an andere Personen als 
an Stellesuchende in kaum geringerem Maße als bei dem an diese selbst und 
gleichviel, ob es sich um nur vorübergehende Beherbergungen oder um Ver- 
mietungen auf längere Zeit handelt. Dieser Gefahr aber kann mit Wirksamkeit 
nur durch ein möglichst allgemeines und umfassendes Verbot des sie mit sich 
bringenden Vermietens vorgebeugt und entgegengetreten werden, soweit das 
überhaupt zu erreichen ist. Daß hierzu ein Verbot der für gefährlich erachteten 
Vermietungen an jedermann bei weitem geeigneter ist als derjenigen nur an 
Stellesuchende, ist selbstverstandlich. Deshalb muß angenommen werden, 
daß auch der Gesetzgeber das von ihm ausgesprochene Verbot möglichst all- 
gemein und umfassend gemeint und gewollt hat, da er andernfalls einer be- 
absichtigten Einschränkung sicherlich ebenso Ausdruck verliehen haben würde, 
wie das in $17 der Sachs. Verordnung vom 6. August 1902 geschehen ist. Da 
er dies nicht getan hat, liegt nach den vorstehenden Ausführungen keinerlei 
Grund vor, das von ihm festgelegte Verbot enger als nach seinem klaren Wort- 
laute und anders auszulegen, als es dem Sprachgebrauche und den herrschenden 
rechtlichen Grundsätzen entspricht. 

Danach muß als verboten gelten, ‘daß die Stellenvermittler selbst oder 
durch andere vertragsmäßig Wohn- oder Schlafstellen auf Zeit gegen Zahlung 
von Mietzins an andere Personen, wer es auch sei, zum Gebrauche gewähren, 
sofern es innerhalb einer mit dem Willen fortdauernder Weiterführung vor- 
genommenen und auf Erzielung von Gewinn gerichteten Erwerbstätigkeit ge- 
schieht. Unter „Wohn- und Schlafstellen‘“ aber sind, im Gegensatze zu 
„Wohnungen“, räumlich beschränkte und bescheidenere einzelne oder doch 
nur wenige Räumlichkeiten und Gelegenheiten zum Wohnen und Schlafen für 
einzelne Personen und gegen geringeres Entgelt zu verstehen. 

Für diese Auslegung sprechen übrigens auch die weiteren Vorschriften 
in §3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes. Auch sie zeigen deutlich, daß der Betrieb der 
in Absatz 1 bezeichneten Gewerbe den Stellenvermittlern möglichst umfassend 
hat verboten werden sollen. Der Umstand, daß das Gesetz zwar diese be- 
sonderen Vorschriften, nicht aber auch das Verbot des Vermietens an andere 
Personen als an Stellesuchende hervorhebt, ist hinreichend damit erklärt, daß 
zwar dieses Verbot, nicht aber auch jene Vorschriften in dem allgemeinen Ver- 
bote bestimmter gewerbsmäßiger Vermietungen bereits mit enthalten sind. 

Zu vgl. die Begründung des Entwurfs zu § 3 des Stellenvermitiler- 
gesetzes und aus ihren Anlagen die Begründung zu $3 des Gesetzes 
vom 2. Juni 1902 über die Stellenvermittlung für Schiffsleute sowie 


Aus der Praxis Deutscher Oberlandesgerichte (Dresden). 311 


Art. 8 der französischen Gesetzgebung, ferner Komm. zum Stellen- 
vermittlergesetze $3 von Hoffmann Note 8, Stenglein (Strafrechtl. 
Nebengesetze Nr. 90) N. 2 und von Köhler Note 7, Entsch. des 
Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 37 S. 281 und Bd. 12 S. 391. 
Demgegenüber ist nicht stichhaltig, was von der Vorinstanz zur Be- 
gründung der Freisprechung des Angeklagten ausgeführt worden ist. Auch bei 
Auslegung des Gesetzes in oben dargelegtem Sinne wird den Stellenvermittlern 
die Aufnahme von Pensionären und wird ihnen als Besitzern von Häusern die 
gewerbsmäßige Vermietung von solchen nicht grundsätzlich, sondern eben 
nur soweit zu versagen sein, als es sich um das im oben entwickelten Sinne ge- 
fährliche gewerbsmäßige Vermieten von Wohn- oder Schlafstellen handelt. 
Die entgeltliche Aufnahme eigener Kinder aber wird regelmäßig nicht als Ver- 
mietung aufzufassen sein, weil es sich dabei einerseits nicht sowohl um ein auf 
bestimmte Zeitabschnitte berechnetes und vertragsmäßiges, als vielmehr nur 
um ein auf der Grundlage der Familie beruhendes Gewähren der Wohnung von 
unbestimmter Dauer und anderseits nicht um Mietzinsen, sondern um Beiträge 
zu den Lasten des Familienunterhalts handelt — soweit das nicht der Fall ist, 
sondern tatsächlich ein gewerbsmäßiges Vermieten von Wohn- oder Schlaf- 
stellen vorliegt, unterliegen auch hier wie in den beiden ersteren Fällen die 
Stellenvermittler selbstverständlich den Verboten des $3 des Gesetzes. 


® 


Beschränkt sich das Aneignungsrecht des Jagdberechliglen auf das in seinem 
eigenen Reviere verendele Wild? §§ 292, 293 SIGB. 

Urteil vom 24. Mai 1911. III 121/11. 

Das Revier der vom Angeklagten erpachteten Gemeindejagd von Z. 
grenzt an das Waldrevier des dem Grafen B. gehörigen und seinem Jagdrechte 
unterstehenden Rittergutes L. 

Am 41. November 1910 hat der Angeklagte in der Nähe der Grenze beider 
Reviere in Ausübung der Jagd von seinem eigenen Jagdgebiete aus einen 
darüber fliegenden Fasan geschossen. Dieser ist jenseits der Grenze auf dem 
L.’er Reviere niedergegangen. Nunmehr hat der Angeklagte unter Uber- 
schreitung der Grenze dieses ihm fremde Jagdgebiet betreten und dort ohne 
Erlaubnis zum Zwecke der Aneignung nach dem Fasan gesucht. Ob der Fasan 
bereits diesseits — also in unmittelbarer Folge des Schusses noch in der Luft — 
oder aber erst jenseits der Grenze und ob er somit im Jagdgebiete des An- 
geklagten oder in dem des Grafen B. verendet war, ist unerwiesen geblieben. 

Der Fasan unterlag als wilder Vogel nach $1 Abs. 2 des Sächs. Jagd- 
gesetzes vom 11. Dezember 1864 mit $2 Abs. 2 des Einf.Ges. zum StGB. lebend 
wie verendet dem Jagdrechte und damit der ausschließlich dem Jagdberechtigten 
desjenigen Revieres, in dem er sich jeweils befand, zustehenden Befugnis, sich 
ihn anzueignen. 

Dabei ist unstreitig, daß er dem Jagdrechte des Grafen B. anheimfiel, 
sofern er erst in dessen Jagdreviere verendet war, und nach den tatsächlichen 
Feststellungen und Beweisannahmen des Landgerichts hat der Angeklagte 
solchenfalls geflissentlich sich einer unberechtigten Jagdfolge nach $ 33 des 
angeführten Jagdgesetzes und damit (§ 2 Abs. 2 des Einf.-Ges. zum StGB.) 
des Vergehens nach §§ 292 und 293 StGB. schuldig gemacht, indem er be- 
wußtermaßen den Fasan als ein angeschossenes, aber noch lebendes Wild zum 
Zwecke seiner Aneignung in den Wald des L.’er Jagdreviers verfolgt hat, wo 
er zu jagen nicht berechtigt war. 

Er hat aber gegen §§ 292 und 293 StGB. auch dann verstoßen, wenn der 
Fasan bereits diesseits der Grenze verendet und nur infolge des Beharrungs- 
vermögens seiner Fluggeschwindigkeit, des Windes oder eines sonstigen Zu- 
falls in das Jagdgebiet des Grafen B. hinüber gelangt war. 

Die entgegengesetzte und auch mit der Revision vertretene Rechts- 
ansicht geht davon aus, daß das Aneignungsrecht des Jagdberechtigten auf das 
in seinem eigenen Reviere verendete Wild beschränkt sei. Sie scheint zwar 
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früher geherrscht zu haben — zu vgl. der Aufsatz in Goltdammers Archiv Bd. 16 
vom Jahre 1868 S. 24 ff. — und wird auch noch jetzt — in der Hauptsache 
wohl auf Grund der Ausfiihrungen dieses Aufsatzes — vielfach und anscheinend 
sogar überwiegend vertreten (z. B. Lotze-Böhme, Jagd und Fischerei S. 25 ff. 
N. 6 und S. 100 N. 1b, v. Feilitsch, Sächs. Landesstrafrecht Bd. 1 S. 366 N. 27a). 
Sie ist jedoch keineswegs unbestritten (Olshausen-Zweigert, Komm. zum StGB. 
8292 N.8 Abs. 2), auch dem Wortlaute und dem erkennbaren Sinne der in 
Betracht kommenden Gesetze nicht zu entnehmen und mit dem natürlichen 
Rechtsempfinden nicht im Einklange. 

Die in $ 1 des Jagdgesetzes aufgezahlten Gegenstände des Jagdrechts 
lassen deutlich erkennen, daß der Gesetzgeber dem Jagdberechtigten die Be- 
fugnis, sich das jeweils auf seinem Reviere befindliche Wild anzueignen, in 
möglichst weitem Umfange hat einräumen wollen. Hinsichtlich des , ver- 
endeten Wildes,, hat er sie besonders hervorgehoben. Daß sie im Widerspruche 
mit diesem Standpunkte auf das in demselben Reviere verendete Wild habe 
beschränkt werden sollen, ist dabei weder durch die Wahl der für das dort ver- 
endete Wild gebräuchlichen Bezeichnung als „Fallwild‘, noch in anderer Weise 
zum Ausdrucke gekommen und auch sonst nirgends zweifelsfrei zu erkennen. 

Insbesondere kann als hierzu geeignet nicht anerkannt werden das in $ 33 
des Jagdgesetzes enthaltene Verbot, angeschossenes Wild auf fremdes Jagd- 
revier zu verfolgen (Jagdfolge). Dabei kann dahingestellt bleiben, ob diese 
Gesetzesbestimmung nur das früher weitverbreitete Recht auf „Jagdfolge‘ 
ausschließen oder aber zugleich das — gegenüber $1 an sich entbehrliche, 
aus praktischen Gründen aber zweckmäßige — Verbot eines im Eifer der Jagd- 
ausübung ganz besonders naheliegenden und sicherlich häufigen Jagdfrevels 
noch besonders einschärfen sollte. Denn im einen wie im andern Falle will sie 
unverkennbar den Jagdberechtigten vor schädigenden Eingriffen in sein Reicht 
der Wildaneignung schützen. Demgegenüber ‘aber wäre es sinnwidrig, gerade 
aus ihr eine Beschränkung dieses Rechtes ableiten zu wollen, für die es an jedem 
zwingenden Grunde fehlt. Dies um so mehr, als es sich bei der „Jagdfolge“ 
von jeher nur um jagdgesetzliche Sonderbehandlungen des Eingriffs in fremdes 
Jagdrecht durch die Verfolgung noch lebenden Wildes gehandelt hat und 
deshalb Fälle, die nicht hierunter zu rechnen sind, zur Vermeidung von Fehl- 
schlüssen nur mit größter Vorsicht auf Grund von Schlußfolgerungen aus jenen 
Sonderbestimmungen beurteilt werden dürfen. 

Das gilt auch besonders für den vorliegenden Fall. Da der Fasan eine 
herrenlose Sache war, so war es zu seiner Aneignung beim Mangel abweichender 
Bestimmungen der sächsischen Landesgesetzgebung (zu vel. § 69 des Einf.-Ges. 
zum BGB.) nach §958 Abs. 1 mit §§854 und 872 BGB. nötig, daß der sich 
ihn Aneignende die tatsächliche Verfügungsgewalt über ihn erlangte und ihn 
als ihm gehörig in Besitz nahm. Daß beides noch nicht erfolgt war, ehe der 
Fasan auf das Jagdgebiet des Grafen B. niederging und dort liegen blieb, ergeben 
die Feststellungen des angefochtenen Urteils. Er war deshalb nach wie vor 
auch dort noch herrenlos und unterlag somit dem auf $1 Abs. 3 des Jagd- 
gesetzes beruhenden ausschließlichen Aneignungsrechte des Grafen B. Aus 
diesem Grunde aber — nicht aus dem einer , ‚Jagdfolge — enthielt die auf 
seine Aneignung gerichtete Tätigkeit des Angeklagten einen schädigenden Ein- 
griff in das Jagdrecht des Grafen B. und, da auch im übrigen alle Tatbestands- 
merkmale von §§ 292 und 293 StGB. im angefochtenen Urteile einwandfrei und 
lückenlos festgestellt sind, ein Vergehen gegen diese gesetzlichen Bestimmungen. 


Nichlöffentliche Vereinsveranstallungen. B. Lusibarkeiten, sofern ste 
innerhalb des Vereinszweckes liegen, sind von der i fur Ve ranstaltunge n gleicher 
Art vorgeschriebenen Verpflichlung zu vorberiger Anzeige bei der Polizei Jret. 

Urteil vom 31. Mai 1911. TEE 131/11. 

Die Staatsanwaltschaft sn die Meinung des Berufungsgerichts, daß 
die Vorschriften in §§ 2 Abs. 2, 5 Abs. 2, 6, 12, 13 und 19 des D.'er Polizei- 
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regulativs vom 22. Juni 1892, soweit es sich um Vereinsvergniigen handle, 
durch das RVG. außer Kraft getreten seien. Es sei zwar richtig, daß durch 
81 RVG. die polizeiliche Kontrolle für jede denkbare Form der Betätigung 
eines unpolitischen, nicht strafbare Zwecke verfolgenden Vereins innerhalb 
dieses Zweckes und des Mitgliederkreises ausgeschlossen sei. Eine solche Kon- 
trolle, die sich speziell gegen eine bestimmte Form derartiger Vereinsbetätigung 
richte, sei jedoch in dem angezogenen Regulativ überhaupt nicht vorgeschrieben. 
Die darin für nicht Öffentliche, aber in Gast- und Schankwirtschaften abzu- 
haltende Tanzvergnügungen, theatralische Aufführungen, Musikdarbietungen 
und dergleichen vorgeschriebene Anzeigepflicht beruhe darauf, daß die Polizei- 
behérde aus sicherheits-, feuer- und wohlfahrtspolizeilichen Gründen ein erheb- 
liches Interesse daran habe, von derartigen Veranstaltungen Kenntnis zu be- 
sitzen, wenn sie an Öffentlichen Orten stattfinden. Die Anzeigepflicht richte 
sich gegen jeden, der ein Vergnügen der fraglichen Art veranstalte, nicht nur 
gegen Vergnügungs- und andere Vereine. Die Anzeigepflicht sei demnach 
nicht eine Sonderverpflichtung, die nur Vereinen auferlegt werde, wie in dem 
vom Oberlandesgericht in dem Urteil vom 2. März 1910 (Annalen 31, 307) 
entschiedenen Fall, sondern eine Verpflichtung, die alle Personen, auch wenn 
sie sich nicht zu Vereinen verbunden hätten, zu erfüllen haben würden. Nur 
solche polizeiliche Vorschriften aber, die sich ausschließlich gegen die Ver- 
eine als solche richteten und diesen eine ihre freie Vereinsbetätigung. be- 
schränkende Sonderverpflichtung auferlegten, seien durch das Vereinsgesetz 
außer Kraft getreten. Dieser Auffassung trete auch das Oberlandesgericht 
Dresden a. a. O. sowie in den Annalen Bd. 32 S. 20 ff. abgedruckten Urteil 
vom 5. Oktober 1910 keineswegs entgegen. Sie werde auch vom Kammer- 
gericht in seinem Urteil vom 1. November 1909 (Regersche Sammlung 1910, 
4. Ergänzungsband S. 153 ff.) geteilt. 

Die von der Staatsanwaltschaft vertretene Ansicht kann nicht für zu- 
treffend erachtet werden. 

Wie das Oberlandesgericht in dem Urteil vom 2. März 1910 näher dar- 
gelegt hat, ist in dem vom Vereinsgesetz in $1 Abs. 1 S. 1 aufgestellten Grund- 
satz, daß alle Reichsangehörigen das Recht haben, zu Zwecken, die den Straf- 
gesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine zu bilden, zugleich der Satz ausgesprochen, 
daß derartige Vereine berechtigt sind, sich dem Vereinszweck gemäß zu be- 
tätigen und, soweit sie sich innerhalb dieser Grenzen halten, von jeder 
polizeilichen Beschränkung befreit sind, die nicht in dem Vereinsgesetz selbst 
oder in andern Reichsgesetzen vorgesehen ist. Daß die hier in Frage kommenden 
Vereine durch Abhaltung der für ihre Mitglieder bestimmiten, dem Vergnügen 
und der Pflege der Geselligkeit dienenden Festlichkeiten eine ihrem Vereins- 
zweck gemäße Tätigkeit entfaltet haben, unterliegt keinem Zweifel. Nicht 
minder leuchtet ein, daß die jenen Vereinen durch das in Rede stehende Polizei- 
regulativ bei Strafandrohung auferlegte Verpflichtung, vor der betreffenden 
Veranstaltung hiervon der Polizeibehörde Anzeige zu erstatten, ganz abgesehen 
von der damit verbundenen Erhebung von Polizeigebühren (§ 16 des Regulativs) 
eine „polizeiliche Beschränkung“ in sich schließt, die weder im Vereinsgesetz, 
noch in anderen Reichsgesetzen enthalten ist. Die Beschränkung ist eine doppelte 
eine positive, indem sie die Vertreter des Vereins zu einem Handeln, zur An- 
zeigeerstattung bei der Polizei, verpflichtet, und eine negative, indem sie das 
Stattfinden der Veranstaltung bis zur Abholung (812 Abs.0) der Anzeige- 
bescheinigung untersagt; die Strafandrohung (§ 19) dient lediglich dazu, die 
Durchführung der auferlegten Beschränkungen nach Möglichkeit zu sichern. 
Es kann sich daher nur fragen, ob diese Anzeigeverpflichtung um deswillen 
zu Recht besteht, weil sie nicht ausschließlich Vereine, sondern auch 
Einzelpersonen trifft, die Darbietungen, wie sie hier in Frage stehen, veranstalten. 
Diese Frage ist zu verneinen. 

Der Entwurf des Reichsvereinsgesetzes hatte sich darauf beschränkt, ım 
84 ganz allgemein durch die Fassung: „Alle Reichsangehörigen haben das 
Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine zu 
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bilden und sich zu versammeln‘ den Grundsatz der Vereins- und Versammlungs- 
freiheit aufzustellen. In der Begriindung war betont, daB das Recht, Vereine 
zu bilden und sich zu versammeln, ihre Grenze in den Strafgesetzen, d. h. allen 
Strafrechtsnormen, auch wenn sie nicht in die Form des Gesetzes gekleidet sind, 
hätte, daß jenes Recht nur auf dem Gebiet der Vereins- und Versammlungs- 
freiheit selbst Wirkungen äußern dürfe, daß dagegen die Polizei-Beschränkungen, 
welche sie im Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben einzelnen auferlegen könne, 
auch Vereinen und Versammlungen gegenüber zur Anwendung bringen dürfe, 
da ihre Rechtsmittel nicht dadurch hinfällig gemacht werden dürften, daß an 
die Stelle des einzelnen eine Mehrheit von Personen trete. Aus der mangelnden 
Festlegung der Schranken, welche hiernach der Vereins- und Versammlungs- 
freiheit auch in Zukunft gezogen werden sollten, im $1 des Entwurfs ergaben 
sich erhebliche Streitfragen, die zu lebhaften Erörterungen führten. Laband 
hatte sich in der Deutschen Juristenzeitung 1908 S. 4 mit Bezug auf den § 1 
des Entwurfs des Reichsvereinsgesetzes dahin ausgesprochen: „Für das un- 
ermeßlich große Gebiet des Vereinslebens und der Versammlungen für alle 
nichtöffentlichen Angelegenheiten sind alle polizeilichen Beschränkungen 
hinweggeräumt. Sie bedürfen weder einer Anmeldung noch einer Genehmigung, 
sie können ihre Statuten und ihre Organisation machen, wie sie wollen, sie 
brauchen auch gar keine zu haben; es besteht keine Beschränkung des Alters 
und des Geschlechts, jugendliche Personen und Frauen können Vereine gründen 
und Mitglieder werden, dürfen Versammlungen veranstalten und daran teil- 
nehmen. Es gibt keine polizeiliche Beaufsichtigung und kein polizeiliches 
Auflösungsrecht mehr.“ Es wurde infolgedessen in der Reichstagskommission, 
welche mit der Beratung des Entwurfs des Reichsvereinsgesetzes befaßt war, 
der Antrag gestellt, in das Gesetz eine Vorschrift aufzunehmen, wonach nur 
diejenigen Beschränkungen der Vereins- und Versammlungsfreiheit Geltung 
haben sollten, die durch das Vereinsgesetz vorgeschrieben und zugelassen seien. 
Dabei wurde zur Begründung geltend gemacht, daß alle Bestimmungen, die 
die Handhabe zu einer chikanösen Praxis etwa im Sinne des Allgemeinen Land- 
rechts 810 Teil II Tit. 17 (‚die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffent- 
lichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publikum 
oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist das 
Amt der Polizei“) geben könnten, beseitigt werden müßten und daß gegen die 
allgemeinen polizeilichen Machtmittel der Gesundheits-, Bau- und Gewerbe- 
polizei ein Damm aufgerichtet werden müsse. Andrerseits wurde darauf hin- 
gewiesen, daß es z.B. nicht möglich sei, eine Einwirkung der Gesundheits- 
HRS, etwa im Falle einer Epidemie gegenüber den Vereinen und Versamm- 
ungen ganz auszuschließen. Daraufhin gab der damalige Staatssekretär des 
Innern von Bethmann Hollweg die Erklärung ab: ‚Indem der Entwurf allen 
Reichsangehörigen das Recht gewährt, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht 
zuwiderlaufen, Vereine zu bilden und sich zu versammeln, spricht er aus, daß 
eine Personenmehrheit oder einzelne Personen von dem Gesichtspunkt aus, 
daß sie von ihrem Vereins- und Versammlungsrecht Gebrauch machen, nur 
denjenigen Beschränkungen unterworfen werden dürfen, welche der Entwurf 
selbst vorsieht. Abgesehen hiervon dürfen Maßregeln gegenüber der Gefahr, 
die nur darin gefunden werden kann, daß eine Mehrzahl von Personen zu 
Vereinen oder Versammlungen zusammentritt, nicht getroffen werden. Andrer- 
seits wird aber die Staatseewalt durch den Entwurf nur auf dem Gebiet des 
Vereins- und Versammlungsrechts beschränkt. Niemand, sei es ein einzelner 
oder eine Mehrheit von Personen. kann dadurch, daß er von dem Vereins- oder 
Versammilungsrecht Gebrauch macht, in andrer Richtung eine bevorzugte 
Stellung verlangen. Es sollen nicht etwa für Vereine und Versammlungen Vor- 
rechte in dem Sinne geschaffen werden, daß die vom Versammlungsrecht Ge- 
brauch machenden Staatsbürger den allgemeinen Gesetzen nicht mehr unter- 
Worfen wären. Strafbare Handlungen bleiben strafbare Handlungen, auch 
wenn sie in Vereinen oder Versammlungen begangen würden. Ist ferner bei- 
spielsweise das Betreten bestimmter Örtlichkeiten, sei es an sich, sei es wegen 
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Baufalligkeit oder weil sie von ansteckender Krankheit infiziert sind, ver- 
boten, so bleibt dieses Verbot Unbefugten gegeniiber auch dann bestehen, wenn 
diese dort etwa ihr Vereins- oder Versammlungsrecht ausüben wollen. Ein 
solches Verbot richtet sich nicht gegen den Verein oder die Versammlung als 
solche, sondern gegen den einzelnen ohne Rücksicht auf seine Teilnahme an 
Vereinen und Versammlungen“. Indessen auch diese Erklärung wurde als 
genügender Schutz gegen polizeiliches Einschreiten nicht erachtet, und der 
Kampf drehte sich hauptsächlich um die Ausschließlichkeit des Vereins- 
und Versammlungsrechts gegenüber dem Landespolizeirecht. Das End- 
ergebnis dieses Kampfes war der $4 des Vere’nsgesetzes in seiner jetzt vor- 
liegenden Fassung (vgl. Stier-Somlo, Kommentar zum RVG. S. 23 ff.). 

Aus dieser Entstehungsgeschichte des §1 des Vereinsgesetzes in Ver- 
bindung mit dem in den Motiven sowie in der Beratung des Gesetzes immer 
wiederkehrenden Gedanken, das Vereins- und Versammlungsrecht für das 
ganze Deutsche Reich einheitlich, liberal und erschöpfend zu ordnen dergestalt, 
daß fortan im Bereich des Vereins- und Versammlungsrechtes das 
Landesrecht vollständig beseitigt sei, soweit das Reichsvereinsgesetz 
es nicht ausdrücklich aufrechterhalte, ist mit Notwendigkeit die Schluß- 
folgerung zu ziehen, daß innerhalb des Deutschen Reichs polizeiliche Ver- 
ordnungen insoweit, als sie auch für nichtöffentliche Vereinsveranstaltungen 
- der hier in Frage kommenden Art aus wesentlich sicherheitspolizeilichen 
Gründen die Anzeigeerstattung vorschreiben zufolge ihres Widerspruchs 
mit der im $ 1 des Vereinsgesetzes gewährleisteten Vereins- und Versammlungs- 
freiheit außer Kraft getreten sind. Nun zeigt eine nähere Prüfung des 
Polizeiregulativs vom 22. Juni 1892, daß die dort bestimmte Anzeigepflicht 
für die vorliegend allein in Betracht kommenden nichtöffentlichen, in 
Gast- und Schankwirtschaften stattfindenden Musikdarbietungen, deklama- 
torischen oder anderen Vorträgen und Tanzvergnügungen hauptsächlich im 
Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung, sonach 
aus Sicherheitspolizeilichen (im Gegensatz zu wohlfahrtspolizeilichen) 
Gründen festgesetzt ist, um der Polizeibehörde die Möglichkeit zn geben, unter 
diesem Gesichtspunkt entweder die Veranstaltung überhaupt zu untersagen 
oder sie wenigstens durch hierzu abgeordnete Beamte überwachen zu lassen. 
Dieser Zweck der Anzeigepflicht wird schon durch die Bezeichnung des Re- 
gulativs als eines solchen, das ‚die polizeiliche Aufsichtsführung über 
Lustbarkeiten“ usw. regeln soll, angedeutet. Ferner wird von dem Regulativ 
ausdrücklich vorausgesetzt, daß sowohl bezüglich der Persönlichkeit der 
Veranstalter und sonst Beteiligten als auch bezüglich der Räumlichkeiten, in 
denen die Veranstaltungen stattfinden sollen, die sonstigen gesetzlichen Er- 
fordernisse — vgl. insbesondere § 33a GO. — allenthalben erfüllt sind (§ 1). 
Im Einklang damit steht die Vorschrift, daß der Anzeigeerstattung der in 
persönlicher und gewerbepolizeilicher Beziehung erforderliche Nachweis 
der Anzeigeerstattung beizufügen, die Erteilung der zur Benutzung des frag- 
lichen Raums etwa von anderer Seite nötigen Erlaubnis zu bescheinigen 
und die Erfüllung der für die polizeiliche Erlaubniserteilung in bau-, feuer- 
oder wohlfahrtspolizeilicher Beziehung erforderliche Voraussetzung nach- 
zuweisen ist. In allen den vorerwähnten Beziehungen ist der Polizeidirektion 
D. in Gemäßheit des ihr durch den RezeB vom 31. Januar/9. März 1853 für den 
Bezirk der Stadt D. zugewiesenen ausschließlich die Sicherheitspolizei be- 
treffenden Geschäftskreises die selbständige Entschließung versagt, und des- 
halb beschränkt sich auch die Polizeidirektion in dem Regulativ darauf, inso- 
weit lediglich den Nachweis zu verlangen, daß die betreffenden gesetzlichen 
Erfordernisse erfüllt sind, ohne zu erklären, daß sie selbst nach dieser Richtung 
hin in eine erneute Prüfung einzutreten beabsichtige. Im übrigen behält sich 
jedoch die Polizeibehörde in dem Regulativ die Befugnis vor, an die von ihr 
zu erteilende Anzeigebescheinigung Bedingungen, deren Inhalt nicht näher 
angegeben wird, zu knüpfen, für deren Innehaltung aber außer den Inhabern 
der benutzten Räumlichkeiten auch der Veranstalter verantwortlich ist (§§ 12,13.) 
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Ferner behält sie sich im §14 sogar das Recht vor, auch nach erteilter An- 
zeigebescheinigung beim Vorhandensein besonderer Veranlassung die Ver- 
anstaltung gänzlich zu untersagen. Endlich wird aus dem von der Polizei in 
Anspruch genommenen Aufsichtsrecht über die im Regulativ aufgezählten 
anzeigepflichtigen Veranstaltungen das Recht hergeleitet, bzw. in Gemein- 
schaft mit dem Rat der Stadt D. die zur Aufrechterhaltung der Öffentlichen 
Ordnung, guten Sitte und, allgemeinen Sicherheit nötigen Vor- 
kehrungen zu treffen und behufs Überwachung der Ausführung für die hiermit 
beauftragten Polizeibeamten und Bediensteten des Stadtrats freien Zutritt 
zu verlangen ($17). 

Der Widerspruch der im vorstehenden dargelegten, mit der Anzeige- 
verpflichtung im Zusammenhang stehenden polizeilichen Beschränkungen des 
Regulativs mit dem im §1 des Vereinsgesetzes niedergelerten Grundsatz der 
Vereins- und Versammlungsfreiheit wird nun aber nicht etwa dadurch auf 
gehoben, daß auch Einzelpersonen, die derartige Veranstaltungen ins Werk 
setzen, der Anzeigeverpflichtung unterworfen sind. Denn darauf, ob die polizei- 
lichen Beschränkungen der Vereinsbetatigung in einem Regulativ aufgenommen 
sind, das sich ganz allgemein mit der polizeilichen Anfsichtsführung über Lust- 
barkeiten usw. befaßt, oder ob sie in einem lediglich die Lustbarkeiten von 
Vereinen behandelnden Regulativ enthalten sind oder ob in einem Regulativ 
über Lustbarkeiten hinsichtlich der Vereine Beschränkungen vorhanden sind, 
die für Einzelpersonen nicht Geltung haben sollen, kommt für die Beantwortung 
der Frage, ob das Vereins- und Versammlungsrecht in einer mit dem Vereins- 
gesetz unvereinbaren Weise beschränkt ist, nichts an. Entscheidend ist 
allein, daß das Regulativ solche Beschränkungen enthält. In dieser Beziehung 
ist daran zu erinnern, daß das Reichsvereinsgesetz nicht unerheblich von dem 
früheren preußischen Vereinsgesetz abweicht. Nach der ehemaligen preußischen 
Praxis konnte die Polizei ihr Einschreiten gegen eine Personenmehrheit, falls 
es lediglich aus dem Grunde erfolgte, weil diese von ihrem Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht Gebrauch machte, d. h. zur Verhütung der Gefahr, die darin 
allein gefunden werden kann, daß eine Mehrzahl von Personen zu Vereinen und 
Versammlungen zusammentreten, nur auf das Vereinsgesetz stützen, während 
das aus andern gesetzlichen Vorschriften zulässige oder gebotene Einschreiten 
gegen eine Mehrheit von Personen oder gegen einzelne Personen nicht lediglich 
um deswillen rechtswidrig wurde, weil diese ihr Vereins- und Versanımlungs- 
recht ausübten. Von diesem Standpunkt ist man bei der Beratung des Ent- 
wurfs des Reichsvereinsgesetzes in der Reichstagskommission mit Absicht 
abrewichen. Zufolge der durch die Reichstagskommission beschlossenen 
Zusätze zum § 4 des Entwurfs in Gestalt des Absatz 1 S. 2 und des Absatz 2 
des §4 sind Beschränkungen des Vereins- und Versammilungsrechts selbst nur 
nach Maßgabe des Absatz 1 zulässig. Soweit sich aus der Anwendung eines 
Reichsgesetzes eine mittelbare Beschränkung des Vereins- und Versammlungs- 
rechts ergibt (z. B. auf Grund der Seuchengesetze), hat es hierbei sein Be- 
wenden. Dagegen sind landesrechtliche polizeiliche Beschränkungen des 
Vereinsrechts überhaupt nicht mehr zulässig (§4 Abs.1 S.2) und 
Beschränkungen des Versammlungsrechts nur noch aus sicherheits- 
polizeilichen Gründen, sofern es sich um die Verhütung unmittelbarer Gefahr 
für Leben und Gesundheit der Teilnehmer handelt (81 Abs. 2). (Vgl. Stier- 
Somlo S. 26/27, Friedenthal S. 24—23, Lindenberg in Stengleins Kommentar 
zu den strafrechtlichen Nebengesetzen des Deutschen Reichs, 4. Aufl., Anm. 19 
zu §1 VG.) So kann es allerdings dazu kommen, daß Vereine eben wegen des 
Schutzes der reichsgesetzlich verbüreten Vereins- und Versammlungsireiheit 
gegen polizeiliche Eingriffe innerhalb der Betätigung des Vereinszwecks günstiger 
gestellt sind, als eine Einzelperson (vgl. Lindenberg a. a. O. Anm. 18 zu $1). 
Das führt zu dem unabweislichen Ergebnisse, daß Vereinsveranstaltungen, die 
nicht den Charakter einer Öffentlichen Versammlung annehmen, sondern 
sich lediglich als nach innen gerichtete, für die Vereinsmitelieder bestimmte, 
dem Vereinszweck entsprechende Betätigungen darstellen, von der sonst für 
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Veranstaltungen gleicher Art vorgeschriebenen polizeilichen Anzeigepflicht be- 
freit sind. (Ebenso Stier-Somlo S. 27, 52, 64/65, 105—107, Friedenthal S. 26, 
Lindenberg a. a. O. Anm. 21 zu $1, Anm. 3 ‚4zu$5). Um eine solche nicht- 
öffentliche Vereinsveranstaltung aber indelt es sich in dem gegenwärtig 
zur Entscheidung stehenden Fall. Daß die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Abs. 2 des §4 VG. hier nicht vorliegen, ist vom Landgericht bereits zu- 
treffend dargelegt. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen sei noch besonders hervor- 
gehoben, daß Vereine in allen denjenigen Beziehungen, die nicht in den Be- 
reich der Vereins- und Versammlungsfreiheit fallen, Einzelpersonen voll- 
kommen gleich gestellt sind und insoweit eine Handlung. die allgemein mit 
Strafe bedroht ist, wie z.B. Körperverletzungen, Beleidigungen, Sach- 
beschädigungen usw. ihren strafbaren Charakter nicht dadurch verliert, daß 
sie bei?Gelegenheit der Ausübung des Vereins- oder Versammlungsrechts 
begangen wird. Dies und nichts anderes hat in den von der Staatsanwaltschaft 
zur Rechtfertigung der Revision angezogenen Urteilen des Oberlandesgerichts 
Dresden, wie der Zusammenhang der Gründe ergibt, und anscheinend auch 
vom Kammergericht in dem gleichfalls in der Revisionsbegründung erwähnten 
Urteile gesagt werden sollen. 


Zur Auslegung von § 361 Ziff. 10 SIGB. . 

Urteil vom 7. Juni 1911. IIl 135/11. 

Die Einführung von § 361 Z. 10 in das Strafgesetzbuch beruht auf dem 
Gesetz vom 12. März 1894. Wie seine Entstehungsgeschichte deutlich ergibt 
(Reichstagsverhandlungen S. 470), soll die Bestimmung neben denen von § 361 
Z.5 und $ 362 StGB. dem Schutze gegen mißbräuchliche Inanspruch- 
nahme der Armenpflege, und zwar insbesondere dagegen dienen, daß 
hilfsbedürftigen Angehörigen arbeits- und erwerbsfähiger Personen, die 
zu deren Ernährung verpflichtet sind, Unterstützungen aus Öffentlichen 
Mitteln gewährt werden müssen, weil die Unterhaltungspflichtigen ihre Mittel 
unter schuldhafter und pflichtvergeßner Vernachlässigung ihrer Familie ver- 
geuden und ihre Angehörigen der Not aussetzen. 

Danach setzt § 361 Z.10 StGB. voraus, daß die Notwendigkeit öffent- 
licher Unterstützung dadurch verursacht wird, daß Unterhaltspflichtige 
sich der Erfüllung ihrer Pflicht entziehen, wie das übrigens auch im Wortlaut 
des Gesetzes zum Ausdrucke gekommen ist, der eine derartige und auf- 
forderungswidrige Pflichthinterziehung fordert, daß fremde Hilfe in An- 
spruch genommen werden muß. 

An dieser Voraussetzung fehlt es jedoch im vorliegenden Falle, und zwar 
einerseits insofern, als es sich nicht sowohl um Unterstützung gegen Hilfs- 
bedürftigkeit, als vielmehr lediglich um erzieherische Fürsorge gegen sittliche 
Gefährdung handelt, andrerseits aber aus folgenden Gründen. 

Zwar war der Angeklagte verpflichtet, seiner Tochter den standesgemäßen 
Unterhalt zu gewähren und darunter auch die Kosten ihrer Erziehung zu tragen 
(88 1607, 1610 BGB.). Diese Pflicht war indessen zufolge der über seine Tochter 
angeordneten und eingeleiteten Fürsorgeerziehung auf deren Dauer — wenn 
auch nicht ausgeschaltet, wie das Landgericht annimmt, so doch — auf die 
Verpflichtung zu nachträglicher Erstattung des jeweils bereits erwachsenen 
Aufwandes dieser Erziehung beschränkt. Denn nach 88 22, 8 des Fürsorge- 
érziehungsgesetzes waren die Kosten der Fürsorgeerziehung vom Fürsorge- 
verbande zu tragen, und dieser war nach § 23 dess. Ges. dem Angeklagten 
gegenüber nur berechtigt, die Erstattung des ihm dadurch jeweils erwachsenen 
Aufwandes zu fordern und nach bestimmten Vorschriften einzuziehen. 

War aber somit die Unterhaltspflicht des Angeklagten dieser gesetz- 
lichen Beschrankung entsprechend jeweils erst die Folge des Eingreifens der 
öffentlichen Fürsorge und von der Tatsache eines bereits erwachsenen Auf- 
wandes abhängig, so kann auch selbstverständlich in der Vernachlässigung 
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dieser Pflicht keine Ursache dieses Eingreifens und Aufwandes erblickt 
werden. 

Auch aus diesem Grunde vermag deshalb die Nichtzahlung der dem 
Angeklagten auferlegten und abgeforderten Erziehungsbeiträge die Anwendung 
von $ 361 Z.10 StGB. gegen ihn nicht zu begründen, wie dies auch gegenüber 
der in $30 Abs. 2 der Anleitung für die Verwaltungsbehörden zur Ausführung 
des Fürsorgegesetzes (vom 10. Juni 1909) enthaltenen Anweisung gegen säumige 
Unterhaltspflichtige nötigenfalls auch unter Herbeiführung einer Be- 
strafung nach § 361 Z.10 StGB. vorzugehen, für Fälle der vorliegenden Art 
noch besonders hervorgehoben sein mag. 

Zu vgl. Warneyers Jahrbuch für Strafrecht und Strafprozeß 
Bd. 1 S. 78 N. 4b, Bd. 2 S. 113 N. 7e, Bd. 5 S. 107 N. 7a; Olshausen- 
Zweigert, Komm. zum StGB., 8. Aufl., § 361 Noten zu Z. 10; Käubler, 
Das Kgl. Sächs. Ges. über die Fürsorgeerziehung S. 15 letzter Absatz, 
18, unter 2, 25 ff., 104 ff. unter 5. 


Siegel und Siegelbruch i. S. vom $ 136 SIGB. 

Urteil vom 21. Juni 1911. HI 154/11. 

Nach 8808 Abs. 2 Satz 2 ZPO. ist die Wirksamkeit der Pfändung, wenn 
die Pfandsache im Gewahrsam des Schuldners belassen wird, dadurch bedingt, 
daß durch Anlegung von Siegeln oder auf sonstige Weise die Pfändung ersicht- 
lich gemacht wird. Dieses Erfordernis ist nach den Feststellungen des an- 
gefochtenen Urteils erfüllt. Sie ergeben, daß der Gerichtsvollzieher als örtlich 
und sachlich zuständiger Beamter zum Zeichen und Ausweise der Pfändung 
des Schweins in der Stallabteilung, wo es verwahrt war, deutlich sichtbar einen 
vorschrittsmäßig (vel. § 1655 Z. 4 Sachs. Gesch.O.) vorgedruckten, ausgetüllten. 
von ihm unterschriebenen und mit einem Abdrucke seines amtlichen Dienst- 
stempels versehenen Anschlag befestigt hat, nach dessen Inhalt er das Schwein 
gepfändet hatte. 

Mit der Befestigung des Anschlags war das Schwein rechtswirksanı als 
Pfandsache bezeichnet, in Beschlag genommen und gepfändet. Als äußeres 
Zeichen der Pfändung und der in ihr zu Ausdruck und Wirksamkeit ge- 
kommenen Staatshoheit diente der den Stempelabdruck tragende Anschlag, 
dessen Inhalt die Pfändung erst kenntlich machte. In ihm zugleich auch ein 
Siegel im Sinne von 8136 StGB. zu erblicken, unterliegt keinem rechtlichen 
Bedenken: 

Entscheidend für die Strafbarkeit nach $ 136 StGB. ist nicht sowohl die 
auf Verletzung des Siegels unmittelbar gerichtete Tat, als vielmehr die Mib- 
achtung der durch die Siegelanlage gebildeten amtlichen Sperre, die Betätigung 
der Mißachtung der in der Siegelanlegung ausgedrückten obrigkeitlichen An- 
ordnung (Entsch. des Reichsger. in Strafs. Bd. 1833, 34398), 

Demgegenüber ist die dem Wortsinne des Siegels innewohnende Be- 
deutung als eines mittels Petschafts in weiches Material erfolgten Eindrucks 
(Grimms Deutsches Wörterbuch 10. Bd. 1. Abt. Siegel unter 2a) zu eng und 
der Begriff des Siegels vielmehr so auszulegen, wie es dem gesetzgeberischen 
Zwecke entspricht und von ihm erfordert wird: als des amtlich eingerichteten 
und vorgeschriebenen äußeren Kennzeichens der obrigkeitlichen Anordnungen, 
die von $ 136 StGB. geschützt werden sollen. Dem entspricht auch der Stand 
der Rechtsprechung, wonach als Siegel im Sinne dieses Gesetzes insbesondere 
auch bloße Siegelmarken und die dem Fleische mittels Farbe aufgedruckten 
Fleischbeschaustempel anzusehen sind (Entsch. des Reichsger. in Strafs. Bd. 3°“, 
393°, Annalen des Oberlandesger. Dresden Bd. 17*9). 

Konnte danach das Landgericht den auf dem Anschlage angebrachten 
Dienststempelabdruck mit Recht als amtliches Siegel beurteilen und behandeln, 
so ist auch seine weitere Annahme, daß der gesamte mit diesem Stempel- 
abdrucke versehene Anschlag gleichsam eine große Siegelmarke darstelle und 
als solche ein Siegel im Sinne von $176 StGB. bilde, rechtlich nicht zu be- 
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anstanden. Denn die Pfändung war nicht an dem Schweine selbst ersichtlich 
emacht und wurde erst durch den gesamten Inhalt des Anschlages kenntlich. 
Deienisoreciiend aber enthielt auch nicht nur der Stempelabdruck, sondern 
nach Vordruck, Inhalt und Stempelung vielmehr der gesamte Anschlag den 
einheitlichen Abdruck der ihm zugrunde liegenden obrigkeithchen Anordnung; 
er war deshalb als Ganzes gegen Eingriffe nach §136 StGB. zu schützen und 
erscheint somit in seiner Gesamtheit als Siegel im Sinne der gesetzlichen Be- 
stimmung. 


Oberlandesgericht Hamburg. 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Grisebach, Hamburg. 


Ges. betr. den Verkehr mil Nahrungsmitteln usw. vom 14. Mai 1879, 
§ ro Ziff. 2. Nahrungsmiltelverfälschung durch Unterlassung. (Kaffee.) 

Urt. des Strafsenats des OLG. Hamburg vom 7. Oktober 1912; R.11.99/1912. 

Vor der folgenden Mitteilung einer interessanten Entscheidung des Straf- 
senats des Hanseatischen Oberlandesgerichts sei mit wenigen Worten an die 
Entstehung und Gewinnung des Kaffees erinnert. Im Naturzustande sind je 
zwei Kaffeebohnen von ihren Samenhüllen und dem Fruchtfleisch der Kaffee- 
frucht umgeben. Die Früchte werden getrocknet und die Bohnen auf Walz- 
mühlen vom Fleisch und den Hüllen befreit, oder man entfernt das frische 
Fruchtfleisch, läßt die Samen gären und entfernt dann die Samenhullen. Der 
dann als Rohware nach Europa kommende Kaffee enthält mancherlei Bei- 
mischung an Steinen, Schmutz, Resten von Hüllen und Fruchttleisch, je nach- 
dem er mehr oder weniger sorgfältig im Auslande gereinigt ist, und bedarf der 
weiteren Reinigung und Auslese. Ob diese vor oder nach dem Rösten vor- 
genommen wird, hängt davon ab, ob ein Kaffee hergestellt werden soll, den der 
Konsument in ungebranntem Zustande Kauft und in hausw irtschaftlichem 
Betriebe röstet, oder ob der Kaffee dem Konsumenten als gerösteter Kaffee 
verkauft werden soll, was in größeren Städten mehr und mehr geschieht. In 
letzterem Falle ist es zweckmäßig, den Kaffee zunächst zu rösten und dann erst 
auszulesen, weil die Auslese im gerösteten Zustande des Kaffees leichter und 
und nur so eine gleichmäßige Ware herstellbar ist. Um diesen letzteren Fall 
handelt es sich hier. Auf die Einzelheiten der Bearbeitung der Kaffeebohne 
und darauf, daß und wie die Reinigung und Auslese teils mit Maschinen, teils 
mit der Hand geschieht, kommt es für das Folgende nicht an. 

Gegen ein auf Grund des § 10 Ziff. 2 des sog. Nahrungsmittelgesetzes ver- 
urteilendes Erkenntnis des Landgerichts Hamburg hatte der Angeklagte Revision 
eingelegt. Sie ist verworfen aus folgenden Gründen: 

Der Angeklagte hat als Leiter der Verkaufsabteilung für Kaffee in einen 
hiesigen Warenhause im Detailhandel gebrannten Kaffee verkauft, in welchem 
sich ein erheblicher Prozentsatz sogenannter Kaffeekirschen befunden hat. 
Kaffeekirschen nennt man diejenigen Kaffeebohnen, welche noch mit dem die 
Kaffeebohne im Naturzustande umgebenden Kaffeefruchtfleisch umgeben 
sind; solche Kaffeekirschen miissen aus dem Kaffee durch Auslese, Sei es mit 
Maschinen, sei es durch Handarbeit möglichst entfernt werden. Ein normaler 
gebrannter Kaffee darf, wie das Berufungsgericht feststellt, im Detailhandel, 
also im Verkauf an Konsumenten, bei geringeren Qualitäten höchstens drei 
Prozent Kaffeekirschen enthalten, bei guten Qualitäten gar keine. In dem hier 
fraglichen verkauften Kaffee haben sich nach den Proben 17 und 22 Prozent 
Kaffeekirschen befunden. Eine Ware mit einem solchen Prozentsatz an Kaffee- 
kirschen entspricht, wie das Landgericht feststellt, nach dem Herkommen und 
den Anforderungen des Publikums für den Detailverkehr nicht einem normalen 
Kaffee, während allerdings im Großhandel eine Rohware, und zwar auch schon 
in gerostetem Zustande, gehandelt wird, welche einen erheblich höheren Prozent- 
satz an Kaffeekirschen enthält, und welche, bevor sie an Konsumenten verkauft 
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wird, noch einer Auslese zu unterwerfen ist. Das Landgericht stellt fest, daß 
der Angeklagte erkannt hat, daß die von ihm verkaufte Ware einen zu hohen 
Prozentsatz an Kaffeekirschen enthielt und keine handelsübliche war, und hat 
den Angeklagten gemäß $ 10 Ziff. 2 des Gesetzes betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln usw. verurteilt, weil er wissentlich ein Genußmittel, welches 
verfälscht war, unter Verschweigung dieses Umstandes verkauft hat. 

Die Angriffe der Revision gegen das Urteil des Landgerichts sind nicht 
begründet. Insbesondere ist es zutreffend, wenn das Landgericht seiner Ent- 
scheidung zugrunde legt, daß es bei der Frage, ob ein Nahrungs- oder Genuß- 
mittel als verschlechtert zu gelten habe, auf die Durchschnittsmeinung des den 
Artikel konsumierenden Publikums ankommt. 

Vgl. RG. Strafs. Bd. 6, S. 57. 

Zweifelhaft konnte erscheinen, ob es zulässig ist, wie das Berufungs 
gericht getan hat, den Akt der Verfälschung in einer Unterlassung zu finden. 
Das Landgericht erblickt die Verfälschung darin, daß bei der erforderlichen Be- 
arbeitung des Rohkaffees zum gebrannten Kaffee die gebotene Auslesung der 
Kaffeekirschen unterlassen worden sei, die einen Teil der Zubereitung des im 
Detailhandel üblichen Röstkaffees ausmache. Im allgemeinen setzt die Ver- 
fälschung im Sinne des § 10 Ziffer 2 des Gesetzes, bei der es übrigens, wie das 
Landgericht zutreffend sagt, nicht darauf ankommt, von wem sie geschehen ist, 
eine positive Handlung voraus, eine Einwirkung auf den Stoff des Nahrungs- 
oder Genußmittels, eine „Manipulation“, wobei er durch Entnehmen oder 
Zusetzen von Stoffen verschlechtert, oder wobei ihm der Schein einer besseren 
Beschaffenheit gegeben wird. Jedoch hat das Reichsgericht (Strafs. Bd. 17 S. 99) 
schon dahin erkannt, daß Verfälschung von Butter auch dann vorliege, wenn es 
unterlassen sei, ihr in genügendem Grade das darin zunächst enthaltene Wasser 
zu entziehen; es sei gleichgültig, ob man die Butter mit dem zulässigen Wasser- 
gehalt bereite und dann wieder Wasser zusetze, oder ob man sich diesen Um- 
weg erspare und gleich bei der Bereitung das überflüssige Wasser in der Butter 
lasse; in jedem Falle sei durch diese Manipulation die Butter verschlechtert. 
Hier wird freilich auch von einer „Manipulation“ gesprochen, doch folgt daraus 
nicht, daß das Reichsgericht eine solche für unbedingt erforderlich zum Tat- 
bestande des hier fraglichen Vergehens hält. Wie zahlreiche Delikte, bei denen 
zunächst an Begehung durch positives Tun zu denken ist, auch durch Unter- 
lassung begangen werden können, so ist auch hier die Verfälschung durch Unter- 
lassung zuzulassen. Denn es kann begrifflich keinen Unterschied machen, 
ob eine Verfälschung durch positives Tun, oder Unterlassung eines gebotenen 
Tuns bewirkt wird. Strafbar ist nach dem hier allein in Betracht kommenden 
810 Ziff. 2, wer verfalschte Nahrungs- und Genußmittel verkauft, wobei es 
gleichgültig sein muß, auf welche Weise, ob durch positives Tun oder durch 

* Unterlassung, der Zustand der Verfälschung zustande gekommen ist. Ob dies 
auch für § 10 Ziff. 4 zutrifft, ist bier nicht zu erörtern. 

Zuzugeben ist, daß der hier festgestellte Begriff des Verfälschens mit dem 
allgemeinen Sprachgebrauch nicht übereinstimmt, was auch, da es sich um 
einen Rechtsbegriff handelt, keineswegs erforderlich ist. Auch der Begriff des 
Verdorbenseins im Sinne des Gesetzes, welcher etwa anzuwenden sein würde, 
wenn Verfälschung nicht für vorliegend erachtet wäre, würde mit dem des. 
allgemeinen Sprachgebrauchs nicht übereinstimmen. In der Rechtsprechung 
sind auch unreifes Obst, ungeborene Kälber u. dergl. als verdorbene Nahrungs- 
mittel bezeichnet (RG. Entsch. Bd. 5 S. 287), was gleichfalls dem allgemeinen 
Sprachgebrauch zuwiderläuft. Im vorliegenden Falle schien es richtiger, den 
nicht genügend ausgelesenen Kaffee als verfälscht, denn als verdorben zu be- 
zeichnen. 

In dem angefochtenen Urteil ist auch im übrigen ein Rechtsirrtum nicht 
ersichtlich, insbesondere auch nicht in der Hinsicht. daß darin angenommen 
ist, der Kaffee sei wegen der Beimischung von Kaffeekirschen in dem angegebenen 
hohen Prozentsatz verfälscht, wenn auch richtig sein mag, daß die 
Katfeekirschen möglicherweise mit mehr oder minderer Mühe und Sachkenntnis 
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noch aus der Ware ausgelesen werden konnten, als er verkauft wurde. Wann 
in solchen Fallen Verfälschung, und wann nur Vorhandensein eines leicht ent- 
fernbaren fremden Bestandteils vorliegt, ist Sache der tatsächlichen Beurteilung, 
a ein Rechtsirrtum in dem Urteil des Berufungsgerichts nicht zu 
inden ist. 


Oberlandesgericht Jena. 
Mitgeteilt vom Oberlandesgerichtsrat Becker, Jena, 


Verhältnis des § 153 der Gewerbeordnung zum allgemeinen Strafgesetz. 

Urteil des OLG. Jena vom 6. April 1912 — S. 26/12. 

Ohne Rechtsirrtum findet das Landgericht in den festgestellten Vor- 
gängen den Tatbestand des $ 153 GewO. verwirklicht. Doch ist es zweifelhaft, 
ob seinen Ausführungen über das Verhältnis der §§ 240, 185 des Strafgesetz- 
buchs zu dem § 153 GewO. zuzustimmen ist, ob es die Angeklagten nach $ 153 
GewO. verurteilen durfte und sie nicht vielmehr nach $$ 240, 44 und 185 
en hätte verurteilen müssen, da ihre Handlungen auch diese Tatbestände 
erfüllen. 

Das Landgericht meint, § 153 GewO. sei das besondere Gesetz, die Straf- 
bestimmungen der §§ 185, 240 StGB. seien nur anzuwenden, wenn die Strafe 
nach §153 GewO. für die Tat nicht ausreiche, wenn eine höhere Strafe als 
3 Monate Gefängnis angemessen sei. Es folgert das aus der Fassung des § 153 
GewO.: „sofern nach dem allgemeinen Strafgesetze nicht eine härtere Strafe 
eintritt“. „Eintritt‘ sei, so führt es aus, gleichbedeutend mit „verwirkt 
ist“, nicht mit ,,angedroht ist“. Dieselbe Ansicht wie das Landgericht hat 
der Senat in dem Urteile vom 9. November 1908 (Thür. Bl. Bd. 56 S. 55) ver- 
treten, sie wird auch von dem bayrischen Obersten Landesgericht (Entsch. in 
Strafsachen Bd. 7 S. 294 ff) geteilt. Das Reichsgericht nahm früher an, daß 
$153 GewO. mit Bestimmungen des Strafgesetzbuchs (namentlich mit den 
hier in Betracht kommenden §§ 185, 240) einheitlich anwendbar sei, daß bei 
seinem Zusammentreffen mit einer Bestimmung des Strafgesetzbuchs nach 
$73 StGB. zu verfahren, also nach der Strafbestimmung mit der schärfsten 
Strafandrohung zu strafen sei (vgl. Rechtspr. Bd. 10 S. 619, Entsch. in Strafs. 
Bd. 11 S. 128; 27 S. 307, 30 S. 359). Es lehnte dabei die Auffassung Olshausens 
(siehe jetzt dessen Anmerkung 34, 35 zu $73 StGB. — 8. Aufl. —) ab, daß 
unter die Mindeststrafe der mitverletzten Strafbestimmung nicht herunter- 
gegangen werden dürfe (vgl. Entsch. in Strafs. Bd. 16 S. 302, siehe neuerdings 
auch Bd. 39 S. 158). Noch vor der erwähnten Entscheidung des Senats vom 
9. November 1908 hat es seinen Standpunkt gewechselt in der Entscheidung 
vom 27. März 1906 (Entsch. Bd. 38 S. 383), die allerdings nicht den § 153 
GewO. und sein Verhältnis zu den allgemeinen Strafbestimmungen betrifft, 
sondern den § 6 des Gesetzes vom 4. Juli 1905 (über Wetten bei öffentlich ver- 
anstalteten Pferderennen), der dieselbe Klausel wie § 153 GewO. enthält: ,,so- 
fern nicht nach anderen Gesetzen eine höhere Strafe eintritt“. Die Grund- 
sätze, die es in dieser Entscheidung entwickelt hat, gelten auch für die Aus- 
legung des § 153%GewO. Das hat es in seinem Urteil vom 14. April 1910 (Entsch. 
Bd. 44 S.1) selbst noch ausgesprochen, wobei es noch besonders die Ent- 
stehungsgeschichte des § 153 GO. verwertet hat. Es nimmt danach jetzt den 
Standpunkt ein, §153 GewO. gelte nur aushilfsweise, wenn nach den allge- 
meinen Strafgesetzen keine härtere Bestrafung möglich sei: „sofern keine 
härtere Strafe eintritt‘, sei gleichbedeutend mit ‚sofern keine härtere Strafe 
angedroht ist“. Der Senat hat sich dieser Auffassung in einer nicht ver- 
öffentlichten Entscheidung vom 14. Juni 1911 (S. 54/11) angeschlossen. Er 
neigt auch jetzt zu ihr hin, wenn er auch das Bedenken des Reichsgerichts 
(Bd. 38 S. 385) nicht teilen kann, daß die Prüfung, welche Strafe nach dem 
einen und welche nach dem andern Gesetze angemessen sei, im Einzelfalle 
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kaum durchfiihrbar sei. Je nach den Strafrahmen, die die einzelnen verletzten 
Gesetze aufstellen, wird ein Auswerfen der Strafe nach d’esem und jenem Ge- 
setze ohne besondere Schwierigkeit möglich sein. Es heißt aber doch wohl 
zuviel Gewicht auf die Wortfassung (, eintritt“) legen, wenn man die Strafe so 
lange nach 8153 GewO. bestimmen will, als die nach dem strengsten Gesetze 
ermittelte Strafe 3 Monate Gefängnis nicht übersteigt. Es wäre doch ein rechter 
Umweg, wenn man erst die Strafe auch nach dem allgemeinen Gesetze be- 
stimmen müßte, sie aber nur dann, wenn sie drei Monate Gefängnis übersteigt, 
nach dem allgemeinen Gesetze, aus dem sie gefunden ist, auszusprechen hätte, 
sonst aber nach §153 GewO. Wie wäre zu verfahren, wenn nach dem allge- 
meinen Gesetze 2 Monate Gefängnis, nach § 153 GewO. aber nur 1 Monat Ge- 
fängnis angemessen ist? Wäre dann auf 2 Monate Gefängnis nach § 153 GewO. 
zu erkennen oder nur auf einen Monat? 

Der Senat braucht im vorliegenden Falle zu der Frage keine bestimmte 
Stellung zu nehmen. Denn folgt man auch der Ansicht des Reichsgerichts und 
nimmt danach an, daß das Landgericht die §§ 185, 240 StGB. durch Nicht- 
anwendung verletzt hat, so sind doch die Angeklagten dadurch nicht beschwert. 
Das Landgericht hätte allerdings bei Anwendung der §§ 185, 240 StGB. die 
Möglichkeit gehabt, auf Geldstrafe zu erkennen. Wenn es aber unter An- 
wendung des § 153 GewO. bei einem Strafrahmen von einem Tag bis 3 Monate 
Gefängnis auf 2 Monate Gefängnis erkannt hat, so zeigt das, daß es die Strat- 
taten als schwer angesehen hat und sicherlich auch bei Anwendung der §§ 185, 
240 StGB. nicht auf Geldstrafe erkannt haben würde. Die Gefängnisstrafen 
würde es aber nach $$ 185, 240, 44 StGB. nicht niedriger als nach § 153 GewO. 
bemessen haben, da ja dort viel höhere Gefängnisstrafen angedroht sind. 


Eine Ortsgruppe eines Vereins kann ein Verein für sich sein. — Freiwillig- 
keil des Zusammenschlusses zum Verein. 
Urteil des OLG. Jena vom 27. April 1912. — S. 35/12. 

Das Landgericht hat festgestellt, daß die Ortsgruppe M. des sozialdemo- 
kratischen Kreiswahlvereins des zweiten weimarischen Wahlkreises, deren 
Vorstandsmitglieder die Angeklagten sind, ein besonderer Verein neben dem 
Hauptverein ist. Ob eine Ortsgruppe nur ein Glied des Hauptvereins 
ist oder ob sie sich auch zu einem besonderen Verein zusammengeschlossen 
hat, ist Tatfrage. Es kommt darauf an, ob sie ihre Tätigkeit innerhalb des 
Rahmens, den die Satzung des Hauptvereins zieht, lediglich für den Haupt- 
verein als dessen abhängiges Glied entfaltet, oder ob sie darüber hinaus ein 
eigenes Vereinsleben entwickelt, den Zweck des Hauptvereins (oder auch noch 
andere Zwecke) auch in selbständiger Weise — nicht nur in Abhängigkeit vom 
Hauptverein — verfolgt (siehe den Kommissionsbericht — Verhandlungen des 
Reichstags Bd. 246 Anlagen S. 4847, Stier-Somlo, Reichsvereinsgesetz S. 50, 
99, 100, RG. in Strafsachen Bd. 22 S. 337, Oberverwaltungsgericht Bd. 39, 
S. 435 ff., Kammergericht bei Johow Bd. 25 C. S. 25, Bd. 30 S. 26). Das Land- 
gericht sagt nun, daß die Ortseruppe M. den allgemeinen Vereinszweck (des 
Hauptvereins) in örtlich abgeschlossener Wirksamkeit zu fördern habe und 
damit ein eigenes Vereinsleben entfalte. Es folgert das besonders daraus, daß 
der Vorstand der Ortsgruppe regelmäßig im Monat eine Versammlung ein- 
beruft und dabei auch Gemeindeangelegenheiten von M. (Gemeindewahlen) 
besprechen läßt. Das sind tatsächliche Erwägungen, bei denen sich das Land- 
gericht der richtigen rechtlichen Grundlage, von der es auszugehen hatte, be- 
wußt gewesen ist. Fs prüft erkennbar die Tätigkeit der Ortsgruppe unter den 
vorn angegebenen Gesichtspunkten und kommt zu dem Schluß, daß sie sich 
als besonderer Verein betätigt. An diese Feststellung, die ohne Rechtsirrtum 
gewonnen ist, ist der Senat gebunden. 

Auch im übrigen weist das Urteil keinen Rechtsirrtum auf, wenn es die 
einzelnen Merkmale eines Vereins (freiwilliger Zusammenschluß mehrerer 
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physischer Personen zu einem gemeinschaftlichen erlaubten Zwecke unter 
einheitlicher Führung auf längere Zeit) bei der Ortsgruppe verwirklicht findet. 
Zweifel können nur bestehen — und das greift auch die Revision besonders 
heraus —, ob sich die Ortsgruppe als Verein freiwillig zusammengeschlossen 
hat. Die Satzung des sozialdemokratischen Kreiswahlvereins schreibt nämlich 
vor: „Jeder Parteigenosse hat die Pflicht, sich diesem Verein als Mitglied an- 
zuschließen. Sobald in einem Orte mehr als 10 organisierte Genossen vor- 
handen sind, bilden diese eine Ortsgruppe. Sind weniger als 10 organisierte 
Genossen vorhanden, so melden sich diese entweder dem Kreisvereinsvorstande 
oder der nächsten Ortsgruppe an.“ Danach haben sich die Vereinsmitglieder 
an Orten, wo ihre Zahl 10 übersteigt, zu einer Ortsgruppe zusammenzuschließen. 
Die Ortsgruppen entstehen nicht ohne weiteres, sobald die Zahl 10 übersteigt, 
es ist vielmehr ein Zusammentreten zur Ortsgruppe erforderlich. Das ergibt 
der Zusammenhang der drei Sätze. Es ist also immer ein eigener Entschluß 
der beteiligten Vereinsmitglieder nötig, wenn auch der Grund zum Zusammen- 
schluB der Ortsgruppe die mitgeteilte Satzungsbestinmung ist. Die Bildung 
der Ortsgruppe hängt davon ab, ob die Vereinsmitglieder dieser Satzungs- 
bestimmung Folge leisten. Ob sie das tun wollen, ist ihr freier Entschluß, erst 
wenn sie sich zusammenschließen, entsteht die Ortsgruppe (vgl. hierzu RG. n 
en Bd. 18 S. 173, 174; Kammergericht in Goltd. Archiv Bd. 43, 

S. 283; bayr. Oberstes Landesgericht vom 8. Marz 1902, Entsch. in Strafsachen 
Bd. 2 S. 258 — abweichend in einer früheren Entscheidung vom 5.Juli 1900 
vgl. v. Sartor, Vereinsgesetz S. 23). Die Revision weist in diesem Zusammen- 
hange auch noch darauf hin, daß die Ortsgruppe sich auch nicht aus eigener 
Entschließung auflösen könne. Aber auch das ist nicht der Fall. Wie es freier 
Wille der Vereinsmitglieder ist, ob sie sich zur Ortsgruppe zusammenschließen 
wollen, so steht es auch bei ihnen, wie lange sie als Ortsgruppe bestehen bleiben 
wollen. Ebenso liegt es in ihrer freien Entschließung, ob sie, wenn sie, wie in 
M., in der Ortsgruppe ein eigenes Vereinsleben entwickeln, dieses wieder auf- 
geben und lediglich als vom Hauptverein abhängiges Glied bestehen bleiben 
wollen. Auch damit können sie der Ortsgruppe als selbständigem Verein ganz 
aus eigenem Entschluß ein Ende machen. 

Hat sonach das Landgericht die Ortsgruppe M. mit Recht als besonderen 
Verein angesehen, so waren die Angeklagten als Vorstandsmitglieder dieses 
Vereins, der eine Einwirkung auf politische Angelegenheiten bezweckt, ver- 
Bu die Satzung und das Verzeichnis der Vorstandsmitglieder der Polizei- 

ehörde einzureichen. Sie sind also mit Recht bestraft worden. 


§ r des Reichsvereinsgesetzes. Wieweit sind landespolizeiliche Vorschriften zu- 
lässig? Polizeiliche Genehmigung für Vereinstanze kann nicht vorgeschrieben werden. 

Urteil des OLG. Jena vom 9. Oktober 1912, S. 94/12. 

Der Angeklagte ist der Vorsitzende des Turnvereins Zw. und hat in der 
„Reußischen Tribüne“ vom 23. Februar 1912 eine Einladung der Vereins- 
mitglieder zu einem Kostümfest des Vereins, bei dem auch getanzt werden 
sollte, veröfentlicht. ohne dazu die Erlaubnis des Landratsamts zu haben. Er 
ist deshalb wegen Übertretung des § 15 der Verordnung für das Fürstentum 
Reuß j. L. vom 4. Juni 1894 (über die Veranstaltung von Tänzen) bestraft 
worden. Die Verordnung schreibt im § 4 zunächst vor, daß die Veranstaltung 
von. Tänzen, öffentlichen wie solchen geschlossener Gesellschaften, an be- 
stimmten Festtagen, in der Karwoche und während einer öffentlichen Landes- 
trauer untersagt ist. Dann bestimmt sie, daß öffentliche Tanzver- 
enügungen — abgesehen von einigen sogenannten tanzfrelen Tagen — nur mit 
Genehmigung des Stadtrats oder Landrats veranstaltet werden dürfen. Eine 
solche Genehmigung ist durch die 88 10—12 auch für nichtöffent- 
liche Tanzvergnügungen vorgeschrieben, die Vereine und geschlossene Ge- 
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sellschaften, mögen sie lediglich zu geselligen Zwecken zusammengetreten sein 
oder nicht, veranstalten. Doch kann die Genehmigung ein für allemal dadurch 
erteilt werden, daß sich die Vereine in ein Verzeichnis aufnehmen lassen, das 
der Stadtrat oder Landrat führt. Die Vereine und die geschlossenen Gesell- 
Schaften, die die Behörde in dieses Verzeichnis aufnimmt, brauchen ihre nicht- 
öffentlichen Tanzbelustigungen nur vorher anzuzeigen. Eine solche Anzeige 
müssen auch Privatpersonen erstatten, wenn sie für ihre Familie und ein- 
geladenen Gäste oder bei besonderer Gelegenheit, wie Hochzeiten, Kindtaufen, 
Schlittenfahrten und dergleichen nur für die Teilnehmer Tanzvergnügungen 
veranstalten (§ 10 Ziffer 3, $ 11 Absatz 5). Zu solchen Vergnügungen und zu 
den nichtöffentlichen Tanzvergnügungen der Vereine und geschlossenen Ge- 
sellschaften darf aber ohne Erlaubnis des Stadtrats oder Landrats unter keinen 
Umständen in Öffentlichen Blättern oder durch öffentlichen Anschlag ein- 
geladen werden, sonst werden sie als öffentliche Tanzmusiken behandelt. 
So bestimmt § 45 der Verordnung. Er erklärt also nichtöffentliche Tanz- 
belustigungen von Vereinen, zu denen öffentlich eingeladen wird, für öffentlich 
und demgemäß für genehmigungspflichtig. 

Die Revision rügt, daß $ 1 der Verordnung im Widerspruch mit $ 1 des 
Vereinsgesetzes vom 19. April 1908 stehe und deshalb für Vereine nicht mehr 
verbindlich sei. Dem ist beizupflichten. 

Das Landgericht meint, das Vereinsgesetz wolle lediglich das staats- 
bürgerliche Recht regeln, Vereine zu bilden und sich zu versammeln, 
bei der Tanzverordnung handle es sich aber um Maßregeln zur Steuerung der 
Vergnügungssucht, das eine habe mit dem andern nichts zu tun. Es beruft 
sich dabei auf das Urteil des Kammergerichts vom 15. Oktober 1908 (Johow 
und Ring, Bd. 36 C. S. 50 ff., Deutsche Jur.-Zeitung 1908 S. 1285). Dieses 
Urteil befaßt sich aber nur mit öffentlichen Tanzbelustigungen und führt 
aus, daß öffentliche Tanzvergnügungen keine Versammlungen im Sinne des 
Vereinsgesetzes sind, weil sie nicht zur Erörterung oder Beratung irgendwelcher 
Angelegenheiten dienen, daß daher das Landespolizeirecht in dieser Richtung 
durch das Vereinsgesetz nicht beschränkt ist. Dieser Standpunkt ist in der 
Rechtsprechung allgemein vertreten, auch der Senat hat sich ihm schon früher 
angeschlossen (vgl. OLG. in Dresden vom 9. Juni 1909 und 2. März 1910 
Annalen Bd. 31 S. 103 ff., 307 ff., Preuß. OVG, vom 18. Februar 1910 Entsch. 
Bd. 56 S. 299 ff. — Reger Bd. 30 S.542ff. —, vom 2. April 1909 Entsch. 
Bd. 54 S. 248 ff. — Reger Bd. 30 S 546 —, Sachs. OVG. vom 22. März 1909 — 
Reger Bd. 30 S. 160 —, Urteil des Senats vom 23. November 1910, Thür. BI. 
Bd. 58 S. 223 ff.; vel. auch Thür. Bl. Bd. 54 S. 228 ff., Urteile vom 29. Juli 
1903, 28. Januar 1904). 

Hier handelt es sich aber nur um eine Tanzveranstaltung, die nur für Vereins- 
mitglieder und ihre Angehörigen abgehalten wurde, also nicht öffentlich war. 
Und da greift das Vereinsgesetz allerdings ein. Denn es bezieht sich auf alle 
Vereine, die sich zu erlaubten Zwecken bilden, beschränkt seine Geltung nicht 
‚etwa auf gewisse Arten (vgl. Stier-Somlo Reichsvereinsgesetz $ 4 S. 54, 52). 
Sein § 4 gewährt das freie Recht, sich zu allen erlaubten Zwecken zu Vereinen 
zusammenzuschließen. Mit dem Zusammenschluß allein ist natürlich nichts 
gewonnen, die Vereinsmitglieder müssen sich auch im Verein zur Erreichung der 
gewählten Zwecke betätigen können. So begreift die Freiheit, sich zu Vereinen 
zusammenzuschließen, naturgemäß auch die Freiheit, innerhalb des Vereins 
zur Verwirklichung der Vereinszwecke tätig zu sein. Das Kostümfest des Turn- 
vereins sollte den Vereinszwecken dienen, sollte die Geselligkeit unter den 
Mitgliedern pflegen, das ist ein Nebenzweck aller solcher Vereine. Es gehörte 
also zur vereinsmäßigen Betätigung der Vereinsmitglieder. Dann ist aber 
eine pol zeiliche Beschränkung, die sich nicht innerhalb der Grenzen des § 1 
des Vereinsgresetzes hält, ausgeschlossen. 

Zulässig sind nach § 1 Abs. 4 Satz 2 des Vereinsgesetzes nur solche Be- 
schränkungen der Vereinsfreiheit, die im Vereinsgesetz oder in anderen Reichs- 
gesetzen enthalten sind. Das Vereinsgesetz selbst sieht nun keine Beschrän- 
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kungen für solche Vereinsveranstaltungen vor, es läßt selbst die Betätigung 
politischer Vereine innerhalb ihres Kreises unbeschränkt zu. Auch seine Vor- 
behalte für die Landesgesetze ($ 24) kommen nicht in Betracht. Von sonstigen 
reichsrechtlichen Bestimmungen könnte $ 33c der Gewerbeordnung einschlagen, 
der so lautet: „Die Abhaltung von Tanzlustbarkeiten richtet sich nach den 
landesrechtlichen Bestimmungen.“ Wenn aber diese Vorschrift auch allge- 
mein klingt, so betrifft sie doch nur die gewerbsmäßige Veranstaltung 
von Tänzen. Darauf weist zwingend ihre Stellung in der Ge werbeord- 
nung unter den $$ 29 ff. hin, die die Überschrift tragen ‚Gewerbetreibende, 
welche giner besonderen Genehmigung bedürfen“. Es ergibt sich aber auch 
klar aus der Entstehungsgeschichte. § 33c ist mit § 33a durch die Novelle 
vom 1. Juli 1883 in die Gewerbeordnung eingefiigt worden. Der Entwurf des 
§ 33a forderte eine Genehmigung für Personen, die gewerbsmäßig gewisse 
Lustbarkeiten öffentlich veranstalten, er zählte bestimmte Lustbarkeiten auf 
und hatte noch die allgemeine Klausel „sonstige Lustbarkeiten‘‘ angefügt. Um 
klarzustellen, daß unter ‚sonstigen Lustbarkeiten‘ nicht auch die Tanzlustbar- 
keiten verstanden sein sollten, setzte der Reichstag noch den § 33c ein. Im 
Gesetz selbst ist dann die allgemeine Klausel ‚sonstige Lustbarkeiten‘“ im 
§ 33a weggeblieben, so daß §§ 33c eigentlich gegenstandslos ist (vgl. Landmann 
Gewerbeordnung, 6. Aufl., Anm. 1 zu $ 33a, Anm. 1 zu $ 33c, OLG. in 
Dresden vom 2. März 1910 Annalen Bd. 34 S. 316, 317). 

Auf einen reichsgesetzlichen Vorbehalt für das Landesrecht kann da- 
nach die Gültigkeit des §15 der Tanzverordnung nicht gestützt werden. Es 
muß deshalb die allgemeine Frage beantwortet werden, inwieweit die Landes- 
polizei durch den Grundsatz der Vereins- und Versammlungsfreiheit, den § 4 
des Vereinsgesetzes aufstellt, in ihrem Verordnungsrecht beschränkt wor- 
den ist. 

§1 Absatz 2 des Vereinsgesetzes bestimmt: „Die allgemeinen sicher- 
heitspolizeilichen Bestimmungen des Landesrechts finden Anwendung, soweit 
es sich um Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und Gesundheit der 
Teilnehmer an einer Versammlung handelt.“ Danach könnte man 
glauben, daß das Landespolizeirecht im übrigen überhaupt ausgeschlossen sein 
sollte. Die Vorschrift hat aber eine begrenzte Bedeutung. Bei den Beratungen 
des Vereinsgesetzes wurde gefordert, daß landespolizeiliche Beschränkungen 
überhaupt ausgeschlossen werden müßten, soweit sie nicht im Gesetz aus- 
drücklich zugelassen seien. Und so kam man dazu, dem §1 des Entwurfs, 
der nur den Grundsatz der Vereins- und Versammlungsfretheit aussprach, noch 
die Bestimmungen im Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des jetzigen §4 anzu- 
fügen (vgl. den Kommissionsbericht Reichtagsdrucksachen Bd. 246 S. 4829 
—4831, ferner Bd. 232 S. 4556, 4577, 4614, Kammergericht Johow u. Ring 
Bd. 36 C. S. 51—53). Dabei ist aber festzuhalten, daß $ 1 des Vereinsgesetzes 
sich nur mit der Vereins- und Versammlungsfreiheit befaßt, nur diese ver- 
bürgen will, daß er also das Landespolizeirecht auch nur insoweit beschränkt, 
als es diese Freiheit antasten würde. Wie in der Begründung des Gesetzes 
(S. 24), so kam auch bei den Kommissionsverhandlungen (Reichstagsdruck- 
sachen Bd. 246 S. 4829—31) zum Ausdruck, daß selbstverständlich niemand 
von den allgemeinen Gesetzen dadurch befreit werde, daß er von seinem Ver- 
eins- oder Versammlungsrechte Gebrauch mache. Eine strafbare Handlung 
bleibt strafbar, auch wenn sie ein Teilnehmer an einer Versammlung oder ein 
Vereinsmitglied bei einer Vereinsveranstaltung begeht. Ein Ort, dessen Be- 
treten allgemein verboten ist, darf auch nicht als Ort einer Vereinsveranstaltung 
oder Versammlung gewählt werden. Überhaupt ist, was allgemein verboten ist, 
auch den Vereinen nicht erlaubt (vgl. RG. Strafs. Bd. 40 S. 302). $1 des Ver- 
einsgesetzes befreit diese nicht etwa allgemein von reichs- und landesrecht- 
lichen Schranken, denen andere unterliegen, er regelt nur den Zusammen- 
schluß zu Vereinen und die Veranstaltung von Versammlungen und untersagt 
solche landespolizeiliche Vorschriften, die sich gegen die Vereins- und Ver- 
sammlungsfreiheit selbst richten, diese selbst beschränken sollen oder doch 
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tatsächlich beschränken, die an den Grundsatz der Vereins- und Versammlungs- 
freiheit rühren (vgl. Kammergericht vom 1. November 1909 und 21. März 
1910 Johow u. Ring Bd. 38 C.S. 42, Bd. 39 C. S. 63 über die Gültigkeit von 
Polizeiverordnungen, die rote Kranzschleifen oder das Tragen roter Fahnen 
verbieten, auch für Leichenbegängnisse, § 9 des Vereinsgesetzes, vgl. auch das 
Urteil des Senats vom 6. Juli 1912 S. 63/12, Stier-Somlo S. 61 ft., Müller u. 
Schmidt Vereinsgesetz S. 27, 28). Das allein ist seine Bedeutung, die im fo!- 
genden noch näher hervortreten wird. 

Die Vereinsfreiheit ist nach $1 des Vereinszesetzes das Recht, sich zu 
erlaubten Zwecken zu Vereinen zusammenzuschließen, Sie ge- 
währleistet nur eine unbeschränkte Betätigung innerhalb des Vereins, der 
Vereinsmitglieder untereinander zur Erreichung des Vereinszwecks. Soweit 
der Verein mit seinen Zwecken in die Öffentlichkeit tritt, unterliegt er ganz 
denselben Beschränkungen, denen der einzelne bei gleicher Betätigung unter- 
worfen ist. Ein Verein also. der ein konzessionsptlichtiges Gewerbe treiben 
will. muß die Konzession ebenso nachsuchen wie ein einzelner. Ein Verein. 
der sich bildet, um öffentliche Tänze zu veranstalten (z. B. ein Verein zur Ver- 
anstaltung von Subskriptionsballen), muß bei den öffentlichen Tanzveran- 
staltungen die landesgesetzlichen Vorschriften einhalten. Ein Verein, der den 
Zweck hat, öffentliche Versammlungen zur Erörterung politischer Angelegen- 
heiten zu veranstalten, muß bei den einzelnen Öffentlichen Versammlungen 
die Vorschriften des 85 des Vereinsgesetzes erfüllen. 

Die Vereine sind aber auch, soweit es sich um vereinsmäßige Veran- 
staltungen imnerhalb des Mitgliederkreises handelt, nicht von allen landes- 
polizeilichen Vorschriften befreit. die eine Beschränkung solcher Veranstaltungen 
mit sich bringen. Hält ein Verein eine Vereinsversammlung in einem Offent- 
lichen Gastzimmer eines Wirtshauses ab, so unterliegen die Mitglieder den Be- 
stimmungen über die Polizeistunde ebenso wie die übrigen Gäste (Thür. BI. 
Bd. 54 S. 284). Ein Musikverein darf nicht über 14 Uhr nachts hinaus musi- 
zieren, wenn das Musizieren nach 41 Uhr nachts allgemein im Interesse der 
Nachtruhe verboten ist. Auch Vereine unterliegen der (auch in der Geräer 
Tanzverordnung enthaltenen) Beschränkung, daß während einer Öffentlichen 
Landestrauer nicht getanzt werden darf. Ebenso kann die Polizeibehörde aus 
sicherheits- oder wohltahrtspolizeilichen Gründen in einzelnen Fällen ein- 
schreiten und z. B. verbieten, eine Vereinsveranstaltung an einem bestimmten 
Ort oder zu einer bestimmten Zeit vorzunehmen. Denn das alles sind Be- 
schrankungen, bei denen die Polizeibehorde den Vereinen nicht in ihr Be- 
stimmungsrecht darüber hineinredet, welche Vereinsveranstaltungen sie treffen 
wollen, nicht für die Vereinsveranstaltungen selbst Voraussetzungen auf- 
stellt, die Vereine vielmehr nur bei ihren Veranstaltungen auf einen anderen 
Ort oder eine andere Zeit verweist. Sie betreffen nicht die Vereinsfreiheit als 
solche, lassen das freie Entschließungsrecht des Vereins über seine Vereins- 
betätigung ungehindert bestehen und schränken diese nur in Nebenumständen 
ein, die für sie nicht wesentlich sind. Derartire Beschränkungen würden auch 
gültig sein, wenn sie in einer Polizeiverordnung enthalten wären, die sich nicht 
an jedermann, sondern nur an Vereine wendete, soweit sich nur eine solche 
Verordnung innerhalb der allgemeinen polizeilichen Befugnisse halten würde. 
Natürlich dürfen sie nicht so weit ausgedehnt werden, daß sie die freie Vereins- 
betätigung tatsächlich übermäßig einengen oder gar unmöglich machen. Dann 
beeinträchtigen sie das freie Bestimmungsrecht und sind ungültig. Das wird 
im einzelnen Falle immer besonders noch zu prüfen sein. So darf geselligen 
Vereinen das Tanzen nicht etwa dadurch unmöglich gemacht werden. daB man 
eine Landestrauer vielleicht auf mehrere Jahre ansagt. Oder es darf Vereinen 
nicht etwa vorgeschrieben werden, sie dürften nur im Sommer Vereinszusammen- 
künfte abhalten (abgesehen davon, daß die Polizei mit solchen Verordnungen 
wohl ihre Befugnisse überschreiten würde). 

Der $15 der Tanzverordnung vom 4. Juni 1894 schreibt nun für ge- 
wisse Vereinsveranstaltungen, nämlich für Vereinstänze, zu denen öffentlich 
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eingeladen wird, eine Genehmigung vor. Damit greift er in die Vereinsfreiheit 
als solche ein. Nicht der Verein soll hier frei über seine Vereinstätigkeit be- 
stimmen, die Polizeibehörde macht sich vielmehr zum Herren darüber, ob 
eine bestimmte Vereinsveranstaltung abgehalten werden darf oder nicht. Der 
815 der Verordnung schränkt also die Vereinstätigkeit selbst ein, macht sie 
selbst von einer Genehmigung abhängig. Das geht nach $ 1 des Vereinsgesetzes 
nicht an. Man brauchte nur an einen großen Geselligkeitsverein zu denken, 
dessen Zweck allein darin besteht, Tanzbelustigungen für seine Mitglieder zu 
veranstalten. Nach $1 des Vereinsgesetzes ist ihm die freie und ungehinderte 
Entschließung gewährleistet, welche Tanzbelustigungen er abhalten will. Da 
er aber seine zahlreichen Mitglieder dazu zweckmäßig durch Öffentliche An- 
zeige einladen wird, werden alle seine Tanzbelustigungen nach §45 der Tanz- 
verordnung genehmigungspflichtig. Die Freiheit in der Veranstaltung der 
Tänze, also in seiner Vereinsbetätigung, ist damit für ihn vollständig dahin. 
Nicht einmal eine Anzeigepflicht kann für die Tanzveranstaltungen der Ver- 
eine eingeführt werden. Auch diese würde eine Beschränkung bedeuten, die 
an die Vereinstätigkeit im Grunde rührte, für die Vereinsbetätigung selbst 
Voraussetzungen aufstellte. (Dabei ist natürlich nicht an eine Anmeldung ge- 
dacht, die aus anderen Gründen — Bezahlung einer Lustbarkeitssteuer — 
notwendig wird.) Vgl. hierzu Oberlandesgericht in Dresden vom 2. März 1910, 
Annalen Bd. 31 S. 312 ff., Kammergericht Johow u. Ring Bd. 39C. S. 63, 
Stier-Somlo S. 64, 65, Delius, Vereinsrecht S. 345. 

Würde der $15 der Tanzverordnung nur die Öffentliche Einladung zu 
Tanzveranstaltungen der Vereine verbieten und mit Strafe bedrohen — er 
tut das nicht, sondern läßt die öffentliche Anzeige zu, behandelt die Veran- 
staltungen dann aber als öffentlich und genehmigungspflichtig —, so würde 
er an Sich zunächst nicht gegen die Vereinsfreiheit selbst gerichtet sein. Es 
könnte sich dann nur fragen, ob er die freie Vereinsbetätigung tatsächlich 
übermäßig einschränkte und damit doch praktisch auf eine Beschränkung der 
Vereinsfreiheit selbst hinausliefe, wie das vorn an einigen Beispielen gezeigt 
worden ist. 

Den §15 der Tanzverordnung macht auch nicht gültig, daß Privat- 
personen durch die Verordnung in ähnlicher Weise wie die Vereine in ihren 
Tanzveranstaltungen beschränkt worden sind. Es kommt nicht darauf an, 
ob polizeiliche Vorschriften, die die Vereinsfreiheit als solche einengen, nur 
für Vereine erlassen sind oder auch darüber hinaus für alle Staatsbürger Geltung 
haben. Soweit sie mit dem $ 1 des Vereinsgesetzes in Widerspruch stehen, sind 
sie ungültig, während sie im übrigen in ihrem Bestand nicht angetastet werden. 
Das mag zu einer Bevorzugung der Vereine führen, diese ist aber im Vereins- 
gesetz begründet (vgl. auch ul vom 22. April 1901 Johow u Ring, 
Bd. 22 C. S. 60 ff., besonders S. 65, 66). 

Es sei noch darauf hingewiesen, daß auch für das frühere preußische 
Recht (Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 29, 30, Verordnung vom 
-44. März 1850) anerkannt war, daß nichtöffentliche Tanzveranstaltungen von 
Vereinen (geschlossenen Gesellschaften) von keiner Genehmigung abhängig 
gemacht werden dürften. Artikel 30 bestimmte, daß das Gesetz die Ausübung 
des Vereins- und Versammlungsrechts regeln solle, polizeiliche Beschränkungen 
dieses Rechts, die im Gesetze nicht vorgesehen waren, wurden nicht zugelassen 
(vgl. die Entscheidungen des Preuß. Oberverwaltungsgerichts vom 25. April 
1883 Bd. 9 S. 410, vom 19. November 1884 Bd. 11 S. 389 — Reger Bd. 5 S. 292—, 
vom 3. April 1894 Bd. 26 S. 404, vom 12. Juni 1896, D. Juristen-Ztg. 1897 
S. 108, vom 17. Februar und 3. März 1899. Bd. 35 S. 438, 442 — vel. auch 
Thür. Bl. Bd. 51 S. 231 für das frühere Mein. Recht, das den Untertanen zwar 
das Recht gewährte, sich zu Gesellschaften zusammenzuschließen — Art. 28 
der Verfassung —, die polizeiliche Einwirkung aber nicht beschränkte.) 

Schließlich könnte eingewandt werden, es handle sich nach der Tanz- 
verordnung Ja gar nicht um eine Vereinsveranstaltung innerhalb des Vereins, 
die Tanzverordnung erkläre doch solche Veranstaltungen ausdrücklich für 
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öffentlich. Was eine Vereinsbetätigung ist, ist aber nicht nach der Tanzver- 
ordnung, sondern nach dem Vereinsgesetz zu bestimmen. Die Landespolizei 
kann sich nicht auf dem Umwege, daß sie besondere Begriffe aufstellt, einen 
Einfluß sichern, den ihr das Vereinsgesetz verbietet (vgl. hierzu auch Delius 
S. 334, 335, Preuß. Oberverwaltungsgericht vom 3. März 1899, Bd. 35 S. 442, 
vom 19. November 1913 D. Jur.-Ztg. 1904 S. 411). 


Mitgeteill vom Oberlandesgerichtsrat Rich. Deinhardt, Jena. 


§ 292 SIGB. Ein Geweih eines gefallenen Wildes 1st noch jagdbar, wenn auch 
nur erkennbar ist, daß es zu dem gefallenen Wild gehört. 

Urteil vom 23. März 1912. 

Gründe: Das Landgericht hält es nicht für eine unbefugte Jagd- 
ausübung, daß sich jemand im Großherzoglichen Jagdrevier ein Hirschgeweih 
von 14 Enden (40—100 .& wert) angeeignet hat. Das Geweih gehörte erkennbar 
zu einem Hirsche, der dort vor mehreren Monaten verendet war. Darauf komme 
es nicht an, meint das Landgericht mit dem Reichsgericht, das Band 5, 126 
Rechtspr. sagt, es gehe zu weit, anzunehmen, daß die Okkupationsbefugnis so 
lange dauere, wie das Tier äußerlich noch als zu den jagdbaren Tieren gehörig 
kenntlich sei. Das Geweih war, stellt es fest, noch mit dem Schädel verbunden, 
der Kadaver war völlig verwest, das Gerippe war von Fleisch und Haut ganz 
entblößt, mag es nun noch zusammengehangen haben oder mögen die Knochen- 
teile zerstreut und lose durcheinander gelegen haben. 
| Das Reichsgericht (I. Strafsenat vom 19./29. September 1892 JW. 92 
S. 453 Nr. 34) erklärt es für gleichgültig, ob einzelne Teile des Wildes, wie das 
Geweih, noch niccht völlig verwest seien, der Begriff eines jagdbaren Tieres 
sei aufgehoben, wenn der Verwesungsprozeß so weit fortgeschritten sei, daß 
der Kadaver nicht mehr als Wild aufzufassen sei, und hierbei sei das Tier in 
seiner Gesamtgestaltung ins Auge zu fassen. 

Dem hat sich der dritte Strafsenat des Reichsgerichts in der Entscheidung 
vom 18. November 1901, Recht 02, S. 25 Nr. 115 einfach angeschlossen, als 
es sich wiederum um ein Geweih handelte, das jemand gefunden hatte. Es 
ist rein tatsächliche Feststellung, wenn das Landgericht annimmt, das Tier 
als Ganzes betrachtet sei vollständig verwest gewesen, die schriftliche Re- 
visionsbegründung bewegt sich auf einem Gebiete, das ihr verschlossen ist, 
wenn sie dagegen ankämpft. Die rechtlichen Gesichtspunkte, die das Reichs- 
gericht in den angeführten Urteilen aufstellt, hat das Landgericht beachtet. 

Aber diesen Rechtssätzen ist nicht unbedingt zu folgen. Zwar ist es be- 
denklich, von der Rechtsprechung des Reichsgerichts abzuweichen, da dadurch 
die Gesetzanwendung ungleichmäßig und unsicher wird. Dies Bedenken wiegt 
aber hier nicht schwer, da das Reichsgericht keine festen und sicheren Richt- 
linien aufstellt und-so, wie es den Begriff des Fallwildes begrenzt, die Haupt- 
sache der tatsächlichen Feststellung überläßt, die sehr verschieden sein kann. 
So sagt es in Goldtd. Archiv 43, 48: Die Frage, wie weit die Zerstörung fortge- 
schritten war und hiermit das im Leben jagdbar gewesene Tier aufgehört hatte, 
ganz oder teilweise Gegenstand des Jagdrechts sein zu können, ist rein tat- 
sächlicher Natur. Und betrachtet man den Zweck des $ 292 StGB. und den 
Zusammenhang der Rechtsprechung des Reichsgerichts, so sind die Grund- 
sätze nicht zu billigen, zu denen jene Entscheidungen kommen. 

Ausgegangen wird immer (JW. a. a. O.) vom Urteil des 2. Strafsenats 
vom 26. Februar 1883, Rechtspr. 4, 713. Dieses hält für unrichtig, daß ein 
gefallenes Wildschwein deshalb kein Fallwild sei, weil es für Menschen unge- 
nießbar geworden sei, und hebt gerade hervor, daß auch wertloses Fallwild 
dem Aneignungsrecht des Jagdberechtigten unterliege. Als Schranke wird 
allerdings gesetzt, es dürfe keine Zerstörung eingetreten sein, die den Begriff 
des jagdbaren Tieres aufhöbe. Das Landgericht, wohin damals die Sache zurück- 
verwiesen wurde, sagte hierauf, das Wildschwein sei in Aas übergegangen, und 
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der zweite Strafsenat, Rechtspr. 5, 126, meinte dann, damit sei festgestellt, 
der VerwesungsprozeB sei so weit fortgeschritten, daB der Kadaver nicht mehr 
als Wild aufzufassen sei, und führte aus, Fallwild stehe zwar lebendem gleich, 
aber nach dem Sprachgebrauch des täglichen Lebens sei ein verwester Kadaver 
kein Fallwild mehr. So weit wird das Reichsgericht dem Zweck des Gesetzes 
gerecht. Der Begriff ist abgeleitet aus dem Fall, der zu beurteilen war, ein 
Wildschwein, das Aas geworden ist, ist kein Wild mehr, weder ganz noch zum 
Teil, hat keinen Wert mehr für den Jagdberechtigten, er will nicht ,,Aas‘ er- 
beuten. Der Begriff paßt für die Sache, weil er erst daraus abgeleitet ist. Wird 
er aber ohne Rücksicht auf die Wirklichkeit aus sich heraus näher bestimmt, 
bleibt dabei die Bedeutung und der Zweck des Gesetzes unbeachtet, so ergeben 
sich falsche Grundsätze. Daß auf einzelne Teile nichts ankomme und nui die 
Gesamtgestaltung zu berücksichtigen sei, ist rein begriffsmäßig gedacht, läßt 
aber außer Betracht den Sprachgebrauch des täglichen Lebens, wovon das 
Reichsgericht doch früher ausgegangen ist, und die Auffassung des Verkehrs, 
die der Sprachgebrauch doch nur widerspiegelt. Auch ein Teil eines Tieres 
ist Wild; werden von einem gefallenen Hirsch einige Teile verschleppt, bleiben 
andere da, die z. B. noch als Fleisch verwertbar sind, so ist der Begriff des 
Wildes — des Hirsches — zwar nicht mehr erfüllt, es ist kein Ding mehr, das 
in der Gesamtgestaltung Hirsch ist, aber es ist Wildpret, auch solche Teile 
haben für einen Jagdberechtigten Wert, sie gehören zum Gegenstand der Jagd, 
unterliegen der Aneignungsbefugnis mit ihren Rechten und Pflichten. 

$ 292 StGB. will das Interesse des Aneignungsberechtigten schützen, 
verhüten, daß jemand in seine Aneignungsbefugnis eingreift. 

Das Interesse läßt sich nicht begrenzen durch die rein begriffsmäßige 
Bestimmung, ob noch die Gesamtgestaltung den Begriff des jagdbaren Tieres 
erfülle. Darauf kommt es an, ob auch ein Teil für die Jagd Wert und Bedeutung 
hat, ob der Jäger als solcher bei der Jagdausübung darauf ausgeht, gerade 
auch einen solchen Teil zu erbeuten und ob der Teil erkennbar der Rest eines 
Jagdtieres ist, das dort gefallen ist. Aas sich anzueignen, fehlt das jagdliche 
Interesse, mag es auch noch Wert haben als Fischfutter und dergleichen. Zweck 
der Jagd ist nicht, solches zu erlegen und erbeuten. Der Aneignung beim Jagd- 
betrieb dient nun aber sicher und ganz hervorragend das Hirschgeweih, be- 
sonders, wenn es wertvoll ist. Der Hirsch ist als Jagdbeute noch nicht ent- 
schwunden, so lange das Geweih noch als Überrest des Tieres daliegt. Das 
Geweih von 14 Enden ist Rest eines Jagdtieres. Es ist Wild, Teil eines Hirsches, 
wenn er noch lebt, Teil, wenn er geschossen wird, Teil, wenn er gefallen ist. 
Es ist nicht Aas, wovon sich der Jäger mit Abscheu abwendet, geht nicht in 
Fäulnis über, leidet durch den Tod und die Verwesung keine Veränderung in 
seinem Wesen, ist noch dasselbe Ding, ebenso wertvoll, begehrt vom Jäger, 
wie wenn der Hirsch eben geschossen oder sonst gefallen ist, ist ein wertvolles 
Jagdstück, Zeichen für den Wildstand des Jagdreviers. Wer es von den sonstigen 
Knochen wegnimmt, beraubt den Tierrest gerade dessen, was ihn noch als Jagd- 
beute erscheinen läßt, zerstört gerade erst die Jagdbeute und macht sie zu einem 
wertlosen Knochenhaufen, bei dem es gleichgültig ist, ob er von einem Hirsch 
oder irgend einem nicht jagdbaren Tier herrührt. 

Um Teil des Fallwildes, also selbst Fallwild zu sein, muß das Geweih 
nur noch da liegen, wo das Tier gefallen ist, wo es als Jagdbeute gedient hätte, 
wenn es gleich nach dem Tode entdeckt worden wäre, es muß als Teil von Fall- 
wild erkennbar sein, aus seiner Lage muß hervorgehen, daß es sich der Jagd- 
berechtigte noch nicht angeeignet hat, daß es noch nicht heraus ist aus dem 
Bereich, das zur Jagd dient, daß der Jagdberechtigte auch noch nicht auf An- 
eignung verzichtet hat. 

Diese Merkmale liegen bei dem Hirschgeweih vor, das im Großherzoglichen 
Forstrevier gefunden worden ist. Es ist nun noch zu prüfen, ob sonst die Tat- 
bestandsmerkmale der Hehlerei beim Angeklagten erfüllt sind. 

Die gegebene Umschreibung von Fallwild hält sich im Rahmen des Ge- 
setzes, geht nicht darüber hinaus. 
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Welche Tiere jagdbar sind, bestimmt das Landesrecht. Wie lange bei 
dem einzelnen Tier die Jagdbarkeit dauert, daß sie auch bei Fallwild noch be- 
steht, entwickelt das Reichsgericht daraus, was Jagen ist, also aus einem all- 
gemeinen Begriffe des § 292 StGB., aus dem Reichsrecht. Besondere Strafen, 
die das Landesrecht für die Aneignung von Fallwild festsetzt, sind aufgehoben, 
§ 292 StGB. deckt die Aneignung von Fallwild (RG. 19, 51). Die Landes- 
gesetze bestimmen aber oft den Umfang der Jagd näher, indem sie Fallwild 
ausdrücklich dazu rechnen. So weit sind sie gültig. So hat das Bayerische Aus- 
führungsgesetz zum BGB. Art. 143 Ziff. 1b Fallwild zu den Gegenständen 
des Jagdrechts gezählt, und auch das Weimarische Gesetz vom 13. April 1821 
$ 35 bestimmt, daß sich niemand ohne Erlaubnis des Jagdberechtigten an einem 
verendeten Stück Wild vergreifen dürfe. 

Das Weimarische Jagdrecht ordnet aber nicht nur das Tier dem Jagd- 
recht unter, also nicht nur dessen natürlichen Teile, sondern auch Teile, die 
selbständig geworden sind, die neben dem Tiere für sich bestehen. So sind nach 
§ 34 des Gesetzes alle von Hirschen oder Rehböcken abgeworfenen und aufge- 
fundenen Gehörne dem Jagdberechtigten abzuliefern. Hier wird also die An- 
eignungsbefugnis des Jagdberechtigten ausgedehnt auf frühere Teile des Tieres, 
die nun selbständig für sich neben dem Tiere bestehen. Um wieviel mehr muß 
sich das Jagdrecht auf Teile erstrecken, die noch erkennbar zum verendeten 
Tiere gehören, der Rest des Tieres sind. Das ist keine unzulässige Analogie 
im Strafrecht, sondern eine Ausfüllung der Strafbestimmungen durch das 
Landesrecht, worauf sie verweisen. 


Oberlandesgericht Posen. 
Mitgeteilt von Oberstaatsanwalt Zitzlaff in Posen. 
§§ 338, Abs. I. 499, Abs. 2 RStrPO. 


a) Stehen die zulässigen Rechtsmillel auch anderen Personen als dem Staats- 
anwall und dem Angeklagten, insbesondere dem Antragsteller, dem 
zemäß 8 502 RStrPO. dir Kosten auferlegt sind, zu? 

b) Können die notwendigen Auslagen auch anderer Personen als des An- 
geklagten gemäß § 499, Abs. 2 RStr PO. der Staatskasse auferlegt werden? 


Straf-Sen., Urteil vom 16. August 1911 (S 131/11). 


K. war aus § 223a RStrGB. angeklagt wegen gefährlicher Körperverletzung 
seiner Ehefrau. Diese hatte Anzeige erstattet und Strafantrag gestellt, letzteren 
jedoch durch Schreiben vom 30. März 1911 wieder zurückgezogen. Im Haupt- 
verhandlungstermin vor dem Schöffengericht in P. am 3. Mai 1911 verweigerte 
die Ehefrau K. ihre Aussage. Mit dem einzigen sonstigen Zeugen, der taub 
war und nur unverständlich sprach, konnte das Gericht sich nicht verständigen. 
Der Angeklagte selbst gab nur die Verübung einer leichten Körperverletzung 
($ 223 RStrGB.) seiner Ehefrau zu. Das Schöffengericht kam deshalb nicht zu 
einem Schuldspruch aus § 223a RStrGB.; es stellte veelmehr unter der Annahme 
des Vorliegens einer unter $223 RStrGB. fallenden leichten Körperverletzung auf 
Grund der Zurücknahme des Strafantrars das Verfahren gemäß § 259 Abs. 2 
RStrPO. ein und legte die Kosten des Verfahrens gemäß § 502 RStrPO. der 
Zeugin (Antragstellerin) Ehefrau K. auf. 

Gegen dies Urteil legte die Ehefrau K. die „Beschwerde“ ein. Die Straf- 
kammer in P. faßte das Rechtsmittel als Berufung auf. Durch Urteil vom 
22. Juni 1911 hob sie das schöffeneerichtliche Urteil insoweit auf, als die Kosten 
des Verfahrens der Zeugin K. auferlegt waren. und legte sie die Kosten des Ver- 
fahrens einschließlich der Kosten, die der Zeugin K. durch die Verteidigung 
entstanden waren, der Staatskasse auf. 
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In den Gründen des Strafkammer-Urteils ist folgendes ausgeführt: 

Das Rechtsmittel nennt sich „Beschwerde“; doch ist dieser Irrtum in 
der Bezeichnung unerheblich ($ 342 RStrPO.). Die angefochtene Entscheidung 
ist ein Urteil; also ist das Rechtsmittel, das dem Verurteilten zusteht, die 
Berufung. Der $338 RStrPO. schließt den Kreis der zum Rechtsmittel. 
gebrauch Berechtigten nicht ab (Löwe, Note 1, a zu § 338). Dies spricht § 346 
Abs. 2 RStrPO. bezüglich der Beschwerde geradezu aus. Löwe (Note 5 zu 
§ 346) rechnet hierzu auch die Interessenten aus § 502 RStrPO. Im vorliegenden 
Falle stiitzt sich die Verurteilung der Zeugin K. auf § 502 RStrPO., wonach der 
Antragsteller die Kosten zu tragen hat, wenn er den Antrag, durch den das 
Verfahren bedingt war, zurücknimmt. Hier war aber das Verfahren nicht durch 
den Antrag der Ehefrau K. bedingt; es war vielmehr aus § 223a RStrGB. er- 
öffnet und hat tatsächlich auch noch dann seinen Fortgang genommen, als 
bereits der Strafantrag zurückgenommen war. Überdies entscheidet über den 
Charakter der Tat die Einleitung des Verfahrens und nicht die Qualifikation, 
die der erkennende Richter der Tat gibt (Urteil des Reichsgerichts vom 
22. Oktober 1883 — Rspr., 5, 623 —). Die Voraussetzung des $ 502 RStrPO. 
trifft also nicht zu, und die Zeugin K. ist zur Kostentragung nicht verpflichtet. 
Der Berufung war also stattzugeben. Auch erschien es angemessen, die Kosten 
des Verfahrens einschließlich der der Zeugin K. durch ihre Verteidigung er- 
wachsenen der Staatskasse aufzuerlegen; der $499 Abs. 2 RStrPO. findet auf 
die in dem Berufungsverfahren die Stelle des Angeschuldigten einnehmende 
Zeugin entsprechende Anwendung. 

Gegen das Strafkammer-Urteil vom 22. Juni 1911 legte die Staatsanwalt- 
schaft die Revision ein, indem sie Verletzung des $499 RStrPO. durch un- 
richtige Anwendung rügte. Der Strafsenat verwarf die Revision unter der 
nachfolgenden Begründung: 

Der Revisionsangriff ist an sich zulässig; denn die Frage, wer die Kosten 
eines Strafverfahrens zu tragen hat, ist eine Frage des materiellen Strafrechts 
und damit nach den Bestimmungen der §§ 376, 380 RStrPO. im vorliegenden 
Falle der Kognition des Revisionsgerichts unterworfen (vgl. die Beschlüsse des 
Oberlandesgerichts in Darmstadt vom 16. Dezember 1886 und vom 12. Dezember 
1890 — Goltd. Archiv, 39, 86 — und das Urteil des Oberlandesgerichts in 
Breslau vom 17. Februar 1893 — Goltd. Archiv, 40, 462 — sowie Löwe, Note 2, b 
7u 8380 RStrPO.). Der Angriff kann aber keinen Erfolg haben Der § 499 
RStrPO. bestimmt zwar in Absatz 2, daß die dem Angeschuldigten er- 
wachsenen notwendigen Auslagen der Staatskasse auferlegt werden können, 
und Angeschuldigte im Sinne der Vorschriften der RStrPO. schlechthin ist 
die Ehefrau K. nicht. Aber — wie auch das Reichsgericht anerkannt hat (vgl. 
das Urteil vom 24. Januar 1896 — E. 28, 146 flgd., insbes. 149 unter Ziffer 2 —), 
und wie in der Literatur nicht streitig ist — ist bei der Vorschrift des $ 499, 
Abs. 2 RStrPO. offenbar unberücksichtigt geblieben, daß nicht allein dem 
Angeklagten, sondern auch anderen Personen zwecks Verteidigung gegenüber 
einer strafgerichtlichen Prozedur Auslagen erwachsen können, deren Ersatz 
ihnen aus Billigkeitsgründen je nach Lage des Einzelfalls in gleicher Weise wie 
dem Angeklagten zuzusprechen ist, wenn sich die gegen sie strafgerichtlich 
unternommenen Schritte als ungerechttertigt im endlichen Ausgange heraus- 
stellen. Als solche Personen führt das Reichsgericht in dem angezogenen Urteil 
vom 24. Januar 1896 diejenigen an, welche gemäß den Bestimmungen des 
§§ 324, 340, 401, Abs. 2 RStrPO. kraft eigenen Rechts der Verurteilung der 
Angeklagten entgegenzutreten und für seine Freisprechung einzutreten befugt 
sind. Es sieht den inneren Grund für die Anwendung der Vorschrift des § 499, 
Abs. 2 RStrPO. auf diese Personen darin, daß sie, wenn auch formell aus 
eigenem Recht, so doch in der Sache selbst für die Interessen des Angeklagten, 
wenn auch zu einer Zeit. wo er selbst dies nicht mehr vermag, tätig werden 
und auch im übrigen, d. h. abgesehen von der Bestimmung des § 499, Abs. 2 
RStrPO., in bezug auf ihre prozessualen Rechte und Pflichten dem Angeklagten 
gleich behandelt werden. Dieser letztere innere Grund ist aber auch im vor- 
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liegenden Falle gegeben. Denn der Ehefrau K., welche den Antrag auf Be- 
strafung ihres Ehemannes wegen Körperverletzung gestellt hatte, und welcher 
vom Schöffengericht gemäß der Bestimmung des $ 502 RStrPO. die Kosten des 
Verfahrens auferlegt waren, stand, obwohl sie nicht die Angeklagte war, gegen 
diese sie treffende Verurteilung zur Zahlung der Kosten das Rechtsmittel der 
Berufung und, wenn dieses verworfen würde, das der Revision zu (Löwe, Note 6 
zu § 502). Verleiht ihr aber sonach in dieser Beziehung das Gesetz die Stellung 
eines Angeklagten, so ist nicht abzusehen, weshalb nicht auch auf sie gegebenen- 
falls die Bestimmung des $ 499, Abs. 2 RStrPO. anzuwenden sein soll, nämlich 
dann, wenn sie, von ihrer Befugnis, eine gegen sie erlassene Verurteilung im 
Kostenpunkte zu bekämpfen, Gebrauch machend, diese gegen sie aus- 
gesprochene Verurteilung mit Erfolg angefochten hat. Auf den gleichen Er- 
wägungen beruht auch ein Urteil des Obersten Landesgerichts in München 
vom 20. Juli 1908 (Entscheidungen dieses Gerichtshofes, 8, 384), in dem die 
Anwendung der Vorschrift des § 499, Abs. 2 RStrPO. auf die sogenannten 
Einziehungsinteressenten ($ 478, Abs. 3 RStrPO.) ausgesprochen wird. 


§ 346 flgd. RSirPO. — Ist gegen den Beschluß des Landgerichts, welches — 
als Berufungsgericht gemäß § 360, Abs. 2 RStr PO. um Entscheidung angegangen 
— die Aufrechterhaltung des die Berufung gemäß § 360, Abs. ı RStr PO. als un- 
zulässig verwerfenden Beschlusses des Amtsgerichts ausgesprochen hat, ein Rechts- 
millel zulässig, event. welches ? 

Straf-Sen., Beschl. vom 16. März 1912 (W 51/12). 

Es fragt sich zunächst, ob gegen den Beschluß des Landgerichts über- 
haupt ein Rechtsmittel zulässig ist. Ausdrücklich gesagt ist darüber im 
Gesetze nichts. Allein nach $ 346 RStrPO. ist die Beschwerde gegen alle von 
den Gerichten in erster Instanz oder in der Berufungsinstanz ergangenen Be- 
schlüsse zulässig, soweit das Gesetz sie nicht ausdrücklich einer Anfechtung 
entzieht. Der angefochtene Beschluß stellt aber einen in der Berufungsinstanz 
erlassenen Beschluß dar, und ausdrücklich verboten ist dessen Anfechtung 
nicht. Demnach ist die Beschwerde zulässig. Dies kann aber hier nur die 
sofortige Beschwerde sein. Ausdrücklich sagt die RStrPO. das nicht. Aber 
einmal ist schon die Anrufung des Berufungsgerichts gegenüber dem Beschlusse 
des Amtsgerichts, der das Rechtsmittel als unzulässig verwirft, nach $ 360, 
Abs. 2 RStrPO. an eine Frist von 1 Woche gebunden; es ist deshalb nicht an- 
zunehmen, daß die Anfechtung des Beschlusses des Berufungsgerichts zeitlich 
unbeschränkt zulässig sein sollte. Dazu kommt, daß für den ganz ähnlich 
liegenden Fall, in dem erst das Berufungsgericht seinerseits die Berufung durch 
Beschluß als unzulässig verwirft, im § 363, Abs. 2 RStrPO. die Anfechtung 
nur durch die sofortige Beschwerde zugelassen ist. 


§ 385, Abs.2 RStrPO. — Kann namens des Angeklagten ein anderer, der 
von dem Angeklagten mit schrifllicher Vollmacht versehen ist, jedoch nicht zu den 
im § 138 RStrPO. bezeichneten Personen gehört, die Revision zu Protokoll des 
Gerichtsschreibers rechtfertigen ? 

Straf-Sen., Urteil vom 17. Dezember 1910 (S 152/10). 

Die Revision des A., namens dessen seine von ihm mit schriftlicher Voll- 
macht versehene Ehefrau die Revision zu Protokoll des Gerichtsschreibers ge- 
rechtfertigt hat, war zuzulassen. Vergleiche über diese Streitfrage Löwe, Note 64 
der Vorbemerkungen zu Abschnitt 114 des Buches 1 der RStrPO. und die dort 
angeführte Rechtsprechung und Literatur. Maßgebend für die Annahme der 
Zulässigkeit war die Erwägung, daß die im §138 RStrPO. für die Zulassung 
von Verteidigern angeordnete Beschränkung deshalb nicht auf die Ver- 
tretung des Angeklagten bei der Revisionsbegründung zu Protokoll des 
Gerichtsschreibers analog angewendet werden kann, weil in diesem Falle 
als Prüfungsorgan für die Sachdienlichkeit der Begründung der gestellten An- 
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träge der das Protokoll aufnehmende Gerichtsschreiber tätig ist, was im 
§ 385, no RStrPO. der Zuziehung eines Rechtsanwalts für gleichwertig 
erachtet ist. 


§ 148 14154 RGewO. — Begriff des Gewerbetreibenden . 

Straf-Sen., Urteil vom 13. Mai 1911 (S. 70/14). 

Die Revision rügt Verletzung des $15a RGewO., da der Begriff des ,,Ge- 
werbetreibenden‘ im Sinne dieser Vorschrift verkannt sei. Das Berufungs- 
gericht stellt fest, daß der Angeklagte die Erlaubnis zum Schankbetrieb eines 
Restaurants nachgesucht und erhalten habe, daß aber dieses Restaurant tat- 
sächlich für Rechnung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung betrieben 
werde, wie denn auch am Eingange des Restaurants die Aufschrift ,, Viktoria 
Restaurant, G. m. b. H.“ sich befinde. Dennoch sieht der Vorderrichter den 
Angeklagten als den Gewerbetreibenden an, weil er durch die ihm erteilte 
Betriebserlaubnis nach außen Inhaber der Wirtschaft geworden sei, ohne den 
der Betrieb der Schankwirtschaft überhaupt nicht möglieh sei, da die Schank- 
erlaubnis nur physischen Personen erteilt werde. Demgegenüber ist der Revision 
des Angeklagten darin beizutreten, daß die Erteilung der Schankerlaubnis für 
den Begriff des Gewerbetreibenden ohne Bedeutung ist. Als Gewerbetrei- 
bender ist vielmehr lediglich derjenige anzusehen, auf dessen Namen, 
Rechnung und Verantwortung die Geschäfte mit dem Publikum 
abgeschlossen werden (vgl. Landmann, Kommentar zur Gewerbeordnung, 
5. Aufl., Note 2 zu §45a; Staub, Handelsgesetzbuch, 8. Aufl., Noten 15 flgd. 
zu $1; Entscheidung des Kammergerichts in Neumanns Jahrbüchern, 4, 920). 
Öffentlich-rechtliche Vorgänge, insbesondere die Erteilung der Schankerlaubnis 
durch die Verwaltungsbehörde, können hierfür nicht bestimmend sein, zumal 
das Merkmal der Erlaubnis überall da versagen würde, wo eine Erlaubnis zum 
Gewerbebetrieb nicht erforderlich ist. Legt man aber die obige Begritfs- 
bestimmung zugrunde, so kann nach den Feststellungen des Vorderrichters im 
vorliegenden Falle nur die Gesellschaft mit beschränkter Haftung als Gewerben 
treibende des Viktoria-Restaurants in Frage kommen. Sie allein wird aus ded 
hier abgeschlossenen Verträgen berechtigt und verpflichtet, und hieran wir- 
auch dadurch nichts geändert, daß die Schankerlaubnis dem Angeklagten er- 
teilt ist. Ob der Angeklagte nach außen als Inhaber der Wirtschaft erscheint. 
ist unerheblich, da das Merkmal des Gewerbebetriebs nicht in der äußeren Er- 
scheinung, sondern in der inneren rechtlichen Verantwortung liegt. Dadurch 
allein, daß der Angeklagte die Schankerlaubnis nachgesucht und erlangt hat, 
ist er noch nicht Gewerbetreibender des Restaurationsbetriebs geworden. 


$$ 17. 18° RVereinsgeselzes vom 19. April 1908. — Turnvereine als politische 
Vereine. ~ 
Straf-Sen., Urteil vom 27. April 1912 (S 13/12).* 

Das Berufungsgericht stellt den Satz auf, daß der Turnsport als solcher 
nichts Politisches an sich haben kann. Dieser Satz kann nicht als richtig an- 
erkannt werden. Das Turnen kann allerdings als Selbstzweck betrieben werden, 
ohne daß sich andere Zwecke daran anschließen; es kann damit lediglich eine 
Kräftigung und Ausbildung des Körpers bezweckt werden; dann kann Keine 
Rede davon sein, daß das Turnen etwas mit Politik zu tun habe. Das Turnen 
kann aber auch nur ein Mittel zur Erreichung eines anderen Hauptzweckes 
sein. Die Stählung des Körpers und vor allem die Gewöhnung des einzelnen 
und der Massen an den Gehorsam kann betrieben werden, um die Massen für 
bestimmte andere Zwecke besser verwenden zu können. Diese anderen Zwecke 


* Ähnlich: Urteil des Straf-Senats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf 
vom 12. Juni 1909 (S. 83/09). 
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können politischer Art sein; es braucht nur darauf hingewiesen zu werden, 
daß auf diese Art ein Aufruhr vorbereitet werden soll. Unter solchen Um- 
ständen hat allerdings das Turnen selbst etwas mit Politik zu tun. Es kann 
demnach nicht zweifelhaft sein, daß es politische Vereine geben kann, die gerade 
durch das Turnen politische Zwecke verfolgen. Alle Turnveranstaltungen eines 
solchen Vereins sind dann nicht gesellige Veranstaltungen; denn sie sollen ja 
gerade den eigentlichen Zwecken dieses Vereins dienen, und diese Zwecke sind 
eben nicht geselliger, sondern politischer Art. Es ist dann völlig unerheblich, 
ob bei solchen Turnübungen noch in sonstiger Art Politik getrieben oder 
liber politische Angelegenheiten gesprochen wird. Auch, wenn dann lediglich 
geturnt wird, handelt es sich nicht um eine Veranstaltung zu geselligen Zwecken. 
Hierbei ist noch zu erwähnen, daß die Vorschrift des $17 des RVereinsges. — 
wonach Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Ver- 
sammlungen politischer Vereine anwesend sein dürfen, sofern es sich um Ver- 
anstaltungen zu geselligen Zwecken handelt, — als Ausnahmebestimmung 
überhaupt eng auszulegen ist. 


Miszellen. 


Ein Entwurf eines Gesetzes über das Verfahren gegen 
Jugendliche.') 


§ 1. Für das Verfahren gegen Jugendliche gelten die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung nur, soweit nicht 
dieses Gesetz etwas anderes bestimmt. 

Jugendlich im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht achtzehn Jahre 
alt ist. 

$ 2. Für Strafsachen gegen Jugendliche werden von der Landesjustiz- 
verwaltung, soweit ein Bedürfnis besteht, bei den Amtsgerichten besondere 
Abteilungen (Jugendgerichte) gebildet. 

Zu Schöffen bei den Jugendgerichten sind Personen zu berufen, die in 
der Jugenderziehung besonders erfahren sind. Auch Volksschullehrer dürfen 
zu Jugendschöffen berufen werden. 

Die Landesjustizverwaltung bestimmt die Zahl der erforderlichen Haupt- 
und Hilfsschöffen. Bei Bildung der Urliste sind die Volksschullehrer in ein 
besonderes Verzeichnis aufzunehmen. Die Namen der Personen, die der Aus- 
schuß zu Jugendschöffen gewählt hat, werden in besondere Jahreslisten ein- 
getragen. 

$ 3. Öffentliche Klage soll gegen einen Jugendlichen nicht erhoben werden, 
wenn Erziehungs- und Besserungsmaßregeln einer Bestrafung vorzuziehen sind; 
dabei sind namentlich die Beschaffenheit der Tat sowie der Charakter und die 
bisherige Führung des Jugendlichen zu berücksichtigen. 

Ergibt sich nach Erhebung einer Klage, daß Erziehungs- und Besserungs- 
maßregeln einer Bestrafung vorzuziehen sind. so kann das Gericht das Ver- 
fahren gegen den Jugendlichen einstellen. Der Beschluß kann nicht angefochten 
werden. Außerhalb der Hauptverhandlung darf das Verfahren nur eingestellt 
werden. wenn die Staatsanwaltschaft zustimmt. 

§ 4. Wird nach § 3 keine Klare erhoben oder das Verfahren eingestellt, 
so ist die Sache an die Vormundschaftsbehörde abzugeben. 

Hat die Staatsanwaltschaft die Sache abgegeben, so kann Klage nur noch 
erhoben werden, wenn die Vormundschaftsbehörde zustimmt. 


1) Vel. hierzu oben S. 224 f. 
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§ 5. Erachtet die Vormundschaftsbehörde den Jugendlichen für schuldig, 
so hat sie ihn entweder zu vermahnen oder der Zucht des gesetzlichen Ver- . 
treters oder der Schulbehörde zu überantworten, oder sie hat auf Grund der 
reichsgesetzlichen oder landesgesetzlichen Vorschriften die Fürsorgeerziehung 
(Zwangserziehung) anzuordnen oder, wenn der Jugendliche schon unter Für- 
sorgeerziehung steht, ihn der Zucht der Fürsorgeerziehungsbehörde zu 
übergeben. 

Die Vormundschaftsbehörde kann zunächst den Jugendlichen für eine 
bestimmte Frist unter die Aufsicht eines Fürsorgers stellen und sich die Aus- 
wahl unter den Maßregeln vorbehalten. Als Fürsorger sind Personen zu wählen, 
die in der Jugenderziehung besonders erfahren sind; auch Frauen können 
gewählt werden. 

Die Entscheidungen der Vormundschaftsbehörde sind der Staats- 
anwaltschaft mitzuteilen. Diese kann die Rechtsmittel einlegen, die einem 
Beteiligten zustehen. 

§ 6. Dem Jugendlichen ist von Amts wegen ein Verteidiger zu bestellen, 
sobald eine Voruntersuchung eröffnet oder die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vor der Strafkammer beantragt ist. 

$ 7. Für den Jugendlichen, der keinen Verteidiger hat, soll ein Beistand 
zur Hauptverhandlung zugezogen werden. 

Der Beistand hat die Rechte eines Verteidigers; hierauf soll er in der 
Ladung zur Hauptverhandlung hingewiesen werden. Spätestens bei der Ladung 
ist ihm der Beschluß, durch den das Hauptverfahren eröffnet ist, mitzuteilen. 

Bleibt der geladene Beistand in der Hauptverhandlung aus, so wird ein 
anderer bestellt. Ist dies nicht möglich, so kann ohne einen Beistand verhandelt 
werden, falls daraus kein Nachteil für die Sache entsteht, anderenfalls ist die 
Verhandlung auszusetzen. 

§ 8. Als Beistand soll in der Regel der gesetzliche Vertreter zugezogen 
doch kann statt dessen der Vorsitzende einen besonderen Beistand 

estellen. 

Die Wahl des besonderen Beistandes soll auf Angehörige des Jugendlichen 
oder geeignete andere Personen gerichtet werden, die zur Übernahme bereit 
sind; auch Frauen können gewählt werden. Der Beistand soll so zeitig bestellt 
werden, daß er vor der Hauptverhandlung Erkundigungen über den Jugend- 
lichen einziehen kann. Er kann selbständig Rechtsmittel einlegen wie ein 
gesetzlicher Vertreter. 

§ 9. Dem gesetzlichen Vertreter des Jugendlichen sollen Ort und Zeit der 
Hauptverhandlung rechtzeitig mitgeteilt werden. Der Beschluß, durch den das 
Hauptverfahren eröffnet wird, soll ihm bekannt gemacht werden; das Gleiche 
gilt von Urteilen, Strafbefehlen, Strafverfügungen, Strafbescheiden, sowie von 
Beschlüssen, durch die das Verfahren nach $ 3 eingestellt wird. 

Die Vorschriften des $ 149 StPO. bleiben unberührt, auch wenn ein be- 
sonderer Beistand bestellt ist. 

§ 10. Die Untersuchungshaft wird gegen Jugendliche nicht vollzogen, 
wenn sie durch andere Maßregeln, insbesondere durch vorläufige Unterbringung 
in einer Erziehungsanstalt, ersetzt werden kann. 

Wird ein Jugendlicher verhaftet oder die Haft durch andere Maßregeln 
ersetzt, so sollen der gesetzliche Vertreter, der etwa bestellte besondere Bei- 
stand und die Vormundschaftsbehörde alsbald benachrichtigt werden. 

Jugendliche, die in Untersuchungshaft genommen werden, sollen in 
einem Raum mit erwachsenen Gefangenen nur vorübergehend und nur dann 
untergebracht werden, wenn es ihr körperlicher oder geistiger Zustand 
erfordert. 

$ 11. Die Hauptverhandlungen gegen Jugendliche sollen von anderen 
derart gesondert werden, daß eine Berührung mit erwachsenen Angeklagten 
vermieden wird. Richtet sich ein Verfahren geren Jugendliche und gegen 
Erwachsene, so sollen die Sachen getrennt werden, soweit es ohne Nachteil 
fur die Verhandlung und Entscheidung geschehen kann. 
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Für die Verhandlung gegen einen Jugendlichen kann das Gericht die 
Öffentlichkeit ganz oder teilweise ausschließen. Das Urteil wird öffentlich ver- 
kündet; doch kann, soweit für die Verhandlung die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
war, das Gericht durch besonderen Beschluß anordnen, daß die Begründung 
des Urteils in nicht öffentlicher Sitzung verkündet wird. Einer Verhandlung 
über den Ausschluß der Öffentlichkeit bedarf es nicht; der Beschluß, der die 
Öffentlichkeit ausschließt, wird öffentlich verkündet. 

Auch soweit die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen wird, soll Jugend- 
lichen, die bei der Sache nicht beteiligt sind, der Zutritt zur Verhandlung 
versagt werden. 

Ist von einzelnen Erörterungen ein nachteiliger Einfluß auf den Ange- 
klagten zu befürchten, so kann das Gericht, wenn der Verteidiger oder Bei- 
stand zustimmt, anordnen, daß der Angeklagte für die Dauer der Erörterungen 
das Sitzungszimmer verläßt. 

§ 12. Ein Strafbefehl darf gegen einen Jugendlichen nur wegen Über- 
tretung erlassen werden. 

§ 13. Hat der Beschuldigte das achtzehnte Lebensjahr vollendet, die Tat 
aber vorher begangen, so kann die Staatsanwaltschaft von Erhebung der Klage 
absehen, wenn die Verschuldung und die Folgen der Tat geringfügig sind, 
oder wenn besondere Umstände anderer Art es rechtfertigen. Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann nach Erhebung einer öffentlichen Klage das Gericht 
mit Zustimmung der StaatSanwaltschaft das Verfahren einstellen. 

814. Im$75 Abs. 1 GVG, wird die Vorschrift unter Nr. 14a durch folgende 
Vorschrift ersetzt: 

„Wegen der Verbrechen und Vergehen der Personen, die zur Zeit der 
Tat noch nicht achtzehn Jahre alt waren.‘ 

815. Im $ 140 Abs. 2 Nr. 1 der StrafprozeBordnung werden die Worte: 
„oder das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat‘ gestrichen. 

„Der § 268 der Strafprozeßordnung wird aufgehoben.‘ 


lI. 


Amerikanische Bill zur Entschädigung unschuldig 
Verurteilter. 


A BILL To grant relief to persons erroneously convicted in courts of the 
United States. 


| 

Be it enacted by the Senate and House of Representatives of the United 
States of America in Congress assembled, That any person who, having been 
convicted of any crime or offense against the United States, shall hereafter, 
on appeal from the judgment of conviction or on the retrial or rehearing of 
his case, be found to have been innocent of the crime with which he was 
charged and not guilty of any other offense against the United States, or who 
after inquiry by the Executive has received a pardon on the ground of nno- 
cence, may, under the conditions hereinafter mentioned, apply by petition for 
indemnitication for the pecuniary injury he has sustained through his erroneous 
conviction and imprisonment. 

Sec. 2. That the claimant may, within six months after he has been 
finally acquitted or pardoned on the ground of innocence, petition the Court 
of Claims for the relief granted in this Act. 

Sec. 3. That the court is hereby authorized to make all needful rules 
and regulations, consistent with the law, for executing the provisions hereof 

Sec. 4. That the claimant shall have the burden of proving his innocence, 
in that he must show that the act with which he was charged was not committed 
at all, or, if committed, was not committed by the accused. 
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| Sec. 5. That the claimant must show that he has not, by his acts or 
failure to act, either intentionally or by willful misconduct or negligence, con- 
tributed to bring about his arrest or conviction. 

Sec. 6. That the Court of Claims shall examine the validity and amount 
of all claims included within the description of this Act; they shall receive all 
suitable testimony on oath or affirmation and all other proper evidence; and 
they shall report all such conclusions of fact and law as in their judgment may 
affect the right to relief. 

Sec. 7. That upon proof satisfactory to the Court of Claims that the 
Claimant is unable to advance the costs of court and of process, the cost of 
obtaining and printing the record of the original proceedings and of securing 
the attendance of such witnesses as the chief justice or the presiding judge 
of the Court of Claims shall certify to be necessary, and the service of all notices 
required by this Act, shall be paid out of any general appropriation made by 
law for the payment and satisfaction of private claims, on presentation to the 
Secretary of the Treasury of a duly authenticated order, certified by the clerk 
of the Court of Claims and signed by the chief justice or, in his absence, by 
the presiding jugde of said court. 

Sec. 8. That the court shall cause notice of all petitions presented 
under this Act to be served on the Attorney General of the United States, 
who shall be authorized, by himself or his assistant, to examine witnesses, to 
cause testimoney to be taken, to have access to all testimony taken under 
this Act, and to be heard by the court. He shall resist all claims presented 
under this Act by all proper legal defenses. 

Sec. 9. That the Court of Claims in granting or refusing the relief de- 
manded shall take into consideration all the circumstances of the case which 
may defeat or in any other way affect the right to and the amount of the relief 
herein provided for, but in no case shall the relief granted exceed $ 5,000. 

Sec. 10. That in all cases of final judgments by the Court of Claims 
the sum due thereby shall be paid out of any general appropriation made by 
law for the payment and satisfaction of private claims on presentation to the 
Secretary of the Treasury of a copy of said judgment, certified by the clerk 
of the Court of Claims, and signed by the chief justice or, in his absence, by 
the presiding jugde of said court. 


Badische Verordnung von 1729.*) 


W Jr Ludwig Georg von GOttes Gnaden Marggraff zu Baaden und 
Hochberg, Landgraff zu Sausenberg, Graff zu Sponnheim und Eberstein, 
Herr zu Rötteln, Baadenweiler, Lahr, Mahlberg, der Land-Vogtey Orthenau 
und Kehl, etc. der Römis. Kayserl. und Königl. Cathol. Majestät, wie auch des 
Löbl. Schwäbischen Crayses bestellter respective General-Feld-Marechall- 
Lieutenant und Obrister über zwey Regimenter zu Fuß etc. etc. 

ENtbiethen allen Unsern hoh- und niederen Obrigkeiten Ambthleuthen, 
Unterthanen und Insassen Unserer Marggraffschaft etc. etc. Unseren gnädigsten 
Gruß und geben denenselben hiemit gnädigst zu vernehmen wasmassen Wir 
von Antritt Unserer Regierung nicht ohne sonderbahren Schmerzen und 
Aergernus biß anhero öffters wahr- und vernehmen müssen, welchergestalten die 
Kinder gegen ihre Eltern nicht allein die ihnen nach den Göttlichen Gesatz 
und den natürlichen Recht gebührende Reverentz und Ehre hindan zusetzen 
keinen Scheu tragen, sondern wohl gar dieselbe übel zu schmähen und zu 
fluchen, ja was das ärgste ist. gegen dieselbe höchst freventlich- und verdammter 
Weise gewaltthätige Angriffe und thätliche Beleydigung außzuüben sich ver- 


l 1) Nach einem in Nr. 640 des Alten Offeburger gegebenen Abdruck. Ein 
Originalexemplar soll sich im Schutterwälder Pfarrhause befinden. 
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messen dörffen; Gleichwie nun dieses abscheuliche Laster in Unseren Landes 
fast gemein werden wollen, Wir aber dergleichen höchstärgerlichen und laster- 
hafften Muthwillen, und Beginnen, so dann denen daraus in einem Christlichen 
gemeinen Weesen entstehenden Aergernüssen und schändlichen Ungelegen- 
heiten bevoraus abeı, daß dardurch die Ehre des Allerhöchsten verletzet, 
GOttes gerechter Zorn erwecket, der allgemeine Ruhestand zerrittert, 
die Schuldigkeit Christlich- Kindlicher Liebe vertilget, und durch so vor- 
setzliche Vergessung des Göttlichen Gebotts gemeiniglich 
schwere Land-Straffen nach- und zugezogen werden, von Unserem 
Regenten Ambts- wegen länger zuverstatten oder nachzusehen gnädigst nicht 
gemeynt seynd, also und damit das gemeine Weesen in guten Friedens-Stand 
erhalten, die Liebe und Einigkeit zwischen Eltern und Kindern, was Stands 
die seyn mögen, ein- und fortgepflantzei, der Göttliche Seegen erworben und 
dedurch der schuldige Respect Uns als ihrer von GOtt vorgesetzten hohen 
Obrigkeit beobachtet werde: So wollen Wir hiemit und Krafit dieses Unsers 
General- und offentlichen Poenal-Mandats gantz gemessen fanciret, anbefohlen 
und gebotten haben, daß sich ein jedes Kind gemäß denen Gebotten GOttes 
zu allen Zeiten mit gebührenden Gehorsam, Liebe, Ehrerbiethung und Danck- 
barkeit gegen seine Eltern aufführen und erzeigen solle, dafern aber jemand, 
wer der auch seye, diesen zuwiderhandlen und gegen seine Eltern mit würck- 
licher Hand-Anlegung sich zu vergreiffen und zu Mißhandlen sich erfrechen 
würde, demselben solle nach genugsamer Überführung des Verbrechens. es 
seye die real Injurie oder Thätliche Unbild groß oder gering, wann nur ein 
würcklicher Angriff, Hand-Anlegung entweder durch Stossen, Schlagen, 
Werffen und dergleichen dargethan und erwiesen worden, ohne alle Nachsicht 
und Begnädigung die rechte Hand durch den Scharffrichter ab- 
gehauen werden; dafern aber jemand seine Eltern mit Schänden oder 
Schmähen zu beleydigen sich unterstehen würde, derselbe solle nach Be- 
schaffenheit der angethanen Verbal Injurie oder der durch Wort beschehenen 
Unbild oder Entunehrung entweder mit Ruthen offentlich auß- 
gehauen oder mit ewiger Lands-Verweisung gestraffet und ge- 
züchtiget werden; würde aber sich jemand nach also begangenen höchst- 
straffbahrer That auff flüchtigen Fuß setzen und auff ergehende Citation 
nicht erscheinen, wider einen solchen solle die Straff an den Pranger in seiner 
Bildnus exequirt und vollzogen werden; und da sich auch zutrüge, daß die 
Kinder mit denen Eltern quo ad privatum sich vergleichen thäten, so sollen 
nichtsdestoweniger die Beambte oder wer hierumb Wissen traget, bey Ver- 
meydung arbitrarischer Straffe dahin bedacht und verbunden seyn, deBwegen 
getreuliche Anzeig zuthun, damit dem Publico und dieser Unseren Sanction die 
billigmäßige Satisfaction und Vollstreckung verschafft und gegeben werde, 
immassen weder die von denen Elteren beschehende Verzeyhung des Ver- 
brechens oder von ihnen einlegende Vorbitte, noch von denen Kinderen ihren 
Elteren thuende Deprecation und Abbitte zu Linderung der Straffe in keine 
Consideration die Richtere zuziehen haben. Darauff nun gebiethen Wir allen 
Unseren hoh- und niederen Obrigkeiten, Ambtleuthen, Schultheissen, Staab- 
haltern, Gerichts-Leuthen, Unterthanen und Insassen dieser Unserer Marg- 
graffschaft etc. etc. ernst-gnädigst, und wollen, daß dieser Unserer mit wohl- 
bedachten Rath und Wissen abgefasten Lands-Fürstlichen Verordnung festig- 
lich nachgelebet, dieselbe offentlich affigirt und jährlich einmahl bey jeden 
Rug-Gericht und versammleter Gemeind, damit sich niemand mit der Un- 
wissenheit entschuldigen möge, verlesen, und nach derselben bey Vermeydung 
Unserer höchsten Ungnad procedirt und verfahren werde, darnach ein jeder 
sich zurichten, und vor unaußbleiblicher Straff und Schaden zuhütten hat, 
es wird auch daran vollzogen Unser ernstlicher Will und Meynung. Gegeben 
in Unserer Residentz Rastatt den 12. Februarii 1729. 
LOUIS. 
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Urteile nach Recht und Urteile nach Gnade 
und die Fürbitte. 
Von Josef Kohler. 


Wie sehr die deutschen Gerichte im 16. Jahrhundert nach Gnade urteilten 
und welche Bedeutung die Fürbitte hatte, zeigen uns am besten die folgenden 
Gengenbacher Erkenntnisse, die uns einen tiefen Blick in die Denkweise unserer 
Vorfahren gewähren. 


Urteile aus dem Urpheden Buoch de annis domini 1520, 1530, 1540, 1550. 
VonK.Hellinger cand. iur. in Konstanz. 


4521. Hanns Zieglers von Vehingen ab der fildern bei Stutgarten miB- 
handlung, deren er sich bekant und verzehen hat, darumb er dann in eins Rats 
Straff und gevencknus komen ist, hat sich dermaßen begeben. 

Namlich als er Adams im Mynrbach gedingter Knecht gewesen ist, hat 
er doch onangesehen derselben mit seiner eelichen Frauen seins willens gepflogen, 
das sein meister zum vil wargenommen, und uff ein zyt, als sich sein meister 
schlaffen gelegt hett und aber die Frau zu ungepürlicher zyt noch in der Stuben 
plyben was, stund der meister wider umb uff und fand sy beide bey einander 
in der Stuben und sagt, Frau, wie kompt es, das du dich nitt schlaffen legst, 
ist es nit zyt, da zuckt er Hanns das messer uber seinen meister und sagt, worumb 
er nit an seinem bet plyb und in onuberloffen ließ, und er würde ein mal nymme 
thun, dabey wol zu vermuten, das er des willens gewesen ist, wo er wyter acht 
uff sein mutwillig Handlung gehapt hett, das er in villeicht an seinem lyb und 
leben hatt wollen schedigen. Er hat auch in danzumol trungen und zwungen, 
das er solchs nit von im sagen oder clagen, sonder in geheim behalten und ver- 
schwygen woll, das hat er im auch müessen zusagen. So hat er auch hernacher, 
als sein meister die frau solcher handlung halb gestrafft (als billich) bey necht- 
licher wyl an seinem eignen Bett und Camer mit eim tegen uberloffen und in 
wollen tringen, das er uffstand und mit im rechne und dabey gesagt, schlach 
er sein frauen von seinet wegen, werd er ein slochen thun, das im nymmer zu 
gutem erschießen werd, daby aber zu erachten, was freveln willens er gegen seim 
meister gewesen ist. Dyses hat er sich auch bekhant; als er nit mer Adams, 
sonder Lamprechts Knecht gewesen, ist er uff ein zyt, da Adam in Reben 
geweßt, abermals in Adams Hus und seiner frauen komen, wie wol er billich 
nach vorergangner handlung und wyl er nit mer sein Diener gewesen, sich seines 
Hus und des seinen entschlagen hett. Do ist Adam heymkomen, sy also bey 
einander funden. Ist er Hans uber Adam gewischt ine zu Boden geworffen und 
ime mit eim Fuß uff die Schinbeyn und den andern uff ein arm gestanden 
und ein kars in seinen Handen gehapt und zu Adam frauen zum drittenmal 
gesagt: Soll ich. Hat sy doch zu letst gesagt neyn; dabey mencklichen und 
yedem verstendigen wol abzunehmen, so die frau gesagt hett Ja, was grossen 
gewalts und frevels er mit Adam in seinem eignen Hus begangen het und wol 
zu bedenken, wo die frau het gesagt: Ja, das er im villeicht sein Leben 
understanden het zenemen. Um und für solch und vil ander mutwillig miß- 
handlungen, deren er sich geüpt, wie wol er vil höher und an seinem Lyb straffbar 
geweßt wer, hat in doch ein Rat begnadet, in das Halsysen 
gestelt und uber den Schwartzwald thun schweren 
zuewigentagennitmerherüber zukomen,darzu auch 
ein Urfecht geschworen, solch gevencknus und was 
sich darunder verloschen nit zu rechen, wie denn die 
geprauch ist. 

Actum ipsa die Marci evangeliste Anno XV¢ und im eins und zweinzigsten. 

1528. „Diepolt Dam hatt sich bekhant das er meylins Jacoben ein viertel 
korn gestolen hab. 
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Item so hab er demselben desgleichen seinem Vatter selig etlich korb 
mit trybeln in iren Reben abgeschnitten und gestolen, die hernach in seine 
Reben getragen. 

Desgleichen hab er seinem Vatter selig korn und etlich sester äpfel ge- 
stolen. 

Item so hab er marxen Seger Blech in seinem Huß abgebrochen und die 
in seinem Haus angeschlagen. | 

Darzu hab er auch demselben uff dryssig Stock in seinen Reben aus- 
gezogen mit Wurzeln und allem und widerumb in die seinen gesetzt. 

Ist darumb in das Halsysen gestelt und uff ein 
gemein Urphede ledig gelassen, doch dobey gewornet worden 
sich further davon zu hüten oder er müße dem Galgen zuwischen. 

Actum montags nach martini Anno 1528.‘ 

1531. Jeorg Schielin von Tenwangen bey gemind hat uff den neuen Jars 
aubent, als etlich Burger mit Iren wybern, auch ledig gesellen und Junckfrauen 
in Martin pfotmanns Hus zunacht gessen, uff michel Stelgers tochter, die mit 
andern Junckfrauen heym wollen gon, bei nachtlicher wyl uff fryer Straß und 
der Statt Graben, wiewol er vorhin glopt hat, ir müßig zu geen, gewartet und 
bald sy zu ime komen, hat er sy under den andern Junckfrauen bey den Zopffen 
ergriffen und von Leder gewonnen, sy wollen also vom Leben zum tod pringen, 
sy doch nur in ein arm und die Hirnschalen verwundet, dann er durch ander an 
seinem fürnemen etwas verhindert worden. Im nach solcher handinug 
der Friden zu vilmalen gepotten worden, hat er sich über solchs alles erst heimlich 
zu michel Stelgers Hoff gethan und nit benügig geweßen, daß er sein tochter 
understanden umzepringen sondern des fürnemens auch geweßen Michel Stelgern 
sampt noch zweyen mit im uff dieselb nacht zu verwunden, dessen er sich 
offentlich berumpt und auch hernacher bekhant hat. Letzt als gevencklich 
angenommen worden von etlichen Burgern, gegen den er sich erst vilerley 
Schant und Schmachwort wider den Rat praucht und horen lassen. Darumb 
für solchen mordmeßigen beßen handels den er bey nachtlicher wyl uff freyer 
Straß an einer Junckfrauen begangen, ist erkhant, das er soll gericht 
werden mit dem Schwert vom Leben zum tod. | 

(Bemerkung: Ein Datum ist nicht angegeben; auf dem gleichen Blatte 
aber folgendes Urteil von 1531): 

1531. Endlin, ein Dienstmagt von Pforzheim, so bey Bartlin Scherer 
verdient, hat sich bekhant, daß sy Bartlin irem meister ungevarlich funff gulden 
aus einem trog gestolen; desgleichen etlich Speck und eyer und wark, sy darumb 
an Irem lyb straffbar geweßt, hat doch ein Rhat angesehen Ir 
Jugent und sy darum begnadet und allein in das 
HalsyBen gestellt und ein eyd zusampt einer alten 
Urphed schwören lassen, ein myl wegs von der Statt und zu ewigen 
Zyten und tagen nit mer darin. 

Actum montags nach corporis cristi anno 1531. 

1532. Cunrats Spenglers seligen dochter Simon Hepters Hußfrau ist uff 
erkantnuß eins Ersamen Rats in ir gefencknuß und Straff zum zweiten mol 
komen umb irs ypigken und hurischen Lebens willen. Diwil Straff und vil ver- 
warnen an ir nit hat wollen verfohen ist sie das letztmal ein Mülwegs von 
diser Stat verwyßen worden und hat ein alt urfehdt 
geschworen das Straff und gefenknus und verwysung in dhein wyB zu 
rechen noch zu äffern oder schaffen gethon werden, alles getreulich und un- 
gevarlich. Actum freitags conversionis pauli Anno XXXII. 

1532. Bastian Würtzkremers Frau, Anna genant, ist meins Rats gefencknus 
und Straff komen von wegen als Sie irs mundts ungewaltig mit unnützen worten 
die leut beleydigt. deshalben vilerley clägen von Edlen und andern Burger und 
Burgerinen vor Rat und gericht Iret halben sich zugetragen und noch sollicher 
Straff uff ein alt urphed ledig gelassen. Sie hat auch vor eim Ersamen Rat 
und allen umbstenden offentlichen geredt, sie wolle niemandts geschmecht 
haben sampt oder sonders, es wolle auch ire unbedachte Reden nymants kein 
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nachtheil an seinen Eeren geberen, sonder wisse nichts anders von den clegern 
und clegerinen dann all Eer, liebs und guts, mit pit ir zu verzihen, sie wol sich 
des hieten furterhin, Inn allweg der gepiir nach halten. 

Actum fritags p. Invocavit Anno 1532. 

1533. Michel Kernn hat sich bekhant, das er disen vergangenen Somer, 
sampe sonst andern vier seinen mitgesellen, in eim Dörflin under Colmor zu- 
samen geschworen, mit einander zu ziehen und wer inen begegne, desse sy 
mechtig sigen zu ermorden. Doruff dry seiner gesellen zwen umb Colmor ermordt, 
dornoch alle geen Straßburg zu dem Spanbet zusamen khomen, were den Degen 
noch 11% gulden uberblyben, davon sy ime 5 B geben. 

Dannoch weren sy alle bischoffsheim zugezogen und dorfur hinuß als inen 
ein Mann bey renchenloch ( ?) begegnet, denselben nydergeschlagen und ermordet. 

. uff Stollhofen zugezogen, daselbst umb ein frauen ermordet. 

Des nochgehenden tags sigen sy gen etlingen zugezogen, doselbst übernacht 
plyben und morgens als sy den weg so man pforzheim zu geen gezogen, haben 
sie einen man ermordet. 

Von disen allen hoben ime seine gesellen nur fünff bazen geben; da habe 
er sich von Inen gethan und wythers nit mit inen gezogen. 

Ist darumb erkhant, das er gericht soll werden 
mit dem rod, aber uff sein, auch seins Stieffvatters 
nnd des Michel. bit ist imgnad bewysen und das 
Haupt genomen, darnoch uff das rod gelegt worden. 

Uff Frytag noch Lucie Anno XXXIII. 

1536. Peter Fryburger, der Lumpensamler, von fryburg auß uchtlanden, 
hat sich schwerer unpillicher und ungehörter gozlesterung gepraucht, und 
wiewol er von frembden und heymschen vilmolen gewornet und gepetten 
worden, davon abzusteen, hat er sich nit allein nit davon abwysen lossen wollen, 
sonder gesagt, er wolle ein kreutz durch den himmel und wyder herdurchı 
Schweren, wans im wolte weren. 

Deshalber an seinem Lyb und Lebenstraffbar gewest 
wer, hatin aber ein ersamer Rat uff sein vlyBig pitt 
begnadet, indas halBysenstellenundeinentlyplichen 
eyd schweren lassen, dise gevencknis und was sich 
dorunder begeben, gegen einen ersamen ratt allen 
iren burgern, Verwandten unddieinenzu versprechen 
steen nit zu rechen, zuäffern noch zu änden, weder mit 
worten, wercken noch gethatten, heimlich noch offentlich, durch sich selbs 
oder jemands andern, darzu stracks uker Rhyn und zu ewigen Zythen und 
tagen niemer herüber. 

Act. donnerstags nach Jubilate anno XXXVI. 

1536. Joseph Vorst von Tubingen ist umb seins fridbruchs willen, so 
er an dem Jungen Hansen roschen begangen dreu Jar von der Statt geächtet 
worden, und wann die dreu Jar verscheinen, soll er dannocht in die Statt nit 
khomen, er hab dann dem rhot III tib. zuvor uberschickt. 

Actum montags vor bartholome anni XXXVI. 

1537. Lienhard manßhart von Alspach ist vergangener Jaren umb willen 
das er seinen lyplichen Vatter bey nechtlicher wyl in seinem eignen Huß ob dem 
tisch verwundt und ein arm abgeschlagen, mit ruten ausgehouen und des Lands 
verwysen worden, und doch uff seiner freundschafft, seins wybs, auch deren 
von Alspach pitt, so seinthalb an ein Rhat beschehen, wyderumb einkhomen, 
hat er sich bald darnoch seines mutwilligen yppigen hand! wyderumb beflissen, 
das ein Rhat uff hohe beclagung wyderumb verursacht worden, ine beyzufangen, 
und doch ine abermolen mit der bescheydenheit ledig gelassen. Nemlichen, 
das er ein lyplichen eyd geschworen, sich solcher bubenstuck zu messigen und 
sein leben lang khein gewer an ime mer zu tragen, an dem allem er pruchig 
worden und deren kheins gehalten. Und uber das erst etlichen seiner nachpaurn 
getrowen, zu verbrennen, auch seins eignen eewybs nit verschont, derselben 
getrowet, er wolle sy erstechen und zu etlich vil molen bey nacht sein messer 
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zu n an das bet gelegt, das sy selbs khein nacht irs Lebens vor im sicher 
geweßt. 

So hat er auch zu letzt ein glopten versprochenen friden geprochen. 
darumben er (wo dem rechten und der Strenge noch gegen 
im gehandelt werden solt) an seinem Lyb und Leben 
straffbar geweBt wer. Hat in doch ein Rhot uff nach- 
volgend wys begnadet. Namlichen, das er darumb in das 
Halsysen gestelt worden und dernoch ein lyplichen 
eyd mit utfgehobenen fingern geschworen, dise ge- 
vencknusundstraffundalleswassichietzundhievor 
dorunder verlouffen, gegen eim ersamen Rhat, auch 
allen den Jhenen, so inen zu versprechen steen und 
besonder gegen denen so diser sachen verwandt seien. 
nymer mer zu rechen, zu affern noch zu anden, weder 
mit Worten, Wercken noch gethatten, heymlich noch offentlich, das durch 
nymands andern zu byschehen schaffen noch anrichten, und darzu stracks den 
N on verzug uber den Lech und zu ewigen Zyten und tagen nit mer 
reriiber. 

Act. Donnerstag noch anthonij anno XX XVII. 

1537. Barbara von Oberkirch, Here Mathis GroBen magt ist umb willen 
irer hurery, so sy mit clausen dem wiirt von Oberkirch begangen, des Kilchspiels ir 
leben lang verwysen worden, sy pring denn iren eeman mit ir, und hat sollichs 
zu, halten ein eyd geschworen. 

Actum uff frytag nach corporis christi 1537. 

1538. Ich Walpurg von Wurmlingen bey Rotenburg bekhene offentlich. 
Demnach ich mich vilerley mutwillens und yppicke mit Hurey zu Gengenbach 
offentlich unverschempt geübt und gepraucht und zu letzt solche ungepürliche 
Handlung mit martin Sunchri ( ?) dem Wurt Zum Adler auch gepflogen, dodurch 
unwill und unfriden zwischen demselben und seiner eelichen Haußfrau ent- 
standen, desse unbeniegig geweßt, erst mich zu ime in bolchesser Kretzen des 
Scherers Hus gechen und also bey hellem tag unverschampt seine eelichen 
Hausfrau zu trotz und wyder mein leychtfertig wys getryben, darumben in 
ersamer Rhat geursacht worden, mit sampt dem genanten würdt auch den 
Scherer als uffentholtern gevencklich anzunemen, hab ich (als ich uber die 
gassen der gevencknus zugefiert worden) gesagt, ich wolle die wurten und den 
von gengenpach ein letze (?) lassen und uber mein wol verschulte stroff erst 
mich solcher troung gepraucht, deshalb ein ersamer rhat wol fug und gewalt 
gehapt, mich darumb in hohe Straffzunemen, haben sy mich 
doch mit gnaden bedacht und mich außer der ge- 
vencknus gelossen, mit der bescheydenheyt, das ich 
ein uffgehobnen gelarten eyd gesworen, solch gevencknus 
und Straff gegen eim ersamen rhat auch allen denen, so inen zu versprechen 
Steen und dieser sache verwandt seien, nit zurechenzudaffern noch 
zu anden, weder mit worten noch werken, heymlich noch offentlich, darzu 
deß tags außer irem gepiet und kirspel und zu ewigen Zyten und tagen nymer 
mer darin. Wo ich aber das ubersehen würde, als dann soll ein ersamer rhat 
mich an meinem leben zu straffen fug und recht haben. 

Actum frytags conversionis pauli 1538. 

1538. Mathis risch und Jung Mathis Wagenman sigen zwey Jor von der 
Statt geächtet worden, umb das sy die fryheit des fryen Jormarckts uff den 
Pfingstzeinstag verprochen und den friden nit holten wollen, und so die zwev 
Jor herumb khomen, sollen sy dennoch dhein fryen Zugang zu der Stadt nit 
haben, sy haben dann unserm g. h. von Straßburg von des richs wegen umb 
Seiner gepür und theyl verniegt!), und haben die gevencknus halb ein alt ge- 
wonlich urphed geschworen. dabey auch die ächtung zu halten. 

Act. uff irytag nach pfingsten anno XXXVIH. 


'!) Der Bischof von Straßburg war damals Pfandherr von Gengenbach. 
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1538. Kopf Mathis ist in eins rhats Straff und gevencknus khomen umb- 
willen, das er andres meyern angemutet, es soll mit im schlohen und er hob nit so - 
vil worms bluts bei im, das er mit im schlohen lauff, und wiewol er durch die 
nachpaurn zu Bruckenhusrin darumb gestroff und gegen andresen befridet 
worden, hat doch sollichs kheinswegs an im verfohen wollen, darzu sich ubeler 
großen hauptschwur gepraucht, darumben er an seinem Lyb und 
Leben strafbar geweBt wer, auch ein rhat gut ursach 
gehapt darzu, diwyl er sich offentlich hören loBen, wenn ein rhot wiBte, 
das im so litzel an iren stroffen gelegen wer, so wurden sy in ungestrofft lassen, 
hat aber ein rhot seine junge Kinder angesehen und 
ine seiner wol verwürckt Stroff erlossen. Doch hat 
er ein alt urphed geschworen und daby geschworen, ein gantz 
Jar in khein offen wurtzhous mer zu khomen, auch 
khein gewer, dann allein ein abgeprochen brottmesser tragen. 

Actum montags nach Bartholmei Anno 1538. 


Literatur. 


- Iwan Bloch, Dr. med., Spezialarzt für Sexualleiden in Berlin, Die 
Prostitution, 4. Band, Berlin, Louis Marcus 1912. Besprochen von 
Dr. Albert Pagel. 

Der durch seine grundlegenden Forschungen über den „Ursprung der 
Syphilis‘ etc. bekannte Verfasser eröffnet in dieser seiner neuesten Arbeit 
ein von ihm herauszugebendes Handbuch der gesamten Sexualwissenschaft 
mit einer auf tiefgründigen Studien aufgebauten Analyse der als Prostitution 
bezeichneten sozialpathologischen Erscheinung. Diese hat man, wie Verf. eingangs 
seiner Ausführungen mit Recht betont, als das Zentralproblem der gesamten 
sexuellen Frage zu betrachten, womit ihre Bedeutung für die soziale Frage 
überhaupt ins rechte Licht tritt. 

Das Werk zerfällt in eine Einleitung und drei Bücher. 

In der Einleitung wird auf die jahrtausendelange Dauer der Prostitution 
hingewiesen und die bisherige Aussichtslosigkeit ihrer Bekämpfung andeutungs- 
weise auf ihre Doppelnatur zurückgeführt, die sich als ein Januskopf darstellt, 
deren eines Antlitz auf die Natur, deren anderes auf die Kultur hinweist. 
Doch darf der unleugbare Zusammenhang der Prostitution mit der Kultur und 
Zivilisation nicht zur Vernachlässigung des zugrundeliegenden biologischen 
Faktors führen.*) Um aber beiden Momenten, dem kulturellen und dem biolo- 
gischen gerecht zu werden, genügt es keineswegs. die Prostitution als das Produkt 
des Mißverhältnisses zwischen Geschlechtstrieb und Heiratsmöglichkeit zu 
erklären. Die Ursachen liegen viel tiefer. Unsere mit der fortschreitenden 
Kulturentwickelung immer komplizierter gewordenen sozialen Verhältnisse 
erschweren, wie Bloch lichtvoll darlegt, in hohem Maße eine wirklich wissen- 
schaftliche Ätiologie der von ihm behandelten Erscheinung. 

Solche ätiologische Untersuchung bildet den Gegenstand des ersten Buches, 
das über den Ursprung der modernen Prostitution handelt. Buch II hat zur 
Aufgabe die Schilderung der modernen Prostitution in ihrem gegenwärtigen 
Zustande, während sich das dritte und letzte Buch mit den Mitteln zur Be- 
kämpfung und Ausrottung der Prostitution beschäftigen soll. 

Der vorliegende erste Band des umfassenden, nicht ohne eine gewisse 
Breite angelerten Werkes behandelt nach einer Einleitung im ersten Kapitel 
den Begriff der Prostitution und bringt außerdem einen Teil der geschichtlichen 


*) Andererseits nimmt Bloch (S. 3) Uberwiegen des kulturellen Faktors 
an und schließt daraus, daß die Prostitutionnichtzuden „notwendigen 
Übeln“ gehört, wie man oft gemeint hat (vgl. auch Kohler, Moderne Rechts- 
probleme S. 59). 
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Darlegung, nämlich die Geschichte der Prostitution im Altertum und Mittelalter; 
den Beginn einer quellenmäßig festzustellenden organisierten Prosti- 
tution verlegt der Verasser in die Solonische Bordellorganisation, auf welche 
auch der Name der Prostituierten zurückgeht (at xpocracar tiv olxypdtwy). 
Solon kaufte nach des Athenaeus Bericht Weiber und stellte sie aus „gemeinsam 
allen und zu ihrem Dienst bereit gegen Erlegung eines Obolus“. Hier haben 
wir gleichzeitig die erste Definition der Prostitution, die jedoch, wie B. mit 
Recht des näheren ausführt, in einem Punkte verfeinerten Verhältnissen nicht 
gerecht wird. Das richtige haben auch hier mit ihrem genialen psychologischen 
Blick in klassischer Eleganz die römischen Juristen gesehen, indem sie das 
Merkmal der Entgeltlichkeit der Hingabe aus dem Begriff der Prostitution 
ausschieden und ihr Wesen in dem Moment der wahllosen Hingabe an viele 
Männer (palam se prostituere), in dem Fehlen jedes individuellen, 
elektiven Elements fanden (cf. die Ausführungen ad legem Juliam et 
Papiam von Ulpian in D de ritu nuptiarum 23, 2 fr. 43 §§1—3). Die mit dem 
Liebesleben tief verknüpfte Neigung, der Frau als dem physiologisch schwächeren 
Teile ein Äquivalent zu gewähren, ein Gedanke, der ja auch der Kulturinsti- 
tution der Ehe nicht fremd ist und in den Rechten in der Unterhaltspflicht des 
Mannes gegenüber der Frau seinen Ausdruck findet, erklärt die Auffassung der 
römischen Juristen zur Genüge: Die Annahme einer Entschädigung der sich 
geschlechtlich hingebenden Frau ist zur Erfüllung des — mit der Wirkung der 
Infamie verbundenen — Prostitutionsbegriffs weder ausreichend noch erfor- 
derlich (vgl. Octavenus nach Ulpians Bericht in fr. 43 §3 cit: etiam eam quae 
sine quaestu palam se prostiterit debuisse his connumerari). So entsteht 
der klassische Begriff der Prostitution: „Eine Frau, die zum Zwecke des Geld- 
erwerbes oder auch ohne solchen sich oder andere Frauen öffentlich oder 
heimlich vielen Männern wahllos geschlechtlich hingibt.‘“ Wie diese 
Begriffsbestimmung zeigt, fassen die Römer auch die aktive Kuppelei (lenocinium) 
als Prostitution (vgl. fr. 43 §§ 6—9 D de ritu nuptiarum). Dagegen scheidet 
für sie die männliche Prostitution vollkommen aus, was wohl seine Erklärung 
in der besonderen Beachtung der physiologischen Schwäche des Weibes findet, 
an oe von dem die antike Rechtsanschauung ja wesentlich beein- 
uBt is 

Streng scheiden die Römer die Prostituierte, deren wesentliches Kriterium, 
wie hervorgehoben, in der wahllosen habituellen, kontinuierlichen 
Hingabe an viele Männer, in der allgemeinen Käuflichkeit (mulier 
quaestuaria, femina venalis) gesehen wird, von den anderen Vertreterinnen 
außerehelichen Geschlechtsverkehrs, der concubina (D 25,7. Gefährtin eines 
unverheirateten Mannes), der paelex (pellex, za\\a&, Kebsweib eines Verhei- 
rateten, vgl. Plautus, mercator IV, 6; Aulus Gellius noctes Atticae IV,c.3 § 3) 
und der amica oder delicata, auf welche Ovids „Kunst zu lieben“ (ars amandi) 
geht. In dieser Stufenleiter steht die concubina am höchsten. Daß zwischen 
ihr und der mater familias (uxor) lediglich ein Unterschied der dignitas bestanden 
habe, wie Bloch S. 17 meint, trifft jedoch nur auf ds reinpersönliche 
Verhältnis von Mann und Frau und selbstverständlich nur bei der sog. freien 
Ehe, der Ehe ohne manus mariti zu. Die Lehre von dem bloßen Dignitäts- 
unterschiede geht wohl auf fr. 49 $4 D de legatis III (Ulpianus libro 22 ad 
Sabinum) zurück. Hier heißt es hinsichtlich: des Legats ,uxoris causa parata‘, 
das von fr. 45 eod. ab zur Besprechung steht: ,parvi autem refert uxori an 
concubinae quis leget, quae eius causa empta parata sunt: sane enim 
nisidignitate nihil interest‘. Man darf hier also den speziellen 
Zusammenhang nicht übersehen. — Vor allem aber ist nicht zu vergessen, 
daß die freie Ehe immerhin als rechte römische Ehe, als iustum 
matrimonium gefaßt wird, in der Art, daß die Kinder dem Vater 
folgen (patris condicionem sequuntur). Sie sind ‚sui‘ ihres Vaters, dessen 
patria potestas‘ sie unterworfen sind. Die Konkubinenkinder da- 
geren stehen zu ihrem Vater in keinem zivilrechtlich anerkannten Verhältnis, 
worauf ihre erbrechtliche Zurücksetzung beruht. Erst Justinian verlieh ihnen 
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zusammen mit ihrer Mutter ein höchst subsidiäres gesetzliches Erbrecht. (cf. 
Nov. 18 c. 5, Nov. 89 c. 12.) 

Endlich sind die von den Römern bekanntlich mit größter Feinheit ent- 

wickelten familienvermögensrechtlichen Beziehungen zu beachten, die sich an 
die Begriffe dos (res uxoria), propter nuptias donatio, und an die verbotene 
donatio inter virum et uxorem knüpfen. Alle diese Begriffe finden nur beim 
iustum matrimonium, also z. B. nicht bei Ehen, wo auch nur ein Teil Nicht- 
römer (peregrinus) war (cf. Gaius I, 78 Mitteis, röm. Privatr. I S. 71), An- 
wendung. — 
Verdienstlicherweise zeigt Bloch, wie die moderne Lehre vom Begriffe der 
Prostitution an die Bestimmungen der Römer anzuknüpfen hat. Einzelheiten 
aus der interessanten geschichtlichen Darstellung des lehrreichen Bandes mit- 
zuteilen ist hier nicht der Ort. Es sei nur darauf hingewiesen, daß der 
gelehrte Verfasser auch in diesem Werke ein weitschichtiges Quellenmaterial 
in staunenswerter Vollständigkeit zusammenträgt und in meisterhafter 
Ordnung unter den durch die Problemstellung bedingten Gesichtspunkten 
zur Darstellung bringt. 

Unsere Gesetzessprache, zwei Preisarbeiten von Max Fickel und 
August Renner. Berlin 1913. Verlag des Allgem. Deutschen Sprachvereins. 
Besprochen von Staatsanwalt und Privatdozent Dr. Klee. 

Klar und verständlich muß die Gesetzessprache sein; denn jede us- 
legung geht notwendig vom Wortsinn aus. Der Staatsbürger ferner kann sich 
sonst nicht nach dem Willen des Gesetzgebers richten und muß sich Winkel- 
advokaten auch in einfachen Rechtsfragen anvertrauen. Schön und rein muß 
die Sprache des Gesetzes sein, denn jedes Gesetz ist ein nationales Kultur- 
erzeugnis und ist seinerseits von großem Einfluß auf die Entwickelung der 
Muttersprache des Gesetzgebers. Dies die Grundgedanken der beiden vom All- 
gem. Deutschen Sprachverein veröffentlichten Preisarbeiten des Lehrers Fickel 
und des Oberamtsrichters Renner. Man könnte noch darauf hinweisen, welch 
hohen moralischen Gewinn eine zur Aufrichtigkeit und Natürlichkeit erziehende 
Gesetzessprache dadurch, daß sie selbst diese Eigenschaften aufweist, bringen 
kann. Jeder Volks- und Kulturfreund wird die Forderungen, die Fickel und 
Renner an die Richtigkeit und den Adel der Gesetzessprache stellen, unter- 
schreiben. Gedankt sei es ihnen, daß sie nicht in öde Bekriegung des Fremd- 
worts um jeden Preis verfallen, das Hauptgewicht vielmehr legen auf die Rei- 
nigung unserer Gesetzessprache wie der Juristensprache überhaupt vom 
zopfigen,- zählebigen Kanzleistil, wie er noch aus den Zeiten, da nach der 
Rezeption des römischen Rechts ein besonderer Juristenstand aufkam, stammt, 
aus den Zeiten, da der Humanismus alle Regungen des deutschen Sprach- 
geistes verkümmern ließ. Die Verfasser haben leider nur zu sehr Recht damit, 
daß sich auch der neuzeitliche Jurist in schwerfälligen Wendungen, als da sind 
Umschreibung einfacher Zeitwörter, häufige Anwendung der Leideform und 
Schachtelsätze gefällt. Einige Gesetze aus jüngster Zeit, deren Fassung unter 
der Mitwirkung des Deutschen Sprachvereins zustande gekommen ist, sind in 
der Vermeidung des Kanzleistils Muster: z. B. die Entwurf gebiiebene neue 
StrafprozeBordnung und die Reichsversicherungsordnung. Dem Ziele aber, 
daß ganz allgemein die Ausdrucksweise der Juristen in der Wissenschaft und 
in der Praxis eine ungezwungene, natürliche und frei von lateinischen Wen- 
dungen, an denen der Stil so manches humanistisch Gebildeten krankt, werde, 
muß schon auf der Schule vorgearbeitet werden. Schon hier muß der Kampf 
gegen den Geist der Pedanterie und der Zünftelei auch auf dem Gebiete der 
Sprache begonnen werden. Selbständige Vorlesungen für die jungen Juristen 
auf den Hochschulen über die Gesetzessprache, wie sie Renner vorschlägt, 
werden entbehrlich sein, wenn sich jeder Lehrer des Rechts zur Gewissenssache 
macht, auch der Form, nicht nur dem Inhalte der Gesetze die gehörige Auf- 
merksamkeit in seinen Kollegien zu schenken. 
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Besprechungen. 
Von Professor Josef Kohler. 


Bericht über den VII. Internationalen Kongreß für Kriminalanthropologie, 
Köln a./Rh. 9.—13. Oktober 1911. Herausgegeben von Prof. Gustav 
Aschaffenburg und Stabsarzt Dr. Partenheimer. Verlag Carl 
Winter, Heidelberg, 1912. 

Die mit Spannung erwarteten Verhandlungen des VII. Internationalen 
Kriminalanthropologiekongresses in Köln sind erschienen und bieten eine Fülle 
von schätzenswertem Material. Ich verweise namentlich auf das Referat von 
Saporito und von Keraval und den Vortrag von Evesen über die Sicherung 
gegen gemeingefährliche Irre, und auf die Referate über die unbestimmte Ver- 
urteilung. Hier ist zu bemerken, daß Thyren diese unbestimmte Verurteilung 
mehr noch als Postulat für die Zukunft auflaßt und als Regel bestimmte Strafen 
und unbestimmte Maßnahmen aufstellt. Von Interesse ist vor allem auch der 
Vortrag von Hans Maier über Sterilisation krimineller Personen. In dem Staate 
Indiana kam im Jahre 1907 ein Gesetz zustande, auf Grund dessen über 800 Per- 
sonen in einem Jahre sterilisiert wurden. Nach dem Gesetz von Oregon sollen 
außer den Verbrechern auch Schwachsinnige, Epileptiker und Geisteskranke, 
bei denen die Gefahr der Keimverderbnis besonders groß ist, der Sterilisation 
unterworfen werden. Ebenso besteht ein Sterilisationsgesetz in Conecticut 
Je in Californien. Derartige MaBnahmen sind auf die Dauer nicht zu ent- 
‘Dehren 

Falciola spricht über die Behandlung der ganz und halb irrsinnigen 
Verbrechier. 

So wenig ich den Auswiichsen der kriminalanthropologischen Schule 
folgen kann, um so mehr muß ich die Forschungen, welche auf eine Verbindung 
von Psychologie, Soziologie und Jurisprudenz hinzielen, dem Studium der 
Juristen empfehlen. 


Dr. Hermann Pfeiffer, Über den Selbstmord. Verlag Gustav 
Fischer, Jena, 1912. 

Diese lehrreiche Darstellung gipfelt in folgenden Schlußworten, welche 
wir zur Kennzeichnung des Werkes einfach wiedergeben: 

„Der Staat hat danach zu trachten, den Menschenstrom klar und rein 
zu erhalten, durch Hebung der Volksgesundheit und Volkserziehung ihn nach 
Möglichkeit vor dem Eindringen der versandeten, verschlammten Quellen 
zu behüten, deren Fernhaltung jenes grauenvolle Niederbrechen so vieler 
Tausende von Einzelexistenzen, jene Selbstreinigung unnötig machen oder 
doch auf ein unvermeidbares Minimum herabdrücken würde.‘ 

Dies ist die richtige soziale Betrachtung. Der Staat hat nicht nur zu unter- 
suchen, wie er sich dem Selbstmörder gegenüber stellen soll, sondern auch wie 
am besten die negativen Einflüsse zu bekämpfen sind, die zu dieser Anomalie 
zu führen pflegen. 


Dr.M.Liepmann, Die Lehre vonVerbrechen und Strafe. 
Von Adolf Merkel. Verlag Ferd. Enke, Stuttgart, 1912. 

Es hat keinen Wert, auf Merkel’s Lehren, deren Charakteristik eben in 
der versuchten Vermittelung unüberbrückbarer Gegensätze beruht, nochmals 
einzugehen und insbesondere noch darzustellen, wie wenig sich aus dem 
Determinismus ein Strafrecht entwickeln läßt. Liepmann hat versucht, Merkels 
Lehren zu retten und insbesondere aus seinem Lehrbuch diejenigen Teile heraus- 
zuholen, welche nach seiner Ansicht eine dauernde Bedeutung haben. Ich kann 
nicht finden, daß der Wissenschaft dadurch gedient wird, und daß die krimi- 
nalistischen Lehren durch die gegebenen Ausführungen so gefördert werden, daß 
eine Konservierung der Darstellung sich verlohnte. Was er im Anschluß an 
Jellinek über mich sagt, kann ich einfach beiseite lassen; solche Sprüche 
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zeigen deutlich, daB man sachlich nichts besseres zu erwidern hat. Anstatt mich 
auf derartige Jellineksche Redewendungen einzulassen, wiederhole ich nur, 
was ich schon am 3. November 1907 (Berliner Gerichtszeitung) gegen Liep- 
manns Aufsatz in der Z. f. Strafrechtswissenschaft, XXVIII S. 4 f., gesagt habe: 

Alle Begriffe werden bei Merkel in einer solchen Weise verdünnt und 
verflacht, daß sie vollständig ihre Schärfe verlieren; und damit soll der Gegensatz 
ausgeglichen werden! Mit nichten: hierdurch wird einfach die philosophische 
Betrachtung des Strafrechts von der Höhe heruntergestoßen, die sie bereits 
durch scharfe Ausprägung der Begriffe gewonnen hatte. So will diese „Schule“ 
insbesondere auch zwar den Begriff der Vergeltung beibehalten, aber einfach 
als eine Reaktion zur Ausgleichung eines unbefriedigten Gefühles und eines 
psychischen Mißverhältnisses, nach dem Schema, daß, wer Übles getan hat, 
dafür Unlust empfinden solle. (Liepmann S. 5.) Damit wird also die Gerech- 
tigkeit der Wiedervergeltung einfach auf ein seelisches Verlangen gegründet; 
wenn wir Unlust empfinden, so ist es natürlich unser Recht, uns für diese Unlust 
schadlos zu halten! und, fahren wir fort: wenn wir Lust empfinden, so ist es 
gewiß ebenso unser Recht, sie zu befriedigen; und wenn das Quälen unserer 
Mitmenschen uns Freude macht, so quälen wir sie! Damit ist dıe ganze Frage 
über das sittliche Soll in die menschliche Leidenschaft verstellt, und wenn dann 
schließlich der Staat dazwischentritt und straft, damit die Leute nicht ihrem 
ungeschlachten Rachebedürfnis Ausdruck verleihen, so tut er es nur, weil er 
damit die Leute gewissermaßen hefriedige und größeres Übel verhüte!! 

Dabei verweist Liepmann auf einen Ausspruch des Hugo Grotius von 
dem malum passionis gegenüber dem malum actionis. Allein dieser Gegensatz 
rührt nicht erst von Hugo Grotius, sondern von einem viel Größeren her, nämlich 
von Thomas von Aquin, und bei ihm hat das malum passionis im Sinne der 
sittlichen Genugtuung und ausgleichenden Gerechtigkeit einen ganz anderen 
und viel tieferen Sinn. 

Ebenso wie bei Merkel die Idee der Vergeltung verwässert und ihr der 
sittliche Charakter genommen wird, so auf der anderen Seite der Begriff des 
freien Willens; die haarscharfe Unterscheidung, ob der Mensch seinen Motiven 
als Gesetzgeber gegenübertreten kann, und zwar in der Art, daß auch bei dem 
entwickelten Charakter immer noch ein gesetzgeberischer Wille übrig bleibt, 
für dessen Ausübung er allein verantwortlich ist, — im Gegensatz zu der Idee, 
daß der Mensch durch Motive, Anlagen, soziologische Verhältnisse so bestimmt 
wird wie der Stein, der zur Erde fällt, oder die Pflanze, welche Blüten und 
Früchte trägt: dieser ganze Gerensatz wird von Merkel vollständig verdünnt 
und verwässert. Schon die Scholastiker haben klar hervorgehoben, daß der 
Wille auch dann unfrei ist, wenn der Mensch nicht von außen, sondern von 
innen bestimmt wird, sofern nur diese innere Bestimmung ebenfalls eine 
nach fester, unverbrüchlicher Regel, also nach einem verfeinerten Mechanismus 
sich vollziehende ist, und der Mensch nicht die Möglichkeit hat, als Gesetzgeber 
dazwischenzutreten; sofern es ihm also nicht möglich ist, unabhängig von allen 
Einflüssen, die in seiner Seelenempfindung walten, zu entscheiden. Alles, 
was die Merkelsche Schule dagegen ausführt, bringt nur alte längst Uberwundene 
Dinge, die jeder weiß, welcher die scharfen Unterscheidungen der Scholastik 
kennt. Man sage geren die Scholastik, was man will, aber ihre Begriffsschärfe 
ist ein Verdienst, und die Verwiisserung ihrer Begriffe ist ein Rückschritt. 

Wenn man, um diese Schwierigkeiten auszugleichen, noch die Wert- 
theorie herbeizieht und erklärt: wer einen schlechten Charakter habe und ein 
schlechter Mensch sei, der müsse eben dafür einstehen: er müsse es, weil er 
einen schlechten Charakter habe, nicht, weil er anders hätte handeln können, 
so ist das ebenfalls eine vollständige Verflachung des Verantwortlichkeits- 
begriffes: denn wenn die Schlechtigkeit des Menschen eine von seinem freien 
Willen unabhängige, durch den Mechanismus der inneren Entwicklung gegebene 
Sache ist, ebenso wie Verstand und Unverstand, Schönheit und Häßlichkeit, 
so schätze man meinetwegen einen schlechten Menschen im Stande der Ge- 
sellschaft niedrig ein, ebenso wie man mit einem häßlichen oder verkrüppelten 


318 Literatur. 


Menschen nicht gern umgeht; aber man bestrafe ihn nicht, denn seine Bestrafung 
wäre ebenso ungerecht, wie wenn man einen musiklosen Menschen bestrafen 
wollte, weil er nicht imstande ist, die Neunte Sinfonie zu komponieren, oder 
ein schieläugiges Mädchen, weil es keine Venus ist. Auch das ist eine völlige 
Verflachung, wenn man uns entgegenhält, wir könnten von unserem Stand- 
punkte aus den sitttichen Heros nicht loben, weil er in der Sittlichkeit so fort- 
geschritten sei, daß er gar nicht anders hätte handeln können; hiergegen habe 
ich in meinen Rechtsproblemen S. 38 f. schon das Nötige ausgeführt, und das 
dort Gesagte ist weder von Liepmann, noch sonst von jemandem widerlegt 
worden. Einmal ist es völlig unrichtig, die Tat des barmherzigen Samariters 
als eine unfreie Tat zu bezeichnen, weil der Mann so gut war, daß er nicht grau- 
sam sein konnte; denn die ganze Art dieser Tat, die Auswahl der Mittel usw., 
lag innerhalb seines freien Ermessens; ebenso liegt es in dem freien Ermessen 
eines Philanthropen, ob er dem A oder dem B Wohltaten erweist, und endlich 
kommt der ganze Fall gar nicht in Betracht: denn etwas ganz anderes ist die 
Wertschätzung eines Menschen, und etwas ganz anderes die Frage, ob jemand 
verantwortlich ist und bestraft werden soll. Wertschätzen kann man nicht 
nur einen sittlich hohen Charakter, sondern auch ein Genie, und niemand wird 
Goethe geringer stellen als Franciscus von Assisi; Strafe verdient aber nur der 
Bösewicht, niemals aber der Unbegabte und derjenige, dem es an Talent zur 
Dichtung fehlt, oder der es nicht so weit gebracht hat, um Opern zu komponieren. 
Wenn ferner Liepmann entgegenhält, daß man nach unserer Ansicht umgekehrt 
einen ganz Verkommenen, der nicht mehr die Kraft zum Guten finden kann, 
nicht bestrafen dürfte, so beruht dies wiederum auf einer Verdünnung der 
Begriffe: denn entweder ist der Mann in dem Stande, daß die Motive so machtig 
sind, daß der freie Wille dagegen nichts vermag, wie beim Monomanen, dann 
ist er natürlich nicht zu bestrafen, sondern ins Irrenhaus zu stecken; hat er aber 
den freien Willen, so daß er die Macht hätte, die Triebe zu überwinden, und 
macht er davon keinen Gebrauch, bleibt er insbesondere nur bei vorüber- 
gehenden Versuchen und Anwandlungen stehen, dann ist er zu strafen und mit 
Recht zu strafen, denn er hat aus freiem Willen gefrevelt: er ist der Triebe nicht 
Herr geworden, weil er ihrer nicht Herr werden wollte, weil sein Wille nicht 
so, wie er gesollt hätte, entschieden, und trotz der Anwandlungen keine guten 
Taten gesetzt hat. Wer die Schlange neben sich nicht totschlägt, obgleich 
er sie totschlagen könnte, weil er sie zwar wegwünscht, aber sich aus Trägheit 
lieber dem Nichtstun überläßt, der wird mit Recht von der Schlange gebissen 
und muß dafür büßen; und wer den Wurm in seinem Innern nicht ertötet, 
obgleich er es könnte, der hat dafür die Verantwortung zu tragen. 

Der ganze Unterschied zwischen den Strafrechtsschulen besteht also 
darin, ob man vom Standpunkte der Wissenschaft aus eine individuelle Sittlich- 
keit und eine sittliche Weltordnung annimmt, oder ob man die Wissenschaft 
lediglich auf den Materialismus baut und alles andere dem Glauben überläßt. 
Allein die Frage: ob sittliche Weltordnung oder nicht, ist nicht eine Sache des 
Glaubens, sondern eine Sache der philosophischen Grundanschauung, und ohne 
philosophische Grundanschauung ist überhaupt keine Geisteswissenschaft und 
Insbesondere kein Strafrecht möglich. Diese Grundidee von der ethischen Natur 
des Strafrechts kann in keiner Weise dadurch verdunkelt werden, daß man das 
materialistische Strafrecht mit allen Inkonsequenzen so gestaltet, wie wenn es 
ein ethisches Strafrecht wäre, und daß man ethische Begriffe zur Hintertur 
wieder hereinbringt, die man, als nicht zur Wissenschaft gehörig, zur Vorder- 
türe hinausgewiesen hat. Noch weniger kann man diese Grundverschiedenheit 
damit überwinden, daß man das Verbrechen zu einem Schönheitsfehler macht 
und den Verbrecher deswegen strafen will, weil er in der Gesellschaft keine 
anmutige Figur macht; etwa wie einer, der, weil er ein Mal auf der rechten 
Backe hat, den Gästen an der Table d’hote unausstehlich wird. Nur 
das auf ethischer Grundlage beruhende Strafrecht kann auf die Dauer 
bestehen, alles andere sind Abirrungen, die nicht damit gerechtfertigt 
werden, daß man daneben auch für Sicherheitsmaßregeln, für soziale 
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Abhilfe, Verbesserung der Gefängnisse und andere Dinge tätig ist; denn 
das tun auch wir: auch wir wissen, daß neben der Strafrechtspflege die 
sittliche Hilfe gegenüber dem der Verführung stark Preisgegebenen, daß neben 
ihr die staatlichen Sicherungsmaßregeln gegenüber dem Gefährlichen, und daß 
vor allem auch die Strafverschickung ein Gebot unserer Zeit ist. 


Dr. R. v. Krafft-Ebing. Psychopathia Sexualis. Heraus- 
gegeben von Dr. Alfred Fuchs. Verlag Ferd. Enke, Stuttgart, 1912. 

Das klassische Lehrbuch des unvergeßlichen Krafft-Ebing erscheint 
in 14. Auflage. Das Werk bleibt nicht dabei stehen, das außerordentlich reiche 
Material vorzuführen, sondern versucht es nach allen Seiten psychisch, sozial 
und juristisch zu verarbeiten. Von besonderer Bedeutung ist auch der 
Unterschied zwischen angeborener Perversität und gewordener Perversion 
welcher mehrfach behandelt wird. Das Werk bedarf keiner weiteren Empfehlung. 


Dr. Julius Kratter. Lehrbuch der Gerichtlichen Medizin 
Verlag Ferd. Enke, Stuttgart, 1912. 

Heutzutage sclite kein Kriminalist ohne gründliche Durchbildung in der 
gerichtlichen Medizin der Praxis nahetreten. Vorliegendes Lehrbuch enthält 
auch für den Juristen außerordentlich viel Belehrendes. Ich hebe z B. die 
Darstellung S. 145 hervor mit dem Nachweis, daß es wirklich wahre Zwitter gibt, 
bei denen das männliche und das weibliche Geschlecht gleichmäßig vertreten ist, 
so daß keines überwiegt und keines das andere verdrängt. Damit ist eigentlich 
die Jurisprudenz an die Wand gestellt: siekann kein drittes Geschlecht annehmen, 
sondern muß mit einer gewissen Gewaltsamkeit durchgreifen. Das Recht kann 
hier höchstens auf den Besitzstand verweisen und erklären, daß, wenn kein über- 
wiegendes Geschlecht vorhanden ist, dasjenige Geschlecht entscheidet, unter 
welchem der Mensch aufgewachsen ist. Glücklicherweise ist, wie der Verfasser 
bemerkt, die Zwitterbildung so selten, daß wir uns mit derartigen Schein- 
lösungen beruhigen können; in den meisten Fällen handelt es sich um Schein- 
zwitter, über deren Geschlechtsbestimmung der Verfasser auf S. 146 f handelt. 

Richard Finger, Die Kunst des Rechtsanwalts. Verlag 
Struppe & Winckler, 1912. 

Das schätzenswerte Werk ist in zweiter Auflage erschienen; ich verweise 
hier beispielsweise auf die Frage, ob der Verkauf einer Anwaltspraxis den guten 
Sitten widerspricht, eine Frage, die ganz ähnlich bei der ärztlichen Praxis 
hervortritt. Man hat im Jahre 1885 und 86 einen solchen Verkauf untersagt 
und als gegen die guten Sitten verstoßend erklärt. Im Jahre 1911 ist das Reichs- 
gericht in bezug auf die ärztliche Praxis milder geworden; in Frankreich und 
in England hat man gegen eine derartige Verwertung keine Anstände. Ich würde 
das Hauptgewicht darauf legen, daß bei einem Anwaltsbureau eine ganze 
Organisation nötig ist, und daß eine gut in die Wege geleitete Organisation für 
sich schon einen Wert darstellt, der auch auf den Nachfolger übergeht. Wenn 
sich daher eine Veräußerung in den Schranken hält, welche dieses Wertobjekt 
darstellt, so dürfte der milderen Ansicht das Wort zu reden sein. 

F. Meili und A. Mamelok, Das internationale Privat- und 
ZivilprozeBrecht auf Grundder Haager Konventionen. 
Verlag Orell Füßli, Zürich, 1911. 

Ein Buch von Meili tiber internationales Recht braucht keiner Empfehlung. 


M. Liepmann, Die Todesstrafe. Verlag J. Guttentag, Berlin, 1912. 
Man hatte fiirwahr heutzutage wichtigere Dinge zu tun, als die Frage zu 
erortern, ob die Todesstrafe fortdauern soll oder nicht; ihre Fortdauer ist heut- 
zutage mehr denn je eine Forderung der Gerechtigkeit. Heutzutage, wo die 
Bestienhaftiykeit der Apachen und die Scheußlichkeit der Anarchisten so 
schrecklich zu Tage tritt und die Verachtung des Menschenlebens bei derartigen 
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vertierten Individuen einen solchen entsetzlichen Grad erreicht hat, ist es ein 
Schrei des Gerechtigkeitsgefühls, die Todesstrafe fortbestehen zu lassen. Dab 
der Mörder der Kaiserin Elisabeth seinerzeit für die an einer edlen Frau verübte 
verruchte und frivole Tat am Leben bleibt, istein Vorwurf für die ganze 
Menschheit. 

Die Schrift des Verfassers hat lediglich die Bedeutung einer Material- 
sammlung, die ja nach gewissen Richtungenhinrelativschätzenswertist. Die Frage, 
ob die Todesstrafe abschreckend wirkt oder nicht, läßt sich statistisch überhaupt 
nicht erledigen; die Abschreckung ist aber auch nicht das Entscheidende, sie 
wäre nur entscheidend vom Standpunkt verkehrter Strafrechtstheorien, welche 
alles auf die Abschreckung setzen. Der Hinweis auf die Justizirrtümer, der ja 
von jeher das Hauptargument der Gegner der Todesstrafe war, kann einfach 
beiseite bleiben. Die Strafjustiz ist etwas Gefährliches, und bei jeder Gefahr 
können auch Leute mit untergehen, aber darum dürfen wir die Gefahr nicht 
vermeiden, wo sie durch höhere Interessen geboten wird. In dieser Beziehung 
habe ich an anderem Orte bereits folgendes ausgeführt :*) 

„Nun aber der Achilles der Gegner der Todesstrafe, daß eine ungerechte 
Verurteilung und Vollstreckung möglich sei, die, nachdem die Ungerechtigkeit 
entdeckt ist, nicht mehr rückgängig gemacht werden könne. Zunächst ist dies 
auch bei einer mehrjährigen Zuchthausstrafe der Fall: hier kann man aller- 
dings mit Geld und Gut einigermaßen aufhelfen, und ich habe stets dafür 
gesprochen, daß dies in möglichst reichlicher Weise geschehen soll, obgleich 
natürlich verlorene Jahre niemals völlig zurückvergütet werden können. Ich 
erinnere hier an den Ausspruch des Sklaven, dem Hadrian in zorniver 
` Laune ein Auge ausgestoßen; als Hadrian ihn befragte, was er für ihn tun könne, 
erwiderte er: „Cäsar, gib mir mein Auge wieder“. Eine solche Wiederherstellung 
ist allerdings nach der Todesstrafe nur in beschränktem Maße möglich: sie ist 
möglich durch Sorge für die Hinterbliebenen und durch nachträgliche Ehrung 
des Entehrten. Daß auch dies seine Bedeutung hat, daß auch der ungerecht 
Hingerichtete in dieser Hoffnung eine gewisse Befriedigung finden kann, darf 
nicht verkannt werden; und daß die Sorge für die Hinterbliebenen einiger- 
maßen die Folgen des Unglücks abwendet, welches der Familie den Ernährer 
entzogen hat, ist sicher. Allerdings ist dies keine persönliche Wiederherstellung, 
d. h. keine solche, welche der Verurteilte als aktuelle Wiederherstellung noch 
empfinden kann. Aber ähnliches kommt auch sonst vor; wie, wenn der Ver- 
urteilte nach langjähriger Zuchthausstrafe stirbt und erst nach seinem Tode 
die Unschuld sich ergibt ? Auch hier ist eine persönliche Wiederherstellung aus- 
geschlossen: diese ist bei jeder Strafe etwas Zufälliges; sie ist eine Hilfe, auf 
die nur bedingt gerechnet werden kann. Allein ganz abgesehen davon, — soll 
wegen eines Falles, wenn einmal ein gerichtlicher Irrtum nicht nur alle Instanzen 
durchläuft, sondern auch die Beurteilung der Begnadigungsinstanz getrübt 
hat, welche ja stets besonders vorsichtig sein muß und nur einen solchen Menschen 
dem Tode preisgeben soll, dessen Verbrechen als völlig sicher erscheint — soll 
man wegen eines solchen Falles das Schwert der Gerechtigkeit sinken lassen ? 
- Die Gerechtigkeit ist etwas Gefährliches, das ist sicher; aber unser Leben und 
unsere Kultur bietet der Gefahren genug und scheut nicht davor zurück, obgleich 
Hunderte und Tausende von Menschen dabei zugrunde gehen. Der Berybau 
erfordert jährlich Hunderte unschuldiger Menschen, und wer in die Grube 
einfahrt, trägt sein Leichenhemd; die Industrie verlangt Opfer von Tausenden, 
und der Schiffsmann setzt bei jeder Seefahrt sein Leben aufs Spiel. Natürlich 
sucht man auch hier durch alle möglichen Maßregeln die Gefahr zu beschwören, 
ohne daß dies jemals völlig gelingt. Sollen wir aber, um solche Gefahren und 
Schrecknisse zu vermeiden, unsere ganze Kultur aufgeben, uns in die Einöde 
zurückziehen und von Kräutern und Wurzeln leben? Und wenn wir diese 
Gefahren auf uns nehmen, soll dann die Gerechtigkeit, das Fundament sittlicher 
Verhältnisse, sich schüchtern verbergen, weil ihr Schwert fehlgreifen kann ?“ 


*) „Tag“, 17. Oktober 1912. 
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Dem will ich noch folgendes beifügen. Die Hauptfälle, in welchen eine 
ungerechtfertigte Verurteilung erfolgte, sind solche, wo es sich um unzu- 
rechnungsfähige, gemeingefährliche Individuen handelte, welche man nicht 
hätte köpfen, sondern in die Irrenhäuser einsperren sollen. Es ist ja richtig, 
daß dies inkorrekt ist, aber ein ungeheurer Schaden für die Menschheit ist es 
nicht, und die pathetischen Ausführungen des Verfassers S. 151, daß, wenn ein 
gemeingefährlicher Geisteskranker von Rechts wegen hingerichtet wird, der 
ethische Feingehalt des Strafrechts zur Lüge werde, ist eine wenig geschmack- 
volle Übertreibung. Selbstverständlich ist und bleibt ein derartiger Irrtum ein Irr- 
tum und kann nicht als Gerechtigkeit beschönigt werden, aber er ist ein Irrtum, 
der bei der Art solcher Individuen ohne große Tragweite bleibt und uns nicht ver- 
anlassen kann, dariiber einen Trauergesang anzustimmen. Das Strafrecht 
wurde nur dann seinen ethischen Gehalt verlieren, wenn das Gericht unter 
Bewußtsein dessen, daß es mit einem Geisteskranken zu tun hat, das Indi- 
viduum hinrichtete: denn das Schwert der Gerechtigkeit ist zu heilig, als daß 
es als ein Notmittel der Gesellschaft benutzt werden dürfte, die sich der geistes- 
kranken Person entledigen wollte. Aber wenn dies ohne solches Bewußtsein 
geschieht, so ist es ein menschlicher Irrtum, über den wir uns ebensowenig auf- 
zuregen brauchen, als wenn ein solches für die Menschheit nutzloses und ver- 
derbliches Individuum etwa kraft Notstandes oder kraft (Quasi)notwehr zu- 
grunde gegangen wäre. 

Die StrafprozeBordnung für das Deutsche Reich nebst dem Gerichts- 
verfassungsgesetz und den ‘das Strafverfahren betreffenden Bestimmungen der 
übrigen Reichsgesetze. Kommentar von Dr. Löwe, fortgesetzt von 
Dr. Hellweg, bearbeitet von W. Rosenberg. Verlag J. Guttentag, 
Berlin, 1913. 

Die 13. Auflage zeigt die Vorzüge der früheren; sie ist sorgfältig durch- 
gearbeitet unter Berücksichtigung nicht nur der neueren Judikatur, sondern 
auch der neuen Entwürfe, und dementsprechend zeigt sie auch gegenüber dem 
häufigen Positivismus der Kommentare vielfach eine gesunde kritische 
Reaktion. Ich erwähne beispielsweise die treffende Ausführung S. 85/86 gegen 
eine reichsgerichtliche Entscheidung: wenn die Privatklage bereits zur Ver- 
handlung geführt hat, so kann nicht etwa das Resultat der Verhandlung 
damit zunichte gemacht werden, daß der Staatsanwalt die öffentliche Klage 
erhebt, vielmehr ist dann das Verfahren einfach fortzusetzen, wie es begonnen 
ist, und von einer Einstellung des Verfahrens nach $ 429 kann keine Rede sein. 

Ebenso tritt der Kommentar treffend auf S. 400 der Entscheidung des 
Reichsgerichts entgegen, daß, wenn ein Zeuge, der im Vorverfahren vernommen 
worden ist, in der Hauptverhandlung das Zeugnis verweigert, die Gerichts- 
personen, welche ihn früher vernommen haben, darüber verhört werden dürften. 
Ebenso ist richtig hervorgehoben, daß monologische Urkunden wie ins- 
besondere das Krankheitsjournal des Arztes nicht beschlagnahmt werden 
dürfen, denn dies widerspricht der Diskretion, die jeder Unbeteiligte 
für seine monologischen Aussagen verlangen kann. Andererseits ist 
der Unterschied zwischen Sachverständigen und Zeugen auf S. 393 
nicht richtig dargelegt; es ist unrichtig, zu sagen, daß der Sachverständige 
nicht nur Beweismittel, sondern auch Gehilfe des Richters sei. Er ist ebenso 
viel undebenso wenig Gehilfe des Richters als der Zeuge oder irgendein anderes 
Beweismittel. Das, was er dem Richter bietet, ist Material für seine Uber- 
zeugung und nichts mehr und nichts minder. Daß der Zeuge dem Richter den 
Untersatz, der Sachverständire dagegen den Obersatz seines Tatsachenurteils 
darzubieten habe, ist gleichfalls verkehrt. Wenn ein Arzt zufälligerweise eine 
Leiche gefunden und an ihr einige Beobachtungen gemacht hat, die er nur machen 
konnte, indem er die augenfälligen Eindrücke medizinisch verarbeitete, so gibt 
er, falls er darüber vernommen wird, nicht etw4 bloß die direkten Eindrücke 
kund, sondern auch den Obersatz, und erzählt die Vorstellungen, welche er nur 
dadurch haben konnte, daßer gewisse wissenschaftliche Leitsätze beherrschte. 
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Der Unterschied liegt vielmehr in einem anderen Punkte, den ich Grundriß 
des Zivilprozesses S. 78 dargelegt habe. 

Ebenso ist unrichtig, wenn auf S. 356 angenommen wird, daß der Arzt, 
welcher nach § 300 Strafgesetzbuch zum Geheimnis verpflichtet ist, dem Richter 
gegenüber zwar (nach § 52 Strafprozeßordnung) das Zeugnis ablehnen dürfe, 
aber nicht zur Ablehnung verpflichtet sei. Das widerstrebt vollkommen dem 
Zweck und Sinn der Geheimnispflicht; denn die Geheimnispflicht soll dem 
Klienten des Arztes die Sicherheit geben, daß alles, was er mitgeteilt hat, im Ver- 
borgenen bleibt; eine Mitteilung vor Gericht aber ist nicht nur eine einfache, 
sondern eine qualifizierte Kundgebung an die Öffentlichkeit. Die Argumentation, 
daß, was man auf Befragen des Richters sagt, nicht unbefugt gesagt sei, ist 
völlig unzutreffend, denn der Richter befragt selbstverständlich nur unter 
der Voraussetzung, daß der Arzt in dem gegebenen Falle zur Veröffentlichung 
befugt ist. Vollkommen pflichtwidrig ist es auch, wenn ein Arzt derartige 
Geheimnisse nach dem Tode seines Klienten, der sich ihm geoffenbart hatte, 
kundgibt; der Umstand, daß jetzt niemand in der Lage ist, den Strafantrag 
nach $ 300 StGB. zu stellen, ist bedeutungslos; denn ist die Bestrafung aus- 
geschlossen, so ist damit das Widerrecht nicht verneint. Die Aussage wäre 
trotzdem ein grober Verstoß gegen die Heiligkeit des Geheimnisses. 


Franz Ficht, Die Entziehung Minderjähriger, Verlag 
Wilhelm Sebald, Nürnberg, 1912. 

Der Verfasser kommt in dieser gründlich gearbeiteten Disssertation 
unter anderem zu dem Ergebnis, daß, wie die Wissenschaft so auch die Gesetz- 
gebung die Entziehung eines Minderjährigen aus der schützenden Gewalt 
und die Entführung einer Minderjährigen nicht unter die Freiheitsdelikte, 
sondern unter die Deliktedes Familienrechts einordnen soll, wie ich dies 
auch in meinem Leitfaden des Strafrechts Seite 114 getan habe. 


Rebecea Jacobsohn, Der gesetzliche Schutz des Kindes 
gegen körperliche Mißhandlung, Verlag Schletter’sche Buch- 
handlung, Breslau 1912. 

Der Schutz der Minderjährigen gegen körperliche Mißhandlung ist lange 
Zeit in ganz seltsamer Weise vernachlässigt worden, obgleich doch die ethische 
Natur des Strafrechtes von selbst dahin führt, daß der Staat gerade den hilt- 
losen Personen am meisten zur Seite stehen soll. Dazu kommt noch der große 
Gedanke, daß die Erinnerungen der Jugend das ganze Leben erheitern oder ver- 
bittern und darum für die ganze künftige Laufbahn von der größten Bedeutung 
sind. Vor allem ist es nötig, daß die Bestrafung der Kindermißhandlungen 
von Amts wegen stattfindet; dagegen kann ich den Vorschlag, diese Bestratung 
dem Jugendrichter zuzuwenden in dieser Form nicht billigen, wenn es auch 
wünschenswert ist, daß der Jugendrichter gehört und ihm in irgendeiner Weise 
eine begutachtende Stellung eingeräumt wird. 

Mariano San Nicolo, Agyptisches Vereinswesen zur Zeit der Ptolemaer 
und Römer, 1. Band, Verlag C. H. Beck’sche Buchhandlung, München (1913). 

Auf die eingehenden und belehrenden Arbeiten von Ziebarth und 
Poland über das griechische Vereinswesen folgt das sehr ausführliche, sowohl 
geschichtlich wie juristisch interessante Werk des Verfassers über das 
ägyptische Vereinsleben aus hellenistischer Zeit. Ich werde darüber an 
anderer Stelle berichten und weise nur hin auf die außerordentliche Be- 
lehrung, welche wir aus der Darstellung der Handelsgilden und der land- 
wirtschaftlichen Berufsvereine schöpfen. Je weiter wir dringen, desto mehr 
staunen wir über den Reichtum und die Fülle des griechischen Rechts. 


Zum Ubersiebnen der schädlichen Leute. 


Von Dr. Hermann Knapp, 
Reichsarchivrat in München. 


Zu tieferem Einblick in das Übersiebnen, welches als Abspaltung des 
Rechtsgangs mit Handhafte und Gerüfte vom Ende des 13. bis Mitte des 15. 
Jahrhunderts, bevor die Folter ihre Triumphe feierte, im größten Teil von 
Süddeutschland Einlaß errang und vornehmlich in Franken, Schwaben, Baiern 
und in der Ostmark zum herrschenden Verfahren wurde, gestatte ich mir, 
da nunmehr die von mir verfochtene Theorie allseitig Anklang gefunden zu 
haben scheint, noch zwei Beiträge und zwar ein Formular wie einen praktischen 
Fall aus schwäbischem Gebiet zur Veröffentlichung zu bringen. 


I. Das Öttinger Halsgerichtsformular. 


Als nicht unwillkommenen Zuwachs zu den zahlreichen von mir - teils 
vollständig, teils auszugsweise veröffentlichten Halsgerichtsformularen?) er- 
spähte ich jüngst eine neue Ordnung, welche einerseits durch ihre behagliche 
Breite das Übersiebnen des schädlichen Mannes besonders anschaulich darstellt, 
anderseits deutlich erkennen läßt, daß sie, wie die meisten dieser O., nicht 
neu entworfen, sondern vielmehr durch Umwandlung einer früheren O., welche 
das Verfahren mit Handhafte und Gerüfte zum Gegenstand hatte, ent- 
standen ist.?) 

Das Formular entstammt der schwäbischen Stadt Öttingen, dem Hauptort 
der gleichnamigen Grafschaft, und trat ohne Zweifel für den ganzen Bereich 
der letzteren in Gebrauch. Was die Zeit der Einführung des Übersiebnens daselbst 
und damit auch der Abfassung unserer O. anlangt, so möchte ich mich für 
den Ausgang des 14. Jahrhunderts entscheiden. 1397 nämlich erwirkten die 
Grafen von Öttingen von König Wenzel die Bestätigung ihres Halsgerichtes 
mit der Weisung, „daß niemand keinen verleumbden schädlichen Mann, der 
in ihrer Grafschaft und Herrschaft gefangen würde, in kein ander Gericht, 
noch sonst nindert führen soll, dann in der von Oettingen“. Wollte diese aber 
nicht richten, so solle man jenen in das nächste Gericht bringen?). 1398 er- 
langte sodann die benachbarte Reichsstadt Dinkelsbühl, welche später in 


1) S. mein Nürnberger Kriminalverfahren (Zeitschr. f. ges. StrW. XII, 
245 f, 535 f), die Zenten des Hochstifts Würzburg, I, 1344 f.; das Über- 
siebnen der schädlichen Leute in Süddeutschland; für Schwaben auch K. O 
Müller (Tübinger Studien, Bd. Il, Heft 3, S. 22 f.). 

2) Nürnb. Kr. Verf. 217, Zenten |, 1344 f. 

3) Deduktio Dinkelsbühl contra Öttingen, Nr. 91 


Archiv. 60. Bd. 23 
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heftige Jurisdiktionsstreitigkeiten mit der Grafschaft geriet, die Übersiebnungs- 
befugnis*). Es ist nun leicht denkbar, daß sich die Grafen angesichts dieses 
Vorgangs und in Hinblick auf obiges, fast gleichzeitiges Privileg gerade damals 
dazu entschlossen, ebenfalls dem neuen Verfahren zu huldigen.) 

Die Abschrift gehört dem 16. Jh. an; der Abschreiber scheint sich einige 
geringfügige Abänderungen gestattet zu haben, wie das öfter vorkommende 
„sententz‘‘ (neben dem dem 14. Jh. entsprechenden ‚„urtail‘‘) erweist. 


Der Wortlaut des Formulars aber. ist folgender: . 


Nota wie man zu Oting uber das plut riehtet nach dem alten gosatz. 
Item so ainer oder mer in fronveste komet u. uber in verburgt ist nach altem 
herkomen der stat recht zu Otingen u. demselben ain strenger rechttag verkunt 
würt u. auf denselben verkunten tag, so wurt derselb gefangen in stock gelegt 
u. alda beleiben, bis er fur gericht durch den: anclager gefurt würt. 


Also ist der richter mitsampt den zwelf rechtsprechern in der schrann, 
doch wurt den zwelfern ain biderman zugeben, der auch rechtsprechen muss 
mit inen, u. es sol der richter fragen, wie hernach volgt, u. sollen alle darzu 
sten, bis die frag aus sind. 


Zu dem esten fragt der richter von sein selbs wegen, 
Ob er dügenlich sei, zu richten uber das plut. 


Zu dem andern: mal fragt der richter, 

Ob die alle, die da sten u. sitzen wurden, dugenlich seien, zu richten 
über das plut. Ä 
Sententz oder urtail. 

Zu dem dritten fragt der richter, 

Ob das were, das man mit dem sacrament fürgieng, ob man nit aufsten 
mocht u. dem ere enbieten u. furbas wider nidersitzen u. richten uber das płut 
ob das nit schaden brecht am rechten. 

Sententz. 
‘Darnach fragt der richter, . 

Ob das were, das ein stul oder mer prechen oder ubertrungen wurden, 
ob man dieselben nicht wider mocht aufrichten, machen u. bessern. 
Sententz. 

Darnach fragt der richter, 

Ob das were, das ain auflauf wurde, ob man nicht mocht zulaufen u. 
den stillen u., wenn der gestilt würde, das man wider umbsitzen mocht u. 
richten uber das plut. | 
Sententz. 

Darnach fragt der richter, 

Ob das were, das fewr ausgieng oder wie sich das macht, ob man zulaufen 
mocht u. da helfen leschen u., so das gestilt würde, u. ob man aber furbaß 
mocht sitzen u. richten uber das plut. 


4) Zenten Il, 477, Ubersiebnen, 28, 61 f.; hier wird indes nur im Fall 
des Leugnens übersiebnet. 

5) Das Formular befindet sich im Neuburger Kopialbuch Nr. X, 208— 213 
(Reichsarchiv, München). 
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Sentents. = Darnach fragt der richter, | 
Ob das were, das sich das recht verzüg über mitentag, ob man nit fürohin 
richten mocht uber das plut. 


Sententz. Also erlaubt der richter Hlderruniisen: 
Da kampt der anclager u. bit umb ain fursprechen, spricht also: 

‘Her der richter, erlaubt mir ain mL 
Wurt im erlaubt. 

Der anclager benant ain u. nympt in.. da se dë fursprech, her der 
richter, erlaubt ir mir, dem anclager sein wort zu thun. -_ 
Der richter erlaubt im. 

es Sagt der voinnieel. Ä 
So beding ich im alles, das ich von gerichtzordnung wegen | zu bedingen 
son u. alles, das er nottorftig ist zum rechten. 
u. eS Der richter sagt ich erlaub, was recht. ist. 
‘Der fursprech spricht, - | 
- Her der richter, erlawbt dem anclager ain Spice u. zwen zu im aus 
dem ring. 2 

Der richter erlaubt ims. ae 

Item dieselben zwen rechtsprecher sten mit urlaub des richters auf, so oft 
sy gevordert werden, . i ae 

So das gesprach verget, 
So spricht der vorsprech, 
Her der richter, wolt ir des anclagers clage horen. 
Antwort der richter, horen die, die recht sprechen. 
Der fursprech sagt, 

Lieber her der richter, nachdem u. dem clager auf heut. ain strenger 
rechtag gesetzt ist, zu rechtvertingen sein beschediger, den er in fronbot ge- 
bracht hat u. von dem fronbot in den stock, begerte der clager zu fragen 
an ainer gemainen urtail, wie er sich zu im nehern solle, damit er in uberwind 
u. vom leben zum tode bring, dann er sei sein dieb, seins genedigen hern dieb 
u. des lands dieb, das wöll er heut auf in Eprneen u. . strenglich auf in weisen, 
wie recht ist. 

Fragt der neue den vorsprechen ¢ des rechten: auf. den sah antwort der 
vorsprech, 

Her der richter, ich wil mich mit agi anden underreden, die mit mir 
urtail geben, die erlawbt mir. 

Fragt der richter, ob das pillich sei, das im die — werden. 

Wurt erkannt, das man im das pillich zugeb u. erlaub. Ä 

So die rechtsprecher wider im ring sitzen, fragt der richter des anclagers 
fursprechen auf den aide u. spricht also, 

Ich frage dich auf den aide u. mane dich der sprach u. hide dich des 
rechten, wie sich der clager zu seinem beschediger nehern solle, damit er in 
uberwind u. in vom leben zum tode pring. 

Wurt zu ainer urtail geben. 

Nach der clag, so der anclager thut, will dann der anclager dem strengen 
rechten nachkomen nach gewonheit ditz rechten, so solle er gein zu seinem 
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beschediger u.sechs man, die im zu dem rechten helfen wollen, mit im u. solle 
dennemen, der seinschedlicher man ist, u.den von dem stock drei ungevarlich 
schrit furen u. sollen stille stan u. soll der anclager schreien, richta her, richta 
uber mein dieb, uber meins gnedigen hern dieb u. uber des lands dieb. u. solch 
geschrai sol an ainer stat zu dreimalen beschehen u. darnach aber drei schrit 
furen u. also schreien u. darnach aber drei schrit u. also schreien. u. die sechs 
sollen alweg nach im schreien. darzu soll man dem anclager geben zwen ge- 
schworen manne aus dem ring, die sullen lüsen, ober dem geschrai nachkome 
oder nit. wann das beschiht, so sollen dieselben zwen durch den richter ver- 
hort werden u., ob dann das geschrai durch die zwen erkannt wurde, das sy 
nit recht geschrien hetten, so solle der anclager den armen wider nemen u. 
ongevarlich furen an das ende, da er in am ersten beschrien hat, u. da schreien 
das geschrei so lang u. vil, bis dem anclager ain benugen beschehen ist. 

Noch ausgang der urtail spricht der fürsprech also, 

Her der richter, gebt dem anclager zwen aus dem gericht zu, dann er 
will dem rechten nachkomen, wie urtail u. recht geben hat. 

Der richter nent zwen u. gibt ime zu u., wann das geschrai verget, so 
sitzen die zwen mit urlaub wider nider. 

Darnach begert der clager an den richter durch sein fursprechen u. 
spricht also. 

Her der richter, ir solt die zwen verhoren, ob er u. die andern sein helfer 
mit im dem geschrai nachkomen seien nach inhalt u. ausweisung der ge- 
sprochen urtail. | 

Fragt der richter die zwen auf ir aid. 

Wurt von inen erkannt, das sy dem geschrai noch ausweisung der urtail 
nachkomen sind. 

Ob sy aber nicht recht schreien, was dann. 

So wurt von den zwaien lüsnern auf des richters frage erkannt, sy seien 
dem geschrai nit nachkomen laut der urtail. 

Da fragt der richter aber des rechten auf die aide. 

Wurt erkannt, sy haben vormalen ir urtail also gesetzt u. geben die noch, 
das der anclager den armen wider nemen solle u. in ongevarlich furen an das 
ende, da er in am ersten beschrien hat, u. da schreien das geschrai so lang u. 
vil, bis dem anclager ain benugen geschiht. 

So das geschrai gnugsamclich volfurt ist u. der arm fur gericht kumpt, 

So hept der anclager an, sein clag zu furen in aller maß, wie vor erzelt 
ist, des weitern, er hab sein geschrai laut der urtail volbracht, wie im dann in 
recht erkannt ist. 

Nach solcher clag fragt der richter also auf den aide, 

Ob man dem armen nach solcher schwerer clag nit pillich ain fur- 
sprechen erlaub. 

Da wurd zu ainer urtail geben, 

Begere der arm ains vorsprechen u. wolle solch schwer clag verantworten, 
das man im dann pillich ainen vorsprechen geb. 

Der richter sagt zu dem armen, 

Hanns, du hast wol vernomen die schweren clag, wiltu das durch ainen 

vorsprechen verantworten, das macht du wolthun. also begert er ains forsprechen. 
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Ob aber ir mer dann ainer were 

U. ir iegclicher ain vorsprechen haben wolt, würt in mit urtail aberkant 
der ursachen halb, ob das were das ir zehen oder zwelf weren, solte ir jeder ain 
fursprechen haben, so were das gericht nit besetzt. 

Also nimpt der arm ain vorsprechen u. der stet mit urlaub auf u. sagt also, 

Her der richter, sol ich dem armen sein wort thun nach seinem 
begeren. 

Der richter antwort, 

Ich erlaub, was ich von rechtz wegen zu erlauben hon. 

Sagt der vorsprech, 

So beding ich im alles, das ich im von gerichtzordnung wegen zu be- 
dingen hab u. alles, das er nottorftig ist zum rechten. Antwort der richter, ich 
erlaub was recht ist. 

Fursprech sagt, 

Her der richter, ich bit euch zu erfaren ain rechten, ob man nit dem 
armen gefangen pillich ein lerer geben soll. 

Auf das fragt der richter. 

' Wirt erkannt, das man im pillich ein lerer außerhalb des rings gebe. 

Der forsprech. 

Her der richter, er begert auch zwaier aus dem ring an sein gesprecht. 

Fragt der richter, 

Das würt im durch die rechtsprecher zugeben. 

Der fursprech sagt, 

Her der richter, ob der arm mir als seinem vorsprechen von nottorft 
wegen etwas bevelch zu reden, das dem clager oder jemantz anders sein ere 
antreffent were, so getraw ich, das es mir gein jederman onschedlich sei. 

Antwort der elager, 

Ich getrau nit, das niemantz schuldig sei, zu reden, damit leut geschmecht 
werden allain, was zu dem rechten diene. 

Fragt der richter, wie das besten solle. 

Würt zu ainer urtail geben, er muge wol reden, was zum rechten diene 
u. was sich geburt. 

Des gefangen vorsprech sagt, 

Her der richter, ich beger von euch u. den rechtsprechern ains recht- 
lichen unterschaids, wo ich durch mich selbs des armen nottorft verstunde zu 
reden, ob ich das pillich thun solle oder nit. 

Fragt der richter nach dem begern. 

Wurd zu ainer urtail geben, das er im schuldig sye zu reden, was in der 
arm oder sein lerer haiß, doch das zum rechten geburt. mag aber der vor- 
sprech im weiter entsprießen, das mag er auch thun. 

Auf das sagte des armen vorsprech, 

Ich hab gehort ain schwere clag, die dem armen an sein leibu. leben gei 
nu getrau ich von seinen wegen, das er nit schuldig sei zu antworten u. das 
im die clag onschedelich sei, al u. weil im sein band nit geledigt sind, damit 
er solch schwere clag durch in als sein fursprechen verantworten muge. 

Das verantwort der clager also, 

Er getrau, das ditz nit pillich sei, dan er stee hie als ain schedlich man. 
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Fragt der richter, ob das pillieh sei oder nit. 

Wurd zu ainer urtail geben, das man in an henden u. an fussen, ob er also 
gebunden were, ledigen solle, u. in sunst wol bewaren, damit dem anclager u. 
dem rechten dhain einfal bescheh. 

. Des armen fursprech sagt, her der richter, 

Ich getrau es sei pillich u. recht, das der arm mit mir an ein ort gee, so 
oft er des nottorftig wurt, damit er mich des baß underrichten kund seiner 
antwort. 

Der clager sagt, - 

Ich getrau, das ditz nicht recht sei, das man im solchs zugeb, er mocht 
in furn aus dem rechten. 

Fragt der richter, wie das besten solle, würt erkannt, 

Das man im pillich von dem ring drei ungevarlich schrit zugeben solle. 

Der antworter sagt durch sein vorsprechen u. sagt der fursprech also, 

Her der richter, erlaubt dem armen ain gesprach. | 

Sagt der clager durch seinen vorsprechen, 

Her der richter, ob er des gesprechs zu vil nemen u. aus dem rechten 
gein wölt, getrau er, das solchs nit pillich sei u. begere der richter frag darumb. 

Also fragt der richter, 

Wie oft, wie lang, wie weit der arm ein gesprech nemen sol, damit dem 
rechten dhain eintrag beschehen mog. 

Wurt zu ainer urtail geben, 

Das man im drei gesprach vergunden sol u. ob sy dieselben gespräch zu 
lang wolten verziehen, so müge der richter rufen zum ersten mol. N. antwort 
zum rechten ect. u. ob sy die gesprach ausserhalb u. zu weit suchen wolten. 
das sol man in nit zugeben. 

Also nimpt der arm ain gesprach. so sy aber zu lang ausbeleiben, 

So begert der clager an den richter, das man die zum rechten manen sol. 

Spricht der richter 

.N. ich man dich mit dem armen, das ir antwort zum rechten zum ersten 
mal. item solch geschrai geschiht gewonlichen in jegelichem gesprach zu 
drei malen. 

Der arm antwort 
Und sagt sein unschuld nach dem besten, so sein fursprech kann. hilft 
aber clain zu zeiten. 

Item sy nemen also nach einander dreu gesprach. 

Der clager gibt antwort uber des armen entschuldigung u. sagt also der 
fursprech, 

Her der richter, der clager begert ains rechtlichen unterschaids, wie er sich 
zu seinen beschediger nehmen solle, damit er in vom leben zum tode pringen 
kund, dann er sei sein dieb, meins gnedigen hern dieb u. des lands dieb, das 
woll er auf in weisen u. strengclich zu im pringen, wie recht ist. 

Da fragt der richter nach clag u. widerwort, da wurt fur ain urtail geben, 

Dorre .N. als ain clager dargen u. sein zwen vinger dem oder ‘sind ir mer, 
so setz man die urtail also der dreier aim in schopfen legen u. da schweren zu 
got u.den hailigen ainen gelerten aide, das der oder die drei ect. sein dieb, meins 
renedigen hern dieb u. des lantz dieb seien u. sechs nach im, das der aid rain 
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Sei u. nit main, wann das beschiht, so sol darnach beschehen, was recht wurt. 
moge aber der clager das nit thun, so soll aber beschehen, was recht ist. 

Auf das fragt der richter, wer den aid schuldig sei zu geben. 

Wurt zu ainer urtail geben, das den aid geben soll der richter, der den 
stab zu henden hat. 

Fragt der richter abermals, 

Ob sach were, das er den aid recht gebe u. gien unrecht schwuren oder 
ob ern unrecht geb u. sy recht Schwuren, wie oft er den aid geben soll, damit 
dem rechten ain beniigen bescheh. 

Wurt fur ain urtail geben also, 

Das der richter den aid geben soll so dick u. vil, bis der aide recht ge- 
schworen wurt, damit dem clager u. dem rechten, land u. leuten ain benugen 
bescheh. 

Auf das sagt der clager also, 

In benug der urtail wol u. woll auch der nachkomen. 

Also get der clager dar u. legt dem beschediger die zwen vinger in sein 
schopfen. 

Der richter gibt den aide u. spricht also: 

Der man ist dein dieb, deins genedigen hern dieb u. des lands dieb u. 
das ist war, des pit dir got ze helfen u. alle heiligen. 

Darnach heben die sehs auf ir vinger, spricht der richter, 

Der aid, den der anclager geschworen hat, der ist rain u. my main u. das 
ist war, des bit euch got zu helfen u. alle heiligen. 

Item ir vinger sollen sy still heben, bis der richter fragt, ob des gnug sei oder nit. 

Wurt erkant, sy haben gnug thun. 

Also fragt der richter nach clag, antwort, rede u. widerrede nach aller 
verhandlung ditz rechten, wiird fur ain urtail geben, 

Das der clager solle den armen dem nachrichter antworten u. der sol in 
wol bewaren u. ausfuren an die ende, da man gewonlich pfligt zu richten, u 
den aufhencken an den liehten galgen zwischen himel unde erde, damit er vom 
leben zum tode gepracht werde u. das hinfur der clager, unser genediger her, 
land u. leut von im onbeschedigt seien. 

Um.nun das Verfahren am strengen Rechtstag kurz zu skizzieren, so 
bildet die Voraussetzung hierzu, daß der Kläger über den in der Fronveste 
liegenden Missetäter verbürgt hat. Die Bürgschaftssumme ist nicht genannt: 
ihr Betrag ist sonst sehr verschieden®). Er geht deren verlustig, wenn er zurück- 
tritt, d. h. es unterläßt, dem Recht nachzukommen. 

Am Rechtstage liefert man ihm den Todeskandidaten aus, er überant- 
wortet ihn dem Fronboten, der ihn in den nahe der Gerichtsstätte stehenden 
Stock schließt. Der Richter harrt des Klägers mit den zwölf Rechtsprechern 
in der Schranne. Letzteren ist ein Biedermann zugegeben, der Miturteiler ist. 
Sein Charakter ist nicht klar ersichtlich; er urteilt entweder in jedem Fall, oder 
nur, wenn einer der andern Rechtsprecher fehlt, d. h. als Notschöffe oder 
Zusatz’). Der Richter, der als gemeiner Frager fungiert, übt sonst auf den Gang 


8) 10 @hir., Nürnb. Kr. Verf. 245, 536; 10, 40, 70 U, Zenten II, 437. 
1) Zenten II, 238 f. (Notschöpfe). 
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der Verhandlung wie das Urteil keinen maBgebenden Einfluß aus. Er eröffnet 
die Tagung mit einigen Hegungsfragen, um einerseits die vorschriftsmäßige 
Besetzung des Gerichts festzustellen und anderseits zu verhüten, daß die Durch- 
führung des Rechtstags durch zufällig eintretende Ereignisse in Frage gestellt 
wird). 

Dann bittet der Kläger um einen Fürsprechen, da er ja nicht selbst ,.sein 
Wort‘ sprechen darf. Diesen wählt er, wie auch später der Arme nach eignem 
Gutdünken aus den Rechtsprechern. Merkwürdigerweise wirken diese beiden 
Anwälte trotzdem bei der Findung des Urteils mit, ein Brauch, der auch nach 
einigen andern Ordnungen geübt wird®). Des Klägers Fürspreche bekundet sich 
übrigens als eine der wichtigsten Personen des Rechtstags; er urteilt sogar 
allein, freilich nach Ratserholung bei seinen Kollegen. 

Er bittet zuerst um Erlaubnis, des Klägers Wort sprechen zu dürfen, und 
dingt sich an, d. h. er sichert sich Wandel und Holung, sofern Gefahr besteht, 
daß durch einen Verstoß des Klägers Sieg hinfällig wird.!®) Nachdem sich der 
Kläger mit zwei Rechtsprechern im Ring besprochen hat, erhebt der Fürspreche 
die Anklage. Er kümmert sich hiebei nicht um die Einzelheiten der Tat, sondern 
stellt lediglich die Frage, wie der Kläger vorgehen müsse, um seinen im Stock 
befindlichen Beschädiger, der sein, seines gned. Herrn und des Landes Dieb ist, 
vom Leben zum Tod zu bringen. Das Formular gilt sowohl für den Fall, daß 
der vom Dieb Geschädigte, d. h. ein Privatkläger auftritt, als daß der Richter 
selbst — eventuell durch einen andern (Stadtkläger) —den demLande schäd- 
lichen Mann von Amts wegen anspricht. 

Dem Lande schädlich ist eben jeder Missetäter, der keinen Kläger und 
daher auch keinen Richter und Strang findet und dessen Vernichtung dem- 
gemäß im Interesse der Landeswohlfahrt geboten ist. In Nürnberg besteht 
hier die strikte Vorschrift, daß der Stadtkläger (Löwe) nicht über seinen, 
sondern des Reiches, des Landes und der Stadt schädlichen Mann klagen solle!?). 
Aus mancher Ordnung, wie z. B. der vorliegenden, ist es nicht klar ersichtlich, 
ob ein derartiger Unterschied beobachtet wird; es dürfte vielmehr sowohl der 
Kläger, als der Richter über seinen und des Landes sch. M. klagen. Dies bringt 
natürlich für unsere Theorie nicht den geringsten Abbruch; die Anführung des 
landschädlichen Mannes gewährt schon an sich den sicheren Hinweis, daß 
bei Mangel an einem Privatkläger von Amts wegen vorgegangen zu werden 
vermag. 

Der Richter fragt hierauf den Fürsprechen selbst des ‚Rechten‘; er urteilt 
nicht selbständig, sondern äußert sich erst nach Besprechung mit den übrigen 
Bankgenossen. Von nicht geringem Interesse ist sodann die Vornahme des 
Beschreiens. Nach unserer O. ist es völlig gleichgültig, ob der Täter auf hand- 
hafter Tat oder auf der Flucht ergriffen worden, ob der Kläger ihn sofort oder 
nach vernachteter Klage dem Richter vorgeführt hat, ja auch ob bei der Fest- 


8) Zenten II, 371 f. (Hegung). 

9) Nürnh. Kr. Verf. 526. (Kam bis ins 19. Jahrhundert in der Schweiz 
vor. — Kohler). 

10) Zenten II, 364 (Andingen). 

u) Zenten 11,467; Nürnb. Kr. Verf. 239, ausführlich: Hist. diplom 
Norimb. 254, siehe auch Ulm, Übersiebnen 38. 
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nahme das Gerüfte erhoben worden ist. Letzteres aber wird dafür am Rechtstag 
selbst mit großer Pedanterie in Szene gesetzt!2). 

Dreimal hat das Schreien zu erfolgen, wobei der Arme durch den Kläger 
jedesmal um drei Schritte näher zum Ring geführt wird.. Es schreit nicht, wie 
nach andern O., der Kläger allein oder ein Büttel, sondern mit jenem seine 
sechs Helfer. Diese vertreten also die Schreimannen, die nach altem Verfahren 
den Verbrecher nach Festnahme bei der Tat mit dem Kläger unter Gerüfte 
vor Gericht bringen. Damit aber das Beschreien ja vorschriftsgemäß, d. h. daß 
dem Kläger ein „Benügen‘ geschieht, vollzogen wird, sind zwei Rechtsprecher 
als „Luser‘‘ aufgestellt. Unterläuft hierbei ein Verstoß, so muß die ganze Pro- 
zedur wiederholt werden. 

Nun wird die Klage abermals erhoben und zwar in der vorigen kurzen 
Fassung wie unter Hinweis auf das Beschreien. Der Arme erhält infolgedessen 
einen Fürsprecher, wobei bemerkt ist, daß bei mehreren Angeklagten stets darauf 
zu sehen ist, daß die Bank die nötige Anzahl Rechtsprecher aufweist. Der Arme 
beansprucht ferner noch einen „Lehrer“. Dieser dürfte mit dem sogen. ‚Warner‘ 
ziemlich identisch sein, der die Partei warnt, wenn sie einen Fehler begeht oder 
wenn sich der Gegner eine Blöße gibt und dem Gericht ein Formverstoß 
passiert!?). Endlich werden ihm noch zwei Rechtsprecher zur Vornahme einer 
Unterredung bewilligt. Der Fürspreche, welcher besorgt, der Arme möchte 
sich in Schmähungen gegen den Kläger ergehen, fragt, ob er dessen Worte ganz 
nach seinem Willen vorbringen müsse. Das Urteil lautet, er müsse reden nach 
des Armen und Lehrers Geheiß, jedoch nur soweit es zur Sache gehörig scheint; 
er könne auch sonst noch zum Nutzen seiner Partei eingreifen. 

Wir gelangen nun zu der Erklärung des Fürsprechen, daß der Arme, bevor 
er nicht von seinen Banden geledigt ist, nicht schuldig sei, auf die schwere An- 
klage zu erwidern. Der Kläger widerspricht, als schädlicher Mann sei er mit 
Recht gebunden. Trotzdem gebietet das Gericht, ihn loszubinden und ihn so 
zu bewachen, daß dem Kläger kein Nachteil widerfährt. 

Nach den meisten bisher bekannten Formularen wird der Arme „gebunden 
und gefangen‘ vor Gericht gebracht und bleibt so bis zur Richtung gefesselt. 
In einer Besprechung meines Übersiebnens wurde es gerügt, daß ich den Charakter 
des schädlichen Mannes als Friedlosen— und als solcher sei er eben durch das 
„gebunden und gefangen‘ gekennzeichnet — nicht völlig erkannt hatte**). 
Ich möchte gegen jene Anschauung folgende Bedenken geltend machen: friedlos 
ist der in contumaciam verurteilte Ächter, der bei Ergreifung ohne weiteres 
gerichtet wird,}5) friedlos der bei handhafter Tat Ertappte?$). Uber seine Schuld 
besteht kein Zweifel mehr; die Handhafte (der Schub) liegt vor, die Schrei- 
mannen, welche den Kläger mit dem gefesselten Täter zum Gericht geleiten, 
haben den verbrecherischen Vorgang mehr oder minder sinnlich wahrgenommen. 
Der Kläger rief sie ja zur Hilfe beim Überfall herbei und zum Beistand bei der 

12) Zenten II, 529 (Beschreien), II, 1344 f. 

13) Zenten I1, 366 (Luser u. Warner). 

14) Zeitschr. d. Savignystiftung, Germ. Abt., XXXII, 534. 
15) Übersiebnen 9 f. 


16) s. hier mein Schub und Schieben im süddeutsch. Recht (Zeitschr. f. 
ges. StrW., XXXII. 175.) 
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Festnahme. Hegen sie ja einen Argwohn in Hinsicht auf den Klager, so z. B. 
bei der Mutmaßung, daß der Kläger den Beschuldigten arglistig gepackt und 
ohne Grund als Dieb beschrieen, so werden sie ihm ihre Unterstützung von vorn- 
herein versagen und Jhm nicht als Schreimannen dienen. Werden diese aber 
von des Festgenommenen Schuld soweit überzeugt, daß sie ihm ohne Bedenken 
unter fortwährendem ,,Diebio, Mordio!‘“ zum Gericht folgen und steht dieser 
einmal „gebunden und gefangen“, die Handhafte auf dem Rücken, vor dem 
Ding, das als Notgericht sofort berufen, nach Erfüllung der formellen Erforder- 
nisse ohne Verzug das Urteil aussprechen wird, so sieht er als Friedloser dem 
Tod sicher ins Auge. 

Anders die Lage unseres schädlichen Mannes. Auch dieser wird „gebunden 
und gefangen“, sei es, daß er durch den Kläger bei der Tat, auf der Flucht oder 
später mit Hilfe von Freunden und Nachbarn oder beim Vorgehen von Amts 
wegen durch des Richters oder Amtmanns Knechte festgenommen wird. Der 
Kläger stellt Bürgen und verspricht, die nötige Helferzahl aufzubringen. Aber 
eine Handhafte liegt nicht vor, sie braucht wenigstens nicht zu Gerichtshanden 
zu gelangen; die Helfer werden vielleicht nur durch die Schilderung des Klägers 
oder sonstwie auf dem Wege des Hörensagens mit dem Tatbestand vertraut. 
Ist also hier die Schuld so sonnenklar, als wie beim handhaften Täter und ist 
dann der Kläger in jenem Fall der Helfer so sicher, wie in diesem der Schrei- 
mannen? Wohl versprechen die Helfer dem Kläger, dem sie vielleicht durch 
Freundschaft oder durch sonstige Beziehungen nahestehen und verpflichtet 
sind, ihren Beistand, wenn sie aus seiner sonstigen Rechtlichkeit schließen dürfen. 
daß sein Vorgehen gerechtfertigt sei und sich ihnen, womöglich auf Grund der 
fama publica, die Überzeugung von der Schädlichkeit seiner Gegner aufgedrängt 
het. Aber wie rasch kann jene umschlagen, wie leicht können Zweifel über des 
Klägers Charakter entstehen! Wir wissen aus Würzburg und Eichstätt, wie 
schwer es selbst bei offensichtlicher Schuld dem Kläger fällt, die nötige Helferzahl 
zu beschaffen und daß, da eben schließlich keiner mehr des Helfers Rolle spielen 
will, das Übersiebnen kaum mehr durchführbar ist und zahllose Verbrecher der 
verdienten Sühne entschlüpfen. In Würzburg bangt ein angesehener Bürger 
noch am Rechtstag, ob ihm die Überwindung gelingen wird!?). 

So ist auch in der Regel zwischen der Gefangennahme und dem Rechtstag 
eine Galgenfrist gegeben, während der man sich für Schuld oder Unschuld zu 
entscheiden vermag. Aber wenn sich letztere erst vor Gericht infolge der Ver- 
teidigung derArmen, die ihm immerhin freisteht, und von der, wie wir im nächsten 
Fall sehen werden, ausgiebig Gebrauch gemacht wird, offenbart oder einer 
der Helfer Gewissensbisse bekommt und versagt, so wird eben der Kläger — und 
dieser Fall ist ausdrücklich in unserer Ordnung vorgesehen — zurück- 
treten müssen und der Arme ist frei. Und um in seinem Verteidigungsrecht 
in keiner Weise beschränkt zu sein („hilft es auch klein zu zeiten‘‘), wird er von 
seinen Fesseln befreit und kämpft so frei und ledig, wie ein gewöhnlicher Be- 
klagter, gegen seinen Gegner. Es wird ihm ja, wie gesagt, nur in den seltensten 
Fällen glücken, der Richtung zu entgehen, wenn er einmal als „Armer“ vor 
Gericht steht; aber als feststehend dürfte es immerhin gelten, daß die Situation 


17) Zenten II, 430 f., 475 f. 
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des schädlichen Mannes, wiewohl es zu seiner Überwindung weniger Erfordernisse 
als beim handhaften Täter bedarf, am Rechtstag eine günstigere ist. 

Ich halte es also für bedenklich, hier den „gebunden und gefangen‘‘Vorge- 
führten ohne weiteres als friedlos zu bezeichnen; doch ist er insofern als wehrlos 
zu betrachten, als ihm kein Eid, keine Eideshilfe zusteht. Sein Sein oder Nicht- 
sein hängt vom sehr zweifelhaften Erfolg seiner Unschuldsbeteuerungen ab und 
von der Möglichkeit, daß es dem Kläger nach Rücktritt oder Zurückweisung 
eines seiner Mannen an der nötigen Helferzahl gebricht. Nach oberbaierischem 
Landrecht wird der sich zur Ausführung des Rechten erbietende Inzichter, 
sofern ein Kläger wider ihn auftritt, diesem „gebunden und gefangen‘ vorgestellt. 
Siegt letzterer, so ergeht das Todesurteil; der Verurteilte aber, der gewiß nicht 
ohne sicheres Geleit (zum und vom Rechten) den waghalsigen Schritt unter- 
nommen, kehrt trotzdem mit Friede und Geleit in sein sicheres Asyl zurück!”®). 
Auch hier kann also der Gebundene nicht als friedlos gelten. 

Nicht ohne Komik wirkt des Fürsprechen Bestreben, den Armen zum 
Zweck der Beratung über die Verteidigung möglichst weit vom Ring zu ent- 
fernen. Man genehmigt drei Gespräche; bleiben sie zu lange aus, so ergeht 
des Richters Mahnung. Hierauf macht der Arme durch den Fürsprechen von 
seinem Recht Gebrauch, seine „Unschuld‘ zu verfechten; bleibt dies erfolglos, 
so stellt der Kläger die alte Frage, wie er seinen Beschädiger überwinden solle. 
Der Eid wird in der üblichen Weise geleistet; der Kläger legt beim Schwur zwei 
Finger in des Armen Schopf, nach ihm bekräftigen die Helfer, daß sein Eid rein 
und nicht mein: ,,moge aber der clager das nit thun, so soll aber beschehen, 
was recht ist“, d. h. der Arme wird von Schuld und Strafe ledig gesprochen. 
Den Eid formuliert der Richter!®); ein Versagen ist dann nicht mehr denkbar, 
denn jener wird so oft und „dick“ erteilt, bis er formgerecht gelungen ist. 
Schließlich überantwortet der Kläger den Armen dem Nachrichter, der ihn 
an den lichten Galgen hängt. 

Zweifellos hat dies Formular, wie das bei derartigen Ordnungen häufig 
der Fall ist, ein früheres, das noch dem Verfahren mit Handhafte huldigte. 
zum Vorbild gehabt. Es sind einschneidende Änderungen vorgenommen worden, 
immerhin fehlt es nicht an Reminiszenzen. Der Festnahme auf handhafter Tat 
wie des Vorbringens des Täters unter Gerüfte vor den Richter, des Beschauens 
der dem Armen aufgebundenen gestohlenen Habe bedarf es nach der neuen O. 
nicht mehr; es ist durchaus hinreichend, wenn der Kläger den Gegner, den er 
schon vor einiger Zeit dingfest gemacht und unter Verbürgung in die Fronveste 
gebracht hat, gebunden und gefangen dem Gericht vorstellt. Das Schreien bei 
der Festnahme und während des Führens vor den Richter, wodurch die hand- 
hafte Tat gleichsam in das Gericht verlängert wird, ist also nicht mehr erfor- 
derlich und dennoch wagte man jenen Rechtsbrauch nicht völlig zu beseitigen, 
ein Vorgang, den man z. B. auch im Würzburgischen Gebiet beobachten kann!?). 
Auch dort wird das Beschreien vielfach während des Rechtstags beim Führen 


17b) Freyberg, Samml. hist. Schriften, IV, 405, Art. 30, Zenten II, 675. 

18) Vielfach erteilt der Fürsprech den Eid, so Nürnb. Kr. Verf. 250, Zenten I 
1366, 1381 usw. 

19) Zenten II, 529. 
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des Täters aus dem Stock inszeniert und die Helfer fungieren als Schreileute?°). — 
Freilich wird dort nicht, wie nach unserer Ordnung, mit solcher Peinlichkeit 
(Aufstellung von Lusern) darauf geachtet, daß jenes in sorgfältigster Weise 
vollzogen wird. 

Der Arme wird an Händen und Füßen gebunden herbeigeschleppt: so 
bringt man keinen gewöhnlichen, zudem von Knechten umringten Verbrecher 
aus dem Turm vor Gericht, sondern vielmehr einen, den man erst kurz vorher 
bei der Tat überwältigt und dabei, um ein Entkommen zu verhindern, möglichst 
wehrlos gemacht hat. Es berührt dies um so seltsamer, da er sich später fessellos 
verteidigen darf. 

Das Gespräch des Fürsprechen mit dem Kläger ist ebenfalls aus der alten O. 
übernommen, wiewohl es eigentlich nur Sinn hat, wenn die Vorführung und Ab- 
urteilung gleich nach der Tat erfolgt. Denn andernfalls bleibt ja dem Kläger 
Gelegenheit genug, sich mit dem Rechtsprecher, den er am Rechtstag zum 
Anwalt wählen will, zu unterreden. Das Gleiche gilt von der Besprechung des 
letzteren mit seinen Bankgenossen. Nicht ohne Zweck ist die des Armen, da 
dieser im Gefängnis von jeglichem Verkehr abgeschnitten war und daher mit 
dem Rechtsgang — abgesehen von dem Los, das schließlich seiner harrt — wie 
mit den Verteidigungsmaßnahmen, die er etwa treffen kann, keineswegs ver- 
traut ist. 

So hat man bei Umwandlung des Formulars für das neue Verfahren manches 
beibehalten, was seinerzeit wohl berechtigt, dann als unnützer Ballast erscheinen 
mußte. 


II. Ein praktischer Fall aus Ulm. 


Dieses Beispiel ist insofern äußerst instruktiv, als es, wie kein anderes, 
das Verfahren in seiner Wirklichkeit mit großer Lebendigkeit schildert und 
zugleich bezeugt, daß der peinliche Rechtstag beim Übersiebnen des schäd- 
lichen Mannes keineswegs als inhaltslose Formalität zu betrachten ist. 

Ist auch dessen Lage an sich eine verzweifelte zu nennen, so wird doch 
von der Verteidigung, während der der Arme , frei und ungebunden“ mit Für- 
sprechen und Ratgeben zu verkehren vermag, ausgiebig Gebrauch gemacht, 
ja sie ist bei geschickter Ausbeutung etwaiger Blößen des Gegners nicht völlig 
aussichtslos zu nennen. Beachtenswert ist auch das zähe Festhalten am alten, 
d. h. hier die Vorlage der Handhafte wie das Übersiebnen selbst, wiewohl beide 
kraft eines zugunsten des Klägers ergangenen Privilegs in Ulm nicht mehr 
erforderlich scheinen. | 

Der stattliche Urteilsbrief (77 cm lang, 46 cm breit), welcher zu den Be- 
standen des heil. Kreuzklosters zu Augsburg zählt?!), entstammt dem Jahre 1457 
und wird behufs Raumersparnis in entsprechender Kürzung vor Augen geführt. 

„Ich Eberhart Bloß, der zyt stattamman zu Ulme, tun kund, das uff 
hüt zu früer tagzyte für mich und offenns verbannen gericht, als ich das zu Ulme 
uff dem rauthuse uff des gerichtz louben besessen han, komen sin Anndres 
Widenman von Heginbach als ain clager ains und Lienhart Pfaff usw. (sieben 


20) Zenten Il, 433. 
21) Urk. des Klosters heil. Kreuz in Augsburg, fasz. 17 (Reichsarchiv 
München). 
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Räuber von H., Elrbach, Ayslingen und Blawbüren) als antwurter gepunden 
und gefangen des andern tails und begert da A.W.an mich, im ainen fursprechen 
zu nemen zu vergönnden, und nam uff min erlouben Hainrich Krafften alten 
burgermaister, der auch daruff uffsturid, bedingt im und dem clager alles das, 
so er in von rechts wegen zu bedingen pflichtig were nach des reichs recht und 
begert im daruff H. Tütenhaymer burgermaister zurautgeben. Dessglich begert 
L. Pfaff auch ainen fursprechen (H. Ehinger, alten burgermaister). daruff liess 
A. W. reden, die obgenannten wern alle siben umb ein sach gefangen und fur- 
gefürt, er wölte auch zu in allen samentlich clagen, desshalb in fremd hette, 
das L. Pf. allain ain fursprechen näme und die andern ruwen laussen wölte, 
und hoffte, billich wesen, sy nomen alle ir fursprechen und rautgeben und 
antwurtent im samentlich zu siner clage, und satzt das zu recht. dargen liess 
L.Pf. sinen obgen. fursprechen reden, A. W. hette in als den hoptsacher für 
ainen rober beschrüwen, das im lyb und leben berurte, daruff hette er als der, 
den er beschrüwen hette, sin fursprechen genommen und wölte antwurt geben 
und täte jetzo nicht not, das die andern fursprechen und rautgeben niemen 
oder antwurt geben sölten, und satzt das auch zu recht. daruff fragt ich jeg- 
lichen richter uff den aide. also ward ainhelliglich geurtailt, so sy verstunden, 
das disiben alle umb ain sach gefangen, beschrüwen und furgefurt wern worden, 
so wern sy pflichtig, alle ir fursprechen und rautgeben zu nemen und A. W. 
zu siner clage zu antwurten. uff das begerten sy alle ainhelliglich, in den H.E. 
zu fursprechen zu erlouben, stund der dar und bedinget im als fursprechen 
und den sibnen als sächern alles das, so er in zu bedingen hette zum rechten 
und vom rechten nach ir notdurft, und begert Mangen Krafft richter zu raut- 
geben. uff das liess A. W. sinen fursprechen reden, als L. Pf. und die andern 
bedingen laussen sin notdurft vom rechten und zum rechten, das were ain wyt 
bedingen und nicht gepürlich, aber wa sy bedingten underrede und bedenken, 
da wölt er ungern inreden. satzt das stuck zu recht. ward ertailet, die siben 
möchten underred und bedenken haben nach ir notdurft, doch also, das das 
recht nach des reichs recht end nemen möchte und sy dem unempflohen wern. 
daruff liess A.W.sinen fursprechen sin clag setzen uff mainunge, die siben hetten 
sich understanden und im das sin rouplich entwert und hingetriben, des der war 
schub vorhanden were. darzu so möcht er das uff sy wysen und bringen, wie des 
reichs recht were, und begert daruff, zu in als zu sin und des lands raubern zu 
richten, wie des hail. reichs recht were. dargen liessen die gefangen iren fur- 
sprechen reden, syd sy A.W. zu siner schweren und herten klage antwurten 
solten und wölten und alda gepunden und gefangen stünden, so getruwoten sy, 
man sölte sy irer bande offnen und enbinden und da lediglich antwurten laussen. 
daruff ward geurtailt, das man die siben irer bande enbinden und allerding 
ledig stan zu der clag antwurten laussen, doch das sy solicher massen versorgt 
werden solten, damit dem rechten genug beschehe. und die versorgnusse solte 
der sacher tun und ob er des begerte,im des gerichts knecht darzu gelihen werden. 
und als baid taile daruff durch die fursprechen begerten, zu leutern, wer sy 
embinden sölte, ward uff min frag erkannt, der der sy gepunden solte sy wider 
uffbinden, namlich der nachrichter, das auch geschach. daruff liessen die siben 
aber reden, sy sähen nicht mer dann ailif richter da sitzen und solte doch ein 
jeglich gericht zwölf richter haben, desshalb sy hofften, sy wern uff das male 
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dehainer antwurt ptlichtig. ward geurtailt, das gericht were besetzt nach der 
statt hie zu Ulme gewonhait und recht, desshalb die siben antwurt geben 
sölten. daruff liessen die syben reden, ich E. Bl. hette des bannes über das blut 
zu richten nicht, darumb sy getruwoten, das ich das gericht nicht besitzen noch 
in uff den tage an irem lyb und leben schädlich sin sölt. das verantwurt ich 
durch den Hainr. Krafft, ich getruwote zu gott und den hailigen mit uffgebotten 
vingern, das mir der ban uber das blut zu richten verlihen worden were. möcht 
ich aber solichen aide nicht geschwern, so sölte füro beschehen das recht were. 
daruff ward underschaids begert, wer mir zu dem rechten helfen solte, ward 
geurtailt, das solte H.Kr. tun u. H. Eh. daruff losen. und als ich uffstund und mich 
des aids.erbort, liessen die siben aber reden, so ich uffgestanden were, hofften 
sy, das ich in dann uff den tag an irem lyb und leben unschädlich sin und nicht 
wider nider noch das gericht besitzen sdlte. ward geurtailt, so ain jeglicher 
aid mit blossem hopt und ständ geschworn werden sölt, so sölt ich solichen 
aid auch also schwern und dann wider nider und das gerichte besitzen. uff das 
schwur ich den aid in aller massen, wie mir das ertailt was. daruff gaben die 
siben ir antwurt uff mainunge, L. Pf. vattere hette um merklich ursach spruch 
zu den von Heginbach und desshalb zwaiunge mit in gehapt und auch den nome 
also in einer erbarn redlichen, offen vyentschaft gethan. und das man des dest 
mer leuterkait gehaben möcht, so begerten sy zwu schriften zu verlesen und 
füro daruff ire.wort zu vernemen. und als die verlesen wurden, liessen sy furo. 
wyterreden, sydmals die schriften solich vyentschaft clar besagten, so hofften 
sy, sy wurden durch solich ursachen von A. W. clag ledig gesprochen oder in 
aber das noch gruntlicher fürzubringen zug und tag gegeben. dargen ließ A. W. 
wyter reden, als L. Pf. und sin gesellen brief verlesen und daruff reden laussen, 
weren nur worte und im, als er hoffte, unschädlich und geschehe das alles nur 
umb verzugs willen und hetten im uber solichs das sin röplich genomen und 
entweret, des der war schub da were. darzu wölt er uff sy bringen und wysen, 
wie des reichs recht were, und hoffte im sölte solichs erkannt werden und in 
weder zug noch tage. da liessen die syben A.W. clage aber verantwurten, als 
er hette reden laussen, ir begerung geschehe durch verzugs willen, daran geschee 
in ungütlich, dann sy begerten doch nicht, sy. ledig zu lassen, sonder man 
liesse. sy wider in fancknuss füren oder in ains wirtshus schwörn, daruss sy. 
nicht komen wölten, bis solichs, so sy fürgeben hetten, von iren wegen fürpracht 
wurd, und hofften, von A.W. anclag ledig gesprochen oder in zug und tage 
ir erbotten furbringen zu tun gegeben und satzten das baidersyte zu recht. 
fragt ich aber jeglichen richter in sonder der urtail, die nu ainhelliglich und 
doch jeder offenlich mit sin selbs mund zu recht sprachen, möcht A.W. ge- 
swörn ainen gelerten aide zu gott und den hailigen mit uffgebotten vingern, 
das die L. Pf. usw. im das sin roplich genommen und hingetriben hetten, und 
sechs erber, unversprochen manne nach im, das sin aide rain und nicht main 
were, so sölte füro beschehen, das recht were; möcht oder wölt er aber solich 
aide nicht geschwörn noch gethun, so sölte füro beschehen, das recht were. 
daruff ließ A. W. aber reden, was urtail und recht gegeben hette, das möcht 
er wol gethun und wölt dem nachgan, wie recht were. dargen liessen L. Pf. usw. 
reden, sydmals und die weisung durch die aide ertailt were, so hofften sy, in 
sölten die sechs, so nach im schweren wurden, gezaigt werden und in ir inrede 
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gegen den behalten sin. daruff stalt A.W. dar Ulrichen usw. (die sechs Helfer) 
und als das beschach, liessen L. Pf. reden, der S. St. (ein Helfer) were man- 
schlechtig und hette ainen vom leben zu dem tod gepraucht, und hofften, das 
er in desshalb unschädlich were. das liess S. St. den Hainr. Krafften sinen 
tursprechen verantwurten, er wölte ungern laugnen, er hette ainen, der mit 
im zertragen, umbgebracht, aber das gethan allain zu rettung sins lybs und 
lebens, aber er hette den gepessert und gepüsset und hoffte, das er darumb 
nicht zu verwerfen were. sprachen die richter jeglicher besonder zu recht, so 
S.. St. weder urkund noch briefe der buss zaigte, were er nicht togenlich, die 
wysung zu volbringen helfen, wol möchte A. W. ainen andern an sin statt stellen. 
daruff stalt A. W. an des S. S. statt C. H. und liessen die syben wyter reden, 
die sechs, so da stünden, hetten mütt und gab empfangen und wern zu-solichem 
gedrungen und gezwungen worden, ir etlich auch das gesworn, etlich hetten 
solichs nicht tun wöllen und daruff die gegend raumen müssen, so zaigten sy 
weder urkund noch briefe, das sy erber, unversprochen lüte, als die urtail inn- 
hielt und in ir recht zuertailent. das verantwurten die sechs manne durch ihren 
fursprechen H. Kr., ward zu recht gesprochen, möchten die obgen. sechs manne 
geschweren gelert aide zu gott und den hailigen mit uffgebotten vingern, das sy 
weder mütt usw., des sölten sy geniessen und möchten darnach der vorgesprochen 
urtail wol nachgan, mochten oder wölten sy aber solich aide nicht geswern 
noch gethun, so-solte füro beschehen, das recht were. uff das stunden sy dar 
die sechs und schwuren die aid. daruff stund do aber dar A. W. und nach im 
und uff in die sechs manne und schwuren die aide, wie urtaile und recht hievor 
gegeben hette, und liessen furo in recht erfaren, ob sy der urtail damit genug 
gethan hetten. ward aber von den richtern uff min frag von jedem besonder 
geurtailt, sy weren der urtail nachgegangen und mechten ir vinger wol nider 
Jaussen. daruff liess A. W. aber reden, sydmals und die urtail gegeben hette, 
swurn sy solich aide, das dann füro beschehen sölt, das recht were, und 
sy nu solich aid gethan hetten, so begerte er leutrunge der urtail; ward ainhelliglich 
erkennet und zu recht gesprochen, so A.W. sin anclag uff die obgen. L. Pf. usw. 
mit notaiden erwyset hette, das dann die gen. syben den tode verschult hetten. 
uff das alles und A. W. begern fragt ich H. W. geschwornen gepüttelmaister 
uff den aide, den er raut und gerichte geschworn, was todes sy verschult hetten 
und sterben sölten, der urtailt, das der nachrichter sy ußfürn, jedem insonder 
sin hopt abschlahen undzwuschen sin bainlegen sölte. dirre urtailen was A. W. 
benügig und begert, im der ainen urtailbriefe zu geben, das im mit urtail zu 
geben erkannt ward. darumb und zu warem und offnem urkund haben ich 
E. Bloß und wir zwen fursprechen unsre aigne insigel, wie mit urtail erkannt 
und doch ane schaden unsselbs, tun henken an disen briefe, der geben uff 
mittwoch nach s. Jacobstage (27. Juli) 1457. 

Der Prozeß, der sich hier vor dem Ulmer offenen und gebauten Gericht 
unter den Lauben des Rathauses abspielt, weist insofern eine Besonderheit 
auf, als sich zwar in ihm deutlich unser Verfahren wider schädliche Leute wider- 
spiegelt, aber ohne daß dies völlig dem Recht der Reichsstadt entspricht. Nach 
diesem ist das Übersiebnen nur bei Dieben und Räubern gestattet; bringt jedoch 
der Kläger den Schub, d. h. die entwendete Habe mit vor Gericht, so genügt 
sein Eineid zur Überwindung. Nach Privileg von 1360 endlich vermag der Rat 
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alle der Stadt, dem Lande und den Leuten sch. L. durch einfachen Majoritäts- 
beschluß zum Tod zu verurteilen??). 

Vorliegendenfalls klagt A.W. zu seinen und des Landes Räubern und 
übersiebnet sie, trotzdem er ihrer Beute wieder habhaft wurde. Es scheint 
daher, daß man es selbst noch im Jahre 1457, um sicher zu gehen, vorzog. 
zu übersiebnen, wenn die Helfer zur Verfügung standen. Und warum auch 
nicht: Der Eineid ist ein gutes Recht des Klägers, auf das er ohne Zweifel ver- 
zichten kann. Ebenso hätte er ja die Räuber, statt vor das Stadtgericht, vor 
den Rat führen können; dieser wäre dann gewiß gegen diese offensichtlich 
landschädlichen Leute selbständig vorgegangen. 

Die Räuber sind beschrieen — also auch in Ulm verzichtet man nicht 
darauf, das Beschreien wenigstens am Rechtstag für erforderlich zu erachten — 
und gebunden und gefangen vorgeführt. Als Fürsprecher agieren alte Bürger- 
meister, als Ratgeben ein Bürgermeister und für die Räuber sogar ein Richter. 
Der Kläger beansprucht hierbei, daß sie, da er ja gegen sie insgesamt vorgehen 
wolle, alle einen Fürsprecher wählen, während der stimmführende Beschuldigte 
L. Pfaff dem widerspricht: jener habe nur ihn, den Hauptsacher als Räuber 
peinlich beschrieen, nur er habe ihm zu antworten. Das Gericht entscheidet 
im Sinne des Klägers und die Räuber nehmen nun den Fürsprechen desL. Pf. 
gemeinsam. Er bedingt als Sachführer der sieben alles, was vom und zum Rechten 
notdürftig ist. Es erinnert dies an das Führen vom Rechten, bezw. Gericht, 
wie dies gemäß der Öttinger O. versucht wird’). Jedenfalls bezweckt dies Ver- 
langen, den Räubern einen möglichst freien Verkehr mit dem Fürsprechen 
und Ratgeben zu sichern; der Kläger protestiert hiergegen und es wird ihnen 
lediglich „underrede und bedenken‘ gestattet. 

In der Klage weist A.W. zwar auf den wahren Schub hin, aber sonst 
mangelt es durchaus an den Erfordernissen des Verfahrens auf handhafte Tat. 
Nach dem Begehren des Klägers: „zu sin und des lands raubern zu richten‘, 
fordern die Räuber (s. hier die Ottinger O.!), man solle sie, damit sie auf die 
schwere, harte Anklage antworten können, der Bande entledigen. Trotz 
des Einspruchs des Klägers wird der Nachrichter hierzu beauftragt; ,,die ver- 
sorgnusse“, d.h. die Fürsorge, daß sie nicht entwischen, obliegt dem Sacher; 
bei Gefahr kann er die Gerichtsknechte um Beistand anrufen. 

Hierauf folgen verschiedene beachtenswerte Einwände der Beklagten, 
welche das Verfahren illusorisch und damit ihre Verurteilung unmöglich machen 
sollen. So wenden sie vor allem ein, daß nur elf Richter, d. h. Urteiler am Gericht 
säßen, während doch zwölf erforderlich seien; man urteilt, daß nach Ulmer 
Recht sieben genügen. Ferner, daß der Richter nicht im Besitz des Blutbannes 
Sel. Hier muß dieser tatsächlich sein von vornherein untadelhaftes Recht eidlich 
erhärten. Als er sich nun, nichts Schlimmes ahnend, zum Schwur erhebt, 
weiß man dies arglistig zu nützen. Er habe jetzt, ruft man ihm zu, da er während 
der Tagung sich unbefugt erhoben hätte, überhaupt seine Befugnis, zu richten, 
verwirkt. Nachdem dieser Vorwurf zurückgewiesen, versuchen die Beschuldigten 

22) Übersiehnen 38, 39. 

23) S. hier auch das Geleit zum und vom Rechten (oder für Recht) im 
Gegensatz zum schlichten Geleit zum Rechten, das nicht vor der Richtung 
feit, Zenten 11.675 f. (Geleit). | 
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glaubhaft zu machen, die Wegnahme (nome) sei in redlicher, offener Fehde 
erfolgt; es liege daher gar kein Anlaß vor, gegen sie wie als Räuber zu ver- 
fahren. Sie lassen Schreiben zu ihrer Rechtfertigung verlesen und bieten weitere 
Beweise für ihre Unschuld an, zu welchem Zweck man eine Frist bewilligen 
solle. Und als dies der Kläger, auf den vorliegenden Raub hinweisend, als leere 
Worte bezeichnet, die nur einen Verzug herbeiführen sollen, meinen sie naiv, 
sie wollten ja nicht ledig gelassen werden, man könnte sie ja einstweilen in 
das Gefängnis zurückführen oder in einem Wirtshaus verstricken. 

Einen weiteren Rettungsversuch unternehmen sie mit dem Begehren, 
es möchten ihnen des Klägers Helfer vorgestellt werden und der Behauptung, 
daß einer derselben als Totschläger (manschlechtig) unfähig zur Eidhilfe sei. 
Und trotzdem dieser geltend macht, daß er in Notwehr gehandelt und seine 
Tat gebüßt und gebessert habe, wird er, da er seine Sühne nicht zu beurkunden 
vermag, vom Gericht zurückgewiesen. Das Verteidigungsrecht ist also keines- 
wegs so eng begrenzt?!) und mitunter tatsächlich von Erfolg bekrönt; denn 
wäre der Kläger nun nicht imstande, statt des abgelehnten einen weiteren 
Helfer zu gewinnen, so wäre die Freisprechung seiner Gegner unausbleiblich. 
In Ulm freilich steht ihm in Hinblick auf die Handhafte noch der Eineid zu. 
Endlich wendet man ein, daß die Helfer bestochen und zum Beistand gedrungen 
und gezwungen worden seien; etliche hätten nicht schwören wollen und hätten 
darum die „Gegend räumen müssen‘, auch seien sie keineswegs ehrbare, un- 
versprochene Leute. Daß diese Bezichtigungen unbegründet, müssen die Helfer 
eidlich bekräftigen. 

Jetzt erst vermag der Kläger zur Übersiebnung zu schreiten, worauf 
das Todesurteil erfolgt und der Gebüttelmeister (sonst meist der Nachrichter) 
die Richtungsart bestimmt. Schließlich läßt sich der Kläger, um vor Angriffen 
der Freunde der Gerichteten gefeit zu sein, diesen Vorgang beurkunden, d. h. 
einen Urteilsbrief mit den Siegeln der Richter wie der beiden Fürsprechen 
erteilen. | 

Immerhin haben Altbürgermeister und Richter als Fürsprech und Ratgebe 
für ihre Klienten das Bestmöglichste geleistet. 


Beseitigung unrichtiger Klagerhebung und unrichtigen 
Sachleitungsbeschlusses im Strafprozeß, 
Von Gerichtsassessor Dr. Fraeb, Marburg a. L, 


In den §§ 2—4 hat die geltende StrafprozeBordnung gewisse Arten von 
Klagenverbindungen einer gesetzlichen Regelung unterworfen. Nähere Be- 
stimmungen sind über die Verbindung und Trennung von Strafsachen nur für 
den Fall getroffen, daß die mehreren Sachen einzeln zur Zuständigkeit ver- 
schiedener Gerichte gehören. Der andere Fall, wenn die Sachen einzeln vor 
dasselbe Gericht gehören, hat eine besondere Erwähnung nur im $ 236 (wie 


24) Was die Verteidigung am Rechtstag anlangt, s. auch die Niirnb. Hals- 
gerichtsbücher (Kreisarchiv Nürnberg). 


Archiv. 6c. Bd. vd 
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auch im § 474 Abs. 2) StPO. gefunden. Die Aufstellung noch weiterer Vor- 
schriften in betreff dieses Falles ist für entbehrlich erachtet worden»). 

Auch die im Entwurfe zu einer Strafprozeßordnung in den §§ 7—10 ge- 
machten Vorschläge über die Verbindung und Trennung zusammenhängender 
Strafsachen lehnen sich an das geltende Recht (§§ 3—5, 13 StPO.) an, enthalten 
jedoch eine Reihe von Neuerungen, deren Zweck es ist, die Verbindung und 
Trennung nach Möglichkeit zu erleichtern und zu vereinfachen. Zunächst 
ist durch eine andere Fassung des Begriffes der zusammenhängenden Sachen 
klargestellt, daß in dem Falle, in dem die Sachen mehrere Personen betreffen, 
ein Zusammenhang schon dann gegeben ist, wenn der gegen die Beteiligten vor- 
liegende Verdacht sich auf dieselbe Tat bezieht ($ 10)?). 

Aber der $ 221 des Entwurfs, der den Inhalt des $ 236 des geltenden Ge- 
setzes unverändert wiedergibt, ist auch die einzige Bestimmung geblieben, 
die sich auf die Befugnis des Gerichts bezieht, die gleichzeitige Verhandlung 
mehrerer bei ihm anhängiger Sachen anzuordnen. 

Ein vergleichender Blick in die geltende Zivilprozeßordnung läßt er- 
kennen, daß dort diese Materie zwar unter Verzicht auf systematische Zu- 
sammenfassung doch zweifelsfreier geregelt ist. Nach dem 2. Titel des I. Buches 
können auf Grund des $ 59 mehrere Personen als Streitgenossen gemeinschaftlich 
klagen oder verklagt werden, wenn sie in Ansehung des Streitgegenstandes 
in Rechtsgemeinschaft stehen, oder wenn sie aus demselben tatsächlichen und 
rechtlichen Grunde berechtigt oder verpflichtet sind. Nach $ 60 können mehrere 
Personen auch dann als Streitgenossen gemeinschaftlich klagen oder verklagt 
werden, wenn gleichartige und auf einem im wesentlichen gleichartigen tat- 
sächlichen und rechtlichen Grunde beruhende Ansprüche oder Verpflichtungen 
den Gegenstand des Rechtsstreits bilden. Im Il. Buche I. Abschnitt 1. Titel 
§ 260 wird dann bestimmt, daß mehrere Ansprüche desselben Klägers gegen 
denselben Beklagten, auch wenn sie auf verschiedenen Gründen beruhen, in 
einer Klage verbunden werden können, wenn für sämtliche Ansprüche das 
Prozeßgericht zuständig und dieselbe ProzeBart zulässig ist. Im I. Buche 
III. Abschnitt 4. Titel schließlich heißt es im $ 145 Abs. 1, daß das Gericht an- 
ordnen kann, daß mehrere in einer Klage erhobene Ansprüche in getrennten 
Prozessen verhandelt werden. Nach § 147 kann das Gericht die Verbindung 
mehrerer bei ihm anhängiger Prozesse derselben oder verschiedener Parteien 
zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entscheidung anordnen, wenn 
die Ansprüche, welche den Gegenstand dieser Prozesse bilden, in rechtlichem 
Zusammenhange stehen oder in einer Klage hätten geltend gemacht we:den 
können. Endlich kann das Gericht nach der ausdrücklichen Vorschrift des 
§ 150 die von ihm erlassenen, eine Trennung, Verbindung oder Aussetzung 
betreffenden Anordnungen wieder aufheben. Je nachdem die Ver- 
bindung von der Partei oder erst von dem Gericht vorgenommen wird, 
sind mehrere vom Gesetz aufgestellte Voraussetzungen kumulativ und 
alternativ zu erfüllen, nämlich: 4. Zusammenhang der Ansprüche aus Rechts- 
gemeinschaft oder Idendität des tatsächlichen oder rechtlichen Grundes der 


1) Löwe Anm. 33 vor § 151. 


2) Vgl. Begründung zu §§ 7—10 u. Fraeb im GS. Bd. 80 S. 88—129. 
insb. 125 ff. u. 118 ff. 
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Berechtigung oder Verpflichtung; 2. Gleichartigkeit der Anspriiche oder Ver- 
pflichtungen und ihres Entstehungsgrundes; 3. objektive Klagenhäufung des 
$ 260; 4. Anhängigkeit. 

Hervorgehoben sei, daß beide Prozeßordnungen die einmal eingetretene 
Verbindung nur durch Gerichtsbeschluß, nicht durch Parteihandlung, abge- 
sehen von der Zurücknahme einzelner Klagen, zulassen (vgl. $ 145! ZPO. und 
§§ 22,4 StPO.). Ein Gegensatz besteht zwischen den beiden Gesetzen hinsichtlich 
der Regelung, wann das Gericht die von ihm angeordnete Verbindung wieder 
aufheben kann. Die Zivilprozeßordnung enthält hier die klare Vorschrift des 
$ 150, die neben derjenigen des $ 145 Absatz 1 dazu führt, daß das Gericht 
alle sei es von der Partei oder ihm selbst verbundenen Sachen in jeder Lage 
des Verfahrens ohne Parteiantrag von Amts wegen wieder aufheben kann. 
Die Strafprozeßordnung sieht im $ 4 nur vor, daß eine Verbindung zusammen- 
hängender oder eine Trennung verbundener Strafsachen auch nach Eröffnung 
der Untersuchung auf Antrag der Staatsanwaltschaft oder des Angeschuldigten 
oder von Amts wegen durch gerichtlichen Beschluß angeordnet werden kann. 
Daraus ist mit Sicherheit nur zu entnehmen, daß das Gericht im Sinne des 
§ 3 StPO. zusammenhängende Sachen auch von Amtswegen oder auf Antrag 
jeder Partei trennen und verbinden kann. Unklar bleibt, in welcher Lage des 
Verfahrens dies zulässig ist, ob nur im Hauptverfahren oder schon in der Vor- 
untersuchung oder noch in der Hauptverhandlung, und ob beide Sachen sich 
in dem gleichen Verfahrensabschnitt befinden müssen oder nicht. 

Die weitere interessante und gewiß auch zu nützlichen Ergebnissen 
für die Reform führende Parallele überschreitet den Rahmen dieser Arbeit 
und bedarf einer eingehenden dogmatsichen Behandlung. Es ist zu hoffen, 
daß auch diese prinzipielle Arbeit in absehbarer Zeit geleistet wird, nachdem 
jetzt in dem „Rechtsgang‘ eine Zeitschrift begründet ist, die die gleichen auf 
den Verfahrensgebieten wiederkehrenden Fragen nach dem Wesen der Pro- 
zeduren als Zweckeinheiten unter vielen anderen Problemen zum Mittelpunkt 
ihrer Betätigung gemacht hat, um sie durch eine zusammenfassende Behandlung 
nach einheitlichen Gesichtspunkten zu wirklicher Lösung zu bringen. 

Mit Rücksicht auf die Regelung der Frage der Aufhebung richterlich 
herbeigeführter Verbindung im ZivilprozeB und das völlige Schweigen 
der StrafprozeBordnung über die Trennung der auf Grund des $ 236 StPO. 
richterlich verbundenen Sachen, könnte man sehr wohl im Zweifel sein, ob eine 
solche Trennung, weil sie nicht die im $ 4 StPO. vorgesehene ist, überhaupt 
statthatt ist. | 

Das Reichsgericht hat in einem Urteile vom 26. 1. 41912?) ausgesprochen, 
der unbedingte Revisionsgrund des $ 377 Nr. 8 StPO. sei nur dann gegeben 
wenn die Verteidigung durch den Beschluß des Gerichts ‚unzulässig‘ be- 
schränkt worden sei. Habe das Gesetz die Trennung verbundener Strafsachen 
gem. $ 2 Abs. 2 StPO. dem richterlichen Ermessen überlassen, so könne die 
Ausübung dieser Befugnis niemals, auch nicht im Hinblick auf ihre Ergebnisse, 
als unzulässig erachtet werden, vielmehr sei der Nachteil, der dem Angeklagten 
hieraus erwachse, damit gesetzlich zugelassen. 


3) R. XVI Nr. 840. 
24? 
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Der § 2 Abs. 2 räumt allerdings dem Gericht eine über diejenige des § 4 
weit hinausgehende Trennungsbefugnis bezüglich der schon in der Klage ver- 
bundenen Sachen ein. Bezüglich der nach $ 236 StPO. verbundenen zusammen- 
hängenden Sachen hat aber das Gesetz die Trennung nicht ausdrücklich denı 
richterlichen Ermessen über- und damit eine Benachteiligung des Angeklagten 
im Sinne der angeführten Reichsgerichtsentscheidung zugelassen. 

Daraus, daß im $ 236 ausdrücklich die Verbindung „zum Zwecke gleich- 
zeitiger Verhandlung‘, also zur Hauptverhandlung gestattet wird, ist bei der 
bekannten wenig genauen und gleichartigen Ausdrucksweise der geltenden ' 
Strafprozeßordnung ein zwingender Schluß nicht dahin zu ziehen, daß die 
Verbindung bei dem im $ 236 StPO. gedachten Zusammenhange mehrerer 
Strafsachen in den früheren Stadien des Verfahrens nicht statthaft sein soll. 
Mit Löwe?) ist vielmehr anzunehmen, daß der $ 236 nur aussprechen will, die 
Verbindung in dr Hauptverhandlung sei selbst dann zulässig, 
wenn bis dahin die einzelnen Sachen getrennt geführt worden sind. Auch die 
weiteren Folgerungen Löwes, selbst in der Berufungs- und in der Revisions- 
instanz sei die Verbindung mehrerer, in der Vorinstanz getrennt verhandelter 
Sachen zulässig, und es sei auch statthaft, mit der Verhandlung und Entscheidung 
der einen Sache auf die andere zu warten, sofern nicht im Einzelfalle die auf 
den Beschuldigten, insbesondere auf den Verhafteten, zu nehmende Rücksicht 
dies verbiete, müssen aus Zweckmäßigkeitsgründen bei der bedaueriichen 
mangelhaften Gesetzesredaktion angenommen werden Auch eine gesetzliche 
Definition des Begriffs des Zusammenhanges außerhalb des $ 3 hat die Straf- 
prozeßordnung nicht gegeben; eine erschöpfende Bestimmung läßt sich aller- 
dings auch nicht geben, vielmehr ist diese Frage nach tatsächlichem Ermessen 
zu beantworten. Des Weiteren ist Löwe darin zu folgen, daß auch dann, wenn 
der Zusammenhang nicht der in $ 3 bezeichnete ist, die Verbindung allgemein 
für zulässig zu erachten ist. Danach muß man sie also auch schon in der Anklage 
zulassen. Insbesondere ist auch eine solche Verbindung einer Privatklage mit 
einer Öffentlichen Klage arg. e. contr. $ 424 Absatz 2 StPO. und eine solche 
mit einer anderen Privatklage an sich nicht unstatthaft. Wenn man so viele 
Zugeständnisse im Wege freiester Gesetzesauslegung notgedrungen hat machen 
müssen, fällt es nicht schwer, noch weiter trotz des Schweigens des Gesetzes 
anzunehmen, daß auch die außerhalb des Zusammenhangs des $ 3 verbundenen 
Strafklagen durch Beschluß des Gerichts jederzeit wieder getrennt werden 
können, sobald die Trennung zweckmäßig erscheint’). Der Fall der Verbindung 
mehrerer Privatklagen außerhalb des Zusammenhanges des $ 3 kann dann 
natürlich hiervon keine Ausnahme machen. 

Diese Erörterungen, die die absolute Unzulänglichkeit des geltenden 
Gesetzes und das Versagen auch des vorgelegten Entwurfes zu einer Straf- 
prozeßordnung hinsichtlich der Ordnung der Verbindung oder Trennung zu- 
sammenhängender Strafsachen dargetan haben mögen, waren nötig, um zu 
untersuchen, ob, in welcher Weise und von wem einmal verbundene Straf- 
klagen, wenn sich der Zusammenhang später nach Ansicht der klagenden 
Partei als unzweckmäßig erweist, wieder getrennt werden können. 


‘) Anm. 34 vor § 151. 
5) Löwe Anm. 38 vor § 151. 
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Als Referent in der Beschwerdeinstanz hatte ich folgenden Fall zu be- 
arbeiten. Der Bevollmächtigte zweier Privatklager, nämlich 1. des Kaufmanns 
F. und 2. des Reisenden K., der Rechtsanwalt K., hatte durch seinen General- 
subsituten, den Referendar T., die Privatklagen seiner zwei Mandanten gegen 
4. den Kaufmann Julius E. und 2. den Kaufmann Moritz E. in der Weise er- 
hoben, daß er sie in einer Anklageschrift (§ 421) und in einem Antrage auf Er- 
Offnung des Hauptverfahrens (§§ 421, 198) zusammenfaBte. Dabei wurden 
folgende Äußerungen der beiden Beschuldigten inkriminiert: 1. ,,sie wunderten 
sich, daß Herr K. noch Offerte mache, mit so kleinen Firmen wie der des F. 
könnten sie nicht arbeiten‘ und ‚die Firma F. sei nicht leistungsfähig, ihre 
Sachen seien unverkäuflich‘, sowie 2. folgende Äußerung des Beschuldigten 
Julius E.: „der betreffende Herr, der bei der Firma F. die Sachen erledigte, 
müsse ein Idiot sein‘ und schließlich 3. folgende Äußerung des Beschuldigten 
Moritz E.: „Sie sind ein ganz dummer Junge“. Außerdem stand in dieser 
Privatklageschrift, der Beschuldigte Moritz E. hätte noch mehrere Male ge- 
sagt: „wir — d. i. die Firma Gebr. E. — kaufen euere Pleite noch auf.“ Der 
Rechtsanwalt K. billigte, nachdem er seine Berufsgeschäfte wieder übernommen 
hatte, nicht diese von seinem Substituten vorgenommene Klageerhebung, weil 
er mit der herrschenden Ansicht der Meinung war, der Reisende K. könne als 
Mitkläger des F. in demselben Verfahren nicht auch als Zeuge gehört werden’). 
Deshalb suchte er die Trennung der beiden verbundenen Privatklagen herbei- 
zuführen, weil er glaubte auf diese Weise die eidliche Zeugenvernehmung des K. 
in der Privatklagesache des F. erreichen zu können. Soweit aber der Mitkläger K. 
aus denselben Delikten der Beschuldigten verletzt war, kann die bloße Tatsache 
einer getrennten im übrigen inhaltlich gleichen Verhandlung ebenso wenig eine 
einleuchtende Rechtfertigung für die Beeidigung des früheren Mitklägers 
und Mitverletzten darstellen, wie dies bei Mitbeschuldigten der Fall ist’). 
Immerhin liegt das Problem der Vereinigung der Partei- und Zeugenrolle bei 
Mehrheit der Personen auf aktiver Parteiseite und der Verletzten auf passiver 
Seite des materiellen Rechtsverhältnisses nicht so einfach wie bei solcher Mehrheit 
der Personen auf passiver Parteiseite und aktiver Seite des materiellen Recht- 
verhältnisses. Der Grund liegt in der prozessualen Eigentümlichkeit des Straf- 
prozesses, der in der Regel als behördlicher Anklageprozeß nur den einen Staats- 
anwalt auf klagender Seite kennt. Daneben ist zu beachten, daß, nach Be- 
seitigung des $ 348 des Entwurfes zur geltenden Strafprozeßordnung, welcher 
ausdrücklich die Vernehmung des Privatklägers als Zeugen für zulässig erklärte, 
die herrschende Meinung einer Person offenbar nur, solange sie die Rolle des 
Privatklägers inne hat, die Zeugnisfähigkeit abspricht. Auch diese Frage ver- 
dient noch eine grundsätzliche Erörterung. 

Die Privatklageschrift ließ im übrigen nicht deutlich erkennen, ob beide 
Privatkläger sich von den beiden Beschuldigten durch alle drei Äußerungen 
beleidigt fühlten und deshalb Privatklage gegen die beiden Beschuldigten er- 


6) Löwe Anm. 3 zu § 424. Richtig kann nur sein, daß Mitverletzte aus 
derselben Tat als Mitkläger als Zeugen ebenso ausgeschlossen sind wie jeder 
einzelne Privatklager. Analoges habe ich a. a. O. S. 114 ff. bezgl. der Mit- 
schuldigen ausgeführt; vgl. auch S. 106 ff. 

7) Vgl. Fraeb a. a. O. S. 118 ff. 
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heben wollten. Der Amtsrichter unterstellte dies, nahm deshalb das Vorliegen 
einer fortgesetzten Handlung an und lehnte deshalb vor Eröffnung des Haupt- 
verfahrens die Trennung der verbundenen Sachen ab. Das Beschwerdegericht 
gab zunächst dem Anwalt der Privatkläger auf, diejenigen Äußerungen genau 
zu bezeichnen, durch welche sich der Privatkläger F. und diejenigen, durch 
welche sich der Privatkläger K. beleidigt fühle. Hierauf erklärte der Anwalt 
der Privatkläger, daß sich F. durch die im Vorstehenden unter 1. und 2. be- 
zeichneten Äußerungen und K. durch die unter 3 bezeichnete Äußerung be- 
leidigt fühle. Darauf wurde durch Beschluß des Beschwerdegerichts die Privat- 
klagesache des F. gegen die beiden Beschuldigten von der Privatklagesache 
des K. gegen den Beschuldigten Moritz E. getrennt. 

Zunächst ist zu betonen, daß die Sachen dadurch verbunden anhängig 
gemacht waren, daß sie seitens des Bevollmächtigten der beiden Privatkläger 
in einer Klage zusammengefaßt und so vor dasselbe Gericht gebracht worden 
waren. Das Gericht hatte also bei Eröffnung der Untersuchung zugleich über 
die Zweckmäßigkeit der Verbindung zu befinden. Diese Zulassung kann auch 
stillschweigend dadurch erfolgen, daß das Gericht dem Antrage entsprechend 
beschließt®). Es handelt sich also um eine Klagenverbindung auf der aktiven 
und passiven Parteiseite, die nicht unter die in den §§ 2—4 StPO. geregelten 
Fälle gehört. Nach der von dem Vertreter der Privatkläger durch das Be- 
schwerdegericht herbeigeführten Erklärung ist es klar, daß sich die Privat- 
klage des F. gegen beide Beschuldigte, diejenige des K. nur gegen den Be- 
schuldigten zu 2 richtet, und daß nicht eine fortgesetzte Handlung beider Be- 
schuldigten gegen beide Privatkläger in Frage steht. 

Man könnte nun der Ansicht sein, daß eine Anklageschrift, soweit sie 
seitens mehrerer Privatkläger gegen mehrere Beschuldigte nach ihrer eigenen 
Begründung und Sachdarstellung unrichtig erhoben ist, nicht etwa durch 
eine vom Gericht vorzunehmende, sachentsprechende Trennung zu berichtigen 
sei, sondern nur dadurch, daß die Privatklage, soweit sie falsch erhoben ist, 
zurückgenommen wird. Im vorliegenden Falle hätte dies also dadurch 
geschehen können, daß der Privatkläger K. die Anklage wegen der Äußerungen 1 
und 2 gegen beide Beschuldigte, wegen der Äußerung 3 gegen den Beschuldigten 
Julius E. seinerseits ganz, der Privatklager F. die Anklage wegen der Äußerung 2 
gegen den Beschuldigten Moritz E. zurücknähme. 

Dabei würde die Berichtigung der Anklageschrift durch den nachträglich 
auf Erfordern des Beschwerdegerichts eingereichten Schriftsatz als unzulässige 
Anderung der Privatklage angesehen. Diese Auffassung wäre jedoch irrig, denn 
anders wie im Zivilprozeß ist der Privatkläger zur Ergänzung und Berichtigung 
der Anklage berechtigt und auf Verlangen des Amtsrichters verpflichtet?). 
Zu diesem Zwecke kann er insbesondere auch in der Beschwerdeinstanz noch 
neue Tatsachen vorbringen!®). 


s) Vel. bez. der Anklageerhebung seitens der Staatsanwaltschaft RG. 
Goltd. Archiv XXXVI 171: JW. XXVII 333; Löwe Anm. 6 zu $2 u. 
Anm. 37b vor § 151. 

°) Löwe Anm. 12 zu $ 422. 

10) Löwe Anm. 3 zu $ 34 6. 
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Sollten aber doch in solchen späteren Besichtigungen Privatklagezurück- 
nahmen zu erblicken sein, so wären diese nach $ 431 zulässig. Durch die Zurück- 
nahme wären dann derartig unbegründete Privatklagen jedenfalls, ohne daß 
es eines einstellenden Gerichtsbeschlusses bedürfte, als nicht mehr anhängig 
zu behandeln‘). Dabei ist daran zu erinnern, daß die Privatklagezurück: 
nahme nicht zugleich eine Zurücknahme des Strafantrages im Sinne des 
864 St. G. B. enthält. 

Ist ein üntrennbarer Zusammenhang zwischen den noch verbleibenden 
zusammenhängenden Sachen nicht mehr ersichtlich und erscheint ihre Trennung 
geeignet, die Ermittelung der Wahrheit zu fördern und eine gerechte Ent- 
scheidung zu sichern, so steht nichts im Wege, die infolge unrichtiger Klage- 
erhebung herbeigeführte Verbindung durch richterliche Trennung aufzuheben. 

Im mitgeteilten Falle war deshalb durch Beschluß des Beschwerde- 
gerichts die Privatklagesache des F. gegen Julius und Moritz E. von der Privat- 
klagesache des K. gegen Moritz E. getrennt worden. In Ausführung dieses 
Beschlusses hatte der Amtsrichter zwei getrennte Eröffnungsbeschlüsse er- 
lassen. Auf die Privatklage des F. wurde das Hauptverfahren gegen Julius E. 
eröffnet wegen der Äußerung 2. Die Privatklage wegen der Äußerung 1 wurde 
dagegen zurückgewiesen. Hierauf beantragte der Bevollmächtigte des F. 
unter Hinweis darauf, daß in der ursprünglichen Privatklage ausdrücklich 
gesagt sei, Moritz E. hätte mehrere Male geäußert: „wir kaufen euere Pleite 
noch auf‘ und daß diese Äußerung mindestens dreimal gefallen und auch von 
Julius E. gebraucht sei, in Abänderung beziehungsweise Ergänzung des Er- 
öffnungsbeschlusses das Hauptverfahren wegen dieser Äußerung noch gegen 
die beiden Beschuldigten zu eröffnen, im Falle der Ablehnung dieses Antrages 
denselben als Beschwerde weiterzugeben. Der Amtsrichter legte die Akten 
dem Beschwerdegericht vor mit der Erklärung, die fragliche Äußerung hätte 
nach der vom Beschwerdegericht vom Vertreter der Privatkläger seinerzeit 
eingeforderten Erklärung bei der Entscheidung über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens außer Betracht bleiben müssen. Ob sie jetzt noch zum Gegenstande 
richterlicher Aburteilung gemacht werden könne, müsse der Entscheidung 
des Beschwerdegerichts überlassen bleiben, das Amtsgericht sei zu einer Ab- 
änderung seines klagabweisenden Beschlusses nicht befugt. Richtig ist, daß 
in jener nachträglichen Erklärung auf diese weitere Äußerung nicht mehr zurück- 
gekommen war. 

Wird der Privatkläger gerichtsseitig zur genauen Bezeichnung der von 
ihm inkriminierten Fälle veranlaßt und übergeht er aldsann einen zum Gegen- 
stand der Privatklage gemachten Straffall mit Stillschweigen, so darf der 
Amtsrichter annehmen, daß die Privatklage insoweit berichtigt beziehungsweise 
zurückgenommen sei. Er kann dann diesen Straffall in der Weise aus dem 
Verfahren ausscheiden, daß er ihn im Eröffnungsbeschluß überhaupt nicht 
erwähnt, ohne bezüglich seiner einen ausdrücklichen Ausspruch gemäß $ 202 
StPO. abzugeben. Insbesondere ist es nicht erforderlich, die Einstellung des 
Verfahrens durch Beschluß auszusprechen, weil das Verfahren noch nicht bis 
zur Hauptverhandlung gediehen ist. In solchem Falle übergeht also der Richter 


11) Vgl. KG. 23. IV 06 DJZ. 06 S. 825 ff. u. RG. Bd. VIII 207 ff. 


376 Beseitigung unrichtiger Klagerhebung usw. 


keineswegs einen dem Beschuldigten zur Last gelegten Straffall, sondern er 
sieht ihn für erledigt an und darf dies auch. Der Privatkläger kann deshalb 
auch die Nachholung eines diesbezüglichen Beschlusses beim Amtsgericht nicht 
in Antrag bringen. Dagegen besteht für den Privatkläger in der Beschwerde- 
instanz die Möglichkeit, darzutun, daß eine teilweise Zurücknahme der Klage 
von ihm nicht beabsichtigt war. Die in der Sache erforderliche Entscheidung, 
d.i. der Eröffnungsbeschluß über den noch ausstehenden Straffall, ist dann in 
Anwendung des § 354 Absatz 2 StPO. vom Beschwerdegericht zu erlassen. 

Wird aber einem Beschuldigten erst in der Beschwerdeinstanz, nicht 
schon in der Privatklage ein weiterer Straffall zur Last gelegt, so handelt es 
sich hier insoweit um ein weiteres im Wege einer neuen Privatklage zu ver- 
‚folgendes Delikt. Erhellt aber ohne weiteres, daß nur eine Einzelhandlung 
in Frage kommt, die sich in Verbindung mit der dem Beschuldigten in dem 
Eröffnungebeschluß des Amtsgerichts bereits zur Last gelegten Handlung als 
eine fortgesetzte darstellt, so wird die prozessuale Behandlung einer solchen 
Klageerhebung eine andere sein müssen. Da ja sogar der erkennende Richter 
seine Entscheidung auf eine solche Einzelhandlung erstrecken kann") und der 
Eröffnungsbeschluß einen Verbrauch der Strafklage dann bewirkt, wenn er die 
Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnt, so ist, weil ein solcher neuer erst nach 
Erlaß des amtsrichterlichen Eröffnungsbeschlusses hervorrgetretener Straffall 
bei der Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens vom Amts- 
gericht überhaupt noch nicht gewürdigt ist und nicht gewürdigt werden konnte, 
auf die Beschwerde des Privatklägers die Sache zur Entscheidung über die 
dem Beschuldigten weiter zur Last gelegte strafbare Handlung an das Amts- 
gericht zurückzuverweisen. 

Dementsprechend ist auch in dem erörterten Falle verfahren worden. 

Es kann als ein Mangel des geltenden Prozeßverfahrens angesprochen 
werden, daß ohne ersichtlichen Grund es dem Privatkläger nicht verstattet 
ist, unrichtige Klagenverbindungen durch selbständige Prozeßhandlung wieder 
zu beseitigen, weit fühlbarer ist aber der Mangel der Prozeßordnung, der es 
unmöglich macht, gewisse unrichtige prozeßleitende Entscheidungen des 
Richters durch diesen selbst wieder zu beseitigen. 

. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens kann vor stattgehabter Haupt- 
verhandlung eine Unzuständigkeitserklärung nicht erfolgen, auch wenn sich 
inzwischen die sachliche Unzuständigkeit des Gerichts ergibt'?). Der Ausdruck 
im § 6 StPO. ‚in jeder Lage des Verfahrens‘ ist insofern, wie Löwe richtig aus- 
führt, nicht ganz genau, als das Gericht nicht in jedem beliebigen Zeitpunkte 
zu einer Entscheidung über die Zuständigkeit schreiten kann. Es hat vielmehr 
seine sachliche Zuständigkeit bei den Entscheidungen über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ($ 207) und sodann in der Hauptverhandlung ($ 270) zu 
prüfen. Mit Rücksicht darauf, daß das Gericht in gewissen Abschnitten des 
Verfahrens sich nicht mehr oder doch nur unter besonderen Voraussetzungen 
für unzuständig erklären darf, vermeidet es auch der Entwurf zu einer Strat- 
prozeßordnung, abweichend von § 6 des geltenden Gesetzes auszusprechen. 


ı2) Löwe Anm. 30c Abs. 2 Vorben. zum Il. Buch 4. Abschn. 
1) Löwe Anm. 1 zu § 6. 
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daß die Prüfung der Zuständigkeit in jeder Lage des Verfahrens zu er- 
folgen habe'*). 

Ist auf Antrag des. Amtsanwalts das Hauptverfahren vom Amtsrichter 
wegen einfachen Diebstahls vor dem Schöffengericht eröffnet und stellt sich 
dann etwa bei nachträglichem Eingang des Strafregisterauszuges oder infolge 
einer später bemerkten Unvollständigkeit desselben heraus, daß Diebstahl 
im Rückfall in Frage kommt, so darf der Amtsrichter gleichwohl nicht den 
von ihm erlassenen Eröffnungsbeschluß wieder aufheben und seine Unzu- 
ständigkeit aussprechen. Anderenfalls würde das ganze Verfahren offensichtlich 
an erheblichen prozessualen Mängeln leiden. Auf die Anklage des Amtsanwalts, 
die nach Erlaß des amtsgerichtlichen Eröffnungsbeschlusses gemäß $ 154 StPO. 
nicht mehr zurückgenommen werden kann, wäre, wenn ein amtsrichterlicher 
Aufhebungsbeschluß prozessuale Bedeutung hätte, entgegen den zwingenden 
Vorschriften über die Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens, 
insbesondere $$ 201—203 StPO. keine prozeßordnungsmäßige Entscheidung 
gegeben, und gleichwohl würde dann dieselbe Sache anderweit nämlich durch 
den Staatsanwalt bei der Strafkammer anhängig gemacht. Schon hieraus 
ergibt sich ohne weiteres, daß nur nach $ 270 StPO. verfahren und eine weitere 
Anklage von der Staatsanwaltschaft nicht erhoben werden kann. 

Nach den grundlegenden Ausführungen Oetker’s!*) über unheilbar nichtige 
Strafentscheidungen ist folgendes hervorzuheben. Die Legitimation der Gerichte 
zur Rechtsprechung beruht auf Vollmacht des Gerichtsherrn. Mit der Er- 
mächtigung haben sie den Auftrag dazu. Das Erkenntnis ist bei mangelndem 
Auftrage nichtig und kann mit Rechtsmitteln angefochten werden. Heilung 
der Nichtigkeit tritt ein, wenn Rechtsmittel nicht eingelegt werden oder er- 
folglos bleiben. Bei mangelnder Vollmacht ist aber das Erkenntnis unheilbar 
nichtig. Wenn auch nach Versäumung der Fristen oder vergeblichem Anruf 
der Instanzen Rechtsmittel nicht mehr zulässig sind, so entbehrt das Erkenntnis 
doch dauernd der Rechtswirkung und darf im Rechtsleben keine Beachtung 
finden. Die Strafklage ist durch das absolut nichtige Erkenntnis nicht ver- 
braucht, es besteht nicht die Wirkung des ne bis in idem. Diese von Oetker 
ausdrücklich nur für die Strafurteile aufgestellten Grundsätze werden auch 
auf die Beschlüsse als Strafentscheidungen Anwendung zu finden haben. Es 
wird sich also zu fragen haben, ob es sich bei einem trotz Vorhandenseins 
sachlicher ‚Unzuständigkeit erlassenen amtsrichterlichen Eröffnungsbeschluß 
um heilbare oder unheilbare Nichtigkeit handelt. Nach Oetker bedeutet Fehlen 
einer Prozeßvoraussetzung Auftrags- nicht Vollmachtsmangel und diese 
Nichtigkeit ist deshalb heilbar. Neben den Prozeßvoraussetzungen gibt es 
nach ihm Erfordernisse von absoluter Geltung, deren Fehlen durch die Rechts- 
kraft nicht geheilt werden kann. Ein solcher Mangel soll immer vorliegen, 
wenn ohne Vollmacht geurteilt worden ist. Das Gericht habe insbesondere 
Vollmacht für einen gesetzlich bestimmten Kreis von Strafsachen, damit not- 
wendig zugleich die Vollmacht!®) zu prüfen, ob die Einzelsache darunter fällt. 


14) Vgl. Begründung $ 1 Abs. 1. 

15) Rechtsgang 1 S. 12—42 

16) Vgl. auch Oetker, Jurist. Lit.-Blatt Bd. XXII 181 ff. u. Schoetensack 
GS. Bd. 68 S. 465, 468, 409. 
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Kein Gericht habe aber die Vollmacht, sich neue sachliche Zuständigkeiten 
zu schaffen. 

Die Kategorie der Prozeßvoraussetzungen ist in der strafprozessualen 
Literatur wegen der Vagheit der verschiedentlich darunter gebrachten Begriffe 
keine fest umgrenzte?”). Viele unterscheiden zwischen absoluten und relativen 
Prozeßvorraussetzungen; es ist aber nicht zu bezweifeln, daß jedenfalls die 
sachliche Zuständigkeit absolut zu beachten ist, einerlei ob als Prozeßvoraus- 
setzung oder als sonstige prozessuale Norm, die Anspruch auf absolute 
Geltung hat. 

Unter Benutzung dieser Ergebnisse würde man also dahin gelangen, daß 
beispielsweise ein amtsrichterlicher Eröffnungsbeschuß in einer Strafkammer- 
sache unheilbar nichtig ist, wenn nicht der Amtsrichter, etwa indem er die 
zehnjährige Frist des $ 245 StGB. fälschlich als verflossen berechnet, den Fall 
unter die Zugehörigkeit des Schöffengerichts subsumiert hat. In diesem Falle 
läge heilbare Nichtigkeit vor, weil nicht die Vollmacht, sondern nur der Auftrag 
gefehlt hätte. Die Durchführung des Gegensatzes von Auftrag und Vollmacht 
zur Rechtsprechung im einzelnen an den richterlichen sachleitenden Ent- 
scheidungen kann selbstverständlich nicht in diesem Zusammenhange erfolgen, 
wie sie seither leider nur in einigen Beziehungen im Hinblick auf den Zivil- 
prozeß unternommen’*®), für den StrafprozeB aber bis jetzt von Oetker noch 
nicht versucht ist. 

Weil die Versäumung oder Erfolglosigkeit der Anfechtung unheilbar nich- 
tiger Erkenntnisse heilende Kraft nicht besitzt, das absolut Nichtige stets nichtig 
sein und bleiben muß, könnte man annehmen, daß gegen solche Dekrete, da 
sie als nicht vorhanden zu behandeln und etwa mit Stillschweigen zu übergehene 
wären, überhaupt keine Rechtsmittel zulässig wären. Aber auch der Begründer 
der Lehre von den unheilbar nichtigenStrafentscheidungen, Oetker), spricht 
davon, daß die Beseitigung einer unheilbar nichtigen Entscheidung zuweilen im 
Wege der ordentlichen Rechtsmittel gelingen mag. Es soll untersucht werden, 
ob dies im Hinblick auf eine unheilbar nichtige Sachentscheidung wie die amts- 
richterliche Aufhebung des eigenen Eröffnungsbeschlusses möglich und 
wünschenswert erscheint. 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß der $ 270 StPO. eine entsprechende 
Untersuchung bezüglich der Beseitigungsmöglichkeit eines absolut nichtigen 
Eröffnungsbeschlusses überflüssig macht. Diese gesetzliche Bestimmung stellt 
einen einzigartigen Rechtsbehelf gegen ein absolut nichtiges Dekret dar. Aus 
dem Absatz 2 folgt, daß das erkennende Gericht unter völliger Außerachtlassung, 
also ohne Aufhebung, des bereits vorhandenen amtsrichterlichen Eröffnungs- 
beschlusses die Hauptverhandlung statt mit der Erlassung eines Urteils (§ 259 
StPO.) mit dem Erlaß eines weiteren Eröffnungsbeschlusses schließen darf. 

Erblickt man nun in einem Beschluß, durch welchen der Amtsrichter seinen 
eigenen Eröffnungsbeschluß wieder aufhebt, einen solchen, durch den die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird, so wäre nach der Vorschrift des 


17) Oetker Gött. gelehrt. Anz. 1808 S. 603 ff. 

18) Oetker am zuletzt anget. ©. 

19) Konkursrechtl. Grundbegriffe 147 ff.; Deutsches Wochenblatt IX, 
87 tf. Rechtsgang S. 12, 15. 
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§ 209 Absatz 2 StPO. nur die sofortige Beschwerde der Staatsanwaltschaft 
zulässig. Bei solcher Beurteilung der amtsrichterlichen Entscheidung wäre der 
Amtsrichter auch nicht etwa befugt, seinen Beschluß zurückzunehmen gemäß 
$ 353 Abs. 3 StPO. Demgemäß könnte auch die Staatsanwaltschaft demnächst 
nicht einen hierauf gerichtlichen Antrag stellen.*°) 

Nach richtiger Ansicht ist aber der Absatz 2 des $ 209 auf einen Beschluß 
der hier gedachten Art nicht anwendbar. Vielmehr ist die fristlose Beschwerde 
dagegen statthaft, da, wenn der anzufechtende Beschluß wirklich ein Ab- 
lehnungsbeschluß im Sinne des $ 209 StPO. wäre, des Gericht hier die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens nur deshalb abgelehnt hat, weil es sich für unzu- 
ständig erachtete. In solchem Falle ist aber die fristlose Beschwerde der Staats- 
anwaltschaft zuzulassen?'). 

Hier sei eingeschoben, daß die Frage, wie zu verfahren ist, wenn das in 
der Anklageschrift bezeichnete Gericht sachlich unzuständig ist, im Entwurfe 
zu einer Strafprozeßordnung eingehender geregelt ist als im geltenden Gesetz. 
Insoweit gibt der Entwurf im wesentlichen nur geltendes Recht wieder, als 
$ 196 Abs. 2 bestimmt, daß, wenn ein höheres als das in der Anklageschrift 
bezeichnete Gericht zuständig ist, der Antrag, sofern er nach $ 194 bei einem 
anderen Gericht gestellt werden mußte, an dieses abzugeben ist. Denn dies 
führt, wie es in der Begründung heißt?:), wenn die Strafkammer die Zustän- 
digkeit des Reichsgerichts oder der Amtsrichter die Zuständigkeit des Schwur- 
verichts oder der Strafkammer für begründet erachtet, zu denselben Ergebnissen, 
wie die Einzelvorschriften des jetzigen $ 207. Während aber im Absatz 1 des 
$ 196 gegen die Ablehnung der Eröffnung wegen örtlicher Unzuständigkeit im 
Gegensatz zum geltenden Gesetz, welches die örtliche Unzuständigkeit in diesem 
Zusammenhange überhaupt nicht erwähnt, ausdrücklich das Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegeben ist, scheint nach der 
Regelung, die die Ablehnung der Eröffnung wegen sachlicher U nzuständigkeit 
im $ 196 Absatz 2 gefunden hat, die sofortige Beschwerde hier nicht zugelassen 
zu sein, ($ 200 Absatz 1). 

Will man nicht annehmen, daß die Vorschrift des $ 209 Absatz 2 der 
geltenden Strafprozeßordnung auf den ins Auge gefaßten Fall keine Anwendung 
finde, weil der $ 209 nicht zwischen Entscheidungen, die in die Sache selbst 
eingreifen, und solchen, die nur sachliche Unzuständigkeit aussprechen, unter- 
scheidet; und sachliche Unzuständigkeit ebenfalls ein Grund rechtlicher Ab- 
lehnung, und dieser Fall ebenso sehr einer raschen Erledigung wie andere Fälle 
des $ 209 bedürfe, so würde allerdings der anzufechtende Beschluß durch die 
Bestimmung des $ 209 Absatz 2 der einfachen Beschwerde entzogen sein. 

Tritt man aber dieser Anschauung nicht bei, so bleibt zu prüfen, ob der 
anzufechtende Beschluß nicht etwa durch § 347 StPO. der Beschwerde über- 
haupt entzogen ist, weil er eine Entscheidung des erkennenden Gerichts, welche 
der Urteilsfällung vorausgeht, darstellt und nicht zu den im Gesetz ausge- 
nommenen derartigen Entscheidungen gehört. 


20) rawe Ann. 4a zu § 209. 

21) Lowe Anm. 4d zu § 209; GS. XXXVI 303; John a am Ullmann 
437; a. A. Stenglein Note 6; Bennecke S. 515 Nr. 17. 

*2) Zu $$ 196/7. 
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Allein der Wortlaut des § 347 geht, wie Lowe?) zutreffend darlegt, über 
das, was das Gesetz will, hinaus. Die Vorschrift beruht offensichtlich auf der 
Erwagung, daB Entscheidungen, die in einem Zusammenhange mit der Urteils- 
fällung stehen und zu deren Vorbereitung dienen, naturgemäß mit dem Urteile 
selbst nachzuprüfen sind. Diese Erwägungen treffen aber nicht auf solche 
Entscheidungen zu, die zwar der Urteilsfällung voraufgehen, aber nicht zu deren 
Vorbereitung dienen. Der Entwurf zu einer Strafprozeßordnung hat dies in 
seinem $ 309 klar zum Ausdruck gebracht. 

Der zur Grundlage dieser Ausführungen gemachte Beschluß dient aber 
zweifellos nicht zur Vorbereitung der Hauptverhandlung. Er ist vielmehr, weil 
er aus den angeführten Gründen gegen die Prozeßordnung verstößt, fehlerhalt 
und unter Umständen, insbesondere wenn seine absolute unheilbare Nichtigkeit 
nicht erkannt wird, wohl geeignet, die Bedeutung einer Verhinderung der Haupt- 
verhandlung zu gewinnen. Wohnt aber einer Entscheidung des erkennenden 
Gerichts eine solche Bedeutung bei, so kann die Beschwerde nicht für aus- 
geschlossen erachtet werden. Es muß überall die Möglichkeit bestehen, einem 
Verstoße gegen die gesetzlichen Bestimmungen im Wege des Rechtsmittels 
abzuhelfen**). 

Also auch bei der Notwendigkeit der Beseitigung unrichtiger sachleitender 
richterlicher Dekrete versagt das geltende Gesetz klare Anweisungen und auch 
der Entwurf ist hier nicht frei von Unklarheiten. 

Auch zur Illustrierung solcher Fälle sei es gestattet, einen Prozeßfall aus 
meiner Praxis als Referent der Beschwerdekammer mitzuteilen. 

Der Anklage des Amtsanwalts entsprechend hatte das Amtsgericht durch 
Beschluß vom 17. X. 1912 das Hauptverfahren gegen den Angeschuldigten 
wegen Vergehens gegen § 242 StGB. eröffnet. Durch Beschluß vom 13. XI. 12 
hat dann der Amtsrichter von Amtswegen den Eröffnungsbeschluß und den 
von ihm anberaumten Hauptverhandlungstermin wieder aufgehoben, weil 
Diebstahl im wiederholten Rückfall vorliege und daher die Zuständigkeit des 
Schöffengerichts nicht begründet sei. Die Unterlage zu dieser Feststellung war 
anscheinend dem Strafregisterauszug vom 8. X. 12. entnommen der sich 
offenbar schon bei Erlaß des Eröffnungsbeschlusses bei den Akten befunden 
hatte. Demnächst hat dann der Amtsrichter die Akten an die Staatsanwaltschaft 
gelangen lassen, welche alsdann am 22. XI. 12 Anklage erhob mit dem Antrage, 
das Hauptverfahren gegen den Angeschuldigten wegen Verbrechens gegen 
§§ 242, 244 StGB. zu eröffnen und die Hauptverhandlung vor der Strafkammer 
des Landgerichts stattfinden zu lassen. Dem Angeschuldigten wurde Abschrift 
dieser Anklage zur Erklärung gemäß $ 198 StPO. mit Frist von 5 Tagen am 
2. XII. 12 zugestellt. Er hat eine Erklärung nicht abgegeben. Darauf wies die 
Eröffnungskammer des Landgerichts den Antrag der Staatsanwaltschaft auf 
Eröffnung des Hauptverfahrens zurück. Dieser Beschluß ist dem Angeschuldigten 
durch die Staatsanwaltschaft am 31. XI. 12 zugestellt worden. Am 3. I. 13 
legte die Staatsanwaltschaft die Akten der Beschwerdekammer des Landgerichts 
vor mit der Erklärung, gegen den Beschluß des Amtsgerichts vom 13. XI. 12, 


23) Anm. 4 zu $ 347. 
24) Löwe Anm. 4 zu $ 347. 
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durch welchen der Eröffnungsbeschluß vom 17. X. 12 aufgehoben sei, werde 
die einfache Beschwerde eingelegt und Aufhebung des Beschlusses vom 13. XI. 12 
beantragt. Daraufhin wurde durch Beschluß der Beschwerdekammer vom 
16. 1. 13 der angefochtene Beschluß aufgehoben, indem dabei ausdrücklich nicht 
verkannt wurde, daß für die sofortige Beschwerde die Notfrist verstrichen 
gewesen sein würde. 

Dieser Rechtsgang erscheint jedenfalls recht schwerfällig und kostspielig 
und wenig im Interesse des Angeschuldigten gelegen, der ja auch im mitgeteilten 
Fall diesem Verfahren ersichtlich verständnislos gegenübergestanden hat. 
Es ist zu wünschen, 'daß bei der Reform durch grundsätzliche Regelung der 
Behandlung absolut nichtiger Prozeßhandlungen auch hier Abhilfe geschaffen 
wird. Der Praktiker wird es sich einstweilen zur Regel machen, niemals zum 
mindesten wegen solcher Delikte, die eine Rückfallschärfung zulassen, vor Ein- 
gang des Strafregisterauszuges das Hauptverfahren zu eröffnen. 

Im ganzen mögen diese Erfahrungen aus dem Gerichtssaal dazu beitragen, 
in immer größerem Umfange das Bedürfnis nach grundsätzlicher Erfassung 
allgemeiner Regeln des gesamten Rechtszuges nachzuweisen, das im geltenden 
Strafprozeßrecht wohl am wenigsten, aber auch in der Zivilprozeßordnung und 
in dem vorgelegten Entwurf zu einer Strafprozeßordnung nur unzureichenden 
Ausdruck gefunden hat. 

In den Zusammenhang dieser Erörterungen paßt ein nach Abfassung 
dieser Arbeit im letzten Heft des 80. Bandes des Gerichtssaals S. 125 ff. mit- 
geteilter Rechtsfall, der deshalb hier auch kurz gestreift werden soll. 

A. hatte P. mit einem Ausklopfer über den Kopf geschlagen. Der Amts- 
richter hatte der Privatklage des A. gemäß aus $ 223 StGB. eröffnet. Der vor 
der Hauptverhandlung eintretende neue Amtsrichter erachtete ein Delikt aus 
$ 223 a StGB. für vorliegend und erließ zusammen mit den Schöffen nach 
informatorischer Befragung — die ihn nur bestärkte — vor Eintritt in die 
Hauptverhandlung Beschluß nach $ 270 StPO. 

Mit Recht wird ausgeführt, daß sich dieses Verfahren schon aus prinzipiellen 
Bedenken nicht in den modernen akkusatorischen Prozeß füge, daß es aber 
außerdem noch an der zur Verfolgung aus § 223 a StGB. erforderlichen öffent- 
lichen Klage fehle, welch letzterer Mangel im Wege des $ 423 StPO. zu beheben 
sei. Weiter wird hervorgehoben, daß der Eröffnungsbeschluß keine materielle 
Rechtskraft wirke (vgl. $ 263 Abs. 2 StPO.). Eine Geltendmachung des Mangels 
sei auch im eröffneten Hauptverfahren noch möglich. Fraglich könne nur sein, 
ob der Mangel notwendig erst in der Hauptverhandlung oder aber bereits vorher 
mit der Wirkung der Vermeidung einer Hauptverhandlung berücksichtigt 
werden dürfe. Ein solches Bedürfnis nach Aufklärung durch eine Hauptverhand- 
lung, wie in dem von dem Wortlaute des $ 429 StPO. getroffenen 
Falle, bestehe im vorliegenden Falle nicht. Wohl aber greife — als 
negatives Moment — das Prinzip der Unabänderlichkeit des Eröffnungs- 
beschlusses für den Richter ein. Das einmal eröffnete Hauptverfahren dränge 
mit Notwendigkeit auf Erledigung durch Hauptverhandlung. § 429 StPO. sei 
analog anzuwenden und Einstellungsurteil in der Hauptverhandlung zu erlassen. 

Zu diesen mit den hier gegebenen Darlegungen wohl in Einklang stehenden 
Ausführungen bemerkt Oetker a.a.O. noch zutreffend. das Gericht habe, 
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falls es bei erhobener Offizialklage schon nach der im Eröffnungsbeschluß an- 
genommenen Tatgestaltung unzustandig sei, in der Hauptverhandlung lediglich 
einzustellen, aber nicht zugleich an das zustandige Gericht zu verweisen. Analoge 
Anwendung des § 270 auf diesen Fall ware verkehrt. Falsche Behandlung der 
Kompetenzfrage seitens des eröffnenden Gerichts dürfe nicht durch Anwendung 
des $ 270 dem Angeklagten Garantieen entziehen, die er bei Einstellung und 
Neuklage haben würde. Ganz abwegig sei ein Verweisungsbeschluß gem. $ 270 
unter Abstandnahme von der Hauptverhandlung. Für den Fall erhobener Privat- 
klage sei die Anwendung des $ 270 bereits durch die unzweideutige Vorschrift 
des $ 429 ausgeschlossen. 

Man sieht daraus, von welch großer prozessualer Bedeutung es ist, ob 
prozessuale Verfahrensverstöße vom Gericht oder den Parteien begangen 
werden, mit Bezug auf die Frage, ob sie überhaupt und zwar durch die Partei 
oder nur das Gericht wieder beseitigt werden können. 


Die Bedeutung des § 4 des Einführungsgesetzes 
zur Strafprozeßordnung. 
Von Gerichtsassessor F. Grebe in Dortmund. 


$ 4 des EG. zur StrPO. lautet in seiner heutigen Fassung: 

„In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien sowie der Mitglieder der Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung nur insoweit Anwendung, als nicht 
besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze ab- 
weichende Bestimmungen enthalten. Das Gleiche gilt in Ansehung der Mit- 
glieder des vormaligen Hannoverschen Königshauses, des vormaligen Kur- 
hessischen und des vormaligen Herzoglich Nassauischen Furstenhauses“. 

Der Schlußsatz, der dem $ 4 bekanntlich erst durch die Novelle vom 
17. Mai 1898 zugefügt ist, hat dann eine erweiterte Bedeutung durch das 
Reichgesetz vom 23. März 1904 erhalten, wonach die Vorschriften der Reichs- 
weSetze, welche in Ansehung der Mitglieder der drei Häuser Hannover, Kurhsesen 
und Nassau Abweichungen von allgemeinen reichsgesetzlichen Vorschriften 
zulassen oder vorsehen, auch noch auf die Mitglieder des Herzoglich Hol- 
steinischen Fürstenhauses Anwendung finden. 

Uber die obigen gesetzlichen Bestimmungen ist nun in ‘der juristischen 
Literatur nur wenig zu finden. Es ist dies jedenfalls dadurch zu erklären, daß 
$ 4 wegen seiner anscheinend sehr klaren Fassung bisher wenig beachtet worden 
ist. Um die praktische Bedeutung desselben zu ermessen, werden wir die vom 
Gesetz einzeln genannten Personenkreise einer gesonderten Betrachtung unter- 
ziehen müssen. 

I. Zunächst spricht § 4 von den Landesherren. 

Daß das Gesetz nurdie deutschen Landesherren, oder genauer gesagt, 
die Landesherren der zum deutschen Reich gehörigen Monarchieen im Auge 
hat, ist ohne weiteres einleuchtend. 
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Die strafprozessuale Stellung der zu den sogen. Exterritorialen zahlenden 
ausländischen Monarchen kann daher vorliegend unerörtert bleiben 

Die Worte des Gesetzes, soweit sie hier interessieren, lauten: 

„In Ansehung der Landesherren . . . finden die Bestimmungen der 
Strafprozeßordnung nur insoweit Anwendung, als nicht“ .. . usw. 

Läßt man die Worte des Gesetzes ausschließlich auf sich wirken, so wird 
man geneigt sein, die Bedeutung des $4 EG. zur StrPO. für die Landesherren 
dahin zu verstehen, daß grundsätzlich alle Bestimmungen der StrPO. auch den 
Landesherren gegenüber Geltung beanspruchen, soweit nicht, wie erwähnt, 
abweichende Bestimmungen getroffen sind. 

Wenn nämlich $ 4, ohne eine Einschränkung zu machen, sagt, unter 
welcher Voraussetzung die Bestimmungen der StrPO. auf die Landesherren 
Anwendung finden sollen, bzw. nicht Anwendung finden sollen, so gewinnt 
es den Anschein, als ob $ 4 bei den Landesherren u. a. auch die Rollen des Be- 
schuldigten, Angeschuldigten, Angeklagten usw. im Auge habe. Aus der — 
allerdings ganz allgemein gehaltenen — Fassung des $ 4 aber den Schluß zu 
ziehen, daß das Gesetz habe besagen wollen, es solle sich die Möglichkeit der 
Einleitung und der Durchführung eines Strafverfahrens gegen die Landes- 
herren nach den betreffenden Hausverfassungen oder Landesgesetzen richten, 
wäre falsch. Tatsächlich kann nämlich nach Landesrecht dem Monarchen die 
Rolle eines Beschuldigten überhaupt niemals zufallen. 

Die Möglichkeit eines Strafverfahrens gegen den Landesherrn ist dauernd 
ausgeschlossen. Ist es doch ein allgemein anerkannter Grundsatz des heutigen 
deutschen Staatsrechts, daß der Monarch strafrechtlich unverantwortlich 
ist, ein Grundsatz, der übrigens in den Landesverfassungen zumeist auch aus- 
drücklich gesetzlich festgelegt ist, der aber als ein der Erwähnung überhaupt 
nicht bedürfender staatsrechtlicher Lapidargrundsatz selbstverständlich auch 
in den deutschen Monarchien gilt, in deren Verfassungen der Unverantwort- 
lichkeit des Landesherrn nicht besonders gedacht ist. 

Dieses Grundsatzes ist allerdings — von der Bedeutung des $ 4 zunächst 
abgesehen — weder in der Reichsverfassung, noch in den sonstigen Reichs- 
gesetzen nochmals Erwähnung geschehen. Aus diesem Schweigen darf geschlossen 
werden, daß an dem genannten Prinzip nicht hat gerüttelt werden sollen. 

Seine fortdauernde Geltung ist auch durch $ 4 EG. zur StrPO. nicht in 
Frage gestellt. 

Kann man andererseits in letzterer Bestimmung aber nicht auch eine aus- 
drückliche reichsgesetzliche Anerkennung des genannten Grundsatzes erblicken ? 

` Bejahenden Falls wäre die Frage berechtigt: 

Soll nunmehr kraft § 4 EG. zur StrPO. die strafrechtliche Unverant- 
wortlichkeit der deutschen Landesherren fiir das Gebiet des ganzen deutschen 
Reichs gelten ? 

Eine solch schwerwiegende Schlußfolgerung ist aus dem Wortlaut des 
$ 4 jedenfalls nicht zu ziehen. 

Es mag dahingestellt bleiben, ob, um eine derartige gesetzliche Nor- 
mierung von solch wichtiger, für das ganze Gebiet des öffentlichen Rechts 
vorhandener Bedeutung zu treffen, das HCD RENE Bese zur StrPO. über- 
haupt die geeignete Stelle gewesen ware. 
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In jedem Falle wiirde man aber eine klarere Fassung des § 4 zu fordern 
haben, der sich insbesondere unzweideutig darüber hätte aussprechen müssen, 
ob die betreffenden Vorschriften der Hausverfassungen und Landesgesetze, 
die er im Auge hat, auch über das Gebiet des einzelnen monarchischen Bundes- 
staates hinaus Geltung zu beanspruchen haben’). 

Denkt man aber an das Gebiet des monarchischen Einzelstaates selbst, 
so würde es unseres Erachtens einer reichsgesetzlichen Sanktion des genannten 
Prinzips, falls man eine solche aus $ 4 herauslesen will, insoweit gar nicht be- 
durft haben, da dasselbe, weil auf Landesverfassungsrecht beruhend, für den 
Umfang des Einzelstaates auch ohne den $ 4 nach wie vor Geltung bean 
spruchen kann. 

Wir kommen also zu dem Schluß, daß $ 4 EG. zur StrPO. sich über das 
Prinzip der strafrechtlichen Unverantwortlichkeit der deutschen Landesherren 
nicht ausläßt?). 

Im Hinblick auf die Landesherren kann $ 4 allerdings insoweit praktische 
Bedeutung haben, als dieselben bei einem Strafverfahren etwa als Zeugen oder 
sonst als Auskunftspersonen in Betracht kommen. 

§ 4 will insbesondere die Vorschriften unberührt lassen, wonach der 
Landesherr von der Verpflichtung zur Ablegung des Aue be- 
freit ist. 

So darf z. B. nach Art. 9 des Hess. Gesetzes vom 7. Juni 1879 der Groß- 
herzog von Hessen nicht zum Zeugnis aufgerufen werden. Eine Verpflichtung 
zur Zeugenaussage besteht auch nicht für den König von Sachsen (vgl. Sächs. 
StrPO. von 1868, Art. 228). 


1) Allerdings ist unserer Ansicht nach jeder deutsche Bundesfürst inner- 
halb des ganzen deutschen Reichs von jedem Reichs- und Landesstrafrecht 
eximiert. Wenn schon die den deutschen Landesherrn zukommende Unver- 
antwortlichkeit zunächst lediglich Bedeutung für den eigenen Staat hatte, 
so wird man seit der Errichtung des deutschen Reiches die deutschen Landes- 
herren docn als für das Gebiet des ganzen Reiches strafrechtlich unverant- 
wortlich ansprechen müssen; denn die Reichsgewalt ist nicht eine den deutschen 
Landesherren fremde Staatsgewalt; die deutschen Fürsten, vor Gründung des 
Reichs nur Inhaber einer Staatengewalt, sind heutigen Tages auch noch Mit- 
inhaber der Reichsgewalt, sogen. „Reichsmitregenten“. Die Souveränität 
im Reiche liegt bei den verbündeten Regierungen, d. h. also wesentlich bei den 
22 deutschen Bundesfürsten. 

Jedenfalls entspricht es dem Sinne der Reichsverfassung, den Fürsten 
als Teilhabern an der Souveränität des Reichs für das ganze Gebiet des letzteren 
die jedem Souverän im eigenen Lande zukommende Unverantwortlichkeit 
eigen sein zu lassen. 

Ein näheres Eingehen auf die Frage, inwieweit dem Kaiser etwa eine 
den übrigen Bundesfürsten gegenüber bevorzugte Stellung zukommt, und ob 
hinsichtlich der letzteren von dem aufgestellten Grundsatz wegen des bundes- 
staatlichen Verhältnisses zu Kaiser und Reich Ausnahmen zu machen sind, 
soll zu einer anderen Zeit erfolgen. 

2) Wie Löwe (9. Auflage seines Kommentars zur StrPO.) zutreffend 
hervorhebt, wird der Grundsatz der strafrechtlichen Unverantwortlichkeit 
der Landesherren übrigens auch nicht durch das GVG. berührt, wie sich dies 
schon mit Rücksicht auf die eng begrenzte Aufgabe dieses Gesetzes von selbst 
verstehe (cf. Löwe a. a. O. Note 3 zu § 5 EG. zu GVG.). 
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Was aber nach Vorstehendem fiir Hessen und Sachsen Rechtens ist, 
wird man auch in jeder anderen Monarchie des Reiches gelten lassen müssen; 
denn im Endresultat ist gegen deutsche Fürsten jeder Zwang, weil gegen die 
Würde der Krone verstoßend, unzulässig. Es kann daher auch gegen sie wegen 
verweigerter Zeugenaussage niemals zu einem Zwangsverfahren kommen. 

Ist der Monarch übrigens bereit, sich als Zeuge vernehmen zu lassen, 
so kommt die Bestimmung des $ 71 StrPO. zur Anwendung. Hiernach sind 
die Landesherren in ihrer Wohnung zu vernehmen; sie leisten den Eid mittels 
Unterschreibens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel; sie werden nicht 
zur Hauptverhandlung geladen, vielmehr ist in derselben das Protokoll über 
ihre gerichtliche Vernehmung zu verlesen (cf. auch $$ 219 Abs. 2, 375 Abs. 2, 
479 Abs. 2, 482 CPO.). Bei dieser Sachlage haben aber die oben erwähnten, 
z. B. für Hessen und Sachsen getroffenen Bestimmungen jedenfalls nur die 
Bedeutung, daß bei den beiden letztgenannten Landesherren nicht einmal 
angefragt werden kann, ob sie bereit sind, sich als Zeuge vernehmen zu lassen. 

Wir kommen also zu dem Schluß: | 

§ 4 EG. zur StrPO. hat hinsichtlich der Landesherren nur eine sehr ge- 
ringe praktische Bedeutung, jedenfalls wohl nur die, daß landesrechtliche 
Vorschriften, betreffend das Verbot der zeugenschaftlichen Vernehmung des 
Landesherren, reichsrechtlich gutgeheißen werden. 

Es hätte füglich die Erwähnung der Landesherren im $ 4 EG. zur StrPO. 
gänzlich unterbleiben können, zumal ja nach dem oben Gesagten durch den- 
selben die ganz außerordentlich privilegierte Stellung der Landesherren, die 
für das Gebiet des Strafrechts nach wie vor als legibus soluti gelten müssen, 
keineswegs zum Ausdruck gebracht ist?). 


3) Im üvrigen gehört auch, um das noch zu betonen, das oben erwähnte 
Prinzip der strafrechtlichen Unverantwortlichkeit nicht dem formellen, sondern 
dem materiellen Recht an. — Ausschlaggebend würde dieser Gesichtspunkt 
bei der oben erörterten Frage allerdings nicht ins Gewicht fallen können, da 
sich auch sonst materielles Recht in Prozeßgesetzen (und umgekehrt) findet. — 

Nach herrschender und allein richtiger Auffassung kommt den deutschen 
Landesherren Straflosigkeit zu, die über die Bedeutung der den ausländischen 
Monarchen schützenden Unverfolgbarkeit hinausreicht. 

Letztere — die Unverfolgbarkeit — liegt ausschließlich auf dem Gebiete 
des Prozeßrechts; ein staatlicher Strafanspruch ist entstanden, doch kann er 
nicht geltend gemacht, nicht durchgeführt werden; nur die Einleitung des 
Prozeßrechtsverhältnisses ist gehindert. Das genannte — nur prozessuale — 
Hindernis kann jedoch behoben und alsdann der grundsätzlich entstandene 
Strafanspruch verwirklicht werden. 

So die Rechtsstellung der Exterritorialen! 

Ganz anderes bedeutet die den deutschen Landesherren eigene 
Straflosigkeit! 

Diese läßt ein staatliches Strafrecht aus Handlungen, die sonst ein solches 
erzeugen, überhaupt nicht entstehen. 

Hier handelt es sich also um eine Exemtion vom materiellen Recht, 
die natürlich gleichzeitig das Minus, die Exemtion von der Gewalt der Straf- 
gerichte, in sich schließt. 

Diese materiellrechtliche Befreiung schützt aber den, dem sie zugute 
kommt, auch späterhin, wenn er sie einbüßen sollte vor Anklagen wegen aller 
Handlungen, die er zu der Zeit begangen hat, als ihm die Straflosigkeit zur 
Seite stand (vgl. v. Kries StrPR. S. 84, Binding Hdbch. 1885 S. 667). 
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II. Ist nun die praktische Bedeutung des § 4, soweit die Landesherren 
in Betracht kommen, eine recht geringe, so gilt aber nicht das gleiche im Hin- 
blick auf die übrigen Mitglieder der landesherrlichen Familien. 

Die nach dem oben Ausgeführten den Landesherren eigene Befreiung 
von der Herrschaft des Strafgesetzes kommt bekanntlich nicht den andern 
Mitgliedern der landesherrlichen Familien, weder der Gemahlin des Herrschers, 
noch irgendeiner andern fürstlichen Person eines regierenden Hauses zu; jeder 
Prinz — der Thronfolger nicht ausgenommen*®) — und jede Prinzessin eines 
jeden deutschen Fürstenhauses unterstehen an sich der Herrschaft des Straf- 
gesetzbuches; sie sind strafrechtlich voll verantwortlich (ihre Strafmündig- 
keit und ebenso das Fehlen eines anderen persönlichen Straf- oder Schuld- 
ausschließungsgrundes natürlich vorausgesetzt). 

Gegenüber den genannten Personen würde also zutreffendenfalls ein straf- 
rechtlicher Anspruch des Staates in gleicher Weise bestehen wie gegenüber 
jedem anderen, der sich gegen das Strafgesetz vergangen hat. Gegen alle nicht- 
regierenden Mitglieder eines landesherrlichen Hauses ist ein peinliches Ver- 
fahren möglich und zulässig. 

An sich — von $ 4 des EG. zur StrPO. zunächst mal abgesehen — würde 
also auch den nicht regierenden Mitgliedern der landesherrlichen Familien 
gegenüber das unsern StrafprozeB beherrschende Legalitätsprinzip, d. h. der 
Grundsatz, daß die Staatsanwaltschaft wegen aller gerichtlich strafbaren 
und verfolgbaren Handlungen einschreiten muß, zur Geltung zu kommen 
haben. 

Es ist aber hierbei zu beachten, daß etwaige Strafverfahren gegen die 
dem Thron am nächsten stehenden Personen mit erheblichen Unzuträglich- 
keiten verbunden sind. 

Dem ist denn auch durch besondere des Näheren weiter unten zu er- 
wähnende Bestimmungen der Landesgesetze bzw. Hausverfassungen Rechnung 
getragen. 

Durch $ 4 sind diese Vorschriften reichsrechtlich wiederum ausdrücklich 
sanktioniert. 

Anders als bei den Landesherren hat hinsichtlich der übrigen Mitglieder 
ihrer Familien, wie bereits erwähnt, $ 4 mithin die weitergehende Bedeutung, 
daß die Hausverfassungen bzw. Landesgesetze in jedem Falle zur Anwendung 
kommen sollen, wo die genannten Personen bei einem Strafverfahren über- 
haupt, also nicht nur als Zeugen, als Inhaber eines Beweisstückes usw., sondern 
vor allem auch als Beschuldigte, beteiligt sind. 

Es bleiben u. a. in Geltung (vgl. Motive zur StrPO. S. 233) einmal die 
landesrechtlichen Bestimmungen, nach denen die Zulässigkeit der Verfolgung 
oder der Verhaftung der Mitglieder der landesfürstlichen Familien an eine Er- 
mächtigung seitens des Landesherrn gebunden ist. 


‘) Dagegen ist der Thronfolger gedeckt, wenn er das denkbar schwerste 
Delikt begeht, nämlich einen Hochverrat im Sinne des $ 80 StrBG’s.; denn 
als Throninhaber kann er auch wegen strafbarer Handlungen nicht belangt 
werden, die vor seiner Regierungszeit liegen. Der in der angedeuteten Weise 
— durch Tötung seines Vorgängers — auf den Thron gelangte Monarch ist 
während seiner Regierungszeit vor jeder Strafverfolgung sicher. 
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Ferner bleiben vor allem unberiihrt die Bestimmungen der Landesgesetze 
bzw. der Hausverfassungen, wonach das fiirstliche Haus oder das Oberhaupt 
des Hauses allein die Strafgewalt über die Angehörigen desselben ausübt. 

Was zunächst die Mitglieder des preußischen Königshauses betrifft, so 
ist insoweit noch $ 251 der Kriminalordnung von 1805 von Bedeutung. Der 
angezogene Paragraph besagt: 

„Wider Prinzen und Prinzessinnen des Königlichen Hauses . . . findet 
keine Untersuchung und keine Verhaftung statt; es sey denn, daß sie von dem 
Oberhaupt des Staates einem Gerichte oder einem einzelnen Justizbediensteten 
aufgetragen werden.‘ 

Prinzessin in diesem Sinne ist selbstverständlich auch die preußische 
Königin. 

Die in der Literatur übrigens immer wiederkehrende Auffassung, daß 
in Preußen der „Geheime Justizrat‘‘ beim Kammergericht in Berlin für Straf- 
sachen der Mitglieder des Königshauses zuständig sei, beruht auf einer irr- 
tümlichen Auslegung des Gesetzes vom 26. April 1851. 

Letzteres bezieht sich nämlich nur auf zivilrechtliche Streitigkeiten 
Dritter gegen Mitglieder des Königlichen Hauses (vgl. Heimburger Juristen- 
Zeitung 1909, S. 1483). 

Nach der angezogenen Bestimmung der Kriminalordnung ist die Rechts- 
lage vielmehr folgende: 

„Wenn ein Mitglied der preußischen Königsfamilie sich einer strafbaren 
Handlung schuldig gemacht haben sollte, so hängt es vom König ab, ob über- 
haupt ein Strafverfahren eingeleitet werden soll. Will er ein solches einleiten, 
so steht es wiederum einzig und allein in seiner Befugnis, zu bestimmen, wer 
das Verfahren durchführen solle. Er kann die Untersuchung einem einzelnen 
Justizbediensteten oder auch einem Gerichte übertragen, sei es einem 
Zivil-, sei es einem Militärgerichte.‘‘ — so Heimburger a. a. O. S. 1484 —. 

In Sachsen entscheidet nach dem Nachtrage zum kgl. sächsischen Haus- 
gesetz vom 20. August 1879 in Strafsachen der Mitglieder des Hauses allein der 
König. Dagegen haben nach Art. 1 des Württemb. Ausführungsgesetzes zur 
Strafprozeßordnung vom 4. März 1879 die Mitglieder des Königlich württem- 
bergischen Hauses in Strafsachen ihren Gerichtsstand in erster und letzter Instanz 
vor dem Oberlandesgericht zu Karlsruhe (vgl. auch Württemb. Hausgesetz 
von 1828 8 67). Doch ist das Urteil behufs etwaiger Ausübung des BESNAGIEUNES- 
rechtes dem König vorzulegen. 

Aber auch in Württemberg setzt wie in Preußen die Einleitung des straf- 
rechtlichen Verfahrens gegen Mitglieder des Königlichen Hauses eine vor- 
gängige EntschlieBung des Königs voraus (vgl. Wittmaack Archiv für zi- 
vilistische Praxis, Band 90. S. 59, Anm. 4). 

In Bayern (vgl. Hausgesetz von 1819 Tit. 10 § 4) übt der König wieder 
die Strafgerichtsbarkeit allein aus. 

Jedenfalls findet aber, wo dem Landesherrn selber die Strafgewalt über 
die Hausmitglieder zusteht, ‚regelmäßig die Zuziehung des Familienrates, auch 
wohl Konstituierung eines Gerichtshofes für den einzelnen Fall statt, wobei 
aber immer die Bestätigung des Erkenntnisses dem regierenden Herren vor- 
behalten wird“ (vgl. Schulze, a. a. O. S. 1285). 
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Es haben sich mithin, falls Mitglieder der landesherrlichen Familien als 
Beschuldigte in Betracht kommen, Richter und Staatsanwälte insoweit jeder 
Tätigkeit zu enthalten, als in den betreffenden Hausverfassungen oder Landes- 
gesetzen besondere Bestimmungen getroffen sind. 

Aus dem oben Ausgeführten folgt aber nun nicht etwa, daß sich die 
exemptionelle Stellung der nichtregierenden Mitglieder der landesherrlichen 
Familien ausschließlich in dem ihnen etwa eingeräumten privilegierten Ge- 
richtsstand erschöpft. Sie genießen vielmehr gemäß $ 4 EG. zur StrPO. even- 
tuell auch die Vergünstigung eines in den Landesgesetzen oder Hausverfassungen 
weiter noch vorgesehenen besonderen Verfahrens; und zwar können die landes- 
rechtlichen Vorschriften sowohl das Verfahren als Ganzes, wie auch einzelne 
Punkte desselben zum Gegenstande haben (so auch Löwe zu $ 4 EG. zur 
StrPO.). Fehlt es an besonderen Bestimmungen, so greifen hinsichtlich des Ver- 
fahrens die Vorschriften der StrPO. Platz. 

Weitergehende Privilegien kommen übrigens nicht in Frage. 

Deshalb wird in peinlichen Sachen gegen die genannten Personen, was 
die materiell-rechtliche Seite betrifft, die zu fällende Entscheidung sich auch 
stets im Rahmen des Strafgesetzbuches bewegen müssen, d. h. bei Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit sind das fürstliche Haus bzw. der Landesherr oder die 
sonst etwa in Betracht kommenden Instanzen sowohl an die im Strafgesetz- 
buch bezeichneten Tatbestände wie auch an das geltende Strafensystem 
gebunden. 

Modifikationen können aber im Falle einer Bestrafung selbstverständlich 
wieder durch einen besonderen Gnadenakt des Landesherrn eintreten. 

Eine Garantie gegen willkürliche Verhängung von Strafen über die ge- 
nannten Personen ist übrigens dadurch gegeben, daß die endgültige Entscheidung 
des Monarchen jedenfalls der ministeriellen Gegenzeichnung bedarf (so auch 
Rehm, Modernes Fürstenrecht S. 373: wo immer der Fürst selbst die Gerichts- 
barkeit ausübt, also auch bei Bestätigung der Familienratsentscheidung, ist 
Gegenzeichnung des staatlichen Justizministers erforderlich, weil Ausübung 
eines Staatshoheitsrechtes in Frage steht; vgl. weiter Rehm S. 121: Die 
Gerichtsbarkeit über die Hausangehörigen, die dem Landesfürsten zusteht, 
bzw. in dessen Namen geübt wird, bildet keinen Bestandteil seiner Familien-, 
sondern seiner Staatshauptstellung — und S. 447: Die besondere Gerichts- 
barkeit über die Familienglieder ist ein Ausfluß der Staatsgewalt, wirkliche oder 
delegierte Staatsgerichtsbarkeit). 

Wir sehen also, daß im Hinblick auf die nicht regierenden Mitglieder 
der landesherrlichen Häuser die Bestimmung des $ 4 außerordentlich große 
praktische Bedeutung hat’) ®). 


5)! Einfnäheres Eingehen auf die prozessuale Stellung der mit den landes- 
herrlichen Familien zusammen erwähnten fürstlichen Familie Hohenzollern 
soll hier unterbleiben. Man wird sie — soviel sei wenigstens gesagt — den 
ke des preußischen Königshauses im allgemeinen gleichzustellen 
raben. 

*) Das den Mitgliedern der landesherrlichen Familien vorzugsweise zu- 
kommende Privilegium des besonderen Gerichtsstandes wird man ihnen 
übrigens für das Gebiet des ganzen deutschen Reiches 
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Da nach § 4 EG. zur StrPO. nun immer vorausgesetzt ist, daß sich in 
Hausverfassungen’) oder Landesgesetzen abweichende Bestimmungen zugunsten 
der Mitglieder der landesherrlichen Familien finden, so werden in den Bundes- 
staaten, in denen es an derartigen Vorschriften fehlt®), ohne weiteres die Be- 
stimmungen der StrPO. zur Anwendung kommen müssen. 

Wo dies der Fall sein sollte, wird eventuell das landesherrliche Abolitions- 
recht eine wertvolle Handhabe sein, um den Unzuträglichkeiten, die, wie oben 
bereits erwähnt, mit der Einleitung und Durchführung eines Strafverfahrens 
gegen Mitglieder der landesherrlichen Familien in jedem Falle verbunden sind, 
zu begegnen. 

Fehlt es aber auch an einer die Abolition zulassenden gesetzlichen Be- 
stimmung, so wird man einem Strafverfahren gegen Mitglieder der landes- 
herrlichen Familien seinen Lauf lassen müssen. 

Denn es kann „die Pflicht der Staatsanwaltschaft zu strafrechtlichem 
Einschreiten bei dem Vorhandensein der nötigen tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen nur beseitigt werden durch das landesherrliche Abolitions- 
(Niederschlagungs-)Recht, das in den meisten deutschen Bundesstaaten be- 
steht“ (Lucas: Das formelle Strafrecht S. 5). 

Haben aber denn nicht die Beamten der Staatsanwaltschaft die dienst- 
lichen Anweisungen ihrer Vorgesetzten zu befolgen ? und hat nicht die Staats- 
regierung auf diesem Wege die Macht, die Verfolgung einer Straftatzu verhindern ? 
Daß dieses zulässig sei, bestreitet v. Bar (Gesetz und Schuld im Strafrecht 
Bd. Ill, Berlin 1909 S. 485). Er bezeichnet es als eine „höchst gefährliche 
Folgerung‘‘ aus § 147 GVG., daß der Justizminister den Staatsanwälten die 


zuerkennen müssen (so auch v. Kries Archiv Bd. 5 S. 369 oben u. Eccius in 
Gruchots Beiträgen Bd. 30 S. 460). 

Die allerdings nicht unbestrittene Frage sei hier nur kurz gestreift. Dem 
Geiste der Reichsverfassung entspricht m. E. nur die hier vertretene Ansicht 
(vgl. auch Rehm S. 448: Vorrechte, welche ihnen das Reichsrecht zubilligt, 
wie z. B. das des Gerichtsstandes vor besonderem Gericht [höherem Zivilgericht 
oder besonderem Familiengericht] besitzen dieselben gegenüber allen Staaten, 
in welchem dieses Reichsgesetz gilt); ein preußisches ordentliches Gericht 
ist daher in Strafsachen gegen ein sächsisches Fürstenhausmitglied unzuständig). 

Andernfalls könnte, ‚nach der Ansicht derer, die wie die Kommentatoren 
der StrPO. alle Mitglieder der landesherrlichen Häuser außerhalb ihres Heimats- 
staates als unter den gewöhnlichen Strafgerichten stehend betrachten, z. B. 
die deutsche Kaiserin während ihres Aufenthaltes in Baden-Baden von ihrer 
Kammerfrau wegen angeblicher an diesem Orte begangener Beleidigung usw. 
vor dem dortigen Gericht mit einer Privatstrafklage belangt, überhaupt vom 
Staatsanwalt mit jeder Anklage verfolgt werden“. (Thudichum Annalen des 
deutschen Reichs 1885 S. 322). 

Von den Kommentatoren der StrPO. läßt z. B. auch Stenglein ($ 4 EG. 
zur StrPO.) die genannten Vorbehalte nur innerhalb der betreffenden Landes- 
grenzen Wirkungen äußern. 

Praktisch würde Stenglein in den meisten Fällen übrigens zu demselben 
Resultat wie wir kommen, weil er sagt, daß die Vorbehalte geeignet seien, die 
Zulässigkeit der Rechtshilfe zu beschränken. 

7) Die observanzmäßige Übung eines hochfürstlichen Hauses genügt 
selbstverständlich. 

8) Ob und gegebenenfalls in welchen Staaten dies tatsächlich zutrifft, 
war bisher nicht zweifelsfrei festzustellen. 
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Erhebung einer öffentlichen Anklage in Ausübung des völlig freistehenden 
Verzichts auf den Strafverfolgungsanspruch einfach verbieten könne, eine 
Folgerung, die seines Erachtens mit dem in $ 152 Abs. 2 der StrPO. für die 
Strafverfolgung sanktionierten Legalitätsprinzip durchaus im Widerspruch 
stehe; auch Seuffert ($ 4) halte es nach Reichsrecht (ohne näher auf die preu- 
Bische Verfassung einzugehen) für unzulässig, daß der Justizminister den Staats- 
anwälten die Erhebung einer öffentlichen Klage anders als aus Rechtsgründen 
untersage und gegenüber solchem Verfahren sogar $ 346 StrGB. für an- 
wendbar. 

Ill. Wie gestaltet sich nunmehr die Rechtslage der Mitglieder der im 
Schlußsatze des $ 4 genannten vormals regierenden Familien ? 

Sollen auch insoweit etwaige Vorschriften Geltung behalten, die 
das hochfirstliche Haus oder das Haupt der Familie als Inhaber der 
Strafgewalt bezeichnen ? 

Das Hausgesetz für das Königreich Hannover?) vom 19. November 1836 
enthält z. B. folgende Bestimmung: 

Il. Kap. $ 1: „Alle Mitglieder des Königlichen Hauses sind der Gerichts- 
barkeit des Königs untergeben, und er übt als Haupt des Hauses eine besondere 
Aufsicht mit bestimmten Rechten, nach Maßgabe dieses Hausgesetzes, über 
sie aus‘. 

Im IX. Kapitel, das vom Gerichtsstande der Mitglieder des Königlichen 
Hauses handelt, besagt $ 3, daß in Fällen, welche für das peinliche Verfahren 
geeignet sind, die Untersuchung einem Familienrate anheimfalle, der zu dem 
Ende aus denjenigen volljährigen Prinzen des Hauses, bei welchen kein recht- 
liches Hindernis obwalte, und den stimmfiihrenden Mitgliedern des Ministerii 
gebildet werde, daß aber auf Verlangen des in Untersuchung befindlichen 
Mitgliedes der Familienrat durch Mitglieder aus den höchtsen Landesgerichten 
verstärkt werden müsse, und daß der König die Untersuchung persönlich oder 
durch Vollmacht leite, sowie daß ihm das Recht der Bestätigung des Urteils 
und der Begnadigung verbleibe. 

Welche Bedeutung kann den vorstehenden Bestimmungen heutigen 
Tages noch zukommen ? 

Wir wollen auch hier zunächst unterscheiden zwischen den Häuptern und 
den übrigen Mitgliedern der vormals regierenden Familien. 

Uber die Stellung der ersteren sagt Wittmaack'®), der sich durch die No- 
velle von 1898 ohne weiteres sehr stark hat imponieren lassen: „Wo nach 
den Bestimmungen der Hausverfassungen das Familienhaupt in Strafsachen 
entscheidet, da ist den Häuptern der nicht regierenden Familien ihre frühere 
strafrechtliche Unverletzlichkeit erhalten geblieben” Diese Ansicht würde also 
zu einer Gleichstellung der Häupter der depossedierten Familien mit den re- 
zierenden deutschen Landesherren führen. Es wäre sogar gegebenenfalls noch 
eine den letzteren gegenüber bevorzugtere Stellung. Bei den Häuptern der 


°) Bedeutuneslos für die folgende Betrachtung ist natürlich, daß das 
hannoversche Hausgesetz vom „Könige“ spricht. Da vor der Einverleibung 
Hannovers in den preußischen Staat das Haupt des Hauses Hannover stets 
der König war. so war die gewählte Bezeichnung die naheliegendste. 

19) cf. Archiv für civ. Praxis Bd. 90 S. 61 Anm. 42. 
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depossedierten Familien kann namlich eine Anderung ihrer Rechtsstellung 
nicht wohl eintreten, da sie der Eigenschaft des Familienhauptes schwerlich 
verlustig gehen werden. Schon oben ist aber angedeutet, daß der Landesherr 
die Monarchenqualität verlieren kann und in solchem Falle auch für die Zu- 
kunft seine exemptionelle Stellung in strafrechtlicher Hinsicht einbüßt. 
Der innere Grund für die Tatsache, daß dem Landesherrn die strafrecht- 
liche Unverantwortlichkeit naturgemäß nur während seiner Regierungszeit 
zukommt, ist ja auch ohne weiteres einleuchtend. 

Die strafrechtliche Unverantwortlichkeit des Landesherrn findet ihre 
Berechtigung im Hinblick auf die Interessen des Staates. Vorzugsweise um 
des letzteren willen soll der Monarch während seiner Regierungszeit strafrechtlich 
nicht zur Rechenschaft gezogen werden können; denn durch die Einleitung 
und eventuelle Durchführung eines Strafverfahrens gegen den Monarchen 
würde der Friede des gesamten Staates schwer erschüttert werden. 

Das sind natürlich keine Gründe, die auch im Hinblick auf die Häupter 
der depossedierten Familien Geltung zu beanspruchen vermögen. Dann bleibt 
aber nur die weitere Möglichkeit, daß man bei den Häuptern der depossedierten 
Familien bei Schaffung der Novelle von 1898 dieselben Vergünstigungen im 
Auge gehabt hat, die man den Mitgliedern der vorgenannten Familien überhaupt 
gewähren wollte. 

Für die Richtigkeit letzterer Annahme spricht übrigens auch der Wort- 
laut des $ 4, da bei den regierenden Familien die Landesherren (also die Häupter 
der landesherrlichen Familien) zunächst ausdrücklich erwähnt sind (,,in An- 
sehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien“), während bei den vormals regierenden Familien nur von den Mit- 
gliedern schlechthin die Rede ist. 

Was nun die letzteren — vom Haupte des Hauses abgesehen — betrifft, 
so ist — wie sich aus dem früher Gesagten bereits ergibt, — eine Strafgewalt 
des Familienhauptes, sei es, daß dieses allein oder in Gemeinschaft mit einem 
Familienrate tätig wird, nur dann denkbar, wenn und solange das Haus noch 
als ein regierendes im eigentlichen Sinne anzusehen ist; denn die Gerichtsbarkeit 
des Hauptes des Hauses, sei es, daß sie unmittelbar von ihm selber, sei es 
daß sie in seinem Namen geübt wird, ist Ausfluß eines Staatshoheitsrechts, das 
stets der Gegenzeichnung des staatlichen Justizministers bedarf. Ohne Mit- 
wirkung dieses staatlichen Organs ist für mich die Ausübung der Strafgewalt 
über Hausmitglieder undenkbar. Eine solche Gerichtsbarkeit fehlt demgemäß 
notwendigerweise den Häuptern der vormals regierenden Häuser. Daraus 
folgt dann aber auch weiter, daß trotz $ 4 EG. zur StrPO. und trotz Haus- 
verfassungen diein den letzteren etwa getroffenen „abweichenden Be- 
stimmungen‘“ “insoweit keine Geltung mehr beanspruchen können, als das 
wesentliche Privilegium der Gewährung eines besonderen Gerichtsstandes 
vor dem Familienhaupte oder dem Hause als solchem in Frage kommt. 

Daß die hier vertretene Ansicht allein richtig ist, erhellt auch ohne weiteres 
dann, wenn man z.B. an die Frage der Strafvollstreckung einer durch 
das Haupt einer der erwähnten Familien bestätigten, aber notwendigerweise der 
Gegenzeichnung eines staatlichen Justizministers entbehrenden Familienrats- 
entscheidung denkt. 
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Einem Ersuchen um Vollstreckung einer durch das Haupt des Hauses 
oder durch letzteres festgesetzten Strafe wiirde keine Strafvollstreckungs- 
behörde Folge geben können. 

Auf die Frage, ob der seitens des derzeitigen Hauptes des vormals han- 
noverschen Königshauses erhobene Anspruch, kraft Thronfolgerechtes Herzog 
von Braunschweig zu sein und somit zu den regierenden deutschen Landesherren 
zu zählen, berechtigt ist, kann hier natürlich nicht weiter eingegangen 
werden. 

Die oben gegebene Entscheidung der hier aufgeworfenen Frage würde 
zudem in keinem Falle anders ausfallen können. 

Denn auch bei Anerkennung der Berechtigung des vorerwähnten An- 
spruches würde nach dem klaren Wortlaute des $ 4 EG. zur StrPO. der Herzog 
von Cumberland nicht zu den ,,Landesherren“ und seine Familie nicht zu den 
„landesherrlichen Familien‘ im Sinne des Satzes 1 im $ 4 zu zählen sein, da 
nach Erwähnung der Landesherren und der landesherrlichen Familien das 
vormalige hannoversche Königshaus zusammen mit den übrigen depossedierten 
Familien im Satz 2 des $4 ausdrücklich genannt und demnach in einen bedeut- 
samen Gegensatz zu den Landesherren und landesherrlichen Familien ge- 
bracht ist. 

Aus dem bisher Gesagten ergibt sich demnach, daß die Novelle von 1898 
nicht ohne weiters vermocht hat, den vormals regierenden Fürstenhäusern 
das Privilegium eines besonderen Gerichtsstandes in Strafsachen zu sichern. 
Es kommt aber auch noch folgendes in Betracht: 

Wie steht es überhaupt mit der fortdauernden Gültigkeit der fraglichen 
Bestimmungen der Landesgesetze und Hausverfassungen ? 

Von Interesse nach dieser Richtung — soweit es sich um die Landes- 
gesetze handelt — sind Ausführungen Steins in Buschs Zeitschrift 
für deutschen Zivilprozeß (Bd. 24 S. 218), Ausführungen, die im Hinblick 
auf § 5 EG. z. GVG., in dem die Novelle von 1898 gleichfalls entsprechende 
Vorbehalte zugunsten der vormals regierenden Familien getroffen hat, ge- 
macht sind. „Ich frage zunächst einmal: Welche Landesgesetze? Sollen 
es diejenigen Landesgesetze sein, die früher einmal in Hannover usw. gegolten 
haben ? Diese Landesgesetze sind, wenn nicht schon bei der Annexion, so jeden- 
falls am 1.10. 1879 außer Kraft gesetzt worden.“ 

Daß die fraglichen Landesgesetze am 1. Oktober 1879 außer 
Kraft getreten sind, erscheint ohne weiteres einleuchtend. 

Erhardt (die privilegierte Stellung der Landesherren und hochadligen 
Familien im deutschen Zivilprozeßrecht 1912) führt zutreffend folgendes aus: 
„Nachdem am 4. Oktober 1879 für deren“ — nämlich der 1866 depossedierten 
Fürstenhäuser und des herzoglich holsteinischen Fürstenhauses — „Mitglieder 
auch keine besonderen Gerichte zugelassen waren, sind die in Betracht kom- 
menden landesgesetzlichen Bestimmungen aufgehoben worden und selbstver- 
ständlich konnten diese nicht automatisch am 1. Januar 1900 wieder aufleben.‘ 

Bei den prozeßrechtlichen Vorschriften dr Hausverfassungen 
dürfte aber die Rechtslage wohl eine andere sein. Die Hausverfassungen der 
depossedierten Familien haben an sich ihre Gültigkeit nie eingebüßt, wie sich 
schon daraus ergibt, daß diesen Familien das Recht der Autonomie verblieben 
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ist. Einzelne prozeBrechtliche Vorschriften der Hausverfassungen sind aller- 
dings aufgehoben gewesen. 

Wenn nun die Novelle von 1898 sagt, daB in den Hausverfassungen vor- 
gesehene abweichende Bestimmungen Geltung haben sollen, so wird man im 
Hinblick auf das dem hochfiirstlichen Hause zustehende Recht der Autonomie 
und im Hinblick auf den in diesem Falle zu vermutenden Willen des Hauses 
von der erneuten Gültigkeit etwaiger prozeßrechtlicher Vorschriften der Haus- 
verfassungen auszugehen haben. 

Andernfalls würde man ja fordern müssen, daß das hochfürstliche Haus 
durch einen besonderen autonomischen Akt sich für die erneute Gültigkeit 
der betreffenden in den Hausverfassungen etwa schon enthaltenen Vorschriften 
ausspreche. 

Man wird daher prozeßrechtlichen Bestimmungen der Hausverfassungen 
nicht deshalb die Gültigkeit ohne weiteres absprechen dürfen, weil sie sich bereits 
vor dem 1. Oktober 1879 bzw. vor dem 1. Januar 1900 — dem Tage des In- 
krafttretens der Novelle von 1898 — in den Hausverfassungen vorgefunden haben. 

Eines Eingehens auf letztere Frage bedurfte es, weil es immerhin denkbar 
ist, daß die Hausverfassungen der hier in Rede stehenden Familien noch andere 
prozeßrechtliche Bestimmungen enthalten als die oben erwähnten auf das Pri- 
vilegium eines besonderen Gerichtsstandes sich beziehenden. 

Eine derartige Möglichkeit ist zwar nicht wahrscheinlich, aber immer- 
hin nicht ganz von der Hand zu weisen. Es sei hier nur an Bestimmungen, 
ähnlich den oben erwähnten betreffend die zeugenschaftliche Vernehmung 
der Mitglieder hochfürstlicher Häuser, erinnert. 

Deshalb kann möglicherweise der Novelle von 1898 eine unerhebliche 
praktische Bedeutung doch zukommen'!). 

Die Bestimmung des bereits früher genannten $ 71 StPO. ist z. B. nur eine 
subsidiäre. | 

Sollten in den Hausverfassungen der vormals regierenden Familien 
Vorschriften enthalten sein, die die zeugenschaftliche Vernehmung der Mit- 
glieder des Hauses in einer von $ 71 StrPO. abweichenden Weise normieren, 
so würden diese Vorschriften durch $ 4 EG. zur StrPO. allerdings aufrecht 
erhalten sein. 

Auch andere prozeßrechtliche Vorschriften, wie solche über die Beschlag- 
nahme und Durchsuchungen, sind, falls die Hausverfassungen besondere Be- 
stimmungen enthalten, denkbarerweise noch jetzt in fortdauernder Geltung, 

Es kommen aber, um das nochmals zu betonen, abweichende Bestimmungen 
früherer Landesgesetze nicht mehr in Frage. 

Im übrigen gelangen wir zu dem Endergebnis, daß der durch die Novelle 
von 1898 auch zugunsten der vormals regierenden Familien getroffene Vor- 
behalt praktisch ohne alle Bedeutung ist, und daß insbesondere diesen Familien 
eine bevorzugte Stellung bezüglich des Gerichtsstandes nicht zukommt. 

Sämtliche Mitglieder der vormals regierenden Häuser sind den ordent- 
lichen Strafgerichten unterstellt, können eventuell also auch vor ein Schöffen- 
gericht zitiert werden. 


11) Vergleiche aber weiter unten. 
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Selbst die Familienhäupter sind hierbei nicht ausgenommen, da sie nach 
dem oben Ausgeführten nicht etwa, wie dies Wittmaack unrichtigerweise 
behauptet, als strafrechtlich unverantwortlich anzusprechen sind. Die Be- 
stimmungen der Hausverfassungen, die die Gewährung eines privilegierten 
Gerichtsstandes betreffen, sind überhaupt nicht mehr anwendbar. 

Bei dieser Sachlage kann es aber auch keinen Unterschied machen, ob 
es sich bei einem Strafverfahren um das Haupt des Hauses oder um ein anderes 
Mitglied desselben handelt. 

Die Häupter der genannten Familien ohne weiteres als keiner Gerichts- 
barkeit unterstehend anzusehen, wäre rein willkürlich. 

Man hat doch ihnen nicht etwa einen Freibrief für die ewig straflose Be- 
gehung der denkbar schwersten Verbrechen geben wollen! | 

Auf der andern Seite wird man auch nicht behaupten können, daß im 
Hinblick auf die rechtliche Unmöglichkeit, die übrigen Mitglieder der vormals 
regierenden Familien in der durch die Hausverfassungen normierten Weise 
zur Rechenschaft zu ziehen, der Staat sich nunmehr damit begnügen müsse, 
daß die Mitglieder der vormals regierenden Familien wegen begangener Straf- 
taten nur noch disziplinarisch vom Haupte des Hauses belangt werden können, 
wobei man allerdings wird zugeben müssen, daß den Häuptern der vormals 
regierenden Familien eine Art Disziplinarstrafgewalt über die Mitglieder des 
Hauses verblieben ist. 

Nun genießen aber bekanntlich noch heute die Häupter der standes- 
herrlichen Familien in Preußen — und wohl auch noch in einer Reihe anderer 
Bundesstaaten — das Privilegium eines besonderen Gerichtsstandes. Wenn 
man den Ausführungen Goldschmidts (Die Sonderstellung der Mediatisierten 
Preußens nach dem öffentlichen Rechte Preußens und des Deutschen Reiches, 
Marburg 1910, S. 67 ff.) hinsichtlich des privilegierten Gerichtsstandes der 
Mediatisierten aus den annektierten Staaten folgt, so ergibt sich die immer- 
hin beachtenswerte Tatsache, daß sämtliche Mitglieder der vormals regierenden 
Häuser, einschließlich der Häupter derselben, hinsichtlich des Gerichtsstandes 
in Strafsachen tatsächlich schlechter gestellt sind als die Standesherren aus 
den betr. 1866 annektierten Staaten!). 

Der oben erwähnte Rechtszustand bezüglich der depossedierten Familien 
ist nun aber nicht etwa ein unabänderlicher. 

Andernfalls müßte man ja einer Aufhebung des so trügerischen Anschein 
erweckenden Satzes 2 des § 4 EG. zur StrPO. das Wort reden. 

Zunächst können natürlich die einzelnen Bundesstaaten zugunsten der 
depossedierten Familien von den Vorschriften der StrPO. abweichende Be- 
stimmungen treffen. 

Die vormals regierenden Familien haben es andererseits aber auch selber 
in der Hand, sich strafprozessual die Stellung zu verschaffen, an die die No- 
velle von 1898 gedacht hat. 


12) Von den vormals regierenden Häusern ist allerdings dem Hause Nassau 
eine bevorzugte Stellung durch seine Berufung auf den luxemburgischen 
Thron zuteil geworden, da hiernach das Haupt und gegebenenfalls auch die 
übrigen Mitglieder des genannten Hauses nach völkerrechtlichen Prinzipien 
die Rechte der exterritorialen Personen innerhalb des deutschen Reiches genießen. 
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Ihnen, wie dem hohen Adel überhaupt, ist das Recht der Autonomie 
verblieben, das solange währt, als man von dem hochfürstlichen Hause überhaupt 
sprechen kann. Dieses besteht aber auch dann noch, wenn es z. B. auch nur 
auf den beiden Augen des letzten Agnaten ruht. 

Es ist der letzte Agnat alleiniger Träger der Hausautonomie (so Rehm, 
Modernes Fürstenrecht, S. 193). 

Es können deshalb jeder Zeit mit bindender Wirksamkeit Bestimmungen 
dahin getroffen werden, daß die Mitglieder des betreffenden Hauses in Straf- 
sachen nicht den ordentlichen Gerichten, sondern einem besonderen Gerichte 
unterstellt sein sollen'®). 

Es würde also meines Erachtens — ohne die Frage allerdings zweifels- 
frei entscheiden zu wollen — durchaus zulässig sein, wenn z. B. das vormalige 
hannoversche Königshaus kraft seiner Autonomie eine Bestimmung dahin träfe, 
daß die Mitglieder des Hauses in Strafsachen Recht vor dem Oberlandesgericht 
in Celle zu nehmen hätten?$). 

Ohne daß aber, sei es durch Landesgesetz, sei es durch ausdrücklichen 
hausverfassungsmäßigen Akt neue Bestimmungen geschaffen werden, ver- 
mögen wir den bisherigen Rechtszustand nicht als einen zugunsten der vor- 
mals regierenden Familien in nennenswerter Weise geänderten anzuerkennen?®). 


Über die Grenzen der Einziehung nach § 295 StGB. 
Von W. Schwabe in Hanau a. M. 


In $ 295 StGB. ist bestimmt, daß neben der durch ein Jagdvergehen 
verwirkten Strafe auf Einziehung des Gewehrs, des Jagdgeräts und der Hunde 
welche der Täter bei dem unberechtigten Jagen bei sich geführt hat, ingleichen 
der Schlingen, Netze, Fallen zu erkennen ist ohne Unterschied, ob sie dem 
Verurteilten gehören oder nicht. 

Seinem Wortlaut nach verbietet also $ 295 mit aller Bestimmtheit jede 
Rücksichtnahme auf das Eigentum eines Dritten. Die strenge Durchführung 


13) Ebenso Erhardt a. a. O. S. 11: Es ist „denkbar, daß auch in Zukuntt 
durch Hausverfassungen dieser Fürstenhäuser wirksame prozeßrechtliche 
Privilegien geschaffen werden‘. 

14) Mit Erhardt a. a. O. S. 11 ist allerdings weiter noch zu fordern, „daß 
für derartige autonomische Bestimmungen auch die landesrechtliche Grund- 
lage neu geschaffen“ werden muß. „Sobald z. B. ein Landesgesetz bestimmt, 
daß es den Hausverfassungen der genannten Häuser überlassen bleibe, Be- 
Stimmungen über den . Gerichtsstand usw. deren Mitglieder zu treffen, wäre 
an Grund einzusehen, warum solche Vorschrifien keine Wirksamkeit haben 
sollten.‘ 

15) Kommen wir hier aber zu dem Resultate, daß für die genannten Fa- 
milien die bisherigen Bestimmungen der Hausverfassungen sozusagen überhaupt 
keine praktische Bedeutung mehr haben, so erübrigt sich auch ein näheres 
Eingehen darauf, für welches Gebiet die Novelle von 1898 eine Privilegierung 
der Mitglieder der vormals regierenden Familien im Auge gehabt hat. cf. 
Busch a. a. O. „Soll etwa die Sonderstellung nur da gelten, wo diese Personen 
früher eine privilegierte Stellung hatten? Dann kommen wir zu einer poli- 
tischen Unmöglichkeit. Ich glaube nicht, daß die Meinung dahin gegangen 
ist, dem vormaligen hannoverschen Königshause in der preußischen Provinz 
Hannover eine Sonderstellung einzuräumen.“ 


396 Uber die Grenzen der Einziehung nach § 295 StGB. 


dieses Wortlauts führt aber in einer Reihe von Fällen zu unbilligen Ergebnissen. 
Dies ist in besonders starkem MaBe der Fall, wenn mit Sicherheit feststeht, 
daß das von dem Jagdfrevler geführte Gerät einem Dritten gehört, der zu der 
Straftat offensichtlich in gar keiner Beziehung steht, die Benutzung seines 
Eigentums weder gewollt noch auch nur von ihr gewußt hat, und noch mehr 
dann, wenn dieser zudem der durch die Tat geschädigte Jagdberechtigte selbst 
ist. Mehrfach ist das Bestreben hervorgetreten, diese Unbilligkeiten, sei es 
auch nur für die allergröbsten Fälle, auszuschalten. Die Erörterungen hierüber 
knüpfen fast durchweg an das Urteil des Reichsgerichts vom 2. Juli 1888!) 
an, von welchem auch hier ausgegangen werden soll. Der hier zugrunde liegende 
Fall war ganz besonders kraß: In ein- und demselben Verfahren war festgestellt, 
daß der Wilddieb ein Gewehr mitgeführt hatte, das er vorher dem Jagdberech- 
tigten selbst, dem es gehörte, gestohlen hatte. Bei dieser Sachlage hat sich 
das Reichsgericht dahin ausgesprochen, daß die Einziehung unzulässig sei. 
Diese Entscheidung gründet sich aber nicht auf die Erwägung, daß Eigen- 
tümer des Gewehrs der durch die Straftat selbst verletzte Jagdberechtigte 
war und aus diesem Grunde die Einziehung als unangängig erscheine, sondern 
in erster Linie darauf, daß nach § 111 StPO. Gegenstände, welche durch ein 
strafbare Handlung dem Verletzten entzogen wurden, diesem zurückzugeben 
sind, und daß diese positive Gesetzesvorschrift die Anwendung des $ 295 StGB. 
ausschließe?); ferner auf die Erwägung, $ 295 StGB. schließe zwar den Beweis, 
daß dem Eigentümer keine Konnivenz gegenüber dem Jagdvergehen des Täters 
zur Last falle, im allgemeinen aus, hier aber sei der Richter genötigt, in dem 
gleichen Verfahren eine zum Nachteil des Eigentümers begangene und jede 
Konnivenz von seiner Seite ausschließende Straftat festzustellen, so daß der 
Grund des Gesetzes, wegen der bloßen Möglichkeit einer solchen Konnivenz 
solle auf jeden- Fall die Einziehung verhängt werden, hier notwendigerweise 
widerlegt sei und deshalb die Einziehung in Wegfall komme. 

Dieser Entscheidung stimmen zu Olshausen, Oppenhoff-Delius, 
Frank, Meyer-Allfeld, Köbner, Nagler, Stenglein, Lindenmayer, 
anscheinend auch Rüdorff-Stenglein?). Binding?) hält die Entscheidung 
für zutreffend, aber nicht weit genug gehend, da die Verhängung der Einziehung 
gegen den Jagdberechtigten immer unzulässig sei, während sie Olshausen und 
Rüdorff-Stenglein®) ausdrücklich für im allgemeinen zulässig erklären. 


') Entsch. in Strafs. 18. S. 43, Rspr. 10, S. 452. 

2) Vgl. hierzu übrigens schon Nissen, Die Einziehung. Straßb. Festg. für 
Planck (1887) S. 83 ff. 

3) Olshausen Komm. (9. Aufl. 1912) Anm. 4 zu $ 295, S. 1253; Oppen- 
hoff-Delius, Strafgesetzb. (14. Aufl. 1901) Anm. 1 zu $ 295, S. 792; Frank, 
Strafgesetzb. (8/10. Aufl. 1911) Anm. I2 zu § 295, S. 519f. Meyer-Allfeld 
Lehrb. d. Strafr. (7. Aufl. 1912) § 55 I Nr. 13, S. 335 f. Köbner, die Maßr. der 
Einz. (1892) S.35 N.4. Nagler. Vergl. Darstellg., Besond. Teil Bd.8; § 9. 
S. 482; Stenglein, Komm. z. StPO. (3. Aufl. 1898) Anm. 1 zu $ 111, S. 244; 
Lindenmayer, strafr. und zivilr. Lehre v. d. Einz. (Heidelb. Diss. 1907) 
$ 5 14aN 4, S. 10; Rüdorff-Stenglein, Strafyesetzb. (4. Aufl. 1892), 
Anm. 1 (Fußnote) zu $ 295, S: 670. 

3) Lehrb. d. gem. dstch. Strafr. Bes. T. Bd. I, § 82, VIIA8czu und in 
Nr. 1, S. 332. 

5) 4.2.0. 
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Gegen das Reichsgericht haben sich v. Liszt, Meyer, Goldschmidt, Loe- 
wenstein, Seuffert und Vorberg®) ausgesprochen, unter denen der erst- 
genannte besonders hervorhebt, daß die Einziehung auch den verletzten Jagd- 
berechtigten selbst treffen müsse. Das gleiche meinten übrigens auch schon 
v. Buré’) und der Abg. Goetz?) im Reichstage. Alle gehen offensichtlich da- 
von aus, daß der klare und unbedingte Wortlaut des $ 295 StGB. selbst in 
solchem Falle keine Einschränkung irgendwelcher Art zulasse. 

In der Tat vermögen die Gründe des Reichsgerichts nicht zu befriedigen. 
Die Frage, ob der durch die Straftat selbst verletzte Jagdberechtigte als solcher 
von der Einziehung betroffen werden kann, hat das Reichsgericht nicht ein- 
gehender erörtert. Es muß aber den größten Bedenken begegnen, wenn die Un- 
zulässigkeit der Einziehung aus $ 111 StPO. hergeleitet wird. In $ 111 ist be- 
stimmt, daß Gegenstände, welche durch eine strafbare Handlung dem Verletzten 
entzogen und (durch Beschlagnahme oder freiwillige Herausgabe) in den Besitz 
der Strafverfolgungsbehörden gelangt sind, falls nicht Ansprüche Dritter ent- 
gegenstehen, auf einfache Anordnung des Gerichts hin dem Verletzten zurück- 
gegeben werden sollen. 

Die Bedeutung dieser dem Prozeßrechte angehörigen Bestimmung steht 
dahin fest, daß es sich hier nur um eine Entscheidung über den Besitz, nicht 
über die Eigentumsverhältnisse an der Sache handelt, die herausgegeben werden 
soll, daß aus diesem Grunde die Anordnung der Herausgabe den Charakter 
einer lediglich vorläufigen Regelung der Besitzverhältnisse hat, daß endlich, 
wie aus den ausdrücklichen Worten des Gesetzes zu entnehmen ist, eine Ent- 
scheidung allein zwischen dem Verletzten und dem Täter getroffen wird, 
ohne daß dadurch die Rechte Dritter überhaupt betroffen werden können, ja 
sogar, daß etwa bestehende Ansprüche Dritter der Ausantwortung sollen entgegen 
stehen können?). In $ 295 StGB. liegt hingegen eine Vorschrift des materiellen 
Rechtes vor, hier ist nicht nur eine Entscheidung über den Besitz angeordnet, 
sondern gerade das Eigentum an der Sache soll durch die Einziehung dem Staat 
verschafft werden: es handelt sich nicht um eine vorläufige, sondern um eine 
endgültige Entscheidung. $ 295 gewährt endlich dem Staat ein Recht auf die 
einzuziehende Sache, das nach seiner ausdrücklichen Bestimmung jedem anderen 
Rechte, das daran besteht, vorgehen soll. Liegen also die Voraussetzungen 
beider Bestimmungen zugleich vor, so muß die in $ 111 StPO. vorgesehene 
vorläufige Entscheidung der nach $ 295 StGB. gebotenen endgültigen weichen. 


8) v. Liszt, Lehrb. d. dtsch. Strafr. (19. Autl. 1912) § 134 13, N. 10 
S.459. Meyer, Lehrb. d. dtsch. Strafr. (5. Aufl. 1895) § 55 I N. 12, S. 394. 
Goldschmidt, Vergl. Darst. usw. Allg. T. Bd. 4, S. 447, N.6. Loewenstein 
in „Die Reform des Reichsstrafg.‘‘ von Aschrott und v. Liszt, Bd. II, S. 450. 
H. Seuffert in Stengl. Wörterb. d. Staats- u. VerwR’s., Bd. I (1890) S. 314. 
Vorberg, Die Einz. d. Prod. u. Werkz. usw. (Rost. Diss. 1895) § 9, S. 124. Vel. 
auch „R“ in den Jhrb. d. preuß. Jagd- u. FOTSIRESEIZE: 21, S. 14, auch Begr. z. 
Vorentw. e. StGB., S. 830. 

7) Gerichtss. 30, S. 266. 

8) Stenogr. Berichte üb. d. Vhdlgn. des Reichstags des nordd. Bundes. 
Session 1870, S. 729. 

°) Vgl. darüber statt aller Loewe, Komm. z. StPO. (13. Aufl. 1913) Anm, 2 
. zu $ 111, S. 451 f. 
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Es kann sich allenfalls fragen, ob vor Erlaß des Urteils die Anordnung der 
einstweiligen Rückgabe der Sache nach § 111 StPO. nicht unterbleiben muß. 
was auf jeden Fall zweckentsprechender ist, denn das Urteil muß auf die einem 
ganz andern Gebiete angehörige Einziehung endgültig lauten. $ 111 StPO. 
ist eine formelle Verfahrensregel, die der Durchführung des materiellen Rechtes 
zu dienen bestimmt ist, die aber niemals eine Vorschrift des materiellen Rechts 
in ihrer Wirksamkeit irgendwie beeinträchtigen kann. Die Ansicht des Reichs- 
gerichts führt denn auch dazu, daß in derartigen Fällen entweder die Einziehung 
von zufälligen Umständen des einzelnen Falles in einer durch innere Gründe 
nicht zu rechtfertigenden Weise abhängig wird, oder daß die Vorschrift des 
$ 295 StGB., wonach die Einziehung ohne Rücksicht auf eine Strafbarkeit 
des Eigentümers zu verhängen ist, außer Kraft gesetzt wird. Denn die Voraus- 
setzungen, von deren Vorliegen das Reichsgericht das Unterbleiben der Ein- 
ziehung abhängig macht, sind überaus eng. Nicht nur muß es eine strafbare 
Handlung sein, durch die der Wilderer sich des Geräts bemächtigt hat, sondern 
diese strafbare Handlung muß außerdem in dem gleichen Verfahren wie das 
Jagdvergehen festgestellt werden. Wie nun aber, wenn in dem Verfahren 
wegen: des Jagdvergehens festgestellt wird, daß der Täter sich das Gerät eines 
Dritten, wenn auch nicht durch eine strafbare Handlung, aber doch ohne alles 
Wissen und Wollen von seiten des Eigentümers verschafft hat? Es nimmt 
beispielsweise der Knecht die Jagdflinte seines Herrn und geht damit gewerbs- 
mäßig auf Wilddiebstahl aus, stellt sie aber nach jedem Gang wieder an ihren 
Ort im Schrank und wird späterhin entlarvt, weil das Nest seines Hehlers 
ausgehoben wird. In solchem Falle würde es an den Voraussetzungen des 
§ 111 StPO. fehlen, da der Knecht bei Wegnahme des Gewehrs nicht in rechts- 
widriger Zueignungsabsicht gehandelt, es also nicht gestohlen hat, sondern 
es stets nur vorübergehend benutzen wollte, es mithin dem Herrn nicht durch 
eine strafbare Handlung entzogen hat. Vom Standpunkt dieses letzteren aber 
und seinem Verhältnis zu dem Jagdfrevel aus betrachtet, besteht zwischen 
diesem Fall und dem Fall des wirklichen Diebstahls kein innerer Unterschied 
und es wäre wenig sinnvoll, wenn man die Entscheidung, ob eingezogen werden 
darf oder nicht, hier davon abhängig machen würde, ob dem Wilderer Dieb- 
stahlsabsicht nachzuweisen wäre oder nicht. Streng genommen kann in dem 
obigen Beispiel $ 111 StPO. auch deshalb nicht in Anwendung kommen, weil 
ja die Flinte hier nicht bei dem beschuldigten Knecht beschlagnahmt worden 
ist, sondern im Besitze ihres Eigentümers sich bereits befindet. Diese Erwägungen 
drängen gebieterisch auf eine sinngemäße Anwendung des $ 111 StPO. hin. 
So gut $ 111 StPO. Anwendung zu finden hat, wenn jemand des Diebstahls 
überführt ist, aber etwa wegen eines persönlichen Strafausschließungsgrundes 
nicht bestraft werden kann'®), ebensogut wird auch die Rückgabe des etwa 
bei einem des Diebstahles Verdächtigen gefundenen fremden Gutes an den 
Eigentümer zu erfolgen haben, wenn auch feststeht oder auch nur nicht wider- 
legt werden kann, daß jener es nur zu vorübergehendem Gebrauch unbefugt 
werrenommen habe. Muß deshalb, wie dem Urteil des Reichsgerichts ent- 
spricht, die Einziehung hier wegen der in sinngemäßer Anwendung des $ 111 


1°) Vgl. Loewe, Anm. 4, S. 2 zu $ 111, S. 452. 
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StPO. anzuordnenden Rückgabe unterbleiben, so muß das gleiche erst recht 
gelten, wenn die Anordnung dieser Rückgabe deshalb unnötig ist, weil sie 
bereits durch den Täter selbst erfolgt ist. 

Dieser Gedankengang entspricht nun zwar durchaus der Billigkeit, es 
führt aber, wie gesagt, zur Außerkraftsetzung des dem $ 295 StGB. zugrunde 
liegenden Prinzips, wenn man eine solche analoge Anwendung des $ 111 StPO. 
zur Vermeidung der Einziehung zulassen wollte. Man braucht nur an den Fall 
der Unterschlagung zu denken: Es gibt z. B. jemand sein Gewehr einem Hand- 
werker zur Ausbesserung''), dieser stellt es binnen zwei Tagen fertig und geht 
damit zum unberechtigten Jagen aus. Den Eigentümer hält er durch Aus- 
flüchte hin und hat von vornherein die Absicht, das Gewehr zu behalten, indem 
er darauf rechnet, jener werde es vergessen. Würde dieser beim Wildern ergriffen 
und ihm das Gewehr abgenommen, so würde $ 111 StPO. zutreffen, die Ein- 
ziehung also auf Grund der Ansicht des Reichsgerichts zu unterbleiben haben. 
In Anwendung der obigen Ausführungen müßte man zu diesem Ergebnis auch 
kommen, wenn er das Gewehr, nachdem er beim Wilddiebstahl betroffen war, 
entgegen seiner ursprünglichen Absicht zurückgegeben hätte und endlich 
auch, wenn er es auch nur vorübergehend unbefugt, nämlich gegen den Willen 
des Eigentümers, zum Jagdfrevel gebraucht hätte. Jener Gedankengang 
würde also letzten Endes dazu führen, die Einziehung in allen Fällen als un- 
zulässig anzusehen, in welchen der Eigentümer mit der Verwendung seiner 
Sache zum unberechtigten Jagen nicht einverstanden war. Dies Ergebnis ist 
durchaus billig, es entspricht aber keineswegs dem Gesetz. Denn dadurch 
würde gerade herbeigeführt, was, wie zu zeigen sein wird und wie auch das 
Reichsgericht a. a. O. ausführt, $ 295 StGB. ausschließen will: Es würde in 
allen Fällen untersucht werden müssen, ob der Eigentümer mit der Verwendung 
seines Gewehrs usw. zur Begehung eines Jagdvergehens einverstanden gewesen 
wäre oder nicht. Gerade diese Frage aber, die nach den allgemeinen Grund- 
sätzen des Strafprozeßrechts zur Folge hätte, daß in jedem Fall der Beweis 
dieses Einverständnisses gegen den Eigentümer geführt werden müßte!?), soll 
durch $ 295 StGB. aus dem Prozeß ausgeschlossen werden, und zwar gerade 
wegen der Schwierigkeit dieses Beweises. 

Daß dies der Sinn und die Bedeutung des $ 295 StGB. ist, insofern darin 
die Einziehung ohne Rücksicht auf das Eigentum angeordnet ist, ergibt eine 
kurze Betrachtung der Entstehungsgeschichte dieser Bestimmung. § 295 
RStGB. geht auf $ 277 des preußischen Strafgesetzbuchs vom 14. April 1851 
zurück, der in gleicher Art die Einziehung des Jagdgeräts ohne Rücksicht auf 
das Eigentum anordnete. Schon die Motive zum preuß. StGB. sagen, daß 
$ 277 sich auf die Erwägung gründe, daß nach der Erfahrung die Jagdfrevler 
sich gegenseitig ihre Jagdgerätschaften zu leihen pflegen, oder dies wenigstens 
vorschützen'?). Ähnlich ist auch in den Motiven zum Reichsstrafgesetzbuch"*) 

u) Vgl. Abg. Meyer-Thorn, Sten. Berichte des Reichstags d. nordd. Bundes, 
Sess. 1870, S. 728. 

12) Vel. Begr. z. V. E. eines StGB., S. 830. 

13) Goltdammer, Mat. z. StGB. f. d. preuß. Staaten, Teil 11 (1852) zu §§ 273 
bis 277 VII, S. 624. 


14) Motive (Anl.3 z. d. Sten. Berichten d. Reichstags d. nordd. Bundes, 
Sess. 1870) zu § 291, S. 82. 


~ 
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ausgeführt, daß die unterschiedslose Anordnung der Einziehung notwendig 
sei, weil ohne sie erfahrungsgemäß die Vorschrift in der obenbeschriebenen 
Weise umgangen werden würde. 

Die hier nur angedeuteten Gedankengänge, auf denen $ 295 beruht, 
gelangten bei der Beratung im Reichstag mit aller Klarheit zum Ausdruck"). 
Da hier eine Minderheit sich gegen die unterschiedslose Einziehung wandte 
und mehrere Beispiele anführte, bei denen diese zu unbilligen Ergebnissen 
führe, so nahm man von seiten der Mehrheit Veranlassung, eingehend die 
Gründe darzulegen, aus welchen jene Vorschrift geboten erschien. Diese Gründe 
lassen sich wie folgt kurz zusammenfassen: Die praktische Durchführbarkeit 
der Maßregel erscheine nur gesichert, wenn man keine Rücksicht auf das Eigen- 
tum eines Dritten zulasse, denn sonst weise man den Wilddieb gewissermaßen 
im Gesetz selbst darauf hin, daß er durch die Ausrede, das Gewehr usw. gehore 
einem andern, dessen Einziehung möglicherweise werde verhindern können. 
wenn sie ihm nicht werde widerlegt werden können. Es würden aber auch 
dann vor allem die gewerbsmäßigen Jagdfrevler tatsächlich nur noch mit fremden 
Gewehren auf die Jagd gehen. Den Eigentümern aber sei kaum jemals nach- 
zuweisen, daß sie von der Verwendung ihrer Sache zum Wilddiebstahl auch 
nur Kenntnis gehabt hätten. Da die Einziehung zur Verhinderung der Wild- 
diebstähle aber notwendig erscheine, so dürfe man solche Möglichkeiten nicht 
zulassen. 

Welches Gewicht man nun auch den ‚Materialien‘ eines Gesetzes für 
dessen Auslegung im allgemeinen beimessen mag, in der vorliegenden Frage 
gibt auf jeden Fall die dargelegte Entstehungsgeschichte des $ 295 StGB. 
` zumal da sie allenthalben die gleichen Gedanken hervortreten läßt, den richtigen 
Gesichtspunkt für die Auffassung der hier angeordneten unterschiedslosen 
Einziehung. Denn mit Recht hat schon Lasker'®) bei der Beratung im 
Reichstag darauf hingewiesen, daß die Erwägungen, welche zu der in -$ 295 
angeordneten unterschiedslosen Verhängung der Einziehung geführt haben. 
sich nicht auf dem Boden des materiellen Strafrechts bewegen, daß vielmehr 
hier eine Beweiserleichterung für den Strafrichter gewollt sei'’). In der Tat 
scheint mir dieser Gesichtspunkt den Schlüssel zu der Erklärung des § 295 
zu bieten. Es ist hier, wie Bin din g'8) zutreffend ausführt, eine Ver- 
mutung aufgestellt, wie solche auch sonst im Strafrecht begegnen'?), und 
zwar hat diese Vermutung eine doppelte Richtung: In erster Linie soll es dem 


15) Sten. Berichte Sess. 1870, S. 728 ff. 

16) Vgl. Sten. Ber. a.a.0., S. 729. 

17) Der gleiche Gedanke ist auch in RGRspr. 8, S. 330, und Entsch. 18. 
S. 43, zum Ausdruck gekommen, vgl. auch Begründung zum Vorentwurf eine: 
StGB. zu $ 298, S. 830. 

'8) Lhrb. d. gem. dtsch. Strafr. I, $82 VII A8c, S. 332, vgl. Nagler. 
S. 481, Schoetensack, Konfiskationsprozeß (1905) S. 17 unten, v. Redwitz. 
dei polizeilichen Maßregeln des StGB’s (1909), S. 122 zu N. 1. l 

') Vgl. Bennecke-Beling, Lhrb.d. dtsch. StPR. (1900) §83,4 a,S.321 t. 
Beling, Grundz. d. Strafr. (4. Aufl. 1912) S. 40 IV. S. 47. Birkmeyer, Deut- 
sches StrafprozR. (1898) § 19 I. S. 92 ff. v. Liszt §86 III, 1, S. 166. Meyer- 
Allfeld § 241V c, S.138. Finger, Lhrb. d. dtsch. Strafr. (1904) § 42 III 
Abs. 2 zu Nr. 315, S. 332. 
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Wilddieb nichts nützen, wenn er behauptet, das Gewehr usw. gehöre einem 
andern. Der Richter soll nicht genötigt sein, auf diese Behauptung einzugehen 
und sie zu widerlegen, da zu befürchten ist, daß ihre Unrichtigkeit sich nicht 
werde erweisen lassen. Deshalb wird vorgeschrieben, daß der Richter auf eine 
solche Behauptung keine Rücksicht nehmen soll; das Gesetz geht davon aus, 
daß sie unwahr und nur zur Abwendung der Einziehung aufgestellt sei. Des 
weiteren aber geht das Gesetz davon aus, daß, wenn im Einzelfall das vom 
Wilddieb geführte Gewehr doch einmal in Wirklichkeit einem Dritten gehöre, 
daß in einem solchen Falle mit dem Verdacht gerechnet werden müsse, der Dritte 
habe von der Verwendung seines Geräts zu dem unberechtigten Jagen Kenntnis 
gehabt und sei damit einverstanden gewesen. Auch hier aber fürchtet das 
Gesetz, daß der Nachweis dieses als strafbare Teilnahme erscheinenden Ein- 
verständnisses nicht werde zu erbringen sein; um deshalb auch in solchem 
Falle zu verhüten, daß wegen der Beweisschwierigkeiten die Einziehung unter- 
bleiben müsse, ordnet es an, daß die bloße Feststellung, daß der Täter bei 
seinem unberechtigten Jagen ein Gewehr usw. mit sich geführt habe, genügen 
soll, um es der Einziehung zu unterwerfen, auch wenn dem Eigentümer keine 
Schuld irgendwelcher Art nachgewiesen werden könne. Beide Gedanken ver- 
einigt das Gesetz in der Vorschrift, daß es auf die Frage, wer Eigentümer des 
Gewehrs usw. sei, nicht anzukommen habe, wodurch zugleich der Richter der 
Prüfung enthoben wird, ob der Schuldige auch Eigentümer und ob der Eigen- 
tümer auch schuldig sei. Auch erscheint die Durchführung der Einziehung 
als von größter Wichtigkeit für die möglichste Unterdrückung von Jagdvergehen, 
insbesondere soll offenbar unter allen Umständen verhindert werden, daß der 
Staat durch schlaue Machenschaften der Wilddiebe genötigt werden könne, 
die in aller Regel weggenommenen und beschlagnahmten Gewehre usw. trotz 
eintretender Bestrafung wieder herauszugeben?®). So erklärt sich auch 
die obligatorische Anordnung der Einziehung. 

Daß bei dieser Ausgestaltung des $ 295 StGB.es im einzelnen Fall vorkommen 
kann, daß auch offenbar unschuldige Eigentümer durch die Einziehung um ihr 
Gut kommen, das konnte bei Abfassung der Vorschrift nicht übersehen werden 
und ist auch nicht übersehen worden. Man hat aber darauf keine Rücksicht 
genommen, weil die Einziehung, und zwar die ohne langwierige Beweiserörte- 
rungen unbedingt erfolgende Einziehung wichtiger erschien als die Achtung 
der Rechte ohnehin verdächtiger Dritter. Man war sich denn auch bei den 
Reichstagsverhandlungen darüber einig, daß, wenn der Knecht des Jagdpächters 
mit dessen Gewehr heimlich Wilddieberei übe, die Einziehung des Gewehrs 
auf Grund der demnächst angenommenen Bestimmung erfolgen miisse?'). Wenn 
nun auch damit keineswegs die Richtigkeit dieser Ansicht bewiesen ist, so 
zeigt es doch, daß man sich über den weitgehenden Inhalt der Bestimmung 
nicht im unklaren war??). Man hätte freilich, wie bei anderen Vermutungen 
‚des Strafrechts auch hier eine Widerlegung der Vermutung zulassen, also dem 
Eigentümer den Beweis seiner Schuldlosigkeit gestatten können, dies ist aber 


20) Vgl. auch Nagler, S. 481. 

21) Vgl. Sten. Ber. a.a.O., S. 729 (Abg. Dr. Goetz) und S. 730 ARE v. 
Levetzow). 

22) Vgl. auch RGE. 18, S. 43. 
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nicht geschehen, und die jeden Zweifel ausschließende Fassung des Gesetzes 
zwingt zu der Annahme, daß die. Vermutung nach geltendem. Recht unwider- 
legbar, daß sie eine „praesumptio juris et de jure‘‘2®) ist. Diese Auffassung 
entspricht nun nicht nur der Entstehungsgeschichte des Gesetzes am meisten, 
sondern sie bietet m. E. zugleich auch die einzige stichhaltige Erklärung dafür, 
‚daß § 295 die Einziehung unterschiedslos anordnet. Denn hierzu dürfte zunächst 
der vielfach allein. hervorgehobene praeventivpolizeiliche Gesichtspunkt nicht 
‚ausreichen, wie das insbesondere S too s?) und B ozi) annehmen?®). Ob 
die im geltenden Strafrecht an den verschiedensten Stellen und in der mannig- 
faltigsten Ausgestaltung zur Verwendung gekommene?’) Maßregel der Einziehung 
‚insbesondere dann, wenn sie „unterschiedslos‘‘ zulässig ist, im allgemeinen 
den Charakter einer Strafe oder sei es immer, sei es nur soweit sie einen Schul- 
digen trifft, einer Sicherungsmaßregel praeventiypolizeilicher Natur aufweist, 
‚kann an dieser Stelle, wo es sich nur um die Tragweite einer konkreten und 
durchaus eigenartigen Einzelbestimmung handelt, unerörtert bleiben?®). Hier 
vermag der Gedanke der Praevention, der Verhütung weiterer Rechtsver- 
letzungen, wohl zu erklären, daß dem Wilddieb selbst das Gerät, mit dem er 
gefrevelt hat, weggenommen werden soll, wenn auch dabei der Gedanke der 
Strafe, da ihn die Wegnahme als ein empfindliches Übel treffen soll?®), sowie 
‘der Verwirkung des Eigentumsrechts durch dessen Mißbrauch?®) unverkennbar 
‘mitspricht, jedenfalls ist aber der Gesichtspunkt der polizeilichen Praevention 
‘nicht. ausreichend, um zu erklären, daß die Jagdgerätschaften auch einem 
‚Dritten, von dem kein Mißbrauch zu befürchten ist, weggenommen werden 
müssen. Denn nach ihrer objektiven Beschaffenheit bilden die in $ 295 auf- 
gezählten Jagdgerätschaften keine Quelle irgendeiner Gefahr für die Allge- 
meinheit, was Boz i*') mit Unrecht annimmt??). Wenn sie trotzdem auch 
dem ungefährlichen Eigentümer durch die Einziehung entzogen werden sollen, 
so kann darin keine sicherheitspolizeiliche Schutzmaßregel gefunden werden, 
es erklärt sich vielmehr nur aus dem oben dargelegten Zweck des Gesetzes, 
prozessuale Machenschaften der Wilddiebe auszuschalten, und der hieraus 
entstandenen Vermutung. Wenn nun im einzelnen Falle ein unzweifelhaft 
unbeteiligter Dritter durch die Einziehung seines Gewehrs usw. zu Schaden 


24) Nasen, §9, S. 481 zu Nr. 8. ` 
21) Stoos, Zur Natur der Vermögensstrafen (1878), § 27, S. 54. 

2) Goltd. Arch. 39, S. 416 f. 

26) Vgl. auch Herrschel die Rechtskr. der StrafprEntsch. über Einz. usw. 
(1809) § 5, S. 22/23. Lindenmayer, $10, S. 43/44, dagegen auch v. Red- 
witz, 5.118, Weber, D. Vollstr. v. Vermögensstrafen in d. Nachl. (1900) $ 9, 
S. 34/35, Köbner § 9, S. 34, 35, v. Buri, Gerichtss. 30, S. 266 f., Seuffert, 
S. 3147315. 

27) Vgl. die Zusammenstellung bei Kronecker in Fleischmanns Wörterb. 
d. Staats- u. Verw.-R., S. 640. 

E 28) Es ist dies überaus bestritten. Vel. dazu die Übersicht über den Stand 
der Ansichten bei Goldschmidt, S. 282. | 

29) Vel. v. Redwitz, S. 110, auch Köbner § 5, S. 19. 

30) Vgl. Schoetensack, S.12 bei Nr.4, auch v. Buri, Gerichtss. 30, 
S. 250/254. p 

31) Goltd. Arch. 39, S. 416 ff. 

32) Vgl. Vorberg, S. 31. 
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kommt, so kann man das wohl eine Haftung für fremde Strafe nennen*). 
Denn die Einziehung, die nach dem Gesetze als gegen einen, sei es auch 
nur vermutungsweise, Schuldigen gerichtet zu betrachten ist), trifft in diesem 
Falle infolge der Straftat einer Person eine andere schuldlose mit einem Übel, 
und daran wird auch durch eine etwa bestehende Schadensersatzpflicht des 
ersteren zunächst nichts geändert. Zur Erklärung dieser Tatsache aber erscheint 
der von Vorberg®) im Anschluß an den Gedankengang O etk er s$) an- 
gewendete Gedanke der sogen. ,‚Tätergarantenhaftung‘'nicht ausreichend?’). Denn 
das Gesetz geht nicht davon aus, daß durch die unterschiedslose Anordnung der 
Einziehung lediglich der Eigentümer des Gewehres daran interessiert werden 
solle, daß dessen Benutzung zur Verübung von Jagdvergehen unterbleibe, daß 
es aus diesem Grunde dem Eigentümer, sei er schuldig oder nicht, für den 
damit verübten Frevel mindestens mit dem Gewehr einstehen lasse (dies dürfte 
in aller Kürze den Oetker-Vorbergschen Gedankengang wiedergeben). 
Den Grund für diese Anordnung bildet vielmehr, wie oben dargelegt, die zu 
einer unwiderleglichen ausgestaltete Schuldvermutung. 

DieseSchuldvermutung geht nun, wie aus der uneingeschränkten Fassung des 
Gesetzes zu entnehmen ist, außerordentlich weit. „Schon wegen der bloßen Möglich- 
keit einer Konnivenz des Eigentümers gegenüber dem Jagdvergehen des Täters“ ist, 
wie das Reichsgericht?!) sich ausdrückt, die Einziehung ohne Rücksicht auf das 
Eigentum angeordnet. Ohne jede Untersuchung der Frage, ob eine solcheKonnivenz 
nicht ausgeschlossen erscheine, ist die Einziehung zu verhängen. Diese tatsäch- 

liche Frage darf überhaupt in keinem Falle geprüft oder berücksichtigt werden. 
Deshalb ist es gesetzwidrig, von der Einziehung auch in dem seltenen Falle 
abzusehen, daß zufällig im gleichen Verfahren mit dem Jagdvergehen fest- 
gestellt wird, daß der Wilderer sich auch sein Gerät durch eine jede Konnivenz 
des Eigentümers ausschließende Straftat verschafft hat. 

Auf der anderen Seite folgt jedoch daraus, daB dem § 295 StGB. eine 
Vermutung zugrunde liegt, eine Einschränkung seiner Wirksamkeit: Vor dem 
Rechte des Jagdherrn als solchen muß die Einziehung weichen. Denn hier ist 
mit Binding?) anzunehmen, daß die Vermutung ohne weiteres von Rechts 
wegen widerlegt ist, wenn das Gerät dem Jagdberechtigten selbst gehört. 
Denn es enthält einen inneren Widerspruch, wenn dasselbe Urteil ein von A 
zum Nachteil des B begangenes Jagdvergehen feststellt und zugleich auf Grund 
der vom Gesetz vorgeschriebenen Vermutung, dem B falle hierbei eine ,,Konni- 
venz‘, ein stillschweigendes Einverständnis zur Last, die Einziehung des diesem 
gehörigen Geräts anordnet. Denn nur das eine oder andere von diesen beiden 
kann zutreffen: Entweder, es liegt ein solches Einverständnis vor; dann kanıf 
aber von einem Jagdvergehen keine Rede sein, weil es an der Rechtswidrigkeit 


33) Vel. v. Buri, Gerichtss. 30, S. 266. 
=) vs! en 8, S. 330, Glücksmann, S.17f. 
30 ff 
36) Rostocker Festg. f. Jhering (1892) S.105,3, vgl. auch Haftg. des 
verantw. Redakt. (1893) S. 6 ff., auch Weber 89, S. 30 ff. 

a Vgl. dazu v. Redwitz, S. 121 f., Glücksmann, § 4, S. 17 ff. 

38) Entsch. 18, S. 45. 
3) Lehrb. I, §82 VILASc zu und in N. 2, vel. auch v. Redwitz, S. 422. "N. 1. 
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der Handlung fehlt: volenti non fit injuria; der Satz, daB die Einwilligung 
des Verletzten die Rechtswidrigkeit ausschließt, würde hier zutreffen*®). Oder 
aber, das Jagdvergehen ist festgestellt, dann ist damit zugleich festgestellt, 
daß der verletzte Jagdberechtigte damit nicht einverstanden war. Ist jemand 
mit dem Gewehr des Jagdherrn auf die Jagd gegangen, so wird das Gericht 
in aller Regel besonders untersuchen müssen, ob nicht vielleicht wegen Ein- 
verständnisses des Verletzten das Vergehen in Wegfall komme; — wird ein 
Jagdvergehen festgestellt, so hat das zur Voraussetzung, daß ein Einverständnis 
des Verletzten ausgeschlossen ist. Diese Feststellung widerlegt rechtsnotwendiger- 
weise die Vermutung des Gesetzes; die Einziehung muß also in solchem Falle 
unterbleiben. 

Dagegen ließe sich allerdings geltend machen, daß nach dem Wortlaut 
des Gesetzes auch ein zu vermutendes nur irgendwie fahrlässiges Verhalten 
des Eigentümers, das auch dem Jagdberechtigten zur Last fallen könne, durch 
die Einziehung getroffen werden solle. Dieser Gedanke ist von Glücks- 
mann®), v. Redwitz®) und Vorberg*) ausgesprochen worden; es 
scheint da an eine „culpa in custodiendo“ gedacht zu sein. 

Eine so weitgehende Ausdehnung der dem $ 295 StGB. zugrunde liegenden 
Vermutung scheint nun aber nicht geboten. Denn weder weist die Entstehungs- 
geschichte auf eine solche Auslegung hin, noch erscheint sie nach der Natur 
der Sache notwendig. Die Entstehungsgeschichte beweist vielmehr, daß man 
nicht etwa einem leichtfertigen Verhalten des Eigentümers entgegenwirken 
wollte, sondern ihn eben eines, wenn auch schwer nachweisbaren Einverständ- 
nisses für verdächtig hielt. Wenn jene Ansicht mit dem Wortlaut des Gesetzes 
zu vereinigen ist, so fehlt es doch an jedem inneren Grunde, die an sich überaus 
weitgehende Ausnahmebestimmung in einer durch die Entstehungsgeschichte 
nicht begründeten Weise ausdehnend auszulegen, "zumal, da das durch diese 
Annahme erzielte Ergebnis das Rechtsgefühl kaum befriedigt. Ein fahrlässiges 
Verhalten ist vielmehr nach $ 295 StGB. nicht zu vermuten. Das vermutete 
Einverständnis des Eigentümers ist jedoch, soweit der durch das Jagdvergehen 
Verletzte in Frage kommt, mit der Feststellung dieses Vergehens von Rechts 
wegen widerlegt. 

Da der Vorentwurf zum neuen Strafgesetzbuch (1909) in seinem $ 298 
die Bestimmung des $ 295 StGB. beibehalten will, und zwar wie aus der Be- 
gründung*) hervorgeht, aus den gleichen Erwägungen, so sei hier kurz der 
Hoffnung Ausdruck gegeben, daß das neue Strafgesetz den unerträglichen 
Folgen der unterschiedslosen Jagdeinziehung ein Ende machen werde, sei es 


10) Vgl. Olshausen, Anm.10 zu Teil I Abschn. IV, S. 217 f. Frank, 
Anm. III Abs. 3,4 zu Teil I Abschn. IV, S. 111. Meyer-Allfeld, § 33 VII 
S.198 ff. v. Liszt, §35 IV, S.100. Finger, Lhrb. d. dtsch. Strafr. I (1904) 
§ 83, S. 413 ff. Berner, Lhrb. d. dtsch. Strafr. (18. Aufl. 1898) § 53 I, S. 96 f. 
Binding, Hdb. d. Strafr. Bd. I (1885) § 148, S. 707 ff., insbes. II] 2, S. 714; 
vel. S. 715 oben mit S. 716 zu und in N. 28. Beling, Grundzüge des Strafr. 
(4. Aufl. 1912) § 33 II, S. 41. 

41) 84, S. 17. 

12) S. 123. 
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durch einschränkende Zusätze, wie sie der Gegenentwurf vorgeschlagen hat®), 
sei es wenigstens dadurch, daß man die obligatorische durch fakultative Ein- 
ziehung ersetzt. 


Bemerkungen zu dem Aufsatz. 
Von Josef Kohler. 


Die sorgfältigen Erörterungen Schwabes zeigen zur Genüge, daß man -` 
mit den Vorarbeiten des Gesetzes zu keinem erträglichen Resultate gelangt 
und doch ist meines Erachtens die Lösung der Frage sehr einfach; durch die 
Einziehung wird der Staat Eigentümer: er kann über das Gewehr verfügen., 
Wer hindert ihn, es dem unschuldigen Dritten zurückzugeben, wenn die polizei- 
lichen Gründe, die zur Einziehung führten, einer solchen Rückgabe nicht ent- 
gegenstehen. Die ganze Schwierigkeit löst sich also dahin auf: es ist dem 
Ermessen des Staates anheim gestellt, nach Prüfung der Sachlage den ein- 
gezogenen Gegenstand in einer solchen Weise zu verwerten, daß es dem Recht 
und der Billigkeit entspricht, und von dem Staat ist zu erwarten, daß er von 
diesem Ermessen keinen üblen Gebrauch macht. 


Körperverletzung mittels Herbeiführung seelischer 
Aufregung (insbesondere durch die Presse). 
Von Ernst Emil Schweitzer, Neurode. 


Im Januarheft von „Recht und Wirtschaft“ wendet sich Syndikus 
Ebner gegen ein bekanntes Urteil des OLG Hamm, wonach ein Redakteur- 
schuldig gesprochen wird, durch Zeitungsaufsätze eine Körperverletzung be- 
gangen zu haben; denn seine Artikel hätten den Kläger „derartig erregt, 
daß sie die völlige Zerrüttung seiner Gesundheit zur Folge gehabt ‘und so 
seine Pensionierung nötig gemacht hätten.“ Mit Recht weist Ebner darauf 
hin, daß ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Zeitungsartikel und 
der Gesundheitsschädigung fehle. 

Auf die Ebnersche Kritik entgegnet nun Oberlandesgerichtsrat Dr. 
Loerbroks, Hamm (im Februarheft von „Recht und Wirtschaft“), Ebner 
habe die Frage des Verschuldens nicht genügend berücksichtigt. 

Bei der sehr großen praktischen Bedeutung der Angelegenheit sei es 
mir gestattet, hier die Ergebnisse darzulegen, zu denen ich — unabhängig 
von Ebner — durch juristisch-philosophische Studien gekommen bin. Als 
Ausgangspunkt diene dabei die Begründung des fraglichen Urteils, die Dr. 
Loebroks in der Deutschen Juristenzeitung vom 1. Oktober 1912 veröffentlicht 
hat. Nach ihr „fehlt esan jedeminneren Grunde, die Haf- 
tung für Zeitungsartikel, welche gesundheitliche 
Schädigungen hervorrufen, auszuschließen und sie 


4%) Gegenentwurf zum V. E.e. dtsch, StGB., von Kahl, Lilienthal, von 
Liszt, Goldschmidt (1911) § 80. Vgl. Loewenstein in „Reform des StGB.“ von 
Aschrott und v. Liszt, Bd. Il (1910), S. 448 ff. 
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anders zu behandeln, alseine ınmittelbar körperliche 
Einwirkung oderplötzlicheSchreckenerregende Zu- 
rufe.“ Nun ist es in der Tat unrichtig, wenn man, wie das in den Zeitungs- 
kommentaren zu dem angeführten Urteil allgemein geschah, das Problem auf 
die Frage zuspitzt, ob durch die Presse eine Körperverletzung begangen 
werden könne; darin ist vielmehr dem OLG. Hamm durchaus zuzustimmen, 
daß ein innerer Grund keineswegs vorliegt, hier für die Presse ein Sonderrecht 
zu konstruieren. Der eigentliche Kern der Frage liegt m. E. weit tiefer: es 
handelt sich darum, ob überhaupt durch die Hervorrufung seelischer Aufregung 
und seelischen Ärgers eine Körperverletzung begangen werden könne. Was 
heute dem Redakteur, kann morgen jedem Privatmanne passieren. Folgende 
Beispiele: Ich fahre mit einer Freundin im Eisenbahnkupee, mir gegenüber 
sitzt der als prüde bekannte X.; lediglich um X. zu ärgern, küsse ich meine 
Freundin in liebevollster Weise; X. bekommt eine Gallensteinkolik. Das 
Dienstmädchen ärgert durch patzige Antworten absichtlich die Hausfrau so, 
daß diese nichts zum Mittagbrot essen kann. Der mit A. verfeindete B. racht sich, 
indem er mit der Frau des A. eine Liebelei beginnt; A. stirbt, wie erwartet, vor 
Ärger und Gram. Solche und ähnliche Fälle kommen im Leben unzählig vor; 
will jemand im Ernst hier wegen Körperverletzung oder, wenn ein Ärmster zu 
Tode geärgert wird, wegen Mordes strafen? Das würde eine geradezu uner- 
trägliche Einschränkung der persönlichen Freiheit bedeuten. Das OLG. Hamm 
stellt allgemein den Satz auf: „Eine Handlung, die lediglich auf eine Kränkung 
abzielt, ist jedenfalls widerrechtlich.‘“ Das ist m. E. unrichtig. Denn es ist ins- 
besondere die Ausübung eines Rechts nur unzulässig, wenn sie lediglich den 
Zweck haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen ($ 226 BGB.), wobei 
Schaden, auch der immaterielle (vgl. RGE. 72, 251), von der bloßen Kränkung 
noch sehr wohl zu unterscheiden ist. 

Ferner, stellt man sich einmal auf den Boden des angeführten Oberlandes- 
gerichtsurteils, so würde eine Bestrafung sogar dann eintreten, wenn die schäd- 
liche Einwirkung auf den anderen garnicht bezweckt, ja nicht einmal gewünscht 
worden war; und zwar könnte sowohl vorsätzliche (Eventualdolus!) wie fahr- 
lässire Körperverletzung vorliegen. Alle die obigen Beispiele sind bewußt so ge- 
wählt, daß, selbst wenn man die böswillige Absicht ausschließt, eine Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen im juristischen Sinne nicht in Frage steht. 
Wir kämen zu dem m. E. ungeheuerlichen Ergebnis, daß z. B. ich meine Freundin 
nicht küssen darf, weil sich der X. darüber aufregen könnte usw.! 

Endlich ist es sehr zweifelhaft, wie man in solchen Fällen, wo berechtigte 
Interessen in Betracht kommen — z. B. der Gläubiger verklagt den faulen, aber 
etwas nervösen Schuldner —, vom Standpunkt des OLG. ein freisprechendes 
Urteil begründen soll. Das OLG. selbst bemerkt: ,,Bei dieser Sachlage 
braucht nicht untersucht zu werden, ob gegenüber einer 
Klage, die sich auf Schadenersatz wegen einer Gesundheitsbeschädigung richtet, 
ein Einwand aus der Wahrnehmung berechtigter Interessen sich herleiten läßt.“ 

Haben wir im Vorhergehenden die schädlichen Konsequenzen des Hammer- 
Urteils gezeigt, so kann es sich nur fragen, mit welcher juristischen Konstruktion 
wir in den erwähnten Fällen eine Verurteilung wegen Körperverletzung ab- 
lehnen sollen. Mit Recht hat schon Ebner darauf hingewiesen, daß die Frage 
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des Kausalzusimmenhanges hierin entscheidend in Betracht kommt. In der 
Literatur über dieses Problem ist gerade unsere Frage: Inwieweit wird durch 
persönliche Gemütsbewegungen der ursächliche Zusammenhang ausgeschlossen ? 
stiefmütterlich behandelt worden. Vortrefflich aber Kohler: „Anders dagegen, 
wenn die seelische Einwirkung kraft einer unbestimmbaren individuellen Ideen- 
verbindung zu ganz individuellen Tätigkeiten führt; ganz anders auch, wenn 
infolge der seelischen Ejnwirkung eine Ideenkette erregt, ein Angstgefühl 
erzeugt, eine Aufregung hervorgerufen wird, welche zu Ohnmacht, Geistes- 
störung oder Herzschlag führt. Das sind Erscheinungen, welche mit der Ein- 
wirkung in keinem inhaltlichen Verhältnis stehen und welche wesentlich durch 
Vorgänge innerhalb der Person bestimmt sind, während von außen nur der 
Anlaß gegeben ist; denn unendlich ist die Menge von -Anregungen, welche auf 
den Menschen einstürmen, von Ideenverbindungen und Gefühlsf olgerungen 
welche sich in seinem Innern entfalten .... Man kann hier nicht wie bei einem 
Stoß oder Schlag behaupten, daß eine von außen her erregte Bewegung im 
Innern fortgesetzt wird und durch Weiterwirken den bestimmten geeigent- 
schaftlichen Erfolg herbeiführt.‘“ (Goltd. Arch. 51, 338 f.) Diesen Kohlerschen 
Ausführungen gegenüber ist die kurze. Entgegnung Krückmanns (Jherings 
Jahrb. 55, S. 86).nicht durchschlagend. Mag auch der von Kohler gemachte 
Unterschied — wie Krückmann hervorhebt — nur ein quantitativer sein, so 
ist er jedenfalls zutreffend und für die juristische Praxis unentbehrlich. Auch 
das Wundtsche Schema der Affekte unterscheidet scharf 
zwischen = 

I. unmittelbaren Lust-Unlustaffekten wie Ärger, Erbitterung, Zorn; 
Il. Spannungsaffekten wie Schreck, Überraschung. 
(Wundt, Grundzüge der physiol. Psychol. Bd. 3, S. 211.) 

Aus dem Gesagten folgt im Gegensatz zu der Begründung des OLG. Hamm, 
daß es ein anderes ist, wenn ich jemanden absichtlich, etwa durch Zurufe im 
Dunklen erschrecke, ein anderes, wenn ich ihm nur Anlaß zur Aufregung und 
zum Ärger gebe. Denn im ersten Falt ist der schädigende Erfolg nur die un- 
mittelbare Reflexwirkung meiner Handlung, im zweiten dagegen geht die. zu- 
rechenbare Veranlassung von dem Gegner selbst aus, denn sein Temperament, 
sein Charakter, sein Mangel an Selbstbeherrschung sind es, die in ihm Vor- 
stellungen hervorrufen, die sein gemütliches Gleichgewicht stören und schließ- 
lich auch sein körperliches Wohlbefinden beeinträchtigen. 

Der Schreck dagegen wird von vielen als reine Reflexwirkung aufgefaßt 
(vgl. Stumpf, Über den Begriff der Gemütsbewegung, Ztschr. f. Psych: Bd. 21, 
1899, S. 47ff.). Dagegen wendet sich Wundt, (aaO. S. 218) und polemisiert gegen 
„die dem Wort ‚Schreck‘ gewöhnlich beigelegte Bedeutung ‚‚momentaner 
Affekt.“ Aber auch Wundt stellt den Schreck in entscheidendem Gegensatz 
zu den anderen Affekten, indem er ihn als Affekt At pel dem yot: 
stellungen und Urteile nicht existieren. 

Unsere Unterscheidung wird auch durch den Sprachgébrauch bestätigt. 
Wir sagen: „ich werde von jemandem erschreckt“, aber „ich rege mich über 
jemanden auf‘. Und als köstlichste Weisheit pflegen wir den Rat zu geben: 
„Mensch, ärgere Dich nicht“, indem wir das ,,sich ärgern“ als einen Willensakt 
auffassen> für den jeder nur Sch selbst verantwortlich ist. © .. 7 
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‚Wie der Sprachgebrauch, so auch die Wissenschaft. „Diese Vorstellungs- 
äußerungen der Affekte bilden so bereits den Übergang zu den äußeren 
Willenshandlungen, von denen sie unter Umständen nicht zu trennen 
sind.“ Wundt (aaO. S. 216); vgl. auch S. 223: Ferner „gibt es, wie das oben 
angeführte Beispiel des willkürlichen Besinnens zeigt, zweifellos auch Willens- 
vorgänge, bei denen äußere Handlungen fehlen“. Eben deshalb wird man 
juristisch die sogen. „Unterbrechung des Kausalzusammenhanges nicht von 
einer nach außen hervortretenden Willensbestätigung abhängig machen dürfen. 

“ Daß unsere Ansicht zu besonderen Härten führt, ist nicht ersichtlich. 
Auch Krückmann spricht den rachsüchtigen Gegner, der einen Offizier durch 
beschimpfende Mißhandlung bewußt in den Tod treibt, zivil- und strafrechtlich 
von der Haftung für den Tod des Gegners frei (vgl. Krückmann, aaO. S. 87,99), 
auch seine Ausführungen stehen also im Gegensatz zu der Grundauffassung 
des OLG. Hamm, nach der jede auf eine Kränkung abzielende Handlung ohne 
weiteres zum Schadenersatz verpflichtet. — Leicht erregbaren und reizbaren 
können wir nicht mit Gesetzen helfen, sondern nur mit dem goldenen Rat des 
römischen Dichters: aequam memento rebus in arduis servare mentem. 


Das Zusammentreffen mehrerer Rückfalls- oder 
mehrerer Bandendelikte. 
Von Referendar Dr. Ernst Eckstein, Berlin. 


Man ist sich in Literatur und Praxis darüber einig, daß die Bandendelikte 
(der Bandendiebstahl oder -raub) nicht, wie etwa die gewerbsmäßige Hehlerei 
und Kuppelei, als Kollektiv-Delikt anzusehen ist. Es kommen daher grund- 
sätzlich auf eine Mehrzahl von Bandendelikten die Rechtsätze über Real-Kon- 
kurrenz zur Anwendung, soweit nicht etwa eine Mehrzahl von Handlungen aus 
besonderen Gründen zum fortgesetzten Delikt zusammengezogen werden muß. 

Ist ein Täter nun wegen mehrfachen Bandendeliktes zu bestrafen, so 
wendet die bisherige Praxis auf ihn mehrfach die verschärfte Strafbestimmung 
des Bandendeliktes, insbesondere des $ 243, Ziffer 6, an!). 

In dieser Behandlung des Bandendelikts liegt meines Erachtens ein Fehler. 
Wenn etwa beim Diebstahl die angezogene Strafbestimmung den einfachen 
Diebstahl nur deswegen mit einer schwereren Strafe bedroht, weil der Täter 
einer Diebesbande angehört, so bestraft sie ihn im Grunde genommen aus 
zwei Gründen: einmal, weil er gestohlen, das andere Mal, weil er sich einer 
.Diebesbande angeschlossen hat oder richtiger: diese beiden Momente sind der 
kriminelle Untergrund für die einheitliche Strafe des $ 243, Ziffer 6. 

Begeht ein Täter, der sich einmal des Bandendiebstahles schuldig ge- 
macht hat, einen zweiten Bandendiebstahl, und wollte man ihn darum zweimal 
aus der qualifizierten Strafbestimmung bestrafen, so würde ihn die Strafe nicht 
nur darum zweimal treffen, weil er zweimal gestohlen hat, sondern auch weil 
er zweimal als Bandenmitglied gehandelt hat. 

1) Vgl. Olshausen § 243. 48. a. E. Goltd. Arch. 42. 414 42. 115 
20. 549; 23. 142, Oppenhotf Rspr. 13. 539, Komm. 243. 79. Hälschner 
Gemeines Strafrecht. II 523. l 
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Die zweite Strafe aber aus dem gleichen Grunde verschärfen, wie schon 
die erste Diebstahlsstrafe verschärft ist, weil der Täter dieser gleichen Diebes- 
bande angehört, heißt: ihn wegen einer einzigen Zugehörigkeit zu einer Diebes- 
bande zweimal bestrafen, denn nur die Zugehörigkeit zu einer Diebesbande ist 
Grund, um die für den Diebstahl verwirkte Strafe zu qualifizieren. 

Ist aber die Qualifikation einmal erfolgt, so ist die Zugehörigkeit zu der 
Diebesbande als strafschärfendes Moment zur Wirksamkeit gekommen und 
eine nochmalige Anwendung der schweren Strafbestimmung würde gegen den 
materiell-rechtlichen Inhalt des Satzes ,,ne bis in idem“ verstoßen; man müßte 
denn — was gewiß nicht dem Sinn der qualifizierten Strafdrohung entspricht — 
in der Zugehörigkeit zu einer Bande, ähnlich wie in der Zugehörigkeit zum Be- 
amten- oder Militärstande, den Täter selbst, nicht nur seine Tat, unter ein 
anderes Gesetz gestellt sehen. Aber die Zugehörigkeit zu einer Bande ist nicht 
eine bloße Voraussetzung für die Anwendung eines schwereren Gesetzes, sondern 
sie ist selbst Gegenstand der Bestrafung, ist selbst kriminelle Tat, die daher 
nur einmal — je nach der Zahl der Bandendelikte mehr oder weniger scharf 
aber nicht mehr oder weniger oft — bestraft werden kann. 

Wir haben mehrere konkurrierende Bandendelikte daher in der Weise 
zu behandeln, daß wir nur einen Fall als qualifiziertes Bandendelikt bestrafen, 
.während alle übrigen Fälle als einfache Delikte zu einem Bandendelikt hinzu- 
kommen. Da an sich die Qualifikation bei jedem der einzelnen Bandendelikte 
zutrifft, müssen wir nach dem Grundsatz des $ 73 das schwerste Delikt als 
qualifiziert ansehen, also dasjenige Delikt, das auch als einfaches Delikt gegen- 
über den anderen Delikten die schwerste Strafe erfordert, und, nach dem Grund- 
satz über Real-Konkurrenz, dann die übrigen Delikte als einfache Delikte 
behandeln. 

Da bei dem Bandendelikt nicht das Delikt als solches erschwert ist, sondern 
nur wegen eines persönlichen Straferschwerungsgrundes eine qualifizierte 
Strafe verhängt wird, darum unterscheidet sich das mehrfache Bandendelikt 
von der mehrfachen Begehung anderer qualifizierter Delikte. 

Ein Dieb, der zweimal mittels Einbruches gestohlen hat, hat zweimal 
einen schweren Diebstahl begangen. Ein Ehemann, der zweimal seine Ehefrau 
verkuppelt hat, hat zweimal eine schwere Kuppelei begangen und wird daher 
mit Recht zweimal mit der qualifizierten Kuppelei-Strafe bestraft; jedoch 
müssen wir bei dem Bandendiebstahl und dem Bandenraub anders vorgehen — 
nur die Zugehörigkeit zu verschiedenen Banden rechtfertigt mehrfache An- 
wendung des schweren Gesetzes. 

Was hier vom Bandendelikt ausgeführt ist, gilt in gleicher Weise vom 
Rückfallsdelikt. 

Durch den Rückfall soll der Täter nicht etwa einem qualifizierten Gesetz 
ganz und gar unterstellt werden, daß er nun überhaupt nur noch durch den 
Rückfall qualifizierte Delikte begehen könnte. Vielmehr ist der Rückfall selbst 
Gegenstand der Bestrafung. Jedes einzelne Rückfallsdelikt fällt allerdings 
unter das qualifizierte Gesetz; es ist aber immer dasselbe Moment, was wir durch 
die Strafschärfung treffen. Mögen die Rückfallshandlungen noch so zahlreich 
sein, die Mißachtung der bisherigen Strafen ist ein einziges fortgesetztes Ganzes, 
eine einzige Riickfalligkeit. Nur die schwerste der begangenen Handlungen 
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ist daher auf Grund des Rückfalls schwerer zu bestrafen, für die übrigen Hand- 
lungen sind aber trotz des Rückfalles die Strafen dem einfachen Strafrahmen zu 
entnehmen. 


Zur Frage der Vollstreckbarkeit einer nicht im Urteils- 
tenor ausgesprochenen Einzelstrafe. 
Eine Erwiderung. 
Von Dr. Gerhard Erich, in Berlin. 


Zu der Frage, ob eine rechtskräftige Einzelstrafe vollstreckt werden kann, 
die nur in den Gründen, nicht aber auch im Tenor ausgesprochen ist, nimmt 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg in Band 59 S.299 ff. dieser Zeitschrift Stellung. 
Seine Ausführungen wirken jedoch nicht überzeugend. 

Wegen des seiner Besprechung zugrunde liegenden Tatbestandes nehme 
ich auf sein Referat Bezug. Auf seine Schlußfolgerungen ist folgendes zu er- 
widern: 

I. Ein Beschluß, der den Fall betrifft, daß Einwendungen 
gegen die Zulässigkeit der Strafvollstreckung erhoben werden, 
kann nicht nur vom Verurteilten, sondern auch vom Staatsanwalt 
in Gemäßheit des $ 490 Str.Pr.O. extrahiert werden. 

Das folgt einmal aus der Stellung der Staatsanwaltschaft als der „objek- 
tivsten Behörde“, der — wie gerade der vorliegende Fall beweist — selbst 
Zweifel über die Zulässigkeit einer Strafvollstreckung auftauchen können und 
die deshalb — zumal mit Rücksicht auf die ev. drohende Bestrafung aus § 345 II 
Str.G.Bs. — berechtigt sein muß, bei sich selbst Einwendungen gegen die Zu- 
lässigkeit der Strafvollstreckung zu erheben und diese von Amts wegen dem 
Gericht zur Entscheidung vorzutragen. 

Dies folgt aber ferner aus folgender Überlegung: 

Gegen die Entscheidungen des Gerichts gemäß § 490 StrPrO. steht sowohl 
dem Verurteilten, wie auch der Staatsanwaltschaft die sofortige Be- 
schwerde zu. — § 494 Abs. 1, 4 StrPrO. — Die Staatsanwaltschaft kann von 
diesem Rechtsmittel auch zugunsten des Beschuldigten Gebrauch machen. 
— § 338 Abs. 2 StrPrO. — Sollte der Staatsanwaltschaft ein Recht, das ihr in 
der Beschwerdeinstanz zusteht, in der ersten Instanz versagt sein? 

II. Alsberg führt aus: „Wenn also eine Vollstreckung überhaupt möglich 
war, so konnte die Staatsanwaltschaft das hierzu Erforderliche nur dadurch 
veranlassen, daß sie versuchte, vom Gerichtsschreiber eine Vollstreckbarkeits- 
bescheinigung zu erlangen.“ Darauf ist zu sagen: Die Staatsanwaltschaft war 
in dem zu Grunde liegenden Falle davon überzeugt, daß ein solcher Versuch 
ein „Versuch am untauglichen Objekt“ gewesen wäre. Denn sie war sich nach Lage 
der Sache klar, daß — wieder mit Rücksicht auf $ 345 1I StrGB. — kein Ge- 
richtsschreiber den für die Praxis mit Freuden zu begriiBenden Mut des Kammer- 
gerichts haben würde, den § 483 StrPrO. dahin extensiv zu interpretieren, daß 
in Fällen, wie dem vorliegenden, die Vollstreckbarkeitsbescheinigung der 
Urteilsformel entsprechend anzupassen ist. Hiernach ist es nur zu 
billigen, daß die Staatsanwaltschaft nicht erst ihre Zeit damit verlor, sich vom 
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Gerichtsschreiber eine Ablehnung zu holen, sondern daß sie sofort einen Beschluß 
des Gerichts extrahierte, der implicite eine Anweisung an den Gerichtsschreiber 
enthalten mußte (und auch enthält!) und damit die Einwendungen gegen die 
Zulässigkeit der Strafvollstreckung behob. 

III. Das Kammergericht folgert aus § 481 StrPrO. keineswegs, „daß, 
sobald ein Strafurteil die Rechtskraft erlangt habe, es auch vollstreckt werden 
müsse‘. (Alsberg, S. 303.) Es führt vielmehr nur aus: ‚Der $ 483 StrPrO. 
hat... den Grundsatz, daß Strafurteile vollstreckbar sind (nicht: vollstreckt 
werden: müssen) (!), sobald sie rechtskräftig geworden, nicht einschränken 
wollen. Ausgesprochen ist dieser Grundsatz im $ 481 StrPrO., ....“‘ damit ist 
für unsern Fall nichts weiter gesagt, als: eine rechtskräftige Einzelstrafe, die nur 
in den Gründen, nicht aber auch im Tenor ausgesprochen ist, kann sofort nach 
Rechtskraft vollstreckt werden. 

Die Interpretation, die das Kammergericht den einschlägigen Para- 
graphen zuteil werden läßt, mag kühn genannt werden: daß sie einem drin- 
genden Bedürfnis gerecht wird, wird jeder Praktiker zugeben müssen. Nehmen 
wir an, der Strafprozeß gegen N. N. wäre in dem Alsberg’schen Falle in dritter 
. Instanz aus irgendeinem Grunde wiederholt der Vertagung anheim gefallen; 
dann wäre der rechtskräftig zu Zuchthaus verurteilte N.N. unter voller An- 
rechnung der Untersuchungshaft vom Augenblicke der Rechts- 
kraft an!) (oder will Alsberg eine solche Anrechnung nicht stattfinden lassen ?) 
vielleicht noch Monate im Untersuchungsgefängnis verblieben. Vielleicht hatte 
er sich sogar die Umstände zu Nutze gemacht und auf Verschleppung berechnete, 
aber nicht zu umgehende Beweisanträge wegen des Sittlichkeitsverbrechens ge- 
stellt, damit er nur desto länger im Untersuchungsgefängnis, statt im Zuchthause 
verblieb! Das entspricht, wie jeder einsieht, nicht der Billigkeit. Dazu kommt, 
daß sich die Gefängnisdirektoren oft bitter und nicht zu Unrecht über das zu 
lange Verweilen von Zuchthauselementen im Untersuchungsgefängnis beklagen, 
da diese die Aufrechterhaltung der Disziplin erschwerten und das sittliche Niveau 
der Gefangenen herabdrückten. 

IV. Schließlich sei noch erwähnt, daß auch der Loewe’sche Kommentar 
seine frühere Ansicht aufgegeben und sich in seiner 13. Auflage (§ 481, 6 c) die 
Gründe des Kammergerichts voll und ganz zu eigen gemacht hat. 


1) Löwe — Hellweg — Rosenberg, Die StrPrO. für das Deutsche Reich, 
Berlin 1913, § 482, 1 a. 
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Aus der Praxis. 


A. Entscheidungen der Strafsenate des Reichsgerichts. 
Mitgeteilt von Oberreichsanwalt Dr. Zweigert, Leipzig. 


SIGB. § 130. In der Erregung von Wünschen, die auf friedlichem Wege 
nicht erfüllbar sind (hier: Wiederberslellung des allen Polenreichs), und in dem 
Wachrujen von Erwägungen über eine solche Möglichkeit kann eine Anreizung 
zur Gewalt erblickt werden. 

IV. StrS. U. v. 44. Oktober 1912 betr. Unbrauchbarmachung von Ab- 
bildungen 4 D 856/12. 

Aus den Gründen: Das eingelegte Rechtsmittel ist nicht be- 
gründet. 

In der Erregung von Wünschen auf Wiederherstellung des alten Polen- 
reichs und in dem Wachrufen von Erwägungen, ob eine solche nicht noch mög- 
lich sei, konnte die Strafkammer ohne Rechtsirrtum eine Anreizung der Polen 
zu gewalttätigem Vorgehen gegen die Deutschen erblicken. Und ebensowenig 
ist die erstrichterliche Auffassung zu beanstanden, daß die Erreichung jenes 
Zieles allein im Wege bewaffneten Aufstandes und durch Waffengewalt denk- 
bar sei, ganz abgesehen davon, daß eine dem Revisionsangriff entzogene tat- 
sächliche Feststellung vorliegt. Denn es handelt sich dabei nicht, wie der Be- 
schwerdeführer meint, um einen Gebietsaustausch, sondern um die LosreiBung 
deutscher Gebietsteile zwecks Schaffung eines selbständigen Staatengebildes. 

Da auch im übrigen die Anwendung des Strafgesetzes einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen läßt, war die Revision, wie geschehen, zu verwerfen. 


Vereinszollgesetz v. 1. Juli 1869 88 134, 146; Viehseuchengeselz v. 26. Juni 
1909 §§ 74, 77. I. Beim rechtlichen Zusammentreffen der beiden Vergehen ist 
auf Konfiskalion aus § 134 VZG., nicht auf Einziehung aus $ 77 VSG., und 
daneben auf die Gefangnisstrafe aus § 74 VSG. zu erkennen. 2. Zum Begriff 
des Bandenschmuggels. 

I. StrS. U. v. 18. November 1912 g. M. 1 D 992/12. 

Aus den Gründen: ..... 2. Die verbotene Einfuhr von 4 Kühen, 
die dem Angeklagten zur Last fällt, stellt sich, wie das Urteil richtig annimmt, 
ihrem äußeren Tatbestand nach als ein Vergehen gegen § 74 VSG., rechtlich 
zusamamnentreffend mit einem Vergehen der Konterbande dar. Da § 74 VSG. 
in erster Linie Gefängnisstrafe androht, so ist — genau so wie es 
bisher beim Zusammentreffen der Konterbande mit einem Vergehen gegen 
§ 328 StGB. der Fall war — dem ersteren Gesetz die in § 134 VZG. neben der 
Konfiskation vorgesehene Strafe zu entnehmen. Auf die Konfiskation ist unter 
allen Umständen zu erkennen, denn sie ist die eirentliche Strafe für die Konter- 
bande, und § 74 VSG. findet nicht, wie es § 73 StGB. vorsieht, als die strengere 
Strafbestimmung Anwendung. sondern zufolge der in $ 134 VZG. enthaltenen 
Verweisung auf das strengere Gesetz. Die Haupt- (oder Grund-)strafe setzt 
sich in solchen Fällen aus der Konfiskation und einer anderen, entweder aus 
dem § 134 selbst zu entnehmenden oder der strengeren Strafe eines anderen 
Gesetzes zusammen. Deshalb hätte neben der aus § 74 VSG. entnommenen 
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Freiheitsstrafe nicht auf die in § 77 VSG. vorgesehene „Einziehung“ erkannt 
werden sollen, sondern auf Konfiskation. Dadurch ist übrigens der Angeklagte 
nicht beschwert; nicht etwa deshalb nicht, weil Einziehung und Konfis- 
kation ihrem Wesen nach gleich wären, sondern weil die Konfiskation die 
strengere Maßnahme ist, nämlich eine besonders geartete Einziehung, die 
einerseits den Verlust des Eigentums rückwirkend bis zum Zeitpunkt der Be- 
schlagnahme eintreten läßt, und andrerseits im Falle ihrer Nichtvollziehbarkeit 
in der Verpflichtung zur Erlegung des Werts der eingezogenen Gegenstände 
einen für den Betroffenen höchst empfindlichen Ersatz findet (§ 155, 156 VZG.). 
Die im $ 146 VZG. vorgesehene Schärfungsstrafe ist auch im Falle rechtlichen 
Zusammentreffens von Konterbande und Vergehen gegen das Viehseuchen- 
gesetz neben der Hauptstrafe als Zusatzstrafe zu verhängen. Hiernach 
entspricht die Straffestsetzung des Urteils in der Hauptsache dem Gesetz 
und beschwert den Angeklagten nicht, soweit dies nicht der Fall ist. 

3. Die Urteilsbegründung ist ausreichend und frei von inneren Wider- 
sprüchen. Unbegründet ist der in der Revisionsschrift dagegen erhobene Vor- 
wurf, daß die Feststellungen keine ausreichende Grundlage für die Annahme 
böten, wonach der Beschwerdeführer als Täter zu gelten habe. Das Urteil läßt 
keinen Zweifel daran, daß gerade der Beschwerdeführer in seinem eigenen 
Interesse die verbotswidrige Einfuhr betätigt hat, und zwar nicht allein da- 
durch, daß er sich anderer zur Ausführung seines Vorhabens bediente, sondern 
er hat sich auch selbst an dem Unternehmen durch Ausführungshandlungen 
beteiligt, denn er hat die Verbringung des Viehs, das er an der Grenze in Emp- 
fang nahm, nach dem Ort der Unterbringung selbst besorgt und geleitet. Diese 
Verbringung war aber ein Teil des Unternehmens, das nicht etwa beendet war, 
als die Grenze überschritten wurde, sondern das bis zur Ankunft des Viehs 
an seinem Bestimmungsort fortdauerte. 

4. Ebensowenig ist die weitere Rüge begründet, daß für die Annahme 
der bandenmäßigen Ausführung des Schmuggels eine ausreichende Grund- 
lage tatsächlicher Art im Urteil nicht gegeben ($ 266 StPO.) und daß außerdem 
hierbei die gesetzliche Bestimmung in § 146 VZG. unrichtig aufgefaßt sei. Der 
Tatbestand des Bandenschmuggels ist erfüllt, wenn drei oder mehr Personen 
vereinbaren, sich gegenseitig bei der Ausführung der Konterbande zu unter- 
stützen und zu diesem Zwecke auch tatsächlich bei der Ausführung des Unter- 
nehmens handelnd auftreten, ohne daß es dabei auf das Maß der äußeren Tätig- 
keit oder auf die Willensseite in der Richtung ankommt, ob der einzelne Teil- 
nehmer als Täter oder als Gehilfe mitwirkt (Entsch. 18 174). Die Teilnehmer 
müssen nur zufolge ihrer Verbindung (Komplott) an der Ausführung des 
„Unternehmens“ mindestens in der Anzahl von drei Personen zusammenwirken 
(Entsch. 1% 112, 17 388); dabei kann aber jede auf die Gesamtheit des Unter- 
nehmens entfallende und dazu gehörige Handlung in Betracht kommen, so- 
fern sie nur zum Zwecke der Ausführung gemeinschaftlich vorgenommen wird 
und der Vereinbarung gemeinschaftlicher Ausführung entspricht. Deshalb ist 
namentlich eine gleichzeitige Überschreitung der Grenze durch mehrere Per- 
sonen nicht erforderlich; das ergibt sich schon aus dem bereits erörterten 
Begriff des Unternehmens, das alle dem einheitlichen Ziel der Verbringung 
des Gegenstands aus dem Ausland nach seinem inländischen Bestimmungsort 
dienenden Handlungen gleichmäßig umfaßt. Die gleichzeitige Anwesenheit 
mehrerer Teilnehmer, ihre Vereinigung an einem Orte zum Zwecke der Aus- 
führung der vereinbarten Konterbande ist nur insoweit von besonderer Erheb- 
lichkeit, als das Gesetz daran die durch bestimmte Nachweise widerlegbare 
Rechtsvermutung knüpft, daß die nachweislich zusammengetroffenen Schmugg- 
ler sich auch vorher zur gemeinschaftlichen Ausführung der Konterbande 
verbunden haben ($ 146 Abs. 2 VZG., Entsch. 17 388). Diese Rechts- 
vermutung trifft im vorliegenden Fall zu und enthob das Urteil weitergehender 
Nachweise hinsichtlich der Verbindung. Denn die Angeklagten M. und F. 
sind mit den Personen (oder der Person), die das Vieh aus französischem Gebiet 
über die Grenze brachten, dort zusammengetroffen, waren örtlich mit diesen 
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vereint und haben mit ihnen zu dem gleichen verbotswidrigen Zweck inner- 
halb des Unternehmens zusammengewirkt, indem sie diesseits der Grenze das 
Vieh zum Weitertransport übernahmen, nachdem es ihnen von den bisherigen 
Führern zu diesem Zweck überlassen war. Von der gesetzlichen Ver- 
mutung abgesehen, ergibt aber auch das Urteil, daß die Angeklagten einer- 
seits und die Uberbringer des Viehes andrerseits— soweit sie den vorausgehenden 
bei Abschluß des Handels getroffenen Vereinbarungen mit M. noch nicht bei- 
getreten waren, jedenfalls beim Zusammentreffen an der Grenze über ihr Zu- 
sammenwirken bei Fortsetzung des Unternehmens sich verstandigten. Auch 
das genügt zur Verbindung (Entsch. 9 42). | 


SIGB. § 79. Hat bereits ein rechtskräfliges Urteil gemäß § 79 aO. eine Ge- 
samistrafe aus seiner Strafe und der eines früheren Urteils oder eine Zusatz- 
strafe zu dem ersten Urteil gebildet, so hat ein drittes Urteil seine Strafe selb- 
ständig — ohne Herbeiführung einer weileren Gesamtstrafe — dann zu erkennen, 
wenn die von ihm abgeurleille Tat zwar vor Verkündung des zweilen, aber nach 
Verkündung des ersten Urteils verübt worden ist. 

Ill. StrS. U. v. 21. November 1912 g. B. 3 D 704/12. 

Aus den Gründen: Die Staatsanwaltschaft greift das Urteil zu- 
gunsten des Angeklagten nur insoweit an, als das Gericht die Anwendung 
des $ 79 StGB. abgelehnt hat. Diese Beschränkung ist zulässig. Sie bewirkt, 
daß das Urteil im übrigen der Nachprüfung entzogen ist (Entsch. 37 284). 

Die Rüge ist unbegründet. 

Der Angeklagte ist durch Urteil des Landgerichts R. v. 13. Sept. 1911 
wegen Urkundenfälschung und Betruges zu 4 Monaten Gefängnis und durch 
Urteil desselben Gerichtes v. 13. Januar 1912 wegen gleicher Straftaten zu 
4 Monaten Gefängnis, und zwar unter Anwendung des $ 79 StGB. zusätzlich 
zu der durch Urteil v. 13. Sept. auSgesprochenen Strafe verurteilt worden. 
Wann die durch das Urteil vom 13. Januar 1912 abgeurteilten Straftaten 
begangen worden sind, hat der Vorderrichter zwar nicht ausdrücklich fest- 
gestellt. Allein aus dem Umstand, daß es sich damals um eine Zusatzstrafe 
und die Anwendung des $ 79 StGB. handelte, kann ohne weiteres entnommen 
daß der Angeklagte die Straftaten vor dem 13. September 1911 verübt 

atte. 

Die jetzt zur Aburteilung stehende Handlung ist, wie der Vorderrichter 
zutreffend annimmt, am 4. Oktober 1911 also nach Verkündung des ersten 
auf Strafe lautenden Urteils v. 13. September 1911 begangen worden. Des- 
halb fehlt, wie der Wortlaut des $ 79 StGB. ergibt, jede Möglichkeit, die für 
sie ausgesprochene Strafe mit der durch das letzte Urteil festgesetzten zu einer 
Gesamtstrafe zusammenzuziehen. Allerdings fällt jene Straftat vor den 
13. Januar 1912 und es wäre denkbar, aus den dem letzteren Urteile und dem 
jetzt angegriffenen zugrunde Hegenden Strafen eine Gesamtstrafe zu bilden. 
Allein diese Möglichkeit wird beseitigt durch Fällung des Urteils vom 13. Sep- 
tember 1911, da dieses zwischen Verübung der durch die Urteile vom 13. Sep- 
tember 1911 und 13. Januar 1912 einerseits und der durch das jetzt angegriffene 
Urteil andererseits abgegoltenen Straftaten verkündet worden ist und der am 
13. Januar 1912 Recht sprechende Richter sich grundsätzlich auf den Standpunkt 
zu stellen hatte, als wenn die von ihm abzuurteilenden Straftaten bereits dem 
am 13. September 1911 erkennenden zur Entscheidung vorgelegen hätten. 
Unter dem Gesichtspunkt des $79 StGB. betrachtet, liegen nur zwei Urteile 
vor: das vom 13. September 1911, das durch das vom 13. Januar 1912 nur 
erränzt worden ist, und das jetzt angegriffene. Da das letztere eine Straftat 
betrifft, die nach dem 13. September verübt worden ist, so kann $ 79 StGB. 
nunmehr keine weitere Anwendung finden (Entsch. 18 333). 
| Demgemäß war in Übereinstimmung mit dem Antrage des Oberreichs- 
anwaltes die Revision der Staatsanwaltschaft zu verwerfen. 
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| SIG B. 8370 Nr. 5 (in der Fass.des Ges. betr. Anderung des SIGB. v. 19. Juni 
1912). Für die Beurteilung der Frage, ob ein Gegensland als ein solcher 
des „hauswirtschaftllichen Verbrauchs“ anzusehen ist, kommt es darauf an, ob 
nach der Anschauung des Volkes im gewöhnlichen Leben eine. Sache als Gegenstand 
des Verbrauchs in Betracht kommt, z. B. Holz als Brennmaterial; Gegen- 
stände ds Gebrauchs, z. B. Bauholz fallen nicht hierunter. 
IH. StrS. U. v. 21. November 1912 g. H. 3 D 765/12. © 
| Gründe: Die Revision rügt die Unterlassung der Anwendung des 
§ 370 Nr. 5 StGB., in der Fassung des Ges. betr. Änderung des Strafgesetz- 
buchs v. 19. Juni 1912. Dieses Gesetz, veröffentlicht in der am 21. Juni 1912 
zu Berlin ausgegebenen Nr. 37 des Reichsgesetzblatts, enthält keine Bestimmung 
über den Zeitpunkt seines Inkrafttretens, hat also nach Art. 2 der Verfassung 
für das Deutsche Reich mit dem 5. Juli 1912 nämlich mit Beginn des vier- 
zehnten Tages seit dem Ablauf des Ausgabetages Geltung erlangt;. es war so- 
nach in Kraft, als am 5. Juli 1912 das angefochtene Urteil erlassen wurde. 
Aber die Revision beanstandet ohne Grund, daß im Urteil die Frage nach dem 
Vorliegen der Voraussetzungen der erwähnten Gesetzesbestimmung uner- 
örtert geblieben ist. Diese Bestimmung dehnt die Anwendbarkeit des $ 370 
Nr. 5 StGB. der älteren Fassung auf sonstige Gegenstände des hauswirtschaft- 
lichen Verbrauchs aus. Für die Beurteilung dieser Eigenschaft kommt es, 
wie die Begründung des Gesetzentwurfs hervorhebt, darauf an, ob nach der 
Anschauung des Volks im gewöhnlichen Leben eine Sache als Gegenstand des 
Verbrauchs in Betracht kommt. Auch Holz kann, wie die Begründung 
gleichfalls erwähnt, hierzu gehören, soweit es sich als Brennmaterial dar- 
stellt. Gegenstände des Gebrauchs sind dagegen aus dem Rahmen des 
$ 370 Nr. 5 ausgeschieden, und lediglich im $ 248a der neuen Fassung des Straf- 
gesetzbuchs berücksichtigt. (Drucks. des Reichstags I. Sess. 4907/4909 Nr. 1262 
S. 16, 17). Ob das Grubenholz, das der Beschwerdeführer gestohlen haben soll, 
als Brennholz anzusehen war, ergibt sich aus dem Urteil nicht. Das Gegenteil 
kann daraus entnommen werden, daß, wie aus dem Urteil hervorgeht, ein Teil 
des Holzes zur Errichtung eines Zauns verwendet worden ist. Bauholz als 
solches ist kein Verbrauchsgegenstand. Der erwähnte Umstand muß auch 
Bedenken erwecken gegen das im $ 370 Nr. 5 StGB. aufgestellte, auch für 
sonstige Verbrauchsgegenstände geltende Erfordernis der Entwendung zum 
alsbaldigen Verbrauch. Wenn dieses Merkmal nur bei einem Teil der gestohlenen 
Sachen zutrifft, scheidet die Anwendbarkeit des $ 370 Nr. 5 StGB. aus. Bei 
dieser Sach- und Rechtslage bestand keine Verpflichtung der. Strafkammer 
zu einem Ausspruch über die Voraussetzungen des erwähnten Gesetzes, auf 
die sich der Angeklagte nicht berufen hatte. 

Da auch sonst kein Rechtsirrtum erkennbar ist, war die Revision zu 
verwerfen. Ä T 


1 


SIGB. 88 7, 73. Süßstoffgeselz v. 7. Juli 1902 $ 8. Verbotener Besitz des 
Sacharins in Deutschland und dessen Schmuggel aus Deutschland nach Osterreich 
bildel nicht dieselbe Handlnug. $ MR 

I. StrS. U. v. 25. November 1912 g. P. 1 D 887/42.. 

Gründe: Mit Unrecht behauptet der Verteidiger eine Verletzung 
des § 7 StGB. Die Angeklagte ist verurteilt, weil sie am 12. Januar 1912 Süß- 
stoff in einer Menge von mehr als 50 g, den sie in Freilassing von einem Schmugg- 
ler erhalten hatte, im Besitz gehabt hat. Sie hat den Süßstoff von Freilassing 
nach Salzburg gebracht und ist dort wegen dieses Schleichhandels von Bayern 
nach Österreich bestraft worden. Ob sie die Strafe verbüßt hat, ist aus dem 
Urteil nicht zu ersehen. Aber selbst, wenn die Behauptung des Verteidigers, 
daß die Strafe in Österreich vollzogen worden sei, richtig ist, so kann § 7 StGB. 
doch nicht zur Anwendung kommen, weil die beiden Urteile nicht dieselbe 
Handlung zum Gegenstand haben. Der Verteidiger scheint anzunehmen, 
daß überhaupt nur eine Handlung im natürlichen Sinne vorliege, so daß 
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ein Fall des § 73 StGB. gegeben sei. Allein dies ist nicht richtig. Das Ein- 
bringen des Sacharins nach Österreich setzt zwar voraus, daß ‚die Angeklagte 
vorher in Deutschland im Besitz des Sacharins war, aber daraus folgt nicht, 
daß der Besitz des Stüßstoffs im Inland dieselbe Handlung sei, wie dessen Ein- 
bringung nach Österreich. Ganz abgesehen davon, daß $ 8 des Süßstoffges. 
gar keine Handlung mit Strafe bedroht, sondern einen Zustand, den bewußten 
Besitz von Süßstoff, genügt die Tatsache, daß von mehreren Tätigkeiten die 
eine zum Zweck der anderen vorgenommen wird, nicht dazu, beide als eine und 
dieselbe Handlung im natürlichen Sinne auffassen zu können. Vielmehr müssen 
die Tätigkeiten, durch die der Tatbestand der verschiedenen strafbaren Hand- 
lungen hergestellt wird, dergestalt zusammenfallen, daß mindestens ein Teil 
der einheitlichen Handlung zur Herstellung des Tatbestandes beider Delikte 
mitwirkt. Vgl. Entsch. 82 137 (139, 140); 32 384 (385). Das ist aber hier nicht 
der Fall. Sobald die Angeklagte die Grenze erreicht hatte, war sie nicht mehr 
im Inland im Besitz des Sacharins, und erst von dem Überschreiten der öster- 
reichischen Grenze ab begann der Schleichhandel, wegen dessen sie in Österreich 
bestraft worden ist. 

Es kann zweifelhaft erscheinen, ob: ebenso zu entscheiden wäre, wenn 
die Angeklagte wegen des Schleichhandels nach Österreich nicht in Österreich 
nach dortigem Gesetz, sondern im Deutschen Reich auf Grund des $ 2 des 
deutschen Gesetzes v. 9. Juni 1895 betr. Ausführung des Zollkartells mit 
Österreich verurteilt worden wäre. Denn abweichend vom $ 203 des Öster- 
reichischen Gefäll-Strafgesetzbuchs bedroht der angeführte $ 2 schon jedes 
Unternehmen der Konterbande nach Österreich. Allein dies bedarf 
keiner Erörterung, weil $ 203 aO., auf Grund dessen die Angeklagte bestraft 
worden ist, mit Strafe nur die Ubertretung des Einfuhrverbotes selbst bedroht. 

Auch eine fortgesetzte Handlung liegt nicht vor, weil verschiedene Rechts- 
güter verletzt sind. Für die verbotswidrige Einfuhr von Süßstoff in das Deutsche 
Reich und von da nach Österreich hat dies der erkennende Senat bereits in dem 
Urteil vom 28. März 1912 1 D 196/12 nachgewiesen. Es gilt aber auch für den 
ungerechtfertigten Besitz von mehr als 50 g Sacharin, der nur dann nicht be- 
straft wird, wenn der Süßstoff nicht verbotswidrig hergestellt oder eingeführt, 
sondern von einer zur Abgabe befugten Person bezogen worden ist, dessen 
Bestrafung also deshalb erfolgt, weil vermutet wird, daß der Süßstoff verbots- 
widrig hergestellt oder eingeführt worden sei. 

Da auch sonst die Prüfung des Urteils keinen Rechtsirrtum ergeben hat, 
war die Revision zu verwerfen. 


SIPO. § 293. Zuweitgehende Konkretisierung der Tat in der den Ge- 
Schworsmen gestellten Frage kann zur Aufhebung des Urteils führen, wenn dadurch 
der übrige Prozeßstoff den Geschworenen entzogen wird. 

I. StrS. U. v. 28. November 1912 g. W. 4 D 720/12. 

Aus den Gründen: Vollig fehl geht die Rüge, daß die Frage- 
stellung in einer den $ 293 StPO. verletzenden Weise mit dem Eröffnungs- 
beschluß insofern nicht übereinstimme, als letzterer eine weitgehende Kon- 
kretisierung der einzelnen Straftaten enthalte, während solche in den an die 
Geschworenen gerichteten und von diesen zu ungunsten des Angeklagten be- 
antworteten Fragen gänzlich fehle, da hier nur Ort und Zeit der Tat und die 
Person der Verletzten konkret bezeichnet seien. Die als ungesetzlich bean- 
standete Formulierung der einzelnen Fragen ist nicht nur eine völlig gesetz- 
mäßige, sondern sie wäre umgekehrt eine gesetzwidrige geworden und hätte 
gevebenenfalls auf Revision des Staatsanwalts aufgehoben werden müssen, 
wenn die von dem Eröffnungsbeschluß erwähnten einzelnen Tatumstände 
so, wie dies die Revision verlangt, Berücksichtigung bei der Fragestellung 
gefunden hätten. Denn die Vorschrift des § 293 StPO., wonach in den Fragen die- 
jenigen Umstände hervorgehoben werden müssen, die zur Unterscheidung 
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der dem Angeklagten zur Last gelegten Tat erforderlich sind, will dadurch le- 
diglich die individuelle Unterscheidung der vorliegenden Straftat von anderen 
gleichen Straftaten, insbesondere mit Rücksicht auf die Wirkungen der Rechts- 
kraft, ermöglichen, also die Identität der Tat außer Zweifel stellen. Dagegen 
bleibt von der Vorschrift völlig unberührt der andere das gesamte Schwur- 
gerichtsverfahren beherrschende Grundsatz, daß die Geschworenen bei Be- 
antwortung der gestellten Fragen nicht bloß Beweiswürdigung vorzunehmen, 
sondern auch die Subsumtion der festgestellten Tatsachen unter das auf sie 
anzuwendende Strafgesetz zu vollziehen haben. Die ungestörte und von Ein- 
flüssen der Richterbank freizuhaltende Ausübung dieser letzteren richter- 
lichen Tätigkeit würde gefährdet sein, wenn dem Gericht die Befugnis zu- 
stünde, nach seinem Ermessen und zu dem vermeintlichen Zweck, die mate- 
rielle Richtigkeit des Wahrspruchs möglichst sicherzustellen, bestimmte Tat- 
sachen den Geschworenen als die für die Entscheidung allein rechtserheb- 
lichen zu bezeichnen und dadurch den übrigen ProzeBstoff der Geschworenen- 
prüfung, ob darin ‚nicht etwa ebenfalls Umstände von rechtlicher Bedeutung 
enthalten sind, zu entziehen. 

Da sämtliche Revisionsangriffe sich als hinfallig erwiesen, waren die 
Revisionen, wie geschehen, zu verwerfen. 


SIGB. § 248a. Zum Begriff ds Handelns aus Not im Sinne 
dieses Paragraphen. 

I. StrS. U. v. 5. Dezember 1912 g. H. 1 D 898/12. 

Aus den Gründen: Inwiefern die Feststellung der Strafkammer, 
daß der Angeklagte eine Latte des den Lagerplatz umschließenden Latten- 
zauns gewaltsam weggerissen hat und durch die so geschaffene Öffnung in 
den Lagerplatz geschlüpft ist, „durchaus mangelhaft“ sein sollte, ist nicht 
einzusehen. Ob sie auf ausreichender Grundlage getroffen worden ist, ist in 
dieser Instanz nicht nachzuprüfen. Der Angabe der Beweismittel, auf denen sie 
beruht, bedurfte es nicht. 

Die Strafkammer hat ausdrücklich festgestellt, daß der Angeklagte. 
nicht aus Not gehandelt hat, und es ist nicht ersichtlich, daß diese Fest- 
stellung durch Rechtsirrtum beeinflußt wäre. Der durch das Ges. v. 19. Juni 
1912 in das Strafgesetzbuch eingestellte $ 248a beruht auf der Erwägung, daß 
der stärkste Antrieb, der einen sonst rechtschaffenen Menschen aus den ge- 
setzlichen Bahnen reißen könne, die Not sei, und sie weitgehender Berücksich- 
tigung bedürfe. Begr. zum Entw. des Gesetzes. Drucks. des Reichstags 12. Legis- 
laturper. II. Sess. 1909/10 Nr. 6 S. 17. Also wer unter dem An- 
trieb der Not geringwertige Gegenstände entwendet, soll nach den 
milderen Bestimmungen des $ 248a bestraft werden. Das ist nicht notwendig 
schon dann der Fall, wenn der Täter zur Zeit der Tat in Not war. Unter 
dem Antriebe der Not handelt nur der, der durch die Tat der Not steuern will, 
nicht aber der, der durch die Tat sich Sachen oder Genüsse verschaffen will, 
deren Entbehrung als wirtschaftliche Not, die hier allein in Frage kommt, 
nicht angesehen werden kann. Das verkennt der Verteidiger, wenn er schon 
aus der Tatsache, daß der Angeklagte zur Zeit der Tat außer Arbeit stand und 
nicht im Besitz nennenswerter Barmittel war, folgern will, daß der Angeklagte 
im Sinne des Gesetzes „aus Not“ gehandelt habe. Daraus folgt noch nicht 
einmal, daß er in Not gehandelt hat. Im vorliegenden Falle stellt die 
Strafkammer fest, daß der Angeklagte nicht aus Not gehandelt hat, weil er 
Wohnung und Kost bei seiner Mutter hatte, also für diese dringendsten Lebens- 
bedürfnisse gesorgt war, und er selbst nicht behauptete, daß er aus Not gehandelt 
habe. Sie nimmt also an, daß der Angeklagte überhaupt nicht in Not war, 
woraus notwendig folgt, daß er nicht aus Not gehandelt und dann stellt sie 
weiter fest, daß er aus Hang zum Stehlen und zum Zweck der Beschaffung 
von Mitteln zum Wirtshausbesuch und dergl. gehandelt hat. Dagegen sind Be- 
denken nicht zu erheben, insbesondere auch nicht dagegen, daß die Strafkammer 
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den Umstand, daß der Angeklagte selbst Not nicht behauptete, als ein Beweis- 
anzeichen dafür verwertete, daß er nicht in Not war. Keineswegs ist daraus 
zu entnehmen, daß sie angenommen hätte, wenn für Wohnung und Kost ge- 
sorgt wäre, könne Not nicht vorliegen, da die Einlassung des Angeklagten 
und die sonstige Sachlage ihr keinen Anlaß bot, sich darüber auszulassen, 
ob der Angeklagte etwa in anderer Beziehung Not gelitten hat. Die Aufstellung 
des Verteidigers, die einfache Tatsache, daß ein erwachsener großstäditscher 
Arbeiter auf Wohnung und Kost bei seiner Mutter angewiesen sei, genüge für 
den Begriff der Not, entbehrt der Begründung. Sie ist jedenfalls unrichtig, 
wenn die Mutter dem Sohne tatsächlich Wohnung und Kost in einer Weise ge- 
währt, daß er daran nicht Not leidet, wenn auch zuzugeben ist, daß da- 
durch die Annahme einer Not des Sohnes auch nicht ausgeschlossen wird. War 
der Angeklagte aber nicht in Not, so kann er auch nicht aus Not gehandelt haben, 
und deshalb stellt die Strafkammer fest, daß er aus Hang zum Wohlleben 
und zum Stehlen gehandelt hat. Damit ist der Anwendung des $ 248a StGB. 
der Boden entzogen. 

Auch sonst bietet das Urteil keinen Anlaß zu Bedenken. Das Rechts- 
mittel war deshalb zu verwerfen. 


Geselz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung 
v. 6. Februar 1875 § 67. Der § 67 aO. hat das Nichtbestehen einer bürgerlichen 
Ehe überhaupt zur Vorausselzung. Daß die Verlobten in den (irrigen) Glauben 
verselzt werden, als ob sie — nach der Trauung — in einer ehelichen Verbin- 
dung lebten, wird zum Tatbestand nicht erfordert. 

Il. StrS. U. v. 10. Dezember 1912. g. H. 2 D 574/12. 

Aus den Gründen: Das Landgericht geht von folgendem Sach- 
verhalt aus: | 

Der Angeklagte, Rabbiner (also Religionsdiener) der staatlich aner- 
kannten israelitischen Synagogengemeinde ,,Adass Jisroél zu Berlin (vgl. 
die Allerh. VO. v. 9. September 1885, GS. S. 337), hat zu Berlin in den Jahren 
1910 und 1911 vier Trauungen nach jüdischem Ritus vollzogen an russischen, 
israelitischen Verlobten, die auf der Durchreise durch Deutschland sich in 
Berlin aufhielten. Er hat behauptet, — und das ist nicht als widerlegt be- 
zeichnet —, daß er die Trauungen nur vorgenommen habe, nachdem ihm von 
den Verlobten alle diejenigen Papiere vorgelegt seien, deren Vorlegung von den 
in Rußland amtierenden Rabbinern verlangt werde. 

Der Angeklagte ist daraufhin wegen Vergehens gegen $ 67 des Ges. über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung v. 6. Februar 1875 
in vier Fällen verurteilt worden. Seine Revision konnte keinen Erfolg haben. 

Unzweifelhaft sind, wenn man von dem Wortlaute des Gesetzes ausgeht, 
alle Tatbestandsmerkmale des § 67 gegeben. Insbesondere war dem Ange- 
klagten nicht nachgewiesen worden, daß die von ihm getrauten Personen die 
Ehe vor dem (deutschen) Standesbeamten geschlossen hätten. Eine solche 
Eheschließung hatte auch, wie er wußte, nicht stattgefunden. Es herrscht aber 
Einverständnis, und das Reichsgericht hat auch bereits entschieden, daß bei 
dem Wortlaute des Gesetzes nicht stehen zu bleiben ist. Der $ 67 hat das Nicht- 
bestehen einer bürgerlich gültigen Ehe zur Voraussetzung. Deshalb ist er un- 
anwendbar, wenn eine solche Ehe besteht, mag sie nun nach dem PStG. vor 
dem (deutschen) Standesbeamten, mar sie in anderer Weise nach den für 
den Eheschließungsort maBeebenden Regeln gültig geschlossen sein. — Vgl. 
Entsch. 16 336. — Das Landgericht hat deshalb mit Recht die Frage auf- 
geworfen, ob die Paare im Auslande gültig die Ehe geschlossen hätten. Es 
hat die Frage verneint, und daraus ergab sich die Verurteilung des Angeklagten. 
Unwesentlich ist, ob das russische Recht keine standesamtliche Ehe- 
schließung kennt. 

Ebenso, ob der Angeklagte von den Verlobten stets alle diejenigen Ur- 
kunden sich hat vorlegen lassen, welche „von den in Rußland amtierenden 
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Rabbinern verlangt“ werden, selbst wenn man diese Behauptung des Ange- 
klagten dahin versteht, daB alle Vorbedingungen, die von dem russischen 
Rechte fiir eine in RuBland erfolgende EheschlieBung erfordert werden, ihm 
gegenüber erfüllt worden seien. Denn nach Art. 13 Abs. 3 EGBGB. bestimmt 
sich die Form einer Ehe, die im Inlande geschlossen wird, nur nach den deutschen 
Gesetzen. Der in Berlin unter Mitwirkung des Angeklagten, — eines Reli- 
gionsdieners, nicht eines Standesbeamten —, vorgenommene Akt konme daher 
niemals eine nach deutschem Rechte gültige Eheschließung darstellen. 

Der Angeklagte hat schon vor dem Landgerichte geltend gemacht, die 
Trauung durch einen Rabbiner, die das russische Recht den Israeliten vor- 
schreibe, sei in allen vier Fällen den Verlobten in Rußland ,,nur mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten möglich gewesen“. Vielleicht soll damit behauptet 
werden, daß in allen vier Fällen die Eheschließung (in Rußland) vor der Trau- 
ung, die der Angeklagte in Deutschland vorgenommen, wegen tatsächlicher 
Hindernisse nicht möglich gewesen sei. Und in derselben Richtung mag der 
fernere Einwand des Angeklagten zu verstehen sein, „solche Personen‘ (d. h. 
durchreisende Ausländer) „könnten in Deutschland keine standesamtliche 
Ehe schließen.“ Nun gibt es allerdings einen Fall, in dem trotz Vorliegens 
aller Tatbestandsmerkmale des $ 67 Abs. 1 PStG. eine strafbare Handlung 
wegen tatsächlichen, der Eheschließung entgegenstehenden Hindernisses zu 
verneinen ist. Darüber handelt der Abs. 2 des $ 67 PStG. (Art. 46 Nr. III 
EGBGB.), wo als solches Hindernis bezeichnet wird: ‚eine lebensgefährliche 
einen Aufschub nicht gestattende Erkrankung eines der Verlobten.‘ Davon 
ist hier nicht die Rede. 

In der Revision des Verteidigers wird behauptet: Die Brautleute wären 
sich bewußt gewesen, daß sie in Deutschland keine rechtsrültigen Eheleute 
seien, sondern im Konkubinat lebten; es liege nur die äußere Form einer kirch- 
lichen Eheschließung vor. Hierauf sowie auf die aus diesen Tatsachen von 
dem Verteidiger gezogenen Schlußfolgerungen ist schon deshalb nicht einzu- 
gehen, weil der Angeklagte selbst in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Reichsgerichte diese Behauptungen ausdrücklich zurückgezogen hat. 

Daß die Verlobten in den (irrigen) Glauben versetzt werden, als ob sie 
(nach der Trauung) in einer ehelichen Verbindung lebten, wird zum Tatbestande 
des $ 67 nicht erfordert. 

Die Beruiung des Angeklagten auf den $ 59 StGB. hat das Landgericht 
mit zutreffender Erwägung zurückgewiesen: der Angeklagte sei über keinen 
zum gesetzlichen Tatbestande gehörenden Umstand im Ungewissen gewesen. 
Das Landgericht erklärt sogar für erwiesen, er habe gewußt, daß sein Verfahren 
möglicherweise strafbar sei, mit dieser Möglichkeit habe er gerechnet. Denn 
er habe selbst behauptet, daß er bei vorheriger Erkundigung an amtlicher 
Stelle erfahren habe: ‚er solle es mit solchen Trauungen versuchen; zur Si- 
cherheit solle er sich für alle Fälle von den Beteiligten die Strafgelder zahlen 
lassen‘. Demgegenüber kann die von dem Angeklagten vor dem erkennenden 
Senate mündlich vorgetragene Behauptung: Er habe geglaubt, daß das Gesetz 
diese Fälle nicht behandle, daraus habe er geschlossen, daß er sich nicht straf- 
bar mache, keine Beachtung finden. Denn der Angeklagte widerspricht damit 
der für das Revisionsgericht maßgebenden Feststellung des Landgerichts. 
Übrigens würde der Irrtum, „dies Gesetz behandle diese Fälle nicht‘, ein Irr- 
tum nicht über Tatumstinde im Sinne des § 59 StGB., vielmehr über die Trag- 
weite eines Strafgesetzes (nämlich des § 67 PStG.) sein, der die Anwendung des 
letzteren nicht ausschließt. 


SIGB. 8 214. Eine alternalive Feststellung der beiden im $ 214 angeführten 
Zwecke der Tötung ist zulässig. 
l. StrS. U. v. 12. Dezember 1912 g. K. u. Gen. 4 D 1217/12. 
Aus den Gründen: Bei der Frage, ob die Angeklagten, bei der 
Unternehmung eines Diebstahls den A. vorsätzlich getötet haben, um ein der 
IT 
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Ausführung ihres Unternehmens entgegenstehendes Hindernis zu beseitigen 
oder um sich der Ergreifung auf frischer Tat zu entziehen, handelt es sich 
in letzterer Beziehung nur um Umstände, in welchen nach dem Gesetz wahl- 
weise verschiedene Ausführungsarten desselben strafrechtlichen Tatbestands 
zu finden sind. Das Entscheidende ist in beiden Fällen, daß bei der Unter- 
nehmung einer strafbaren Handlung zu einem der beiden in $ 214 genannten 
Zwecke vorsätzlich ein Mensch getötet worden ist; ob der eine oder der andere 
der beiden Zwecke verfolgt worden ist, ändert an dem Vorhandensein des Tat- 
bestands des $ 214 StGB. nichts, ist vielmehr hierfür völlig gleichwertig. Ins- 
besondere gilt das auch für die Strafzumessung, da für beide Fälle der gleiche 
Strafrahmen angedroht ist. 


StPO. $ 243 Abs. 2. Langjährige Gehiljenlätigkeil des vorgeschlagenen 
Zeugen im Geschäfte des Angeklagten gehört nicht zu den Umsländen, aus denen 
sich im voraus mit Sicherheit ermessen läßt, es werde die Vernebmung in jeder 
Beziehung belanglos sein. 

I. StrS. U. v. 16. Dezember 1912 g. G. u. Gen. 1 D 857/12. 

Aus den Gründen: Die Revision des Angeklagten R. mußte 
durchdringen. 

R. hat in der Hauptverhandlung beantragt, die Verhandlung auszu- 
setzen und den Schneider H. dafür als Zeugen zu laden, daß der frühere Mit- 
angeklagte Sch., von dem im angefochtenen Urteil festgestellt ist, er habe 
dem R. zu wiederholten Malen Sacharin in seine Behausung gebracht, bei 
seinen Besuchen nur Kleider mitgebracht habe. Das Gericht hat den Antrag 
abgelehnt, weil schon jetzt mit Sicherheit gesagt werden könne, daß wegen 
der vollständigen Untauglichkeit des Beweismittels — der Zeuge war lange 
Jahre Gehilfe des Angeklagten — kein irgendwie brauchbares Ergebnis ge- 
liefert werden werde. Diese Begründung der Ablehnung des Beweisantrages 
kann nicht genügen. Allerdings ist schon ausgesprochen worden, daß dem Gericht 
die Befugnis zusteht, solche Zeugen abzulehnen, bezüglich deren es sich in der 
Lage befindet, mit Sicherheit zu ermessen, es werde deren Vernehmung 
in jeder Beziehung belanglos sein. Entsch. 5 312, Rechtspr. 4 623, 10 92. — 
Von einer solchen „Sicherheit“ kann aber nur dann die Rede sein, wenn ganz 
bestimmte, schon zum voraus erkennbare und feststellbare Umstände vorliegen, 
sei es in der Person des Zeugen selbst oder in seinen Beziehungen zum Ange- 
klagten, die nach der Erfahrung des Lebens die unbedingte Wertlosigkeit des 
Beweismittels gewährleisten. Dies ist mit Recht angenommen worden bei 
so naher Verwandtschaft oder Schwägerschaft des Zeugen mit dem Angeklagten, 
daß schon zum voraus die Möglichkeit einer Beeidigung ausgeschlossen erschien, 
auch dann, wenn feststand, daß dem Zeugen die nötige Sachkunde abgehe, 
oder wenn er wegen des nämlichen Vergehens verurteilt worden war, das dem 
Angeklagten zur Last gelegt wurde. Im vorliegenden Falle aber sind solche 
von vornherein bekannte, die Wertlosigkeit des Zeugnisses alsbald klarstel- 
lende Tatsachen nicht in Frage. Ob der Zeuge noch unter dem Druck des frü- 
heren Dienstverhältnisses zum Angeklagten R. steht, kann ohne dessen Ver- 
nehmung mit irgendwelcher Bestimmtheit nicht beurteilt werden; der per- 
sönliche Eindruck, den der Zeure auf den Richter macht, ist hierfür ausschlag- 
gebend, um so mehr, als der Zeuge inzwischen den Dienst des Angeklagten 
verlassen hat. Überdies kann diesem Umstand ohne Einvernahme des Zeugen 
nicht mehr als eine Minderung der Beweiserheblichkeit, keinesfalls aber die 
volle Wertlosigkeit, wie die Strafkammer will, beigemessen werden. Handelt 
es sich hiernach bei der Begründung, mit der das Gericht den Beweisantrag 
zurückgewiesen hat, um eine unzulässire Vorwernahme der Beweisprüfung, 
damit aber zugleich um eine unzulässige Beschränkung der Verteidigung 
des Angeklagten, und ist nicht auszuschließen, daß die Erhebung des an- 
gebotenen Beweises zu einer anderen Beweisentscheidung hätte führen Können, 
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so mußte die Folge dieses Mangels im Verfahren die Aufhebung des ange- 
fochtenen Urteils, soweit dadurch der Angeklagte R. betroffen wird, sein. 


StPO. § 23 Abs. 2. r. Begriff der ,,Sache im Sinne obiger Bestimmung. 
2. Derjenige Richter, der in einer durch rechtskraftiges Urteil erledigten Sache 
die Voruntersuchung geführt hat, ist als Mitglied des erkennenden Gerichis auch 
dann ausgeschlossen, wenn sich in einem anderen Verfahren erst in der Haupt- 
verbandlung herausstellt, daß dieselbe Tat zur Aburleilung steht und daher ledig- 
lich die neuerliche Strafverfolgung für unzulässig zu erklären ist. — Dieser Aus- 
schluß gilt bei Verbindung verschiedener Strafsachen infolge der dadurch ge- 
schaffenen Einbheitlichkeilt des Verfahrens auch gegenüber Mitangeklagten, die 
an der früheren Strafsache nicht heleiligt sind. 

I. StrS. U. v. 16. Dezember 1912 g. K. u. Gen. 1 D 955/12. 

Aus den Gründen: An der Erlassung des angefochtenen Urteils 
hat der Königliche Landgerichtsrat M. teilgenommen, der in einem früheren 
durch rechtskräftiges Urteil v. 13. November 1909 beendigten Strafverfahren 
gegen die jetzigen Mitangeklagten K. und St. und 2 Genossen die Vorunter- 
suchung geführt hatte. Durch das jetzt angefochtene Urteil ist die Tat des K. 
die den Gegenstand des derzeitigen Strafverfahrens bildet, als die nämliche 
erklärt worden, wegen deren K. bereits in dem früheren Verfahren zu Strafe 
verurteilt worden war, und es ist demzufolge die neuerliche Strafverfolgung 
gegen K. für unzulässig erklärt worden. Der Angeklagte St. ist im früheren 
Verfahren der Begünstigung des damaligen Mitangeklagten Z., der mit K. 
gemeinschaftlich gehandelt hatte, beschuldigt gewesen und ist damals von 
dieser Anklage freigesprochen worden. In dem jetzigen Verfahren ist ihm 
gemeinschaftliches Handeln mit K. und Genossen, zu denen auch Z. zu zählen 
ist, u Last gelegt; er ist auch in dieser Beziehung nunmehr freigesprochen 
worden 

Bei dieser Sachlage ist die Revision des Staatsanwalts, soweit sie wegen 
der Mitwirkung des Königlichen Landgerichtsrats M. zur Erlassung des Urteils 
v. 9. Juli 1912 Verletzung des $ 23 Abs. 2 StPO. rügt, begründet. Nach dieser 
Gesetzesstelle darf der Untersuchungsrichter in denjenigen Sachen, in welchen 
er die Voruntersuchung geführt hat, nicht Mitglied des erkennenden Gerichts 
sein. Unter „Sache“ ist hier dasselbe gemeint, wie mit dem sonst im Gesetz 
gebrauchten Ausdruck „Strafsache‘, und hierunter ist zunächst jedes Verfahren 
zu verstehen, welches die strafrechtliche Verfolgung einer Person wegen einer 
bestimmten Tat zum Gegenstand hat, sodann aber auch im Falle der Ver- 
bindung mehrerer Strafsachen das Verfahren wegen der verbundenen ,,Straf- 
fälle‘ in seiner Gesamtheit (vergl. §§ 2 ff., insbes. $ 5 StPO.; Entsch. 17 173). 
Das gegenwärtige Verfahren ist nun allerdings rein förmlich betrachtet, 
ein anderes als das frühere, und es ist die dem jetzigen Hauptverfahren voraus- 
gegangene Voruntersuchung nicht von dem Königlichen Landgerichtsrat M. 
sondern von einem anderen Richter geführt worden. Allein seinem inneren 
Wesen nach ist das jetzige Verfahren, soweit es sich um die Strafverfolgung 
des K. und des St. handelt, dasselbe wie das frühere; die „Strafsache‘“ ist 
insoweit hier wie dort die nämliche. Bei K. ist das ohne weiteres klar, aber 
auch bei St. trifft das zu, da die ihm früher zur Last gelegte Begünstigung 
sich auf die gleiche Tat bezogen haben sollte, hinsichtlich deren er nun als 
Mittäter angeklagt ist. Es wäre auch gegen ihn die neuerliche Strafverfolgung 
als unzulässig zu erklären gewesen (Entsch. 44 28; 30 31 u. a.). Bei dieser 
teilweisen sachlichen Gleichheit des früheren und des jetzigen Ver- 
fahrens muß trotz deren förmlicher Verschiedenheit nach Sinn und Zweck 
des $ 23 Abs. 2 StPO. angenommen werden, daß zwischen der früheren und 
der jetzigen Strafsache hinsichtlich der Anwendung dieser Gesetzesstelle ein 
Unterschied nicht zu machen, vielmehr die frühere Voruntersuchung der neuer- 
lichen gleichzustellen und in gleichem Sinne, wie diese, zum jetzigen Haupt- 
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verfahren in Bezug zu bringen ist. Aus der durch die Verbindung der verschiede- 
nen Strafsachen no Einheitlichkeit des gegenwärtigen Verfahrens 
ergibt sich dann weiter mit Notwendigkeit, daß der frühere Untersuchungs- 
richter nicht nur in der Richtung gegen K. und St., sondern auch gegen deren 
jetzige Mitangeklagte kraft Gesetzes von der Ausübung des Richteramts aus- 
geschlossen war und daher das Urteil gegen sämtliche Angeklagte der Auf- 
hebung unterliegen muß ($ 377 Nr. 2 StPO.). 


SIGB. $ 259. Heblerei — begangen durch Ansichbringen desjenizen 
Geldes, welches der Haupitater durch Untreue, verübt durch Verfügung uber 
eine eingezogene Forderung seines Auftraggebers zu dessen Nachteil, zum 
Eigentum erworben halle. 

Ill. StrS. U. v. 19. Dezember 1912 g. W. und B. 3 D 963/12. 

Aus den Gründen: Der äußere Vorgang, in welchem ein straf- 
bares Handeln der Beschwerdeführerin B. gefunden worden ist, besteht darin. 
daß sie einen Scheckvordruck ihres Vaters auf die Summe von 700 .% aus- 
füllte, mit dem Namen ihres Vaters unterzeichnete, diesen Betrag von dem 
Bankguthaben ihres Vaters abhob und ihn dem Mitangeklagten W. zum eigenen 
Verbrauch hingab. 

Was die Beschwerde der Angeklagten B. anbelangt, daB auf diesen 
Tatbestand zu Unrecht der § 266 StGB. angewendet worden Sei, so geht die 
Strafkammer erkennbar von der Annahme aus, daß die Angeklagte von vorn- 
herein die Absicht gehabt habe, das auf Grund des Schecks eingezogene Geld 
nicht an ihren Vater abzuliefern, sondern es dem Mitangeklagten W. auszu- 
händigen. In der Einziehung der Forderung mit dieser Willensrichtung der 
ungetreuen Verwendung konnte, wie vom Reichsgerichte wiederholt erkannt 
worden ist, Entsch. 42 421, 38 266, ohne Rechtsirrtum eine zum Nachteil des 
Geschäftsherrn erfolgende Verfügung über dessen Forderung gesehen werden. 

.. Der Beschwerdeführer W. bemängelt, daß es an einer tatsächlichen 
Feststellung fehle, aus welcher sich ergebe, daß die B. als „Bevollmächtigte‘' 
anzusehen sei. Hiermit scheint der Angeklagte — von der Mitangeklagten B. 
ist eine gleiche Rüge nicht erhoben worden — auf die Bestimmung des $ 266 
Abs. 4 StPO. abzuzielen, nach welcher die Urteilsgründe die für erwiesen er- 
achteten Tatsachen angeben müssen, in welchen die gesetzlichen Merkmale 
der strafbaren Handlung gefunden werden. Eine derartige Rüge würde jedoch 
unbegründet sein, weil die genannte Vorschrift nicht auf diejenige stratbare 
Handlung bezogen werden kann, mittels welcher die Haupttäterin die Sachen, 
welche der Hehler an sich brachte, erlangt hatte, Entsch. 10 155. 

Den Gegenstand der Untreue bildete nach der vorerwahnten Feststellung 
der Stratkammer die Forderung, welche der Vater der B. an die Bank 
hatte. Den Tatbestand des dem Mitangeklagten W. zur Last gelegten Vergehens 
gegen § 259 StGB. erblickt der Vorderrichter darin, daß er das Geld, welches 
die B. bei Einziehung der Forderung von der Bank erhielt „annahm“, was 
Otfenbar heißen soll „seines Vorteils wegen an sich brachte“. Die Frage, ob die 
B. die 700 .# durch die an der Forderung geschehene Verfügung erlangt habe, 
oder ob etwa die Untreue schon mit der zum Zwecke der Auszahlung erfolgten 
Ubergabe des Schecks an die Bank vollendet war, und ob demgemäß die B. 
das Geld erst durch eine der Vollendung der Untreue nachfolgende Handlung 
und mithin nicht durch die Untreue selbst erworben habe, war im ersten Sinne 
zu beantworten. Die zum Nachteil des Vaters vorgenommene Verfürung über 
dessen Forderung verwirklichte sich nicht schon mit der Übergabe des Schecks 
an die Bank. sondern erst mit der Einziehung der Forderung, d. h. dadurch. 
daß die B. auf Grund des vorgelegten Schecks, welcher nur das Mittel zur Er- 
langung des Geldes war, das letztere selbst erhielt. Die Empfangnahme des 
Geldes bildete also noch einen Teil der an der Forderung verübten Untreue. 
die nicht schon zu einem früheren Zeitpunkte vollendet war, Entsch. 42 421. 
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Hiermit erledigt sich zugleich die in der Revisionsschrift angeregte Frage, ob 
nicht erst in der Aushändigung der Summe an W. die Vollendung der Vortat 
zu finden sei. 

Auch der Umstand, daß etwa die B. an dem von der Bank ausgezahlten 
Gelde das Eigentum erhielt, würde der Verurteilung des W. aus $ 259 StGB. 
nicht entgegenstehen. Die B. erlangte dieses Eigentum nicht durch eine außer- 
halb der Straftat der Untreue liegende Handlung — vgl. die in Entsch. 6 218 
und 11 342 behandelten Fälle des Erwerbes von Sachen durch Bettelei und 
Unzuchtsbetrieb — sondern unmittelbar durch die hinsichtlich der Forderung 
begangene Untreue. Hiermit war das Geld, mochte es auch Eigentum der B. 
geworden sein, mit dem Makel des strafrechtswidrigen Erwerbes behaftet. 
Das Reichsgericht hat bereits ausgesprochen, Entsch. 6 221 und 39 238, daß ein 
Eigentumserwerb zufolge Urkundenfälschung, Meineides und Begünstigung 
als eine Erlangung „mittels“ einer strafbaren Handlung im Sinne des § 259 
StGB. gelten kann, und das Gleiche ist unbedenklich auch für den Fall anzu- 
nehmen, wo ein Bevollmächtigter Geld zu Eigentum dadurch erwirbt, daß 
er über eine Geldforderung seines Machtgebers ungetreu durch Einziehung 
verfügt. 

Demnach waren beide Revisionen als unbegründet zu verwerfen. 


Preuß. Gesetz betr. den Forstdiebstahl v. 15. April 1878 $ ı Nr. 3; SIGB. 
§ 242. Zum Begriff des ,,Abraums im Sinne des angeführten § ı Nr. 3. „Ab- 
raum“ kann auch als „Raff- und Leseholz‘‘ in Frage kommen. 

Ill. StrS. U. v. 19. Dezember 1912 g. H. 3 D 774/12. 

Aus den Gründen: Das Gericht gelangt in der sogenannten 
Schlußfeststellung zu dem Ergebnis, daß die beiden Angeklagten Ende Fe- 
bruar oder Anfang März 1912 aus dem Forstschutzbezirk Ch. etwa 4 Raum- 
meter Reisig II. Klasse dem Eigentümer in der Absicht rechtswidriger Zu- 
eienune gemeinschaftlich weggenommen, sich also eines gemein- 
schaftlich ausgeführten Diebstahls im Sinne der §§ 242, 47 StGB. schuldig 
gemacht haben. Die dafür gegebene Begründung ist aber so unzulänglich, daß 
‚durch sie die verurteilende Entscheidung nicht gerechtfertigt wird und die 
Annahme eines dem Urteil zugrunde liegenden Rechtsirrtums begründet er- 
scheint. (Dies wird näher dargelegt.) 

Die erneute Verhandlung wird Gelegenheit geben, zu den von der Re- 
vision jetzt angererten Bedenken Stellung zu nehmen. Nicht ohne Grund wird 
nämlich darauf hingewiesen, daß die tatsächlichen Feststellungen nicht aus- 
reichen, um übersehen zu können, ob nicht die Voraussetzungen des Forst- 
diebstahlsgesetzes vorliegen. Eine Verurteilung wegen Diebstahls im Sinne 
des $ 242 StGB. war nur zulässig, wenn nach Lage der Sache der Tatbestand 
der milderen Stralbestimmungen des Forstdiebstahlsgesetzes ausge- 
schlossen erschien (Rechtspr. 3 249; 5 793). Es handelt sich um die 
Wegnahme von Reisig aus einem Walde. Deshalb wäre die Anwendung des 
Forstdiebstahlsgesetzes v. 15. April 1878 geboten gewesen, wenn, wie dies die 
Revision behauptet, die Voraussetzungen des $ 1 Nr. 3 das. vorgelegen hätten. 
Ob dies zutrifft, läßt sich nach den bisherigen Feststellungen nicht entscheiden. 
Der Vorderrichter hat sich nämlich mit dem Hinweis begnügt, daß das Reisig 
im Jagen 163 bereits „aufgearbeitet“ war. Dadurch würde jedoch nur die An- 
wendung des $ 1 Nr. 2 aO. entfallen sein. Nach § 1 Nr. 3 aber sind die da- 
selbst erwähnten Walderzeugnisse nur dann nicht Gegenstand eines Forst- 
diehbstahls, wenn sie sich in einer umschlossenen Holzablage befinden oder 
wenn sie geworben oder eingesammelt sind. Die ,,Aufarbeitung’ von Reisig 
ist im Rahmen dieser Gesetzesvorschrift an sich bedeutungslos und würde nur 
unter der Voraussetzung erheblich sein, daß damit ein ‚Werben oder Ein- 
sammeln‘ gleichzeitig verbunden wäre. Die Revision bestreitet dies und be- 
hauptet, es handle sich um zerstreut im Walde liegende Baumäste. Das Gegen- 
teil ist nicht festgestellt. Ist aber mit der Möglichkeit zu rechnen, daß das ge- 
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stohlene Reisig zunächst von den Angeklagten oder auf deren Veranlassung 
von G. oder anderen gesammelt worden ist, dann muß in der Tat 
§ 1 Nr. 3 des Ges. v. 15. April 1878 ins Auge gefaßt, und es muß untersucht 
werden, ob das Reisig ,, Abraum“ im Sinne jener Gesetzesvorschrift war. Dar- 
unter sind alle Abfälle zu verstehen, die bei der Zubereitung von Holz ent- 
stehen, die einen geringen Wert haben und die der Holzberechtigte absicht- 
lich im Walde zurückgelassen hat, ohne sie gesammelt oder geworben zu haben 
(Entsch. 85 161). Die Entstehungsgeschichte der fraglichen Gesetzesbestimmung 
ergibt ferner unzweideutig, daß ,,Abraum™ zum Begriffe des „Raff- und 
Leseholzes‘‘ im Sinne des nach Art. 89 Prß. AG. zum BGB. in Kraft gebliebenen 
$ 215 T. I Tit. 22 ALR. gehört, unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
es nicht bloß trockene von den Bäumen zufällig abgefallene Äste zu sein brauchen, 
sondern daß auch diejenigen Äste und Baumwipfel darunter fallen können, 
die vom Holzberechtigten nach Beendigung des Holzschlages oder Aufarbeitung 
des Holzes im Walde zurückgelassen worden sind. Daraus folgt einerseits, 
daß es sich keineswegs um lediglich wertlose Holzteile handelt, andererseits, 
daß die Abfälle für den Eigentümer nur einen geringen Wert haben müssen, 
um ihn zu veranlassen, sie nicht selbst zu erwerben, sondern demjenigen zu 
überlassen, dem er die Berechtigung erteilt, im Walde ,,Raff- und Leseholz‘‘ 
sich zu holen. Im vorliegenden Falle ist nichts weiter festgestellt, als daß das 
weggenommene Reisig solches II. Klasse war und einen Wert von etwa 1 .# 
für das Raummeter hatte. Daraus allein läßt sich nicht beurteilen, ob es den 
Begriff des Abraumes in dem vorstehend dargelegten Sinne erfüllt. 


SIGB. §§ 133 Abs. I u. 2; 267. I. Ueber die urkundliche Bedeutung der 
Postpakeladresse. 2. Zur Annnahme einer gewinnsüchligen Absicht im Sinne 
des § 133 Abs. 2 genügt nicht die Erstrebung rein ideeller Vorteile, wie sie bei 
Erwerb aus bloßer Sammelfreude vorliegen kann. 

I. StrS. U. v. 19. Dezember 1912 g. K. 1 D 793/12. 

Aus den Gründen:. Der Tatbestand des $ 133 Abs. 1 StGB. ist 
rechtlich einwandfrei nachgewiesen. 

Was der Verteidiger gegenüber der Annahme der Strafkammer vorbringt, 
daß der Postpaketadresse die Eigenschaft einer Urkunde im Sinne der vorhin 
erwähnten Gesetzesstelle zukomme, geht fehl. Die Postpaketadresse ge- 
winnt urkundliche Bedeutung nicht erst bei der Zustellung des Beförderungs- 
gegenstands an den Empfänger, sondern schon mit der Aufgabe des Gegen- 
stands zur Post, da sie ihrem Wesen nach bestimnit ist, für den Gesamtvorgang 
der Beförderung in tatsächlicher und rechtlicher Beziehung als Beweismittel 
zu dienen. Zu diesem Zwecke wird bei der Aufgabe auf der Postpaketadresse 
das Gewicht der Sendung vermerkt (Allg. Dienstanweisung für Post und 
Telegraphie, Abschn. V, Abt. 2 § 2 Abs. IV); die Postpaketadresse wird mit 
der Nummer des Annahmebuchs, in das die Sendung eingetragen wird, bezeichnet 
(ebenda $ 5, § 6 Abs. I u. Il): sie wird mit dem Aufgabestempel bedruckt, 
und zwar wenn möglich „oben rechts‘ (ebenda § 8 Abs. II u. V) und gleichzeitig 
werden dabei durch das Bedrucken mit dem Aufgabestempel etwa aufgeklebte 
Postwertzeichen entwertet (ebenda § 9 Abs. VIII) usw. Vor allem liefert 
hiernach die Postpaketadresse — zunächst jedenfalls im inneren Dienst — 
Beweis dafür, daß die zu ihr gehörige Sendung überhaupt der Post zur Be- 
förderung übergeben und von der Post hierzu angenommen worden ist, sowie 
dafür, wo und wann dies geschehen und ob und welcher Betrag vom Absender 
als Vergütung für die Beförderung entrichtet worden ist. In diesen Richtungen 
ist selbstverständlich besonders wesentlich der Teil der Adresse, auf dem 
sich die durch den Aufgabestempel entwertete Freimarke befindet. Wenn 
der Verteidiger von einem „links oben" befindlichen Raum der Postpaketadresse 
(dem Abschnitt) für den Aufgabestempel spricht, so übersieht er, daß diese 
Stelle „auch“ einen Stempelabdruck zu erhalten hat (Alle. Dienstanwelsung 
§ 8 Abs. VIII), und gegenüber der Berufung auf die Unleserlichkeit von Stempel- 
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abdrücken ist zu bemerken, daß mit einem solchen vorschriftswidrigen Ver- 
fahren nicht gerechnet werden darf (ebenda § 8 Abs. V,$9 Abs. XI). Nach alle- 
dem kann es keinem rechtlichen Bedenken unterliegen, daß die Strafkammer 
die Postpaketadressen als Urkunden im Sinne des $ 133 StGB. und die Ent- 
fernung der Freimarken als eine Beschädigung erachtet hat. Übrigens würden 
die Adressen jedenfalls als „sonstige Gegenstände‘ unter das Gesetz fallen. 
Dagegen gibt das Urteil Anlaß zu rechtlichen Bedenken, sofern es auch 
„gewinnsüchtige Absicht‘ und damit auch den Tatbestand des Abs. 2 des $ 133 
StGB. als gegeben erklärt. Die Strafkammer nimmt ,,gewinnsiichtige’’ Absicht 
deshalb an, weil der Angeklagte die Marken abgetrennt habe, um sie seiner 
Markensammlung einzuverleiben oder sie etwa im Markentauschweg weiter 
zu begeben, und dazu bemerkt sie, daß hierbei „der tatsächliche Wert der 
bereits durch den Stempel entwerteten Freimarken gar keine Rolle spiele‘‘. 
Diese Ausführungen lassen im Unklaren, von welchem rechtlichen Gesichts- 
punkt die Strafkammer ausgegangen ist. Wenn auch zur Annahme einer ,,ge- 
winnsüchtigen Absicht“ im Sinne des $ 133 StGB. nicht erforderlich ist, daß 
der Täter sich einen Vermögensvorteil verschaffen will, sondern allgemein 
das Erstreben eines materiellen Vorteils genügt, so muß doch zur Annahme 
einer „gewinnsüchtigen Absicht‘‘ der Wille des Täters gerade auf die Erlangung 
eines materiellen Vorteils als eines solchen gerichtet sein und es genügt nicht, 
wenn der Täter wesentlich ideelle Vorteile erstrebt, bei denen eine etwaige 
materielle Seite völlig zurücktritt. Eine Möglichkeit der letzterwähnten Art 
muß namentlich dann anerkannt werden, wenn aus bloßer Sammlerfreude 
der Erwerb melır oder minder geringwertiger oder gar wertloser Sachen er- 
strebt wird. Es besteht Grund zur Annahme, daß die Strafkammer eine Prü- 
fung des vorliegenden Falles in dieser Richtung rechtsirrig unterlassen hat. 
Das Urteil unterlag daher der Aufhebung. 


RGes. zum Schutze der Warenbezeichnungen v. 12. Mai 1894. $ 14. Unter 
den einem pharmazeulisch-chemischen Präparate erteilten Warenschulz können 
auch Arzneizubereilungen fallen. 

I. StrS. U. v. 19. Dezember 1912 g. St. 1 D 667/12. 

Aus den Gründen: Die Firma H. hatte dem Angeklagten aus- 
drücklich verboten, das für sie eingetragene Warenzeichen „Pantopon“ zu 
gebrauchen. Die Herstellung der Lösungen dieses Pulvers und das Abfüllen 
in Ampullen (zugeschmolzene Glasbehälter) auf Rezept eines Arztes bleibe 
ihm selbstverständlich unbenommen, aber eine Bezeichnung der Ampullen 
mit ihrem Warenzeichen dürfe nicht erfolgen. Es werde sich in solchen Fällen 
eine Bezugnahme auf das Rezept empfehlen. $o 

Gleichwohl hat auch nach diesem Verbot der Angeklagte Lösungen des 
von der Firma H. bezogenen Pulvers ,Pantopon“, die er angefertigt und in 
Ampullen gefüllt hatte, mit einem Papierstreifen versehen, der das Wort 
„Pantopon““ und den Prozentsatz des darin enthaltenen Pulvers (0,01 oder 
0,02 oder 0,04) enthielt, und, wenn ärztlicherseits Pantoponlösungen ver- 
schrieben wurden, mit dieser Bezeichnung verkauft. Die Strafkammer hat 
ihn deswegen aus $ 14 des Warenzeichenges. verurteilt. 

Wenn der Angeklagte geltend macht, das Pulver sei ein pharmazeutisch- 
chemisches Präparat und nur für solche sei das Warenzeichen eingetragen, 
die aus ihm hergestellte Lösung sei aber eine Arzneizubereitung und daher eine 
ganz andere Ware, so geht dies fehl. Bei der Frage, ob es sich um Waren der 
angemeldeten „Art“ im Sinne des Gesetzes handelt, kommt es darauf an, 
ob sich die Waren vermöge ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und ihrer Ver- 
wendung einander nahe stehen. Der Begriff der Gleichartigkeit ist dabei nicht 
zu eng aufzufassen. Vgl. Entsch. ZS. 72 146 (148). Wie der Beschwerdeführer 
selbst sagt, fallen pharmazeutische Präparate und Arzneizubereitungen unter 
den weitern Begriff Arzneimittel. Dann sind sie aber als gleichartig zu er- 
achten. Auch die Bestimmungen der Preußischen Apothekenbetriebsordnung 
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können insoweit, als sie etwa dem Warenzeichengesetz entgegenstehen sollten, 
nicht in Betracht kommen. 


GVG. § 63. Beurkundung der nach § 63 aO. zu fassenden Präsidialbeschlüsse 
ist nicht Voraussetzung ihrer Gültigkeit. 

I. StrS. U. v. 21. Dezember 1912 g. D. 1 D 827/12. 

Aus den Gründen: Die in bezug auf das Verfahren erhobenen 
Beschwerden sind nicht begründet. 

Das gilt insbesondere von denjenigen, die sich auf die Besetzung des er- 
kennenden Gerichts beziehen. 

Amtsrichter R. gehörte zufolge ordnungsmäßiger Berufung der erken- 
nenden Strafkammer an. 

Nach der in beglaubigter Abschrift vorliegenden Anordnung des Präsi- 
denten des Oberlandesgerichts C. v. 8. Mai 1912 ist Amtsrichter R. „mit Er- 
mächtigung des Justizministers‘“ gemäß des gleichfalls in beglaubigter Ab- 
schrift vorliegenden Antrags des Präsidiums des Landgerichts T. v. 6. Mai 1912 
zum Hilfsrichter bei diesem Gericht aus Anlaß der Dienstunfähigkeit des Land- 
richters B. bis zu dessen Wiedereintritt, längstens 12. Juni 1912, bestellt 
worden. Zufolge dieser am 10. Mai bei dem Landgericht eingegangenen Ver- 
fügung hat das Präsidium, wie durch dienstliche Äußerungen von Mitgliedern 
und diejenige des Amtsrichters R. erwiesen ist, diesem am nämlichen Tage 
sämtliche, dem Landrichter B. für das Geschäftsjahr zugewiesenen Geschäfte 
übertragen. Dazu gehörte, wie die hier vorliegende Geschäftsverteilung v. 
5. Dezember 1911 ergibt, die Mitwirkung als Richter in der Il. Strafkammer 
deren ständiges Mitglied Landrichter B. ist. Danach war Amtsrichter R. unter 
Beobachtung der Vorschriften des § 69 GVG. als Hilfsrichter dem Landgericht 
T. beigeordnet und ordnungsgemäß ($ 62 Abs. 2 GVG.) als Mitglied der 
Il. Strafkammer bestellt. 

‘Trotz der vorerwähnten amtlichen Bestätigung wird in der Revisions- 
schrift bestritten, daß am 10. Mai 1912 ein Beschluß des Präsidiums des vor- 
erwähnten Inhalts gefaßt worden sei; weiter wird ausgeführt, daß der trotzdem 
erfolgten Bestätigung oder einer sonstigen nachträglichen Beurkundung eines 
solchen Beschlusses im vorliegenden Verfahren keine Bedeutung zukemmen 
könne; sei der Beschluß im Zeitpunkt der Verhandlung nicht urkundlich 
festgestellt gewesen, SO seien nachträgliche und zumal solche Beurkundungen 

völlig unbeachtlich, die lediglich im Hinblick auf die nunmehr erhobene und 
damals bevorstehende Beanstandung des in der Mitwirkung des Amtsrichters R. 
liegenden Verstoßes ertolet seien. 

Die Tatsache, daß am 10. Mai 1912 von dem Präsidium der angeführte 
ln gefaßt wurde, ist durch die vorerwähnten amtlichen Erklärungen 

ewiesen 

Die Beurkundung der Präsidialbeschlüsse ist nicht Voraussetzung ihrer 
Gültigkeit und Rechtswirksamkeit. sie dient vielmehr nur zu ihrem Nachweis. 
Daher ist die Unterlassung der Beurkundung des Beschlusses vom 10. Mai 
bedeutungslos für die Frage, ob Amtsrichter R. Mitglied der Strafkammer wurde. 
Die Bestimmungen der $$ 273. 274 StPO. finden auf die Beurkundungen solcher 
Beschlüsse keine Anwendung. sie betreffen nur die Feststellung von Vorgängen 
in der Hauptverhandlung. Wenn insoweit den Urkundspersonen die Befugnis 
abgesprochen wird, die Beurkundungen des Sitzungsprotokolls zu ergänzen 
Oder zu berichtigen, nachdem ein Mangel prozessualer Art gerügt ist, der aus- 
schließlich durch das Protokoll bewiesen werden kann, so ergibt sich daraus 
nicht, daß Vorgänge außerhalb der Hauptverhandlung, die in der einzelnen 
Sache prozeßrechtlich erheblich werden können, auch ausschließlich durch Be- 
urkundungen oder gar nur durch solche Beurkundungen bewiesen werden 
könnten, die zeitlich früher stattgefunden haben, als prozessuale Bean- 
standungen, die sich auf jene Vorgänge Deziehen. 
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StGB. § 267. Bayerische Allerböchste Verordnung v. &. Juni 1590/7. No- 
vember 1895 (Hengstkorordnung) § 36 ff. Schriflliche Zeugnisse der Stutenbesitzer 
über das Ergebnis einer Deckung als beweiserhebliche Privaturkunden (Bayern). 

I. Strs. U. v. 23. Dezember 1912 g. Sch. u. Gen. 1 D 806/12. 

Aus den Gründen: Die Urkunden, die gefälscht wurden, ent- 
hielten, ihre Echtheit vorausgesetzt, die durch die Unterschrift der einzelnen 
Stutenbesitzer gedeckte Erklärung, wonach den von ihren Stuten geborenen, 
vom Hengst des Angeklagten B. stammenden Fohlen bestimmte Fehler nicht 
anhafteten oder diese schon bei den Mutterstuten vorhanden waren. Diesem 
Angeklagten war für die Deckperiode 1912 ein Körschein für seinen Hengst 
verweigert worden, durch die erwähnten Zeugnisse sollte dessen Zuchttaug- 
lichkeit nachgewiesen werden. Sie wurden bei dem Landgestüt E. eingereicht. 
Nach Maßgabe der auf Grund des Ges. v. 26. März 1881 erlassenen Allerhöchsten 
bayrischen Verordnung v. 8. Juni 1890/7. November 1898 steht dieser Be- 
hörde die Durchführung des Körgeschäfts zu ($ 36 ff.). Besitzer von Hengsten, 
die zur Zucht tauglich sind, erhalten Körscheine. Die Ergebnisse des Deck- 
geschäfts jeden Jahres werden durch ein vom Hengstbesitzer zu führendes 
Deckregister nachgewiesen. Hierbei haben auch die Stutenbesitzer mitzu- 
wirken, welche in Spalte 10 ihre Unterschrift beizusetzen haben. Außerdem 
erhält der letztere aber auch noch ein Zeugnis vom Besitzer des Hengstes, wo- 
nach dieser die an einem bestimmten Tage erfolgte Deckung bestätigt. Dem 
hat er seine eigne Erklärung beizusetzen, daß die Stute an einem bestimmten 
Tage ein näher zu beschreibendes Füllen geboren hat. — Diesen rein privaten 
Zeugnissen ist Beweiserheblichkeit beigelegt. Es ist den Stutenbesitzern die 
genaue Ausfüllung zur Pflicht gemacht, weil dadurch u. a. die für die Land- 
gestütspreisverteilung erhebliche Abstammung von einem gekörten Hengst 
nachgewiesen wird (vgl. die Bemerkung zum Formular F zu $ 52 der AVO.). 
Daraus ergibt sich, daß im Verfahren vor dem Landgestüt schriftliche Be- 
kundungen der Stutenbesitzer Beweiswert haben. Nach dem von dieser 
Behörde geordneten Verfahren ist nicht, wie etwa im Zivil- oder Strafprozeß, 
eine Einvernahme der Personen, deren Auskunft erheblich ist, vorgeschrieben, 
sondern schon ihre schriftliche Erklärung ist als genügende Unterlage für eine 
zutreffende Entscheidung angesehen. " 

Dies muß auch für die hier in Frage stehenden Urkunden gelten. Sie 
stellen sich als Zeugnisse der Stutenbesitzer über die Abstammung ihrer Fohlen 
von dem Hengst des Angeklagten B. dar, die sich zugleich mit Rücksicht auf 
bestimmte Eigenschaften der Stuten und Fohlen über dessen Zuchttauglichkeit 
aussprechen. 

Sie enthalten in letzterer Beziehung eine Ergänzung des Deckregisters 
und eine Erläuterung des nach Formular F vorgeschriebenen Zeugnisses. Solche 
Bekundungen kann die Behörde nicht unbeachtet lassen. Nachdem das Land- 
gestüt dem Angeklagten B. anheim gegeben hatte, die Zuchttauglichkeit des 
Hengstes nachzuweisen, hätte es dem ihm übergebenen Zeugnisse bei der zu- 
treffenden Entscheidung Beweiswert beigelegt, wenn nicht der Nachweis der 
Fälschung erfolgt wäre, vgl. Urt. des I. Sen. v. 10. Dezember 1908 1 D. 842/08, 
welches Urkundenfälschung annahm, weil die Unterschrift des Stutenbesitzers 
in Spalte 10 gefälscht war; ferner Urt. des II. Sen. v. 16. Oktober 1908 2 D 
281/08 Goldt. Arch. 56 71, wonach den Füllenscheinen nach Herkommen 
Bzweiserheblichkeit beigelegt ist. 

Die Meinung der Revision, der Inhalt der Urkunden enthalte keine Er- 
klärung, wonach die Richtigkeit bestimmter Tatsachen bestätigt werde, steht 
mit der Tatsachenfeststellung des Urteils im Widerspruch. 


SIGB. § 263. Beim Betruge bet Eingehung eines Kaufvertrags ist der 
Anspruch des Käufers aus der vom Verkäufer beim Kaufabschlusse tertrags- 
mäßig übernommenen Garantie für Mängel der verkauften Sache als Schadens- 
ersalzanspruch anzuschen und deshalb für die Frage der Vermögcnsbeschädigung 
obne Bedeutung. 
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V. StrS. U. v. 30. Dezember 1912 g. B. u. Gen. 5 D 697/12. 

Aus den Gründen: Die Revisionen der beiden Angeklagten 
sind unbegründet. 

Die in den Revisionsschriften enthaltenen Ausführungen, die sich zum 
großen Teile auf dem dem Revisionsgericht verschlossenen Gebiete des Tat- 
sächlichen bewegen, scheitern an den Feststellungen des Urteils. Diese lassen 
keinen Rechtsirrtum bei Anwendung des Strafgesetzes erkennen. 

Die Strafkammer hat tatsächlich festgestellt und näher begründet. daB 
und inwiefern der für das Automobil bedungene Kaufpreis dessen wahren 
Wert erheblich überstieg. Diese rechtlich nicht zu beenstandende Annahme 
dient ihrer weiteren Annahme zur einwandfreien Grundlage, daß der Angekl. J. 
mit dem Kauf einen Vermögensvorteit erstrebte und daß M. als Käufer durch 
den Kaufabschluß in seinem Vermögen beschädigt wurde. Zum Nachweise 
der Rechtswidrigkeit des so erstrebten Vermögensvorteils genügte bereits 
die getroffene Feststellung, daß J. vor dem Kaufabschlusse auf den bezeichneten 
Vermögensvorteil einen begründeten Rechtsanspruch noch nicht hatte, den 
Vorteil sich vielmehr durch die falschen Vorspiegelungen, deren er sich be- 
diente, und den hierdurch herbeizuführenden Kaufabschluß erst verschaffen 
wollte. Durch das von J. behauptete „Garantieversprechen‘“ konnte der Ein- 
tritt des festgestellten Vermögensschadens nicht abgewandt werden. So wenig 
wie eine etwa bestehende gesetzliche Verpflichtung, einen vertrays- 
widrigen Zustand zu beseitigen und in einen vertragsmäßigen zu verwandeln. 
die Tatsache in Frage stellen kann, daß die durch die Vertragswidrigkeit be- 
dingte Vermögensbeschädigung eingetreten war, so wenig kann dies eine auf 
einem Garantieversprechen beruhende Vertragspflicht (vgl. Entsch. 41 27, 29). 
Es kann sich auch bei ihr nur um den nachträglichen Wiederausgleich eines 
bereits eingetretenen Vermögensschadens handeln. Ein solcher Ausgleich 
beseitigt aber nicht hinterher das Begriffsmerkmal der Vermögensbeschädigung 
im Sinne von $ 263 StGB., wenn es einmal verwirklicht worden war, und ist 
daher für die Frage, ob der Tatbestand des Betrugs erfüllt ist, ohne Bedeutung. 
Es läßt deshalb keineswegs auf eine rechtsirrige Auffassung schließen, daß 
die Strafkammer das Garantieversprechen nicht erwähnt und nicht ge- 
würdigt hat. 


SIGB. § 176 Nr. 3. Kuß auf das nackte Knie eines Mädchens als un- 
züchlige Handlung. 

I. StrS. U. v. 4. Januar 1913 g. V. 1 D 1269/12. 

Gründe: Die Revision richtet sich nur gegen die Verurteilung des 
Angeklagten aus § 176 Nr. 3 StGB. wegen Vornahme unzüchtiger Handlungen 
an der achtjahrigen Elfriede H. Sie ist auch in diesem Umfang unbegründet. 

Der Begriff der unzüchtigen Handlung ist im angefochtenen Urteil nicht 
verkannt. Handlungen, die unbedingt und unter allen Umständen unzüchtig 
sind, gehören zu den Ausnahmen; regelmäßig ist die Entscheidung, ob etwas 
unzüchtig ist oder nicht, bedingt durch die Rücksicht auf die Personen, Ver- 
hältnisse, Art, Zweckbestimmung und dergleichen. Entsch. 30 378 (380). — 
Die im Einzelfall zu entscheidende Frage gehört also wesentlich dem Gebiet 
des rein Tatsächlichen an. Nach der stehenden Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts hat als unzüchtig im Sinne des § 176 Nr. 3 StGB. eine Handlung zu 
gelten, die vom Standpunkt der Durchschnittsempfindung aus gegen das 
Scham- und Sittlichkeitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung verstößt, ohne 
daß es auf einen besonders hohen Grad der Verletzung, eine „gröbliche‘‘“ Ver- 
letzung ankime — Entsch. 32 418 —. Der Angeklagte hat die Elfriede H. auf 
das nackte Knie geküßt. Ein Kuß kann eine harmlose Handlung, muß es 
aber nicht unter allen Umständen sein. Gerade daraus, daß der Angeklagte 
das Mädchen an einer Stelle seines Körpers küßte, die nach der Sitte bei weib- 
lichen Personen nicht entblößt zu sein pflegt und der Geschlechtssphäre des 
Weibes nahe liert, konnte das Gericht die auch äußerlich in die Erscheinung 
retretene geschlechtliche Beziehung der Handlung des Angeklagten herleiten 


- 
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und diesem Gedanken verleiht die im Urteil getroffene Feststellung Ausdruck, 
daß es sich um ein ihm ‚fremdes Kind“ gehandelt habe. Indem die Straf- 
kammer sich für ihre Auffassung auf das „normale Sittlichkeitsgefühl‘“ beruft, 
gibt sie zu erkennen, daß ihr nicht schon, wie der Verteidiger meint, die Ver- 
letzung des „rein individuellen Anstandsgefühls‘“ genügend erschienen ist. 
Hinzu tritt, daß der Angeklagte nach dem Urteil schon mehrfach vorbestraft 
ist, und daß von einer solchen Persönlichkeit „harmlose Liebkosungen‘“, von 
denen der Verteidiger spricht, nicht zu erwarten stehen, zumal da außerdem 
erwiesen ist, daß er das Kind an sich gedrückt und ihm schön getan hat, 
was das Mädchen zu der Angabe veranlaßte, er habe ‚„geschmust‘‘. Ob dieses 
selbst, wie der Verteidiger behauptet, es nicht empfunden hat, daß der An- 
geklagte sich ihm gegenüber ungehörig und unanständig benehme, ist rechtlich 
ebensowenig von Belang, wie das im Urteil keine Stütze findende Vorbringen 
des Verteidigers, daß das Kind bei der Art seiner Kleidung vom Angeklagten 
an seinem Knie nicht erst entblößt zu werden brauchte, daß dieser nicht heim- 
lich zu Werke gegangen sei, und daß der Vater des Mädchens im Verhalten 
des Angeklagten nichts ,,Unztichtiges‘‘ gefunden habe. 

Was die innere Tatsache anlangt, so hatte die Strafkammer bei den 
vorliegenden Umständen weder eine sachliche noch eine prozessuale Ver- 
anlassung, die dahin getroffene Feststellung, daß der Angeklagte aus Geilheit 
gehandelt habe, noch näher zuerläutern, auch nicht, wenn der Angeklagte dieses 
Motiv, wie der Verteidiger behauptet, bestritten hätte. 

Dem Urteil haftet, soweit es angegriffen ist, in keiner Hinsicht ein sachlich- 
rechtlicher Mangel oder ein Verstoß gegen $ 266 StPO. an und es war, wie ge- 
Schehen, zu erkennen. 


StPO. 88 280, 377 Nr. I. Erscheint ein ausgebliebener Geschworener während 
der Bildung der Geschworenenbank, so hal das Schwurgericht zu entscheiden, 
ob er noch als rechtzeitig erschienen zu gelten hat oder nicht. Ersteren Falls ist 
mil der Bildung der Geschworenenbank von neuem zu beginnen. Die Entscheidung 
unlerliegl nicht der Nachprüfung des Revisionsgerichts. 

I. StrS.: U. v. 4. Januar 1913 g. K. 1 D 1298/12. 

Aus den Gründen: Der prozessualen Beschwerde des Verteidigers 
liegt folgender Vorgang zu Grunde: 

Beim Aufruf der Geschworenen- fehlte einer der geladenen. Da 24 Ge- 
Schworene erschienen waren, wurde mit der Bildung der Geschworenenbank 
begonnen. Nachdem je ein Geschworener von der Staatsanwaltschaft und von 
dem Verteidiger abgelehnt und sechs nicht abgelehnte Geschworene ausgelost 
worden waren, erschien der ausgebliebene. Es wurde darauf der Beschluß des 
Gerichts verkündet, daß die Bildung der Geschworenenbank von neuem statt- 
finden solle und dies ist dann auch geschehen. Dabei wurden von den 8 schon 
bei dem ersten Mal ausgelosten 7 wieder ausgelost, darunter die beiden ab- 
gelehnten wieder abgelehnt, von den anderen einer nicht als Geschworener, 
sondern als Ergänzungsgeschworener gezogen. 

Die Rüge des Verteidigers bezieht sich nicht auf die Vorgänge bei dem 
zweiten Verfahren, sondern darauf, daß ein solches überhaupt stattgefunden 
hat und nicht vielmehr in der zuerst begonnenen Bildung der Geschworenen- 
bank trotz des Erscheinens des geladenen und nachträglich erschienenen Ge- 
Schworenen fortgefahren ist. 

Allein die Beschwerde ist unbegründet. Nachdem der Geschworene 
nach Beginn der Bildung der Geschworenenbank noch erschienen war, hatte 

as Schwurgericht zu entscheiden, ob er noch als rechtzeitig erschienen zu 
gelten hatte oder nicht. Im letzteren Falle war auf seine Anwesenheit keine 
ücksicht zu nehmen, im ersteren Falle dagegen war das eingeschlagene Ver- 
fahren, die Neubildung der Geschworenenbank, richtig. Ob die Ansicht des 
Gerichts, der Geschworene sei noch rechtzeitig erschienen, der Sachlage ent- 
Sprach, entzieht sich der Nachprüfung des Revisionsgerichts. 
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SIGB. § 243 Nr. 2. Eine Wiese, welche auf dret Seiten von einem Staketen- 
zaun, auf der vierten von einem 4% Meter bohen Eisenbahndamm umgrenzi wird, 
ist als umschlossener Raum zu erachten. 

IV. Strs. U. v. 8. Januar 1913 g. K. 4 D 1281/12. 

Gründe. Festgestellt ist, daß das Wiesenland, von welchem der An- 
geklagte eine Hacke gestohlen hat, auf der einen Seite von einem 41, Meter hohen 
Eisenbahndamm, im übrigen aber von einem 11, Meter hohen Staketenzaun 
begrenzt ist und daß diese Umschließung die Absicht des Besitzers erkennen 
ließ, das Eindringen Unberechtigter abzuhalten und nach Möglichkeit zu er- 
schweren. Daß sie nach Ansicht der Strafkammer auch wirklich hierzu ge- 
eignet war, ergibt sich aus dem Urteilszusammenhang und der Schilderung 
der gegebenen tatsächlichen Verhältnisse. Wie in dem Zaun, was der Be- 
schwerdetührer selbst einräumt, konnte jedoch ebenso ohne Rechtsirrtum 
in dem Bahndamm ein nicht ganz unerhebliches Hindernis und somit eine 
Schutzwehr gegen den willkürlichen Eintritt Unbefugter erblickt werden, 
weil dessen Überwindung einen Auf- und Abstieg von je 415, Metern und dem- 
nach immerhin eine gewisse Kraftanstrengung erforderte. Eines besonderen 
Ausspruches in dieser Beziehung bedurfte es umsoweniger, als im Hinblick 
- hierauf, soweit ersichtlich, irgendein Einwand nicht erhoben ist. 

Bei dieser Sachlage kann ferner unerörtert bleiben, ob einer etwaigen 
Annahme des ersten Richters beizupflichten wäre, daß für die Eigenschaft 
des Eisenbahndammes als eines zur Erfüllung des Begriffs eines umschlossenen 
Raumes dienlichen Hindernisses das erwiesenermaßen für das Publikum be- 
stehende und dem Angeklagten bekannte Verbot, den Bahndamm zu betreten, 
gleichfalls mit ins Gewicht falle. 

Da auch sonst die Anwendung des Strafgesetzes zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß bietet, war die Revision, wie geschehen, zu verwerfen. 


I. SIPO. § 253. Auch richterliche Protokolle der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
können verlesen werden. 2. SIGB. § 263. Betrug durch Täuschung des Vormund- 
schaftsrichters. | 

I. StrS. U. v. 13. Januar 1913 e. M. 1 D 1102/12. 

Aus den Gründen: 1. Die ProzeBbeschwerde kann keinen Er- 
folg haben. 

Nach dem Sitzungsprotokoll ist nach der Vernehnmung des Angeklagten 
verlesen worden das Protokoll v. 17. Februar 1912 Bl. 104 der Vormundschafts- 
akten ..... Die Zulässigkeit der Verlesung dieses Protokolls könnte be- 
zweifelt werden, weil $ 249 StPO. die Verlesung von Protokollen verbietet, 
soweit sie nicht in §§ 250, 252, 253 gestattet ist, aber nicht mit Grund. Das 
Protokoll ist vom Vormundschaftsrichter aufgenommen über Erklärungen 
des Angeklagten, die im Urteil als Beweisgriinde dafür verwertet sind, daß 
Angeklagter 14.80 .#. die an dem durch die letzte Vormundschaftsrechnung 
ausgewiesenen Vermögensbestande fehlten, sich rechtswidrig zugeeignet und 
für sich verwendet hat. Danach kann nur angenommen werden, daß das Pro- 
tokoll zum Zweck der Beweisaufnahme über ein Geständnis des Angeklagten 
verlesen worden ist, und dann war die Verlesung nach $ 253 StPO. zulässig. 
Denn Geständnis im Sinne dieser Bestimmung ist nicht nur ein förmliches 
Schuldbekenntnis, sondern auch das Zugeständnis solcher Tatsachen, aus denen 
die Schuld des Angeklagten gefolgert werden kann. Rechtspr. 6 554 (555) 
Entsch. 45 196 (197). Zum Beweise dafür, daß solche Erklärungen vom An- 
geklagten abeegeben worden sind, ist. wie der Zusammenhalt des Protokolls 
und der Urteilseründe ergibt, das Protokoll verlesen worden. Allerdings hat 
der Angeklagte die Erklärungen, die in dem Protokoll v. 17. Februar 1912 
beurkundet worden sind, nicht in der Eigenschaft als Angeklarter abgegeben. 
Das wird aber in $ 253 StPO. nicht verlangt. Danach ist vielmehr nur nötig, 
daß die Erklärung von demjenigen abgegeben ist, der in dem Verfahren, in 
dem die Verlesung erfolgte, Angeklagter ist; gleichgültig ist aber, ob er sie in 
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dieser Eigenschaft oder als Zeuge, ob er sie im gegenwärtigen Verfahren oder 
in einem anderen Verfahren abgegeben hat, und ob das andere Verfahren ein 
Strafprozeß, ein Zivilprozeß oder ein Disziplinarverfahren gewesen ist. Recht- 
spr. 4 427, 5 410; Entsch. 9 174, 20 23 (25); Goltd. Arch. 54 290. Urt. des III. 
Strafsen. g. R. v. 25. Mai 1903 D 1110/03 (Recht Bd. 7 S. 320 Nr. 1793). Das 
in Rede stehende Protokoll ist nun nicht, wie die in diesen Entscheidungen 
erörterten, in streitiger Gerichtsbarkeit, sondern in freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
vom Vormundschaftsrichter aufgenommen. Aber $ 253 StPO. spricht nur 
von richterlichen Protokollen schlechthin, und das Protokoll des Vormund- 
schaftsrichters ist ein richterliches Protokoll, wenn auch das Vormundschafts- 
gericht nicht zu den ordentlichen Gerichten im Sinne des $ 13 GVG. gehört. 
Es liegt auch kein innerer Grund vor, es anders zu bewerten, als das des Prozeß- 
richters. Beruht $ 253 StPO. auf dem Mißtrauen, das man namentlich polizei- 
lichen Protokollen entgegenbrachte wegen des Verdachts, daß die darin be- 
urkundeten Erklärungen unter dem Druck unzulässiger Beeinflussung ab- 
gegeben seien, und ließ man die Verlesung richterlicher Protokolle zu, weil ihnen 
gegenüber solcher Verdacht nicht bestand und angenommen wurde, daß die 
darin wiedergegebenen Erklärungen richtig beurkundet seien (Entsch. 24 
94 (95), Goltd. Arch. 54 290), so trifft das, was zur Zulassung der Verlesung, 
richterlicher Protokolle überhaupt geführt hat, auch für die Protokolle des 
Vormundschaftsrichters zu. Denn Vormundschaftsrichter ist der Amtsrichter, 
dem die die Unabhängigkeit des Richteramts gewährleistenden Rechte ebenso 
zustehen, wie dem Richter der streitigen Gerichtsbarkeit, und dem gerade 
auf dem Gebiete der Beurkundung eine umfangreiche Tätigkeit zugewiesen 
ist. Ob mit dem Urteil des Reichsgerichts, Goltd. Arch. 38 187, anzunehmen 
ist, daß nur solche Protokolle verlesen werden dürfen, die den $$ 166, 185, 
186 StPO. entsprechen, und ob das auch für Protokolle des Vormundschafts- 
gerichts gilt, kann dahingestellt bleiben, weil im vorliegenden Falle diesen 
Bestimmungen genügt ist. 

Auch die materielle Beschwerde ist unbegründet . . . . 

Gegen die Verurteilung wegen Betrugsversuchs sind Bedenken nicht 
zu erheben. Die Ansicht des Verteidigers, daß eine Vermögensbeschädigung 
nur durch Täuschung von Privatpersonen, nicht aber durch Täuschung des 
Richters bewirkt werden könne, ist unrichtig. Nach § 263 StGB. braucht der 
Getäuschte nicht der Beschädigte selbst zu sein, es kann vielmehr auch ein 
Dritter sein, der tatsächlich oder rechtlich in der Lage ist, über fremdes Ver- 
mögen zu verfügen. Wird ein solcher Dritter durch Täuschung bestimmt, eine 
Verfügung zu treffen, die dem fremden Vermögen nachteilig ist, so ist das 
unbedenklich eine mit der Täuschungshandlung im ursächlichen Zusammen- 
hang stehende Vermögensbeschädigung, wie sie $ 263 StGB. verlangt. So 
ist namentlich in der Rechtsprechung des Reichsgerichts (vgl. Entsch. 40 9) 
anerkannt, daß Betrug auch durch Täuschung des Richters begangen werden 
kann, wenn dieser dadurch zu einer Entscheidung oder Verfügung bestimnit 
wird, die dem Vermögen eines anderen nachteilig ist. Daß insbesondere auch 
durch Täuschung des Vormundschaftsrichters Betrug begangen werden kann, 
unterliegt keinem Bedenken. Der Vormundschaftsrichter ist vermöge seines 
Genehmigungs- und Aufsichtsrechts (88 1821 ff., 1837 BGB.) in der Lage, in 
weitem Umfang auf die Vermögensverwaltung des Vormundes und damit auf 
die Gestaltung des Mündelvermögens einzuwirken. Dadurch, daß er durch 
Täuschung bestimmt wird, ein dem Mündel nachteiliges Rechtsgeschäft zu 
genehmigen oder eine dem Mündel nachteilige Verfügung des Vormundes 
zu dulden, oder auch verhindert wird, Pflichtwidrigkeiten des Vormundes, 
die das Mündelvermögen beschädigen oder gefährden, rechtzeitig entgegen- 
zutreten oder die nötigen Schritte zu tun, um dem Mündel zum Ersatz eines 
ihm vom Vormund zugefügten Schadens zu verhelfen, kann deshalb sehr wohl 
eine Beschädigung des Mündelvermögens herbeigeführt werden, die mit der 
Täuschung des Vormundschaftsrichters in ursächlichem Zusammenhang steht. 
Denn das zur Vermögensbeschädigung führende Verhalten des Getäuschten 
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braucht nicht notwendig in einem Tun, sondern kann auch in einem Unter- 
lassen bestehen, namentlich auch darin, daß der Getäuschte unterläßt, seine 
Rechte oder die von ihm wahrzunehmenden oder seiner Fürsorge unterstehenden 
Rechte eines anderen geltend zu machen, wenn er das ohne die Täuschung 
getan hätte. So liegt der Fall hier. Nach den Feststellungen des Urteils hat 
der Angeklagte Mündelgelder im Betrage von 14,80 .& unterschlagen und um 
diese Unterschlagung zu verdecken und sich das Behalten des Geldes zu sichern, 
denı Vormundschaftsrichter, der auf Grund seines Aufsichtsrechts Vorlegung 
des Vermögensbestandes forderte, vorgespiegelt, er besitze noch zwei dem 
Mündel gehörige Fünfmarkstücke, die er nur aus Versehen zu Hause habe 
liegen lassen, und habe 4,80 .# zur Anschaffung von Kleidungsstücken für 
das Mündel ausgegeben. Der Angeklagte hat also eine Täuschungshandlung 
vorgenommen, um den Vormundschaftsrichter in einen Irrtum über den Ver- 
mögensbestand zu versetzen und ihn dadurch zu verhindern, das Fehlen des 
unterschlagenen Betrages zu entdecken und Ersatz des dem Mündel zugefügten 
Schadens herbeizuführen, und Zweck seines Handelns war, Erhebung von 
Ersatzansprüchen zu verhindern und sich den Vorteil zu erhalten, den er durch 
Unterschlagung der Mündelgelder erlangt hatte und herausgeben mußte, wenn 
der Vormundschaftsrichter den wahren Sachverhalt erkannte, also sich einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. Entsch. 10 76 Rechtspr. 4 669. 
Der Vorsatz des Angeklagten war also auf eine Tat gerichtet, die alle Merk- 
male eines nach $ 263 StGB. strafbaren Betruges aufweist. Dadurch, daß er 
dem Vormundschaftsrichter falsche Tatsachen vorspiegelte, hat er den Anfang 
mit der Ausführung dieses Vergehens gemacht, das nur deshalb nicht zur Voll- 
endung gekommen ist, weil sich der Vormundschaftsrichter nicht täuschen 
ließ. Dieser war gesetzlich nicht gehindert, dem Angeklagten, der nach $ 1839 
BGB. verpflichtet war, ihm wahrheitsgemäße Auskunft zu erteilen, ohne weiteren 
Nachweis Glauben zu schenken. Wie der Vormundschaftsrichter die Aufsicht 
über die Tätigkeit des Vormunds zu führen hat, ist abgesehen von $ 1843 
BGB., nicht bestimmt. Insbesondere ist er nicht verpflichtet, zu dem Zweck 
sich den Vermögensbestand vorzeigen zu lassen, noch auch über jede Aus- 
gabe einen Beleg zu erfordern (8 1843 BGB.). Deshalb wäre, wenn der Vormund- 
schaftsrichter der falschen Angabe des Angeklagten, er habe einen Teil des 
Vermögensbestandes aus Versehen zu Hause gelassen und er habe 4,80 .* für 
Kleidungsstücke des Mündels ausgegeben, Glauben geschenkt hätte, das keine 
Pflichtverletzung gewesen, die als alleinige Ursache dafür anzusehen wäre, 
daß das Mündel Schaden an seinem Vermögen erlitten hätte, wie das von Ver- 
sehen des Prozeßrichters angenommen worden ist, der pflichtwidrig auf Grund 
einseitiger Behauptungen einer Partei ohne Prüfung zum Schaden der anderen 
Partei entschied. (Entsch. 1 227 (229); 5 321 (324): 20 391 (392). Es kann 
also auch nicht aus diesem Gesichtspunkt bezweifelt werden, daß, wenn das 
Vorhaben des Angeklagten gelungen wäre, die Täuschungshandlung des An- 
geklagten ursächlich gewesen wäre für ein dem Mündelvermögen schädliches 
Verhalten des Vormundschaftsrichters. 

Auch die allgemeine Prüfung des Urteils hat zu durchgreifenden Be- 
denken keinen Anlaß gegeben. Das Rechtsmittel war deshalb als unbegründet 
zu verwerfen. 


SIPO. $$ 248, 257 Abs. 1. Die Verlesung einer in der vorangegangenen 
Verhandlung nicht verlesenen Urkunde (Kassiber) durch den Staatsanwalt bei 
dessen Schlußausführungen führt zur Aufhebung des Urteils, wenn in der schwur- 
gerichtlichen Verhandlung weder das Gericht noch der Vorsitzende trotz Verwahrung 
des Verteidigers das Verfahren des Staatsanwalts beanstandet. 

I. StrS. U. v. 16. Januar 1913 g. St. 1 D 87212. 

Aus den Gründen: Die Behauptung des Beschwerdeführers, 
daß der Staatsanwalt in seinen Schlußaustührungen einen Kassiber, dessen 
Inhalt den Angeklagten zu belasten geeignet war, verlesen habe, erscheint 
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durch das Sitzungsprotokoll erwiesen. Denn danach hat der Verteidiger schrift- 
lich gegen die Verlesung des Schriftstückes Verwahrung eingelegt und diese 
Erklärung ist dem Sitzungsprotokoll ohne jeden weiteren Vermerk beigelegt 
worden. Der gedankliche Inhalt des verlesenen Schriftstücks war nicht innerhalb 
der vom Vorsitzenden geleiteten Beweisaufnahme ermittelt worden, vielmehr 
stellt das Protokoll ausdrücklich fest, daß die Beweiserhebung sich lediglich 
in der Form der Augenscheinseinnahme auf das erwähnte Schriftstück er- 
streckte; der Gedankeninhalt des Schriftstücks ist sonach dabei nicht, nament- 
lich nicht durch Verlesung innerhalb der Beweisaufnahme ermittelt und zur 
Kenntnis der Prozeßbeteiligten, der Geschworenen und des Gerichts gelangt. 
Unter diesen Umständen war der Staatsanwalt nicht befugt, seinerseits die 
Urkunde zum Zwecke der Beweisführung über ihren Inhalt zu verlesen, denn 
die Beweisaufnahme findet durch den Vorsitzenden in der Verhandlung und 
unter Mitwirkung der Prozeßbeteiligten statt und es steht diesen nicht zu, 
ihrerseits einseitig Beweise vorzuführen und namentlich nicht, dies in dem 
Zeitpunkte und unter solchen äußeren Umständen zu tun, wie es ihnen gerade 
zweckdienlich scheint. Das unzulässige Verfahren des Staatsanwalts ist trotz 
der eingelegten Verwahrung von dem Vorsitzenden nicht gerügt, und namentlich 
den Geschworenen nicht bemerkbar gemacht worden, daß sie über den Gedanken- 
inhalt der vorgelesenen Urkunde nicht ordnungsmäßig unterrichtet und deshalb 
nicht befugt seien, ihn bei der Urteilsfindung zu benutzen. Wenn nun auch 
das Urteil regelmäßig auf den Ausführungen des Staatsanwalts nicht beruhen 
wird und Verstöße, die dem Staatsanwalt nachgewiesen werden, regelmäßig 
nicht zur Aufhebung des Urteils führen können, so ist das hier doch dann anders, 
wenn das Gericht oder der Vorsitzende das Verfahren des Staatsanwalts trotz 
der Verwahrung des Verteidigers nicht beanstandet oder gar gebilligt hat. 
In diesem Fall ist nicht auszuschließen, daß der unbefugt in der Verhandlung 
bekanntgegebene Inhalt des Kassibers durch die Geschworenen zu Unrecht 
als in ordnungsmäßiger Beweisaufnahme erhoben angesehen und ihrem Spruch 
zugrunde gelegt ist. Da das Sitzungsprotokoll nicht ausschließt, daß das 
Gericht dem Verfahren des Staatsanwalts gegenüber keine Stellung genommen, 
und nicht einmal, daß es dieses ausdrücklich gebilligt hat und sonach eine den 
gesetzlichen Vorschriften nicht entsprechende Beweisaufnahme als solche an- 
erkannt und gutgeheißen hat, muß die erhobene Beschwerde zur Aufhebung 
des Urteils führen. 


RGes. v. 28. Oktober 1871/20. Dezember 1899 über das Postwesen des Deut- 
schen Reichs. §§ I, 27. I. Zum Begriff des Briefjes im Sinne des § 1 des Ges. 2. 
Ob die in einer Sammelsendung vereinten Briefe nur eine einzige portopflichtige 
Sendung oder deren mehrere darstellen, hängl davon ab, ob der Absender Be- 
stimmung darüber getroffen hal, wer der Empfänger der einzelnen Briefe sein 
soll, ob er also seinerseils Briefe an einzelne Empfänger gerichtet hal, oder ob er 
als Briefe hergerichtetes Malerial einem andern als Paket übersendel und diesem 
die Bestimmung der einzelnen Empfänger überlassen hal. 

I. StrS. U. v. 23. Januar 1913 g. B. 1 D 990/43. 

Aus den Gründen: Die Postzwangspflicht besteht für Sendungen 
in einer Verpackung, die nach der Verkehrsübung und nach der Verkehrs- 
auffassung als diejenige des Briefs gilt, auch dann, wenn die versandte 
Sache keine briefliche Mitteilung im Sinne des gemeinen Sprachgebrauchs 
ist, wenn sie überhaupt keinen Gedankeninhalt hat oder ihr gedanklicher Inhalt 
nicht gerade für den Empfänger bestimmt ist, daher ohne Rücksicht darauf, ob 
dieselbe Sendung bei anderer Verpackung dem Postzwang nicht unter- 
worfen gewesen wäre. 

Deshalb waren auch die gedruckten Anpreisungen, die von dem Angeklagten 
zusammen mit Formularen von Postanweisungen in verschlossenen 
Briefumschlägen verpackt zur Versendung gebracht wurden, post- 
zwangspflichtig. Zutreffend ist die Strafkammer von der gleichen Ansicht 
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ausgegangen und hat demgemäß in der Versendung dieser postzwangs- 
pflichtigen Gegenstände durch die Eisenbahn eine Hinterziehung des der Post 
gebührenden Portos erkannt. 

Der Umstand, daß auf den verschlossenen Umschlägen nicht die Namen 
von bestimmten Empfängern angegeben waren, ist für die Frage der Post- 
zwangspflicht gleichgiltig; auch wenn die Post infolgedessen nicht imstande 
oder zufolge der Dienstanweisungen und Beförderungsbestimmungen nicht 
gehalten war, die Übermittlung der Briefe bei Aufgabe zur Post auszuführen, 
obwohl sie vielmehr die Beförderung solcher Briefe hätte ablehnen müssen, 
so durfte trotzdem deren Versendung nicht anders als durch die Post er- 
folgen. Im Wesen des Postregals ist es begründet, daß eine andere Beförderungs- 
gelegenheit als die Post, nicht gewählt werden darf; daraus ergibt sich für den 
Absender zwar die Notwendigkeit, seine Sendungen so herzustellen und ein- 
zurichten, wie es die Postordnung verlangt und wie es der Natur der Sache 
nach für die Ausführbarkeit der Sendung unerläßlich ist; keineswegs aber 
kann der Postzwang dadurch umgangen werden, daß die Bestellung einer an 
sich postzwangspflichtigen Sendung durch ihre äußere Herrichtung für die 
Post tatsächlich unausführbar gemacht wird. 

Ist also auch insoweit überall den Ausführungen des Urteils beizutreten, 
so ist doch die darin gegebene Berechnung des hinterzogenen Portobetrags 
und damit auch die Bemessung der Strafe durch Rechtsirrtum beeinflußt. 

Aus der Postzwangspflicht folgt nicht mehr, als daß „verschlossene 
Briefe“ überhaupt durch die Post versendet werden müssen; dagegen nicht 
auch, daß jeder einzelne Brief auch als solcher einzeln und gegen Zahlung des 
Einzelportos versendet werden müsse. Der Absender kann alle Briefe, soweit 
für sie die Beförderung einheitlichbeginntundeinheitlich endet, 
also eine einzige ist, vereint absenden und dabei jede, auch die billigste 
Versendungsart wählen, die in der Postordnung zugelassen ist. Deshalb kann 
er — wenigstens im Inland — eine Sammlung von Briefen als Paket versenden, 
wie dies denn in der Tat auch vielfach im behördlichen und geschäftlichen 
Verkehr geschieht. Ob das nach den Umständen auch möglich gewesen 
und geschehen wäre in einem Falle, in dem der Absender einer postzwangs- 
‚pflichtigen Sendung tatsächlich die Beförderung durch die Post gesetzwidrig 
umgangen hat, ist Tatirage, unmöglich kann aber dabei, wie es im Urteil ge- 
schieht, der Umstand, daß der Versender einer einheitlichen, aus zahlreichen 
Briefen zusammengesetzten Sammlung diese unter gesetzwidriger Umgehung 
der Post befördert und dabei die Gewichtsgrenzen, die für die Postpakete in 
den postalischen Bestimmungen aufgestellt sind, nicht eingehalten hat, zu der 
Annahme führen, der stratfallige Versender könne sich nicht mehr darauf 
‚berufen, daß er auch im Falle der Benutzung der Post diejenige zulässige Ver- 
sendungsart gewählt haben würde, die sich für ihn am billigsten gestellt bitte. 
-Umgekehrt kann vielmehr nur der Portobetrag als hinterzogen gelten, den 
der Versender hätte aufwenden müssen. wenn er seine einheitliche und an 
einen Empfänger gerichtete Briefsendung in der Weise in mehrere Sammel- 
sendungen zerlegt hätte, wie es am billigsten war, denn auf mehr als das 
geringste zulässige Porto Kann die Post aus dem Regal keinen Anspruch herleiten. 

Ob die in einer Sammelsendung vereinten Briefe in Wahrheit nur eine 
einzige portopflichtige Sendung oder "deren mehrere, ob sie namentlich soviel 
portoptlichtige Sendungen darstellen, als einzelne Briefe vorhanden sind, das 
kann im Einzelfall zweifelhaft sein; es hängt davon ab, ob der Absender Bestim- 
mung darüber getroffen hat, wer der Empfänger der einzelnen Briefe sein 
soll, ob er also seinerseits Briefe an einzelne Empfänger gerichtet hat und an 
diese absendet, oder ob er als Briefe herrerichtetes und vorbereitetes Material 
an einen andern als Paket übersendet und diesem die Bestimmung überläßt, 
an wen Briefe gerichtet, an wen sie ausgeliefert und an wen sie zu diesem 
Zwecke von dem Empfänger des Pakets weiterversendet werden sollen. 

Wer eine große Anzahl verschlossener Briefe, die endgiltig in die Hände 
von ebensoviel Empfängern gelangen sollen, in einem einzigen Paket an eine 
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einzige Person absendet, die bei Beendigung des Eisenbahntransports 
selbst die Weiterbeförderung der Briefe an die einzelnen Empfänger 
übernimmt und bewirkt, der muß nicht notwendig in soviel Fällen das 
Porto hinterzogen haben, als einzelne Briefe in dem Paket sich befinden, er 
kann vielmehr unter Umständen nur das Porto der Sammelsendung vorenthalten 
haben, genau so wie es von dem geschieht, der verschiedene an ein und den- 
selben Empfänger gerichtete und auch adressierte Briefe diesem in 
einem Paket, mit Umgehung. der Post zusendet. Sollen die in einer Paket- 
sendung mittels der Eisenbahn an einen bestimmten Empfänger versandten 
Briefe, von diesem an andre, vom Absender schon durch Adresse oder durch 
Namensangabe auf einer mitgesandten Liste oder in anderer Weise bzw. durch Be- 
zeichnung nach Beruf, Gewerbe, Wohnung bestimmte oder sonst aus den Um- 
Standen oder dem erteilten Auftrag erkennbare Personen nur ver teilt werden; 
ist der erste Empfänger nur Mittelsperson oder einfacher Zwischenträger, der die 
verbotswidrige Beförderung fortsetzt, die sich einheitlich vom Absender über den 
Verteiler hinweg bis zum Empfänger des einzelnen Briefes vollzieht und durch 
keine auf die versandten Briefe bezüglichen eignen Willensentschließungen 
des ersten Empfängers unterbrochen werden muß und wird, so sind selbst- 
verständlich für jede Einzelsendung die Kosten der postalischen Beförderung 
umgangen und hinterzogen. Anders, wenn die Sammelsendung postzwangs- 
pflichtiger Briefe an eine Person geht, die erst in maßgebender Weise be- 
stimmen soll nnd kann, wer Empfänger der übersandten Briefe werden soll, 
an wen diese zu richten, an wen sie demgemäß auszuliefern und weiterzugeben 
sind. In einem solchen Fall, in dem der Absender dem ersten Empfänger — sei 
es mit Rücksicht auf dessen eigne sachliche Interessen, seies namentlich zu- 
folge seiner Sachkunde, seies aus anderen Gründen — eine eigene, selbständige 
Überlegung und Tätigkeit fordernde ‚Auswahl‘ der Personen überläßt, denen 
die mitgesandten Briefe ausgeliefert werden sollen und sich dessen Entschließung 
von vornherein unterwirft, ist es ausgeschlossen, daß der Absender seine post- 
zwangspflichtigen Sendungen unmittelbar den künftigen, ihm nicht bekannten 
Empfängern zusendet, er muß sie vielmehr vereint zur Sammelsendung zu- 
nächst der Mittelsperson zugehen lassen, damit diese über das übersandte 
Material verfüge, und zwar in der Weise, daß sie von sich aus beginnend eine 
neue selbständige Verschickungstätigkeit entwickelt und eine neue Beför- 
derung veranlaßt, während die von dem ursprünglichen Absender zu ver- 
tretende Beförderung durch die Auslieferung seiner Sammelsendung an deren 
Adressaten ihr Ende erreicht hat. 

Diese in Entsch. 45 6 ff. aus der bereits vorhandenen in 
entwickelten Grundsätze hat die Strafkammer anscheinend nicht beachtet. 
Das Urteil sagt zunächst zwar, daß die Briefe einfach ‚von Laden zu Laden 
hätten verteilt werden sollen“, und kann danach den Anschein erwecken, 
als ob lediglich eine Verteilung an Empfänger in Frage komme, die zwar nicht 
dem Namen nach bekannt waren, die sich aber als solche ohne weiteres durch 
ihre Eigenschaft als die für die Zwecke des Angeklagten in Frage kommenden 
Ladeninhaber ergaben. An einer anderen Stelle heißt es dagegen, daß der 
Firma, an die sich der Angeklagte wandte, die „Auswahl“ der Empfänger 
überlassen war. Hiernach und zumal da die Weisung, 5000 Briefe von Laden 
zu Laden in Berlin mit einer größeren Anzahl von solchen zu verteilen, 
keineswegs dazu ausreichen konnte, die Empfänger der 5000 Briefe auch nur 
annähernd zu bestimmen, dürfte die Strafkammer tatsächlich als erwiesen 
angesehen haben, daß nicht der Angeklagte den Empfänger der einzelnen 
Briefe bestimmt und bezeichnet hat, sondern daß er dem Adressaten der Sammel- 
sendung, dessen Gewerbe es gerade ist, die für die Reklametätigkeit des An- 
geklagten geeieneten Geschäfte und Personen zu ermitteln und für seine Kunden, 
wie das Urteil selbst sagt „auszuwählen“, die Bestimmung der Empfänger 
der verbreiteten Briefe überlassen und ihn beauftragt hatte, von sich aus eine 
selbständige neu beginnende Versendung zu veranlassen. Diese Versendung 
hat sich demnächst auch vollzogen, und zwar in strafrechtlich nicht zu be- 
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anstandender Weise. Für die Strafbemessung ergibt sich hieraus, daß nicht 
das Porto von 5000 Briefen hinterzogen ist, sondern nur soviel Porto, als der 
Angeklagte hatte aufwenden miissen, wenn er eine Sendung im Gewicht der 
Eisenbahnsendung auf verschiedene Postpakete bestens ver- 
teilt, von Miinchen nach Berlin hatte gehen lassen. Dieses zu ermitteln 
und zu berechnen, ist Aufgabe des Tatrichters. 

Das Urteil unterliegt daher der Aufhebung. 


SiGB. § 132. Für die Anwendung der ersten Alternative des § 132 kommi 
es nicht darauf an, ob die Handlung innerhalb der Zuständigkeit des angemaßlen 
Amles liegt. 

IV. StrS. U. v. 28. Januar 1913. g. B. 4 D 1311/12. 

Gründe: Die Prüfung des angefochtenen Urteils hat einen Rechts- 
irrtum bei Anwendung des § 132 StGB. auf den festgestellten Sachverhalt 
nicht erkennen lassen. Dadurch, daß der Angeklagte vor dem Betreten des 
Lokals sich dem Wirt gegenüber als Kriminalschutzmann ausgab und nach 
Nennung dieses Amtscharakters das Gastzimmer betrat, dem Wirt sodann 
das Dulden des Fortbildungsschülers zu so später Nachtstunde in seinem Lokal 
vorhielt und ihm androhte, er werde ihn dafür zur Verantwortung ziehen. 
hat er den Anschein erweckt, als nehme er eine Art polizeilicher Revision des 
Lokals vor und hat seiner Handlung einen amtlichen Charakter beigelegt. 
Danach durfte die Strafkammer den Fall der ersten Alternative des $ 132 StGB. 
das unbefugte Befassen mit Ausübung eines Öffentlichen Amtes hier als ge- 
geben ansehen. Der Angeklagte hat seine Eigenschaft als Privatperson ver- 
leugnet, er hat kundgetan, daß er ein Öffentlicher Beamter sei und die Handlung 
vermöge der angemaßten Beamteneigenschaft vollführt. Ob der Angeklagte 
zu den Vorhaltungen gegenüber dem Wirt auch als Lehrherr des St., also auch 
als Privatperson befugt gewesen sein würde, hat der Vorderrichter mit Recht 
als unerheblich angesehen, weil das Strafbare der Handlungsweise des An- 
geklagten darin liegt, daß er nicht als Privatperson, sondern als Beamter auf- 
getreten ist. Ebensowenig kommt es darauf an, ob die Handlung innerhalb 
der Zuständigkeit desjenigen Amtes liegt, welches sich der Angeklagte fälschlich 
beigelegt hat; denn der Verstoß gegen die öffentliche Ordnung wird dadurch 
nicht geringer, daß er bei der Anmaßung und Ausübung eines Amtes über die 
Zuständigkeit, welche dieses Amt dem wirklichen Inhaber verleiht, noch hin- 
ausgreift. 

Entsch. 2 293; Rechtspr. 2 716. 

Hiernach war die Revision zu verwerfen. 


SIGB. § 218 Abs. 3; SIPO. § 293. 1. § 218 Abs. 3 findet auch Anwendung, 
wenn die Schwangere sich nur duldend verhielt, oder aus etwaigen in ihrer Person 
liegenden Gründen straflos zu bleiben hat. 2. Die Fragestellung aus § 218 Abs. 3 
muß zum Ausdruck bringen, daß die Schwangere ihre Frucht abgetrieben oder 
gelolet hat. 

V. StrS. U. v. 28. Januar 1913 g. Sch. u. Gen. 5 D 976/12. 

Aus den Gründen: Der Revision kann nicht zugegeben werden, dab 
ein Widerspruch in dem Spruche der Geschworenen um deswillen vorliege, 
weil sie die Frage, ob die Angeklagte Martha H. als Schwangere ihre Leibes- 
frucht vorsätzlich abgetrieben habe, verneint, dagegen die Frage, ob die An- 
geklagte Ehefrau Sch. mit Einwilligung der Schwangeren Martha H. die Mittel 
zur Abtreibung bei dieser angewandt oder ihr beigebracht habe, und zwar 
geren Entgelt, mit der Einschränkung bejaht haben, daß die Tat nicht gegen 
Entgelt verübt worden sei. Für die Anwendung des § 218 Abs. 3, ebenso wie 
für die des $ 219 StGB. ist zwar erforderlich, daß der Erfolg der Abtreibung er- 
reicht ist; aber die Bestrafung des Dritten als Täter wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß die Schwangere sich nur duldend verhielt oder aus etwaigen 
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in ihrer Person liegenden Gründen straflos zu bleiben hat. Vgl. Entsch.1 350 
(352); 16 184; 23 147; 28 164 (167); Rechtspr. 8 432. 
In diesem Sinne müssen die Worte des § 219 

„einer Schwangeren,welche ihre Frucht abgetrieben 

oder getötet hat“ 
und ebenso die Bezugnahme auf Abs. 1 des § 218, die in Abs. 3 dieses Paragraphen 
durch die Worte ausgedrückt ist: 

„zu der Abtreibung oder Tötung‘ 
verstanden werden. Reichsgericht a. a. O. — 

Das angefochtene Urteil kann jedoch aus einem anderen Grunde nicht 
aufrecht erhalten werden. Nach $ 293 StPO. muß die den Geschworenen zu 
stellende Hauptfrage die den Angeklagten zur Last gelegte Tat „nach ihren 
gesetzlichen Merkmalen“ bezeichnen. Diese Merkmale sind mit den Ausdrücken 
des Gesetzes widerzugeben, und es gehören dazu auch solche Merkmale, welche 
die zur Anwendung kommende Gesetzesvorschrift nicht selbst aufführt, sondern 
nur durch Bezugnahme auf eine andere Vorschrift sich aneignet. Entsch. 12 112, 
38 275. 

Hiernach mußte die aus $ 219 StGB. gestellte Frage die Gesetzesworte 
enthalten: 

„einer Schwangeren, welche ihre Frucht abgetrieben oder getötet hat‘. 

Die Entscheidung darüber, wie diese Worte auszulegen seien, stand 
allein den Geschworenen zu, die durch die Rechtsbelehrung des Vorsitzenden 
über die in dieser Beziehung bestehende Rechtsprechung des Reichsgerichts 
aufgeklärt werden konnten. Vgl. zit. Entsch. 38 279. 

Auch die Verurteilung der Angeklagten aus $ 218 Abs. 3 StGB. durfte 
nur erfolgen, wenn der Spruch der Geschworenen auch das daselbst durch die 
Worte „der Abtreibung“ in Bezug genommene gesetzliche Merkmal des Abs. 1 
zum Ausdruck brachte, daß die Schwangere ihre Frucht abgetrieben oder 
getötet hatte. Da die Fragestellung und infolgedessen der Geschworenen- 
spruch dieses Merkmal nicht enthielt, so beruht die auf Grund des $ 218 Abs. 3 
erfolgte Verurteilung auf einer Verletzung dieser materiellen Rechtsnorm. 

Auf die Revision der angeklagten Ehefrau Sch. war daher das Urteil, 
soweit es diese Angeklagte betrifft, nebst dem ihm 
insoweit zugrunde liegenden Geschworenenspruch aufzuheben und die 
Sache an die Vorinstanz zurückzuverweisen. 


StGB. § 163 Abs. 1 u. 2. — I. Fahrlässiges Verschulden an dem Zustande- 
kommen einer unrichlieen Zeugenaussage kann verneint werden, wenn der Zeuge 
vor erkennbarem Abschluß seiner Vernehmung zu versteben gibt, daß er seine 
Aussage richtig stellen wolle und der Richter es unterläßt, ihn nochmals zu hören. 
2. Der Widerruf einer falschen Aussage kann rechiswirksam auch in einer nur 
von dem Verteidiger unlerschriebenen Eingabe erblickt werden, die in Gegenwart 
und unter sichilicher Zustimmung des Zeugen dem Gericht übergeben wird. 3. Ein 
Widerruf i. S. des § 163 Abs. 2 kann darin gefunden werden, daß der Zeuge, der 
vorher eine Tatsache bestimmt verneint hatte, erklärt, er erinnere sich der Tal- 
sache nicht mehr. 

I. StrS. U. v. 3. Februar 1913 g. N. 1 D 964/12. 

Aus den Gründen: Stellt man sich auf den von der Strafkammer 
eingenommenen Standpunkt, daß eine fahrlässig falsche Aussage vorliegen 
sollte, so ist gegen die Verurteilung aus $ 163 StGB. folgendes zu bemerken: 

Die Ausführungen des Urteils lassen vermuten, daß die Strafkammer 
in Verkennung der für die Annahme der Einheitlichkeit einer Zeugenaussage 
maßgebenden Umstände sich die Frage des Abschlusses der Zeugenaussage 
der Angeklagten nicht klar gemacht hat (Entsch. 14 19; 19 27; 22 363; Goltd. 
Arch. 51 396). Im Urteil ist festgestellt, daß die von Justizrat L. für die An- 
geklagte gefertigte Erklärung dem Schöffengerichte, als es aus der Beratung 
zurückkam, überreicht worden ist. Danach wäre bei der Einreichung; der Er- 
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klärung die Zeugenaussage der jetzigen Angeklagten noch nicht als abgeschlossen 
zu erachten und das Gericht verpflichtet gewesen, die Zeugin auf deren Ver- 
langen weiter zu hören und zu vernehmen. Der Umstand allein, daß das Gericht 
sich zur Beratung zurückgezogen hatte, schloß nicht aus, daß die noch nicht 
entlassene Zeugin nach dem Wiedererscheinen des Gerichts sich zu einer Er- 
gänzung oder Berichtigung ihrer Aussage meldete und das Gericht die Ver- 
nehmung wieder aufnahm. Sogar nach Verkündung des Aussetzungsbeschlusses 
wäre das nicht völlig unmöglich gewesen, da das Gericht an seinen Beschluß 
nicht gebunden gewesen sein würde. War aber die Zeugenaussage noch nicht 
als abgeschlossen anzusehen, so könnte die überreichte Erklärung, wenn sie 
auch an sich nicht schon die Eigenschaft einer Aussage der Zeugin besaß, doch als 
ein Ausdruck des Willens der Zeugin in Betracht kommen, ihre noch nicht 
abgeschlossene Aussage richtig zu stellen. Wenn hernach trotzdem eine weitere 
Vernehmung der Zeugin unterlassen wurde, womit die Zeugin nicht zu rechnen 
brauchte, so könnte fahrlässiges Verschulden der Zeugin überhaupt verneint 
werden. 

Nur dann, wenn die Zeugenvernehmung im Zeitpunkte der Einreichung 
der Erklärung schon in einer Weise abgeschlossen gewesen wäre, daß eine 
weitere Aussage nicht mehr eine Fortsetzung der bereits abgegebenen und mit 
dieser ein einheitliches Ganzes hätte bilden können, würde die von der Straf- 
kammer allein geprüfte Frage entscheidend sein, ob die Erklärung als ein Wider- 
ruf im Sinne des § 163 StGB. erscheinen und wirken konnte. Die Strafkammer 
hat diese Frage verneint, aber ihre Gründe hierfür sind rechtlich nicht haltbar. 
Zunächst könnte es überhaupt zweifelhaft sein, ob der Erklärung die recht- 
liche Wirkung eines Widerrufs im gesetzlichen Sinne nicht deshalb zu versagen 
wäre, weil sie nur von Justizrat L. unterzeichnet ist (vgl. Golt. Arch. 59 313). 
Indessen wird dieser Umstand der Rechtswirksamkeit der Erklärung nicht 
entgegenstehen können, weil die Erklärung in Gegenwart der Zeugin und mit 
deren sichtlicher Zustimmung dem Gericht übergeben worden zu sein scheint. 
Ist aber aus dem förmlichen Gesichtspunkt die Eigenschaft der Erklärung 
als eines Widerrufs nicht zu beanstanden, so kann das aus den Gründen der 
Strafkammer auch nicht hinsichtlich ihres Inhalts geschehen. Die Erklärung 
ist dahin gegangen, daß die Angeklagte sich ihrer von den Zeugen bekundeten 
AuBerungen nicht mehr erinnere. Es ist denkgesetzlich bedenklich, hierin 
einen Widerruf der vorausgegangenen, die Außerungen tatsächlich verneinenden 
Aussage schlechthin nicht zu finden. Wer eine Tatsache bestimmt verneint 
und dadurch bekundet hat, er wisse, daß die Tatsache nicht bestehe, nach- 
träglich aber mit Beziehung auf diese Verneinung erklärt, daß er sich der Tat- 
sache nicht erinnere, schränkt damit denkgesetzlich die frühere bestimmte 
Verneinung ein, indem er die Tatsache nur mehr vom subjektiven Standpunkt 
aus als in seiner Erinnerung nicht vorhanden verneint, im übrigen aber die Mög- 
lichkeit offen läßt, daß die Tatsache objektiv wahr sei. Dies hat die Strafkammer 
nicht berücksichtigt, indem sie ohne weiteres sagen zu können glaubt, 
„die Erklärung widerrufe nichts, sondern halte die Zeugenaussage aufrecht; 
sie erkläre mit keinem Worte und auch nicht dem Sinne nach die Zeugenaussage 
für unrichtig und berichtige sie nicht“. Hier tritt deutlich zutage, daß die 
Strafkammer begrifflich den Wortlaut und Sinn der Erklärung verkannt 
hat, und es kann nicht angenommen werden, daß die Auslegung der Erklärung 
durch die Strafkammer rein tatsächlicher Natur ist, in welchem Falle sie aller- 
dings einer Nachprüfung gemäß § 376 StPO. nicht zugänglich wäre. 


SIGB. 8 61. Unter Umsländen ist der vor Begehung einer strafbaren 
Handlung gestellte Strafantrag rechtswirksam. 

IV. StrS. U. v. 7. Februar 1913 g. N. 4 D 1229/12. 

Aus den Gründen: Die Revision des Angeklarten ist nicht ge- 
rechtfertigt. Schon der vor Begehung einer strafbaren Handlung gestellte 
Strafantrag kann nach den besonderen Umständen des Falles rechtswirksam 
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sein. Der Senat vermag insoweit der Ansicht des Ill. Strafsenats des Reichs- 
gerichts, Entsch. 38 39 (40), die vom V. Senat anscheinend gebilligt wird, 
Entsch. 40 319, 45 128, in der dort ausgesprochenen Allgemeinheit nicht bei- 
zutreten. Solche Umstände liegen hier vor. Die Tat, deren Strafverfolgung 
begehrt wird, ist in ihrem Wesen und ihrer Gestaltung in dem Strafantrag als 
ein genau bestimmtes Geschehnis bezeichnet und umgrenzt worden, ihr Ein- 
treten war alsbald zu erwarten, ja sogar vom Täter zuvor ausdrücklich ange- 
kündigt worden. Irgendwelche Ungewißheit hinsichtlich des Willens des Antrag- 
stellers und irgendwelche Unbestimmtheit hinsichtlich der strafbaren Tat, 
die einer dem Antrag entsprechenden Strafverfolgung nach Begehung der Tat 
hinderlich sein könnte, lag sonach nicht vor. Hierzu kommt überdies vor- 
liegend, daß die objektiv rechtswidrige Verletzung durch den Gebrauch der 
geschützten Erfindung bereits zur Zeit der Antragstellung vorlag. In solchen 
Fällen muß dies aber für dessen Wirksamkeit genügen, auch wenn das Be- 
wußtsein von der Rechtswidrigkeit, das die Handlung erst zur strafbaren 
stempelt, nachfolgt, zumal deren Eintritt als ein innerer Vorgang des Täters 
sich der zuverlässigen Kenntnis des Antragstellers überhaupt entzieht. Hängt 
die Strafbarkeit einer Tat von dem Vorliegen äußerer und innerer Tatbestands- 
merkmale derart ab, daß die äußeren Tatbestandsmerkmale bereits für sich 
allein objektiv einen widerrechtlichen Eingriff in ein geschütztes Rechtsgut 
darstellen, so ist auch bereits damit ein Teil des deliktischen Tatbestands ver- 
wirklicht und deshalb der Strafantrag überhaupt nicht vor Begehung der Tat 
schlechthin gestellt. Es bedarf aber eines Einholens der Entscheidung der ver- 
einigten Strafsenate über diese Frage nicht, da sie hier dahingestellt bleiben 
kann. Denn die Strafkammer hat außerdem festgestellt, daß in der nach Be- 
gehung der Tat am 3. Mai 1912 erfolgten Uberreichung der Vollmacht für den 
vorausgegangenen Strafantrag durch den Patentanwalt M. die Erklärung ge- 
funden werde, der Strafantrag werde seinem Inhalt nach ‚aufrechterhalten 
oder wiederholt“. Diese Auffassung erscheint auch dem Reichsgericht für 
zutreffend. Die Einrichtung kommt dann der Stellung eines neuen Strafantrages 
gleich, die nunmehr unbedenklich rechtzeitig erfolgt ist, da aus den Urteils- 
feststellungen zu entnehmen ist, daß zu dieser Zeit das Patent bereits wissent- 
lich vom Angeklagten verletzt wurde. 


SIGB. $ 502a. Zur Ausbeutung der Notlage eines Anderen gehört, 
daß dieser Andere wegen seiner Notlage sich Bedingungen unterwirft und Ver- 
pflichtungen eingeht, die er als solche erkennt. 

StrS. U. v. 10. Februar 1913 g. W. 1 D 1169/12. | 

Aus den Gründen: Die zur Begründung der sachlichen Beschwerde 
gemachten Ausführungen des Verteidigers gehen fehl. 

Es folet zunächst die Ausführung, daß die Feststellung, daß die Ver- 
mögensvorteile, die der Angeklagte für ein von ihm gegebenes Darlehn zog 
und sich gewähren ließ, in auffälligem Mißverhältnis zu seiner eigenen Leisturg 
standen, einen Rechtsirrtum nicht erkennen lasse und daß ebenso die An- 
wendung des § 302 b StGB. wegen einer Verschleierung der wucherlichen Ver- 
mögensvorteile rechtlich unbedenklich sei. Sodann heißt es im Urteil: 

Entscheidend ist aber die von dem Verteidiger nicht berührte Frage, 
ob man von einer Ausbeutung der Notlage des Zeugen R. sprechen 
kann, wenn es diesem, wie festgestellt ist, garnicht zum Bewußtsein gekommen 
ist, wieviel er eigentlich für die Gewährung des Darlehns zu zahlen hatte. Wenn 
R. glaubte, die 8 .# Vergütung für den Gebrauch der Sachen, die er in dem 
Vertrag zu zahlen versprach, seien bereits in den 10 .# enthalten, die der An- 
geklagte alsbald von dem 100 .4-Darlehen abgezogen hatte, er brauche also 
nur noch die 100 .# zurückzubezahlen, so hat er sich auf die Vertragsbestimmung 
hinsichtlich der Vergütung für den Gebrauch der Sachen nur deshalb ein- 
gelassen, weil er sich in dem Irrtum befand, sie sei in den vom Angeklagten 
schon abgezogenen 10 .f neben 2 .# Provision enthalten. Er wußte also nicht, 
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daß der Angeklagte noch diese weitere Vergütung für das Darlehn beanspruchte 
und der Angeklagte hat ihn, wie die Strafkammer bei der Strafzumessung 
ausführt, geflissentlich über den Gesamtumfang der von ihm übernommenen 
Gegenleistung im Unklaren a Zur Ausbeutung der Notlage eines anderen 
gehört aber, daß dieser andere wegen seiner Notlage sich Bedingungen unter- 
wirft, und Verpflichtungen eingeht, die er als solche erkennt. Wenn er aus 
Irrtum oder infolge arglıstiger Täuschung eine formelle Verpflichtung eingeht, 
die er gar nicht übernehmen will, so hat das mit seiner Notlage nichts zu tun. 
Derselbe Erfolg würde eintreten, wenn er gar nicht in einer Notlage wäre. 
Auch der Angeklagte wollte nach den Urteilsgründen nicht, daß R. ihm mit 
Bewußtsein 18 # im ganzen für das Darlehn versprechen sollte, sondern er 
hielt ihn im Glauben, daß er nach Abzug der 10 4 ihm nur 100 # zurück- 
zuzahlen habe und beabsichtigte nur, später auch noch die 8 .& als Vergütung 
für den Gebrauch der ihm übereigneten Sachen zu fordern. Daß er dies wirklich 
getan hat, ist aus den Urteilsgründen nicht mit Sicherheit zu erkennen. Es 
wird zwar von dem „vom Angeklagten geforderten Gesamtbetrag von 108 #'‘ 
gesprochen, aber es ergibt sich nicht, wird sogar durch den Zusammenhang 
widerlegt, daß er dem R. gegenüber diesen Gesamtbetrag verlangt hätte. Denn 
es wird nur gesagt, R. sei von dritter Seite darauf aufmerksam gemacht worden, 
daß der Angeklagte die 8 .€ auch noch verlangen werde, und er habe dann aus 
Angst vor Weiterungen den Betrag von 108 .€ in Abwesenheit des Angeklagten 
an dessen Ehefrau bezahlt. Wenn der Angeklagte das Geld auch behalten 
und somit sich in bezug auf das Darlehn den nach der Feststellung der Straf- 
kammer unverhältnismäßigen Vermögensvorteil hat gewähren lassen, so fehlt 
es doch an dem Nachweis, daß zur Zeit der Rückzahlung des Darlehns R. 
sich noch in einer Notlage befand und der Angeklagte dies nicht nur wußte, 
sondern auch ausnutzen wollte. 
Hiernach war das Urteil aufzuheben. 


SIGB. §§ 185, 193. Vertrauliche Mitteilungen unter Eheleuten, durch welche 
Dritte beleidigt werden, sind an sich nicht straflos, können aber bei den zwischen 
Ehegatten bestehenden engen Beziehungen vielfach unter dem Schutze des § 193 
stehen. 

Ill. StrS. U. v. 13. Februar 1913 g. O. u. Gen. 3 D 1163/12. 

Aus den Gründen: Die Revisionen konnten keinen Erfolg haben. 

Soweit essich um die Verurteilung des mitangeklagten Ehemannes handelt, 
ist neben der allgemeinen sachlichen Beschwerde insbesondere der Vorwurf 
erhoben worden, der Vorderrichter habe den § 193 StGB. durch Nichtanwendung 
verletzt. Auch hier sind die Revisionsrügen unbegründet. Wie der Vorder- 
richter feststellt, hat der Beschwerdeführer seiner Ehefrau erklärt, er habe 
mit der Zeugin Ehefrau O. geschlechtlich verkehrt, und hierdurch in Beziehung 
auf die Zeugin — die sich gegenüber den auf sie unternommenen unzüchtigen 
Angriffen des Beschwerdeführers in Wahrheit stets mit Erfolg zur Wehre ge- 
setzt hatte — wider besseres Wissen die unwahre, verächtlich machende und 
herabwürdigende Tatsache behauptet, sie sei mit dem Geschlechtsverkehre 
einverstanden gewesen. Verfehlt ist es, wenn die Revision auszuführen sucht, 
die Äußerung des Beschwerdeführers, die an sich alle Tatbestandsmerkmale 
der verleumderischen Beleidigung aus § 187 StGB. erfüllt, sei ganz abgesehen 
von der Vorschrift des § 193 StGB. schon um deswillen nicht strafbar, weil 
sie nur der eigenen Ehefrau gegenüber gemacht und nur für diese, nicht auch 
für andere bestimmt gewesen, also im engsten Familienkreise erfolgt sei. Denn 
es besteht kein Rechtssatz des Inhalts, daß eine Beleidigung und insbesondere 
auch eine solche im Sinne des $ 187 StGB. unter allen Umständen schon dann 
straflos sei, wenn sie innerhalb des Kreises der Familie des Täters oder nur 
gegenüber dem eigenen Ehegatten begangen wurde. Es kann daher nur in 
Frage kommen, ob im vorliegenden Falle der § 193 StGB. dem Beschwerde- 
führer schützend zur Seite steht. Auch das ist zu verneinen. Es ist der Re- 
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vision zuzugeben, daß vertrauliche Mitteilungen zwischen Ehegatten, die 
sich auf einen Dritten beziehen, unter Umständen unter den $ 193 StGB. fallen 
können. Bei den zwischen Ehegatten bestehenden engen Beziehungen, bei 
der zum Wesen der Ehe gehörenden innigen Lebensgemeinschaft kann der 
eine Ehegatte ein berechtigtes Interesse daran haben, etwaige herabwürdigende 
und verächtlich machende Tatsachen über eine zu seinem Verkehrskreise ge- 
hörende dritte Person zu erfahren, und der andere Ehegatte kann sie ihn zu 
diesem Zwecke mitteilen. In einem solchen Falle können derartige Mitteilungen 
allerdings den Schutz des $ 193 genießen. Um einen solchen Fall handelt es 
sich indessen vorliegend überhaupt nicht. Denn daß der Beschwerdeführer 
durch seine Mitteilung ein Interesse seiner Ehefrau an der Kenntnis von den 
angeblichen sittlichen Verfehlungen der Zeugin O. habe wahrnehmen 
wollen, hat weder der Beschwerdeführer in der Hauptverhandlung erster Instanz, 
noch auch die Revision zu behaupten versucht. Nach der Behauptung der 
Revision soll die Mitteilung des Beschwerdeführers einem anderen Interesse, 
nämlich dem Interesse der beiden Ehegatten am Fortbestande eines ehelichen 
Zusammenlebens, gedient haben. Es mag anzuerkennen sein, daß derjenige, 
der ihm zur Last fallende Verletzungen der ehelichen Treue seinem Ehegatten 
einräumt, hierbei zur Erfüllung einer sittlichen Pflicht handeln und den Fort- 
bestand eines ehelichen Zusammenlebens bezwecken, seine Mitteilung also 
zur Wahrnehmung eines berechtigten Interesses machen kann. Im vorliegenden 
Falle hat aber festgestelltermaBen der Beschwerdeführer sich nicht darauf 
beschränkt, seiner Ehefrau von den ihm zur Last fallenden sittlichen Ver- 
fehlungen Kenntnis zu geben, sondern er hat noch hierüber hinaus — und 
zwar wider besseres Wissen — die Zeugin O. eines freiwilligen ehebrecherischen 
Verkehrs mit ihm bezichtigt. Wenngleich nun die Anwendbarkeit des 8193 StGB. 
in den Fällen des § 187 das. nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist (vgl. Entsch.84 
222 ff., auch 16 141), so ist doch in keiner Weise ersichtlich, welchem berech- 
tigten Interesse auch jene bewußt unwahre Bezichtigung der Zeugin O. gedient 
haben und inwiefern auch sie zu dem Zwecke erfolgt sein soll, ein ferneres Zu- 
sammenleben des Beschwerdeführers mit seiner Ehefrau zu erreichen. Hierzu 
konnte zwar das Geständnis der eigenen Treue-Verletzungen des Beschwerde- 
führers dienen; wie dazu aber auch die erwähnte bewußt unwahre Beschuldigung 
der Zeugin O. geeignet gewesen sein soll, ist nicht einzusehen. Hiernach war 
jedenfalls kein Rechtsirrtum darin zu erblicken, daß der Vorderrichter den 
§ 193 StGB. — der an sich allerdings von Amts wegen zu berücksichtigen war — 
nicht zur Anwendung brachte. 

Die Revisionen waren daher und da das angefochtene Urteil auch sonst 
keine Gesetzesverletzung zum Nachteile des beschwerdeführenden Ehemannes 
nn läßt, mit der aus $ 505 StPO. sich ergebenden Kostenfolge zu 
verwerfen. 


SIGB. 8 185. In der Unterstellung, daß ein Offizier den Zielen und An- 
schauungen der soztaldemokratischen Partei geneigt sei, kann eine Beleidigung 
erblicki werden, weil die von einem aktiven Offizier zu erfordernden Anschauungen 
sich mil denen der Sozialdemokralie nicht vereinigen lassen, also ein Offizier, wenn 
er soztaldemokratischen Ideen zuneigte, seinen Beruf nicht ehrlich, sondern heuch- 
lerisch ausüben würde. 

I]. StS. U. v. 21. Februar 1913 g. C. 2 D 1045/12. 

Aus den Gründen: Die Grundlage der Verurteilung des An- 
geklagten ist der Satz in seiner Eingabe an den Preußischen Kriegsminister 
v. 27. September 1911: „Leutnant K. soll sich bei seinen sozialdemokratischen 
Freunden darüber beschwert haben, daß die Soldaten nicht um 51/, Mittag- 
essen und dann um 6 Uhr das übliche Abendessen bekamen‘. 

Das Landgericht beurteilt diesen Satz dahin: daß der Leutnant K. sich 
gegenüber Sozialdemokraten über die Verpflegung beschwert habe, sei eine 
durch Hörensagen dem Angeklagten zur Kenntnis gelangte Tatsache. Daß 
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die Sozialdemokraten Freunde des K. seien, daB dieser eine Zuneigung zu den 
angesprochenen Personen in ihrer Eigenschaft als Sozialdemokraten und also 
zur Sozialdemokratie hege, sei eine unzureichende Schlußfolgerung des An- 
geklagten. 

Das Urteil findet mithin in der Äußerung des ersten Gedankens einen 
„problematischen Satz“, in der Äußerung des zweiten Gedankens ein „Wert- 
urteil‘ im Sinne der Ausführungen der Revisionsschrift. Seine Auslegung, wo- 
nach der Satz also nicht in vollem Umfange die Wiedergabe eines Gerüchts, 
sondern die Mitteilung eines Gerüchts unter Hinzufügung eines Urteils über 
den Charakter des Leutnants K. enthält, ist mit den Denkgesetzen wohl ver- 
einbar, verletzt keine Rechtsnorm und ist daher für das Revisionsgericht bindend. 

In der zum Ausdruck gebrachten Unterstellung, daß K. den Zielen und 
Anschauungen der sozialdemokratischen Partei geneigt sei, wird eine Beleidigung 
erblickt, weil die von einem aktiven Offizier zu fordernden Anschauungen 
sich mit denen der Sozialdemokratie nicht vereinigen ließen, also ein Offizier, 
wenn er sozialdemokratischen Ideen zuneigte, seinen Beruf nicht ehrlich, sondern 
heuchlerisch ausüben würde. Diese Ansicht ist nicht zu beanstanden. Das 
Landgericht durfte sie insbesondere für vereinbar halten mit dem behaupteten 
Verhalten von Reserve-Offizieren im Verhältnis zu Sozialdemokraten und 
mit der behaupteten Stellungnahme der Militärbehörde, namentlich des Kriegs- 
ministers hierzu, indem es die Schlußfolgerung ablehnte, daß die Freundschaft 
eines aktiven Offiziers mit Sozialdemokraten in dem erörterten Sinne nichts 
Mißachtenswertes sei. Die Ablehnung der in dieser Richtung sich bewegenden 
Beweisantrage war daher sachlich gerechtfertigt. 

Die Feststellung des BewuBtseins des Angeklagten, daß die erwähnte 
Beurteilung der Gesinnung des Leutnants K. dessen Ehre verletze, enthält die 

eststellung des Vorsatzes des Angeklagten. 


Konk.-Ord. §240 Nr.ı. ,.Differenzhandel liegt nur vor, wenn dem späteren 
Kridar es schon beim Vertragsabschluß lediglich auf die Zahlung der 
Differenz am Slichtage, nicht auf die Lieferung der Ware in Natur ankam. 
Lieferungsgeschafte, welche, wenn auch regelmäßig, in der Absicht geschlossen 
werden, die Ware nicht selbst abzunehmen. sondern aus ihrem Weiterverkauf 
in der Zwischenzeit Gewinn zu erzielen, fallen nicht bierunter. 

I. StrS. U. v. 27. Februar 1913 g. W. 1 D 961/12. 

Aus den Gründen: Für die Frage, was unter Differenzhandel 
im Sinne des $ 240 Nr. 1 KO. zu verstehen sei, ist zunächst der Gebrauch des 
Wortes Differenz-, Hande]‘ bedeutungslos. Er will nicht zum Ausdruck 
bringen, daß der strafrechtliche Begriff des Differenzgeschäfts ein weiterer 
und allgemeinerer wie der des Zivilrechts, 8764 BGB. sei, sondern er ist gewählt, 
um den möglichen Fall zu treffen, daß nur ein einziges Differenzgeschäft, 
nicht eine Mehrheit solcher Anlaß zum Verbrauch übermäßiger Summen und 
zu dem dadurch herbeigeführten Vermögensverfall gegeben hat, Entsch. 14 85. 

Im übrigen ist es zwar richtig, daß nach reichsgerichtlicher Rechtsprechung 
die Strafvorschrift des § 240 Nr. 1 KO., abgesehen von den Differenzreschäften, 
im engeren, zivilrechtlichen Sinne, bei denen der Anspruch auf wirkliche 
Lieferung vertraesmäßig ausgeschlossen ist, auch diejenigen als Differenz- 
geschifte im weiteren rein strafrechtlichen Sinne bezeichneten Geschäfte um- 
faßt, die keinen vertragsmäßigen Ausschluß des Lieferungsanspruchs 
enthalten, jedoch nach ihrem Inhalt oder den begleitenden Umständen des 
Vertragsschlusses erkennen lassen, daß es dem später in Konkurs geratenen 
Vertragsteil nur auf die Zahlung der Differenz am Stichtage. nicht auf die 
Lieferung in Natur ankam, Entsch. 1 282, 22 12; Rechtspr. 1 563, 4 516. 

Immer aber bleibt es, auch für das Strafrecht, wesentliches Begriffs- 
erfordernis des Differenzreschäfts, daß die zuletzt gekennzeichnete Absicht 
des späteren Gemeinschuldners schon zur Zeit der Eingehung des Spekulations- 
geschilts bestand. Der Umstand, daß demnächst bei der Erfüllung Zahlung der 
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Differenz an die Stelle der wirklichen Lieferung getreten ist, reicht ebenso- 
wenig fur den Tatbestand des strafbaren Differenzgeschafts aus, wie die Tat- 
sache, daß das Motiv zu einem ernst gemeinten Lieferungsgeschäft in unsolider 
Spekulationssucht liegt. Es kann deshalb auch nicht, wie die Revision der 
Staatsanwaltschaft meint, darauf ankommen, daß nach der Feststellung der 
Strafkammer im vorliegenden Falle der Angeklagte regelmäßig die Erfüllungs- 
Haftung aus den von ihm abgeschlossenen Lieferungsverträgen hinterher 
auf Dritte, an die er die gekaufte Ware weiter verkaufte, abzuwälzen versucht 
hat. Entscheidend ist vielmehr seine beim Vertragsabschluß vor- 
handen gewesene Willensrichtung. In dieser Hinsicht wird das Urteil durch 
die einwandsfrei getroffene und eingehend begründete Feststellung getragen, 
daß der Angeklagte den von ihm mittels der Lieferungsverträge erstrebten 
Gewinn durch den zwischenzeitlichen Weiterverkauf der Waren, wofür an- 
gesichts der Langfristigkeit der Lieferungstermine ausreichende Zeit gegeben 
war, hat erzielen wollen und daß er zu diesem Zweck eine ordnungsmäßige kauf- 
männische Tätigkeit entfaltet, also nicht, wie dies das Wesen des bloßen Spiel- 
geschäfts ausmacht, sich gegenüber dem am Lieferungstage zu vermutenden 
Stande des Marktpreises der abzunehmenden Ware rein abwartend verhalten 
hat. Nicht rechtsirrtümlich ist es auch, wenn die Strafkammer dem Umstande, 
daß Angeklagter sich der Möglichkeit bewußt gewesen sein mag, er lade durch 
die Eingehung der Lieferungsverträge beim Ausbleiben des erhofften 
gewinnbringenden Weiterverkaufs eine große Schuldenlast auf sich, keine 
Bedeutung beigemessen, sondern Gewicht darauf gelegt hat, daß ungeachtet 
eines solchen etwaigen Bewußtseins (sog. „dolus eventualis‘‘) die Tendenz 
der eingegangenen Geschäfte auf wirklichen Bezug der Ware gerichtet ge- 
wesen sei. Demgegenüber stellt die Strafkammer hinsichtlich der beiden Fälle, 
in denen sie Differenzhandel annimmt, tatsächlich test, daß hier schon durch 
den Vertragsinhalt der mangelnde Wille, auf Erfüllung zu haften, zum Aus- 
druck gebracht war und daß überdies hier der Angeklagte bezeichnenderweise 
trotz der langen Frist, auf die diese Verträge liefen, keinen Versuch gemacht 
hat, die Zwischenzeit zum Abschluß von Weiterverkaufsverträgen auszunutzen. 
Die Revision der Staatsanwaltschaft war hiernach zu verwerfen. 
Der Antrag des Oberreichsanwalts war gleichlautend. 


SIGB. $ 304. Gegenstände, die zum öffentlichen Nutzen dienen, sind nur 
solche, die dem Publikum unmittelbar räumlich zugänglich und durch 
ihren Gebrauch dem Publikum von Nutzen sind. (Betr. Schreiblisch im Dienst- 
zimmer eines Gemeindebeamten.) 

Ill. StS. U. v. 27. Februar 1913 g. M. 3 D 77/13. 

Gründe: Die Revision des Angeklagten ist begründet und mußte 
deshalb Erfolg haben. 

© Die Ansicht der Strafkammer, der dem Magistratssekretär R. zur Be- 
nutzung bei seiner dienstlichen Tätigkeit im Rathause dienende Schreibtisch 
sei ein zum Öffentlichen Nutzen dienender Gegenstand im Sinne des § 304 StGB., 
ist rechtsirrtümlich. Unter den dem öffentlichen Nutzen dienenden Gegen- 
ständen im Sinne des $ 304 sind, wie das Reichsgericht in ständiger Recht- 
sprechung festgehalten hat, nur solche Gegenstände zu verstehen, die ver- 
möge ihrer zur Zeit der Tat tatsächlich bestehenden Verwendung in irgend einer 
Beziehung zum Nutzen des Publikums oder zum allgemeinen Gebrauche dienen. 
Voraussetzung ist dabei aber stets, daß für das Publikum die Möglichkeit besteht, 
unmittelbar aus dem Vorhandensein oder aus dem Gebrauche jener 
Gegenstände Nutzen zu ziehen: die Gegenstände müssen unmittelbar. 
räumlich dem Publikum zugänglich und durch ihren Gebrauch dem Publikum 
von Nutzen sein, vgl. Entsch.5 319, 9 27, 31 146, 34 2; Rechtspr. 1 134; Goltd. 
Arch. 52 399. 

Hieran fehlt es bezüglich des im vorliegenden Falle in Frage stehenden 
Tisches. Der Umstand, daß der Tisch zur Erledigung von Arbeiten eines Ge- 
meindebeamten und insofern allgemeinen Gemeindeinteressen diente, war 
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daher fiir sich allein nicht geeignet, ihm die Eigenschaft eines zum öffentlichen 
Nutzen dienenden Gegenstandes im Sinne von $ 304 StGB. zu geben, vgl. 
Entsch. 8 401; 9 30, 31. 

Ist sonach auf die dem Angeklagten zur Last fallende Sachbeschädigung 
zu Unrecht-der § 304 a. O. angewandt worden, so mußte das angefochtene 
Urteil der Aufhebung unterliegen. 

Einer Zurück verweisung der Sache an die Vorinstanz bedurfte es indessen 
nach $ 394 Abs. 1 StPO. nicht, da es zur strafrechtlichen Verfolgung der Tat 
des Angeklagten an dem nach $ 303 erforderlichen Strafantrage fehlt und da 
deshalb gemäß $ 259 StPO. alsbald auf Einstellung des Verfahrens erkannt 
werden konnte. 

Hiernach war wie geschehen zu erkennen. 


Reichsversicherungsordnung v. 19. Juli ıgır. § 1497. Zum Begriff des 
Inverkehrbringens im Sinne dieser Bestimmung. 

IV. StrS. U. v..12. März 1913. g. F. 4 D 1401/12. 

Aus den Gründen: Dem Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft 
war der Erfolg nicht zu versagen. 

Nach den Urteilsfeststellungen hat der Angeklagte dem von ihm in der 
Zeit v. 2. Januar bis 25. März 1914 beschäftigten Arbeiter M., in dessen Quittungs- 
karte er damals keine Versicherungsmarken geklebt hatte, im April 1912 fünf 
bereits entwertete Marken, von denen zwei aus der Quittungskarte eines anderen 
Arbeiters entnommen waren, mit dem Auftrage übersandt, sie in seine (des M.) 
Quittungskarte zu kleben. Letzterer hat das indessen nicht getan, sondern. 
die Marken an den Amtsvorsteher abgeliefert. Die Strafkammer hat den An- 
geklagten in diesem Falle freigesprochen mit der Begründung, daß eine Wieder- 
verwendung der Marken im Sinne des § 1497 der Reichsversicherungsordnung 
nicht vorliege, weil sie nicht in die Quittungskarte geklebt seien, daß aber auch 
von einem „Inverkehrbringen‘ nicht die Rede sein könne, weil der Angeklagte 
die Marken nur dazu habe verwenden wollen, „um seine gesetzliche Ver- 
sicherungsbeitragspflicht dem M. gegenüber zu erfüllen“, und weil es sich 
daher „um ein konkretes Rechtsverhältnis zwischen zwei von vornherein be- 
stimmten Personen, welches durch das ,,Einkleben der Marken seine Erledigung 
finden sollte, gehandelt habe“. Diese Ausführungen sind nicht geeignet, die Frei- 
sprechung des Angeklagten zu rechtfertigen. Mit Recht wird von der Staats- 
anwaltschaft gerügt, daß die Strafkammer den Begriff des „Inverkehrbringens‘“ 
verkannt habe. 

Während § 187 des Invalidenversicherungsges. v. 13. Juli 1899 den- 
jenigen mit Strafe bedroht, der bereits verwendete Versicherungsmarken 
veräußert, verbietet § 1497 der Reichsversicherungsordnung, durch 
welchen der Tatbestand der strafbaren Handlung § 187 a. O. gegenüber er- 
weitert ist, anstatt des Veräußerns jedes Inverkehrbringen der 
Marken. Der Begriff des Inverkehrbringens, der kein in sich abgeschlossener, 
sondern je nach dem Wesen der Straftat, zu deren Bestimmung er dient, ver- 
schieden ist (Entsch. 26 51, 7 412), ist in $ 1497 nicht näher erläutert, doch ist 
aus dem Zwecke dieser Gesetzesbestimmung, jeder mißbräuchlichen Benutzung 
bereits verwendeter Marken vorzubeugen und daher zu verhindern, daß sie 
wieder in Umlauf gesetzt werden, zu entnehmen, daß darunter sicherlich jede 
Handlung zu verstehen ist, durch welche solche Marken zur Benutzung für 
ihren ursprünglichen Zweck an andere überlassen werden unter Umständen, 
wo der vom Gesetz verpönte Mißbrauch nicht nur eintreten kann, sondern 
sogar eintreten soll. Das aber hat der Angeklagte getan, wenn er die bereits 
verwendeten Marken dem M. überließ, damit dieser sie in seine eigene 
Quittungskarte klebe. Rechtlich unerheblich ist, daß diese Überlassung zur 
Erfüllung der dem Angeklagten M. gegenüber obliegenden Beitragspflicht 
erfolgte; denn dieser Zweck macht das Inverkehrbringen nicht zum erlaubten; 
das Inverkehrbringen ist in § 1497 aO. allgemein, ohne Rücksicht auf die damit 
von dem Täter verfolgten Zwecke untersagt. Auch darauf kommt nichts 
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an, daß die Marken einer bestimmten Person übersandt sind. Der Be- 
griff des Inverkehrbringens erfordert nicht, daB die Marken dem Publikum 
zugäriglich gemacht sind, sondern es genügt jedes wie auch immer geartete 
Uberlassen an einen andern zu einer ihrer urspriinglichen Zweck- 
bestimmung entsprechenden Benützung. 

Es war daher, wie geschehen, zu erkennen. 


StGB. §§ 181 Nr. 2, 59; BGB. §§ 1354 Abs. I u. 2, 1356 Abs. 2. I. Die 
Rechtspflicht der angeklagten Ebeleule, gegen die in ihrem Hause begangene Un- 
zucht ihres großjährigen Sohnes einzuschreilen, ergibt sich aus ihrem Hausrecht; 
der Ehemann muß einschretten als Familienoberhaupt, die Ehefrau als Leiterin 
des Hauswesens und zwar letztere selbst bei einem entgegenstehenden Verbot des 
Ehemanns. 2. Der Irrtum, daß Beischlaf zwischen Verlobten nicht gegen die ge- 
schlechtliche Zucht und Sitte verstoBe, betrifft lediglich den Strafrechtsbegriff der 
en und 1st deshalb als Irrtum über das Strafgesetz unbeachtlich. 

. StrS. U. v. 12. März 1913 g. G. u. Gen. 4 D 1425/12. 

N us den Gründen: Die Freisprechung der Angeklagten konnte 
zunächst nicht, wie geschehen, damit begründet werden, daß ihnen lediglich 
zur Last falle, gegen den unzüchtigen Verkehr ihres Sohnes mit seiner Ver- 
lobten nicht eingeschritten zu sein, hierin aber beim Mangel einer Rechtspflicht 
zum Einschreiten ein „Vorschubleisten“ im Sinne des $ 180 StGB. nicht ge- 
funden werden könne. Die Rechtspflicht ergibt sich allerdings nicht aus dem 
Erziehungsrechte der Angeklagten, da sich dieses nur auf minderjährige Kinder 
erstreckt (§§ 1626, 1627, 1631 BGB.) und der Sohn der Angeklagten zur Zeit 
der Tat bereits großjährig war, wohl aber aus ihrem Hausrechte. Denn der 
unzüchtige Verkehr der beiden Verlobten hat nach den getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen in den Räumen ihrer Wohnung stattgefunden und sie haben 
von ihm Kenntnis gehabt. Für sie als die Inhaber der Wohnung erwuchs hier- 
aus die Pflicht, dem Unzuchtsbetrieb hindernd entgegenzutreten, und zwar 
in erster Linie für den Ehemann als Familienoberhaupt (§ 1354 Abs. 1 BGB.), 
weiterhin aber auch für die Ehefrau als Leiterin des Hauswesens, die selbst ein 
entgegenstehendes Verbot des Ehemanns nicht zu beachten gehabt hätte ($ 1356 
Abs. 1, § 1354 Abs. 2 BGB.). Die Angeklagten haben überdies nicht nur pflicht- 
widrig versäumt einzuschreiten, vielmehr fällt ihnen nach den getroffenen 
tatsächlichen Feststellungen auch eine positive Handlung, nämlich die Über- 
lassung ihres Wohnzimmers und des darin befindlichen, sonst von der mit- 
angeklagten Ehefrau benutzten Bettes zum gemeinsamen Nächtigen der Ver- 
lobten, zur Last, in welcher ohne Zweifel die Schaffung objektiv günstigerer 
Bedingungen für den Unzuchtsbetrieb gefunden werden kann. 

Aber auch der zweite für die Freisprechung angeführte Grund des Land- 
gerichts ist nicht durchschlagend. Das Bewußtsein der Rechtswidrigkeit ist 
weder das Erfordernis des Vorsatzes im allgemeinen (Entsch. 20 393, 394) 
noch des Vorsatzes der Kuppelei im besonderen (Entsch. 1 88, Rechtspr. 9 363). 
Zum inneren Tatbestand des Verbrechens gegen $ 180, § 181 Abs. 1 Nr. 2 StGB. 
genügte daher das Bewußtsein der Angeklagten, durch ihr Verhalten objektiv 
günstigere Bedingungen für den geschlechtlichen Verkehr ihres Sohnes und 
seiner Verlobten, der sich rechtlich als Unzucht darstellt, zu schaffen. Handelten 
sie mit diesem Bewußtsein, so schützt sie ihr Irrtum, daß der Beischlaf zwischen 
Verlobten nicht gegen die geschlechtliche Zucht und Sitte verstoße, nicht vor 
Strafe, denn er betrifft nicht das Vorhandensein eines zum gesetzlichen Tat- 
bestand gehörenden Tatumstandes im Sinne von $ 59 StGB., sondern lediglich 
den Strafrechtsbeeriff der Unzucht und ist deshalb als Irrtum über das Straf- 
gesetz unbeachtlich, wie das Reichsgericht bereits in Entsch. 8 172 dargelegt 
und seitdem in feststehender Rechtsprechung angenommen hat. 

Das angefochtene Urteil war daher in Übereinstimmung mit dem Antrage 
des Oberreichsanwalts aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen. 
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B. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts. 


Mitgeteilt von Wirkl. Geh. Ober-Regierungsrat Spangenberg, Berlin. 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908 § 3. Bezweckt ein Verband von 
Vereinen die Verbesserung der sozialen Gesetzgebung, so sind alle dem Verband 
angeschlossenen Einzelvereine als politische Vereine im Sinne des § 3 des 
Reichsvereinsgesetzes anzusehen, wenn sie erweislich die Zwecke des Verbandes 
zu den thrigen gemacht haben. Ste sind daher verpflichtet, der Polizeibehörde 
die Satzung und das Verzeichnis der Mitglieder des Vorstandes einzureichen. 

i. Senat. Urteil vom 7. November 1911. Nr. I. A. 18/11. 

Aus den Gründen: Der angefochtene Bescheid und die darin aufrecht er- 
haltene Bun Verfügung stützen sich auf $3 des Reichsvereinsgesetzes vom 
19. April 1908 und können daher nur für gerechtfertigt erklärt werden, wenn sich 
feststellen läßt, daß der katholische Verein polnischer Arbeiter in B. ein politischer 
Verein ist, d. h. eine Einwirkung auf politische Angelegenheiten bezweckt. Wie der 
Gerichtshof bereits wiederholt dargelegt hat, ist bei der Beratung des Reichs- 
vereinsgesetzes eine Bestimmung des Begriffs der politischen Angelegenheiten 
absichtlich nicht in das Gesetz aufgenommen worden: daher ist anzunehmen, 
daß darunter im Sinne des Reichsvereinsgesetzes dasjenige zu verstehen ist, 
was bis dahin von der Rechtsprechung dazu gerechnet worden war. Hiernach 
ist ein Verein ein politischer, wenn er auf die Verfassung, Verwaltung oder 
Gesetzvebung des Staates, die staatlichen Rechte der Bürger oder die inter- 
nationalen Beziehungen der Staaten zueinander einzuwirken sucht oder Þe- 
zweckt. Darüber, wie die Zwecke eines Vereins zu ermitteln sind, gibt es weder 
eine gesetzliche Vorschrift noch eine allgemein zutreffende Regel: anerkannt 
ist aber in der Rechtsprechung der Grundsatz, daß in dieser Hinsicht den 
Vereinssatzungen ein ausschlaggebendes Gewicht nicht zukomnit, und daß 
neben dem Inhalte der Satzung das gesamte Vereinsleben, insbesondere das 
Verhalten des Vorstandes und seiner Organe, die Beziehungen zu anderen 
Vereinen, Verbänden und politischen Parteien und dergleichen für die Er- 
mittelung der wirklichen Vereinszwecke heranzuziehen sind. Hiernach ist es 
verfehlt, wenn der Kläger zur Widerlegung der Annahme, daß der Verein 
zu den politischen gehöre, auf die Bestimmung in $ 2 Nr. 2a der Satzung ver- 
weist, wonach allerdings bei „den Versammlungen der Mitglieder mit zweck- 
entsprechenden Vorträgen. Vorlesungen, Besprechungen, Fragekasten.... 
Politik und religiöse Streitigkeiten ausgeschlossen“ sind; denn trotz Jieser 
Vorschrift könnte tatsächlich der Gegenstand der Verhandlungen dem Gebiete 
der politischen Angelegenheiten entnommen werden, und dies würde nach den 
oben erwähnten Grundsätzen der Rechtsprechung von Erheblichkeit sein. 
Diesen entspricht es anderseits, wenn der Beklagte Gewicht darauf legt, daB 
der Verein dem die ganze Provinz Posen umfassenden „Verbande der ka- 
tholischen Vereine polnischer Arbeiter der Erzdiözese G.-P.“ angehört, sofern 
es zutrifft, daß dieser Verband auf politische Angelegenheiten einzuwirken be- 
zweckt. Daher war in eine Prüfung der Zwecke des Verbandes einzutreten. 
Sein Statut, das dem wesentlichen Inhalte nach in der mündlichen Verhandlung, 
ohne Widerspruch des Klägers zu finden, mitgeteilt worden ist, wird vom Be- 
klagten hauptsächlich in den §§ 14 Ziffer 7 und 17 Ziffer 6 in bezug genommen. 
Danach hat der im Jahre 1907 gegründete Verband die Aufgabe, katholische 
Vereine polnischer Arbeiter zu gründen, zu erhalten, zu unterstützen und zu 
vereiniren, erfolgreiche Arbeit der einzelnen Vereine auf der Grundlage der 
Enzyklika Rerum Novarum zu wecken und diese zu erleichtern, sowie ge- 
meinsame Einrichtungen und Kassen des Verbandes zu schaffen und zu er- 
halten. Zum Beitritte sind diejenigen Vereine polnischer Arbeiter berechtigt, 
welche die Diözesan-Satzungen annehmen, einen Verbandsbeitrag von 20 Pf. 
I ‚tr haben, allen Mitgliedern das Verbandswochenhlatt Robotnik auf 
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Kosten der Kasse liefern, die Verbandssatzungen annehmen und sich ver- 
pflichten, die durch die Mehrheit in den Verbandsversammlungen fiir den 
gesamten Verband gefaßten Beschlüsse genau auszuführen ($ 2). Vereine, 
welche gegen die Verbandssatzungen fehlen oder die Beschlüsse nicht aus- 
führen, zu deren Ausführung sie verpflichtet sind, können aus dem Verband 
ausgeschlossen werden ($ 4 Abs. 3). Zu den Organen des Verbandes gehören 
‘der Hauptvorstand, die Zusammenkunft der geistlichen Patrone und Vize- 
patrone, sowie die Versammlung der Delegierten des Verbandes; hierzu er- 
scheinen von jedem Verein der geistliche Patron oder Vizepatron und ein vom 
Verein gewähltes Mitglied ($ 16 Abs. 2). Aufgabe des Hauptvorstandes ist es 
u.a. nach § 14 Nr. 7: „statistisches Material zu sammeln und von geeigneter 
Stelle Anträge um Verbesserung der sozialen Gesetzgebung zu stellen.” Die 
Zusammenkunft der Delegierten hat sich u.a. „mit der Sache der Aufklärung, 
mit den Bräuchen der Selbsthilfe, der Gesetzgebung des Arbeiterstandes und 
mit anderen diesem Stande nahestehenden Fragen“ zu befassen. Aus diesen 
Bestimmungen geht zunächst hervor, daß zwischen dem Diözesan-Verband 
und den ihm beigetretenen Vereinen ein so enger Zusammenhang besteht, 
daß alle Mitglieder der Einzelvereine auch als Mitglieder des Verbandes zu 
betrachten sind. Ist auch eine diese Zugehörigkeit klarstellende ausdrückliche 
Bestimmung im Verbandsstatute nicht enthalten, so ergibt es sich doch daraus, 
daß jedes Mitglied eines Vereins für die Zwecke des Verbandes Beiträge (20 Pf. ) 
zu leisten und auf Kosten der Kasse das Verbandswochenblatt zu erhalten 
hat, sowie indirekt aus § 5 Abs. 1, wo erklärt ist, daß die Mitglieder 
des einzelnen Verbandsvereines mit dem Augenblicke des Austritts oder des 
Ausschlusses des Vereins des Anteiles an den Einrichtungen und Vor- 
teilen des Verbandes verlustig gehen. Muß demgemäß der Verband als ein 
Verein gelten, dessen Mitgliederbestand sich aus der Gesamtheit derjenigen 
physischen Personen zusammensetzt, welche Mitglieder der dem Verband 
angehörenden Einzelvereine sind, so folgt daraus weiter, daß die Einzelvereine 
durch Annahme der Verbandssatzungen nicht bloß die darin. bezeichneten 
Zwecke und Ziele gutgeheißen haben, sondern auch in ihrem Vereinsleben, 
also durch ihre Organe und ihre Mitglieder, an der Erreichung der Verbands- 
zwecke mitzuarbeiten, insbesondere die Verbandsbeschlüsse auszuführen 
haben. Sowohl die Einzelvereine als solche als auch die den Einzelvereinen 
zugehörigen Personen verfolgen mithin dieselben Zwecke, welche sich der 
Verband gesetzt hat. 

Die herangezogenen Satzungsvorschriften beweisen ferner, daß zwei 
Organe des Verbandes, nämlich der Hauptvorstand und die Zusammenkunft 
der Delegierten des Verbandes, auf die Gesetzgebung des Staates einzuwirken 
bezwecken. Nach der Fassung des $ 14 Nr. 7 mag es zweifelhaft sein können, 
ob der Hauptvorstand die „Anträge um Verbesserung der sozialen Gesetz- 
gebung“ selbst stellen oder nur die „geeignete Stelle“ veranlassen soll, dal sie 
ihrerseits die Anträge anbringt; wie die Bestimmung auch zu verstehen sein 
mag, jedenfalls ist dem Hauptvorstande durch die Satzung u. a. die Aufgabe 
zugewiesen worden, als Organ des Verbandes für die Verbesserung der sozialen 
Gesetzgebung tätig zu sein. Auch die Zusammenkunft der Delegierten hat sich 
mit der Gesetzgebung zu befassen, und Zwar mit der des Arbeiterstandes (§ 17 
Nr. 6), wobei freilich nicht geradezu ausgesprochen ist, daß ihr eine in. 
wirkung auf die diesen Stand betreffende Gesetzgebung zur Pflicht gemacht 
sei. Da jedoch die Delegiertenversammlung auch über die durch den Haupt- 
vorstand vorgelegten Anträge zu entscheiden hat ($ 17 Nr. 1), so unterliegt es 
keinem Zweifel, daß sie mindestens dann Beschlüsse wegen Verbesserung der 
Gesetzgebung zu fassen berufen ist, wenn der Hauptvorstand in Erfüllung 
der ihm durch § 14 Nr. 7 gestellten Aufgabe Anträge einbringt, welche auf 
Verbesserung der sozialen Gesetze abzielen. 

Gehört es, wie hiernach festzustellen war, zu den satzungsmabigen 
Pflichten zweier Organe des Verbandes katholischer Vereine polnischer 
Arbeiter der Erzdiözese G.-P., auf die Gesetzgebung des Staates einzuwirken, 
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indem eine Verbesserung der sozialen Gesetze angestrebt wird, so ist der 
Verband als politischer Verein anzusehen. Dasselbe hat von allen Einzel- 
vereinen zu gelten, die in ihm zusammengeschlossen sind, da bei dem nach- 
gewiesenen engen Zusammenhange der Vereinszwecke und der Vereinsmit- 
gliedschaft im Verbande sowohl wie in den Einzelvereinen jeder Zweck 
des Verbandes auch zum Zwecke des Einzelvereins wird. Daß die Zu- 
gehörigkeit eines Vereins zu einem Verbande, der in ausgesprochener 
Weise politische Zwecke hat, den Beweis dafür erbringt, daß der an- 
geschlossene Verein sich dieselben Zwecke zur Aufgabe gemacht hat, 
selbst wenn diese sich nach dem Wortlaute der Vereinssatzung auf un- 
politische Ziele beschränkt, ist vom Gerichtshof in ständiger Recht- 
sprechung angenommen worden. So sind insbesondere verschiedene Turn- 
vereine, welche zum ,,Arbeiter-Turnerbunde Deutschlands‘“ gehörten, auf 
Grund der Feststellung, daß letzterer politische Tendenzen verfolge, für 
politische Vereine erklärt worden; ebenso ist im Urteile vom 3. Mai 1907 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 51 S. 234) angenommen 
worden, daß es zu den Zwecken der einzelnen Sokolvereine gehöre, politische 
Gegenstände in Versammlungen zu erörtern, weil die Sokolvereine allgemein 
anerkanntermaßen politische Ziele hätten (S. 238 a. a. O.). 


Reichsvereinsgeselz vom 19. April 1908 § 3. Ein Verein, welcher be- 
zweckt, die Millel zur Errichtung von Jugendheimen im Interesse der Förde- 
rung der sozialdemokralischen Arbeilerjugendbewegung zu beschaffen, ist ein 
politischer Verein im Sinne des $ 3 des Reichsvereinsgeselzes und deshalb ver- 
pflichtet, der Polizeibehörde die Satzung und das Verzeichnis der Mitglieder 
des Vorstandes einzureichen. 

I. Senat. Urteil vom 15. März 1912 Nr. I. A. 70/41. 

Aus den Gründen: Der Gerichtshof hat in den Entscheidungen 
vom 14. Oktober 1910 (PreuBisches Verwaltungsblatt Jahrg. 32 S. 297) 
und vom 17. Februar 1941 (Preußisches Verwaltungsblatt Jahrg. 33 S. 129) 
festgestellt, daß die seit dem Nürnberger Parteitage von der sozialdemo- 
kratischen Partei als Teil ihres Programms ins Werk gesetzte Arbeiter- 
Jugendbewegung sich nicht darauf beschränkt, die wirtschaftlichen und 
geistigen Interessen der Arbeiterjugend zu fördern, sie auf dem Gebiete des 
Wissens fortzubilden, sie in sittlicher Hinsicht zu heben und vom Alko- 
holismus und von Ausschweifungen fern zu halten; daß vielmehr diese Be- 
wegung auch einen ausgesprochenen parteipolitischen Zweck verfolgt, nämlich 
den, die Arbeiter und Arbeiterinnen schon von Jugend an mit den sozial- 
demokratischen Anschauungen zu erfüllen und sie zu überzeugten Mitgliedern 
der Partei zu erziehen. Deshalb hat der Gerichtshof in den genannten Ent- 
Scheidungen die „Freien Jugendorganisationen‘ für politische Vereine er- 
klärt, weil diese, obgleich von der Partei nicht ins Leben gerufen und mit ihr 
als solcher nicht organisch verbunden, dennoch ein Glied in der Gesamtheit 
derjenigen Einrichtungen bilden, welche der sozialdemokratischen Partei 
dienstbar sind, damit diese in den Stand gesetzt werde, die Jugendbewegung 
entsprechend ihrem auf den Parteitagen entwickelten Programm zu or- 
ganisieren, zu leiten und in ihrem Sinne durchzuführen. 

Was für die Jugendorganisationen festgestellt ist, muß in noch höherem 
Maße von allen denjenigen Einrichtungen gelten, welche ausweislich der 
Erklärungen auf den Parteitagen von den Parteiorganisationen selbst ins 
Leben gerufen werden sollten, um der Partei als Mittel zu dienen, die Jugend- 
bewegung in ihrem Sinne zu leiten und durchzuführen. Die für die Jugend- 
bewegung grundlegende Resolution wurde auf dem Parteitage zu Nürnberg 
im Jahre 1908 in folgender Fassung einstimmig angenommen (Protokoll 
Seite 452, 551): 

„Die Förderung der Bildungsbestrebungen der jugendlichen 
Arbeiter und Arbeiterinnen ist eine wichtige Aufgabe im Eman- 
zipationskampfe der Arbeiterklasse. Der Parteitag verpflichtet die 
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Organisationen, dafiir zu sorgen, daB die Arbeiterjugend im Sinne 
der proletarischen Weltanschauung erzogen wird. Um dieses Ziel 
Zu erreichen, sind Vorträge zu veranstalten, die dem Erkenntnis- 
vermögen der Jugend angepaßt sind. Daneben ist durch Veran- 
staltungen ernsten und heiteren ‚Inhalts sowie durch Sport. und 
Spiel Unterhaltung und Geselligkeit zu pflegeh. Zu diesem Zwecke 
= Sind in den einzelnen Orten besondere Kommissionen zu bilden. 
Die Kommissionen werden aus Vertretern der örtlichen Partei- 
organisationen und der Gewerkschaftskartelle unter Hinzuziehung 
von Vertrauenspersonen der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen 
zusammengesetzt. Der Kommission soll mindestens eine Genossin 
angehören. Die Teilnahme an den Vorträgen und, soweit es möglich, 
auch an den anderen Veranstaltungen ist unentgeltlich. Die Kom- 
mission soll dahin wirken, daß die Gewerkschaftskartelle für den 
Lehrlingsschutz eintreten. Der Parteitag beauftragt den Partei- 
vorstand mit der Herausgabe eines Organs zur Aufklärung der 
jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen. Die wirtschaftliche 
Interessenvertretung und die Entscheidung über politische Partei- 
fragen bleibt nach wie vor lediglich Aufgabe der gewerkschaftlichen 
und politischen Organisationen.“ 
Hierzu erging eine Deklaration, welche besagte: | 
„Diese Resolution ist so aufzufassen, daß der Betätigung von 
lokalen Jugendorganisationen unpolitischen Charakters, die unter 
Mitbestimmung Erwachsener ihre Verwaltung selbst führen, nichts 
im Wege steht.“ | | 
Dazu führte der Berichterstatter Haase-Königsberg u. a. aus (Protokoll 
Seite 450 ff.): 

„In der Resolution ist zunächst festgestellt, was die Partei als solche 
für Aufgaben zu erfüllen hat. Es sollen selbständige Kommissionen, 
die aus Vertretern‘ der Partei, der Gewerkschaften und aus Ver- 
trauenspersonen der Jugendlichen zusammengesetzt sein sollen, 
gebildet werden .... Diese Kommissionen werden ihr Augenmerk 
vor allem darauf zu richten haben, daß überall Jugendheime er- 
richtet werden, die einen Sammelplatz für die Jugend bilden. Es- 
ist in der Kommission betont worden, wie wichtig solche Jugendheime 
für die Erziehung gerade unserer proletarischen Jugend sind. Es 
müssen freundliche, behagliche Räume sein, in denen die Jugend 
edle Geselligkeit pflegen kann. Weg von den StraBen, weg aus den 
Kneipen — das muß das Motto der Jugendlichen sein... Ihre, 
der Delegierten, Aufgabe wird es sein, wenn sienach Hause kommen, 
die Genossen und Genossinnen anzufeuern, daß sie ihre Kinder der 
Jugendbewegung zuführen, damit wir bald alle Organisationen, die 
von katholischer und anderer Seite gegründet worden sind, über- 
flügeln. Wenn wir schon in das Herz des Kindes innerhalb der 
Familie die Saat des Sozialismus streuen, wenn wir die Kinder 
später der Jugendorganisation zuführen und dadurch vor geistiger 

erblödung und vor sittlicher Verwahrlosung schützen, wenn wir 
sie erfüllen mit der Glut des Idealismus, der das Proletariat auf die 
Höhe seiner historischen Aufgabe emporhebt, dann werden wir 
ihnen selbst einen vollen Lebensinhalt geben, und wir 
werden aufdemVormarsch zu unserm hohen Ziele unüberwindbar sein.“ 

Die Annahme der Resolution stellte der Vorsitzende Singer mit den 
Worten fest (Protokoll Seite 452): 7 
„Ich stelle die einstimmige Annahme fest und wünsche und 
hoffe, daß die neue Waffe, die die Partei sich geschmiedet hat, dazu 
beitragen wird, die Jugend mit dem Geiste des Sozialismus zu er- 
füllen, damit sie dermaleinst als Mitstreiter in dem Kampfe für die 
Befreiung des Proletariats tatkräftig mitwirken kann.“ a 
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Zur Ausführung dieser Resolution hat der Parteivorstand in Ge- 
meinschaft mit der Generalkommission der Gewerkschaften die erforderlichen 
Einrichtungen geschaffen (Protokolle des Parteitags in Leipzig 1909 S. 23/24). 
Es sind „die Zentralstelle für die arbeitende Jugend 
Deutschlands“, „die Jugendausschiisse und „die Be- 
zirksleitungen‘ gebildet worden. Erstere, welche sich aus Vertretern 
der Partei, der Gewerkschaften und der Jugendlichen zusammensetzt, bildet 
den Mittelpunkt für die gesamte Jugendbewegung; sie überwacht und leitet 
dieselbe einheitlich, unterstützt die Jugendausschüsse mit Auskunft, An- 
regung und Material (Protokolle des Parteitags in Magdeburg 1910 S. 25) 
und erstattet jährlich den Bericht über ihre Tätigkeit (vgl. die im Selbst- 
verlage erschienenen Jahresberichte der Zentralstelle). Die Jugendausschüsse, 
ebenfalls aus Vertretern der Partei, der Gewerkschaften und der Jugendlichen 
zusammengesetzt (vgl. Verhandlungen des Parteitags zu Magdeburg 1910 S.212 
und dritter Jahresbericht der Zentralstelle S. 4), betreiben die Agitation für die 
Jugendbewegung in ihrem örtlichen Wirkungskreis und haben die zu diesem 
Zwecke erforderlichen örtlichen Einrichtungen zu treffen; ihre Zahl betrug 
im Jahre 1909: 314, 1910: 360 und 1914: 454 (Protokolle der Parteitage 1909: 
S. 24, 1910: S. 24, 1911: S. 23). Zwischen beiden stehen die Bezirksleitungen, 
welche die zu einem bestimmten Agitationsbezirke zusammengeschlossenen 
Jugendausschüsse umfassen, Konferenzen von Delegierten dieser Jugend- 
ausschüsse einberufen und die einheitliche Durchführung der Aufgaben und 
Ziele der Jugendausschüsse anstreben (Protokolle des Parteitags zu Jena 1911 
S. 24 und dritter Jahresbericht der Zentralstelle S. 22). 

Ein weiteres Mittel zur Förderung der Jugendbewegung bildet die Be- 
schaffung von Räumlichkeiten für die in der sozialdemokratischen Jugend- 
bewegung zusammengeschlossenen Jugendlichen, „die sog. Jugendheime‘“. 
Schon auf dem Nürnberger Parteitage hatte der Berichterstatter Haase- 
Königsberg in seiner vorher wiedergegebenen Auslassung es als Aufgabe der 
Kommissionen bezeichnet, überall Jugendheime zu errichten, die einen 
Sammelplatz für die Jugend bilden sollten, und hatte darauf hingewiesen, wie 
wichtig solche Jugendheime gerade für die Erziehung ‚unserer proletarischen 
Jugend‘ seien. Der Bericht des Parteivorstandes an den Parteitag in Leipzig 
im Jahre 1909 (Protokolle S. 24) legte dar, daß die „Zentralstelle für die 
arbeitende Jugend Deutschlands‘ den Jugendausschiissen bei der Schaffung 
von Jugendheimen und deren Einrichtung mit Material und Winken zur Hand 
gegangen sei; auch berichtete der Parteisekretär Ebert auf diesem Parteitage, 
daß in verhältnismäßig kurzer Zeit bereits an 36 Orten Jugendheime errichtet 
worden seien (Protokolle S. 267). Die Berichte des Parteivorstandes an die 
Parteitage in Magdeburg im Jahre 1910 (Protokolle S. 24) und in Erfurt im 
Jahre 1911 (Protokolle S. 23) äußern sich eingehend über die Entwickelung 
der Jugendheime und ihre Tätigkeit; danach bestanden im Jahre 1910 in 
405 Orten, im Jahre 1911 in 430 Orten Jugendheime. Ferner hat die im 
April 1910 in Berlin veranstaltete Konferenz der Jugendausschüsse sich mit 
der Frage der Schaffung von Jugendheimen beschäftigt und in ihrer Resolution 
ausgesprochen, daß es eine der ersten und wichtigsten Aufgaben der Jugend- 
ausschüsse sei, geeignete Räumlichkeiten für die Sammlung, Belehrung und 
Unterhaltung der schulentlassenen Jugend zu beschaffen, und daß den poli 
tischen und gewerkschaftlichen Organisationen empfohlen werde, Mittel für die 
Errichtung von Jugendheimen zur Verfügung zu stellen, während die Bildung 
besonderer Vereinigungen zur Errichtung von Jugendheimen nicht geeignet 
erscheine (vgl. den dritten Jahresbericht der Zentralstelle S. 4). Endlich enthält 
der Jahresbericht der Zentralstelle für die arbeitende Jugend Deutschlands für 
die Zeit vom 1. Juli 1910 bis 30. Juni 4911 eine eingehende Darstellung der 
Entwicklung, der Tätigkeit, der Bestrebungen und der Einrichtungen der Jugend- 
heime; in ihm wird auch dargelegt, daß der von der Konferenz der Jugend- 
ausschüsse empfohlene Weg zur Errichtung von Jugendheimen in B. und 
mehreren Vororten nicht gewählt sei, sondern daß daselbst die Mittel für die 
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Jugendheime durch Vereinigungen aufgebracht wiirden, die zu diesem Zwecke 
besonders errichtet worden seien; der Bericht teilt die Satzungen des Vereins 
„Arbeiter-Jugendheim B.“ mit und erwähnt, daß B. zwei Jugendheime 
besitze, wovon eins im Norden und eins im Osten der Stadt gelegen sei 
(Jahresbericht S. 6/7). 

Hiernach bilden die Jugendheime auch ihrerseits ein Glied in der 
Gesamtheit derjenigen Einrichtungen, welche die sozialdemokratische Partei 
zur Durchführung ihrer politischen Ziele getroffen hat. Sie fördern in be- 
wußter Weise die Zwecke der sozialdemokratischen Jugendbewegung und 
geben der sozialdemokratischen Partei ein weiteres Mittel an die Hand, die 
Jugendbewegung entsprechend ihrem auf den Parteitagen entwickelten 
Programme zu leiten und in ihrem Sinne durchzuführen. Der politische 
Charakter der zu diesem Zwecke gebildeten Vereine ist auf Grund dessen in 
gleicher Weise als erwiesen zu erachten, wie dies gegenüber den auf derselben 
Grundlage beruhenden Jugendorganisationen durch die oben erwähnten 
Entscheidungen des Gerichtshofs vom 14. Oktober 1910 und vom 17. Februar 
1911 geschehen ist. 

Gegenüber diesen Feststellungen können die Ausführungen des Klägers 
als durchgreifend nicht erachtet werden. Daß Jugendheime auf dem Gebiete 
der Jugenderziehung dadurch nützlich zu wirken vermögen, daß sie die jungen 
Leute den Verführungen des Wirtshauslebens und der Straße entziehen, soll 
nicht verkannt werden; ebensowenig kann in Zweifel gezogen werden, daß 
Jugendheime insoweit nicht politisch wirken. Wenn indessen der Kläger an- 
knüpfend hieran den politischen Charakter der der sozialdemokratischen 
Jugendbewegung dienenden Jugendheime verneinen zu können glaubt, weil 
sie eine unmittelbare Einwirkung auf die Gestaltung der staatlichen Ver- 
hältnisse nicht ausübten, sondern lediglich, wie ähnliche Einrichtungen 
anderer Parteien und auch die auf kirchlichem Boden erwachsenen Veran- 
. staltungen dieser Art, die Jugend im Sinne einer allgemeinen, politisch sich 
nicht betätigenden Weltanschauung zu erziehen suchten, so muß dies als 
unhaltbar zurückgewiesen werden. Ob und unter welchen Voraussetzungen 
die zuletzt gedachten Veranstaltungen als politische anzusprechen sein würden, 
ist an dieser Stelle nicht weiter zu erörtern. Es braucht daher auch nicht 
untersucht zu werden, ob die Vereine zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs, 
der Prostitution, der Schundliteratur und dergl. oder zur Förderung hygie- 
nischer oder Bildungsbestrebungen, welche von politischen Parteien ins Leben 
gerufen sind und von anerkannten Führern und Mitgliedern dieser Parteien 
geleitet werden, schon allein wegen dieses engen Zusammenhanges mit der 

artei als politische Vereine anzusehen sind, oder ob bei ihnen noch der 
weitere Nachweis hinzukommen muß, daß die Partei mit der Gründung des 
Vereins nicht nur die angegebenen Bestrebungen, sondern außerdem be- 
stimmte politische Zwecke verfolgt, insbesondere denjenigen, mit Hilfe der 
Vereinsbildung und der Vereinsorgane auf die Vereinsmitglieder im Sinne 
einer bestimmten politischen Partei einzuwirken und sie als Mitglieder dieser 
Partei anzuwerben; denn hier stehen lediglich die sozialdemokratischen 
Jugendheime in Frage. Daß diese aber den hauptsächlichen Zweck verfolgen, 
die heranwachsende Jugend mit den Lehren und Anschauungen der sozial- 
demokratischen Partei zu erfüllen und der letzteren damit den Nachwuchs 
zu sichern, ist durch die vorherigen Ausführungen dargelegt worden. Wozu 
in ihnen die Jugend erzogen werden soll, ist keineswegs eine allgemeine Welt- 
anschauung, welche sich über die Parteien erhebt und in gewissem Sinne als 
Gemeingut betrachtet werden könnte, sondern es sind ausschließlich die 
Anschauungen der sozialdemokratischen Partei als solcher, welche den jungen 
Leuten in den Jugendheimen eingeprägt werden sollen. Die Jugendheime 
sind danach nichts anderes als Werkzeuge und Waffen der sozialdemokra- 
tischen Partei, dazu bestimmt, ihr im politischen Kampfe zu dienen. Durch 
sie soll die Partei gestärkt und gefestigt werden; vermittels ihrer soll das 
Schwergewicht der Partei vermehrt und deren Einfluß auf die Gestaltung 
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der politischen Verhältnisse gehoben werden. Der politische Charakter der 
Jugendheime steht unter diesen Umständen außer allem Zweifel, und dem- 
entsprechend sind auch Vereine, welche sich die Förderung dieser Einrichtung 
zum Ziele setzen, lediglich politische Vereine. | 

Aus diesen Erwägungen ergibt sich, daß der Verein „Arbeiter- Jugend- 
heim B.“ ein politischer Verein ist. Dies wird auch durch mehrfache, auf den 
Verein bezügliche Kundgebungen bestätigt. In dem Flugblatte, welches zum 
Eintritt in den Verein aufforderte, ist darauf hingewiesen worden, daß der 
Parteitag zu Nürnberg und der Hamburger Gewerkschaftskongreß die Jugend- | 
bildungsarbeit in den nn der Arbeiterbewegung gerückt hätten, daß 
die Schaffung eines Jugendheims die Vorbedingung für eine ersprießliche 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Jugenderziehung und Jugendaufklärung sei 
und daß, um die Tätigkeit des für B. gebildeten Jugendausschusses zum 
vollen Erfolge zu bringen, sich ein Verein gebildet habe, welcher die Kosten 
für die in den Arbeitervierteln von B. zu gründenden Jugendheime aufbringen 
wolle. - Hieraus ergibt sich, und dies geht auch aus dem dritten Jahresbericht 
der Zentralstelle für die arbeitende Jugend Deutschlands (S. 6 daselbst) hervor, 
daß der Verein an die Stelle des Jugendausschusses getreten und seiner- 
seits die Erfüllung einer Aufgabe übernommen hat, welche nach den 
Beschlüssen der Parteitage und nach der Absicht der Parteileitung den 
Jugendausschüssen obliegt. Während in der Regel die Jugendausschüsse 
für die Errichtung von Jugendheimen sorgen und die politischen 
und gewerkschaftlichen Organisationen ihnen die erforderlichen Mittel 
zur Verfügung stellen sollen, wie dies die Resolution der im April 1910 ver- 
anstalteten Konferenz der Jugendausschüsse ausdrücklich ausgesprochen hat, 
ist in B. ein anderer Weg gewählt worden, indem der Verein Arbeiter- Jugend- 
heim gebildet wurde, welcher die Mittel selbst aufbringt und die Räume für 
die Jugendheime beschafft. Danach verfolgt der Verein, wenn er dies in 
seinen Satzungen auch nicht zum Ausdruck gebracht hat, den Zweck, durch 
die Beschaffung von Mitteln zur Errichtung von Jugendheimen der sozial- 
demokratischen Partei eine derjenigen Einrichtungen zu beschaffen, welche 
die Partei selbst als nötig bezeichnet hat, um die Jugendbewegung in ihrem 
Sinne zu organisieren und durchzuführen. Damit ist der Verein als politischer 
Verein genügend gekennzeichnet, und es erübrigt sich bei dieser Sachlage, auf 
das von dem Beklagten vorgelegte Material einzugehen, aus welchem er den 
engen Zusammenhang des Vereins und der von ihm beschafften Jugendheime 
mit der sozialdemokratischen Partei herleitet. 

Als Vorsitzender des Vereinsvorstandes ist somit der Kläger verpflichtet, 
der Polizeibehörde die Satzungen und das Verzeichnis der Mitglieder des 
Vorstandes einzureichen. 


Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten zu Berlin über öffentliche 
Theatervorstellungen vom ro. Juli 1851 (Amtsblatt der Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin S. 279). 

Die Übung der Theaterzensur durch die Polizeibehörden gegenüber Ver- 
einen, welche für ihre Mitglieder theatralische Aufführungen veranstalten, bat 
Hie Offentlichkeit zur Voraussetzung. Zum Begriffe der geschlossenen Ge- 
sellschaft. 

I. Senat. Urteil vom 22. September 1911 Nr. I. A. 133/10. 

Ausden Gründen: Durch die angefochtene Verfügung werden 
die von dem Verein veranstalteten Theatervorstellungen nach Maßgabe der 
Polizeiverordnung vom 10. Juli 1851 der sogenannten Theaterzensur unter- 
stellt. Daß die einschlägigen Vorschriften dieser Polizeiverordnung rechts- 
gültig sind, hat der Gerichtshof wiederholt, und namentlich in dem den- 
selben Verein betreffenden früheren Prozesse (Entscheidung des Oberver- 
waltungsgerichts vom 24. Januar 1896 Bd. 29 5.429 der Sammlung) aner- 
kannt. Darin ist durch das inzwischen ergangene Reichsvereinsgesetz vom 
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19. April 1908 nichts geändert worden, weil dasselbe sich auf die Veran- 
staltung von Theatervorstellungen, auch wenn diese für die Mitglieder eines 
Vereins stattfinden, nicht bezieht (vgl. Urteil vom 18. Februar 1910, Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 56 S. 299). Hiernach hängt 
die Entscheidung wie in dem früheren, so auch im nunmehrigen Rechts- 
streite davon ab, ob die von dem Vereine veranstalteten Theatervorstellungen 
als öffentliche im Sinne der genannten Polizeiverordnung anzusehen sind und 
deshalb der besonderen Genehmigung durch den Polizeipräsidenten be- 
dürfen. Dies ist nach wie vor zu bejahen. 

Es ist bereits in der früheren Entscheidung hervorgehoben worden, 
daß nach der im Rechtsleben geltenden allgemeinen Bedeutung des Begriffs 
der Öffentlichkeit eine Lustbarkeit nur dann als einenicht öffentliche 
gelten kann, wenn die Beteiligung auf einen individuell bestimmten Kreis 
von Personen beschränkt ist, insbesondere also dann, wenn sie von einem 
Privaten ausschließlich für seine Privatgäste oder von einer geschlossenen 
Gesellschaft für ihre Mitglieder oder für besonders eingeführte Gäste ver- 
anstaltet wird. Die Kläger nehmen denn auch für die streitigen Veranstal- 
tungen die Geschlossenheit in diesem Sinne in Anspruch und machen dafür 
geltend, daß der Verein in seiner Gesamtheit, mindestens aber diejenigen 
Abteilungen, in welche die Mitglieder zum Zwecke der Veranstaltung von 
Theatervorstellungen geteilt werden, geschlossene Gesellschaften bilden. 
Nach keiner von beiden Richtungen hin kann indessen der Klagebegründung 
beigetreten werden. 

In dem früheren Urteil ist bereits betont worden, daß die Ein- 
schränkung der Veranstaltung auf eine individuell begrenzte Mehrheit von 
Personen sich danach bemißt, ob die Teilnehmer einen engeren, durch das 
innere Band wechselseitiger persönlicher Beziehungen zusammengehaltenen 
und nach außen bestimmt abgegrenzten Personenkreis bilden, was durch die 
Zugehörigkeit zu einem Vereine zwar begründet werden kann, aber nicht 
notwendig und nicht immer begründet wird. Die Kläger bestreiten diesen 
Grundsatz an sich nicht; sie wenden nur ein, daß er vom Beklagten in seiner 
Bedeutung und Tragweite verkannt sei, und führen hierzu aus, der Begriff 
des begrenzten Kreises innerlich unter sich verbundener Personen bedeute 
nicht etwa, daß die Mitglieder eines Vereins alle oder größtenteils unter sich 
persönlich befreundet seien oder gar miteinander verkehrten. Es genüge 
vielmehr vollständig, wenn sie durch ein gemeinsames reales oder Ideales 
Ziel derart miteinander verbunden seien, daß sich für sie alle der Wunsch 
und das Bestreben als notwendig ergebe, auf die Erfüllung eines gemeinsamen 
Zweckes hinzuwirken, und daß sie diesem einheitlich gewollten Zwecke ihre 
Mittel und Kräfte in bestimmter gleichartiger Betätigung zur Verfügung 
stellten. Diese Voraussetzung finden sie bei ihrem Vereine nach dessen Ziel 
und Überlieferung um so mehr erfüllt, als überdies die Mitglieder noch durch 
ihre soziale Lebensstellung und ihre sonstige Tätigkeit in politischen, gewerk- 
schaftlichen und sozialen Organisationen aller Art eng miteinander ver- 
bunden seien. Ob und wieweit diesen Ausführungen im übrigen beizu- 
pflichten sein würde, kann unerörtert bleiben. In jedem Falle fehlt es vor- 
liegend an der darin selbst aufgestellten Voraussetzung einer Zusammen- 
fassung der Vereinsmitglieder für die gemeinsame Erstrebung eines einheit- 
lichen Zweckes. Bei der „Freien Volksbühne‘ handelt es sich um einen 
Verein, der sich die Aufgabe gestellt hat, das Verständnis für Kunst und 
Kunstwerke im Volke, insbesondere in der Arbeiterklasse zu wecken und zu 
fördern. Diese Aufgabe umfaßt alle Gebiete der bildenden, darstellenden, 
Ton- und Dichtkunst. Zu ihrer Erfüllung wendet er sich, unter besonderer 
Berücksichtigung der Arbeiterbevölkerung, an die breiteste Öffentlichkeit. 
Aus dieser wirbt er seine Mitglieder, für die er Druckschriften herausgibt und 
Vorträge, sowie Vorführungen bedeutender Werke der bildenden Kunst, der 
Musik und der Dichtkunst durch Rezitationen und Theatervorstellungen 
veranstaltet. Die hierdurch entstehenden Unkosten werden unter anderem 
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aus den von den Mitgliedern zu zahlenden Eintrittsgeldern und Beiträgen 
gedeckt. Für den Beitrag erhält jedes Mitglied freien Zutritt zu den Theater- 
vorstellungen seiner Abteilung, für welche die Plätze durch das Los bestimmt 
werden. Diese ganze Organisation bedeutet nichts weiter als eine Einrichtung 
A von Kunstgenuß zu billigen Preisen. Dieser Zweck ist 
zweifellos für alle Mitglieder ein gemeinsamer, aber kein einheitlicher. Jedes 
Mitglied verfolgt für sich den persönlichen Zweck, sein Bedürfnis nach Kunst- 
genuß zu befriedigen, und es bedient sich des Zusammenschlusses mit den 
andern nur um deswillen, weil es seinen Zweck günstiger auf anderem Wege 
nicht erreichen kann. Soweit hierbei von einer Einheitlichkeit überhaupt 
die Rede sein kann, besteht sie nur in dem Mittel zur Erreichung des gleich- 
artigen persönlichen Zweckes, nicht in diesem selbst. Das tritt scharf hervor, 
wenn diesem Verein andere Organisationen, wie namentlich die Wahlvereine 
oder sonstige politische Vereine, gegenübergestellt werden. Diese erschöpfen 
sich in ihrer Bedeutung nicht damit, daß sie den Mitgliedern Gelegenheit 
zur Aufklärung und Belehrung über politische Fragen und über ihre Stellung- 
nahme zu Wahlen für gesetzgebende oder sonstige öffentliche Körperschaften 
bieten; sie verfolgen vielmehr darüber hinaus den Zweck, durch den Zu- 
sammenschluß ihrer Mitglieder ein bestimmtes einheitliches Ziel, wie die Ein- 
wirkung auf die Zusammensetzung jener Körperschaften oder auf sonstige 
politische Angelegenheiten, in bestimmtem Sinne zu erreichen. An einem 
einheitlichen, über dem persönlichen Sonderinteresse der einzelnen Mitglieder 
stehenden Ziele in diesem Sinne mangelt es dem hier in Rede stehenden Ver- 
eine, und es kann ein solches auch nicht damit begründet werden, daß der 
Verein, wie er in seinen Publikationen bemerkt, sich auf den Boden der 
modernen Arbeiterbewegung stellt. Unter diesen Umständen kommen für 
die Frage, ob der Verein eine geschlossene Gesellschaft bildet, nach wie vor 
allein entscheidend diejenigen Momente in Betracht, welche bereits im Vor- 
prozesse für die Entscheidung maßgebend gewesen sind. Diese Momente 
wurden damals darin gefunden, daß der Zutritt zum Vereine jederzeit jeder- 
mann freistehe, die Zahl der Mitglieder eine überaus große, einen persönlichen 
Zusammenhang zwischen den einzelnen ausschließende sei und der Zweck 
des Vereins sich in der Beteiligung an den Theatervorstellungen erschöpfe. 
Aus dem Zusammenhalte dieser Umstände wurde gefolgert, daß die Mit- 
glieder des Vereins als ein in sich geschlossener, bestimmt abgegrenzter Kreis 
innerlich untereinander verbundener Personen nicht anzusehen seien. 

An alledem ist durch die nunmehrige Vereinssatzung und das auf der- 
selben sich aufbauende Vereinsleben nichts Wesentliches geändert worden. 
i Der Verein wirbt, wie erwähnt, seine Mitglieder aus der breitesten 
Offentlichkeit, indem er als Aufnahmebedingung neben der Erfiillung einer 
niedrigen Altersgrenze lediglich das völlig flüssige Erfordernis aufstellt, daß 
der Eintretende nicht von notorischer Unehrenhaftigkeit sein dürfe. Die 
Mindestdauer der Mitgliedschaft beträgt nur drei Monate. An Eintrittsgeld 
und Beiträgen werden mäßige Beträge erhoben, welche gleichzeitig das Ent- 
gelt für die Teilnahme an den Veranstaltungen des Vereins bilden. Allerdings 
sieht die Satzung in $ 3 die Einführung der Beitretenden durch ein Vereins- 
mitglied und § 4 deren Aufnahme in den Verein durch den Vorstand vor. 
Allein ganz abgesehen davon, daß hiervon in den Bekanntmachungen des 
Vereins überhaupt nicht mehr die Rede ist, der Erwerb der Mitgliedschaft 
vielmehr lediglich von der Anmeldung oder dem Antrage bei einer der Zahl- 
stellen abhängig gemacht wird, haben jene Bedingungen, insbesondere die 
Aufnahme durch den Vorstand, selbst wenn dieser, wie die Klärer unter 
Beweisantritt behaupten, eine Prüfung der persönlichen Verhältnisse in 
jedem einzelnen Falle vorangehen sollte, im wesentlichen keine andere als 
eine formale Bedeutung, da eben nach der Satzung der Gegenstand dieser 
Prüfung sich auf die festgesetzte Altersgrenze und den Mangel notorischer 
Unehrenhaftigkeit beschränkt. Uberdies werden nach den Ankündigungen 
des Vereins zu den Theatervorstellungen, entgegen der ausdrücklichen Vor- 
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schrift in $9 der Satzung, außer den Mitgliedern auch deren Angehörige 
und Gäste, zwar nur gegen Karten, aber ohne jede weitere ersichtliche Kon- 
trolle, insbesondere hinsichtlich der Person der Gäste, zugelassen. Hält man 
alles dies zusammen mit der Tatsache, daß der Verein einen Mitgliederbestand 


von über 18000 Personen zählt, der sich hauptsächlich aus der mehr oder | 


minder fluktuierenden Arbeiterbevölkerung zusammensetzt, so kann im 


Ernste keine Rede davon sein, daß der Verein einen nach außen hin bestimmt. 


abgegrenzten, durch das innere Band wechselseitiger persönlicher Beziehungen 
zusammengehaltenen Kreis von Personen bilde, der als eine geschlossene 
Gesellschaft in dem dem Rechtsleben entsprechenden Sinne dieses Begriffs 
zu gelten habe. Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß die Satzung 
in §4 die Veranstaltung von Festen und geselligen Zusammenkiinften vor- 
sieht zu dem ausgesprochenen Zweck, um das Band innerer Zusammen- 
gehörigkeit unter den Mitgliedern durch die Pflege persönlicher Beziehungen 
zu stärken. Einmal steht völlig dahin, ob dies Programm in der Tat je ver- 
wirklicht worden ist, und im übrigen muß der Versuch einer Begründung 
der Geschlossenheit des Vereins auch auf diesem Wege an dem Mangel der 
erforderlichen festen Organisation und an dem übergroßen Mitglieder- 
bestande mit Notwendigkeit scheitern. Ebensowenig ist es von Belang, ob 
die Mitglieder durch ihre soziale Lebensstellung oder ihre Tätigkeit in poli- 
tischen, gewerkschaftlichen und sozialen Organisationen anderweitige Be- 
rührungspunkte miteinander haben. Schließlich steht den Klägern auch 
nicht die von ihnen angezogene Entscheidung des Gerichtshofs vom 4. Juni 
1909 (Entscheidungen Bd. 54 S. 281) zur Seite. Dort ist der Charakter der 
Öffentlichkeit einer Versammlung abgesprochen worden, die ein politischer 
Verein, der 4300 Mitglieder zählte, für diese veranstaltet hatte. Es handelte 
sich also um einen Verein, der seine Mitglieder zur Erstrebung einheitlicher 
Ziele zusammenschloß, und es ist in der Entscheidung dargelegt, daß weder 
die Organisation des Vereins noch die wenngleich hohe Zahl seines Mitglieder- 
bestandes nach Lage der Sache ausreiche, um ihm eine gesonderte Existenz 
ae der Gesamtheit der Bevölkerung einer Großstadt abzusprechen. 

ier steht ein Verein in Frage, der nach den früheren Darlegungen des Zu- 
sammenschlusses für ein einheitliches Ziel entbehrt, einen um mehr als das 
Vierfache größeren Mitgliederbestand hat und für diesen Bestand nach 
Organisation und Zweck jedes innere Band vermissen läßt, das geeignet wäre, 
ihn als ein geschlossenes Ganzes aus der breiten Allgemeinheit herauszu- 
heben. Die Erstrebung gemeinsamen billigen Kunstgenusses begründet, wie 
erwähnt, ein solches Band nicht. 

Nicht anders verhält es sich mit den Mitgliederabteilungen. Diese 
werden nicht nach persönlichen oder sonstigen engeren Beziehungen der Mit- 
glieder, sondern lediglich zum Zwecke geordneter Zulassung sämtlicher Mit- 
glieder zu den Vereinsveranstaltungen gebildet. Sie sind durch die Be- 
schränktheit der zur Verfügung stehenden Räume bedingt und unterscheiden 
Sich nicht wesentlich von den Serien, in welche Theaterabonnements zerlegt 
zu werden pflegen. Derartige rein äußerliche Abschichtungen begründen 
keine geschlossenen Gesellschaften innerhalb des Vereins, auch dann nicht, 
wenn das regelmäßige Zusammentreffen zu denselben Vorstellungen zur Ent- 
wicklung näherer Beziehungen zwischen einer mehr oder minder großen Zahl 
von Teilnehmern führen und diese durch Berührungspunkte der oben er- 
wähnten Art erleichtert werden sollte. 


Gesetz, betreffend die Dienstvergeben der nicht richlerlichen Beamten, vom 
21. Juli 1852 (GS. S. 465). 
l Das gerichtliche Strafverfahren und das Disziplinarstrafverfahren sind 
ihrem inneren Wesen nach voneinander verschieden. Der Satz ‚ne bis in idem“ 
hat für das Disziplinarstrafverfabren keine unbeschränkle Geltung. 
Disziplinar-Senat. Urteil vom 23. Februar 1912. Nr. D. S. 22/11. 
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=~ Aus den Gründen: Im Vofdergrunde der Entscheidung steht 
die formelle Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen es für angängig 
zu erachten ist, gegen einen Beamten das förmliche Disziplinarverfahren 
einzuleiten, obwohl wegen derselben Tatsachen, wegen deren dasselbe ein- 
geleitet worden ist, bereits eine vollstreckbar gewordene Ordnungsstraf- 
verfügung ergangen ist. Das Königliche Staatsministerium hat mit bezug 
hierauf in seiner Eigenschaft als höchste Disziplinarinstanz für die nicht 
richterlichen unmittelbaren Staatsbeamten unter dem 23. März 1891 (vgl. 
Erlaß des Ministers des Innern vom 22. April 1891 — Min.-Bl. für die innere 
Verwaltung S. 134 —) den Beschluß gefaßt, 
„daß der höhere Dienstvorgesetzte befugt ist, unter Aufhebung einer 
von der nachgeordneten Dienstbehörde getroffenen, wenn auch im 
Beschwerdewege lee gebliebenen Disziplinarentscheidung 
as über den Disziplinarfall selbständig Entscheidung zu 
reffen.“ | 
Das Oberverwaltungsgericht hat bereits früher, und zwar in einer Entschei- 
dung vom 26. Mai 1899 (I. A. 1.99) Gelegenheit gehabt, sich mit diesem 
Staatsministerialbeschlusse zu beschäftigen. Bei dieser Entscheidung handelte 
es sich um einen Fall, in welchem gegen die Strafverfügung eines Bürger- 
meisters beim Regierungspräsidenten Beschwerde eingelegt worden war und 
der Regierungspräsident unter Aufhebung der von dem Bürgermeister er- 
lassenen Strafverfügung eine Arreststrafe verhängt hatte. Das Oberver- 
waltungsgericht hat in diesem Falle sich betreffs der mittelbaren Staats- 
beamten dem Staatsministerialbeschlusse angeschlossen und das einge- 
schlagene Verfahren für zulässig erachtet. Dagegen ist eine Entscheidung 
darüber, ob und unter welchen Voraussetzungen die vorgesetzte Behörde 
eines mittelbaren Staatsbeamten auch dann für befugt zu erachten ist, mit 
schärferen Disziplinarmaßregeln, und zwar entweder durch Verhängung einer 
höheren Ordnungsstrafe oder durch Einleitung des förmlichen Disziplinar- 
verfahrens vorzugehen, wenn eine unangefochten gebliebene oder nach Er- 
schöpfung des Beschwerdeweges vollstreckbar gewordene Strafverfügung 
einer nachgeordneten Behörde ergangen ist, von dem Oberverwaltungsgericht 
bisher nicht getroffen worden. Die Frage ist allerdings in einem den um- 
gekehrten Fall betreffenden Urteile des Gerichtshofes vom 14. Mai 1894 
(Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 26 S. 419) gestreift worden. 
In demselben wird ausgesprochen, daß die Konkurrenz beider Verfahrens- 
arten — des förmlichen Disziplinarverfahrens und der Ordnungsstrafver- 
fügung im Verwaltungswege — dann ausgeschlossen sei, wenn entweder die 
Strafverfügung unanfechtbar geworden oder das förmliche Verfahren ein- 
geleitet sei. Begründet wird dieser Ausspruch, welcher im übrigen ein Element 
der Entscheidung nicht bildet, durch den Hinweis auf den im Gebiete des 
ordentlichen Strafverfahrens maßgebenden Grundsatz ‚ne bis in idem“, 
welcher auch im § 4 des Disziplinargesetzes vom 21. Juli 1852 (GS. S. 465) 
zum Ausdrucke gekommen sei. Bei näherer Erwägung läßt sich die vor- 
stehend wiedergegebene Auffassung, die in ihren praktischen Folgen nicht 
näher erläutert wird, in ihrem ganz allgemein gehaltenen Wortlaut nicht 
aufrecht erhalten. Es wird dabei der Unterschied, der zwischen dem gericht- 
lichen Strafverfahren, für welches letztere der Grundsatz ‚ne bis in idem“ 
allerdings unbeschränkt Anwendung zu finden hat, und dem Disziplinar- 
strafverfahren besteht, nicht genügend gewürdigt, auch nicht denjenigen 
Gesichtspunkten des öffentlichen Interesses, welche bei dem letzteren Ver- 
fahren im Vordergrunde stehen, ausreichend Rechnung getragen. Daß 
zwischen dem gerichtlichen Strafverfahren und dem Disziplinarstrafverfahren 
äußerlich eine gewisse Ähnlichkeit besteht und daß insbesondere das fürm- 
liche Disziplinarverfahren sich in Formen abwickelt, welche dem gericht- 
lichen Strafverfahren nachgebildet sind, ist nicht in Abrede zu stellen. Ihrem 
inneren Wesen nach sind indessen beide Verfahren voneinander verschieden. 
Das Strafverfahren ist dazu bestimmt, den Bruch der Rechtsordnung, dessen 
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sich der einzelne durch Zuwiderhandlung gegen ausdriickliche Rechtsnormen 
schuldig gemacht hat, zu sühnen. Zweck des Disziplinarstrafverfahrens ist 
dagegen, das Beamtentum in seiner inneren und äußeren Verfassung auf einer — 
Höhe zu erhalten, daß dasselbe in seiner Tätigkeit wie in seiner gesamten 
Haltung denjenigen Anforderungen, welche im öffentlichen Interesse über- 
haupt wie im Interesse des speziellen Amtes, das der einzelne Beamte be- 
kleidet, zu stellen sind, auch wirklich entspricht. Wird diesem Erfordernisse 
dessen Inhalt die Erfüllung der Amtspflichten bildet, nicht entsprochen, so 
sind zu seiner Sicherung die Handhaben des Disziplinarstrafrechts gegeben. 
Zweck des ordentlichen Strafrechts ist daher die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung, Zweck des Disziplinarstrafrechts die Erziehung des Be- 
amtentums, um dasselbe in seiner Leistungsfähigkeit und Reinheit zu er- 
halten. Handelt es sich bei letzterem um Amtspflichtverletzungen geringerer 
Art, so sollen die Ordnungsstrafen das Mittel bieten, um den Beamten für 
die Zukunft zu einer gewissenhaften Erfüllung seiner Amtspflichten anzu- 
halten. Stehen dagegen schwere Verfehlungen in Frage, so ist die unter 
Beobachtung bestimmter prozessualer Formen auszusprechende Entfernung 
aus dem Amte der Weg, um aus dem Beamtenkörper solche Beamte auszu- 
scheiden, welche sich nach ihrem ganzen Verhalten als für ihn ungeeignet 
erwiesen haben. Im einzelnen bestimmte Voraussetzungen, unter welchen eine 
Amtspflichtenverletzung anzunehmen ist, bestehen nicht. Die Feststellung, 
ob eine solche vorhanden ist, richtet sich daher, abweichend vom gerichtlichen 
Strafverfahren, bei dem nur Zuwiderhandlungen gegen bestimmte Rechts- 
vorschriften in Betracht kommen können, nach den Umständen des einzelnen 
Falles. Entsprechend seiner verschiedenen Natur ist auch das Disziplinar- 
strafverfahren anders geordnet. Während bei dem gewöhnlichen Strafver- 
fahren, von Ausnahmefällen abgesehen, die Zuständigkeit für die Aburteilung 
jeder Straftat einheitlich und ausschließlich geordnet ist, und nur insofern 
eine Verschiedenheit besteht, als die Schwere der Straftat einen Einfluß 
darauf ausübt, welches der verschiedenen Gerichte innerhalb der bestehenden 
: Gerichtsorganisation zur Wahrnehmung dieser Zuständigkeit berufen ist, 
sieht das geltende Disziplinarstrafrecht, ohne nach außen hin die Schwere 
der Verfehlung zum Ausdruck zu bringen, eine nach den verschiedenen, hier- 
bei beteiligten Behörden abgestufte Disziplinarstrafgewalt dergestalt vor, 
daß jedes der beteiligten Organe befugt ist, die zu ahndende Verfehlung zum 
Gegenstande eines disziplinarischen Einschreitens zu machen. Nur insofern 
besteht ein Unterschied, als die unteren Behörden in bezug auf den Umfang 
der Strafgewalt beschränkt sind, während den höheren Behörden die Aus- 
übung der vollen gesetzlich zulässigen Disziplinarstrafgewalt, im Falle der 
Entfernung aus dem Amte unter Beschränkung auf die Einleitung des Ver- 
fahrens, beigelegt ist. Diese bereits in der früheren Gesetzgebung enthaltene 
und demnächst aus dem Gesetz von 29. März 1844 (GS. S. 77) in die Ver- 
ordnung vom 411. Juni 1849 (GS. S.271) und aus dieser im wesentlichen un- 
verändert in das jetzt geltende Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 über- 
nommene Differenzierung beruht auf dem doppelten Gesichtspunkte, einer- 
seits dem Beamten selbst den größtmöglichen Schutz zu gewähren und bei 
der Handhabung der Disziplinarstrafgewalt Fälle der Willkür zu verhüten, 
andererseits aber auch den oberen Behörden die Möglichkeit zu gewähren, 
dort, wo ein schärferes Vorgehen durch die Lage der Sache geboten ist, dies, 
ohne durch Entschließungen und Entscheidungen der unteren Behörde be- 
hindert zu sein, auch zur Durchführung bringen zu können. Die Disziplinar- 
strafgewalt, wie sie auf die verschiedenen in Betracht kommenden über- und 
untergeordneten Organe verteilt ist, stellt sich daher für jedes derselben 
als eine selbständige dar, mit der einzigen, aus dem Verhältnis der nach- 
geordneten zur vorgesetzten Instanz sich ergebenden, allgemeinen Grund- 
sätzen entsprechenden Ausnahme, daß, wenn die höhere Behörde in einem 
bestimmten Falle von der ihr zustehenden Disziplinargewalt Gebrauch ge- 
macht hat, für die Ausübung einer solchen durch die nachgeordnete Behörde 
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kein Raum mehr gegeben ist. Ist aber, abgesehen von dem letztgedachten 
Falle, die Handhabung der Disziplinargewalt, wie sie innerhalb eines be- 
stimmten Verwaltungszweiges durch gesetzliche Vorschriften fiir die ein- 
zelnen, zur Mitwirkung berufenen Behorden geordnet ist, als eine ihnen zu- 
stehende selbständige Befugnis anzusehen, so würde es hiermit nicht im 
Einklange stehen und der durch das Gesetz im Interesse einer wirksamen 
Ausübung des Disziplinarstrafrechts gewollten Selbständigkeit zuwider- 
laufen, wenn die höhere Behörde in der Ausübung der ihr zustehenden Be- 
fugnis dadurch behindert sein sollte, daß die untere Behörde die ihr zu- 
gewiesene Disziplinarstrafgewalt bereits ausgeübt hat. Folgerichtig muß es 
vielmehr, wenn den Absichten des Gesetzes entsprochen und das öffentliche 
Interesse nach allen Richtungen gewahrt werden soll, der höheren Behörde 
unbenommen sein, auch dann von ihrem Rechte Gebrauch zu machen, wenn 
eine von der unteren Behörde erlassene Disziplinarverfügung entweder nicht 
angefochten worden oder die Anfechtungsbeschwerde zurückgewiesen ist. In- 
wieweit diese Berechtigung auch dann anzuerkennen ist, wenn eine Disziplinar- 
strafverfügung im förmlichen Beschlußverfahren erlassen oder auf den Weg 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens geleitet worden ist, bedarf an dieser 
Stelle keiner näheren Erörterung. In jedem Falle haben die dargelegten 
Grundsätze dann Platz zu greifen, wenn es sich um solche Disziplinar ver- 
fügungen handelt, bei denen die zuletzt angegebenen Voraussetzungen nicht 
vorliegen. Aus diesen Gesichtspunkten ist die unbeschränkte Geltung des 
„ne bis in idem“ für das Disziplinarstrafverfahren abzuweisen und dem 
Standpunkte, welchen der Staatsministerialbeschluß einnimmt, betreffs der 
mittelbaren Staatsbeamten auch in dem bisher von dem Oberverwaltungs- 
gericht nicht behandelten Teile beizutreten. Die vorstehend entwickelte 
Auffassung entspricht auch allein dem praktischen Bedürfnisse. Die höhere 
Behörde hat die Aufgabe, die ordnungsmäßige Handhabung der Disziplinar- 
gewalt zu überwachen. Von den seitens der nachgeordneten Behörden er- 
lassenen Disziplinarverfügungen erhält sie nur in Ausnahmefällen Kenntnis. 
Sollte ihr daher verschränkt bleiben, ohne, Rücksicht auf solche Verfügungen - 
nachträglich einzugreifen, wenn sie die Überzeugung gewinnt, daß im ge- 
gebenen Falle die Ausübung des Disziplinarstrafrechts sich als ein Mißgriff 
darstellt, so würde damit, in vollem Widerspruche zu den Absichten des 
Disziplinargesetzes und unter nachhaltiger Verletzung des Öffentlichen Inter- 
esses, die Möglichkeit geschaffen sein, daß ein schwerer Disziplinarfall nur 
deshalb nicht die notwendige Ahndung findet, weil er durch eine leichte Diszi- 
plinarstrafe einer nachgeordneten Instanz erledigt worden ist. Den vor- 
stehenden Ausführungen kann auch nicht entgegengehalten werden, daß bei 
Anwendung der vorgetragenen Grundsätze die beteiligten Beamten un- 
günstiger gestellt würden, indem sie jederzeit gewärtigen müßten, daß unter 
Aufhebung der ursprünglich erlassenen Disziplinarverfügung von neuem wegen 
derselben Verfehlung vorgegangen werden könnte. Dieser Einwurf trifft bis 
zu einem gewissen Grade zu. Er kann indessen gegenüber dem selbständigen 
Rechte der höheren Behörde, wie gegenüber den Anforderungen des öffent- 
lichen Interesses als durchgreifend nicht erachtet werden, ganz abgesehen 
davon, daß gegen etwaige Willkür dem Beamten durch die ihm zustehenden 
Rechtsbehelfe der erforderliche Schutz gewährt wird. — Auch der Umstand, 
daß durch § 20 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 die Beschwerde 
gegen Ordnungsstrafverfügungen bei mittelbaren Staatsbeamten in formeller 
Weise sowohl hinsichtlich der Fristen, wie auch betreffs des Instanzenzuges 
geordnet worden ist, vermag eine abweichende Auffassung nicht zu be- 
eründen. Die formelle Ordnung des Beschwerderechts, welches teils aus 
Rücksichten der zeitlichen Begrenzung des Beschwerderechts und der da- 
durch ermöglichten beschleunigten Erledigung erhobener Beschwerden, teils 
aber aus dem Grunde eingeführt worden ist, um einem verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren die erforderliche Unterlage zu geben, kann dem materiellen 
Rechte, welches den verschiedenen Disziplinarbehörden zusteht, nicht prä- 
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judizierlich sein. Dieses materielle Recht ist durch das Zuständigkeitsgesetz, 
welches auf dem hier fraglichen Gebiete nur die formellen Zuständigkeiten 
regelt, in das materielle Recht dagegen nicht eingreift, nicht berührt werden. 

Ist nach alledem anzunehmen, daß für die Handhabung der Diszi- 
plinarstrafgewalt dem Grundsatze ne bis in idem nicht uneingeschränkte 
Geltung zugestanden werden kann, so wird er damit keineswegs völlig aus- 
geschaltet. Er schließt es aus, daß diejenige Behörde, welche von der ihr zu- 
stehenden Strafgewalt Gebrauch gemacht hat, wegen derselben Verfehlung 
hinterher eine weitere oder schärfere Ahndung eintreten läßt. Jede Behörde, 
welche zur Handhabung der Disziplinarstrafgewalt berufen ist, hat die zu 
ihrer Entscheidung gelangende Verfehlung nach allen Richtungen hin fest- 
zustellen und zu würdigen (vgl. auch Entscheidung des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 2. November 1897, Bd. 32 S. 429 der Sammlung). Schreitet sie 
zu deren Ahndung, so hat sie damit die ihr zustehende Strafbefugnis für 
den vorliegenden Fall verbraucht, und sie kann demnächst nicht nochmals 
denselben Fall einer anderweitigen Ahndung unterziehen. Dazu würde sie 
weder die Erwägung berechtigen, daß sie sich bei der früheren Ahndung in 
der Würdigung des Falles geirrt habe, noch auch der Umstand, daß inzwischen 
neue Tatsachen zu ihrer Kenntnis gelangen, welche eine schärfere Ahndung 
rechtfertigen würden. Für solche Fälle ist eben in der Strafgewalt der höheren 
Behörde, aber auch nur in dieser, vom Gesetze die Möglichkeit geboten, 
die etwa erforderliche Remedur zu sichern. Weiter kann die höhere Behörde 
die ihr zustehende Strafbefugnis nicht ohne Rücksicht auf die von der unteren 
Behörde verhängte Strafe zur Anwendung bringen. Da das Disziplinar- 
gesetz weder die Verhängung mehrerer selbständiger Strafen für dieselbe 
Verfehlung zuläßt, noch auch, unbeschadet des in der vorerwähnten Ent- 
scheidung behandelten, aber anders gearteten Falles, die Anrechnung einer 
geringeren Strafe auf die höhere kennt, so kann die höhere Behörde von 
ihrer Strafgewalt in einem solchen Falle nur unter der Voraussetzung Ge- 
brauch machen, daß die von der nachgeordneten Behörde verhängte Strafe 
entweder von jener selbst oder von der höheren Behörde zurückgenommen 
wird. wobei es keinen Unterschied macht, ob diese Strafe bereits vollstreckt 
war oder nicht und ob im ersteren Falle, wie bei dem Verweise und der Arrest- 
strafe, die Zurücknahme aus tatsächlichen Gründen auf die Zurückziehung 
der Strafverfügung selbst sich beschränken muß. Diese Auffassung liegt an- 
scheinend auch dem Staatsministerialbeschlusse vom 23. März 1891 zu- 
grunde. 


Städleordnung für die Provinz Schleswig-Holstein vom 14. April 1869 
$ 89 Abs. 3. 

Gewerbepolizet im Verhältnis zur Sicherheilspolizei. Zuständigkeit zur 
Verwaltung der Gewerbepolizei in der Provinz Schleswig-Holstein. Weder durch 
den 889 Abs. 3 a.a.O. noch durch eine andere Geselzesbestimmung ist der 
Minister des Innern ermächtigt, in den Festungen und den mehr als zehntausend 
Einwohnern zählenden Städten der Provinz Schleswig-Holstein die Gewerbe- 
polizei dauernd einer besonderen Staalsbehörde oder einem besonderen Staats- 
beamlen zu übertragen. 
| III. Senat. Urteile vom 25. Januar 1912 Nr. III B 134/10 und vom 
23. Dezember 1912 Nr. III B 83/12. 

I. Urteil vom 25. Januar 1912. Nr. III B 134/10. 

Gründe: Auf die Klage des Königlichen Polizeipräsidenten zu Kiel 
hat der Bezirksausschuß zu Schleswig durch Urteil vom 21. September 1910 
dem Beklagten den Betrieb eines Rechts-, Detektiv- und Inkassobureaus 
untersart. In der hiergegen eingelegten Berufung hat der Beklagte die Zu- 
ständigkeit des Polizeipräsidenten zur Erhebung der Klage bestritten. Dieser 
Einwand ist begründet. Der Polizeipräsident stützt seine Zuständigkeit auf 
das von dem Minister des Innern erlassene ,,Regulativ über die Zuständigkeit 
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der Königlichen Polizeiverwaltung für die Stadt Kiel und ee vom 
40. Marz 1898. Dieses lautet in seinem hierher gehörigen Teile wie folgt: ` 
„Der Königlichen Polizeiverwaltung werden vom 1. April #808 
folgende polizeiliche Funktionen übertragen: 
I. Im Stadtgebiete Kiel: 
die Sicherheitspolizei, insbesondere 


6. die polizeilichen Funktionen, welche auf Grund der §§ 33 
bis 35, 37, 42a, 43, 55—63 der Reichsgewerbeordunung aus- 
zuüben sind.“ 

Durch die Aufnahme des § 35 der Reichsgewerbeordnung unter Nr. I 
Ziff. 6 des Regulativs hat dieses die Zuständigkeit zur Erhebung der Klagen 
auf Untersagung der im $ 35 bezeichneten Gewerbe der Königlichen Polizei- 
verwaltung zu Kiel zugewiesen. Um eine solche Klage handelt es sich hier. 
Zu prüfen bleibt aber, ob jene Bestimmung des Regulativs in den geltenden 
Gesetzesvorschriften eine hinreichende Unterlage findet. Diese Frage muß 
verneint werden. 

Das Regulativ beruht auf $ 89 der Städteordnung für die Provinz 
Schleswig-Holstein vom 14. April 1869 (GS. S. 589). Die Absätze 1 und 3 
des § 89 lauten: 

Abs. 1. „Die örtliche Polizeiverwaltung wird in Gemäßheit der Verord- 
nung vom 20. September 1867 (Gesetzsammlung S. 1529) und des 
§ 59 dieses Gesetzes von dem Bürgermeister, beziehentlich bei 
dessen Verhinderung von dem Beigeordneten geführt, kann aber 
auch einem anderen Mitgliede des Magistrats von der Regierung 
übertragen werden.“ 

Abs.3. „Dem Minister des Innern steht, mit den in der vorgedachten 
Verordnung, namentlich in den §§ 2 und 3, bezeichneten Maß- 
gaben, die Befugnis zu, in Festungen oder in Städten von mehr 
als 10000 Einwohnern die Sicherheitspolizei, insbesondere die 
Verfolgung von Kriminal- und Polizeivergehen einer besonderen 
Staatsbehörde oder einem besonderen Staatsbeamten zu über- 
tragen. Aus dringenden Gründen kann zeitweilig dieselbe Ein- 
richtung auch auf andere Zweige der Ortspolizei ausgedehnt und 
ganz oder teilweise auch in Städten anderer Kategorie eingeführt 
werden. Im Falle der Teilung der Ortspolizei normiert ein von 
dem Minister festzusetzendes Regulativ die Grenzen der Kom- 
petenz.”“ 

Hiernach bleibt grundsätzlich die örtliche Polizeiverwaltung den Städten 
erhalten, und es kann dauernd allein die Sicherheitspolizei einer Staats- 
behörde übertragen werden. Die Ausdehnung dieser Einrichtung auf andere 
Zweige der Ortspolizei ist nur zeitweilig zugelassen. Daß die Beschränkung 
der staatlichen Polizeiverwaltung auf die Sicherheitspolizei in der Tat der 
Absicht des Gesetzgebers entspricht, geht aus der Entstehungsgeschichte des 
Absatzes 3 des § 89 deutlich hervor. Die Bestimmung beruht auf einem im 
Abgeordnetenhause gestellten Antrage des Abgeordneten Miquel, welcher 
dahin ging (Drucksache Nr. 243 des Hauses der Abgeordneten, 10. Legislatur- 
periode, Il. Session 1868): 

“Im 889 Alinea 3 statt des Wortes „Ortspolizeiverwaltung“ zu sagen: 

„Die Sicherheitspolizei, insbesondere die Verfolgung von Kri- 

minal- und Polizeivergehen, 

und 
am Schlusse des Alinea 3 hinzuzufügen: 

„In diesem Falle normiert ein von der Provinzialvertretung 

zu genehmigendes Regulativ die Grenzen der Kompetenz der 

Königlichen Polizeiverwaltung.‘ 

Dieser Antrag ist mit der Abänderung Gesetz geworden, daß das Re- 
gulativ nicht von der Provinzialvertretung genehmigt, sondern lediglich vom 
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Minister festgesetzt wird. Unter „Sicherheitspolizei‘ aber hat der Antrag- 
Steller, der dieses Wort an die Stelle des Wortes .,,,Ortspolizeiverwaltung“‘ 
gesetzt wissen wollte, nach seiner in der Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom 6. Februar 1869 (Stenographische Berichte S. 1483) gegebenen Er- 
läuterung ‚die eigentliche Sicherheitspolizei‘‘ verstanden. In dem gleichen 
Sinne hat der Regierungskommissar sowohl im Abgeordneten- als auch im 
Herrenhause auf den grundsätzlichen Widerspruch dieser Einschränkung mit 
demjenigen Rechte hingewiesen, welches in den übrigen Teilen der 
Monarchie in bezug auf die Befugnis der Staatsregierung, die Ortspolizei 
einer Stadt zu übernehmen, gelte und kraft der Verordnung vom 20. Sep- 
tember 1867 auch in Schleswig-Holstein gesetzliches Recht geworden sei 
(Stenographische Berichte des Abgeordnetenhauses S. 1484 und Kommissions- 
bericht des Herrenhauses Nr. 128 der Drucksachen der Sitzungsperiode 
1868—1869 S. 7). Die beiden Häuser des Landtages stimmten jedoch dem 
Vorschlage bei, „daß dauernd den Städten nur die Sicherheitspolizei ent- 
zogen werden könne‘, wozu, wie es in dem angeführten Kommissionsberichte 
des Herrenhauses heißt, auch die Überwachung der Presse und der politischen 
Versammlungen gerechnet werden müsse, und der Minister des Innern be- 
tonte im Herrenhause, daß die Regierung hiermit ‚ganz bestimmt auf die 
Sicherheitspolizei beschränkt“ worden sei (Stenographische Berichte des 
Herrenhauses S. 330). 

Bei dem unverkennbaren Gegensatze, in welchem hiernach das Wort 
„Sicherheitspolizei‘“ im § 89 Absatz 3 der Städteordnung für Schleswig- 
Holstein zu den in dem weiteren Texte desselben Absatzes auch ausdrücklich 
genannten anderen Zweigen der Ortspolizei steht, kann für die Entscheidun 
des vorliegenden Streitfalls von dem Versuche abgesehen werden, den Begriff 
der Sicherheitspolizei erschöpfend zu bestimmen. Dieses wird entbehrlich, 
weil bei einer Unterscheidung zwischen Sicherheits- und sonstiger Polizei, 
wie sie dem § 89 Absatz 3 a. a. O. zugrunde liegt und wie sie u. a. sich auch 
im § 143 des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 findet, die Er- 
hebung der Klage auf Untersagung eines Gewerbebetriebs in keinem Falle 
zur Handhabung der Sicherheitspolizei gehört (vgl. das Urteil vom 1. April 
1901, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 39 S. 369). Der Be- 
griff der Sicherheitspolizei ist im Laufe der Entwickelung bald weiter, bald 
enger gefaßt worden (vgl. Gerland: Das Recht der Polizeiverordnungen 
S. 56—60). Sobald der Begriff aber, wie im $ 89 Absatz 3 der Städteordnung 
und im § 143 des Landesverwaltungsgesetzes im ausdrücklichen Gegensatze 
zu anderen Zweigen der Ortspolizei gebraucht wird, handelt es sich um Sicher- 
heitspolizei im engeren Sinne, auch Rechtspolizei genannt, d. h. den polizei- 
lichen Schutz der Rechtsordnung vor widerrechtlichen Angriffen, also um 
Maßregeln gegen die Verletzung der allgemeinen Rechtsordnung. So ver- 
standen ist aber in der Sicherheitspolizei die Gewerbepolizei nicht ent- 
halten, wie diese auch in der Literatur bei der Unterscheidung zwischen 
Sicherheits- oder Rechtspolizei einerseits und Wohlfahrts- oder Verwaltungs- 
polizei andererseits durchweg der letzteren. zugezählt wird. Es genügt in 
dieser Beziehung auf von Bitter, Handwörterbuch der Preußischen Verwaltung, 
Bd. II S. 275, sowie ferner auf Jebens im Preußischen Verwaltungsblatt 
Jahrgang 23 S. 625—631, Gerstmeyer, Städteordnung für die Provinz 
Schleswig-Holstein S. 92—94; Friedrichs, Polizeigesetz S. 225 und die dortigen 
Zitate zu verweisen. Bemerkt mag noch werden, daß bei der Beratung des 
§ 89 Absatz 3 im Abgeordnetenhause der Abgeordnete Graf Schwerin die 
Sicherheits- und die Gewerbepolizei, ohne Widerspruch zu erfahren, als 
grundsätzlich verschieden behandelt hat (Stenographische Berichte S. 1485). 
Daß aber die Erhebung der Klage auf Untersagung eines Gewerbebetriebs 
zur Ausübung der Gewerbepolizei gehört, ist unbedenklich. Hieran wird auch 
durch das Hineinspielen sicherheitspolizeilicher Momente nichts geändert. 
In dieser Hinsicht ist auf das Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 23. März 
1911 Nr. Ill B.39/09 Bezug zu nehmen. Dort ist ausgeführt, daß es nicht auf 
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die fiir die Erhebung der Klage maBgebend gewesenen Griinde, sondern 
allein darauf ankomme, ob die Klage sich auf dem verfassungsmäßig der 
Gewerbepolizei zugewiesenen Gebiete ee Dafür wird auf die Ent- 
scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 27 S. 391 und Bd. 41 S. 366 
Bezug genommen und dann fortgefahren: ‚Die Aufgabe der Gewerbepolizei 
besteht darin, die Ausübung der Gewerbe im Sinne der Reichsgewerbeordnung 
zu überwachen und zu regeln. Zu diesem Zwecke ist ihr in den §§ 35 und 53 
der Reichsgewerbeordnung die Befugnis beigelegt, im Wege der Klage ge- 
werbliche Konzessionen usw. zum Erlöschen zu bringen und die Untersagung 
verschiedener nicht konzessionspflichtiger Gewerbe gegenüber den be- 
treffenden Gewerbetreibenden durchzusetzen. Alle diese Klagen gehören des- 
halb zum Gebiete der Gewerbepolizei ohne Rücksicht darauf, ob damit auch 
andere, z. B. gesundheitspolizeiliche, baupolizeiliche, sicherheitspolizeiliche 
oder sittenpolizeiliche Zwecke verfolgt werden‘ (vgl. auch das Urteil vom 
ae November 1894, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 37 
. 390). 
Zu prüfen bleibt endlich, ob die in dem Regulativ vom 10. März 1898 
vorgenommene Einreihung der polizeilichen Funktionen des $ 35 der Reichs- 
gewerbeordnung in die Sicherheitspolizei durch die Schlußbestimmung des 
Absatzes 3 des $89 der Städteordnung gedeckt wird, nach welcher im Falle 
der Teilung der Ortspolizei ein von dem Minister festzusetzendes Regulativ 
die Grenzen der Kompetenz normiert. Die Frage wäre zu bejahen, wenn durch 
die wiedergegebene Gesetzesvorschrift dem Minister die Befugnis beigelegt 
worden wäre, die Grenzen der Sicherheitspolizei mit verbindlicher Kraft 
festzusetzen. Der Minister des Innern hat Veranlassung genommen, sich zu 
der vorliegenden Streitsache zu äußern und dabei die Ansicht vertreten, daß 
den kraft der gesetzlichen Delegation des $ 89 erlassenen Zuständigkeits- 
vorschriften der Charakter gesetzlicher Vorschriften beiwohne, welche hin- 
sichtlich ihrer Zulässigkeit der Nachprüfung des Richters nicht unterliegen. 
Dieser Auffassung vermag sich jedoch das Oberverwaltungsgericht nicht 
anzuschließen. Schon die wesentliche Bedeutung, welche nach den obigen 
Darlegungen der Beschränkung der staatlichen Funktion auf die Sicherheits- 
Pees zuzuerkennen ist, steht der Annahme entgegen, daß diese Beschrin- 
ung durch eine der obersten Verwaltungsbehörde eingeräumte unbe- 
schränkte Freiheit der Kompetenzregelung habe in Frage gestellt werden 
sollen. Viel näher liegt die Auslegung, daß es bei dem Grundsatze, nach 
welchem allein die Sicherheitspolizei einer besonderen Staatsbehörde über- 
tragen werden kann, durchweg das Bewenden behalte und daß diesem Grund- 
satze auch das von dem Minister über die Grenzen der Kompetenz zu er- 
lassende Regulativ entsprechen müsse. In diesem Sinne sind die Ausführungen 
zu verstehen, mit welchen der Abgeordnete Miquel seinen Antrag begründete 
(Stenographische Berichte des Abgeordnetenhauses S. 1483): 
„Wenn ich sage, es soll die Königliche Regierung berechtigt sein, 
die Sicherheitspolizei zu übernehmen, so gebe ich zu, daß damit 
auch nicht etwas ganz entscheidend Klares gesagt ist, ich bin auch 
der Meinung, daß der Begriff der Sicherheitspolizei nicht allgemein 
zu definieren ist, so zu definieren, daß er eine ganz klare Grenz- 
scheide gäbe in allen einzelnen Kommunen. Eben deswegen habe 
ich hinzugefügt, daß nach dem Grundsatz, es könne die Königliche 
Staatsregierung nur die Sicherheitspolizei übernehmen, für die ein- 
zelnen Kommunen, wenn die Staatsregierung die Polizeigewalt in 
die Hand nimmt, ein Regulativ aufgestellt wird‘ usw. 

Hier ist ausdrücklich ausgesprochen, daß das Regulativ von dem Grund- 
satze, es könne die Königliche Staatsregierung nur die Sicherheitspolizei 
übernehmen, beherrscht sein solle. Ebenso hob der Abgeordnete Grat 
Schwerin hervor, daß der Antrag Miquel ein für allemal die Grenze fest- 
setzen wolle, innerhalb deren die Staatsgewalt für den Fall, daß sie die Polizei- 
gewalt überne > ansschließlich zu bewegen habe (S. 1485 der steno- 
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graphischen Berichte des Abgeordnetenhauses). Endlich erklärte in dem- 
selben Sinne der Minister des Innern im Herrenhause (S. 330 der steno- 
graphischen Berichte): 

„Was endlich das Regulativ anbetrifft, so kann doch die Not- 
wendigkeit eines solchen sich nur darauf stützen, daß man sagt: 
bei der Polizeiverwaltung können in sehr vielen Fällen die Grenzen 
des einen oder anderen Zweiges derselben leicht verschwimmen, und 
um Unzuträglichkeiten vorzubeugen, ist es notwendig, scharfe 
Grenzen zu ziehen.“ 

Auch in diesen beiden letzten Äußerungen ist vorausgesetzt, daß das 
Regulativ an die grundsätzlich festgestellte Beschränkung auf die Sicherheits- 
polizei gebunden sei. Allerdings hat die Unbestimmtheit des Begriffs der 
Sicherheitspolizei den Anlaß zur Einführung des Regulativs gegeben. Daraus 
folgt aber nicht, daß das Regulativ die Aufgabe habe, den Begriff mit gesetz- 
licher Wirkung zu bestimmen, sondern nur, daß den mit der Handhabung 
der örtlichen Polizei betrauten Organen durch die höchste Verwaltungs- 
behörde ein für allemal die Grenzen ihrer Zuständigkeit zu bezeichnen seien. 
Dem Regulativ ist also nur überlassen, dem Grundsatze, daß die Staats- 
behörde auf die Sicherheitspolizei beschränkt sei, eine für die tägliche Übung 
verwendbare Gestalt zu geben. Insoweit es über diese Grenze hinausgeht, 
überschreitet es die gesetzliche Vollmacht. Die Gewerbepolizei aber gehört, 
wie oben erörtert, nicht zur Sicherheitspolizei. Deshalb ist sie im Geltungs- 
bereiche des § 89 Absatz 3 der Städteordnung für Schleswig-Holstein dauernd 
nicht von der Staatsbehörde zu verwalten, auch das Herausgreifen einzelner 
Teile der Gewerbepolizei und ihre Einreihung in die el nicht 
zulässig. — Dagegen ist innerhalb des Gebiets der Sicherheitspolizei die hier 
fragliche ministerielle Befugnis nicht begrenzt. Eine Verpflichtung zur 
Übertragung der Polizei an eine Staatsbehörde besteht nach § 89 Absatz 3 
a. a. O. nicht. Der Minister ist also nicht behindert, von einer solchen Über- 
tragung ganz abzusehen; ebenso steht es aber auch in seinem freien Ermessen, 
einzelne zur Sicherheitspolizei gehörigen Zweige der Ortspolizei durch Re- 
gulativ der Staatsbehörde zu übertragen, andere dagegen nicht. 

Hiernach kann das Regulativ vom 10. März 1898 die Zuständigkeit der 
Königlichen Polizeiverwaltung in Kiel zur Erhebung der vorliegenden Klage 
nicht begründen. Auch auf andere Vorschriften läßt sich die Zuständigkeit 
nicht stützen. Deshalb muß die Klage, unter Abänderung der VOTES E SIC. 
ounge Eingehen auf die Sache selbst abgewiesen werden. 


Il. Urteil vom 23. Dezember 1912 Nr. IHI B. 83/12. 

Aus den Gründen: Im gegenwärtigen Streitverfahren hat der 
Minister versucht, entgegen dem Urteile des Gerichtshofs vom 25. Januar 
1912 (Bd. 61 S.319 der Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts) die 
Gültigkeit der angefochtenen Bestimmung des Regulativs vom 10. Marz 1898 
darzutun. Er hat zunächst die Befugnis des Oberverwaltungsgerichts in 
Frage gestellt, die Gültigkeit des Regulativs, als eines organisatorischen 
Verwaltungsakts, Plead ea und sich dafür auf die Entscheidung des 
I. Senats des Oberverwaltungsgerichts vom 18. Januar 1898 (Bd. 22 S. 84 
der Sammlung) bezogen. Dort heißt es allerdings: 

„Alle Verwaltungsakte sind zwar, wenn sie für die Entscheidung 
eines anhängigen Verwaltungsstreits wesentlich in Betracht kommen, 
der Nachprüfung des Verwaltungsrichters dahin unterworfen, ob sie 
von einer zu dem einzelnen Akt an sich zuständigen Behörde aus- 
gegangen sind, da anderenfalls ihnen jede rechtliche Bedeutung ab- 
zusprechen ist. Trifft dies aber zu, dann ist die weitere Prüfung, 
ob die tatsächlichen Voraussetzungen für die Zuständigkeit als vor- 
liegend angenommen werden durften, jedenfalls für diejenigen 
organisatorischen Verwaltungsakte ausgeschlossen, bezüglich deren 
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das Gesetz den Beteiligten neben der Beschwerde kein weiteres 
Rechtsmittel gestattet und deren ‚unmittelbare Anfechtung ins- 
besondere versagt hat. Denn aus solcher Regelung der Rechtsmittel 
muß notwendig gefolgert werden, daß die Beschlußbehörden auch 
über die ihre Zuständigkeit ‚bedingenden tatsächlichen Voraus- 
setzungen für die Beteiligten wirksam und. endgültig zu befinden 
haben und demgemäß die auf Beschwerde letztinstanzlich aufrecht- 
erhaltenen Verwaltungsakte für sie so lange maßgebend sein sollen, 
als diese nicht infolge der dem Regierungspräsidenten allein ge- 
gegebenen Anfechtungsklage rückgängig gemacht sind.“ 

Aber diese Ausführungen schließen in keiner Weise die Befugnis und 
Verpflichtung des Gerichts aus, die Gültigkeit des Regulativs vom 10. März 
4898 nachzuprüfen. In der Entscheidung vom. 22. Februar 1893 (Entschei- 
dungen Bd. 24 S.123) ist schon darauf hingewiesen, es sei vom Oberver- 
waltungsgerichte nirgends zum Ausdrucke gebracht, daß „alle Verwaltungs- 
akte“ der Prüfung des Verwaltungsrichters entzogen sein sollen, sondern dies 
sei nur im allgemeinen hinsichtlich gewisser organisatorischer Ver- 
waltungsakte ausgesprochen und jedenfalls nur bezüglich der Eingemein- 
dungsbeschlüse entschieden. Bei diesen Beschlüssen liegt die 
Sache aber insofern besonders, als gegen sie die Rechtsmittel der §§ 121, 123, 
426 des Landesverwaltungsgesetzes gegeben sind: ,,Betreffs der Eingemein- 
dungsbeschlüsse als solcher organisatorischen Verwaltungsakte, welche dazu 
bestimmt sind, Rechtsgrundlagen der Kommunalbezirke zu regeln, kann es 
hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß sie im Sinne des Gesetzes nach 
Erschöpfung des Beschwerdezuges für die: Kommunal- 
bezirke einen deren Anfechtung entzogenen Rechtszustand schaffen sollen“ 
(Entscheidungen Bd. 22 S. 86). In dem Urteile vom 1. Juli 1910 (Bd. 57 
S. 90 ff.) hat sich denn auch der I. Senat für befugt erachtet, einen nicht 
unter die engen Voraussetzungen der eben gedachten Entscheidung fallenden, 
vom Minister des Innern vorgenommenen organisatorischen Verwaltungsakt 
auf seine Gesetzmäßigkeit zu prüfen. Den Eingemeindungsbeschlüssen hin- 
sichtlich des Ausschlusses der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung aber, 
die auf Grund des § 89 Abs. 3 der Schleswig-Holsteinschen Städteordnung 
erlassenen Regulative gleichzustellen, ist unmöglich, weil gegen die Bestim- 
mungen des Regulativs vom 10. März 1898, das die dienstlichen Aufgaben 
und Befugnisse von Behörden regelt, keinerlei Rechtsmittel gegeben sind. 

. Die Nachprüfung kann in der Tat nicht ausgeschlossen sein, weil sonst, 
wie schon im Urteil vom 25. Januar 1912 dargetan, der obersten Verwaltungs- 
behörde eine unbeschränkte Freiheit der Zuständigkeitsregelung 
eingeräumt sein würde, durch welche die im Gesetze ausgesprochene Be- 
schränkung der staatlichen Funktion auf die Sicherheitspolizei völlig in 
Frage gestellt wäre. Das können aber die gesetzgebenden Faktoren nicht 
beabsichtigt haben. Im Verwaltungsstreitverfahren herrscht im allgemeinen 
der Grundsatz, daß die Berechtigung der Behörden zur Eehebung von Klagen 
von Amtswegen zu prüfen ist. In dieser Prüfung ist der Verwaltungsrichter 
ganz frei; ihr muß auch die Untersuchung der Rechtsgültigkeit eines organi- 
satorischen Verwaltungsaktes unterliegen können, sofern sich nicht aus dem 
Gesetz im Einzelfalle das Gegenteil ergibt. 

Aus dem Verlauf der Verhandlungen über den Entwurf der Städte- 
ordnung von 1876 mit dem Minister zu folgern, daß man damals die Nach- 
prüfung von Regulativen, wie das hier in Frage stehende, durch den Ver- 
waltungsrichter habe ausschließen wollen, ist schon deshalb nicht möglich, 
weil die Verhandlungen in keiner Weise ergeben, aus welchem Grunde die 
eine solche Prüfung vorsehende Vorschrift gestrichen worden ist, und nicht 
einmal Vermutungen darüber möglich sind, welche Gestalt das Gesetz etf- 
halten haben würde, wenn es zustande gekommen wäre. 

Endlich ist auch die Erwägung, daß der einzelne beteiligte Gewerbe- 
treibende “°> Interesse an der Regelung der Zuständigkeit habe, weder zu- 
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treffend noch, selbst wenn sie das wäre, erheblich. Allerdings darf nicht 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß eine städtische Polizeiverwaltung 
in unzulässiger Berücksichtigung steuerlicher Interessen geneigt sein könne, 
eine dem Gesetz nicht entsprechende Milde in der Handhabung der Gewerbe- 
polizei walten zu lassen; indessen abgesehen davon sind mancherlei Gesichts- 
punkte denkbar, unter denen auch der einzelne ein berechtigtes Interesse 
an der Regelung der polizeilichen Zuständigkeit im einen oder anderen Sinn 
haben kann. Übrigens aber kommt es darauf nicht an, denn der Gesetz- 
geber hat durch die Gestaltung des § 89 Abs. 3 a.a.O. deutlich bekundet, 
daß in dieser Beziehung ein entscheidendes öffentliches Interesse besteht, 
das zu wahren auch zu den Obliegenheiten der Verwaltungsgerichte gehört. 
Daß diesen keineswegs nur der Schutz privater Interessen gegen Eingriffe 
der öffentlichen Gewalt zugewiesen ist, lehrt ein Blick auf ihren Aufgaben- 
kreis ohne weiteres. 

War hiernach an Befugnis und Pflicht zur Prüfung des Regulativs vom 
10. März 1898 auf seine Rechtsgültigkeit festzuhalten, so konnte ferner auch 
das Ergebnis der Prüfung kein anderes sein, als das in der Entscheidung 
Bd. 61 S. 219 gewonnene. 

Der Minister macht geltend, der Begriff „Sicherheitspolizei‘ in $ 89 
sei ein anderer, und zwar ein weniger fest umschriebener, als in anderen 
Gesetzen, z. B. in $ 143 des Landesverwaltungsgesetzes, vorausgesetzt werde: 
der Auslegung des § 89 sei aber derjenige Inhalt des Begriffs Sicherheits- 
polizei zugrunde zu legen, von dem der Gesetzgeber bei Erlaß der Schleswig- 
Holsteinischen Städteordnung ausgegangen sei. In diesem Sinne umfasse die 
Sicherheitspolizei den Teil der Ortspolizei, der neben den örtlichen Inter- 
essen überwiegend das staatliche Interesse berühre und je nach der Ver- 
schiedenheit der örtlichen Verhältnisse einen verschiedenen Umfang habe, 
unter Umständen auch die Gewerbepolizei oder Teile davon umfassen könne 
und nach Lage der Kieler Verhältnisse dort tatsächlich umfasse. Für diese 
Auffassung stützt sich der Minister im wesentlichen auf die Verhandlungen, 
die den vom Oberbürgermeister Piper im Jahre 1856 im Herrenhause ge 
stellten Antrag auf Zuweisung polizeilicher Aufgaben an die Stadtgemeinden 
betreffen (S. 5 ff. seiner Ausführungen), sowie auf die Verhandlungen des 
Landtags über den Entwurf einer Städteordnung für die östlichen Provinzen 
aus dem Jahre 1876 (S. 21 ff. der Ausführungen). Diese Verhandlungen 
rechtfertigen aber nicht den daraus vom Minister gezogenen Schluß. Zu- 
nächst ist durchaus zweifelhaft, ob die Verhandlungen wirklich zu der An- 
nahme nötigen, die Kommission des Herrenhauses habe sich den damals 
von der Staatsregierung vertretenen weiteren und dehnbaren Begriff der 
Sicherheitspolizei aneignen wollen, und es habe darüber allseitiges Einver- 
ständnis geherrscht, daß die Sicherheitspolizei auch Zweige der Gewerbe- 
polizei umfasse. Bestehen bleibt doch immer, daß der Antragsteller selbst 
die Gewerbepolizei in seinem Antrage zur sogenannten ,,Munizipal- oder 
Wohlfahrtspolizei‘‘ rechnete, und daß das Herrenhaus, ohne dieser Auf- 
fassung bestimmt zu widersprechen, schließlich den Antrag angenommen hat. 

Was sodann die Verhandlungen vom Jahre 1876 angeht, so ist zu be- 
rücksichtigen, daß es sich nur um einen Gesetzentwurf handelt, der 
nicht Gesetz geworden ist. Es fehlt mithin an einer Bestätigung des Gesetz- 
gebers dafür. daß er in der Vorschrift des in den Entwurf eingeschalteten 
$ 110a ..den Stadtgemeinden verbleibt jedoch in allen Fällen die Bau- und 
Feuerpolizei, sowie die polizeiliche Aufsicht über gewerbliche Anlagen und 
über das Versicherungswesen‘“ wirklich mit der Kommission den Grundsatz 
des § 89 der Städteordnung für Schleswig-Holstein habe übernehmen wollen. 
Nur wenn eine solche Bestätigung vorläge, würde man die dahingehende 
Bemerkung des Kommissionsberichts zur Auslegung des $ 89 heranziehen 
können. Diese Bemerkung kann überdies doch immer nur dahin verstanden 
werden, daß der $4110a des Entwurfs grundsätzlich, d. h. im 
allgemeinen auf dem Standpunkte des $ 89 a.a. O. stehe. 
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Das alles ist aber nicht von entscheidender Bedeutung und kann des- 
halb dahingestellt bleiben. Denn alle aus diesen Verhandlungen etwa zu 
ziehenden Folgerungen beweisen doch nur, daß man auf gewissen Seiten, 
namentlich bei der Regierung und beim Herrenhause, 10 Jahre vor und 
7 Jahre nach Beratung der Schleswig-Holsteinischen Städteordnung geneigt 
gewesen ist, dem Begriff Sicherheitspolizei eine ausdehnende Auslegung zu 
geben, die keines der früheren oder der späteren den Begriff verwendenden 
preußischen Gesetze rechtfertigt, die der Minister für § 143 des Landes- 
verwaltungsgesetzes selbst nicht vertreten will, und die auf den vom Ab- 
geordneten Miquel, dem Urheber des § 89, seinerzeit mit Betonung ver- 
wendeten Begriff der ‚eigentlichen Sicherheitspolizei‘“ jedenfalls nicht an- 
wendbar ist. Der Königliche Befehl vom 24. au 1812 wegen einiger näheren 
Bestimmungen der Verordnung von 27. Oktober 1810 (GS. 1812 S. 43) he- 
zeichnet in Abs. 5 die Sicherheitspolizei als ,,die Aufsicht auf die innere Ruhe 
des Staates, auf verdächtige Fremde, auf das Paßwesen, ingleichen die Ob- 
sorge für die Sicherheit des Lebens, der Freiheit und des Eigentums gegen 
Gewalt und List“. Und die Regierungsinstruktion vom 23. Oktober 1817 
(GS. S. 248) unterscheidet, obwohl sie den Begriff der Sicherheitspolizei ganz 
wesentlich weiter faßt als z. B. $ 143 des Landesverwaltungsgesetzes, doch 
in §§ 2 und 3 zwischen „der gesamten Sicherheits- und Ordnungs- 
polizei“ einerseits und „der gesamten Gewerbspolizei“, folglich alle 
Gewerbe- pp. Sachen, Erteilung von Konzessionen pp.“ 
anderseits. An dieser Auffassung ist festzuhalten, solange sie nicht 
vom Gesetzgeber abgeändert wird. Damit werden auch für die be- 
sonderen Kieler Verhältnisse keine unerträglichen Zustände geschaffen, da 
der Regierungspräsident die Kieler städtische Polizeibehörde jederzeit in dem 
ihm wünschenswerten Umfang zur Erhebung von Klagen auf Grund der 
Reichsgewerbeordnung anweisen kann. | 

Den gesetzlichen Begriff der Sicherheitspolizei dem Regulativ von 
40. März 1898 gegenüber zur Geltung zu bringen, ist um so notwendiger, 
als selbst vom Standpunkt des Ministers aus das Regulativ nicht ohne Ein- 
schränkungen haltbar ist. Denn daß die Beaufsichtigung bzw. Untersagung 
des Handels mit lebenden Vögeln, Lotterielosen und Los-Anteilscheinen, des 
Vieh- und Grundstückshandels, der Darlehns- und Heiratsvermittelung pp. 
— dies alles weist das Regulativ dem Polizeipräsidenten zu — nicht zur 
Sicherheitspolizei gerechnet werden können, ist klar. 

Das Oberverwaltungsgericht verbleibt danach bei dem in der Ent- 
scheidung vom 25. Januar 1912 eingenommenen Standpunkt. 


Reichsgewerbeordnung §§ 33, 40. 

Die Hinzufügung einer auflösenden Bedingung zu einer Gast- oder Schank- 
wirlserlaubnis ist unzulässig und hat die Ungülligkeil der Erlaubnis zur Folge. 

Ill. Senat. Urteil vom 16. Oktober 1911. Nr. III B. 19/11. 

Aus den Gründen: Eine notwendige Voraussetzung für die 
Klage auf Zurücknahme der Erlaubnis zum Betriebe der Gast- und Schank- 
wirtschaft ist das Vorliegen einer rechtsgültiren Konzession. An diesem 
Erfordernis fehlt es aber im vorliegenden Falle. 

Nach den in der mündlichen Verhandlung vorgelerten Konzessions- 
akten hat der Magistrat zu O. auf die Anträge des Beklagten auf Erteilung 
der Erlaubnis zum Betriebe der Gast- und Schankwirtschaft in dem Hause 
H.straBe Nr. 42 zu O. folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Erlaubnis wird in dem erbetenen Umfange, solange 
diefraglichen Räume von H.zum Betrieb einer 
Herberge benutzt werden, an H. erteilt, unter der Be- 
dingung der Erfüllung der vom Stadtbaumeister N. gestellten 
Forderungen.‘ 
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Dementsprechend heißt es auch in der für den Beklagten ausgefertigten 
Konzessiosnurkunde: 

„Wir haben beschlossen, Ihnen in den Räumen des Grund- 
stücks H.straße Nr. 42 hier die Erlaubnis zum Betriebe der Gast- 
und Schankwirtschaft zu erteilen, solange Sie eine Her- 
berge zur Heimat betreiben, nach Maßgabe der an- 
rehefteten Zeichnung usw.“ 

Wie in dem Urteile des Oberverwaltungsgerichts vom 10. Mai 1906 
Nr. III. C. 26. 06 (Preußisches Verwaltungsblatt Jahrg. 26 S. 744) aus- 
geführt worden ist, widerspricht es der zwingenden Vorschrift des $ 40 Abs. 1 
der Reichsgewerbeordnung, einer gewerblichen Konzession eine Zeitbeschrän- 
kung oder eine auflösende Bedingung beizufügen. Bezieht sich eine solche 
unzulässige Beschränkung nicht nur auf einen Nebenpunkt, sondern auf die 
Konzession an sich derart, daß die Erlaubnis nur unter dieser als wesentlich 
erachteten Beschränkung erteilt werden sollte und ohne sie überhaupt nicht 
erteilt sein würde, so ist es nicht zulässig, die Beschränkung als nicht bei- 
gefügt und die Konzession als unbeschränkt erteilt anzusehen. In diesem 
Falle muß die unzulässige Beschränkung die Ungültigkeit der erteilten Er- 
laubnis zur Folge haben. Allerdings kann, wie in dem Urteile vom 10. Mai 
1906 dargelegt worden ist, die Anderung der tatsächlichen Verhältnisse, auf 
denen das Bedürfnis für die Errichtung der Gast- oder Schankwirtschatt 
beruhte (z. B. bei Kantinen für die bei einem Bahn- oder Kanalbau be- 
schäftigten Arbeiter die Fertigstellung der Bahn- oder Kanalarbeiten), die 
weitere Ausübung der Konzession dadurch tatsächlich unmöglich machen, 
daß nunmehr solche Personen, an die der Konzessionsinhaber nach dem 
Inhalte der ihm erteilten Erlaubnis allein Wohnräume und Getränke ab- 
zugeben befugt ist, an dem betreffenden Orte nicht mehr vorhanden sind. 
Die tatsächliche Unmöglichkeit der Ausübung einer Konzession, weil sie 
durch Wegfall des Kundenkreises, dessen Bedürfnisse zu befriedigen sie 
allein bestimmt war, den Boden verloren hat, hat aber begrifflich nichts 
gemein mit der Erteilung einer Konzession auf Zeit oder auf Widerruf. 

Gelangen die vorstehenden Grundsätze zur Anwendung, so kann es 
hier keinem Zweifel unterliegen, daß der Zusatz in der Genehmigungsurkunde: 
„solange Sie eine Herberge zur Heimat betreiben“ sich als eine unzulässige 
Resolutivbedingung darstellt, die, weil die Konzession ohne sie überhaupt 
nicht erteilt werden sollte, die ganze Konzession von vornherein ungültig 
macht. Besitzt aber somit der Beklagte keine Konzession, so konnte auch 
nicht auf deren Einziehung geklagt und erkannt werden. Dagegen ist die 
Polizeibehörde selbstverständlich befugt, die Einstellung des vom Beklagten 
ausgeübten nicht konzessionierten Gewerbebetriebs zu erzwingen. 


Reichsgeselz über den Verkehr mil Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 
(RGBI. S. 437). 

Die ortspolizetlichen Vorschriften über Fahrausweise der Droschken- 
führer gelten unabhängig von den Bestimmungen des Reichsgesetzes vom 
3. Mai 1909. 

III. Senat. Urteil vom 14. Januar 1912. Nr. IHI. B. 102/11. 

Ausden Gründen: Nach § 47 der Droschkenordnung für Berlin 
vom 16. Februar 1905 kann die Erteilung der Fahrausweise unter anderem 
solchen Personen verweigert werden, die wegen eines Verbrechens oder Ver- 
gehens wider das Eigentum rechtskräftig bestraft worden sind. Daß diese 
Voraussetzung beim Kläger zutrifft, steht außer Zweifel. Damit ist die 
Vorentscheidung gerechtfertigt. 

Die in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichtshof geäußerte 
Auffassung des Klägers, daß die Verweigerung der Fahrausweise nach § 4 
des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 (RGBI. 
S. 437) unberechtigt sei, geht fehl. Die Klage richtet sich auf Bewilligung 
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der Fahrausweise nach den Bestimmungen der Droschkenordnung. Diese 
Bestimmungen werden durch die Vorschriften des genannten Reichsgesetzes 
nicht berührt. Sie stellen eine Regelung des Öffentlichen Verkehrs inner- 
halb des Ortspolizeibezirks Berlin dar, wie sie durch $ 37 der Reichsgewerbe- 
ordnung den Ortspolizeibehörden vorbehalten ist; für diesen Bezirk, und 
nur für ihn, regeln sie den Betrieb des Droschkenfuhrgewerbes, d. h. der Be- 
reithaltung von Droschken auf öffentlichen Straßen und Plätzen zu jeder- 
manns Gebrauch gegen Entgelt. Sie gelten für alle Arten von Droschken 
gleichmäßig, ohne Rücksicht auf die verwendete Triebkraft. Nach diesen 
Gesichtspunkten bestimmt sich auch die Bedeutung der Fahrausweise, deren 
Droschkenführer nach § 45 der Droschkenordnung bedürfen. 

Der auf Grund des § 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 3. Mai 1909 zu er- 
teilende Führerschein dagegen hat in allen diesen Beziehungen eine andere 
Bedeutung. Er gilt für das ganze Reichsgebiet; für dieses Gebiet gibt er 
die Befugnis, Kraftfahrzeuge zu führen, ohne daß bei Erteilung des Scheins 
zwischen Droschken und anderen Arten von Fuhrwerken unterschieden würde; 
Voraussetzung für die Erteilung des Scheins ist ausschließlich die Eignun 
für die Führung von Kraftfahrzeugen. Die Erteilung der Fahrausweise und 
diejenige des Führerscheins werden also ebenso wie die vor der Erteilung 
anzustellende Sachprüfung von wesentlich verschiedenartigen Gesichtspunkten 
beherrscht. Eine Person, der der Führerschein etwa wegen mangelnder Seh- 
schärfe zu versagen sein würde, kann zur Führung einer Pferdedroschke 
vielleicht noch geeignet sein; umgekehrt kann eine Person, der die Fahr- 
ausweise der Droschkenordnung wegen mangelnder Ortskenntnis zu ver- 
sagen sind, sehr wohl alle zur Führung eines Kraftwagens erforderlichen 
Eigenschaften besitzen. 

Mit Rücksicht auf diese Verschiedenheiten läßt § 2 Abs. 3 des Gesetzes 
vom 3. Mai 1909 ausdrücklich die Befugnis der Ortspolizeibehörde unberührt, 
auf Grund des $ 37 der Reichsgewerbeordnung weitergehende Anordnungen 
zu treffen. Daraus folgt einerseits, daß weder der Besitz der Fahrausweise, 
noch derjenige des Führerscheins für sich allein die Befugnis verleiht, Kraft- 
droschken zu führen, sondern daß dazu der Besitz beider Arten von 
Ausweisen erforderlich ist, andererseits, daß aus dem Besitz der für die Er- 
teilung des Führerscheins geforderten Voraussetzungen nicht auch der Besitz 
derjenigen Eigenschaften folgt, von denen die Verleihung der Fahrausweise 
abhängt, und umgekehrt. 


Allgemeines Landrecht § ro, Teil II Titel ı7. Gesetz über die Polizei- 
verwallung vom II. März 1850, §6 Buchstabe b. 

Vorausselzungen für die Zulässigkeit eines polizeilichen Zwanges zur Be- 
nulzung einer städtischen Straßenreinigungsanstalt. Zur Frage der Gülligkei! 
einer den Zwang aussprechenden Polizeiverordnung. 

IV. Senat. Urteil vom 25. April 1912. Nr. IV. A. 11/10. 

Für den Umfang der Landgemeinde L., eines Vororts von Berlin, in 
welcher die Straßenanlieger unstreitig auf Grund einer Observanz zur polizei- 
mäßigen Reinigung der vor ihren Grundstücken belegenen Ortsstraßen ver- 
ptlichtet sind, hat die Gemeinde eine Straßenreinigungsanstalt eingerichtet 
und ihre Benutzung durch die als Ortsstatut erlassene Gebührenordnung 
vom 8. Juli 1909 geregelt. 

Die 88 1—4 dieser Gebührenordnung lauten, wie folgt: 

„$1. Die Straßenreinigungsanstalt der Gemeinde L. besorgt 
für die observanzmaBig verpflichteten Grundeigentümer auf ihren 
Antrag die regelmäßige Reinigung der Öffentlichen Straßen, Plätze 
und Were gemäß den polizeilichen Vorschriften. Hierzu gehört ins- 
besondere nicht das erste Freilegen und das Freihalten einer Geh- 
bahn auf den Bürgersteigen bei Schneefall, die Säuberung der 
Riirgersteige und das Olfenhalten der Rinnsteine bei eintretendem 
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Tauwetter, das Streuen bei Glatteis sowie die alsbaldige Beseitigung 
besonderer Verunreinigungen. 

Indessen soll die Reinigungsanstalt nach Möglichkeit bei Schnee- 
fall auch die erste Freilegung der Gehbahn auf dem Biirgersteig und 
die Offenhaltung des Rinnsteins besorgen. 

§ 2. Die regelmäßige Reinigung erfolgt nach Maßgabe des ört- 
lichen Bedürfnisses. Hierzu werden vom Gemeindevorstand unter 
Zustimmung der Gemeindevertretung und im Einvernehmen mit 
der Ortspolizeibehörde alljährlich im Monat März sämtliche Straßen, 
Plätze und Wege derart in drei Klassen eingeteilt, daß die Straßen 
der Klasse I dreimal, der Klasse II zweimal und der Klasse III ein- 
mal wöchentlich gereinigt werden. 

Die Verteilung der Straßen auf die einzelnen Klassen ist öffent- 
lich bekannt zu machen. 

§ 3. Die Benutzung der Straßenreinigungsanstalt ist für alle 
Grundeigentümer der in der Gemeinde gelegenen Grundstücke nach 
den polizeilichen Vorschriften, den Bestimmungen dieser Gebühren- 
ordnung und etwaigen weiteren Ortssatzungen und Gemeinde- 
beschlüssen gestattet. 

Soweit die Kosten der Veranstaltung nicht aus allgemeinen 
Mitteln aufgebracht werden, wird zur Deckung der Verwaltungs- 
und Unterhaltungskosten einschließlich der Ausgaben für die Ver- 
zinsung und Tilgung des aufgewendeten Kapitals von den Grund- 
a für die Benutzung eine besondere Vergütung — Gebühr 
— erhoben. 

§ 4. Zur Zahlung der Gebühr ist derjenige verpflichtet, der 
zur Zeit ihrer Fälligkeit Eigentümer des Grundstücks ist. Miteigen- 
tümer haften als Gesamtschuldner.‘ 

Nach $ 7 beginnt die Pflicht zur Entrichtung der Gebühr mit dem ersten 
Tage des Monats, in dem die Reinigung bei der Straßenreinigungsanstalt 
beantragt wird. 

Für den Umfang der Gemeinde L. besteht weiter eine am 29. Juli 1909 
von dem dortigen Amtsvorsteher erlassene Polizeiverordnung, betreffend die 
Erhaltung der Reinlichkeit auf Straßen und Höfen, die in den §§ 1—3 und 7 
vorschreibt: 

‚$1. Die öffentlichen Straßen, Plätze und Wege sind von den 
zur Reinigung Verpflichteten dauernd in einem reinlichen Zustande 
zu erhalten, insbesondere gemäß den Vorschriften dieser Polizei- 
verordnung je nach dem örtlichen Bedürfnisse an einem oder mehreren 
Tagen in der Woche regelmäßig zu reinigen und, so oft erforderlich, 
von Verunreinigungen, Schnee- und Eismassen und anderen Ab- 
lagerungen zu säubern. 

Die Tage, an denen die regelmäßige Reinigung vorgenommen 
werden muß, werden im März jedes Jahres von der Ortspolizei- 
behörde festgesetzt. 

§ 2. Jeder Eigentümer eines an eine Öffentliche Straße, einen 
öffentlichen Platz oder Wer angrenzenden bebauten oder unbebauten 
Grundstücks ist verpflichtet, die auf Grund bestehender Observanz 
ihm vor seinem Grundstück obliegenden regelmäßigen Reinigungen 
(8 3) des Burgersteiges (Fußwegs), des Rinnsteines sowie des Fahr- 
dammes durch die StraBenreinigungsanstalt der Gemeinde L. nach 
Maßgabe der bestehenden Ortssatzungen bewirken zu lassen. Er 
ist verpflichtet, binnen vier Wochen nach dem Inkrafttreten dieser 
Verordnüng, bei Anlare neuer Straßen, Plätze und Wege binnen 
zwei Wochen nach ihrer Vollendung die Reinigung bei der StraBen- 
reinigungsanstalt der Gemeinde zu beantragen. 

Die observanzmäßige Verpflichtung der Grundeigentümer wird 
hierdurch nicht aufgehoben. Ihre unmittelbare Erfüllung ruht viel- 
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mehr lediglich, solange und insoweit die StraBenreinigungsanstalt 
der Gemeinde die regelmäßige Reinigung besorgt. 


$ 3. Die regelmäßige Reinigung umfaßt: 
1. Die Säuberung des Straßenkörpers von der Grundstücks- 
grenze bis zur Mitte des Fahrdammes, 
2. das Freilegen der Bürgersteige und Rinnsteine von Schnee 
und Eis, 
3. die Abfuhr des Straßenkehrichts und der Schneemassen. 


Zur regelmäßigen Reinigung gehört insbesondere nicht das erste 
Freilegen und Freihalten einer Gehbahn auf den an bei 
Schneefall, die Säuberung der Bürgersteige und das Offenhalten der 
Rinnsteine bei eintretendem Tauwetter, das Streuen bei Glatteis 
sowie die alsbaldige Beseitigung besonderer Verunreinigungen (§ 7.) 

$ 7. Jede Verunreinigung der Straßen, Plätze und Wege, der 
Gebäudefronten und der Grundstückseinfriedigungen sowie der 
öffentlichen Brunnen und Brücken, der Straßentafeln und Straßen- 
laternen, insbesondere durch Ausschütten von Flüssigkeiten oder 
Wegwerfen von Gegenständen ist verboten. Verunreinigungen dieser 
Art sind durch den Täter, und sofern dies nicht sofort erreicht 
werden kann, durch die zur Reinigung Verpflichteten, unbeschadet 
ihrer Ansprüche gegen den Täter auf Schadloshaltung, alsbald zu 
beseitigen.‘ 


Nachdem der Gemeindevorsteher von L. die P.-Stiftung daselbst wieder- 
holt, jedoch ohne Erfolg, ersucht hatte, die Reinigung der von ihr zu reini 
renden Straßenstrecken durch die Straßenreinigungsanstalt der Gemeinde 
bei dieser zu beantragen, gab der Amtsvorsteher der Stiftung durch Ver- 
fügung vom 20. Oktober 1909 auf, bis zum 29. Oktober 1909 den Antrag auf 
Reinigung durch die Anstalt zu stellen, andernfalls die Anmeldung von 
Polizei wegen auf Kosten der Stiftung erfolgen werde. 


Die Stiftung beschwerte sich über diese Anordnung bei dem Landrat und, 
von ihn abgewiesen, bei dem Regierungspräsidenten. Dieser gab der Be- 
schwerde insoweit statt, als er die in der Verfügung enthaltene Androhung 
einer zwangsweisen Anmeldung für Rechnung der Beschwerdeführerin auf- 
hob; im übrigen versagte er der Beschwerde den Erfolg. Er führte hierbei aus, 
die Behauptung, daß der Erlaß einer polizeilichen Verfügung das Vorhanden- 
sein eines polizeilichen Interesses im Einzelfalle voraussetze und es im vor- 
ierenden Falle an einem solchen Interesse mangele, weil die Stiftung ihrer 
Reinigungspflicht durch eigene Angestellte genüge, gehe fehl; denn dieser 
Grundsatz finde keine Anwendung, wenn die Angelegenheit eine allgemeine 
Regelung durch eine Polizeiverordnung gefunden habe. Dann sei lediglich 
die formelle und sachliche Gültigkeit der Polizeiverordnung zu prüfen. Diese 
sei vorhanden. Die Verordnung begründe keine neue Verpflichtung der 
StraBenanheger, sie regele vielmehr nur die Art und Weise, in der die An- 
lieger ihre observanzmäßire Verbindlichkeit zu erfüllen haben sollen. Die 
Polizei sei gemäß § 10 Titel 17 Teil IT des Allgemeinen Landrechts und § ob 
des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 berechtigt, aus 
Rücksichten des allgemeinen Verkehrs und der Gesundheitsftirsorge zu ver- 
langen, daß die polizeiliche Reinigung nicht mehr den einzelnen Privatleuten 
überlassen, sondern einer Reinigungsanstalt der Gemeinde übertragen werde. 
Erhebliche Verkehrs- und Gesundheitsrücksichten lagen hier aber vor. Die 
durch eine sachgemäße Straßenreinigung herbeigettihrte Verminderung des 
Staubes übe einen außerordentlichen Einfluß auf die alleemeinen Gesund- 
heitsverhältnisse aus. Auch sei für alle Vororte von Berlin eine Regelung der 
Straßenreinieune in der Art, wie es in L. geschehe. im Hinblick auf die Zu- 
nahme des Öffentlichen Verkehrs im sicherheits- wie im gesundheitspolizei- 
lichen Interesse durchaus erwünscht. Im übrigen sejen die Einwendungen 
der Beschwerdeführerin in einem völlige gleich Iiegenden Falle bereits durch 


Aus der Praxis des Oberverwaltungsgerichts. 471 


Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 7. Mai 1908 — Entscheidungen 
Bd. 52 S. 302 — für unzutreffend erklärt worden. 

Die Stiftung klagte hierauf mit dem Antrag auf Aufhebung des nach 
dem Bescheide noch bestehen gebliebenen Teiles der Verfügung vom 20. Ok- 
tober 1909. Sie begründete die Klage durch Bezugnahme auf die in den Be- 
schwerdeinstanzen gemachten Ausführungen, rügte die Unklarheit des $ 2 
Abs. 2 der. Polizeiverordnung vom 29. Juli 1909 und bestritt, daß für den 
Anmeldezwang ein rechtfertigendes polizeiliches Interesse vorliege. Der be- 
klagte Regierungspräsident beantragte unter Bezugnahme auf einen aus- 
führlichen, die getroffene Regelung rechtfertigenden Bericht des Amtsvor- 
stehers zu L. vom 16. August 1911 die Abweisung der Klage. Das Ober- 
sa ga ab der Klage statt. 

Gründe: Der Gerichtshof hat bereits in dem Urteile vom. 7. Mai 
1908 (Bd. 52 S. 302 der Sammlung) dargelegt, daß die Errichtung einer 
Reinigungsanstalt der Gemeinde unter Begründung eines Anschlußzwangs 
tür die reinigungspflichtigen Straßenanlieger rechtlich zulässig ist, wenn 
durchschlagende polizeiliche Gesichtspunkte, insbesondere überwiegende 
Interessen des Verkehrs und der Gesundheitspflege, es rechtfertigen, daß aber 
die Benutzung dieser Anstalt durch eine Umfang und Inhalt der Pflicht der 
Anlieger festsetzende Polizeiverordnung sowie durch eine nach festen Vor- 
schriften und Sätzen bestimmte Gebührenordnung vorgängig geregelt sein 
muß. In den Entscheidungsgründen ist auch insbesondere ausgesprochen, daß 
ein Anmeldezwang in der vorgesehenen Art und Weise durch Polizeiverordnung 
eingeführt werden kann. An diesen Grundsätzen hält der Gerichtshof fest. 

Der gegenwärtige Sachverhalt unterscheidet sich von demjenigen, 
welcher der Entscheidung vom 7. Mai 1908 zugrunde lag, sehr wesentlich 
dadurch, daß es sich damals um eine große Stadtgemeinde mit fast aus- 
schließlich asphaltierten Straßen handelte, während hier eine kleinere Ge- 
meinde mit einem Straßennetze in Frage steht, von dem nur etwa der sechste 
Teil der Straßen asphaltiert ist oder in naheliegender Zeit asphaltiert werden 
wird. Es muß daher mit besonderer Sorgfalt geprüft werden, ob die ge- 
troffene Regelung allen an sie zu stellenden Anforderungen zur Genüge Rech- 
nung trägt. Dies ist nach Auffassung des Gerichtshofs nicht der Fall. 

Hinsichtlich der Bemessung der Gebühren ist an sich nichts zu er- 
innern. Es ist nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts aller- 
dings unzulässig, die Bemessung der Gebühren ohne Angabe der hierfür 
maßgebenden Grundlage der Anordnung der Gemeindeverwaltung zu über- 
traren. Das Urteil vom 5. Februar 1904 — Entscheidungen des Oberver- 
waltungsgerichts Bd. 45 S. 96 — spricht aber aus, daß das Erfordernis fester 
Sätze erfüllt ist, wenn der Gebührenpflichtige sich in der Lage befindet, die 
Ge bührenforderung mittels einfacher Berechnung selbst nachzuprüfen (vgl. 
auch Urteil vom 8. März 1901, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. 40 S. 80). 

Dagegen erwachsen erhebliche Bedenken aus der in der Gebühren- 
ordnung vorgenommenen Teilung der beiderseitigen Verpflichtungen zwischen 
den Anliegern und der Reinigungsanstalt der Gemeinde. Es ist nicht zu ver- 
kennen, daß den ersteren die schwierigsten Pflichten, wie beispielsweise das 
Ottenhalten der Rinnsteine bei eintretendem Tauwetter belassen worden 
sind, und zwar auch solche, für deren Ausführung durch die Reinigungsanstalt 
sich dieselben Erwägungen geltend machen lassen, wie für die Übernahme 
derjenigen, die den Anliegern abgenommen worden sind. §4 der Gebühren- 
ordnung läßt es aber auch ungewiß, wie es sich mit der ersten Freilegung 
der Gehbahn auf dem Bürgersteig und der Offenhaltung des Rinnsteins ver- 
hält, die nach Abs. 1 a. a. O. an sich nicht zu den Obliegenheiten der Reini- 
eungsanstalt gehören, die aber gemäß Abs. 2 bei Schneefall nach Möglichkeit 
vo. ihr besorgt werden sollen. Die Anlieger wissen nach diesen Bestimmungen 
nicht, ob sie alsbald mit der Schneeräumung beginnen oder zunächst das 
Vorgehen der Anstalt bzw. eine besondere Aufforderung abwarten sollen. 
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Es handelt sich hierbei um eine Leistung, die keinen Aufschub duldet, die 
aber nach Abs. 2 der Regel nach nicht von den Anliegern geleistet werden soll. 
Weiter enthalten die maßgebenden Vorschriften keine Regelung der 
Müllabfuhr. Die Äußerung des Amtsvorstehers vom 16. August 1911 be- 
zeichnet die einwandfreie Beseitigung des Straßenkehrichts, die den ein- 
zelnen Grundbesitzern nicht möglich sei, als eine der Hauptursachen für die 
Schaffung der Reinigungsanstalt. Es fehle in den Vorortgemeinden von 
Berlin bei der dichten Bebauung und der Gemengelage an Schuttablade- 
lätzen, und die Einwohner wüßten deshalb nicht, wo sie mit dem Straßen- 
ehrichte bleiben sollten. Im Gegensatze zu diesen Ausführungen steht aber, 
daß keine die Pflicht der Müllabfuhr durch die Anstalt vorher regelmde Be- 
stimmung in der Polizeiverordnung und der Gebührenordnung getroffen ist, 
wohingegen § 11 der ersteren das Aufbringen des Mülls auf die Straße ver- 
bietet und § 18 a. a. O. die Anlage von Müllgruben und Behältern auf den 
Grundstücken fordert. Es ist in keiner Weise zu erkennen, wie gerade den 
Anliegern’ geholfen werden soll, die keine Müllagerungsstätten auf ihren 
Grundstücken haben oder zu ihrer Anbringung außerstande sind. 

Eine die Interessen der Anlieger schädigende Unklarheit ergibt sich 
ferner aus der Fassung des § 2 Abs. 2 der Polizeiverordnung vom 29. Juli 
1909, nach welcher die observanzmäßige Verpflichtung der Grundeigentümer 
hinsichtlich der auf die Reinigungsanstalt übernommenen Leistungen nicht 
aufgehoben sein, sondern nur ihre unmittelbare Erfüllung solange und 
insoweit ruhen soll, als die Reinigungsanstalt die regelmäßige Reinigung 
besorgt. Abgesehen davon, daß die Fassung dieser Vorschrift eine willkür- 
liche Behandlung der Sache nicht genügend ausschließt, erhellt nach ihr in 
Verbindung mit § 2 Abs. 2 a.a. O. nicht, wieweit die bürgerlich-rechtliche 
Haftung für Unfälle, die durch Unterlassen oder nicht ordnungsmäßiges 
Ausführen der Reinigung entstehen, den Anliegern und wieweit sie der Ge- 
meinde zur Last fallen soll. Wenn auch die hieraus erwachsenden Ansprüche 
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts angehören und im Einzelfalle der Ent- 
scheidung der ordentlichen Gerichte unterliegen, so wird doch eine grund 
sätzliche Abgrenzung und Festlegung der beiderseitigen, diesem Gebiet an- 
gehörigen Pflichten bei der Teilung der Ausübung der Reinigungspflicht 
zwischen den Anliegern und der Gemeinde billigerweise nicht unterlassen 
werden dürfen. Eine solche Regelung hat aber nach der Außerung des Amts- 
vorstehers bzw. des beklagten Regierungspräsidenten vorliegend bisher nicht 
stattgefunden. 

Hiernach fehlt es zurzeit an den unerläßlichen Voraussetzungen für die 
der Klärerin gemachte Auflage. Der angefochtene Bescheid des Beklagten 
vom 30. März 1910 und der durch ihn aufrechterhaltene Teil der Verfügung 
des Amtsvorstehers vom 20. Oktober 1909 mußten daher außer Kraft ve- 
setzt werden. 

Reichsimpfgeselz vom 8. April 1874. 88 I. 2, IO, 12, 14, 18. 

Zur Frage, ob die Anwendung der landeseesetzlichen Zwangsmittel zur 
Durchführung der die Impfung von Kindern betreffenden Vorschriften des 
Impfeeselzes zulässig ist. Auch wenn in einem gemäß § 10 Abs. 2 a.a.O. aus- 
gestellten ärztlichen Zeugnisse bescheinigt ist, daß die Impfung eines Impi- 
pilichtigen auf eine bestimmte Zeit unterbletben müsse, darf die Polizeibehorde, 
wenn nach Lage der Sache ein berechtigter Grund zum Zweifel an der Richtig- 
keit der Bescheinigung vorliegt, das Vorhandensein eines zweifelbaflen Falles im 
Sinne des § 2 Abs. 2 des Impfeesetzes annehmen und die Vorführung des Impi- 
pflichtigen vor den Impfarzl zur Entscheidung dariiber, ob die Gefahr noch tort 
bestehe, anordnen. 

IX. Senat. Urteil vom 18. Juni 1912. Nr. IX. A. 147 11. 

Ausden Gründen: Die angetochtene polizeiliche Verfügun ist 
auf Grund des $2 Abs. 2 des Reichsimptgesetzes vom 8. April 1874 (ROBI 
S. 31) erlassen worden. welcher lautet: 
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„Ob diese Gefahr noch fortbesteht, hat in zweifelhaften Fällen 
der zuständige Impfarzt (§ 6) endgültig zu entscheiden.‘ 

Der Streit dreht sich um die Frage, ob hier ein zweifelhafter Fall im 
Sinne dieser Bestimmung vorliegt. Der Kläger verneint dies unter Berufung 
auf das ärztliche Zeugnis des Dr. S. vom 9. Dezember 1910, in welchem die 
Befreiung des Kindes von der Impfung bis zum Jahre 1913 ausgesprochen 
ist. Er ist der Ansicht, daß auf ein den Vorschriften des § 10 Abs. 2 des 
Reichsimpfgesetzes entsprechendes ärztliches Zeugnis die Impfung bis zu 
dem darin angegebenen Zeitpunkt zu unterbleiben habe und erst dann, wenn 
über diesen Zeitpunkt hinaus die Fortdauer der Impfgefahr im Zweifel sei, 
ein Zweifelsfall im Sinne des $ 2 Abs. 2 des Gesetzes gegeben sei und die 
Entscheidung des Impfarztes herbeigeführt werden dürfe. Diese Ansicht 
findet jedoch im Gesetz keine Stütze. Das Reichsimpfgesetz hat in. $ 1 be- 
stimmte Fristen für die Impfung gesetzt. Danach soll der Impfung mit 
Schutzpocken jedes Kind, sofern es nicht nach ärztlichem Zeugnis die natür- 
lichen Blattern überstanden hat, vor dem Ablauf des auf sein Geburtsjahr 
folgenden Kalenderjahres unterzogen werden. Sobald diese Frist abgelaufen 
ist, beginnt die Kontrolle der zuständigen Behörde darüber, ob der Impf- 
pflicht genügt worden ist. Dieser Kontrolle dienen die im § 10 a.a. O. ge- 
nannten ärztlichen Zeugnisse. Nach dem Willen des Gesetzgebers soll ein 
diesen Vorschriften entsprechendes ärztliches Zeugnis zum Beweise dafür 
dienen, daß die Impfung innerhalb der gesetzlichen Frist ($ 1 des Gesetzes) 
aus einem gesetzlichen Grunde unterblieben ist (§ 12 a. a. O.). Eltern, Plege- 
eltern oder Vormünder, die ein solches ärztliches Zeugnis vorweisen, unter- 
liegen nicht der Strafbestimmung im §14 a.a.O. Dies ergibt sich aus den 
Bestimmungen in § 2 Abs.1, §10, §12 und §14 a.a.O. Dagegen ist aus 
dem Gesetz nicht zu entnehmen, daß ein solches ärztliches Zeugnis auch 
einen gültigen Nachweis für die Dauer der in ihm bescheinigten Impf- 
gefahr erbringen sollte. Eine positive Vorschrift in dieser Beziehung ent- 
hält das Gesetz nicht, und $ 2 daselbst spricht gegen die Annahme, daß der 
Gesetzgeber der Vorschrift über den Inhalt des ärztlichen Zeugnisses in 
$ 10, wonach darin anzugeben ist, auf wie lange die Impfung unterbleiben . 
dürfe, eine solche Bedeutung habe beilegen wollen. Denn für die Frage, 
wann die Impfung nachzuholen sei, ist die Bestimmung in $ 2 maßgebend, 
wonach es auf das Aufhören des die Gefahr begründenden Zustandes, also 
auf ein objektives Moment, nicht auf ein ärztliches Gutachten ankommt. 
Der Zeitpunkt, wann der Gefahrzustand aufhört, kann im voraus niemals 
mit unbedingter Sicherheit festgestellt, sondern nur auf Grund der Er- 
fahrungen und Kenntnisse der ärztlichen Wissenschaft als mehr oder minder 
wahrscheinlich angenommen werden. Schon aus diesem Grunde kann dem 
ärztlichen Zeugnisse nach $ 10 des Gesetzes, welches angibt, wie lange die 
Impfung unterbleiben darf, nicht diejenige rechtliche Bedeutung beigelegt 
werden, die der Kläger ihr beimißt. Daß der $ 2 Abs. 2 nicht in dem Sinne 
zu verstehen ist, daß ein zweifelhafter Fall der dort bezeichneten Art so- 
lange nicht gegeben sei, als die Zeit, die in dem ärztlichen Zeugnis für das 
Unterbleiben der Impfung angereben wird, nicht abgelaufen ist. zeigt auch 
seine Entstehungsgeschichte. Diese Bestimmung ist auf Vorschlag der freien 
Kommission dem Entwurf des Impfgesetzes vom Reichstag zugefügt worden, 
„damit — wie der Berichterstatter Dr. Löwe ausführte — die Kontrolle über 
das Impfen nun auch wirksam ausgeführt werden kann“ (Stenographische 
Berichte des Reichstags, 2. Legislaturperiode, I. Session 1874, Bd. I S. 241). 
Warum dies für notwendig erachtet wurde, ergeben die weiteren Ausführungen 
des Berichterstatters ebenda: 

„Wenn wir die Sache so stehen lassen, wie sie in der Regierungs- 
vorlage steht, ohne diesen Zusatz, so werden die Impfärzte wie alle 
amtlich an dem Geschäfte Beteiligten immer mit vielem Hin- und Her- 
ziehen bei den Behörden zu tun haben, weil niemand da ist, der die letzte 
Entscheidung im streitigen Falle gibt. Die soll der Impfarzt geben.“ 
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Also zum Zwecke einer wirksamen Kontrolle tiber das Impfen soll die 
letzte Entscheidung im streitigen Falle dem zuständigen Impfarzt 
zustehen. Daß ein streitiger Fall nur dann gegeben sein soll, wenn das ärzt- 
liche Zeugnis die Frage, ob die Gefahr für die Impfung des Kindes noch fort- 
bestehe, zweifelhaft läßt, ist aus diesen Ausführungen nicht zu entnehmen. Eine 
solche Annahme würde vielmehr mit dem Zwecke, welcher nach den Dar- 
legungen des Berichterstatters mit der Hinzufügung des Abs. 2 zu § 2 des 
Entwurfs der verbündeten Regierungen verfolgt wurde, nicht vereinbar sein. 
Denn es liegt auf der Hand, daß von einer wirksamen Kontrolle über das 
Impfen, also über die Durchführung des Gesetzes, keine Rede sein kann, 
wenn jedes ärztliche Zeugnis über die Dauer der Gefahr — also z. B. wenn 
bei einem unbedeutenden und voraussichtlich vorübergehenden Krankheits- 
zustand diese Dauer auf 10 Jahre angegeben wird — bedingungslos zu be- 
achten wäre, sofern es nicht selbst Zweifel über die Fortdauer ausspricht 
oder der Tatbestand des § 278 des Reichsstrafgesetzbuches vorliegt. Dem- 
nach sind nach Wortlaut und Sinn der Bestimmung in $ 2 Abs. 2 des Reichs- 
impfgesetzes die gesetzlichen Voraussetzungen für die dort vorgeschriebene 
Entscheidung des zuständigen Impfarztes gegeben, wenn bei Prüfung der 
in Betracht kommenden}Verhältnisse ein Zweifel darüber begründet erscheint, 
ob die Gefahr, die nach ärztlichem Zeugnis einen vorläufigen Befreiungsgrund 
von der Impfung gebildet hat, für das Leben oder die Gesundheit des impf- 
pflichtigen Kindes noch fortbesteht, gleichviel ob das ärztliche Zeugnis sich 
für die Fortdauer der Gefahr ausspricht oder nicht. In diesem der Ansicht 
des Klägers entgegengesetzten Sinne hat sich auch das Reichsgericht in 
seiner Entscheidung vom 16. Oktober 1890 ausgesprochen, wo ausgeführt 
wird, daß die Polizeibehörde auch innerhalb der Zeit, welche ein beliebiger 
Arzt nach Maßgabe des $ 10 Abs. 2 im voraus bezeichnet, den Fall als einen 
zweifelhaften ansehen und die Vorführung des Kindes vor den Impfarzt zur 
Entscheidung darüber, ob die Gefahr noch fortbestehe, anordnen darf (vgl. 
Goltdammer, Archiv für Strafrecht, 39. Jahrg., S. 369 Anm.). 


Kann hiernach der Auslegung, die der Kläger dem § 2 Abs. 2 gibt, 
nicht beigetreten werden, so bleibt zu prüfen, ob hier der Fall als zweifel- 
hafter im Sinne dieser Gesetzesvorschrift anzusehen ist. Diese Frage unter- 
liegt der Nachprüfung im Verwaltungsstreitverfahren. Denn das Gesetz 
macht die Entscheidung des Impfarztes von dem Vorhandensein eines zweifel- 
haften Falles abhängig. Daraus folgt, daß eine polizeiliche Verfügung, die 
auf Herbeiführung dieser Entscheidung gerichtet ist, nur dann die nötige 
gesetzliche Grundlage hat, wenn ein zweifelhafter Fall vorliegt. Gehört 
sonach das Vorliegen des Zweifelsfalls zu den tatsächlichen Voraussetzungen 
der Verfügung, so ist es Aufgabe des Verwaltungsrichters, festzustellen. ob 
die Polizeibehörde nach Lage der Sache einen auf Tatsachen gestützten, 
objektiv berechtigten Grund zum Zweifel hatte. 


Dies ist hier zu bejahen. 


Wenn auch die Beschlüsse des Bundesrats von 28. Juni1899 Gesetzeskraft 
nient besitzen, so erscheint doch die dem § 8 unter V daselbst zugrunde 
liegende Annahme nicht unberechtigt. daß wiederholte Befretungen des 
Impfpflichtigen von der Impfung auf Grund ärztlicher Zeugnisse zu dem 
Zweifel Veranlassung geben können, ob die Erfüllung der gesetzlichen Impf- 
pflicht tatsächlich mit einer Gefahr für Leben oder Gesundheit des Kindes 
verknüpft ist. Hier hat eine solche Befreiung zweimal auf Grund der arzt- 
lichen Zeugnisse des Dr. S. vom 8. Mat 1909 und 9. Dezember 1910 statt- 
gefunden. Dr. S. war der Polizeibehörde als impfgegnerischer Arzt bekannt, 
dessen Impfzeugnisse bei Nachuntersuchungen mehrfach als nicht zutrettend 
erachtet worden sind. Dazu kommt. daß das letzte ärztliche Zeugnis vom 
9 Dezember 1910 — es ist übrigens nicht auf dem vorgeschriebenen For- 
mular Ill ausgestellt. was jedoch für die hier zu entscheidende Frage gleichgültig 
it — die Impfeefahr für den auffallend langen Zeitraum von drei Jahren 
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ausspricht. Diese Erwägungen lassen den Zweifel der Polizeibehörde dar- 
über, ob die Impfgefahr noch fortbesteht, begründet erscheinen. 

Zu Unrecht wird ferner vom Kläger geltend gemacht, daß die Jahres- 
frist des § 2 Abs. 1 hatte abgewartet werden müssen. Denn diese Frist kommt 
nur für die Impfung in Frage, die in der angefochtenen Verfügung nicht ver- 
langt worden ist. Nicht zutreffend ist die Behauptung des Klägers, daß die 
Androhung von Zwangsmaßregeln gesetzlich schon deshalb unzulässig sei, 
weilessich hier nicht um eine bevorstehende Gefahr handle. Denn die Anwendung 
der in § 132 des Landesverwaltungsgesetzes den Behörden gegebenen Zwangs- 
befugnissé ist nicht davon abhängig, daß es sich um eine bevorstehende 
Gefahr handelt. 

Die Angriffe, die der Kläger gegen die bisherige Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichts über die Zulässigkeit der Zwangsmittel aus $ 132 
des Landesverwaltungsgesetzes zur Durchführung des Reichsimpfgesetzes 
gerichtet hat, haben auch bei nochmaliger Prüfung der Grundlagen, auf 
welchen diese Rechtsprechung beruht, keine Veranlassung gegeben, davon 
abzuweichen. er §1 des Reichsimpfgesetzes gebietet unzweideutig die 
Impfung der Kinder (Minderjährigen), und § 14 a.a.O. stellt die Nicht- 
erfüllung dieses Gebots unter Strafe. Demnach stellt die Entziehung der 
Kinder von der Impfung — abgesehen von den gesetzlichen Befreiungs- 
gründen — unzweifelhaft einen gesetzwidrigen Zustand dar. Zur Beseitigung 
eines gesetzwidrigen Zustandes ist die Polizei jederzeit und so lange einzu- 
schreiten befugt, als der gesetzwidrige Zustand dauert, und kann sich dazu 
der ihr gesetzlich zustehenden Machtmittel bedienen. Das sind in Preußen 
die Zwangsbefugnisse des § 132 des Landesverwaltungsgesetzes. Daraus 
folgt, daß die Polizeibehörde zur Durchführung der Impfung von den ihr 
dort verliehenen Zwangsbefugnissen Gebrauch machen kann, wenn nicht 
etwa das Gesetz selbst das Gegenteil will. Ein Verbot, die gesetzlichen Zwangs- 
mittel zur Durchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Impfung anzu- 
wenden, enthält das Reichsimpfgesetz in ausdrücklichen Worten nicht, es 
kann sich also nur darum handeln, wovon der Kläger auch ausgeht, ob sich 
ein solches Verbot aus der Absicht des Gesetzgebers, wie sie aus der Ent- 
stehungsgeschichte des Gesetzes zu erkennen ist, herleiten läßt. Der Ge- 
richtshof hat aber aus der wiederholt und unter Berücksichtigung der Aus- 
führungen des Klägers vorgenommenen Prüfung der Entstehungsgeschichte 
dieses Gesetzes, wie sie sich aus den Verhandlungen des Reichstags ergibt, 
nicht die Überzeugung gewinnen können, daß dabei die Absicht des Gesetz- 
gebers zum Ausdruck gekommen sei, den Impfzwang für Kinder (Minder- 
jährige), also auch die Anwendung der landesgesetzlichen Zwangsmittel zur 
Durchführung der Impfung für Kinder, auszuschließen. Wenn der Kläger 
seine Ansicht im besonderen auf die Behandlung stützt, die die nicht Gesetz 
gewordenen §§ 14 und 15 des Entwurfs der verbündeten Regierungen in der 
freien Kommission und im Reichstag erfahren haben, so ist aus den darüber 
stattgehabten Verhandlungen klar zu ersehen, daß der §14 nach seiner 
Umgestaltung durch die freie Kommission mit Beseitigung des $ 15 nur auf 
die Impfung Erwachsener beim Ausbruch einer Pockenepidemie be- 
zogen worden ist. und der Reichstag durch Annahme des Amendements 
Lasker zu diesem Paragraphen in zweiter Lesung und Ablehnung des ganzen 
Paragraphen unter Einfügung des Abs.3 zu $18 des Gesetzes in dritter 
Lesung lediglich für Erwachsene den Impfzwang insoweit ausge. 
schlossen wissen wollte, als er nicht bereits landesgesetzlich bestand. Dar- 
über aber, daß durch das Gesetz der Impfzwang für Kinder eingeführt werden 
sollte, herrschte nach den in dieser Hinsicht unwidersprochen gebliebenen 
Ausführungen der Abgeordneten Lasker und Abeken in der zweiten Lesung 
am 9. März 1874 im Reichstag kein Zweifel, und Gegenteiliges kann auch 
aus den Verhandlungen der dritten Lesung am 14. März 1874, wie insbesondere 
in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 24. September 1909, 

abvedruckt im Jahrgang 32 des Preußischen Verwaltungsblatts Seite 349, 
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dargelegt worden ist, nicht entnommen werden. Bestätigt wird die Absicht 
des Reichstages noch durch die Annahme des $ 13 des Gesetzes ohne Anderung 
des dort gebrauchten Ausdrucks „Impfzwang' für die Zöglinge der 
Schulanstalten. Hatte aber danach der Reichstag seine Ansicht dahin zum 
Ausdruck gebracht, daß durch die Umgestaltung und spätere Beseitigung 
der §§ 14 und 15 des Entwurfs der ee fiir Kinder, wie ihn der Ent- 
wurf vorsah, nicht beseitigt werden sollte, so kommt es nicht weiter darauf 
an, welche Absicht die Kommission etwa mit der Umgestaltung des § 14 
nach der ersten Lesung — die Verhandlungen ergeben hierüber nichts —- 
verfolgt hat. Demnach hatte der Gerichtshof keine Veranlassung, von der 
bisherigen Auslegung des Gesetzes abzuweichen. Daraus ergibt sich die Ab- 
weisung der Klage. 


C. Entscheidungen Deutscher Oberlandesgerichte. 


Kammergericht. 


Mitgeteilt von Geheim. Justizrat Stubenrauch, Berlin. 


SIPO. § 490. StGB. §§ 16—18. 28. 29. Darf in dem Falle, daß von einem 
zu einer Geldstrafe V erurleilten ein Restbetrag nicht beizutreiben ist, an Stelle dieses 
Betrages ein Tag Freiheitsstrafe auch dann vollstreckt werden, wenn der nicht 
gezahlte Geldbetrag den im Urteil einer eintägigen Freiheitsstrafe gleichgesetzten 
Betrag nicht erreicht? 

I. Str.S.B. vom 27. März 1913 g. B. u. Gen. (V.) 1 W. 31. 13. 

Gründe: Angeklagter V. ist vom Landgericht wegen Vergehens gegen 
das Fürsorgeerziehungsgesetz zu einer Geldstrafe von 10 .% verurteilt, an deren 
Stelle im Unvermögensfalle für je 5 4 ein Tag Gefängnis treten soll. Er hat 
hierauf 6 4 gezahlt. Die Zwangsvollstreckung wegen des Restes fiel fruchtlos 
aus. Die Königliche Staatsanwaltschaft ersuchte das zuständige Amtsgericht, 
falls V. den Rest nicht zahle, eine Gefängnisstrafe von einem Tage zu vollstrecken 
und an V. den überschießenden Betrag von 4 .& zurückzuzahlen. Das Amts- 
gericht lehnte den Antrag ab. Die Staatsanwaltschaft beantragte nunmehr 
nach § 490 StPO. Entscheidung des Landgerichts. Das Landgericht schloß 
sich der Auffassung des Amtsgerichts an. Die hiergegen von der Königlichen 
Staatsanwaltschatt eingelegte sofortige Beschwerde konnte keinen Erfolg haben. 

Allerdings wird die Auffassung der Beschwerde auch in zwei Beschlüssen 
des Königlichen Oberlandesgerichts zu Breslau vom 25. und 28. Februar 1902 
(Goltd. Arch. Bd. 50 S. 295, 296) vertreten. Dort wird ausgeführt, es liege hier 
eine Lücke im Gesetz vor, welche ausgefüllt werden müsse, und zwar in einer 
Weise, die einerseits den 88 16—18, 28, 29 StGB. und dem Willen des die Strafe 
verhängenden Gerichts nicht widerspreche, andererseits dem Angeklagten weder 
unzulässige Vorteile gewähre, noch unzulässige Nachteile zufüge. Dieses Ziel 
lasse sich nur in der Weise erreichen, daß für den uneinbringlichen Geldstrafen- 
rest, welcher den vom Gericht einem vollen Tage Freiheitsstrafe rleichrestellten 
Betrag nicht erreiche, trotzdem ein voller Tag Freiheitsstrafe vollstreckt und der 
überschießende Geldbetrag dem Verurteilten zurückgezahlt oder auf die Kosten 
verrechnet werde. : 

Dieser Ansicht hat sich der Senat in Übereinstimmung mit der Königlichen 
Oberstaatsanwaltschaft nicht anschließen können: er ist vielmehr bet seiner 
früheren in den Beschlüssen vom 30. März 1899 und 3. November 1902 (W. 174, 
99, 731, 02) dargelegten, mit der des Landgerichts übereinstimmenden 
Auftassung verblieben. Im vorliegenden Falle ist für je 5 .# ein Tag Gefünenis 
festgesetzt. Da aber nicht mehr 5, sondern nur noch 4 .H zu zahlen sind, kann 
an Stelle dieses nicht beizutreibenden Betrages ein Tay Gefängnis nicht voll- 
streckt werden, weil dies der Festsetzung im Urteil widersprechen würde. Die 
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von der Staatsanwaltschaft verlangte Rückzahlung des Betrages von.1 & 
an den Verurteilten oder die Verrechnung dieses Betrages auf die Kosten aber 
erscheint unzulässig, weil die durch Zahlung und Annahme dieses Betrages 
erfolgte Strafvollstreckung nicht wieder rückgängig gemacht werden kann, 
außer wenn das rechtskräftige Urteil im Wiederaufnahmeverfahren aufge- 
hoben wird. 

Es ist anzuerkennen, daß dem Verurteilten auf diese Weise ein ihm nicht 
zukommender Vorteil erwächst. Aber dies läßt sich nach den vorliegenden 
gesetzlichen Bestimmungen nicht vermeiden. Das Gleiche kann auch dann ein- 
treten, wenn derjenige Geldbetrag, welcher im Urteil einer eintägigen Freiheits- 
strafe gleichgesetzt ist, in den Betrag der Gesamtgeldstrafe nicht aufgeht; der 
überschießende Betrag bleibt dann außer Betracht (Urt. des RG. vom 9. De- 
zember 1897, Goltd. Arch. Bd. 46 S. 46). 

Weiter muß zugegeben werden, daß nach der hier vertretenen Auffassung 
der Verurteilte sich schon durch Zahlung eines ganz geringen Geldbetrages von 
der Verbüßung des letzten Tages der Freiheitsstrafe befreien kann und daß 
diese Konsequenz bedenklich ist; aber die gegenteilige Ansicht führt zu der noch 
bedenklicheren Folge, daß Angeklagter den letzten Tag Freiheitsstrafe verbüßen 
müßte, wenn auch nur ein ganz geringfügiger Geldbetrag zu zahlen bleibt, 
welcher zu dem im Urteil einer eintägigen Freiheitsstrafe gleichgesetzten Betrage 
in keinem Verhältnis steht. 

Die hier entwickelte Meinung wird auch von dem Königlichen Oberlandes- 
gericht zu Düsseldorf in seinen Beschlüssen vom 9. Juli 1910, Rhein. Arch. 
Bd. 108 S. 321 und 30. Dezember 1912 W. 733. 12 vertreten. 

Die Beschwerde war daher zuriickzuweisen..... 


SLPO. § 499 Abs. 2. Zum Begriff der Auslagen im Sinne dieser Bestimmung. 

Il. StrS. A. B. am 21. Mai 1912 g. S. 2 W. 570.12. 

Aus den Gründen: Unter Auslagen im Sinne des $ 499 Abs. 2 
StPO. werden nur Aufwendungen verstanden, die der Angeklagte aus eigenen 
Mitteln gemacht hat oder hat machen müssen, um die mit dem Strafverfahren 
zusammenhängenden Kosten zu bestreiten. Darunter fallen Reisen zum Gerichts- 
sitz oder zu dem Wohnort des Verteidigers, die Kosten der Verteidigung und 
ähnliche Ausgaben, aber nicht die Einbuße, die der Angeklagte durch den 
mit der Wahrnehmung von Terminen, Reisen, Rücksprachen mit dem Ver- 
teidiger verbundenen Zeitverlust an seinem Einkommen erleidet. Dieser Grund- 
satz, von dem die Allgemeine Verfügung des Justizministers vom 15. März 1892 
(JMBI. S. 109) ausgeht, ist auch in der Rechtsprechung durchweg anerkannt, 
(Vergl. Löwe, Strafprozeßordnung Anm. 4d zu § 499 und die Beschlüsse der 
Oberlandesgerichte Frankfurt a. M., München, Darmstadt bei Warneyer. 
Jahrbuch der Entscheidungen: Strafrecht u. Strafprozeß 2, 264; 4, 318.). Dem 
Angeklagten durfte daher eine Entschädigung für Zeitversäumnis überhaupt 
nicht zugesprochen werden. ....... 

B. B. vom 13. Dezember 1912 g. M. u. Gen. 2 W 1502. 12. 

Gründe: Wie der Senat in dem Beschluß vom 21. Mai 1912 2W. 570. 12 
(Strafsache g. S. des Landgerichts N.) in Übereinstimmung mit der Allg. Verf. 
vom 15. März 1892 (JMBI. S. 109) und der Rechtsprechung ausgeführt hat, 
können Verluste, die der Angeklagte in seinem Erwerbe erleidet, nicht als Aus- 
lagen im Sinne des $ 499 Abs. 2 StPO. angesehen werden. Dasselbe muß selbst- 
verständlich von Aufwendungen gelten, die lediglich zu dem Zwecke gemacht 
sind, um Verluste der bezeichneten Art zu vermeiden. Die dem Angeklagten 
zugebilligte Entschädigung von 2 mal 5 # für ihre Vertretung im Gastwirt- 
Schaftsyewerbe während der beiden Termine war deshalb von der Kosten- 
rechnung abzusetzen . . 222 .2.. 


StPO. $$ 496 Abs. 2. 503 Abs. 5. Welches Gericht ist zur Entscheidung 
über die Höhe der Kosten nach § 496 Abs. 2 StPO. zuständig? Von welcher Instanz 
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ist insbesondere in Privalklagesachen, wenn das Verfahren in mebreren Inslanzen 
yeschwebt hal, über den Antrag auf Festselzung der Kosten zu entscheiden ? 

II. StrS. B. vom 14. März 1913. V.g.L. 2W. 217. 13. 

Gründe: Die Frage, welches Gericht zur Entscheidung über die Höhe 
der Kosten nach $ 496 Abs. 2 StPO. zuständig ist, wird verschieden beantwortet. 
Die Rechtsprechung hat sich zum Teil dahin ausgesprochen, daß immer das- 
jenige Gericht die Kosten festsetzen müsse, das über die Pflicht zur Tragung 
der Kosten entschieden habe. Bei dieser Ansicht ist es unausbleiblich, daß unter 
Umständen ein Antrag auf Kostenfestsetzung erst durch drei verschiedene 
Beschlüsse erledigt werden kann, von denen zwei durch Beschwerde anfechtbar 
sind. Die Strafkammer hebt mit Recht hervor, daß dieses Verfahren sich ge- 
rade nicht durch Kürze auszeichne, und meint, daß jedenfalls auf das Kosten- 
festsetzungs-Verfahren in Privatklagesachen die zu solchen Weitläufigkeiten 
nicht führenden Bestimmungen der Zivilprozeßordnung entsprechend an- 
vewendet werden müßten. Dieser Ansicht tritt der Senat bei. Das Gesetz 
selbst erklärt in $ 503 Abs. 5 StPO. für eine wichtige Frage der Kostenfest- 
setzung die Vorschriften der Zivilprozeßordnung für maßgebend. Es besteht 
kein Anlaß, die entsprechende Anwendung der Zivilprozeßordnung auf die 
eine vom Gesetz hervorgehobene Frage zu beschränken; vielmehr legen schwer- 
wiegende Zweckmäßigkeitsgründe die Auffassung nahe, daß in der Sonder- 
vorschrift des $ 503 Abs. 5 der grundsätzliche Wille des Gesetzgebers dahin 
zum Ausdruck kommt, daß für das Kostenfestsetzungsverfahren in Privat- 
klagesachen allgemein die entsprechenden Bestimmungen der Zivilprozeß- 
ordnung anzuwenden seien. Dieser Auffassung huldigt seit der Geltung der 
Strafprozeßordnung die überwiegende Mehrzahl der Gerichte; sie steht auch 
nicht im Widerspruch mit den vom Amtsgericht angezogenen Entscheidungen 
und Verfügungen, da diese auf das Privatklageverfahren sich nicht beziehen. 

Danach ist in Privatklagesachen über den Antrag auf Festsetzung der 
aller Instanzen grundsätzlich zunächst von der ersten Instanz zu ent- 
scheiden. 


StPO. § 170 insbesondere Abs. 2 daselbst. Welche Bedeutung und welchen 
Zweck bat die dort erforderte Unterzeichnung des Antrages auf gerichtliche Ent- 
Scheidung durch einen Rechtsanwalt? Wird damit nur die rein mechanische 
Unterschrift des Rechtsanwalts gefordert oder wird von dem Rechtsanwalt die 
selbständige Vorprüfung des Antrages aus § 170 SIPO. verlangt und zum Zeichen, 
daß diese Prüfung erfolgt ist, seine Unterschrift gefordert? Wird die Wirksamkeit 
der Unterschrift eines Rechtsanwalts aufgehoben durch eine Zusatzerklärmig, 
aus der erhellt, daß er sich der selbständigen Prüfung des Antrages nicht unter- 
zogen habe? 

ll. Strs. B. vom 8. April 1913 g. G. 2 W. 363. 13. 

Gründe: Es mag dahingestellt bleiben, ob der Antrag einen aus- 
reichenden, der Vorschrift des § 170 Abs. 2 StPO. entsprechenden Tatbestand 
enthält, und ob sich aus im genügend ergibt, daß die Antragstellerin durch 
die behauptete Straftat „verletzt“ ist. Denn der Antrag ist schon darum un- 
zulässig, weil die Formvorschrift des § 170 Abs. 2 nicht gewahrt ist. Nach 
dieser muß der Antrag von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Damit 
ist nicht nur die rein mechanische Unterschrift des Rechtsanwalts gefordert. 
Die Vorschrift bezweckt, daß dem Gericht die Prüfung ganz grundloser An- 
träge erspart bleibe. Deshalb ist dem Rechtsanwalt die selbständige Vorprüfung 
der Anträge aus § 170 unter eigener Verantwortung auferlegt und zum Zeichen, 
daß diese Prüfung erfolgt ist, seine Unterschrift gefordert. Demgemäß wird — 
wie Wissenschaft und Rechtsprechung übereinstimmend annehmen — die 
Unterschrift eines Rechtsanwalts aufgehoben durch eine Zusatzerklärunr, 
aus der erhellt, daß er sich der vom Gesetz verlangten selbständigen 
Prüfung gerade nicht unterzogen hat. Dies aber ergibt die hei Einreichung 
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des Antrages vom Rechtsanwalt B. abgegebene Erklärung, daß er ‚weder 
durch seine Mandantin eingehender, noch durch Einsicht der Akten informiert‘ 
sei. Danach kann er garnicht die vom Gesetz verlangte selbständige Prüfung 
vorgenommen haben, denn der Antrag allein gibt hierzu nicht die erforderlichen 
Unterlagen. Auch darf bei einem deutschen Rechtsanwalt die Kenntnis vor- 
ausgesetzt werden, daß auf Grund des $ 170 StPO., der lediglich „die Erhebung 
der öffentlichen Klage“ betrifft, nicht die selbständige „Einziehung“ von Ur- 
kunden betrieben werden kann. Offenbar hat der Rechtsanwalt B. den ihm 
aus U. zugesandten Antrag bloß unterschriftlich vollzogen in dem Glauben, 
damit a Formvorschrift des § 170 StPO. zu geniigen. Dies aber ist nicht 
der Fall. 

Der Rechtsanwalt B. kann den Sachverhalt auch nicht aus dem früheren 
Antrage vom 24. Januar 1913 kennen, denn dort hat er die gleiche Erklärung 
abgegeben. Damals brauchte auf diesen Punkt nicht weiter eingegangen zu 
werden, weil jener Antrag schon aus einem anderen Grunde unzulässig war. 


Mitgeteilt von Landrichter Schleyer in Magdeburg. 


$ 118, 146 der Polizeiverordnung des Polizeiprasidenten zu Magdeburg, 
vom I. Oktober 1882; § 366, ro SIGB. Schuldiener nicht „Verwalter“ des Schul- 
grundslücks. 

Urteil vom 6. Januar 1913, 1 S. 1161/12. 

Die Revision konnte keinen Erfolg haben. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob die Bestimmung des Ortsstatuts für Magdeburg vom 4. Juli 1882, wonach 
auch dem Hausverwalter die Straßenreinigung obliegt, und der $ 118 der 
Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten zu Magdeburg vom 1. Oktober 1882, 
soweit er auch den von einer Öffentlichen Behörde bestellten Verwaltern die 
Reinigungspflicht auferlegt, rechtsgiiltig sind. Denn ohne Rechtsirrtum nimmt 
das Landgericht an, daß Angeklagter nicht als „Verwalter“ im Sinne der er- 
wähnten Vorschriften anzusehen ist, weil ihm in bezug auf das hier in Betracht 
kommende Grundstück kein selbständiger Geschäftskreis und keine Ver- 
tretungsbefugnis, sondern nur die Leistung mechanischer Dienste übertragen 
ist. Der von der Revision hervorgehobene Umstand, daß die Verwaltungs- 
behörde den Angeklagten als Träger der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung 
im Sinne des § 118 Abs. 3 anerkennt, ist auf die Entscheidung ohne Einfluß 
(vgl. auch KGJ. 42 S. 398). Es ist nicht richtig, wenn die Revision dem ange- 
fochtenen Urteil eine ‚lediglich privatrechtliche‘“ Auslegung des Wortes ,,Ver- 
walter“ vorwirft; denn dieses Wort hat im Öffentlichen Recht keine andere 
Bedeutung als im Privatrecht. Auch die Berufung auf das Urteil des Kammer- 
gerichts vom 15. März 1909 (KGJ. 37 E. 4) greift nicht durch. Nach diesem 
Urteil ist Verwalter eines Hauses derjenige, welcher n Vertretung des 
Eigentümers eine tatsächliche Herrschaft über das Haus ausübt. Nach 
den Feststellungen des Landgerichts ist der Angeklagte als Schuldiener weder 
„Vertreter‘ derjenigen juristischen Person, welche Eigentümerin des 
Schulhauses ist, noch übt ereine Herrschaft über dieses Haus aus. 


Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt Olbricht in Lüneburg. 


Ist die ständige Verabfolgung von Milch seitens eines Landwirts an Per- 
sonen zum Genuß auf der Stelle gegen Entgelt als Schankwirtschaft im Sinne 
des § 33 RGewO. anzusehen? 

Urteil des I. Strafsenats v. 6. März 1911. — 1. S. 1145/10 —. 

Aus den Gründen: „Die Angeklagten sind vom Schöffengericht 
in H. wegen Vergehens gegen §§ 33, 147 Nr. 1 Gew.O. verurteilt. 

Die Strafkammer hat ihre Berufung verworfen. Sie hat festgestellt, daß 
die Angeklagten ständig, insbesondere auch um Pfingsten 1910, an Touristen 
gegen Entgelt, um sich eine dauernde Nebeneinnahme zu verschaffen, Milch, 
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die zur Löschung des Durstes und des Wohlgeschmackes wegen auf der Stelle 
getrunken wurde, verabreicht haben, ohne dazu eine polizeiliche Erlaubnis 
zu besitzen. 

In ihrer Revisionsbegründung rügen die Angeklagten Verletzung ma- 
teriellen Rechts.... 

Die Revision mußte Erfolg haben. Zuzustimmen ist der Strafkammer ~ 
darin, daß in $ 33 GewO. kein Unterschied zwischen den einzelnen Arten von 
Getränken, welche zum Ausschank gelangen, gemacht ist. Sie irrt aber, wenn 
sie es für gleichgültig erklärt, ob die Angeklagten, die von ihnen zum Genuß 
auf der Stelle verkaufte Milch im eigenen landwirtschaftlichen Betriebe ge- 
wonnen haben oder nicht. Für diese Ansicht beruft sie sich auf ein in Golt- 
dammers Archiv, Band 43 S. 420 veröffentlichtes Urteil des Kammergerichts 
vom 6. Februar 1896. In demselben ist aber nur gesagt, daß auch der Aus- 
schank von selbstgewonnener Milch als Schankwirtschaft angesehen werden 
könne, wenn er gewerbsmäßig betrieben werde. Es ist aber nicht gesagt, 
daß, wenn letztere Voraussetzung zutreffe, stets auch Schankwirtschaft vorliege. 

Bei Beurteilung der Sache ist davon auszugehen, daß der Betrieb der 
Landwirtschaft kein Gewerbebetrieb ist und daher auch der Verkauf in der 
Landwirtschaft gewonnener Rohstoffe im Prinzip nicht unter die Vorschriften 
der Gewerbeordnung fällt. Dies gilt aber nur soweit, als ein solcher Verkauft 
nicht aus dem Rahmen des gewöhnlichen landwirtschaftlichen Betriebes heraus- 
fällt. Ist dies der Fall, so finden auf ihn die Vorschriften der Gewerbeordnung 
Anwendung (vgl. Urteil des Oberlandesgerichts Rostock vom 11. Mai 1895 — 
Goltdammers-Archiv Bd. 43 S. 139; Landmann, GewO. 5. Aufl. Bd. I. S. 29. 
Rohrscheidt, GewO. S. 134; Stenglein, die strafrechtlichen Nebengesetze, 
3. Aufl. S. 746). 

Die Strafkammer durfte sich also der Prüfung der Frage nicht entziehen, 
ob die Angeklagten nur in ihrem eigenen landwirtschaftlichen Betriebe ge- 
wonnene Milch oder auch solche, die sie selbst zum Zweck des Weiterverkaufs 
angeschafft hatten, ausgeschenkt haben. War letzteres der Fall, so lag Schank- 
wirtschaft vor, und die Angeklagten bedurften der Erlaubnis. Verschenkten 
sie dagegen nur selbst gewonnene Milch, so ist weiter zu prüfen und des Näheren 
festzustellen, wie sich der Verkauf abspielte, insbesondere, ob die Angeklagten 
durch Aufstellen von Tischen und Stühlen Vorkehrungen zur Aufnahme von 
Gästen getroffen hatten, ob sie neben der Milch andere Nahrungs- oder Genuß- 
mittel, die sie nicht in ihrem Landwirtschaftsbetriebe gewonnen hatten, ver- 
kauften. An der Hand dieser Feststellungen wird dann zu entscheiden sein. 
ob der Milchausschank aus dem Rahmen des gewöhnlichen landwirtschaftlichen 
Betriebes herausfiel. In diesem Falle bedurften die Angeklagten gleichfalls 
der Erlaubnis gemäß $ 33 GewO.“ 


Oberlandesgericht Celle. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Sieburg in Celle. 


SIPO. 88 117 bis 122. 

1. Die Gültigkeit einer durch Bürgschaft bewirkten Sicherheit wird dadurch 
nicht in Frage gestellt, daß in der betreffenden schrifllichen Erklärung ein be- 
stimmter Geldbetrag nicht genannt, sondern die Bürgschaft in der gerichtsseitig 
erst noch festzuselzenden Höhe übernommen wird, vorausgesetzt, daß ein ent- 
sprechender Gerichtsbeschluß demnächst erecht. 

2. Eine Sicherheit, die während schwebender Untersuchung dafür geleistet 
wird, daß sich der Angeschuldigte der Untersuchune nicht entztehe, haftet auch 
dafür, daß er sich dem Antritt der demnächst etwa erkannten Freibeitsstrafe nicht 
enlzicht. 

3. Der Vertall der Sicherheit tritt „ibso iure“ cin. 

4. Zum Begriff des „Sichentziehens“. 
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Beschluß des St.S. vom 13. Oktober 1911. 3. W. 262/11. 

Gründe: Durch den angefochtenen Beschluß ist die durch „Bürgschaft- 
übernahme‘“ seitens des Beschwerdeführers ‚in Höhe von 1000 .# geleistete 
Sicherheit" für verfallen erklärt, „weil nach den angestellten Nachforschungen 
der Aufenthalt der Angeklagten nicht zu ermitteln ist und hiernach die An- 
nahme begründet erscheint, daß sie sich dem Antritt der von ihr noch zu ver- 
büßenden Reststrafe von 1 Monat Gefängnis entzieht“. Das gegen die Richtig- 
keit dieses Beschlusses von dem Beschwerdeführer zunächst angeregte Be- 
denken, ob eine gültige Bürgschattsübernahme durch ihn überhaupt vorgelegen 
habe — so daß eventuell von einer rechtswirksam erfolgten Sicherheitsleistung 
gar nicht die Rede sein könnte und deshalb auch ein Vertallen der Sicherheit 
nicht habe ausgesprochen werden dürfen — ist nicht gerechtfertigt. Aller- 
dings lautet die betreffende schriftliche Erklärung des Beschwerdeführers, ohne 
daß in derselben eine bestimmte Summe genannt wird, lediglich dahin, daß er 
für die Angeklagte gegenüber dem Preußischen Staate gemäß $118 StPO. 
die Bürgschaft ‚in der vom Gericht festgesetzten Höhe“ übernähme; auch ist 
die Erklärung bereits vom 41. Juni 1910 datiert und auch bereits an diesem 
Tage bei Gericht eingegangen, während der in Frage stehende Beschlud des 
LG., nach welchem die Angeklagte mit der weiteren Untersuchungshaft ver- 
schont werden sollte, sobald sie eine Sicherheit von 1000 . durch Bürgschafts- 
übernahme seitens des Beschwerdeführers in dieser Höhe geleistet haben würde, 
erst am 13. Juni 1910 ergangen ist. Indessen kann es einmal mit Rücksicht 
darauf, daß der Beschwerdeführer seine Bürgschaftserklärung dem Gerichte 
mit det Eingabe vom 11. Juni 1910 eingereicht hat, in welcher er, als damaliger 
Verteidiger der Angeklagten, deren Entlassung aus der Untersuchungshaft 
gegen Sicherheitsleistung beantragt und zugleich dieserhalb sich selbst zur 
Übernahme der Bürgschaft ‚in der vom Gerichte zu bestimmenden Höhe“ 
anbietet, nicht wohl zweifelhaft sein, daß er bei Abgabe der Bürgschafts- 
erklärung die Tatsache, daß ein entsprechender Gerichtsbeschluß noch nicht 
ergangen war, kannte, und daß er daher, wenn er dessenungeachtet die Er- 
klärung abgab, damit die Bürgschaft in der gerichtsseitig erst noch festzu- 
setzenden Höhe übernehmen wollte. Auch ist durch die Erklärung, obwohl 
sie nicht die ziffernmäßige Angabe enthält, in welcher Höhe die Bürgschaft 
übernommen wurde, die Formvorschrift des § 766 BGB. als erfüllt anzusehen. 
Wenn auch, damit dem gesetzlichen Erfordernis der Schriftlichkeit einer Bürg- 
schaftserklärung genügt wird, dasjenige, was den Inhalt der Erklärung bildet, 
in seinen wesentlichen Teilen in der Bürgschaftsurkunde selbst enthalten sein 
muß, so können doch zur Erforschung des Willens des Erklärenden auch außer- 
halb der schriftlichen Erklärung liegende Umstände herangezogen werden, 
sofern nur kein Zweifel darüber besteht, was wirklich gewollt ist. Es genügte 
daher auch vorliegend die in der Bürgschaftserklärung ausdrücklich erfolgte 
Bezugnahme auf den betreffenden Gerichtsbeschlu8 dem Erfordernis der 
Schriftlichkeit hinsichtlich der Höhe der übernommenen Bürgschaft (ERG. 
7. S. 59 217). 

Verfehlt ist auch die weitere Ansicht des Beschwerdeführers, daß eı 
selbst im Falle der Gültigkeit der Bürgschaft deshalb aus derselben nicht in 
Anspruch genommen werden könne, weil die Angeklagte — was an sich richtig 
ist — nach ihrer auf Grund des Beschlusses vom 13. Juni 1910 erfolgten Ent- 
lassung aus der Unteisuchungshaft sich der weiteren Untersuchung nicht 
entzogen habe, seine Bürgschaftsübernahme aber mit Rücksicht auf den Wort. 
laut jenes Beschlusses, nach welchem die Angeklagte mit der Untersuchungs- 
haft zu verschonen sei, auf den Fall des Nichtantritts der rechtskräftig er- 
kannten Strafe nicht bezogen werden könne. Ein während schwebender Unter- 
suchung wegen Fluchtverdachts erlassener Haftbefehl, wie der hier in Frage 
Stehende, dient nicht nur zur Sicherung des ungestörten Fortgangs der Unter- 
suchung und zur Herbeiführung der Aburteilung des Angeklagten, sondern 
auch dazu, den Antritt der später etwa erkannten Strafe zu sichern. so daß 
auch eine zur Abwendung der Vollstreckung des Haftbefehls geleistete Sicher- 
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heit ebenfalls dafür haftet, daß die Strafe angetreten wird. Das kann auch 
nach der allgemeinen Fassung der §§121 Abs. 4 und 122 Abs. 2 StPO. nicht 
zweifelhaft sein. Daß der Beschluß vom 13. Juni 1910 nur von einem Ver- 
schonen mit der Untersuchungshaft spricht, erscheint gleichgültig; er ent- 
sprach mit diesem Worilaute nur der damaligen Lage des Verfahrens. 


Somit bedarf es nur noch der Prüfung, ob durch den angefochtenen Be- 
schluß die Voraussetzung des 3122 Abs. 1 StPO. für den Verfall der von der 
Angeklagten durch die Bürgschaftsübernahme seitens des Beschwerdeführers 
geleisteten Sicherheit mit Recht für gegeben erachtet ist, daß die Angeklagte 
sich dem Antritt der erkannten Freiheitsstrafe entzogen habe. Hat eine solche 
Entziehung tatsächlich bereits stattgefunden, so kommt es nicht darauf 
an, ob es dem Beschwerdeführer, was von diesem unter Überreichung seiner 
mit dem Detektivbureau ‚Greif‘“ gepflogenen Korrespondenz zur Begründung 
des von ihm in der mündlichen Verhandlung vor dem Beschwerdegericht ge- 
stellten Vertagungsantrages angeführt ist, möglich sein würde, alsbald den 
derzeitigen Aufenthalt der Angeklagten zu ermitteln und ihre Verhaftung 
herbeizuführen. Der erkennende Senat ist der u. a. auch in den Kommentaren 
zur StPO. von Löwe, 12. Aufl., Note 4 zu $ 122, und Stenglein, 3. Aufl., Note 1 
zu $122 vertretenen Ansicht, daß der Verfall der Sicherheit, sobald dessen 
gesetzliche Voraussetzungen vorliegen, ,,ipso iure“ eintritt und die in § 122 
StPO. vorgesehene gerichtliche Entscheidung nur „deklaratorische‘“ Be- 
deutung hat, durch diese also der Verfall nur festzustellen ist, so daß, wenn 
die den Verfall hewirkenden Tatsachen einmal eingetreten sind, dieselben 
nicht nachträglich wieder ungeschehen gemacht werden können. Sonst müßte, 
wie bei Stenglein a. a. O. Anm. zu $ 121 zutretfend bemerkt wird, z. B. auch 
die Sicherheit für einen auf der Flucht ergriffenen Verbrecher freigegeben 
werden. Der Vertagungsantrag des Beschwerdeführers war daher und da die 
Frage, ob ein „Sichentziehen der Strate“ seitens der Angeklagten a lnden 
hat, zu bejahen ist, abzulehnen. 


Die Bejahung der letzteren Frage folgt allerdings noch nicht öline weiteres 
aus dem dafür in dem angefochtenen Beschlusse angeführten Grunde, daß nach 
den angestellten Nachtorschungen der Aufenthalt der Angeklagten nicht zu 
ermitteln sei. Das „Sichentziehen“ im Sinne des $122 StPO. setzt — vgl. 
Löwe a. a. O. Note 2 — ‚ein Verhalten des Angeschuldigten voraus, welches 
auf der Absicht desselben, sich der Gewalt des Richters, wenn auch nur zeit- 
weise, zu entziehen, beruht“ („und welches den beabsichtigten Erfolg, wenn 
auch gleichfalls nur zeitweise, gehabt hat“). Die Tatsache allein aber, daß vor- 
liegend die Ermittelung der Angeklagten nicht möglich gewesen ist, würde eine 
derartige Absicht noch nicht zwingend ergeben: die Tatsache könnte auch 
andere Ursache haben, z. B. darauf beruhen, daß die Angeklagte alsbald nach 
ihrer Entlassung aus der Untersuchungshaft oder doch später vor Zustellung 
der Ladung zum Strafantritt bzw. bevor sie in der Lage war, der Ladung nach- 
zukommen, verstorben ist. Solche anderweite Ursachen erscheinen indessen 
“nach dem Inhalt der Akten und dem Ergebnis der Verhandlung vor dem Be- 
schwerdegericht ausgeschlossen, wie aus folgendem hervorgeht: 


I Hiernach ist unbedenklich anzunehmen, daß die Angeklagte jeden- 
falls zur Zeit der am 1. März erfolgten Zustellung der Ladung zum Strafantritt 
in A. in der mehrerwähnten Wohnung gewohnt, und daß sie, wenn auch die 
Ladung nicht ihr persönlich, sondern ihrem Ehemann zngestellt ist, doch durch 
den letzteren die Ladung ausgehändigt bzw. von derselben Kenntnis erhalten 
DiCsas es Hat aber die Angeklagte von der Ladung zum Strafantritt Kenntnis 
erhalten, so kann ihre Nichtgestellung nur darauf beruhen, daß sie sich dem 
Antritt der Strate, wenigstens bis auf weiteres, hat entziehen wollen; ein anderer 
Grund für ihr Verhalten ist schlechterdings nicht ersichtlich und auch von dem 
Beschwerdeführer nicht geltend gemacht. Ihr Verhalten hat auch den be- 
absichtigten Erfolg gehabt, da es bisher, und zwar ungeachtet der eingehendsten, 
noch vor Erlaß des angefochtenen Beschlusses angestellten Nachforschungen, 
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nicht möglich gewesen ist, ihren derzeitigen Aufenthalt zu ermitteln und sie 
zur Haft zu bringen. a” 

Somit sind die Voraussetzungen für den seitens des Vorderrichters aus- 
gesprochenen Verfall der durch Bürgschaftsübernahme des Beschwerdeführers 
geleisteten Sicherheit als gegeben anzusehen. Wenn demgegenüber der letztere 
noch auszuführen gesucht hat, daß, weil die Angeklagte sich noch bis zum 
15. März in ihrer Wohnung in A. aufgehalten habe, so daß sie dort hätte ver- 
haftet werden können, es nur dem Verhalten der Staatsanwaltschaft zuzu- 
schreiben sei, daß die Vollstreckung der Strafe bisher nicht stattgefunden habe, 
so ist es allerdings richtig, daß in dem bloßen Ungehorsam des für die Strar- 
vollstreckungsbehörde erreichbaren Verurteilten ein ,,Sichentziehen der Strafe“ 
nicht gefunden werden kann; vgl. Löwe a. a. O. Note 2. So liegt die Sache hier 
aber nicht. Einmal hat die Angeklagte selbst sich dadurch dem Antritt der 
Strafe entzogen, daß sie, wenn auch erst einige Tage nach Ablauf der ihr zum 
Antritt gesetzten Frist, ihre bisherige Wohnung in A. verlassen und sich seit- 
dem verborgen gehalten hat. Außerdem kommt auch eine Säumnis der Staats- 
anwaltschaft, auf die sich der Beschwerdeführer mit Erfolg berufen könnte, 
nicht in Frage, wenn jene nicht unmittelbar nach dem 10. März, dem Tage, an 
dem die Angeklagte ihre Strafe spätestens anzutreten hatte, sondern erst durch 
ein am 18. März bei der Polizei eingegangenes Schreiben um deren Verhaftung 
ersucht hat. 

Unanwendbarkeit des 8.103 SIG SIGB. bei den mittels einer Tällichkeil 
begangenen Beleidigungen. 

Urteil des St.S. vom 9. Februar 1912. 3 V 8/12. 

Gründe: Der Vorderrichter hat alle Tatbestandsmerkmale der tät- 
lichen Beleidigung festgestellt und den Schuldausschließungsgrund des § 53 
StGB. aus Gründen verneint, die rechtlich einwandfrei erscheinen . 

Der Gesichtspunkt des $ 193 StGB. scheidet bei der tätlichen Beleidigung 
aus. Wenn das Gesetz den im § 193 besonders behandelten andere „ähnliche 
Fälle“ gleichgestellt, so kann es sich dabei doch immer nur um wörtliche Be- 
leidigungen handeln, weil nur solchen das Merkmal der Ähnlichkeit zukommen 
kann (vgl. Olshausens Kommentar z. StGB., 8. Aufl., § 193 N. 8). 


SIGB. § 198. 

1. Ein Anspruch auf Bestrafung der früheren Beleidigung setzt zwar eine 
bei Stellung des Strafantrages wegen der späteren Beleidigung noch 
laufende Antragsfrist nicht voraus; der Anspruch besiehl aber dann nicht mehr, 
wenn das Recht zur Verfolgung der früheren Beleidigung zur Zeit der Be- 
gebung der späteren Beleidigung bereits erloschen war. 

2. Zum Begriff der „wechselseiligen‘‘ Beleidigungen. 

Urteil des St.S. vom 2. April 1912. 3 V 22/12. 

Gründe: Die Revision des Wiederklägers ist frist- und formgerecht 
eingelegt und auch im übrigen an sich zulässig. Insbesondere steht der Zu- 
lässigkeit der § 380 StPO. nicht entgegen, obwohl mit der Revision nur geltend 
gemacht ist, daß der Vorderrichter unter Verletzung des $ 198 StGB. den, 
erst mit der Widerklage gestellten, Strafantrag des Widerklägers wegen der 
hetreffenden Beleidigung für nicht rechtzeitig angebracht erachtet und des- 
halb zu Unrecht das Verfahren eingestellt habe. Mit dieser Rüge ist. da nach 
der feststehenden Rechtsprechung des Oberlandesgerichts Celle die Frage, ob 
ein rechtsgültiger Strafantrag vorliegt, nicht oder jedenfalls nicht nur formaler 
Natur ist, außer einem etwaigen Prozeßverstoß auch die Verletzung des 
materiellen Rechts als behauptet anzusehen. 

Die Revision erweist sich jedoch als unbegründet. ..... 

Was aber die in dem angefochtenen Urteil vertretene Ansicht von der 
Tragweite des $ 198 StGB. betrifft, so vermag der erkennende Senat den früher 
eingenommenen gegenteiligen Standpunkt — vgl. z.B. die Urteile vom 
21. Oktober 1907, 3 V 46/07, und vom 1. März 1910, 3 V 8/40 — nach noch- 
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maliger eingehender Prüfung nicht aufrechtzuerhalten. Er muß sich vielmehr 
der Auffassung des Reichsgerichts in dem von dem Vorderrichter angeführten 
Urteil vom 25. November 1910, E.St. S. 44 161 anschließen, daß zwar der 
§ 198 a.a. O. in bezug auf die erste Beleidigung eine bei Stellung des 
Strafantrags (durch Erhebung der Privatklage oder Beantragung der 
Erhebung der öffentlichen Klage) seitens des Zweitbeleidigten noch nicht ab- 
gelaufene Antragsfrist — wie solches das Kammergericht in Goltdammer’s 
Archiv 49 143* annimmt — nicht voraussetzt, daß aber ungeachtet des § 198 
eine Bestrafung wegen der ersten Beleidigung dann nicht mehr verlangt 
werden kann, wenn das Recht hierzu bei Begehung der zweiten Be- 
leidigung durch Ablauf der Antragsfrist bereits erloschen war. Gegen diese 
Auffassung spricht zunächst der Wortlaut des § 198 in keiner Weise. Wenn 
hier der Erstbeleidigte für berechtigt erklärt wird, noch bis zum Schlusse der 
wegen der zweiten Beleidigung stattfindenden Verhandlung auch für den Fall 
Strafantrag zu stellen, daß zu diesem Zeitpunkte die Antragsfrist bereits 
abgelaufen ist, so ist damit durchaus nicht gesagt, daß das Antragsrecht selbst 
dann wieder aufleben soll, wenn dasselbe schon zur Zeit der Begehung der 
zweiten Beleidigung nicht mehr bestand. Die Bestimmung kann hiernach zu 
ihrer Anwendung ebensogut als selbstverständlich voraussetzen, daß damals 
der Erstbeleidigte noch ein Recht zur Antragstellung hatte. Andererseits 
kommt in Betracht, daß im Eingange des §198 von dem „Verlust“ des dem 
Erstbeleidigten zur Zeit der Stellung des Strafantrags seitens des Zweit- 
beleidigten zustehenden Antragsrechts gesprochen wird und von dem ,, Ver- 
lust“ eines Rechts doch regelmäßig nur die Rede sein kann, wenn dasselbe noch 
besteht. Es könnte unter diesen Umständen (so das Kammergericht) sogar 
in Frage kommen, ob nicht der § 198 in bezug auf die erste Beleidigung eine 
auch zur Zeit der Antragsstellung seitens des Zweitbeleidigten noch 
nicht abgelaufene Antragsfrist voraussetze. Wenn trotzdem dieser Schluß 
nicht zu ziehen ist, so verbietet sich das insbesondere im Hinblick auf die, in 
dem erwähnten Reichsgerichtsurteil mitgeteilten Ausführungen der Motive 
zum § 198, die insoweit über den von dem Gesetzgeber mit demselben ver- 
bundenen Zweck keinen Zweifel lassen. Jedenfalls fehlt es aber mit Rücksicht 
auf den dargelegten Sachverhalt an jedem Anhaltspunkte dafür, daß der $ 198 
das Wiederaufleben eines auch schon bei Begehung der zweiten Beleidigung 
verjährten Antragsrechts anordnen will. Auch jene Ausführungen der Motive 
und überhaupt die Entstehungsgeschichte des § 198 erscheinen, wenn darauf 
auch vielleicht nicht so erhebliches Gewicht zu legen ist, wie es seitens des 
Reichsgerichts geschieht, doch immerhin nicht ganz ohne Bedeutung für die 
hier vertretene Auffassung. Vor allen Dingen aber ist zu berücksichtigen, daß 
die gegenteilige Auffassung aus den von dem Reichsgericht angeführten Gründen 
mit diesem als unter Umständen „mit den sittlichen und staatlichen Zwecken 
der Gesetzgebung in Widerstreit tretend“ und deshalb als so fernliegend Þe- 
zeichnet werden müßte, daß sie beim Mangel einer dahingehenden ausdrück- 
lichen Bestimmung nicht als dem Willen des Gesetzgebers entsprechend an- 
gesehen werden kann. 

Wenn von der Revision gegenüber der Erwägung des Reichsgerichts, dab 
der Gesetzgeber nicht beabsichtigt haben könne, ein längst erloschenes Strat- 
antragsrecht vielleicht noch nach Jahren wiederaufleben zu lassen, bemerkt 
wird, daß es sich im Falle des 8198 StGB. nicht um eine zufällig wiederum 
zwischen denselben Personen mit umgewechselten Rollen erfolgte Beleidigung, 
sondern um Beleidigungen handele, von denen die zweite zu der ersten in einer 
gewissen Beziehung stehe, so verkennt die Revision — und nicht, wie diese 


* Anmerkung des Einsenders: Übrigens hat das KG. bereits in einem 
Urteil vom 7. Oktober 1910, abgedruckt in G. A. 58 231 seine frühere Ansicht 
aufgegeben und gleichfalls den Standpunkt eingenommen, daß es darauf an- 
komme, ob bei Begehung der späteren Beleidigung das Recht zur Ver- 
toleune der früheren noch nicht erloschen Sel. 
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meint, das Reichsgericht — den Begriff der „wechselseitigen“ Beleidigungen 
im Sinne des §198. Wie in der höchstrichterlichen Rechtsprechung über- 
wiegend angenommen wird, und wie auch der erkennende Senat aus den von 
dem RG. in EStS. 2 87 angeführten Gründen stets angenommen hat — 
vgl. u. a. die Urteile vom 30. März 1908, 3 V. 14/08, und vom 9. März 1909, 
3 V. 10/09 —, erfordert der Begriff nicht, daß die beiden Beleidigungen in 
einem ursächlichen oder sonstigen tatsächlichen Zusammenhange stehen. Vor- 
aussetzung ist nur, daß jede der beiden Parteien die andere beleidigt hat. 

Hiernach ist die Einstellung des Verfahrens wegen der fraglichen Be- 
leidigung, die der Widerangeklagte bereits im Mai 1907 begangen haben soll, 
und von weleher der Widerkläger nach der tatsächlichen Feststellung des 
Vorderrichters spätestens Anfang Juni desselben Jahres Kenntnis erhalten 
hat, während die dem letzteren in dem vorliegenden Verfahren zur Last ge- 
legten Beleidigungen sämtlich erst im Oktober bzw. {November 1909 begangen 
sind, als mit Recht erfolgt anzusehen. 


Mitgeteilt vom Ersten Staatsanwalt Olbricht in Görlitz. 


Zulässigkeit des Verkaufs von Zinksalbe im Hinblick auf § 367 Ziff. 3 
SIGB. und die Kaiserl. Verordnung vom 22. Oktober 19017 (RGBl. S. 380). 

Begründung des subjektiven Tatbestandes mit Rücksicht auf § 59 SIGB. 

Urteil vom 14. November 1911. 

Aus den Gründen: „Wie bereits in dem in der vorliegenden _ 
Sache ergangenen Urteil des erkennenden Senats vom 20. Juni 1911 dargelegt 
ist, kann eine Bestrafung der Angeklagten wegen der ihnen zur Last gelegten 
Übertretung des $ 367 Nr. 3 StGB., die in einer Zuwiderhandlung gegen die 
Vorschrift des $ 1 der Kaiserl. Vercrdnung v. 22. Oktober 1901 (RGBI. S. 380) 
bestanden haben soll, nur unter der doppelten Voraussetzung erfolgen, daß 
die vom Angeklagten feilgehaltene und verkaufte Zinksalbe kein kos- 
metisches Mittel oder doch, wenn sie ein solches ist, einen der 
nach Absatz 2 Nr. a jener Verordnung verbotenen Stoffe enthält und dab 
die Salben von den Angeklagten als Heilmittel für Menschen 
feilgehalten oder verkauft ist. Während nun die letztere Voraussetzung nach 
dem angefochtenen Urteil einwandsfrei gegeben ist, unterliegt dasselbe in 
ersterer Richtung, und zwar sowohl in objektiver Beziehung als auch 
in bezug auf den subjektiven Tatbestand, das Verschulden der Angeklagten, 
rechtlichen Bedenken.... 

Daß etwa die fragliche Salbe einen verbotenen Stoff im Sinne des § 1 
Abs. 2a a. a. O. enthalten habe, ist nach den vom Vorderrichter getroffenen 
Feststellungen ausgeschlossen, da hiernach die Salbe außer aus Schweinefett 
nur aus Zinkoxyd bestanden hat, und Zinkoxyd weder zu den besonders ver> 
botenen Stoffen, noch auch den Stoffen gehört, die in den Apotheken ohne 
ärztliche Anweisung nicht abgegeben werden dürfen; vgl. die Bekanntmachung 
des Preuß. Ministers der geistl. usw. Angelegenheiten vom 22. Juni 1896 (Mi- 
nisterialblatt für die ges. innere Verwaltung S. 128). Was aber die Annahme 
des Vorderrichters betrifft, daß die Salbe überhaupt kein Kosmetikum sei, 
so kann allerdings der Ansicht der Revision, daß Zinksalbe, wenn sie auch zu- 
gleich als Heilmittel Verwendung finden konne, doch immer ein Kosmetikum 
sei, nicht beigetreten werden. Die Unrichtigkeit dieser Ansicht ergibt} sich 
schon daraus, daß nach der Kaiserl. Verordnung selbst Zinksalbe nicht ohne 
weiteres als Kosmetikum anzusehen ist, da dieselbe anderenfalls nicht, wie in 
Anlage A. Nr. 10 a. E. der Verordnung geschehen ist, zum Gebrauche für Tiere 
ausdrücklich hätte freigegeben zu werden brauchen; vgl. auch S. 34 des Kom- 
mentars von Dr. H. Böttger ,,Die reichsgesetzlichen Bestimmungen über den 
Verkehr mit Arzeneimitteln außerhalb der Apotheken,“ 4. Auflage. Auch kann 
sich die Revision für ihre Ansicht, daß Zinksalbe an sich ein Kosmetikum sei, 
nicht mit Erfolg auf die ferner vorgelegten Urteile verschiedener Strafgerichte 
berufen, in denen die dort wegen Feilhaltens von Zinksalbe als Heilmittel für 
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Menschen angeklagten Personen freigesprochen sind. Abgesehen davon, dab 
keineswegs in allen jenen Fällen die Freisprechung deshalb, weil Zinksalbe 
kein Kosmetikum sei, sondern teilweise, wie z. B. in dem von dem Königl. 
Landgericht in H. am 6. April 1912 abgeurteilten Fall, die Freisprechunr er- 
folgt ist, weil nicht festgestellt werden konnte, daß die Salbe als Heilmittel 
für Menschen feilgehalten oder verkauft war, handelt es sich auch — wie der 
erkennende Senat schon wiederholt ausgesprochen hat — u. a. in dem in 
Goltdammers Archiv für Strafrecht 56 104 abgedruckten Urteil vom 15. Januar 
1906 und in dem in den Beiakten gegen B. ergangenen Urteil vom 11. Mai 1909 
bei der Entscheidung der Frage, ob Zinksalbe ein Kosmetikum sei, nicht um 
einen feststehenden Rechtsbegriff, sondern um eine im wesentlichen 
auf tatsächlichem Gebiete liegende Feststellung. Bei dieser 
Feststellung sind daher die Erwägungen des zur Entscheidung der Schuld- 
frage berufenen Tatrichters maßgebend, die auch bei gleicher Sachlage ver- 
schieden ausfallen können und überdies noch im einzelnen Falle noch davon 
abhängen, aus welchen Stoffen die gerade feilgehaltene Salbe besteht, sowie in 
welchen Mengen die betreffenden Stoffe zugesetzt sind. 


Hiernach würde auch vorliegend die Annahme des Vorderrichters, dag 
die fragliche Salbe kein Kosmetikum sei, an sich für das Revisionsgericht 
maßgebend sein müssen, $ 376 StrPO. Indessen läßt jene Annahme mit Rück- 
sicht auf deren nähere Begründung die Möglichkeit nicht ausgeschlossen er- 
scheinen, daß der Vorderrichter von irrigen rechtlichen Erwägungen ausge- 
gangen ist. In der Hauptverhandlung vor dem Landgericht sind über die in 
Rede stehende Frage zwei Sachverständige vernommen, deren Gutachten beide 
in dem angefochtenen Urteil mitgeteilt sind, und der Vorderrichter stützt 
seine Ansicht, daß es sich vorliegend nicht um ein Kosmetikum handele, aus- 
drücklich nicht nur auf das Gutachten des Sachverständigen Dr. L., welcher 
der Salbe die Eigenschaft als Kosmetikum zu dienen, aus rein tatsächlichen 
lediglich auf die Art und Menge der dazu verwendeten Stoffe gestützten Er- 
wägungen abspricht, sondern auch auf das Gutachten des Sachverständigen 
K. Wenn dieser aber, wie in dem Urteil angeführt wird, erklärt hat, die Salhe 
sei deshalb kein Kosmetikum, weil „sie Zinkoxyd, ein Gift, enthalte“ und 
„nach einer älteren Verordnung Gifte nicht zu kosmetischen Mitteln ver- 
wendet werden dürften,‘ so ist das rechtsirrig. Dabei mag die Frage, ob Zink- 
oxyd überhaupt ein Gift ist, ganz unerörtert, und es kann auch unentschieden 
bleiben, ob gegenüber der Kaiserlichen Verordnung selbst, deren Wortlaut 
wenigstens nicht erkennen läßt, daß zur Zubereitung kosmetischer Mittel 
nur giftfreie Stoffe verwendet werden dürfen, eine abweichende ältere Ver- 
ordnung in Betracht kommen könnte. Jedenfalls steht das Gutachten des K. 
in direktem Widerspruch zu dem Reichsgesetz vom 15. Juli 1887, betreffend 
die Verwendung gesundheitsschidlicher Farben bei der Herstellung von 
Nahrungsmitteln usw. (RGBI. S. 277), durch dessen § 2 Absatz 2 die Ver- 
wendung von Zinkoxyd zur Herstellung von kosmetischen Mitteln ausdrücklich 
zugelassen ist. Es konnte daher der Umstand allein, daß es sich vorliegend 
um eine Salbe handelt, die zum Teil aus Zinkoxyd besteht, ihre Eigenschatt 
als kosmetisches Mittel noch nicht in Frage stellen, vielmehr das Vorhandensein 
dieser Eigenschaft nur wegen der Menge des verwendeten Zinkoxyds ver- 
neint werden; vgl. auch Böttger a. a. O. S. 99, sowie das von diesem S. 34 oben 
angeführte Urteil. 

Somit ist, weil der Vorderrichter seine diesbezügliche Feststellung auch 
auf das auf rechtsirriger Grundlage beruhende 
Gutachten des Sachverständigen K. stützt, zunächst die 
objektive Annahme, daß vorliegend kein Kosmetikum in Frage stehe, als 
möglicherweise durch Rechtsirrtum beeinflußt zu beanstanden. 

Es bestehen aber auch. selbst wenn diese Annahme an sich gerechtfertigt 
gewesen sein würde, insoweit erhebliche Bedenken hinsichtlich des subjektiven 
Tatbestandes und zwar aus folgenden Gründen: 
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Einer ausdrücklichen Feststellung, daß der Täter die zum gesetzlichen 
Tatbestande des betreffenden Delikts gehörigen Tatumstände gekannt oder, 
soweit das Delikt auch fahrlässig begangen werden kann, aus Fahrlässigkeit 
nicht gekannt habe, bedarf es zu einer Verurteilung zwar regelmäßig nicht, 
sondern nur dann, wenn der Täter selbst einen entsprechenden Einwand er- 
hoben hat oder die Frage des subjektiven Verschuldens nach der konkreten 
Sachlage zweifelhaft sein kann. Auch mag es dahingestellt bleiben, ob schon 
aus letzterem Grunde jene Feststellung vorliegend geboten gewesen wäre. 
Dagegen war sie mit Rücksicht darauf unbedingt erforderlich, daß, wie nach 
den Gründen des angefochtenen Urteils angenommen werden muß, die An- 
ee sich durch ihren Verteidiger bereits vor der Strafkammer darauf 

erufen hatten, es sei ihnen, und zwar schon vor Begehung der ihnen zur Last 
gelegten Übertretung, mitgeteilt worden, daß Urteile ergangen 
seien, nach denen das Feilhalten von Zinksalbe außerhalb der Apotheken er - 
laubt sein sollte. Der Vorderrichter hätte daher in eine nähere Prüfung 
eintreten müssen, ob die Angeklagten, was mit ihrer SEE auf jene Urteile 
doch ohne weiteres als geltendgemacht anzusehen war, die freie Verkäuflich- 
keit der von ihnen vertriebenen Salbe auch als Heilmittel für Menschen tat- 
sächlich angenommen, und eventuell aus welchen 
Gründen — z.B. weil sie die Salbe für ein kosmetisches Mittel hielten — 
sie das geglaubt haben, sowie welcher Art ihr etwaiger Irrtum in dieser Be- 
ziehung gewesen ist, insbesondere ob es sich nicht um einen solchen über das 
Strafgesetz, der unbeachtlich gewesen sein würde, sondern um einen Irrtum: 
über Tatumständeim Sinne des §59 StrGB. gehandelt hat, und in letzterem 
Falle, ob ihre Unkenntnis nicht auf Fahrlässigkeit beruhte — 
vgl. Olshausen Kommentar zum StrGB. 8. Aufl. Noten zu $ 367 Nr. 3 —, sie 
vielmehr ein Verschulden dieserhalb überhaupt nicht traf, so daß sie freizu- 
sprechen gewesen wären ...“ 


Oberlandesgericht Dresden. 


Mitgeteilt von Geh. Justizrat Dr. v. Feilitsch, Dresden. 


Zur Auslegung der §§ 74, 79 SIGB. 

Urteil vom 27. September 1914. III 244/11. 

Da die am 1. September 1910 erkannte Strafe zwar noch nicht bei der 
Urteilsfällung des Schöffengerichts, wohl aber bei der des Landgerichts völlig 
verbüßt war, so lagen die Voraussetzungen für $79 StGB. zwar bei jener, 
dagegen nicht mehr bei dieser Urteilsfällung vor. Seine Anwendbarkeit hängt 
demgegenüber davon ab, ob anzunehmen ist, daß dem Angeklagten der Vorteil 
von § 74 StGB. gewahrt bleiben mußte, nachdem und weil er ihn bereits zur 
Zeit des schöffengerichtlichen Urteils erlangt hatte. ' 

Diese Annahme ist in der Rechtsprechung und Wissenschaft von jeher 
teils verneint, teils — wie mit Olshausen, Komm. zum StGB., 8. Aufl., § 79 
N. 9 auch von der Vorinstanz — bejaht worden. Nach den Ausführungen des 
Reichsgerichts in Bd. 32, 7 folg., denen sich das Oberlandesgericht angeschlossen 
hat. muß aus den dort angeführten Gründen ihre Verneinung als allein dem 
Willen des Gesetzgebers und dem Sinne des Gesetzes entsprechend gelten. 

Dabei ist von nur nebensächlicher Bedeutung und ohne Einfluß auf die 
rechtliche Beurteilung, ob es sich — wie bei dem vom Reichsgericht geprüften 
Falle — um ein nach Aufhebung des zunächst ergangenen wiederum erst- 
instanzliches Urteil oder — wie in der jetzt vorliegenden Strafsache — um 
ein unter neuer und selbständiger Entscheidung über Schuld- und Straffrage 
zu erlassendes Berufungsurteil handelt. 

Wesentlich und maßgebend ist hier wie dort die abschließende und des- 
halb die Anwendung von §79 StGB. ausschließende Erledigung der früher 
erkannten Strafe und der Zeitpunkt des Eintritts dieser Erledigung. Mit ihm 
fällt die Anwendbarkeit von $79 StGB. ohne weiteres weg. Denn einerseits 
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ist damit die frühere Strafe hinsichtlich ihrer Vollstreckung abgetan und aus 
dem Bereiche der Kognition des später verurteilenden Gerichts ausgeschieden. 
Anderseits aber liegt nunmehr auch der gesetzgeberische Grund für die Bildung 
einer Gesamtstrafe — daß nämlich die Schwere von Freiheitsstrafen bei un- 
unterbrochener Verbüßung durch die Länge der Verbüßungszeit ganz unver- 
hältnismäßig gesteigert wird — um deswillen nicht mehr vor, weil die frühere 
Strafe bereits verbüßt und daher eine ununterbrochene Strafverbüßung hin- 
sichtlich der früher und der später abgeurteilten Straftaten der Regel nach 
gar nicht mehr in Betracht kommt. 

Entsch. des Reichsgerichts in Strafs. Bd. 327, 392°5, Entsch. des 
Reichsmilitärgerichts Bd. 71%, 81% u. 3%, Goltd. Archiv Bd. 5 7334, 
Warneyers Jahrbuch des Strafrechts Bd. 1 S. 18 ff. § 79 N. 6 sowie 
die Motive zu § 65 des Entwurfs I und zu $ 72 des Entwurfs III zum 
Strafgesetzbuche und Vorentwurf zu einem Deutschen StGB. 1909, 
Begründung, Allgemeiner Teil S. 396. 

Da aber nach alledem, insbesondere auch angesichts der bereits am 9. Juli 
1911 abgelaufenen Verbüßung jener früheren Gesamtstrafe, zur Zeit der Fallung 
des Berufungsurteils vom 21. Juli 1941 der § 79 StGB. nicht mehr anwendbar 
war, so beruht das angefochtene Urteil in der Bildung einer weiteren Gesamt- 
strafe auf rechtsirrtümlicher Verletzung des Gesetzes. 


Ist der gesetzliche Vertreter eines durch eine strafbare Handlung Verlelzien 
nur für diesen oder auch aus eigenem Rechte Privatklage zu erheben befugt? Ent- 
schuldbarer Irrtum des Vertreters hei der Stellung des Stratantrags und der Er- 
hebung der Privatklage? 865 SIGB., § 414 CPO. 

rteil vom 41. Oktober 1914. III 251/11. 

Zwar ist — abweichend von der im Sachs. Archive von 1909 S. 598 ab- 
gedruckten Entscheidung — davon auszugehen, daß der gesetzliche Vertreter 
einer durch strafbare Handlung verletzten Person nur für diese, nicht 
dagegen aus eigenem Rechte Privatklage zu erheben befugt ist. 

Nach $ 414 Abs. 2 StPO. können diejenigen Personen, denen in den Straf- 
geseizen das Recht, selbständig auf Bestrafung anzutragen, beigelegt ist, auch 
selbständig aus eigenem Rechte Privatklage erheben, während nach $ 414 
Abs. 3 StPO. der gesetzliche Vertreter die Privatklage nur für den von ihm 
vertretenen Verletzten aus dessen Rechte erheben darf. Für das Recht aus 
8 414 Abs. 2 StPO. ist dabei ausschließlich der Inhalt der §§ 195, 196, 232 Abs. 3 
StGB., nicht aber § 65 StGB. maßgebend. Dieser gibt in Abs. 1 Satz 2 und in 
Abs. 2 dem gesetzlichen Vertreter eines verletzten Minderjährigen nur das Recht, 
denjenigen Strafantrag, zu dem nach Vollendung des 18. Lebensjahres der 
Minderjährige aus Abs. 1 Satz 1 selbständig berechtigt ist, bis zu diesem Zeit- 
punkte teils unabhängig von der eigenen Befugnis des Verletzten, teils unter 
ihrem Ausschlusse an Stelle des Verletzten zu stellen, also nur ein eigenes Recht 
zur Stellung dieses Antrages, der — wie aus Abs. 1 zu schließen ist — an sich 
auch in diesen Fällen dem Verletzten zusteht und somit derjenige des Verletzten 
bleibt, und nicht dageren ein eigenes Antragsrecht, zu dessen Begründung bei 
der Fassung von §65 StGB. auch gar kein Bedürfnis vorliegt. Zu einer ab- 
weichenden Auslegung bietet weder der Wortlaut noch die Entstehungs- 
geschichte von §65 StGB. noch auch dessen gesetzgeberischer Zweck zwin- 
genden oder auch nur ausreichenden Anlaß, und aut dem hier vertretenen, 
allerdings umstrittenen Standpunkte steht annehmbar auch das Reichsgericht 
und Stehen ferner zahlreiche Obergerichte. 

Zu vel. Sachs. Archiv von 1908 S. 26 und von 1909 S. 99 und 
598, Lowe-Hollweg, Komm. zur StPO., 12. Aufl., $414 N. 4 u. 5. War- 
nevers Jahrb. für Strafrecht u. Strafprozeß Bd. 4 S. 14 zu § 65 StGB., 
S. 188 N. 2 und Literatur zu 8 414 StPO., Bd. 2S. 16 N. I und Literatur 
zu $65 SGB. u. S. 253 N.14 zu § 414 SPO., Bd. 3 S. 283 N. 2 und 
Literatur zu 8414 StPO., Bd. 4 N.4 zu § 65 StGB., Bd. 5 Literatur 
zu § 444 StPO., Entsch. des Reichsverichts in Strafs. Bd. 12 S. 445 
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(wonach der gesetzliche Vertreter den Strafantrag aus $65 Abs. 1 
Satz2 für den Minderjährigen zu stellen das Recht hat) und 
Bd. 36 S. 64 (worin die Erneuerung eines vom gesetzlichen Vertreter 
zurückgenommenen Strafantrags seitens eines zu dieser Erneuerung 
bestellten Pflegers für unzulässig erklärt wird, weil von den aufeinander- 
folgenden gesetzlichen Vertretern ein jeder den Vertretenen re- 
präsentiere und aus diesem Grunde das Strafantragsrecht bereits 
erloschen gewesen sei, als der für die Verletzte bestellte Pfleger sein 
Amt angetreten habe — eine Schlußfolgerung, die mit der Annahme 
eigenen Antragsrechts der Vertreter in Widerspruch steht und 
unvereinbar ist). 
§ 195 StGB. aber, der allein für den vorliegenden Fall in Betracht kommt. 
räumt das Recht zu selbständigem Strafantrage seit dem 1. Januar 1900 (Art. 
34 VI des Einführungsgesetzes zum BGB.) nur noch dem Ehemanne einer be- 
leidigten Frau, nicht auch dem Vater eines Beleidigten mehr ein. 

Dementsprechend war im vorliegenden Falle der Vater der Verletzten 
als ihr gesetzlicher Vertreter zur Stellung des Strafantrags und demzufolge 
auch zur Erhebung der Privatklage nur für seine Tochter nach $ 414, 
Abs. 3, nicht aber aus eigenem Antrags- und Klagerechte aus 
§ 414 Abs. 2 StPO. befugt. 

Die Billigkeit erfordert indessen — wie auch in Rechtsprechung und 
Wissenschaft immer mehr zur Geltung gelangt ist —, daß die Strafantragstellung 
und Privatklageerhebung nach Möglichkeit so zu deuten und zu behandeln ist, 
daß sie wesentlichen Bestand haben kann, und daß, wenn sie der Fassung nach 
aus eigenem Rechte des gesetzlichen Vertreters erfolgt ist, dies im Zweifel als 
nur irrtümlich geschehen, in Wahrheit aber als dem Gesetze entsprechend für 
den Verletzten gewollt auszulegen und deshalb unschädlich ist. 

Zu vgl. Jur. Wochenschr. Bd. 34 Nr. 4, Warneyer a.a. O. Bd. 4 
S.188 Literatur zu § 414 StPO., Bd. 3 S. 289 N.2 zu $414 StPO.. 
Bd. 4 S. 22 N. 2 zu § 65 StGB., Bd. 5 S. 275 Literatur zu § 414 StPO. 
u. Sachs. Arch. von 1908 B. 30 ff. und von 1909 S. 99. 

Die Anwendung dieses Standpunktes auch auf den vorliegenden Fall ist 
unbedenklich und sogar geboten. Denn nach dem Inhalte der Sachakten muß 
angenommen werden, daß der Vater der Verletzten ebenso wie der ihn ver- 
tretende Rechtsanwalt weder auf den Mangel eigener Strafantragsbefugnis und 
eigenen Rechts zur Privatklageerhebung hingewiesen noch befragt worden ist 
oder sonstwie Anlaß sich darüber auszusprechen gehabt hat, aus wessen Rechte 
er Strafantrag stellen und Privatklage erheben wolle, daß er beides aber sicher- 
lich in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter seiner 16jahrigen Tochter 
und so hat tun wollen, wie es nach den bestehenden Gesetzen erforderlich war | 
und Erfolg versprach, und daß dies auch der Standpunkt des ihn vertretenden 
Anwaltes gewesen ist. 

Danach ist davon auszugehen, daß der Strafantrag und die Privatklage 
als für die Verletzte gestellt und erhoben zu gelten hat. Das wird auch dadurch 
nicht ausgeschlossen, daß die Verletzte in der Privatklage als Zeugin: benannt 
worden ist, da dies nach dem Gesarten nur unter der stillschweigenden .Voraus- 
setzung geschehen ist, daß der Vater des verletzten Kindes zur Erhebung der 
Privatklage in eigenem Namen befugt sei. 

Bei dieser Sachlage ist der Strafantrag nach 865 Abs. 2 StGB. und die 
Privatklage nach § 414 Abs. 3 den Gesetzen entsprechend, somit eine Ver- 
letzung des der Strafantragstellung und Privatklageerhebung zugrunde liegenden 
materiellen Rechts nicht erfolgt und deshalb die Revision insoweit unbegründet, 
als eine solche Verletzung geriigt wird. 

Soweit Strafantrag und Privatklage in den Vorinstanzen als vom Vater 
der Verletzten nicht für ‘diese, sondern aus eigenem Rechte gestellt und erhoben 
behandelt worden sind, kommen nur Verletzungen von Rechtsnormen tiber dasVer- 
fahren in Frage, auf die die Revision nach § 380 StPO. nicht gestützt werden kann. 
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Wann ist eine Versammlung öffentlich? 88 5, 18? RVG. 

Urteil vom 11. Oktober 1911. III 252/11. 

Das Berufungsgericht geht von der rechtlich einwandfreien Voraussetzung 
aus, daß eine Versammlung als nicht öftentlich anzusehen sei, wenn ihre Teil- 
nehmer einen in sich geschlossenen, bestimmt abgegrenzten Kreis von innerlich 
unter sich verbundenen Personen bilden (vgl. Stengleins Kommentar zu den 
strafrechtlichen Nebengesetzen des Deutschen Reichs 4. Aufl. Anm. 4 zu 85 
‚RVG., S. 23). Bedenklich erscheint es freilich, wenn weiterhin das innere Band, 
durch das die eingeladenen Teilnehmer der E.’er Versammlung verbunden gewesen 
seien, darin erblickt wird, daß die Teilnehmer sich als Mitglieder des Deutschen 
Bauernbundes, in dessen Auftrage die Versammlung veranstaltet wurde, 
eigneten, und daß sie als ernstliche Interessenten in Frage kamen. Denn auf 
diesem Wege würde man wohl fast ausnahmslos zur Verneinung des Tatbestands- 
merkmals der Öffentlichkeit kommen, wenn es sich um Versammlungen handelt, 
die auf Veranlassung eines Vereins zur Aufklärung über seine Zwecke und Ziele 
sowie in Zusammenhang hiermit zur Erwerbung neuer Mitglieder abgehalten 
werden. Indessen die Versammlung ist aus einem andern den tatsächlichen 
Feststellungen des angefochtenen Urteils zu entnehmenden Grunde als eine 
nicht öffentliche aufzufassen. Die Versammlung hat in einer kleinen Dorf- 
gemeinde mit fast ausschließlich bäuerlicher Bevölkerung stattgefunden. Nach 
der übereinstimmenden Absicht der Angeklagten haben auch trotz des schlecht- 
hin an die „Einwohner“ gerichteten Einladungsformulars nur die Bauern des 
Dorfes eingeladen werden sollen. Das stimmte mit der von der Leitung des 
Deutschen Bauernbundes dem Angeklagten R. erteilten Weisung überein, seine 
Tätigkeit nur auf die sog. Kleinarbeit, nämlich die Abhaltung von nicht- 
öffentlichen Zusammenkünften kleinerer Kreise zu richten. Tatsächlich sind 
auch nur Bauern zu der Versammlung erschienen. Die Zahl der Erschienenen 
betrug bloß 10—15 Personen. Die Einladung der Teilnehmer war dadurch 
bewirkt, daß das Einladungsformular im Einverständnis des Gemeindevor- 
standes vom Gemeindediener ‚ums Dorf getragen‘, also jedem einzeln vor- 
gezeigt wurde. Alles dies zusammengenommen, zwingt zu der Annahme, daß 
in dem vorliegenden Fall von vornherein nur ein engbegrenzter, durch 
die Gemeinsamkeit des Berufs und des Wohnorts zusammen- 
gehaltener, kleiner Kreis von Personen, der sich leicht über- 
sehen ließ, zur Teilnahme an der Versammlung ausersehen war und dem- 
entsprechend auch daran teilgenommen hat. Es braucht daher nicht zu der 
grundsätzlichen Frage Stellung genommen zu werden, ob die Beschränkung der 
Teilnehmer einer Versammlung auf die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Beruf für sich allein ausreicht, der Versammlung den Charakter der Offentlich- 
keit zu nehmen (a. a. O. S. 24). Denn selbst, wenn man diese Frage im all- 
gemeinen verneinen wollte, so sind doch stets diebesonderenUmstände des einzelnen 
Falls, insbesondere die örtlichen Verhältnisse mit zu berücksichtigen, und gerade 
diese können, wie hier, zu einem von der Regel abweichenden Ergebnisse führen. 

Daß die Versammlung in dem Gastzimmer des Gasthofes, mithin an 
einem Öffentlichen Ort, stattgefunden hat, vermag an der vorstehenden Be- 
urtellung um deswillen nichts zu ändern, weil nach der Beweisaufnahme des 
Berufungsgerichts die Angeklagten nur notgedrungen, nämlich in Ermangelung 
eines besonderen Zimmers, um das sie ausdrücklich nachgesucht hatten, die 
Gaststube zur Abhaltung der Versammlung benutzten. Wenn daher in dem 
angefochtenen Urteil ausgeführt ist, „der Möglichkeit, daß an dem Abend auch 
andere als E.’er Bauern die Gaststube betreten konnten, steht die Möglichkeit 
entgegen, daß dann die Veranstalter die Versammlung entweder geschlossen 
oder nach einem anderen Raum verlegt hätten‘, so hat dadurch offenbar nur 
zum Ausdruck gebracht werden sollen, daß sich die Angeklagten eintretenden- 
falls für die eine oder die andere der beiden Möglichkeiten auch entschieden 
haben würden. Damit ist das Bedenken beseitigt, daß sich etwa aus der Offent- 
lichkeit des Versammilungsorts etwas zu ungunsten der Angeklagten herleiten 
liebe (vel. Stier-Somlo, Reichsvereinsgesetz S. 107). 
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Durch die Gewerbeordnungsnovelle vom 28. Dezember 1908 sind die samt- 
lichen Zweige der gewerblichen Gärtnerei (Handelsgärtnerei, Blumengeschafte, 
Bindereien usw.) den Vorschriften der Gewerbeordnung unterstellt worden, soweit 
nicht $ 154 Ziff. 4 Ausnahmen vorsieht. 

Urteil vom 29. November 1911. III 287/11. 

Mit der Revision wird geltend gemacht, daß das Blumengeschäft der 
Angeklagten — Blumenbinderei mit einem als offene Verkaufsstelle dienenden 
Laden, worin in der Regel mindestens 10 Personen beschäftigt werden — als 
„Gärtnerei‘ im Sinne von § 154 GewO. aufzufassen sei und deshalb nach dieser 
Gesetzesvorschrift nicht den Schutzbestimmungen in den 88135 —139a GewO. 
unterliege. Dieser Ansicht war beizupflichten. 

Inwieweit der Gärtnereibetrieb der Gewerbe-Ordnung zu unterstellen sei, 
war bis zum Inkrafttreten der Novelle vom 28. Dezember 1908 in der Recht- 
sprechung außerordentlich streitig. Im allgemeinen bestand aber die Neigung. 
nur die „Handelsgärtnerei‘ unter die Gewerbe-Ordnung fallen zu lassen. Dabei 
verstand man jedoch unter „Handelsgärtnerei‘‘ im Gegensatz zu dem Sprach- 
gebrauch der beteiligten Gärtnereikreise nicht etwa jede zum Erwerbe be- 
triebene Gärtnerei, sondern lediglich solche Gärtnereibetriebe, die ein rein 
oder überwiegend kaufmännisches Gepräge trugen, und überdies den Handel 
mit fremden Gartenprodukten, wozu auch die Blumengeschäfte mit der Blumen- 
binderei gehörten (vgl. „Die Zuständigkeit der Gewerbegerichte für Gärtnerei- 
gehilfen und Gärtnereiarbeiter‘‘ von Otto Albrecht in der Monatsschrift ,,Ge- 
werbe- und Kaufmannsgericht‘“ 15. Jahrg. Nr. 2 S. 27—29, Landmann 5. Aufl. 
Bd. I S. 25—28). Diese Abgrenzung des Begriffs ,,Handelsgartnerei‘ erhielt 
sich auch bis in die Zeit hinein, wo die Zahl der vom eigentlichen Gärtnerei- 
betrieb losgelösten, selbständigen Blumengeschäfte, zumal in den großen Städten, 
immer mehr überhandnahm. 

Eine wesentliche Klärung bezüglich der Rechtsstellung der Gärtnerei 
brachte die Novelle vom 28. Dezember 1908. Das Gesetz selbst gibt zwar keine 
Begriffsbestimmung der Gärtnerei, auch nicht im $ 4154 Ziffer 4 der GO., aus 
der Entstehungsgeschichte der zuletzt erwähnten Gesetzesvorschrift ist aber 
mit Deutlichkeit zu entnehmen, daß der Gesetzgeber unter „Gärtnerei die 
gesamte gewerbliche — sowohl die handels- als auch die produktions- 
gewerbliche — Gärtnerei verstanden wissen wollte. 

Der 8154 Ziffer 3 des Regierungsentwurfs lautete: „Von den Bestim- 
mungen in Titel VII finden keine Anwendung... 3) die Bestimmungen der 
88 1331 bis 139a auf ... Gärtnereien.‘ 

Die Begründung der Regierungsvorlage bemerkt hierzu u. a., daß sich die 
Vorschriften in Abschnitt IV des Titels VII der GewO. nur auf die bisher als 
Fabriken oder diesen gleichgestellten Anlagen und die als Werkstätten zu be- 
zeichnenden Betriebe erstreckten, so daß die Übereinstimmung mit dem bis- 
herigen Rechtszustande „gewerblich betriebene Gärtnereien‘ von der 
Anwendung der §§ 133i—139a ausgenommen würden (Verhandlungen des 
Reichstags XII. Legislaturp. I. Session Bd. 244 Nr. 552 S. 38). Hierzu wurde 
in der Kommission des Reichstags zur Vorbereitung der Gewerbeordnungs- 
novelle der Antrag Nr. 47 gestellt, im $154 Ziffer 3 des Entwurfs die Worte 
„auf Gärtnereien“ zu streichen und als § 154b einzusetzen: ‚Die Bestimmungen 
der 88 105—128 und 133a—139a, 142 und 144a, 145, 146—150, 152 und 153 
finden auf Arbeitgeber, Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter in den Gärtnerei- 
betrieben entsprechende Anwendung”. Zur Begründung führte der Antrag- 
steller aus: Seit länger als einem Jahrzehnt bemühten sich die Gärtner, Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer, um eine gesetzliche Regelung ihrer Rechtsverhältnisse. 
Die Unhaltbarkeit der jetzigen Zustände sei von der Gärtnerorganisationen 
genügend bewiesen worden. Eine gesetzliche Abgrenzung zwischen landschaft- 
licher und gewerblicher Gärtnerei sei nicht erfolgt, aber auch nicht nötig, weil 
die Gärtner selbst diese Trennung nicht wünschten, sondern eine Zusammen- 
fassung des Berufs forderten. Auch die von der preußischen Regierung 1906 
veranstaltete Statistik fasse die Gärtnerei einheitlich zusammen. Dabei 
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seien für die praktische Bearbeitung des Ergebnisses die „Gärtnereien‘“ in 
3 Gruppen zusammengefaßt: in 1. vorzugsweise für den eigenen Haushalt be- 
triebene Gärtnereien (Herrschafts-, Schloß-, Guts-, Villengärtnereien usw.), 
2. Gärtnereien für Öffentliche Anlagen, Friedhöfe, Theater-, Vergnügungs- 
rärten usw., 3. alle übrigen (d.i. vorwiegend die gewerblichen Gärtnereien 
einschließlich Handelsbetrieben für Gärtnereierzeugnisse. Die 
3. Gruppe umfasse nach den amtlichen Zählbogen, die im Einverständnisse 
mit den Arbeitgeber- und Arbeiterorganisationen aufgestellt seien, folgende 
Arten und Sonderarten der Gärtnerei (gewerblich betriebene Gärtnereien) 
und des Blumen- und Pflanzenhandels: die Baumschulgärtnerei, Obst- 
eartnerei, Handelsrebschulen, Obst-, Wein-, Fruchttreiberei, Gemüsegärtnerei 
(im Freilandbau), Gemüsetreiberei (in Frühbeeten und Gewächshäusern, Samen- 
züchterei, Freilandblumengärtnerei, Blumentreiberei, Pflanzengärtnerei (einschl. 
Staudenzüchterei und Rosenschulen usw.), Topfpflanzengärtnerei, Schnitt- 
blumengärtnerei, Landschaftsgartnerei, Dekorationsgärtnerei, Blumen- und 
Kranzbinderei, Kranzbinderei, Friedhofsgartnerei, Blumenhandel, 
Pflanzenhandel, Samenhandlung (sofern sie mit irgendeiner Art von 
Gärtnerei verbunden ist, oder gärtnerische Erzeugnisse, z. B. Blumenzwiebeln, 
Blumensamen, Blumenerde und dgl. vertrieben werden). Die Gärtner wünschten, 
daß nicht nur in den gewerblich betriebenen Gärtnereien, sondern in allen 
Gärtnereien, also auch in den in der ersten und zweiten Gruppe genannten 
Gärtnerei-Arten das Arbeitsverhältnis der Gewerbeordnung unterstellt würde. 
Als „Gärtnerei‘‘ sei nicht anzusehen der feldmäßig betriebene Anbau von Ge- 
müsel, Pflanzen, Kräutern und dgl. (Feldgärtnerei). Ein Regierungskommissar 
wies demgegenüber darauf hin, daß heute noch große Unklarheit darüber 
herrsche, welche Gärtnereibetriebe als landwirtschaftliche oder gewerbliche 
Betriebe zu gelten hätten. In der Gesetzgebung habe die Gärtnerei stets eine 
Sonderstellung eingenommen, sie sei meist zu den landwirtschaftlichen Be- 
trieben gerechnet. Ubrigens fielen die gewerblichen Gärtnereien im all- 
gemeinen schon heute unter die Gewerbe-Ordnung. Was aber die Schutz- 
bestimmungen der 88 133g ff. anlange, so sei eingehend zu prüfen, wieweit 
die Bestimmungen, z. B. daß die Beschäftigung von Jugendlichen und Arbeite- 
rinnen nicht vor 6 Uhr morgens beginnen dürfe, angesichts des Bedürfnisses 
des Gärtnereibetriebes anwendbar sei. Die Erhebungen über die Verhältnisse 
in den Gärtnereien seien erst kürzlich abgeschlossen und noch nicht verarbeitet. 
Mit Rücksicht hierauf bat der Regierungsvertreter um Ablehnung des Antrags 
Nr. 47. Der Antragsteller ersuchte darauf die Vertreter der Verbündeten Re- 
rierungen um eine genaue Definition dessen, was in der Regierungsvorlage mit 
Gärtnereien und in der Begründung mit „gewerblich betriebenen Gärtnereien‘ 
gemeint sei. Diesem Wunsch wurde zwar nicht entsprochen, von anderer Seite 
wurde jedoch in der Kommission darauf hingewiesen, es stehe von vornherein 
fest, daß die Bedürfnisse der Pflanzenpflege, des Markthandels mit 
eärtnerischen Erzeugnissen usw. nicht unter die auf die Fabriken und 
Werkstätten abgemessenen gesetzlichen Schutzbestimmungen fallen könnten. 
Es werde deshalb auch hier eine besondere Regelung der Arbeitsverhältnisse 
in der Gärtnerei notwendig sein. Eine solche wurde aus der Mitte der Kom- 
mission gefordert durch den Antrag Nr. 72. worin die Verbündeten Regierungen 
ersucht wurden, noch im Laufe der Session einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
durch welchen die Arbeitsverhältnisse der in den nicht gewerblich be- 
triebenen Gärtnereien beschäftigten Arbeiter geregelt würden. Zu dem 
Antrag Nr. 47 erklärte schließlich der Antragsteller, daß er, nachdem ein Ver- 
treter der Verbündeten Regierungen die Erklärung abgegeben habe, nach der 
Fassung der Regierungsvorlage fänden alle übrigen durch die Bestimmunge 

des § 154 nicht ausgeschalteten Paragraphen der Gewerbe-Ordnung auf die 
„gewerblichen Gärtnereien“ Anwendung, seinen Antrag zu $154 und 
§ 154b zurückziehe. Der Antrag Nr. 72 wurde von der Kommission ange- 
nommen. Die Regierungsvorlage aber wurde in der 2. Lesung von;der Kom- 
“sion dahin abgeändert, daß lediglich die Bestimmungen der §§ 135—139a 
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der GewO. als diejenigen festgesetzt wurden, von denen die Gärtnereien aus- 
genommen sein sollten. In dieser Fassung ist der Kommissionsbeschluß denn 
auch Gesetz geworden (vgl. Verhandlungen des Reichstags XII. Legislaturp. 
4. Session Bd. 250 Nr. 1050 S. 5920 ff.). 

Es ist hiernach anzunehmen, daß durch die Gerwerbeordnungsnovelle vom 
28. Dezember 1908 die sämtlichen Zweige der gewerblichen Gärtnerei, ins- 
besondere also auch die von der Rechtsprechung schon bisher als „Handels- 
gärtnerei‘ bezeichneten, in den handelsgewerblichen Formen betriebenen 
Blumengeschäften einschließlich der Blumenbindereien den Vorschriften der 
Gewerbe-Ordnung haben unterworfen werden sollen, soweit nicht im § 154 
Ziffer 4 ausdrücklich eine Ausnahme davon gemacht ist (Derselben Ansicht 
©. Albrecht in der mehrerwähnten Abhandlung a.a.O. S. 30 ff., namentlich 
S. 35/36, anscheinend auch die Kommentatoren zur GewO. Neukamp, 8. Aufl., 
S. 45, 237, 400, Landmann 6. Aufl. Bd. I S. 31/32," Anm. 1, Berger- “Wilhelmi 
48. Aufl S. 41/42, 503). Daraus folgt für den vorliegenden Fall, daß die Vor- 
schriften in §§ 135 Absatz 3, 136 Absatz 4, 137 Absatz 1, 2 und 4 und 138 Ab- 
satz 4 i. V.m. § 146 GewO., auf die sich die den Angeklagten beigemessenen 
Zuwiderhandlungen in erster Linie beziehen, außer Anwendung zu bleiben 
haben. Insoweit ist daher die Verurteilung der Angeklagten zu Unrecht erfolgt. 

Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, daß das von den Angeklagten be- 
triebene Blumengeschäft insoweit, = es sich zugleich als Handelsgewerbe 
darstellt, den Bestimmungen in $$1, 5, 6, 14 der Bekanntmachung des Rats 
zu D. vom 31. März 1908 i. V. m. no GewO. unterworfen ist und daher die 
Verurteilung der Angeklagten zu Punkt 9 des schöffengerichtlichen Urteils ge- 
rechtfertigt ist. 


Oberlandesgericht Düsseldorf. 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Maeder. 


Ist der Strafrichter an die Entscheidung des Heroldsamts gebunden, daß 
dem Angeklaglen das angenommene Adelsprädikat nicht zustehe? (§ 3608 SIG B.)* 

Urteil des Strafsenats des kgl. Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 
24. Februar 1913. 

Der Angeklagte ist durch Entscheidung des Königlichen Heroldsamts 
in Berlin vom 25. April 1906 bzw. 8. Juni 1910 für nicht berechtigt erklärt, 
das Adelsprädikat zu führen. Es ist dann wegen späterer Adelsanmaßung 
gegen ihn Anklage erhoben und er durch Urteil des Schöffengerichts in Düssel- 
dorf vom 2. Mai 1912 wegen Übertretung des § 360 Nr. 8 StGB. zu einer Geld- 
strafe von 10 .#, im Nichtbeitreibungsfalle zu 2 Tagen Haft, verurteilt. Die 
Berufung des Angeklagten ist verworfen. Er hat hiergegen frist- und form. 
gerecht Revision eingelegt. 

Der Erfolg der Revision hängt von der Entscheidung der Frage ab, 
ob das Strafgericht, das über die Anklage aus § 360 Nr. 8 StGB. wegen un- 
befugter Annahme von Adelsprädikaten zu entscheiden hat, an die Ent- 
scheidung des Heroldsamtes gebunden ist, daß dem Angeklagten das an- 
genommene Adelsprädikat nicht zustehe. In dieser sehr umstrittenen Frage 
stehen sich zwei prinzipiell von einander abweichende Auffassungen gegen- 
über, die auch in der Rechtsprechung Ausdruck gefunden haben. Der II. Strat- 
senat des Kammergerichts hat in mehreren Urteilen (vgl. insbesondere Urteil 
vom 19. November 1907, Jahrbuch 36 C 105) sich auf den Standpunkt ge- 
stellt, daß der Ausspruch des Königs oder des von ihm delegierten Herolds- 
amts über Nichtanerkennung eines Adelsanspruchs den Strafrichter nicht 
binde. Dieser Entscheidung hat sich u. a. angeschlossen der Strafsenat des 
Oberlandesgerichts in Cöln im Urteil vom 6. Oktober 1911 (Rhein. Archiv, 109, 
S. 327). Auf dem entgegengesetzten Standpunkte steht der I]. Strafsenat 
des Reichsgerichts in seinem Urteil vom 19. November 1909 (RG. Entsch. i. 


$ Vgl. hiergegen oben 59 S. 193. 
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Strafsachen 43, S. 33 ff. und Justizministerialblatt 1909, S. 388 ff.), sowie eine 
Anzahl von Oberlandesgerichten in ihren im angefochtenen Urteil angezogenen 
Entscheidungen. 

Der vorbezeichnete Standpunkt des Kammergerichts und der übrigen 
ihm folgenden Strafsenate beruht im wesentlichen auf folgenden Ausführungen: 

Nach $ 260 StPO. habe das Strafgericht über das Ergebnis der Beweis- 
aufnahme nach seiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geschöpften 
Überzeugung, zu entscheiden und alle für die Beantwortung der Schuldfrage 
maßgebenden Voraussetzungen, mögen sie dem eigentlichen Strafrecht oder 
einem anderen Rechtsgebiet, insbesondere auch dem sonstigen öffentlichen 
Recht angehören, selbständig und ungehindert durch Beweisregeln oder durch 
Entscheidungen anderer Gerichte oder Behörden festzustellen. Selbst wenn 
die mit der Ausübung des betreffenden Staatshoheitsrechtes befaßte Stelle 
über das Bestehen oder Nichtbestehen eines öffentlichen Rechtsverhältnisses 
bereits entschieden habe, binde eine solche Entscheidung den Strafrichter 
grundsätzlich nicht. Dies gelte jedoch nur von solchen Entscheidungen, die 
deklarativer Natur seien. Anders verhalte es sich mit solchen Aussprüchen 
der zuständigen Staatshoheitsstelle, die materiell rechtsgestaltende Kraft 
besäßen und demnach konstitutiv wirkten. In diesem Falle habe der Straf- 
richter die geschaffene Rechtsänderung seiner Entscheidung zu Grunde zu 
legen. Die Entscheidung des Heroldsamtes, ob ein zweifelhafter Adel bestehe 
oder nicht bestehe, sei nur deklarativer Natur. Eine Ausnahme von dem all- 
gemeinen Grundsatze, daß deklarative Entscheidungen über Rechtsverhält- 
nisse Öffentlich rechtlicher Natur den Strafrichter nicht binden, könne nur 
dann eintreten, wenn durch besondere ausdrückliche Gesetzesbestimmung 
eine derartige Bindung des Richters vorgesehen sei. Weder durch Reichsgesetz 
noch durch Landesgesetz sei aber einer nichtrichterlichen Behörde das aus- 
schließliche Recht übertragen, darüber zu befinden, ob die Annahme eines 
Adelsprädikats unbefugt sei, also bindend zu entscheiden. 

as erkennende Gericht vermag diesen Ausführungen nicht Base: 
pflichten, schließt sich vielmehr im Prinzip dem Standpunkte des Reichs- 
verichts in seiner vorerwähnten Entscheidung vom 19. November 1909 an. 
Die bezeichneten gegenteiligen Ausführungen legen zu Unrecht entscheidendes 
Gewicht auf die formalrechtliche Seite der Sache und werden der historischen 
Entwickelung und dem Inhalt der Adelshoheit, der Bedeutung des inneren 
Landesstaatsrechts und seinem Verhältnisse zum Reichsprozeßrecht nicht 
gerecht. 

Unzweifelhaft und unbestritten steht in PreuBen die Adelshoheit dem 
Könige zu. Ebenso besteht Übereinstimmung darüber, daß der Konig die aus 
seiner Adelshoheit fließenden Befugnisse dem Heroldsamt übertragen, diesem 
also die Stellung einer mit der Ausübung von Staatshoheitsrechten befaßten 
Behörde verleihen konnte. Das Heroldsamt gehört, soweit es mit der Bear- 
Deitung staatlicher Angelegenheiten befaßt ist, zu den staatlichen Behörden; 
seine Entscheidungen in Adelsangelegenheiten sind so anzusehen, als wenn sie 
vom König selbst ausgegangen wären. Das erkennende Gericht tritt nun dem 
leitenden Grundsatze bei, welchen das Reichsgericht in seiner erwähnten 
Entscheidung vom 19. November 1909 aufstellt und der dahin geht: 

Die Entscheidung über Staatshoheitsrechte ist den ordentlichen 
Gerichten entzogen, was die Unzulässigkeit des ordentlichen Rechts- 
weres über das Recht auf den Adel zur Folge hat. Ist sie von zu- 
ständiger Stelle ergangen, so ist sie als Willenserklärung des Staates 
für alle Staatsbehörden verbindlich. Eine Ausnahme von diesem 
Grundsatze bedarf tiberzeugender Begründung. 

Die Richtigkeit des vorstehenden ersten Satzes ergibt sich aus $ 13 
des GVG., wonach vor die ordentlichen Gerichte alle bürgerlichen Rechts- 
streitirkeiten und Strafsachen gehören, für welche nicht entweder die Zu- 
ständiekeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet 
ist oder reichsgesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zugelassen sind. 
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Der vorstehende zweite Satz findet seine Grundlage in dem geltenden 
inneren Landesstaatsrecht. 

Nun weicht der vorliegende Fall von dem von dem Reichsgerichte in 
Seiner genannten Entscheidung behandelten insofern ab, als die AdelsanmaBung 
von dem Angeklagten nicht in dem räumlichen Geltungsbereiche der das 
innere Staatsrecht betreffenden Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts, 
sondern in der Rheinprovinz begangen ist. In der Rheinprovinz haben die das 
innere Staatsrecht betreffenden Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts 
ohne besondere Publikation keine Geltung, insbesondere trifft dieses zu auf 
den Titel 9 T. II ALR., welcher über die Pflichten und Rechte des Adels- 
standes handelt. (Entscheidung des Kammergerichts vm 15. März 1906 im 
Rhein. Arch. 104 S. 204 ff.). Esscheiden also für den vorliegenden Fall diejenigen 
Ausführungen des Reichsgerichts in seiner Entscheidung vom 19. November 
1909 aus, welche sich mit den einzelnen adelsrechtlichen Bestimmungen des 
Preußischen Landrechts befassen, und es ist im gegenwärtigen Falle das ge- 
meine Deutsche Adelsrecht anzuwenden. (Vergl. die zitierte Entscheidung 
des Kammergerichts vom 15. März 1906 im Rhein. Arch. 104, S. 207.) Die 
Anwendung des gemeinen Deutschen Adelsrechtes auf den vorliegenden Fall 
muß aber zu demselben Ergebnisse führen wie die Anwendung der adelsrecht- 
lichen Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts. Die Vorschriften des 
Tit. 9 T. IT ALR. über Erlangung, Erneuerung und Verlust des Adels stimmen 
in ihren Grundzügen mit den im gemeinen Deutschen Rechte anerkannten 
Rechtssätzen überein. Nur in der Ausgestaltung der Grundzüge im einzelnen 
finden sich im Tit. 9 T. If ALR. Abweichungen von dem gemeinen Deutschen 
Rechte, die aber nicht erheblicher Natur sind. (Vgl. Entsch. des Kammergerichts 
im Rhein. Arch. 104, S. 207.) Auch nach dem gemeinen Deutschen Rechte ist 
es ein dem Staatsoberhaupte zustehendes Hoheitsrecht, den Adel zu verleihen, 
anzuerkennen und zu erneuern. Prüft man die historische Entwicklung der 
Adelshoheit im alten Deutschen Reiche, so ergibt sich, daß der Träger der Krone 
die Entscheidung über Anerkennung oder Nichtanerkennung eines behaup- 
teten Adelsanspruchs de jure und de facto für sich in Anspruch genommen 
hat. Den erst im 18. Jahrhundert zu Tage getretenen Versuchen zur Schwä- 
chung der Kaiserlichen Rechte auf dem Adelsgebiete sind der Kaiser und seine 
unmittelbaren Behörden dauernd energisch entgegengetreten. In Einzelfällen 
ergangene Reskripte beweisen, daß der Kaiser schlechthin das Recht bean- 
spruchte, zu entscheiden, ob jemand dem Adel angehöre. Die ergangenen Re- 
skripte zeigen weiter, daß für die Entscheidungen des Staatsoberhauptes über 
die Adelsfrage ohne weiteres auch materielle Geltung gegenüber dem Be- 
teiligten in Anspruch genommen wurde. Im einzelnen wird hinsichtlich der 
historischen Entwicklung der Adelshoheit im alten Deutschen Reiche, der 
errangenen einschlägigen Reskripte und der Nachweise auf die Abhandlung 
im Sächsischen Archiv für Rechtspflege, 7. Jahrgang, S. 53 ff. verwiesen. 
Der Inhalt der Adelshoheit nach gemeinem Deutschen Rechte bedingte es, 
daß es ohne Anerkennung des Kaisers keinen Adel gab; es durfte „in dem 
teutschen Reich Niemand von selbst und ohne des Kaysers un- oder mittel- 
bare Bewilligung sich einiger ..... Standeserhöhung anmaBen". (S. Moser, 
Deutsches Staatsrecht, 1740, IV. Teil S. 108; und von denen Kayserl. Re- 
gierungsrechten, 1772, S. 420). Die Nichtanerkennung eines beanspruchten 
oe von Seiten des Tragers der Krone wirkte gegeniiber allen Reichsange- 
Origen. 

Wie in dem Reichsoberhaupt die fons nobilitatis fiir das Reich und den 
Reichsadel gesehen wurde, nahmen mit der Erstarkung ihrer Territorien zu 
souveränen Einzelstaaten ebenso die einzelnen Territorialherren für ihre Terri- 
torien die Eigenschaft als ausschließliche Quelle ihres Territorialadels für 
sich in Anspruch (vgl. Moser, Kaiserl. Regierungsrechte S. 439). Durch den 
Art. 50 der Preuß. Verfassungsurkunde ist an den Grundsätzen des gemeinen 
Deutschen Rechts nichts geändert. Der König hat nach feststehendem Grund- 

Satze alle Rechte, auf die er nicht verzichtet hat, behalten. Die Verfassung 
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enthält aber einen Verzicht des Königs, in zweifelhaften Fällen über die Be- 
rechtigung oder Nichtberechtigung eines beanspruchten Adels zu entscheiden, 
nicht, sodaß die Rechte, die in dieser Beziehung bisher dem Könige zustanden, 
ihm auch jetzt ungeschmälert zustehen. 

Es läßt sich nach den vorstehenden Darlegungen auch für das gemeine 
Deutsche Adelsrecht keine Ausnahme von dem Satze begründen, daß die 
Ausübung eines Hoheitsrechtes auch die ordentlichen Gerichte bindet. 

Es gilt nun also, um dieses hervorzuheben, nach dem hier maßgeblichen 
inneren Staatsrechte, entsprechend der historischen Entwickelung der Adels- 
hoheit, der Satz, daß das dem Staatsoberhaupt allein zustehende Adelshoheits- 
Techt nicht allein die Befugnis in sich schließt, den Adel zu verleihen und zu 
erneuern, sondern auch in zweifelhaften Fällen einen beanspruchten Adel 
anzuerkennen oder nicht anzuerkennen. Es handelt sich in letzterem Falle 
um die Ausübung der Adelshoheit, nicht etwa der Justizhoheit. Der Stand- 
punkt des Heroldsamts, daß die Führung eines Adelsprädikats nur so lange 
eine befugte ist, als vom Könige von Preußen oder von dem Heroldsamte ein 
Adelsrecht als bestehend anerkannt oder die Adelsführung geduldet wird, ist 
auch nach dem gemeinen Deutschen Adelsrecht als begründet anzuerkennen. 
Die von dem Staatsoberhaupt oder der von ihm delegierten Adelsbehörde 
An Entscheidungen über Anerkennung oder Nichtanerkennung eines 

Adelsanspruchs haben ferner nach dem inneren Staatsrecht materiell-recht- 
liche Wirkung, sodaß sie allen Staatsangehörigen gegenüber Geltung haben; 
sie binden nach Maßgabe des inneren Staatsrechts alle staatlichen Behörden 
und insbesondere auch den Strafrichter, es sei denn, daß es eine reichsgesetz- 
liche oder landesgesetzliche Bestimmung gibt, welche diese staatsrechtliche 
Wirkung der Entscheidungen des Heroldsamts unter Änderung des bisherigen 
Rechtszustandes ausschließt. Letzteres kann aber nicht festgestellt werden. 
Die Reichsgesetzgebung hat in das öffentlich-rechtliche Adelsrecht Preußens 
nicht eingegriffen. Der § 13 G.V.G. zieht vielmehr der Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte die bereits oben bezeichneten Grenzen. Auch durch 
die §§ 260, 261 StPO. ist in das öffentlich-rechtliche Adelsrecht Preußens nicht 
eingegriffen worden. Der $ 260 StPO. bestimmt: 

Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entscheidet das Gericht 
nach seiner freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlung geschöpften 
Überzeugung. 

Der $ 260 StPO. kann nicht die Wirkung haben, daß er als Reichsgesetz 
die Kompetenz des Richters erweitert in Fragen, welche, wie der Adel, garnicht 
der Zuständigkeit des Reichsrechts unterliegen. Durch $ 260 StPO. ist an 
dem bisherigen Rechtszustande nichts geändert. Wie das Reichsgericht aaQ. 
zutreffend ausführt, findet der Grundsatz, daß der Strafrichter selbständig 
über alle Vorfraven entscheidet, seine Grenze in der materiellrechtlichen, 
nicht nur aus Reichsgesetzen, sondern auch aus geltendem Landesrechte 
folgenden Wirkung der Entscheidung von nichtrichterlichen Behörden. 
Ist "die Tatsache einer solchen Entscheidung auf Grund freier Beweiswürdigung 
für erwiesen erachtet, so ist die Rechtsfrage nach den Folgen der Entscheidung 
auf Grund des maßgebenden Reichs- und Landesrechts zu beurteilen. 

% Es ist bereits betont worden, daß die deklaratorische Feststellung des 
Königs oder der zuständigen Adelsbehörde, daß ein beanspruchter Adel bestehe 
oder nicht bestehe, auch nach dem gemeinen Deutschen Rechte — ebenso wie 
nach dem Preußischen Rechte die Ausübung eines nur dem Könige zuste- 
henden Hoheitsrechtes ist. Diese Feststellung bindet, wie das Reichsgericht 
auQ. weiter in zutreffender Weise ausführt und wie bereits zum Teil bemerk 
ist. als staatliche Willenserklärung alle staatlichen Behörden. Sie hat die 
materiellrechtliihe Wirkung, daß die Staatsbehörden nicht der Betäti- 
vung des Hoheitsrechts zuwiderhandeln, sich nicht über die Aner- 
kennung oder Aberkennung des Adels hinwegsetzen, den anerkannten 
Adel nicht bestreiten, den aberkannten nicht als bestehend ansehen 

"ten, weil sie keine Befugnis zu der Prüfung haben, ob das Majestäts- 
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recht aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen zutreffend ausgeübt ist. 
Es wäre ein Eingriff in das Majestätsrecht, wollte der im Namen des Königs 
urteilende Richter zur Grundlage seines Urteils das Gegenteil dessen machen, 
was der König oder die von ihm beaufrtagte Behörde über die seiner alleinigen 
m vorbehaltene Frage entschieden hat. Dazu ist er nicht befugt 
(RG. a. a. O.). 

Übrigens ist nicht zu verkennen, daß ein innerer Widerspruch darin 
liegt, wenn man mit den Gegnern des hier vertretenen Standpunktes die vom 
König oder der Adelsbehörde ausgesprochene Anerkennung eines 
Adelsanspruchs als für den Strafrichter bindend ansieht, dagegen diese Bin- 
dung für den Fall der Nichtanerkennung eines beanspruchten Adels leugnete. 
Konsequenter Weise müßte vom gegnerischen Standpunkte aus auch dem 
Richter das Nachprüfungsrecht darüber zustehen, ob eine von dem Könige 
bzw. der Adelsbehörde ausgesprochene Anerkennung eines Adels- 


anspruchs begründet ist. Eine Eventualverleihung des Adels für den Fall, 


daß der anerkannte Adel in Wirklichkeit nicht bestehen sollte, kann in einer 
solchen positiven Entscheidung des Königs bzw. der Adelsbehörde nicht ge- 
funden werden; denn der König bzw. die Adelsbehörde hat in solchem Falle 
nicht den Adel verleihen, sondern lediglich über die Zweifelhaftigkeit 
des beanspruchten Adels entscheiden wollen. Von dem Vorliegen einer rechts- 
gestaltenden Entscheidung in solchem Falle kann daher keine Rede sein. 

Richtig ist, daß dem Könige nicht das Recht zusteht, den Adel zu ent- 
ziehen. Die Nichtanerkennung eines Adelsanspruchs ist aber begrifflich von 
der Entziehung des Adels verschieden. Die Entziehung des Adels setzt voraus, 
daß der Adel als bestehend anerkannt wird; nur ein tatsächlich bestehender 
Adel kann entzogen werden. Ein Adelsentziehungsrecht wird aber weder vom 
König noch von der Adelsbehörde beansprucht oder ausgeübt; es handelt 
sich lediglich um die in der Adelshoheit des Königs ihre Grundlage findende 
Entscheidung, ob ein zweifelhafter Adel besteht oder nicht. 

In Übereinstimmung mit dem Reichsgericht (a. a. O.) und dem Ober- 
landesgericht in Königsberg (Goltd. Archiv 56, 249) muß auch betont werden, 
daß der hier vertretene Standpunkt sich allein als praktisch brauchbar erweist. 
Es ist nicht zu verkennen, daß im gegenteiligen Falle in hohem Maße die 
Gefahr der Rechtsunsicherheit und des Erlasses divergierender Entscheidungen 
besteht. Der Ausspruch des Strafrichters, die Annahme des Adelsprädikats 
sei keine unbefugte, involviert die Anerkennung der Adelsberechtigung. Jede 
neue Anklage aus $ 360 Nr. 8 StGB. würde ergebnislos sein, da dem An- 
veklagten stets der gute Glaube an das Recht zur Führung des Adelsprädikats 
zur Seite stehen würde, und der Schutz, welchen der $ 360 Nr. 8 StGB. dem 
Träger des Staatshoheitsrechts zu geben beabsichtigt, würde illusorisch sein. 

Nach alledem hat im vorliegenden Falle der Vorderrichter mit Recht 
eine Bindung an die Entscheidung des Heroldsamtes, daß dem Angeklagten 
der Adel nicht zustehe, angenommen. Die Prüfung, ob ein Vorfahr des An- 
aren Sh durch Adoption den Adel erlangt hat, ist dem Gerichte überhaupt 
entzogen. 

Auch die übrigen Rügen der Revision versagen. Der Vorderrichter 
stellt unter näherer Begründung bedenkenfrei fest, daß der Angeklagte das 
Wort „von‘ nicht als Bestandteil seines Familiennamens, sondern als 
Adelsprädikat geführt hat. Diese Feststellung ist tatsächlicher 
Natur und daher nach $ 376 StPO. für die Revisionsinstanz bindend. 

Endlich hat der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum angenommen, daß 
der Angeklagte auch nicht in gutem Glauben gehandelt habe, da ihm sowohl 
vom Amtsgericht in Bonn als auch ganz besonders von der zuständigen Adels- 
behérde, dem Heroldsamt, die Führung des Namens „von... als eine un- 
berechtigte Adelsanmaßung ausdrücklich untersagt sei. 

Die Revision war sonach zu verwerfen, wobei die Entscheidung wegen 
der Kosten auf $ 505 StPO. beruht. 


Archiv. 60. Bd. 32 
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Oberlandesgericht Jena. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Rich. Deinhardt in Jena. 


§ 223 SIGB. Ziichtigungsrecht Fremder gegen Ungezogenheilten Unerwachsener 
auf der StraBe. 

Urteil vom 4. Dezember 1912. 

Gründe: Das angefochtene Urteil ist von Rechtsirrtum frei, der Frei- 
spruch des Angeklagten beruht auf keinem Rechtsverstoß. 

Der Angeklagte, ein Obstpächter, hat einen 12jährigen Jungen, den er 
schon mehrmals auf seinen Kirschbäumen erwischt hatte, wieder beim Plündern 
betroffen, ihn aufgefordert, herunterzukommen und ihm nicht alles kaput zu 
treten, und ihn, als er nicht gefolgt hat, mit einem Spazierstock nach dem 
Gesäß gehauen, auf die Waden getroffen, dann noch heruntergezogen und ihm 
einige Schläge aufs Hinterteil versetzt. 

$ 223a StGB. wendet das Landgericht nicht an, weil der Stock nach seiner 
Beschaffenheit und der Art der Benutzung kein gefährliches Werkzeug sei. 
Was gefährliches Werkzeug ist, hat es danach richtig beurteilt. 

Auch $ 223 StGB. schließt es aus. Den Grund, den das, Schöffengericht 
anführt, wiederholt es zwar nicht, es lehnt ihn aber auch nicht ab, so daß an- 
zunehmen ist, es wolle sich ihm stillschweigend anschließen und nur noch einen 
stärkeren Grund bringen, der der Volksauffassung näher liege. 

Nach $ 859 BGB. habe sich der Angeklagte, meint das Schöffengericht, 
der widerrechtlichen Besitzstörung durch Gewalt erwehren dürfen. Die Schläge 
seien erforderlich und notwendig gewesen, um die Störung wirksam abzuwehren. 

Das Landgericht führt einen andern Grund an, um die Rechtswidrigkeit 
auszuschließen. Nach allgemeiner, tief im Volksbewußtsein wurzelnder Über- 
zeugung habe jeder Volksgenosse das Recht, zur Ergänzung des elterlichen Er- 
ziehungsrechtes und in dessen Umfang durch Züchtigung gegen jugendliche 
Ausschreitungen vorzugehen. Mindestens dürfe ein Volksgenosse das, wenn er 
die Unart selbst wahrnehme, Eltern oder Lehrer nicht anwesend seien und eine 
sofortige Bestrafung angebracht sei. Die Schläge hätten das durch den Er- 
ziehungszweck beschränkte Maß nicht überschritten. Mindestens habe der An- 
geklagte geglaubt, ein Züchtigungsrecht stehe ihm zu. 

In diesen Ausführungen liegt kein Rechtsverstoß. Faßt man das Recht 
des Volksgenossen, wovon das Landgericht ausgeht, privatrechtlich auf, so 
bietet sich der Gesichtspunkt der auftraglosen Geschäftsführung der ($ 677 ff. 
BGB.). Ein Eingriff in fremde Rechtsgüter ist nicht rechtswidrig, wenn er sich 
in den Grenzen des $ 677 BGB. hält. Eine Handlung, die das Recht billigt, 
kann nicht verboten sein. Das gilt nicht nur fürs Privatrecht, sondern auch 
fürs Strafrecht. (Zitelmann, Ausschluß der Widerrechtlichkeit, Archiv f. ziv. 
Praxis, 99, S. 110). 

Die Tatsachen, die das Landgericht festgestellt hat, entsprechen den 
Voraussetzungen des § 677. In seinen Ausführungen liegt, daB der Angeklagte 
die Erziehungsptlicht der Eltern hat erfüllen wollen: im Umfang und in Ergän- 
zung des Elternrechts habe er gehandelt, als er ihren Jungen gezüchtigt habe. 
Der Vater war nicht anwesend, konnte also nicht einschreiten. Dieses Handeln 
für die Eltern darf nicht mit ihrem wirklichen oder mutmaßlichen Willen in 
Widerspruch stehn und muß so geschehen, wie ihr Interesse mit Rücksicht auf 
ihren wirklichen oder mutmaßlichen Willen fordert. (§ 678 BGB.) 

Darüber, ob eine Geschäftsführung — hier daß statt des Vaters auf der 
Stelle ein anderer gezüchtigt hat, — erlaubt ist und die Widerrechtlichkeit 
aufhebt, entscheidet das Interesse des Vaters. Zunächst und in erster Linie 
dieses objektiv betrachtet, mitbestimmend ist aber auch die subjektive Seite 
nämlich, welche Neigungen und Ziele er hat. Steht schon allgemein das ob- 
lektive Interesse bei der Beurteilung voran. so gilt das da besonders, wo es sich 
um Fragen der Erziehung handelt. Der einzelne kann da nicht nach seinem 
Belieben vorgehen, sondern muß sich in vieler Beziehung dem Willen der All- 
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gemeinheit fügen. Überhaupt aber sind bei Bewertung des Interesses maß- 
gebend die Lebensgewohnheiten, die allgemein oder in bestimmten Kreisen 
herrschen, und die Anschauungen, die einer Zeit die Richtung geben. 

Ein Vater hat für Erziehung seines Jungen zu sorgen, er muß u. U. auf- 
kommen, wenn der Junge durch strafbare Handlungen Schaden stiftet. Des- 
halb muß dem verständigen Vater daran liegen, daß, wenn er selbst einen 
Unfug nicht wehren kann, andre ihn vertreten und dafür sorgen, daß seine 
Lasten nicht vergrößert, sondern der Unfug, der sie hervorruft, möglichst ver- 
hütet wird. Einige Stockschläge auf handhafter Tat gelten immer noch als 
gutes Mittel, 12jährigen Jungen Gelüste zu Diebereien und Sachbeschädigungen 
auszutreiben. Die andern Jungen, die mit auf den Baum gestiegen waren, 
haben auch Hiebe bekommen, ihre Väter haben sich nicht beschwert, die Hiebe 
haben also die Leute seinesgleichen als etwas berechtigtes empfunden. 

Zucht und Ordnung im heranwachsenden Geschlecht zu schaffen, wird 
immer mehr als Aufgabe der Allgemeinheit angesehen und immer mehr gebilligt, 
ja sogar gefordert, daß auch der einzelne sein Teil dazu beiträgt. Wo der einzelne 
sieht, daß Vernachlässigung eintritt und andere Mittel nicht zur Hand sind, 
muß er auch selbst eingreifen. 

Daß der Vater des Jungen die Anschauungen der Allgemeinheit nicht teile, 
dafür lag nichts vor. Er war nicht etwa dafür bekannt, daß er alle Prügel ver- 
urteile, er war nicht in Feindschaft mit dem Angeklagten, so daß zu vermuten 
gewesen wäre, er würde seine Hilfe als unerbeten und unerwünscht zurück- 
weisen. 

Ein entgegenstehender Wille war nicht erkennbar, als der Angeklagte den 
Jungen züchtigte. Daher braucht nicht geprüft zu werden, ob nicht nach § 679 
BGB. die Züchtigung trotzdem berechtigt gewesen wäre, weil es im öffentlichen 
Interesse gelegen hätte, daß eine Strafe sofort eintrete. 

Von bewährter Lehre und Überlieferung werden diese Rechtsgrundsätze 
geteilt. 

So sagt Binding, Strafr. S. 800: die tägliche Beobachtung zeige, wie eine 
Geschäftsführung — aber nicht für den wirklichen, vielleicht höchst verderbten, 
sondern für den normalen Vater — durch Rüge und nötigenfalls durch Züchti- 
rung gegen eine außerhalb des Hauses zuchtlos auftretende Jugend nicht nur 
veübt werde, sondern in bestimmtem Umfang geübt werden müsse. So auch 
Zitelmann a. a. O. Ebenso das Oberlandesgericht Braunschweig, DJZ. 05, 752. 

Nach diesen Grundsätzen ist das Urteil des Landgerichts unangreifbar. 

Nehen den Gedanken des abgeleiteten — privatrechtlichen — Züchti- 
gungsrechts tritt beim Landgericht aber noch ein anderer. Er klingt aus den 
Worten hervor: zur Ergänzung des elterlichen Erziehungsrechts — also nicht 
in dessen vermuteter Ausübung — hätten die Volksgenossen ein Erziehungs- 
und Züchtigungsrecht. Damit will es das Recht nicht jemand Fremdem zu- 
sprechen, wer es auch sei, sondern dem Volksgenossen als solchem, dem Gliede 
der Gemeinschaft, die zur Pflege der Wohlfahrt des Volks zusammengeschlossen 
ist. An anderer Stelle bezeichnet es das Recht ausdrücklich als öffentlich- 
rechtlicher, nicht privatrechtlicher Art. 

Auch dieser Gesichtspunkt, der der Sache ohne weitere Umschweife, 
nicht durch Verknüpfung von Vorstellungen bloß gedachter Rechtsgebilde, 
sondern auf grund der Anschauung des Lebens und seiner Gegensätze und des 
Bedürfnisses, sie zu lösen, beikommt, verdient sehr wohl Billigung in den Grenzen, 
die das Landgericht zieht. 

Die heranwachsende Jugend muB zu Ordnung und Zucht erzogen werden, 
sie muß zu tüchtigen Mitgliedern der Volksgemeinschaft und der Familie heran- 
gebildet werden. Wie sich in die Erfüllung der Aufgabe teilen die Familie, 
der Staat durch seine geordneten Behörden, seine einzelnen Glieder, die Volks- 
genossen in freiwilliger Hilfeleistung, das hängt von dem Kulturstand, den 
Staatseinrichtungen, vor allem den Anschauungen über die Staatszwecke ab, 
die sich jede Zeit Dildet. Unsere Zeit und Staatsauffassung hat sich längst los- 
gemacht von dem Gedanken der Patria potestas des römischen Rechts. Bei 
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uns hat der Staat viele Aufgaben der Erziehung übernommen, die früher dem 
Vater oblagen, und zwar aus eigenem Recht, weil seine Aufgabe ist, die Wohl- 
fahrt des Volks zu pflegen und damit auch die Jugend, auf der die Zukunit 
beruht. Die Erziehung zu tüchtigen Gliedern der menschlichen Gesellschaft 
ist auch Aufgabe des Staates, sagt Dernburg (Fam. Recht S. 269). Aber auch 
sonst ist die Gemeinschaftsgesinnung, die Anteil am Wohle des Nächsten nimmt, 
die für die Hebung der Jugend sorgt, die da dem Volksgenossen mehr Rechte 
gegen Zügellosigkeit fremder Kinder gibt, gewachsen, die heutige Auffassung 
regt sich stärker als eine frühere Zeit gegen das, was in der Öffentlichkeit an 
Ungebühr vorkommt, Tierquälereien durch Kinder usw. Selbstverständlich 
steht diesen Rechten das Eigenrecht der Eltern gegenüber. Die Abgrenzung 
ist flüssig. Das Haus ist geschützt. Der verständige Vater hat zu entscheiden. 
Aber ist der Vater nicht dabei, wenn sich in der Öffentlichkeit sein Junge rolı 
und zuchtlos benimmt, das Vergeltungsbedürfnis im Menschen sofortige Sühne 
verlangt, so kann ein Volksgenosse, jemand, der durch Beziehungen sozialer 
Natur mit der Familie verbunden ist, einschreiten. Das Ergebnis ist im Fall, 
wie er hier zu entscheiden ist, nicht anders, als wie das, das man nach privat- 
rechtlichen Gesichtspunkten zu erreichen sucht. Das Landgericht beruft sich 
auf eine allgemeine, tief im Volksbewußtsein wurzelnde Überzeugung, in der 
Rechtslehre klingt dieser Gedanke an: Binding stützt sich auf die allgemeine 
Beobachtung, daß Züchtigung geübt werde, und kommt dann dem vom Land- 
gericht vertretenen Grundsatz noch näher, indem er sagt: sie muß geübt werden; 
nicht die vermutete Zustimmung der Eltern — denn es kann feststehen, dal 
sie nicht zustimmen würden —, wohl aber das Interesse eines jeden, daß unser 
Gemeinwesen nicht geschädigt werde, rechtfertigt diese Art Zuchtübung. Haven- 
stein (Goltd. Arch. 51, 255) hält das Züchtigungsrecht unflätiger Straßenjugend 
gegenüber für eine Erziehungsbefugnis, die sich aus der menschlichen Gemein- 
schaft, ihren Rechten und Pflichten unmittelbar ergebe. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Becker in Jena. 


§ 21 des Automobilgesetzes vom 3. Mai 1909, § 19 der Verordnung über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910. Der Führer eines 
Kraftfahrzeugs ist nicht gehalten, an unübersichtlichen Stellen unter allen Um- 
Standen ein Signal zu geben. 

Urteil des 1. Strafsenats vom 12. Oktober 1912 S. 95/12. 

Der Angeklagte ist bestraft worden, weil er mit seinem Kraftwagen 
eine scharfe Straßenkrümmung am Dorfeingang von K. genommen hat, ohne 
ein Warnungssignal zu geben. Das Landgericht geht dabei von der Rechts- 
auffassung aus, der Fahrer eines Automobils mache sich verantwortlich, 
wenn er an unübersichtlichen Stellen die Abgabe eines Warnungssignals 
unterlasse. Dieser Ansicht kann der Senat nicht zustimmen. Der $ 19 der 
Verordnung von 1910 bestimmt im Anschluß an die Vorschriften über die 
Fahrgeschwindigkeit von Kraftfahrzeugen: 

„Der Führer hat entgerenkommende, zu überholende, in der 
Fahrtrichtung stehende oder die Fahrtrichtung kreuzende Menschen, 
sowie die Führer von Fuhrwerken, Reiter, Radfahrer, Viehtreiber 
usw. durch ein... . Warnungszeichen rechtzeitig auf das Nahen 
des Kraftfahrzeugs aufmerksam zu machen; auf die Notwendigkeit, 
das Warnungssienal abzugeben, ist in besonderem Maße an un- 
übersichtlichen Stellen ($ 18 Abs. 3) zu achten.“ 

Zu den unübersichtlichen Stellen gehören, wie die Bezugnahme auf 
$18 Abs. 3 klar stellt, Straßenkreuzungen, scharfe StraBenkrummungen, 
Aus- und Einfahrten, aber auch die gewöhnliche Fahrstraße nach Eintritt 
der Dunkelheit oder bei starkem Nebel. Die in diesem Zusammenhang zu 
erwähnende Besonderheit, die die unübersichtlichen Stellen bieten, liegt darin, 
daß der Führer die Nähe von Menschen, denen die Warnung gilt, häufig nicht 
erkennen kann. Die Möglichkeit der Annäherung von Menschen hat deshalb 
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die Verordnung im Auge, wenn sie dem Führer die Notwendigkeit besonders 
ans Herz legt, in dieser Lage ein Warnungssignal zu geben. 

Das bedeutet aber nicht, daß der Führer gehalten sei, an unübersicht- 
lichen Stellen unter allen Umständen ein Signal zu geben.. Hätte diese An- 
ordnung getroffen werden sollen, so würde es in der Verordnung in einer 
nahe liegenden einfachen Fassung gesagt worden sein; etwa so: an unüber- 
sichtlichen Stellen ist das Warnungszeichen stets abzugeben. Eine so weit- 
gehende Vorschrift fordert der Verkehr auch nicht, ja sie würde unter Um- 
ständen unerträglich sein. Denn einerseits hat der Führer die Fahrt an un- 
übersichtlichen Stellen so einzurichten, daß er in der Lage ist, Gewißheit 
darüber zu erlangen, ob er Menschen überholt, ihnen begegnet usw. Anderer- 
seits würde es auf eine Belästigung des Publikums hinauslaufen, wenn 
z. B. bei Dunkelheit jedes Automobil unaufhörlich die Huppe ertönen 
ließe. Eine gesteigerte Sorgfalt ist dem Führer an unübersichtlichen 
Stellen auferlegt worden. Er soll durch das Signal hier nicht nur Menschen 
warnen, die er sehen kann, sondern auch solche, die er nicht wahrnehmen 
kann, denen er sich aber möglicherweise nähert. Er verstößt fahrlässig gegen 
die Verordnung auch dann, wenn er das Warnungssignal nicht abgibt an 
unübersichtlichen Stellen, wo er nach der konkreten Lage des Falles mit 
einer Annäherung an Menschen, denen er vielleicht begegnet usw., rechnen 
muß. Dabei kommt nichts auf die Tatsache an, ob im einzelnen Falle 
Menschen in der Nähe sind; das Vergehen des § 19 ist unabhängig davon, ob 
Menschen gefährdet worden sind oder nicht. Kann sich der Angeklagte 
deshalb nicht damit verteidigen, daß die Straße an der fraglichen scharfen 
Krümmung frei von Menschen gewesen sei, so ist für seine Verurteilung 
erheblich, ob er wirklich, wie er behauptet, so langsam gefahren ist, daß 
er trotz der scharfen Krümmung jeden auf der Straße einherschreitenden 
Menschen gewahr werden und durch ein Warnungszeichen auf sein Fahrzeug 
aufmerksam machen konnte. 


Oberlandesgericht Posen. 


Mitgeteilt von Oberstaatsanwalt Zitzlaff in Posen. 


§ 108 RSIGB. — Wablfalschung durch Ungülligkeitserklärung von 
Stimmzetteln durch den Wahlvorstand ? 

Straf-Sen., Beschl. vom 17. 8. 1912 (W. 209/12). 

Das Vergehen gegen $ 108 RStGB., das in einer Annulierung gültiger 
Stimmen durch den Vorstand des Wahlgeschäfts bestehen kann, setzt einen 
rechtswidrigen Vorsatz auf Seiten des Täters voraus; d. h. der Täter muß 
wissen, daß es sich um eine ernsthafte Abstimmung in Öffentlichen Ange- 
legenheiten handelt, und daß er das wahre Ergebnis der Abstimmung ins 
Unwahre verkehrt. Die Frage, was dabei unter dem wahren Ergebnisse der 
Abstimmung zu verstehen ist, entscheidet das (Reichstags-) Wahlreglement 
vom 28. 4. 1903 (ursprünglich 28. 5. 1870) in den Bestimmungen, die sich mit 
der Gültigkeit und Ungültigkeit der Stimmzettel befassen. In dieser Be- 
ziehung führt der § 19 eine Reihe von Fällen auf, in denen die Stimmzettel 
ungültig sind. In § 19, Ziffer 5 heißt es: „Ungültig sind Stimmzettel, aus 
welchen die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen ist.“ Ob 
nun der Beschuldigte, als der polnischen Sprache mächtig und als 
Vorsitzender des Wahlvorstands, die auf den Stimmzetteln befindlichen 
polnischen Worte „W....T....,adwokat i notaryusz w Poznaniu (Posen)‘‘* 
sehr wohl verstanden hat, kann dahingestellt bleiben. Denn er hatte die ab- 
gerebenen Zettel nicht daraufhin zu prüfen, ob er für seine Person in der 
Lage war, ihren Inhalt zu verstehen, und ob er ihn verstand, sondern ob sie 
— abgesehen von seiner Person — im Allgemeinen die Person des 


* — Rechtsanwalt und Notar in Posen. 
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Gewählten unzweifelhaft erkennen ließen. Zu einer solchen Prüfung war T 
Beschuldigte, wie jeder andere Wahlvorstand, schon mit Rücksicht auf § 1 
des Wahlgesetzes vom 31. 5. 1869 verpflichtet. Dieser lautet : „Über die bi, 
tigkeit oder Ungültigkeit der Wahlzettel entscheidet, mit Vorbehalt der 
Prüfung des Reichstags, allein der Vorstand des Wahlbezirks nach Stimmen- 
mehrheit seiner Mitglieder.“ Diese Bestimmung läßt erkennen, daß es bei 
Prüfung der Stimmzettel nicht nur auf den Vorstand des Wahlgeschäfts, auf 
seine Erkenntnis ankommt, sondern auch auf die der Wahlprüfungskommission 
des Reichstags. Ob diese aber die Worte ,.adwokat i notaryusz w Poznaniu 
(Posen)‘‘ verstanden haben und die Wahlzettel für gültig erklärt haben würde, 
und ob deshalb gerade mit Rücksicht auf die Wahlprüfungskommission des 
Reichstags aus jenen Zetteln die Person des Gewählten unzweifelhaft 
zu erkennen war, konnte dem Beschuldigten zweifelhaft sein. Er hat sich 
daher nicht strafbar gemacht, wenn er, wie dies das darüber aufgenommene 
Protokoll sagt, für die Annullierung jener Zettel, weil sie die Person des Ge- 
wählten nicht unzweifelhaft erkennen lassen, eingetreten ist. 


§ 123 RSIGB. — Haustriedensbruch in einem Wabllokal. 

Straf-Sen., Urteil vom 17. 8. 1912 (S. 122/12). 

Der fast 25 Jahre alte Angeklagte hat das Reichstagswahllokal in X be- 
treten und es auf die Aufforderung des Wahlvorstehers nicht verlassen .... Es 
kann dahingestellt bleiben, ob die zur Verurteilung aus $ 123 RStrGB. nötige 
Feststellung, der Angeklagte habe nach der Aufforderung des Wahlvorstehers 
das Bewußtsein von der mangelnden Befugnis zum Verweilen besessen (vgl. 
Olshausen, Note 19 zu § 123), hinreichend erfolgt ist. Die Revision muß schon 
deshalb Erfolg haben, weil der Angeklagte nicht unbefugt im Lokal 
verweilt hat. Nach $ 9 des Wahlgesetzes für den Deutschen Reichstag vom 


34. 5. 1869, woran durch die Wahlvorschriften vom = ne nichtsgeändert 


ist, ist „die Wahlhandlung öffentlich‘. Es kann also an sich jeder im 
Wahllokal verweilen, gleichgiltig ob er wahlberechtigt ist oder nicht. Diese 
Befugnis kann der Wahlvorsteher auch nicht durch eine Aufforderung zur 
Entfernung beseitigen oder beschranken. Eine Ausnahme von dieser Offent- 
lichkeit könnte nur in besonderen Fällen vorliegen, wie bei unerwachsenen 
Personen oder einem die Wahlhandlung störenden Benehmen eines Er- 
schienenen. Ein solcher Grund ist aber nicht festgestellt. Die Auseinander- 
setzung des Wahlvorstehers mit dem Angeklagten über dessen Befugnis, als 
Beisitzer oder Vertrauensmann für seinen Vater aufzutreten, stellt sich nach 
den Urteilsfeststellungen hierüber keinesfalls als solcher Grund dar. 


88 17. I8 b Reichsvereinsgeselzes vom 19. 4. 1908. — Versammlungen 

politischer Vereine, öffentliche politische Versammlungen. 
a) Straf-Sen., Urteil vom 28. 9. 1912 (S. 148/12). 

Die Strafkammer hat die Angeklagten nach $ 17 des RVereins Ges. 
verurteilt unter der Feststellung, daß sie, obwohl sie das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hatten, in der Versammlun g eines poli- 
tischen Vereins anwesend gewesen selen. 

Die Angeklagten haben nämlich an dem am 6. 8. 1914 in M. vom Aus- 
schusse des dortigen Sokolvereins und vom Ausschusse des Turngaus ver- 
anstalteten Gauturnfest der Sokolvereine teilgenommen, indem sie in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder der Lehrlingsabteilung, die dem Sokolverein in H. 
angegliedert ist, an turnerischen Vortührungen, die im Festprogramm vor- 
gesehen waren, teilgenommen hatten. Die Strafkammer hat angenommen, 
daß es sich um eine Öffentliche Versammlung gehandelt habe, es aber 
dahingestellt sein lassen, ob hier eine öffentliche politische Versamm- 
lung vorgelegen habe, also die Angeklagten nach dem SchluBsatze des $ 17 
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des RVereinsGes. strafbar seien. Sie möchte dies mit Rücksicht darauf ver- 
neinen, daß eine Erörterung durch Rede und Gegenrede nicht stattgefunden 
habe, auch die Leistungen der Turner nicht Gegenstand öffentlicher Be- 
sprechung gewesen seien. Es habe hier aber nicht eine Veranstaltung z u 
geselligen Zwecken vorgelegen; das Turnen gehöre satzungs- 
gemäß und tatsächlich zu den Zweckaufgaben der Sokolvereine, die ihrerseits 
als politische Vereine anerkannt seien; die Angeklagten seien deshalb in der 
Versammlung eines politischen Vereins anwesend ge- 
wesen. 

Die Revision der Angeklagten ist begründet. Die Revisionsrüge, es sei 
der Begriff der öffentlichen Versammlung und der Versammlung eines Vereins 
verkannt und mit einander verwechselt, ist zutreffend. 

Das am 6. 8. 1911 abgehaltene Gauturnfest war nach der Feststellung 
des Berufungsgerichts eine Öffentliche Versammlung. Wenn auch zu der 
gleichzeitig stattfindenden Delegiertenversammlung, die lediglich einen Punkt 
der Tagesordnung bildete, nur die Delegierten gegen Vorzeigung der Legiti- 
mation Zutritt hatten, so enthielt das Programm u. a. noch folgende Punkte: 
Konzert im Garten des Stadtparks, Schauturnen (worunter die von den An- 
geklagten vorgenommenen Übungen fallen), Pyramiden mit bengalischer 
Beleuchtung und Tanz. Zu diesen Veranstaltungen hatte, wie das Berufungs- 
gericht festgestellt hat, jedermann Zutritt; es haben auch daran, abgesehen 
von den Delegierten, mehrere hundert Personen, darunter viele Frauen und 
Kinder, teilgenommen. Unter diesen Umständen lag jedenfalls, insoweit es 
sich um das Schauturnen der Angeklagten handelt, eine Vereins ver- 
sammlung nicht vor. Denn eine öffentliche Versammlung und die 
Versammlung eines Vereins sind Gegensätze, die sich begrifflich aus- 
schließen, wenn es auch im Einzelfalle zweifelhaft sein kann, wann von der 
Versammlung eines Vereins nicht mehr gesprochen werden kann, sondern das 
Vorhandensein einer Öffentlichen Versammlung angenommen werden muß. 
Die Anwesenheit Einzelner, die nicht Vereinsmitglieder sind, in einer Ver- 
sammlung eines Vereins würde allerdings diese immer noch als eine Ver- 
sammlung des Vereins erscheinen lassen können, wenn die Anwesenheit von 
Personen, die nicht Mitglieder des Vereins sind, die Vereinstätigkeit als 
solche noch in die Erscheinung treten lassen würde. Davon kann aber dann 
keine Rede mehr sein, wenn, zufolge der Öffentlichkeit unkontrollierbar, 
Personen anwesend sind, die, wie z. B. Frauen und Kinder, sich nicht einmal 
mit den Vereinszwecken befassen und jedenfalls einer Vereinsver- 
sammlung nicht beiwohnen wollen. Mag auch das Turnen in den Sokol- 
vereinen wegen seines zu erreichenden Hauptzwecks als politische Tätigkeit 
im Sinne des $ 3 des RVereins Ges. angesehen werden können, so hat das vor- 
liegende Schauturnen doch außerhalb einer Vereinsversammlung statt- 
gefunden. Auf Grund der getroffenen Feststellungen konnte daher die Be- 
strafung der Angeklagten nach $ 17 des RVereins Ges. nicht erfolgen. 

Es war deshalb das Berufungsurteil aufzuheben und die Sache zur 
anderweiten Entscheidung darüber an das Berufungsgericht zurückzuweisen, 
ob der andere Tatbestand des $ 17 des RVereins Ges. vorliegt, ob nämlich 
die Angeklagten an einer öffentlichen politischen Versammlung teil- 
genommen haben. 

b) Straf-Sen., Urteil vom 24. 4. 1913 (S. 37/13). 

Die von der Staatsanwaltschaft eingelegte Revision rügt Verletzung der 
§§ 17, 18° des RVereins Ges. durch Nichtanwendung. Sie Konnte keinen 
Erfolg haben. . 

Das Berufungsgericht geht unter Zugrundelegung der rechtlichen Be- 
urteilung, welche in dem die Sache zurtickverweisenden Urteil des Strafsenats 
vom 28. 9. 1912 ausgesprochen ist, davon aus, daß das von dem Ausschusse des 
Sokolvereins in M. und vom Ausschusse des Turngaus am 6. 8. 1914 in M. 
veranstaltete Gauturnfest, abgesehen von dem Festessen, nicht als Vereins- 
versammlung, sondern als eine öffentliche Versammlung anzusehen ist, 
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und spricht dem Gauturnfest, insbesondere dem Schauturnen, an dem die 
unter achtzehn Jahre alten Angeklagten teilgenommen haben, den Charakter 
einer politischen Versammlung ab. Es führt hierzu aus, das Gartenfest 
habe im wesentlichen aus Turndarbietungen, Konzert und Tanzvergnügen 
bestanden; es sei deshalb nicht zur Erörterung ae Angelegenheiten 
bestimmt gewesen; Reden seien überhaupt nicht gehalten; Turnübungen 
stellten, möge in ihnen auch ein Einwirken auf politische Angelegen- 
heiten gefunden werden, niemals ein Erörtern derselben dar. 

Diese Ausführungen lassen eine Gesetzesverletzung nicht erkennen. 

Unter einer politischen Versammlung, an welcher nach § 17 
des RVereins Ges. Personen unter achtzehn Jahren nicht teilnehmen dürfen, 
sind nach der maßgebenden Definition des $ 5 dieses Gesetzes Öffentliche 
Versammlungen zur Erörterung politischer Angelegenheiten zu ver- 
stehen. In welcher äußeren Form diese Erörterung stattfindet, ist allerdings 
ohne Belang, so daß die Erörterung auch durch Singen und szenische Dar- 
stellungen, insbesondere Lichtbilder erfolgen kann. Immerhin muß es sich 
aber dabei nach der feststehenden Rechtsprechung des Reichsgerichts, des 
Kammergerichts und des Oberverwaltungsgerichts um bestimmte politische 
Angelegenheiten handeln, die durch die Vorführung zum Gegenstande prin- 
zipieller sachlicher Untersuchung und Auseinander- 
setzung gemacht werden. Es ist deshalb z. B. das Singen von Liedern, 
die zweifellos eine sozialdemokratische Gesinnung verraten, in einer von einem 
sozialdemokratischen Verein einberufenen öffentlichen Versammlung nicht als 
eine Erörterung politischer Angelegenheiten aufgefaßt worden. Eine solche 
kann aber noch weniger in einem bloßen Schauturnen gefunden werden. 
Nur ganz besondere, hier nicht vorliegende Nebenumstände könnten zu einer 
anderen Beurteilung von Turndarbietungen führen. 

An diesem Ergebnisse vermag auch der Umstand nichts zu ändenr, 
daß — wie der Strafsenat in dem Urteile vom 27. 4. 1912*) ausgesprochen hat — 
das Turnen ein Mittel zur Erreichung politischer Ziele sein und deshalb in dem 
Turnen eines Vereins ein Einwirken auf öffentliche Angelegenheiten 
im Sinne des $ 3 des RVereins Ges. gefunden werden kann, das den Verein 
zu einem politischen stempelt. 


§ 170 RSIPO. — Zulässigkeil des Antrags auf gerichtliche Entscheidung. 

Straf-Sen.. Beschl. vom 14. 9. 1912 (W. 235/12). 

Auf die Strafanzeige des A hat der Amtsanwalt den Antragsteller durch 
Verfürung vom 27. 2. 1912 ablehnend beschieden. Gegen diesen Bescheid hat 
der Antragsteller bei dem Ersten Staatsanwalt Beschwerde eingelegt. Diese 
ist durch Bescheid vom 26. 3. 1912, zugestellt am 30. 3. 1912, zurückgewiesen 
worden. Demnächst hat der Antragsteller durch Schriftsatz vom 10. 5. 1912 
die Anstellung weiterer Ermittelungen bei dem Ober-Staatsanwalt beantrart. 
Hierauf hat der Erste Staatsanwalt, an den der Oberstaatsanwalt die Sache 
abgegeben hatte, nach Anstellung weiterer Ermittelungen durch Verfügung 
vom 23. 6. 1912 den Antragsteller beschieden, daß er keinen Anlaß habe, vom 
Bescheide des Amtsanwalts vom 27. 2. 1912 abzugehen. Hiergegen hat der 
Antragsteller durch Schriftsatz vom 5. 7. 1912 Beschwerde eingelegt, die der 
Oberstaatsanwalt durch Verfügung vom 19. 7. 1912 zurückgewiesen hat. 
Gegen diesen Bescheid hat der Antragsteller den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gestellt. 

Dieser Antrag war für unzulässig zu erklären. Nach § 170 RStrPrzOrdng. 
sind die Voraussetzungen, unter denen gegen einen die Erhebung der offent- 
lichen Klare ablehnenden Bescheid der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zulässie sein soll, dahin bestimmt, daß der binnen bestimmter Frist zu stellende 


*) Vel. Goltd. Arch. 60, 333. 
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Antrag sich richtet gegen einen Bescheid, der nach Ablehnung der Straf- 
verfolgung durch die Staatsanwaltschaft auf Grund einer gegen diese Ab- 
lehnung rechtzeitig eingelegten Beschwerde von der vorgesetzten Behörde - 
der Staatsanwaltschaft erlassen worden ist. Als solcher Bescheid käme hier 
nur die Verfügung des Ersten Staatsanwalts vom 26. 3. 1912 in Betracht, 
da diese auf Beschwerde gegen den Bescheid des Amtsanwalts ergangen ist. 
Der Bescheid des Oberstaatsanwalts vom 19. 7. 1912 dagegen ist erlassen 
worden gegenüber einer Entscheidung des Ersten Staatsanwalts, also im 
Wege eines weiteren Beschwerdeverfahrens gegenüber der Nachprüfung der 
Sache durch den Ersten Staatsanwalt, ohne daß überdies auch eine Ent- 
scheidung des Amtsanwalts als erster Instanz ergangen wäre. Dieses Be- 
schwerdeverfahren, das zwischen den einzelnen Instanzen der Staatsan- 
waltschaft zulässig ist, ohne daß irgendwelche formalen Voraussetzungen 
vorzuliegen brauchen, geht seinen von der Bestimmung des §170 RStrPrzOrdng. 
unabhängigen Weg, ohne eine gerichtliche Entscheidung anders als unter den 
Voraussetzungen des § 170 RStrPrzOrdng. zuzulassen. (Vgl. Lowe, Noten 2a 
und 3 zu § 170.) 


Miszellen. 


Fälle hoch erscheinender Gesamtzuchthausstrafen bei 
an sich zu billigenden Einzelstrafen. 
Von Richard Ueberschaer, Leipzig. 


Ist auf eine langjährige Zuchthausstrafe erkannt, so glaubt man zunächst 
an das Vorliegen eines Kapitalverbrechens, in zweiter Linie denkt man an die 
Bestrafung eines rückfällig gewordenen, schwer vorbestraften Diebes, Be- 
trügers oder Hehlers. Mißlich ist es, wenn der zweite Fall Platz greift und anstelle 
der Voraussetzung erheblicher Vorstrafen das Vorhandensein mehrerer rechtlich 
selbständiger strafbarer Handlungen tritt. Noch mißlicher ist es, wenn überdies 
das erkennende Gericht zu den Gerichten zu zählen ist, welche die 88 74, 79 
RStGB. in einem für die Angeklagten nicht günstig zu nennenden Sinne an- 
wenden. Infolge der vorherrschenden Praxis der Gerichte, bei den mit Zucht- 
haus angedrohten Delikten, die mildernde Umstände kennen und alsdann Ge- 
fangnis zulassen, m. U. anzunehmen, — selbst in dem Zwange, zur Rechtferti- 
gung der m. U. auf Milderungsgründe zweiter oder dritter Ordnung, wie wirk- 
liche oder vermeintliche Reue, offenes Geständnis der Tat, kein genossener Vor- 
teil aus der Tat, Wiedergutmachen des angerichteten Schadens oder Versuch 
dazu, Nichtvorbestrafung wegen desselben Delikts usw., angewiesen zu sein —- 
wird allerdings die Zahl der Zuchthausstrafen überhaupt und demgemäß auch 
die der langen Zuchthausstrafen bedeutend verringert. Immerhin kommen ab 
und zu Fälle vor, in denen die Richter dem Angeklagten m. U. versagen zu 
müssen erachten und besonders bei Rückfalldelikten hohe Strafen als Einzel- 
strafen einzusetzen haben. In einem dem Verfasser letzthin bekannt gewordenen 
Falle handelte es sich um einen in den Jahren 1909 und 1911 wegen einfachen 
Diebstahls bzw. versuchten schweren Diebstahls zu 1 Woche bzw. 3 Monaten 
Gefängnis vorbestraften 26 jährigen Angeklagten, der außer einem einfachen 
Diebstahl in 11 Fällen rückfällig geworden war, und zwar charakterisieren 
sich 5 davon als schwerer Diebstahl. Man wird sich auch den Ausführungen in 
den Strafzumessungsgründen anschließen können, wonach der Angeklagte ein 
raffinierter, gemeingefahrlicher Dieb ist, der sein verbrecherisches Treiben lange 
Zeit fortgesetzt hat. daß 2 Fälle des einfachen Rückfalldiebstahlsnach der Art ihrer 
Ausführung besonders gemeingefährlicher Natur und die Strafen wegen der 
Höhe der Objekte nicht zu gering zu bemessen sind. Das Gericht warf, abge- 
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sehen von den Nebenstrafen, bei Versagung der m. U. 5mal die ihm selbst reich- 
lich erscheinende Mindeststrafe von 2 Jahren, 2mal 4 Jahr 9 Monate, 4mal 
- 4 Jahr 6 Monate und 4 mal 2 Monate Zuchthaus, insgesamt also 19 Jahr 8 Monate 
Zuchthaus aus, die gemäß § 741.c. auf 8 Jahr Zuchthaus zusammengezogen 
wurden. Angesichts solcher Fälle möchte die Frage zu erörtern sein, ob beim 
Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen das vom Vorentwurf wie auch 
vom Gegenentwurf als Schutzmittel gegen allzulange Freiheitsstrafen vorgesehene 
Höchstmaß von 15 Jahren Zuchthaus ohne Einschränkung genügt. Sollte nicht 
vielmehr das Strafgesetzbuch schon in Rücksicht auf die hohen Minimal- 
strafen bei Versagung der m. U. eine zweite, sich in der Regel viel niedriger 
gestaltende Höchstgrenze für eine Gesamtstrafe bezüglich Zuchthaus fest- 
setzen, welche die dreifache Dauer der verwirkten höchsten Einzelstrafe nicht 
übersteigen soll, für den Fall, daß der erkennenden Zuchthausstrafe weder eine 
solche noch eine Gefängnisstrafe von über 3 Jahren vorausgegangen ist. Für 
eine solche Gesetzesbestimmung dürfte d. E. die Erwägung ausschlaggebend 
sein, daß ein einmal nicht entdeckter Rechtbrecher, der verdorben, aber von 
der ganzen Schwere des Strafgesetzes bisher verschont, leicht zu weiteren Straf- 
taten neigt und daß die einzelnen Handlungen sich meist in verhältnismäßig 
kurzen Zeit abspielen. 


Bibliographie über Auslieferungsrecht und 
Auslieferungsverfahren. 


Zusammengestellt von Paul Hübel, K. Ministerial-Assistent, verw. in der 
Bibliothek des Staatsministeriums der Justiz, München. 


A. Einzelschriften. 


Moser, Versuch des neuesten europäischen Völkerrechts in Friedens- und Kriegs- 
zeiten, vornehmlich aus denen Staatshandlungen derer europäischen 
Mächten, auch anderen Begebenheiten, so sich seit dem Tode Kaiser 
Karls VI. im Jahre 1740 zugetragen haben. (Auslieferung: Teil 6 in 
Bd. VI. 1778.) 

Martens, Précis du droit des gens moderne de l Europe fondé sur les traites et 
usage. 2 édition. Göttingen 1801. 

Abegg, Über die Bestrafung der im Auslande begangenen Verbrechen. Lands- 
hut 1819. 

Wheaton, Elements of international law with a sketch of the history of the 
Science. 2 vols. London 1836. 

Foelix, Traité de droit international privé ou du conflit des lois de différentes 
nations en matiére de droit prive. 2. Edition. Paris 1847. 

Krug, Das Internationalrecht der Deutschen. Ubersichtliche Zusammen- 
stellung der zwischen verschiedenen deutschen Staaten getroffenen Ver- 
einbarungen über die Leistung gegenseitiger Rechtshülfe mit Anmerk. 
u. Erläuterungen. Leipzig 1851. 

Bulmerineq, Das Asylrecht in seiner geschichtlichen Entwicklung beurteilt vom 
Standpunkte des Rechts und dessen völkerrechtlichen Bedeutung für die 
Auslieferung flüchtiger Verbrecher. Dorpat 1853. 

Sir George Cornewall Lewis, Bart., On foreign jurisdiction and the extradition 
of criminals. London, 1859. 

v. Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht. Hannover 1862. 

F. Taunay, De tractaten tot uitlevering van misdadigers door Nederland 
gesloten beschouwd in verband met de vremdelingemoch ent art, 8, 9. 10 
van het wetboek van strafvordering. Academisch proefschrift. Amsterdam 
1872. 

— Deutsche Ausheferungsvertrige. Korrekter Abdruck der vom Deutschen 
Reiche, vom früheren Norddeutschen Bunde, von Preußen und von Elsaß- 
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Lothringen mit auswärtigen Staaten über die Auslieferung flüchtiger 
Verbrecher abgeschlossenen, z. Zt. noch in Kraft bestehenden Verträge 
und der dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen. Berlin 1875. 
Bag. Staatsverträge und Gesetze als Quellen des Völkerrechts. Dorpat 
7 


— Sammlung der bisher von Spanien geschlossenen noch in Kraft befindlichen 
Auslieferungsverträge., 1878. 

Starr, Die Rechtshülfe in Österreich gegenüber dem Auslande. Wien 1878. 

— Auslieferungsverträge, welche die Niederlande mit deutschen und außer- 
deutschen Staaten geschlossen haben. 1878. 

Harbord, Jets over uitlevering van misdadigers. (Wet van 6. 4. 1875). Aca- 
demisch proefschrift (Utrecht). Amsterdam 1879. 

Sir Robert Phillimore, Commentaries upon international law. 3. edition. 
4 vols. London 1879/89. 

Spear, The law of extradition, international and interstate. Albany 1879. 

Holtzendorff, Die Auslieferung der Verbrecher und das Asylrecht. (Sammlung 
gemeinverständl. wiss. Vorträge, hrsg v. Virchow u. Holtzendorff. Heft 
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Besprechungen. 


Von Josef Kohler. 


Wilhelm von Scholz. Merkwürdige Verbrechen inakten- 
mäßiger Darstellung von Anselm Ritter von Feuer- 
bach. Verlag Georg Müller, München/Leipzig, 1913. 

Wer Anselm von Feuerbach nur als Juristen kennt, kennt den außer- 
ordentlichen Mann nur nach der einen Seite hin. Wie groß er als Psycholog, 
als philosophischer Denker, wie groß er aber insbesondere auch als 
deutscher Schriftsteller ist, wird, wie aus anderen Werken, so insbe- 
sondere aus dem Buch: Merkwürdigre Verbrechen klar, von denen eine Aus- 
wahl in dankenswerter Weise dem deutschen Volke dargeboten wird. Alle 
kennen den Pitaval und wissen von der romanhaften Kunst, mit welcher hier 
aus Wirklichkeit und Dichtung eine Reihe spannender Gemälde entwickelt 
wurde, welche zum Gemüte des Lesers sprechen: aber man wird bei dem 
Pitaval die Idee des erkünstelten, literarisch aufgebauschten nicht los: und 
doch ist der psychologisch kulturhistorische Stoff so tragisch und greift so sehr 
an unser Herz, daß wir die literarischen Pikanterien als eine wenig passende 
Zutat empfinden. Im Gegensatz dazu steht Feuerbachs Schilderung von Rechts- 
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fallen; es sind meistens solche, bei denen er an den begnadigenden Fürsten 
zu berichten hatte. Überall der gewaltige Jurist, der Staatsmann und dabei 
der feine Psycholog, der große Kriminalist, der es nicht verschmäht, in jedem 
-Einzelfalle die tiefsten Seiten des menschlichen Herzenslebens ans Licht zu — 
ziehen, um dem Unglücklichen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Dazu ist 
die Darstellung von Göthe’scher Einfachheit und Größe, so daß die Berichte 
schon als Denkmäler der Literatur eine hervorragende Stellung einnehmen. 
Als Beispiel der unerreichbaren Psychologie und Darstellungskunst will ich nur 
zwei wichtige Fälle anführen: 

„Was sie mit dem Gift befreundete, war überhaupt nur das frohe Gefühl 
unwiderstehlicher Macht, die ihren tückischen Stolz kitzelnde Freude, eine 
Kraft zu besitzen, womit sie jede Beschränkung nach Gefallen umwerfen, jeden 
Zweck erreichen, jede Neigung befriedigen und, indem sie damit über das Wohl 
und Dasein anderer Menschen gebot, gleichsam in die Pläne des Schicksals 
zerstörend eingreifen und dieses nach ihrem Gefallen lenken konnte. Gift war 
ihr der magische Szepter, womit sie unsichtbar diejenigen beherrschte, welchen 
sie sichtbar dienen mußte; Gift vertrat ihr die Stelle eines Zauberstabs, wo- 
mit sie das goldene Tor ihrer letzten Hoffnungen sich öffnete.“ 

„Aber nichts trüglicher als solche Gemeinplätze bei Beurteilung mensch- 
licher Handlungen! Nichts irriger als die Meinung, nur ein Bösewicht sei eines 
großen Verbrechens an der Menschheit fähig, nur in einem schändlichen Gemüt 
könne eine Schandtat keimen, nur durch das Gebiet des Lasters gehe der Weg 
zu solchen Verbrechen. Niemand wird freilich plötzlich ein anderer als er war; 
aber vieles ist er, was er nicht scheint, vieles scheint er, was er nicht ist; vieles 
liegt in ihm verschlossen, verborgen vor ihm selbst, was sich erst bei Zeit und 
Gelegenheit in Kraft und Taten äußerlich offenbart. Der gewöhnliche Mensch 
der Erfahrung, selbst der sogenannte gute Mensch, ist gemeiniglich nur von 
negativer Güte. Er ist unschuldig, weil ihn keine Schuld belastet, er heißt gut, 
weil er noch keine, oder noch nicht hinreichend starke Veranlassung dazu ge- 
funden hat. Was er ist, das ist er durch seinen Instinkt, durch die natürliche 
Gutmütigkeit seiner Neigungen, welche ihn, unschuldigen Gemüts, friedlich 
rechtlich den geraden Weg fortleiten. Aber irgend eine hervorstechende Neigung 
werde an einem Gegenstand, den Zeit und Umstände darbieten, zur Leiden- 
schaft entzündet, irgendeine Lieblingsmeinung, irgendeine einseitige Richtung 
des Gemüts treffe auf einen besonderen Zweck des Begehrens und hefte sich an 
ihn mit innigem heißem Verlangen. — Plötzlich, unvermutet und unvorbereitet 
ist dann das innere Gleichgewicht zerrüttet, und alles stürzt, aus seinen Fugen 
getrieben, der Stützen beraubt, dahin, wohin die Übermacht es drückt.“ 


Der Pitaval der Gegenwart, herausgegeben von Prof. R. Frank, 
Polizeipräsident G. Roscher und Reichsgerichtsrat H. Schmidt. Ver- 
lag J.C. B. Mohr, Tübingen, 1913. 

Der Pitaval ist ebenso unsterblich wie das Interesse an der Verbrecher- 
welt, aber natürlich wird man heutzutage die romanhafte Einkleidung Pitavals 
und die ganze Unterhaltungstendenz, aus der jenes unvergängliche Werk ent- 
standen ist, beiseite lassen. Die Kriminalistik ist zu ernst, ‘als daß sich mit 
ihr spielen ließe, und die seelischen Vorgänge, die hier walten, haben ein so 
großes Interesse, daß sie keiner Einkleidung bedürfen. Verdienstlich ist es be- 
sonders, wenn wissenschaftlich psychologische, kriminalistische Betrachtungen 
beigefügt werden. Eine solche lehrreiche Quelle ist die Fortsetzung des Pitavals, 
mit der nunmehr der 7. Band abgeschlossen ist und der 8. Band beginnt. In 
dem 1. Hefte des 8. Bandes machen wir besonders aufmerksam auf den Beitrag 
von Voß, Aufforderung zur Teilnahme am Brudermord, und auf die beige- 
fügten kriminologischen Bemerkungen. 
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Wolfgang Röhricht. Die rechtliche Natur der An- 
stiftung. Verlag Schletter’sche Buchhandlung, Breslau, 1913. 

Was das gegenwärtige Recht betrifft, so sind die Ausführungen des Ver- 
fassers, namentlich auch die gegen mich gerichteten Bemerkungen unzutreffend. 
Man sollte, nachdem man längst im Zivilrecht eine freiere Auslegung des Ge- 
setzes begonnen hat, einmal aufhören, sich im Strafrecht an den Wortlaut zu 
halten. Was die lex ferenda betrifft, so bietet der Verfasser manches Bemerkens- 
werte. Es ist ja ganz sicher, daß das künftige Recht sich auf den von mir be- 
zeichneten Standpunkt stellen wird, wonach der Anstifter nichts anderes als 
eine Art von mittelbarem Täter ist, und daß hierbei die Art und Weise der Mit- 
wirkung des „lebenden Werkzeuges‘, d. h. des Angestifteten sehr in Betracht 
kommt, versteht sich von selber. Wenn A. den B. zum Mord angestiftet hat und 
die dem B. eingeflößten Motive vollkommen weggefallen sind, so daß er dann 
den Mord aus anderen Gründen begeht, so ist selbstverständlich A. (als Anstifter) 
straflos, denn er hat nun nicht mehr durch ein lebendes Werkzeug gehandelt; 
und wenn A. in Überlegung den B. zum Mord anstiftet, während B. die Tat im 
Affekte begeht, so ist A. sicher als Mörder, nicht als bloBer Totschläger zu be- 
handeln. Wenn A. den B. zum Mord des X. anstiftet und dieser die Anstiftung 
mißversteht und glaubt, daß Y. gemeint ist und daraufhin den Y. tötet, so 
liegt allerdings eine aberratio vor; aber gerade auch bei dieser aberratio haftet 
nach richtiger Ansicht der Täter für den Erfolg, soweit er dem von ihm 
vewollten Erfolge äquivalent ist. 


Fortsehritte der Peschoiede und ihrer Anwendungen, unter Mitwirkung 
von Privatdozent Dr. Wilhelm Peters, herausgegeben von Prof. Karl 
Marbe. Verlag B. G. Teubner, Leipzig. 

Inwiefern kann ein Führer des Eisenbahnzuges verantwortlich gemacht 
werden, wenn ein Entschluß im schnellsten Tempo zu fassen ist und er die 
Fassung des Entschlusses versäumt hat? Kann er sich darauf beziehen, daß 
eine solche Fassung so schwierig war, daß trotz pflichtmäßigen Verhaltens 
die kurze Frist versäumt wurde? Dies führt uns auf das Gebiet der experi- 
mentellen Psychologie, insbesondere auf die Frage, wie schnell die Entschlüsse 
momentan gefaßt werden können und bei Personen, die auf einen schwierigen 
Posten gestellt sind, gefaßt werden müssen. Was bisher nur durch ein Tasten 
der Empirie bemessen werden konnte, ist nunmehr Gegenstand wissenschaft- 
lich psychologischer Forschung. Auf diesem Gebiete bewegt sich die erste 
der Abhandlungen, während die zweite die leidige Frage behandelt, ob, nament- 
lich bei Unzuchtsdelikten, der Aussage der Kinder zu glauben ist. Der Ver- 
fasser macht mit Recht darauf aufmerksam, daß, abgesehen von der Unglaub- 
wurdigkeit der Kinderaussagen, sich schon daraus große Schwierigkeiten ergeben, 
daß bei Protokollierung der Aussagen das Gesagte nicht wörtlich wiedergegeben, 
sondern durch den protokollierenden Untersuchungsrichter stylistisch verar- 
beitet wird, wodurch natürlich sehr vieles von der Ursprünglichkeit der Aus- 
sage verloren geht. Er macht den Vorschlag, daß bei Kindervernehmungen 
Fragen und Antworten stenographiert werden sollen. Die größte Vorsicht 
hei der Aussare der Kinder walten zu lassen, dazu mahnt wiederum der Fall, 
von dem der Verfasser in seiner zweiten Abhandlung ausgeht. 


August Homburger. Lebensschicksale geisteskranker 
Strafvefangener. Verlag Julius Springer, Berlin, 1912. 

Eine namentlich auch für die Charakteristik der Haftpsychose bedeutungs- 
volle Schrift. 

Ewald Stier. Wandertrieb und pathologisches Fort- 
laulen bei Kindern. Verlag Gustav Fischer, 1913. 

Der anormale Wandertrieb der Kinder steht häufig mit Schwachsinn oder 
Epilepsie in VerDindung und ist als pathologische Erscheinung zu bekämpfen, 
Der Verfasser empfiehlt Anstandsbehandlung, insbesondere Fürsorgeerziehung, 
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unter Umständen auch die psychiatrische Klinik. Der Wechsel des Milieus 
ist nur bei nichtpathologischem Fortlaufen von Bedeutung, und diese Fälle 
sind nicht sehr häufig. Der Verfasser operiert mit einem reichhaltigen Material. 
Auch diese Studien sind dem Kriminalisten sehr zu empfehlen. 

Walter Jellinek. Gesetz, Gesetzanwendung undZweck- 
mäßigkeitserwägung. Verlag J.C. B. Mohr, Tübingen, 1913. 

Nachdem die freie ae auf allen Gebieten im Siegeszug 
begriffen ist und insbesondere die schöpferische Kraft der Jurisprudenz tat- 
sächlich keinen Zweifel mehr findet, abgesehen natürlich von etlichen ‚„Zurück- 
gebliebenen‘, treten nach gut deutscher Sitte Stimmen auf, welche uns an die 
alten Ideen festzuheften suchen, indem man durch die merkwürdigsten Deu- 
tungen den alten Satz von dem Willen des Gesetzgebers festzuhalten sucht. — 

Armer Gesetzgeber, was du alles gewollt haben sollst! Ist doch der Jurist 
nichts anderes als ein Historiker, der ermitteln soll, welches dein Wille war, 
oder vielmehr der Gehirnphysiolog, der die Nervenstränge des Gesetzgebers 
mikroskopisch zu untersuchen hat! 

Allerdings, dies oder jenes hat der Gesetzgeber nicht gewollt; aber wenn 
er daran gedacht hätte, hätte er es gewollt. Oder dies oder jenes hat der Gesetz- 
geber gewollt, aber er hat es eben gewollt in der Gesamtheit all der Umstände. 
welche ihn damals umgaben; mithin was künftig ist, kann anders gedeutet 
werden, denn wenn der Gesetzgeber daran gedacht hätte, so hätte er usw. 

Es verlohnt sich nicht, auf derartige Deutungen weiter einzugehen. 
die schließlich zur Anschauung gelangen, daB das Gesetz keine Lücken habe, 
weil alles direkt oder indirekt vom Gesetzgeber erfaßt sei. Und wenn wir vom 
Willen des Gesetzes im Gegensatz zum Willen des Gesetzgebers sprechen, so 
müssen wir natürlich erfahren, daß dies eine reine Fiktion ist, denn das Gesetz 
ist ja nur ein Stück Papier, das keinen Willen haben kann. -Natürlich ist auch 
die Beethovensche Symphonie nur ein Stück Partiturmanuskript, welchem 
kein Geist, keine Lust, keine Trauer innewohnt; müssen wir doch, um ihm 
einen Geist einzuhauchen, auf den alten Beethoven selber zurückgehen und 
uns klar werden, was er gedacht oder gewollt hat. 

Das sind unüberbrückbare Gegensätze. Mit einer Rechtsphilosophie 
dieser Art ist nicht weiter zu streiten. Glücklicherweise werden derartige Ver- 
suche die so siegreich eingesetzte Kraft der Jurisprudenz nicht hemmen. 


Georg Müller, Das Recht inGoethes Faust. Verlag Carl Heymann, Berlin, 1912. 

Nachdem ich seinerzeit unter dem heftigen Widerstreben der juristischen 
Welt über die Jurisprudenz bei Shakespeare und dann über die Verbrecher- 
typen bei dem großen Dramatiker geschrieben hatte, ist gar manches Erfreu- 
liche und Unerfreuliche in dieser Richtung geleistet worden. Was man seiner- 
zeit nicht verstand, nämlich, daß in jedem großen Dichter ein starkes Stück 
Jurisprudenz stecken müsse, — denn wie kann eine Kultur- und Lebens- 
schilderung geschehen unter Ignorierung des Rechtes, — das ist gegenwärtig 
dem Verständnis der Welt eröffnet. Ich hatte damals, wie so oft zu erfahren, 
daß, wer Frühling säet, in Winters Mühen lebt. Wenn manche heutzutage noch 
den welthistorischen Zug in Shakespeare nicht verstehen wollen. so können wir 
sie beiseite lassen; die Geschichte ist über sie weggeschritten. Sehr erfreulich 
war mir die anliegende Schrift. Der Verfasser hat sich mit außerordentlicher 
Liebe in Goethes Faust eingelebt und alle Punkte, die das Recht betreffen. 
geschichtlich und dogmatisch zu erörtern versucht. Daß ein solches Werk viel 
bekrittelt und manchmal auch bespöttelt wird, ist begreiflich und möge den 
Verfasser nicht bekümmern: das Verständnis des größten Mysteriums deutscher 
Zunge wird durch eine bis ins einzelne ausgearbeitete Prüfung der juristischen 
Situationen in hohem Grade gefördert, und eine solche Förderung ist noch heutzu- 
tage höchst notwendig. Ich erinnere daran, wie noch bis vor einigen Jahren der 
Vertrag zwischen Faust und Mephisto selbst von Goethekennern völlig miß- 
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verstanden wurde und man noch die Frage aufwerfen konnte, ob Faust seine 
Wette verloren habe oder nicht. Ich kann in dieser Beziehung auf meinen Auf- 
satz darüber im Goethe-Jahrbuch verweisen und kann auch der Prüfung aller 
Kultur- und Literarhistoriker überlassen, ob meine dortige Auffassung die 
richtige ist oder die im wesentlichen auf recht unhaltbare Dinge hinauslaufende 
Betrachtungsweise von Landsberg, die dort gleichfalls erschienen ist. 

Unter den zahlreichen Ausführungen des Verfassers verweise ich beispiels- 
weise auf die Bemerkungen über Aberglaube, über Assignate (S. 231 f.) u. a. 


Maximilian Freiherr zu Guttenberg, Der Strafvollzug in Deutschland unter 
besonderer Berücksichtigung von Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen 
und Baden, Kommissionsverlag der Verlagsdruckerei Würzburg G. m. b. H. 
(Kommissionär: Carl Fr. Fleischer in Leipzig), 1913. 

Es ist erfreulich, daß in der neueren Zeit die Arten des Strafvollzuges 
sorgfältig in Betracht gezogen, daß vor allem neben den sehr ungenügenden 
bundesrätlichen Bestimmungen von 1885 auch die landesrechtlichen Gefängnis- 
ordnungen einer Prüfung unterworfen werden. Der Verfasser hat den 
Strafvollzug in Bayern, Sachsen, Württemberg und Baden berücksichtigt; 
daran werden verschiedene kritische Bemerkungen angeknüpft, wobei er mit 
Recht auf eine reichsgesetzliche Regelung des Strafvollzuges hindrängt. Ich 
betrachte es als einen Hauptfortschritt, wenn man dahin gelangt, bei der. 
Behandlung des Sträflings das Persönlichkeitsrecht in den Vordergrund 
zu stellen, und wenn man von dem Grundsatze ausgeht, daß in das Persdérf- 
lichkeitsrecht nicht weiter eingegriffen werden darf, als der Zweck der Strafe 
erheischt. be aes 

Al. Kaufmann. Theorie und Methoden der Statistik. 
Verlag J. C. B. Mohr, Tübingen, 1913. 

Die Stabilität der großen Zahl beruht, was die menschlichen Verhältnisse 
hetrifft, auf der soziologischen Natur der menschlichen Gesellschaft. In der 
Soziologie tritt der Gesamtorganismus gegenüber dem einzelnen hervor und 
mit dem Gesamtorganismus eine gewisse Gleichartigkeit in der Vielerscheinung 
gegenüber der Mannigfaltigkeit der individuellen Einzelerscheinungen. Die 
Statistik ist daher nicht nur eine Hilfswissenschaft, sondern ein Zweig der 
Soziologie,! und es wird Sache der soziologischen Wissenschaft sein, die inneren 
Gründe der Gesamterscheinung in der Vielheit der Einzelerscheinungen zu er- 
kunden. Um so mehr ist das Studium der Statistik von Bedeutung. 

Sie ist also eine Wissenschaft; sie ist aber auch eine Technik, insofern 
sie die Methoden gibt, das statistische Material in einer der Wissenschafts- 
erkenntnis entsprechenden Weise zu verarbeiten. Anliegendes Werk, welches 
die Frage gründlich behandelt, ist darum für den Soziologen, aber auch für 
den Kriminalisten zu empfehlen. 


Ferner sind erschienen: 
Hermann Lucas. Anleitung zur strafrechtlichen 
Praxis. Erster Teil: Das formelle Strafrecht. Verlag Otto Liebmann, 
Berlin, 1913. (4. Aufl.) 


Carl Günther. Die Zurechnung im Strafrecht. Verlag 
Georg Wattenbach, Berlin, 1913. 


Hermann Fischer. Reinhold Köstlin. Verlag J.C. B. Mohr, 
Tübingen, 1913. Gemeint ist der Literat Köstlin, der durch verschiedene 
Novellen, Dramen und Iyrische Gedichte sich einen Namen verschatit hat. 
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Eine Erwiderung 
von 
Josef Kohler. 


Kriegsmann hat sich?) veranlaBt gesehen, tiber meinen Leitfaden des Straf- 
rechtes zu schreiben, was an sich sein gutes Recht ist; denn dieses Recht hat 
jeder, auch wenn er sich nicht durch hervorragende eigene Leistungen legi- 
timieren kann. Aber er wollte zu gleicher Zeit Belehrung geben, wie man einen 
derartigen Leitfaden fiir Studierende schreiben soll, und hat es unternommen, 
Studierende vor meinem Leitfaden zu warnen. Er wirft mir vor, daß ich die 
Ansichten und Arbeiten anderer zu wonk berücksichtige und daß es die Auf- 
gabe des Leitfadens gewesen wäre, den Stand der Literatur und damit auch 
dasjenige, was von anderer Seite behauptet wird, zum Vortrag zu bringen. 

Dies beruht auf einem unrichtigen und geradezu veralteten Standpunkt. 
Wenn ich lehre, so trage ich dasjenige vor, von dem ich nach 
reiflicher Prüfung die Überzeugung des Richtigen erlangt 
habe. Irgend eine andere Art des Lehrens wäre verkehrt. Insbesondere ist 
es verkehrt, dem Studierenden alle die Wirrsale und Unklarheiten vorzutragen, 
die gerade im heutigen Strafrecht herrschen und sich als ernsthaft zu berück- 
sichtigende Weisheit darstellen wollen. Wer nicht in der Lage ist, über solchen 
Bestrebungen zu stehen, soll kein Lehrbuch und keinen Leitfaden schreiben. 
„Wer zweifeln will, der soll nicht Iehren.‘‘ Die Art des Lehrens, die wir ehedem 
bei Renaud gehört haben: „eine Meinung, eine zweite Meinung, die allein 
richtige Meinung“, ist so veraltet wie der alte Mittermaier. Wir sind 
modern, wir sind sehr modern. Ebenso ist es nicht meine Aufgabe, 
konstruktive Zerrbilder wie die Normentheorie mit all ihren kurzatmigen Ver- 
schnörkelungen anders als Zerrbilder und als Verirrungen zu bezeichnen. Wer 
wollte heutzutage die ganze Lehre noch ernsthaft diskutieren, nachdem sie 
schon drei- und vierfach niedergekämpft ist. Und was Kriegsmann hierüber 
sagt, ist völlig bedeutungslos. 

Schließlich wird mir als Zeichen der Sorgfalt der Satz vorgehalten, womit 
ich (S. 58) die Versuchslehre einleite: „Der Versuch ist ein Begriff, der 
sich zwar auch bei orientalischen Völkern findet, aber im Abend- 
lande recht lange zu seiner Entwickelung gebraucht hat.“ Ich 
weiB nicht, was hier zu beanstanden ist. Uber die langsame Entwickelung im 
Abendlande kann der Verfasser naheres erfahren, wenn er meine Darstellung 
des Rechtes der italienischen Statuten und wenn er die italienischen Juristen 
erforscht; und was die orientalischen Völker betrifft, so kann ich aus seiner 
Mitteilung vielleicht vermuten, daB ihm ihre Rechte weniger bekannt sind, 
was ihm ja nicht zum Vorwurf gereicht; wenn er mich aber einmal hier besucht, 
dann bin ich gern bereit, ihm über chinesisches Recht ein Privatissimum 
zu lesen, woraus er erkennen möge, mit welcher Sorgfalt meine Werke verfaßt 
sind— und mit welcher Sachkenntnis oft Kritiken gegen mich geschrieben werden. 


1) In der Zeitschrift für die ges. Strafrechtswissenschaft Bd. 34, S. 750. 
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